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Wichtige Abkürzungen 


ABB 

Arbeitsstelle für Betriebliche 
Berufsausbildung 

AK 

Arbeitskraft 

AMS 

Assoziation Marxistischer 
Studenten 

BAV 

Brutto- Anlagevermögen 

BfE 

Bundesstelle für Entwicklungs- 
hilfe 

BGBl. 

Bundesgesetzblatt 

BMSR-Tedmik 

Betriebs-, Meß-, Steuerungs-, 
Regel-Tedinik 

BMWi 

Bundesministerium für Wirtschaft 

BMZ 

Bundesmini Ster ium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

BRD 

Bundesrepublik Deutschland 

CERN 

Conseil Eiirop^en pour la 
Recherche Nucleaire 

CETS 

Conference Europöenne pour Tele- 
communication par Satellites 

CSSR 

CeskoslovenskÄ socialistick^ 
republika 

DAG 

Deutsche Angestellten-Gewerk- 
schaft 

DB 

Durchführungsbestimmung 

DDR 

Deutsche Demokratische Republik 

DED 

Deutscher Entwicklungsdienst 

DGB 

Deutscher Gewerkschaftsbund 

DIW 

Deutsches Institut für Wirtschafts- 
forschung, Berlin 

DTSB 

Deutscher Tum- und Sportbund 

DV 

Deutschland-Vertrag 

ECE 

Economic Commission for Europa 

EFTA 

European Free Trade Association 

EGKS 

Europäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl 

ELDO 

European Launcher Development 
Organization 

EOS 

Erweiterte Oberschule 


ESRO 

European Space Research 
Organization 

Euratom 

European Atomic Community 

EWG 

Europäische 

Wirtschaftsgemeinschaft 

FDGB 

Freier Deutscher Gewerkschafts- 
bund 

FDJ 

Freie Deutsche Jugend 

GATT 

General Agreement on Tariffs and 
Trade 

GAWI 

Deutsche Förderungsgesellschaft 
für Entwidclungsländer 

GBL 

Gesetzblatt der DDR 

GE 

Getreideeinheil 

GST 

Gesellschaft für Sport und Technik 

GV 

Großvieheinheit 

ITWWA 

Hamburgisches Welt-Wirtschafts- 
Archiv 

IGH 

Internationaler Gerichtshof 

KPdSU 

Kommunistische Partei der Sowjet- 
union 

KW 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 

kWh 

Kilowatts timde 

LN 

Landwirtschaftliche Nutzfläche 

LPG 

Landwirtschaftliche Produktions- 
genossenschaft 

m 

männlich 

MW 

Megawatt 

NATO 

North Atlantic Treaty Organization 

NMP 

Nahrungsmittelproduktion 

OECD 

Organization for Economic Coope- 
ration and Development 

OEEC 

Organization for European 
Economic Cooperation 

RGW 

Rat für Gegenseitige Wirtschafts- 
hilfe 

SDAJ 

Sozialistische Deutsche Arbeiter- 
jugend 
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SED 

Sozialislisdie Einheitspartei 
Deutschlands 

SKE 

Sleinkohleneinheit 

UdSSR 

Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken 

UNCTAD 

United Nalions Conference on 
Trade and Development 

UNESCO 

United Nations Educational, 
Scientific, and Cultural 
Organization 

UNIDO 

United Nations Industrial Develop- 
ment Organization 


VAR 

Vereinigte Arabische Republik 

VDS 

Verband Deutscher Studenten- 
schaften 

VEB 

Volkseigener Betrieb 

VEG 

Volkseigenes Gut 

VVB 

Vereinigung Volkseigener 
Betriebe 

w 

weiblich 

WEU 

Westeuropäische Union 

ZK 

Zentralkomitee 
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Wichtige Termini 


AgraTökonom — Studtenvoraussctzujigen: Agrar- 
Politik uiid landwirtschafLlidic Betriebslehre; 
Berufsfeld ln der DDR: LPG, VBG. 

Ai f ersauf bau, Aiierssirukfur — Verteilung der Be- 
völkerung auf Altersgruppen. 

ArbeitskräftepotentiaJ — ErweTbspersonen und son- 
stige Erwerbsfähige. 

ArbeiisprocfukliVf/öi — Bnittoproduklionswert je 
BesdidfUgten^ 

Arbeitsstelle für Beiriebiiche BemtsausbUdung (ABB) 
Träger; Deutscher Industrie* und Handels- 
tag, Bundesverband der Deulsdien Induslrle, 
Bund deutscher Arbeitgeberverbände. 

Bevölkerungsdichte ^BinvfOhnüT je Flächeneinheit. 

ßruÜo-Anfage/nves/ifionen — Gesamtbetrag der 
dem verfügbaren Brutto- Anlagevermögen in 
einer Periode neu hinzugefüglen Anlagen (Bau- 
ten und Ausrüstungen). 

ßruf/o-Aniogevermögen — Wjcderbesdiarfungswert 
aller in einer Periode verfügbaren Anlagen 
(Bauten und Ausrüstungen). 

Brutto-lnlandspiodukt — Gesamtes Einkommen, das 
von allen besdiäftigten Inländern und Auslän- 
dern in einer Periode im Inland erzielt wird. 

J3ruHQ-Ne?toe//eJcf — Synonym für „Nellorelation“ 
(vgL dort), 

DruffoprodtiJctJonsweri — Summe aus Umsatz, 
selbslerslelllen Anlagen plus/mlniis Lagerver- 
änderung; enthält alle inländlsdien und auslän- 
disdien Vorleistungen. 

Bruttosozialprodukt — Summe der von Inländern 
(ständigen Bewohnern eines Staates) im Inland 
und Ausland erzielten Netloproduktionswerte 
(Bruttoproduktionswert abzüglich der für die 
Produktion verbrauchteTi Güter und Dienste) j 
bewertet zu Marktpreisen. 

Curricuf loxi — Umfaßt Unterrichtsinhalte, Unter- 
riditsmethoden, Unterriditsmaterialien sowie 
Tests zur Überprüfung, ob ein Lernziel erreicht 
ist. Im Unterschied zu Lehr- und Stoffplanen 
geht die Cuniculumcntwicklung von definier- 
ten und überprüfbaren Lemzielen aus. 

DuaJes System — Verteilung der Berufsausbildung 
auf die beiden Institutionen: Betrieb (mit vor- 
wiegend berufspraktischer Ausbildung), Berufs- 
schule (mit vorwiegend berufstheoxetisdier Aus- 
bildung}- 

Erwerbsbevölkerung, Erweibspersonen — Erwerbs- 
tätige und regiBtrierte Arbeitslose. 


ErwerbspotenfJü/ — Erwerbspersonen und sonstige 
Erwerbsfähige. 

Erwerbsquote — Anteil der Erwerbstätigen oder 
Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Arbeits- 
lose) an der Wohnbevölkerung, 

Fadischulen — Höhere technische Ausbildungsstät- 
ten und Ausbildungsstätlen für soziale und 
pädagogische Berufe. 

Pak/orprodtiJcliv/füf — Arbeilsproduklivität und/ 
oder KapitalprodukÜ vital, 

Piuchtbarkeit — Zahl der Lebendgeburten, bezo- 
gen auf die Zahl der Frauen im gebärfähigen 
AJten 

Ceburtenquote ~ Zahl der Lebendgeburten, bezo- 
gen auf die Bevölkerungszahl. 

Generahves Verha/fen — Zahl der Lebendgeburten, 
bezogen auf die Zahl der Frauen im gebärfähi- 
gen Aller. 

GesojTifwirfsdia/fi/dte ArbeifspToduklivltöt — 
Brulto-Inlandsprodukl bezogen auf die Zahl der 
im Inland besdiäftigten Personen einscfaließlidi 
Selbständige. 

GesellschaftUdieT Konsum — StaaLsverbraudi. 
Nett oauf wand des Staats für den Erwerb von 
Waren und Dienstleistungen (einsdiließlich der 
Leistungen der tn staatlidien Etnrlthlungen Be- 
sdiäftigten). 

Grundberule — Synthese von allgemeinen und be- 
ruflichen Kenntnissenj von benifstheoretischen 
und berufspraktisdien Bildungsinhalten, von 
sduiHsdien und betrieblichen Ausbildungsfor- 
men. von Erstausbildung (Grundausbildung, be- 
rufliche Spezialisierung) und Berufsweiterbll- 
düng. 

fndtis/r/esfrukfur — Anteile der einzelnen Industrie- 
rweige am Brutto-Produktionswert, an der Be- 
schäftigtenzahl und am Anlagevermögen der 
gesamten Industrie. 

/nvesh'Uonsguofe — Anteil der Brutto-Anlageinve- 
sülionen am BruLtosozialprodiikt. 

Kap/fofaus^faffung — Gemessen am Brutto-Anlage- 
vermÖgen bzw. an der Kapitalintensitäl. 

Kap/fa/infensifuf — Brutto-Anlagevermögen je Be- 
sdiäftigten. 

Kapjta/produkJivifdf — Bruttoproduktion je Einheit 
des Brut to-Anla ge Vermögens. 
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Kauffonds — Teil des verfügbaren Einkommens, der 
von der Bevölkerung innerhalb einer bestimm- 
ten Periode für den Kauf von Konsumgütera 
und Leistungen verwandt wird. 

Kaufkraft einer Währung — Sie wird bestimmt 
durch die Preise für Waren und Dienstleistun- 
gen. Beim Verbrauch der privaten Haushalte 
wird sie außerdem von Umfang und Zusam- 
mensetzung des Verbraudis beeinflußt. 

Kaufkraftparilät — Umredinungskurs zweier Wäh- 
rungen, der ihrer relativen Kaufkraft cntspridit. 

Kombinierte FaktorproduktJvität — Produktion be- 
zogen auf den kombinierten Einsatz von Arbeit 
und Kapital; audi als «technischer Forlsdirill“ 
bezeichnet. 

Kombi/ij’crfer Faktoreinsatz — Zusainmenfügung 
von Arbeits- und Kapitaleinsatz mit Hilfe ma- 
thematischer Methoden. 

Konsumquote — Anteil des privaten und öffent- 
lichen Verbrauchs am Bruttosozialprodukt; im 
engeren Sinn: Anteil des Verbraudis der pri- 
vaten Haushalte (privater Verbrauch) am 
Bruttosozialprodukt. 

Lohnquote — Anteil des Brutlo-Einkommens der 
Arbeitnehmer (einschließlich Sozialversiche- 
rungsbeilrage) am Produktionswert. 

Miffeiwerf — Gewichtetes oder ungewichtetes Mit- 
tel einer größeren Zahl voneinander abwei- 
chender Zahlen. 

Neito-Nahrungsmittelproduktion — Gesamte Nah- 
rungsmittelproduktion abzüglich eingeführte 
Futtermittel. 

Neloreiation — Verhältnis der Einkommen vor und 
nach Abzug von Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträgen. 

Nettosoziaiprodukt — Bruttosozialprodukt abzüg- 
lich verbrauchsbedingter Abschreibungen. 

Ordnungsmitlel fär die Berulsauabildung — Berufs- 
bild, Berufsbildungsplan, Prüfungs- und Berufs- 
eignungsanforderungen. 

Potentialrechnung — Mit mathematisdien Metho- 
den berechnete Fähigkeit eines Industriezwei- 
ges bzw. der gesamten Industrie oder der ge- 
samten Volkswirtschaft, bei voller Auslastung 
der verfügbaren Produktionsfaktoren eine be- 
stimmte maximale Produktion zu erreichen. 

Produklionsfaktoren — Einsatz von Arbeit und 
Kapital. 

Procfukfjvifä/sn/veau — Absoluter Brulto-Produk- 
tionswert je Beschäftigten (Arbeitsproduktivi- 


tät) bzw. je Einheit Brutto-Anlagevermögen 
(Kapitalproduktivität). 

Produktivitälsveränderung — Relation des absolu- 
ten Produktivitätszuwachses zur absoluten Pro- 
duktivität der Basisperiode. 

Progression des Steuertarifs — überproportional 
steigende Steuerbelastung bei zunehmendem 
Einkommen. 

Reiseintensität — Anteil der Urlaubsreisenden über 
15 Jahre an der Gesamtbevolkerung. 

Relative Kaufkraft — Verhältnis der Kaufkraft 
einer Währung zur Kaufkraft einer anderen 
Währung. 

Relativer Schulbesuch — Absolute Schülerzahlen 
im Verhältnis zur entsprechenden Altersgruppe 
in der Gesamtbevölkerung. 

Sozialprodukt s. Bruttosozialprodukt 

Streuung der Kopitaiintensitäten — Einordnung des 
je Beschäftigten verfügbaren Brutto-.^nlagever- 
mögens der einzelnen Industriezweige zwischen 
Minimal- und Maximalwert. 

Stuienausbildung — Berufsausbildung in mehreren 
in sich abgeschlossenen Stufen mit vollwer- 
tigem Abschluß. 

Subslitütionskomponente — Mathematisches Maß 
für den Einfluß der Veränderung von Kapital- 
intensität und Lohnquote auf die Kapitalproduk- 
tivität. 

Transporteinheiten (TE) — Fiktive Leistungseinhei- 
ten im Verkehr, die zur zusammenfassenden 
Darstellung der Leistungen im Personenverkehr 
in Personenkilomeiern (Pkm) und im Güterver- 
kehr in Tonnenkilometern (tkm) durch Addition 
beider Größen gebildet werden. 

Veriügharcs Einkommen der privaten Haushalte — 
Gesamtbetrag der Netlolöhne und -gehälter, 
der öffentlichen und privaten Einkommens- 
übertragungen (z. B. Renten, Pensionen, Kran- 
kengeld) sowie der entnommenen Gewinne und 
der privaten Vennögenseinkünfte. 

Verkehrsinfraslruktur — Verkehrswege und die 
damit funktionell verbundenen ortsfesten An- 
lagen, soweit sie durch den öffentlichen und 
individuellen Verkehr genutzt werden; im ein- 
zelnen: öffentliche Straßen, Wasserstraßen, Bin- 
nen-, See- und Flughäfen sowie Fahrwege im 
Schienenverkehr der Eisenbahn, Straßenbahn 
und U-Bahn. 

Wanderungsgravitation — Hauplrichtung der Wan- 
derungen. 
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Erläuterungen 


/. ZasammenfoBsungen 

Den Kapiteln 11 bis VIII sind kurze Zusammenfas- 
sungen der Ergebnisse vorangesetzt. Die dort in 
Klammern angegebenen Zahlen beziehen sich auf 
die Textziflern. 

2. Methodischei Anhang und Anmerkungen 

Methodische Hinweise, die für das Verständnis der 
Grundbegriffe, der Untersudiungsmethoden und der 
Systematik des Vergleichs von Bedeutung sind, sind 
im Ansdiluß an den Text der Kapitel 11 bis VlII 
jeweils im Anhang aufgenommem 

Die Anmerkungen sind in jedem Kapitel getrennt 
gezählt und jeweils den Methodischen Hinweisen 
angefügtH 

3. Tabellen und Ubersidtten 

Im üntersdiied zu den Ubersiditen, die in den Text 
eingefügt sind, finden sich alle Tabellen, vor deren 


Nummer ein A steht, im Tabellenanhang, der sidi 
durch blaues Papier vom Textteil abhebt. 

4. Textziüein 

Die den einzelnen Absdinitten vorangestellten Text- 
zilfern sollen dem schnellen Auffinden einer Stelle 
und dem Zitieren dienen* 

5h Kemizif/ernühersjdu 

Vor dem Tabellenanhang isl auf Karton eine Kenn- 
ziffernübersidit eingefügt. Sie enthält, nach Kapi- 
teln geordnet, wichtige Kennziffern zum Vergleich 
Bundesrepublik Deutschland : DDR mit dem Stand 
von 1968. 

6. Abkürzungen in Anmerkungen 

In Fußnoten zu Tabellen und in Anmerkungen wurde 
in EinzeUällen auf die vollständige Angabe von 
Institutionennamen und Buchtiteln im Interesse einer 
sdineiien Orientierung verziditet. 
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Vorwort 


Die Bundesregierung hat erstmals am Anfang des vergangenen 
Jahres zum Bericht des Bundeskanzlers zur Lage der Nation einige 
Materialien über die Entwicklung der deutschen Frage und über den 
Stand der innerdeutschen Beziehungen vorgelegt. 

Nichts hat sich seither daran geändert, daß wir Deutschen — auch 
und gerade angesichts der Teilung unseres Landes — verpflichtet 
sind, dem Frieden zu dienen. Kein Teil der Nation kann sich dem 
auf die Dauer entgegenstellen, so wenig man uns Deutschen das 
Recht auf Selbstbestimmung entziehen kann; wir wissen uns damit 
in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen. 

Es ist verständlich, daß der politische Gegensatz zwischen West und 
Ost, wo er innerhalb eines, unseres, Volkes ausgetragen wird, 
eine besondere Zuspitzung erfährt. Unser Land liegt aber in der 
Mitte Europas. Wenn der Friede in Europa sicher werden soll, müs- 
sen die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische 
Republik ihr Verhältnis zueinander friedlidi vertraglich regeln. 

Die Bundesregierung hat dazu ihre Vorstellungen dargelegt. Der 
Bundeskanzler hat sie dem Vorsitzenden des Minislerrats der DDR, 
Willi Stoph, in den 20 Punkten von Kassel Umrissen. 

Er hat die Tatsachen genannt, von denen beide Seiten auszugehen 
haben; 

■ das Bestehen zweier Staaten in Deutschland, jeder für sich unab- 
hängig in Angelegenheiten, die seine innere Hoheitsgewalt be- 
treffen, keiner imstande, für den anderen zu handeln oder ihn 
zu vertreten; 

■ den Fortbestand der besonderen Rechte und Vereinbarungen der 
vier Mächte über Berlin und Deutschland als Ganzes und die ent- 
sprechenden Verpflichtungen der beiden Staaten gegenüber den 
Mächten; 

■ die gewachsenen Bindungen zwischen Berlin und der Bundes- 
republik Deutschland; 

Er hat die Bereitschaft der Bundesrepublik erklärt, mit der DDR zur 
Regelung und Verbesserung der Beziehungen zwischen beiden deut- 
schen Staaten einen Vertrag zu schließen, der die gleiche bindende 
Kraft haben muß wie sonstige Verträge zwischen Staaten, der dem- 
gemäß den gesetzgebenden Körperschaften beider Staaten zur Zu- 
stimmung zuzuleiten wäre und — bis hin zur Ernennung von Bevoll- 
mächtigten im Ministerrang und zum Austausch von deren ständigen 
Beauftragten — dem Umgang zwischen den beiden Staaten die ge- 
hörige Form geben muß. Wie nach zwischenstaatlichem Recht müssen 
sich auch die so zu regelnden Beziehungen zwischen den zwei Staaten 
in Deutschland auf die Grundlage der Menschenrechte und dorGleidi- 
berechligung, auf das friedliche Zusammenleben und den Verzicht auf 
gegenseitige Diskriminierung gründen. 

Auf der Grundlage eines soldien Vertrages ist die Bundesrepublik 
bereit, mit der DDR gemeinsam Vorkehrungen zu treffen, um die 
Mitgliedschaft beider in internationalen Organisationen zu regeln. 
Die Bundesregierung knüpft freilich solche Vereinbarungen, vor allem 
über die Mitgliedschaft in internationalen Organisationen, an die 
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Verwirklichung der Cesamtregelung. Diese muß insbesondere auch 
die Teile des Vertrages verwirklichen, die für die Menschen in 
Deutschland ausschlaggebend sind. 

Das sind grundsä t 2 liche Verpflichtungen: 

■ Verzicht auf jede Androhung oder Anwendung von Gewalt; 

■ Unterlassung aller Handlungen, die das friedliche Zusammenleben 
der Völker stören können; 

■ Unterstützung aller Bemühungen um Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle zur Erhöhung der Sicherheit Europas; 

das sind aber auch die Fragen, die wegen der besonderen Lage in 
Deutschland geregelt werden müssen: 

■ die Erweiterung des gegenseitigen Reiseverkehrs mit dem Ziel der 
Freizügigkeit; 

■ die Zusammenführung getrennter Familien; 

■ die nachbarschaftliche Lösung der Probleme von Kreisen und Ge- 
meinden an der gemeinsamen Grenze; 

■ die verstärkte Zusammenarbeit, wo immer sie bislang beschränkt 
ist, vom Verkehr über Wissenschaft und Sport bis zur Erweite- 
rung der Handelsbeziehungen; 

■ die Beseitigung von Kollisionen zwischen den Gesetzen beider 
Staaten, um Nachteile für die Bürger beider Staaten zu vermeiden. 

Die DDR hat gegen das Angebot vertraglich zu regelnder besonderer 
Beziehungen zwischen beiden Teilen Deutschlands die Behauptung 
gestellt, daß damit nur Beziehungen der Bevormundung der DDR 
durch die Bundesrepublik gemeint sein könnten. Sie leugnet die von 
gesellschaftlichen Ordnungen und ideologischen Gegensätzen unab- 
hängige Einheit der Nation. Es wird sogar der Anspruch erhoben, daß 
nur noch in der DDR die deutsche Nation und ihr fortschrittliches 
Erbe fortbestehe. Ob aber die Nation als eine in beiden deutschen 
Staaten lebendige Wirklichkeit fortbesteht, läßt sich nicht — wie die 
DDR es tat — durch die Neuinterpretation dessen beantworten, was 
man viele Jahre lang selbst für wichtig gehalten und beschworen hat. 
Diese Frage ist vielmehr danach zu beurteilen, ob die Menschen in 
Deutschland sich als Angehörige einer Nation verstehen und ob sie 
an dieser Einheit festzuhalten gewillt sind. Zu fragen ist außerdem, 
ob die Nachbarn Deutschlands nicht doch nach wie vor alle Deutschen 
in beiden Staaten als Glieder einer Nation, als die gemeinsam haften- 
den Erben der deutschen Geschichte verstehen. 

Ich glaube, daß diese Frage bejaht werden muß. Die Bundesrepublik 
und die Deutsche Demokratische Republik müssen lernen, so mitein- 
ander umzugehen, wie ihre Nachbarn nach leidvoller Erfahrung ein 
Recht haben, es von ihnen zu erwarten. Beide Teile Deutschlands 
müssen ihre Beziehungen miteinander so gestalten, daß Spannung 
wirklich abgebaut, daß dank wirklich dauerhafter Regelungen den 
umliegenden Völkern die Sorge genommen wird, es könne sich an 
den Spannungen in Deutschland noch einmal ein Konflikt entzünden. 

Man mag die Grundsätze, von denen beide Teile Deutschlands aus- 
gehen müssen, solche der , friedlichen Koexistenz“ oder des geregel- 
ten Nebeneinander neimen. Wichtiger als die Bezeichnungen sind die 
sachlichen Forderungen: 

■ das ist die Verpflichtung zum Gewaltverzicht; alle Streitfragen 
zwischen beiden Staaten sind ausschließlich mit friedlichen Mitteln 
zu lösen; 

■ das ist die Achtung der territorialen Integrität und der Grenzen; 
sie hindert nicht die friedliche Verfolgung nationaler 21iele auf 
dem Wege von Verhandlimgen; 
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■ das ist die Bereitsdiaft zur Kooperation von Staaten mit unter- 
schiedlicher Gesellschaftsordnung zu gegenseitigem Vorteil; für 
Staaten, die einer Nation angehören, sollte dies das Kernstück 
sein; 

■ das ist auch der Mut zur geistig politischen Auseinandersetzung; 
die Respektienjng der Selbständigkeit jedes der zwei Staaten in 
Angelegenheiten, die ihre innere Hoheitsgewalt betreffen, be- 
deutet keinen Verzicht auf die kritische Auseinandersetzung auf 
dem ideologischen Feld. 

In Kassel ist ein diesen Grundsätzen entsprechendes Angebot für 
Regelungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut- 
schen Demokratischen Republik unterbreitet worden. Die Bundesre- 
gierung hat damit für das innerdeutsche Gespräch ihre ganze Absicht 
greifbar und diskutierbar gemacht. Wenn die DDR mit uns darüber 
spricht, wird sie in diesem Vorschlag kein Element von Diskriminie- 
rung oder von Bevormundung finden. Beide Seiten müssen freilich 
wissen, daß sie ein hartes Stück Arbeit beginnen, wenn sie ver- 
suchen. ein gemeinsames Vertragswerk zu schaffen. 

ln dieser Situation kommt dem mit den hier vorgeleglen wissenschaft- 
lichen Untersuchungen erstmals systematisch durchgeführten, mehrere 
wichtige Lebensbereiche umfassenden Vergleich zwischen beiden 
Teilen Deutschlands eine besondere Bedeutung zu. 

Er hat seine Vorgeschidite im November und Dezember 1969 gehabt. 
Schon damals war geplant, den im Januar 1970 vom Bundeskanzler 
erstatteten Bericht zur Lage der Nation durch eine möglichst um- 
fassende Darstellung der Lebensumstande und der gemeinsamen oder 
gegensätzlichen Probleme in den beiden Teilen unseres Landes zu 
ergänzen. Die Bundesregierung hat aber damals erkannt, daß eine 
solche anspruchsvolle Aufgabe längerer Vorbereitung bedarf; sie hat 
sich daher damit begnügt, dem Bundestag für die Diskussion des 
mündlichen Berichtes des Bundeskanzlers einige Materialien über die 
Eniwicklung der Deutschlandpolitik und über den Stand der inner- 
deutschen Beziehungen an die Hand zu geben. 

Der heute vorgelegte Vergleich soll und muß von Vertretern weiterer 
Wissenschaften so fortgesetzt werden, daß Stück für Stück jenes um- 
fassende Bild entsteht, das wir zur Orientierung und zur Selbst- 
besinnung in der so schwierig gewordenen Lage im geteilten Deutsch- 
land brauchen. 

Für den erhofften Prozeß der Regelung des Zusammenlebens wie für 
die verstärkte geistige .Auseinandersetzung, auf die wir zugehen, 
wird auch weiterhin die Wissenschaft ihren Beitrag leisten. Sie wird 
nüchtern und objektiv die Gemeinsamkeiten, Unterschiede und 
Gegensätze auch der politisdien Ordnungen, die grundverschiedenen 
Arten der politischen Willensbildung in beiden Teilen Deutschlands 
vergleichend beschreiben. Sie wird auch den Entslehungsprozeß dieser 
Ordnungen darslellen müssen; sie wird sich schließlich mit dem 
Geschichtsbewußtsein der politisciien Fühnmgskräfte in beiden Teilen 
auseinanderzusetzen haben. Auf solche Themen gerichtete Arbeiten 
sind teils schon angelaufen, teils für die nächsten Jahre geplant. Ich 
sage das, um dem Mißverständnis vorzubeugen, als ob mit den vor- 
liegenden Darstellungen die politischen Ordnungen, in deren Zusam- 
menhang die jeweils beschriebenen Tatsachen stehen, gleichqesetzt 
würden. Das war nicht die Absicht der Wissenschaftler, und auch nicht 
der Wille der Bundesregierung, die den Auftrag gab und die die 
Materialien vorlegt. 

Das muß bei den Darstellungen der Kapitel II bis VTII, die auf das 
Politische nur selten direkt zu sprechen kommen, beachtet werden. 
Das gilt aber auch für das Kapitel I, das nicht so sehr vergleicht als 
gegenüberstellt — EWG und Rai für gegenseitige Wirtschaftshilfe, 
NATO und Warschauer Pakt, Entwicklungshilfe der DDR und der 
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Bundesrepublik. Diese Gegenüberstellungen sind nicht als qualitative 
Gleichstellungen zu verstehen, auch wenn die nüchterne Sprache des 
Völkerrechtlers und des Volkswirts nicht zwecks stärkerer Unter- 
streichung der politischen Gegensätze — • oder scheinbarer Überein- 
stimmungen — nachträglich korrigiert und auch wenn mit den statisti- 
schen Quellen der DDR auch deren Terminologie benutzt wurde. 

Die Bundesregierung bejaht und begrüßt die Arbeit der wissenschaft- 
lichen Kommission, die unter Leitung von Professor Dr. Peter C. Ludz 
die hier vorgelegten Materialien erarbeitet hat. Ich habe die Bundes- 
regierung früh über den von mir erteilten Auftrag und über die von 
Professor Ludz vorgeschlagene Disposition imterrichtet. Die Bundes- 
regierung ist meinem Vorschlag gefolgt, die Konzeption des Ganzen 
zu billigen, die Arbeit der Kommission zu unterstützen und ihr 
Ergebnis dem Bundestag und dem Bundesrat zuzuleiten. 

Wissenschaftlich liegt die Verantwortung für diese Materialien — 
unbeschadet der Tatsache, daß sie dem Bundeskabinett vorgelegt und 
alle Kapitel mit fachkundigen Vertretern der Bundesregierung durch- 
gesprochen wurden — bei der von Professor Ludz geleiteten Kom- 
mission. Eine besonders intensive Zusammenarbeit zwischen Kommis- 
sion und Regierung hat sich entsprechend der Fragestellung beim 
Kapitel I ergeben. 

Es bleibt mir, denen meinen Respekt zu bekunden, die diese Mate- 
rialien in der kurzen Frist erarbeitet und dabei nicht nur vorhandene 
Daten ausgewertet, sondern auch in manchen Teilen wissenschaftlich 
Neues vorgelegt haben. Herrn Professor Ludz und den Mitgliedern 
der von ihm geleiteten wissenschaftlichen Kommission sowie allen, 
die mltgewirkl haben, spreche ich meinen herzlichen Dank aus. 

Egon Franke 

Bundesminister 

für innerdeutsche Beziehungen 
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Einleitung 


In den „Materialien der Bundesregierung zum Bericht zur Lage der 
Nation*', die dem Beridit von Bundeskanzler Willy Brandt am 
14. Januar 1970 beigegeben waren, ist betont worden, daß „fundierte 
Vergleiche“ zwisciien beiden deutschen Staaten bisher noch weit- 
gehend fehlen. Dies gilt, wie in den „Materialien“ ebenfalls hervor- 
gehoben wird, mit der Einschränkung, daß bemerkenswerte Ansätze 
für einen Vergleich der Entwicklung von Bildung, Wissenschaft und 
Forschung in beiden deutschen Staaten in den Berichten der vorigen 
Bundesregierung vom 4. August 1969 (Drucksache V/4009) und vom 
8. September 1969 (Drucksache V/4631) bereits erarbeitet worden 
sind. In den „Materialien“ von 1970 ist ferner ausgesagl worden, 
„daß die Gegensätze, die die beiden Teile Deutschlands heute von- 
einander trennen, in absehbarer Zeit unüberwindbar und prinzipieller 
Art sind**. Unter dieser Voraussetzung sind in den „Materialien** im 
vergangenen Jahr Informationen zu den folgenden Tliemen gegeben 
worden: 

I. Die Entwicklung der Deutschlandfrage und die Bindungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR 

II. Wirtschaft und Verkehr im geteilten Deutschland 

III. Innerdeutsche Beziehungen 

IV. West-Berlin und Zonenrandgebiet. 


Zur Entstehungsgeschichte 

Bundeskanzler Brandt hatte in seinem Bericht zur Lage der Nation 
am 14. Januar 1970 angekündigt, daß „verschiedenste Lebensbereiche" 
in beiden deutschen Staaten für den nächsten Bericht zur Lage der 
Nation verglichen würden. Daraufhin erteilte der Bundesministcr für 
iimerdeutsche Beziehungen Egon Franke an Professor Dr. Peter 
C. Ludz im Frühjahr 1970 den Auftrag, eine Konzeption für den 
Vergleich von wichtigen Teilbereichen in beiden deutschen Staaten 
auszuarbeilen und gleichzeitig eine interdisziplinäre Gruppe von 
unabhängigen Wissenschaftlern für die Erarbeitung der „Materialien“ 
1971 zu gewinnen. Die Wissenschaftlergruppe unter Leitung von Pro- 
fessor Ludz nahm termingemäß ihre Arbeiten auf und kormte sie 
Ende November 1970 abschließen. 

Völlige Klarheit bestand von vornherein über die Unabhängigkeit 
der wissenschaftlichen Arbeitsgruppe. Ein im Sommer 1970 zusätzlich 
gebildeter politischer Gespräefaskreis hatte lediglich beratende Funk- 
tion. Von Anfang an bestand zwischen dem Auftraggeber und den 
beteiligten Wissenschaftlern Übereinstimmung auch darüber, daß die 
Gesamtverantwortung von der wissenschaftlichen Arbeitsgruppe ge- 
meinsam mit Professor Ludz getragen werden sollte. Dies gilt für alle 
Kapitel. Alle Kapitel sind zudem vor der Drucklegung den beteiligten 
Bundesministerien zugeleitet und mit ihren Vertretern durchgespro- 
chen worden. Der besonderen Bedeutung des Kapitels I wegen hat 
sich hier eine verstärkte Kooperation zwischen den Wissenschaftlern 
und den beteiligten Bundesministerien ergeben. 
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Eine der ersten Aufgaben der WissenstiafUergruppe bestand darin, 
den Begriff „Lebensbereidi" angejnessen zu interpretieren. ,,Lebens- 
bereidie" sind die sozio-ökonomisdien GrundJagen der Politik — 
jene Gnindlagen, ohne die poliüsdies Handeln und politische Struk- 
turen in beiden deutschen Staaten gerade in ihrer Unterschiedlichkeit 
nicht deutlidi werden können. Die Ln den Kapiteln TI bis VI TJ der 
vorgelegten ^tMaterialien'* abgehandelten wirtschattlichen und gesell- 
schaftlidien Bereiche in beiden deutschen Staaten sind in diesem 
Sinn als ^ Lebensbereiche“ anzusehen. 


Grundaxiome und Wissenschaftsverständnis 

Die in den vorliegenden „Materialien" erfaßten „Lebensbereiche' in 
der Bundesrepublik und der DDR wurden nicht lediglich nebenein* 
andergestelll, sondern auf der Basis von drei Grundaxiomen ausge* 
wählt und verglichen. Diese drei Gnindaxiome lauten: 

■ Beide deutsche Wirtsdiafts- und Gesellschaftssysteme sind lei- 
stungsorientiert. 

■ Beide Wirtschafts- und Gesellschaftssysleme sind aui Wachstum 
und Modernisierung gerichtet. 

■ Beide Wirtsdiafts- und Gesellsdiaftssysterae werden durch die 
steigende Bedeutung von Wissenschaft, Forschung, Bildung und 
Ausbildung charakterisiert. 

Diese Grundannahmen über bestimmte Ähnlichkeiten beider deut- 
scher Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme können über die grund- 
legenden politischen Unterschiede zwischen der Bundesrepublik und 
der DDR jedoch nicht blnwegtauschen. 

Auf der Grundlage eines solchen Verständnisses von Ähnlichkeiten 
und Unterschieden begann die wissenschaftliche Arbeitsgruppe, das 
für einen Vergleich bestimmter gesellschafüicfaer und wirtschaftlicher 
Teilbereiche wesentliche Material zu sichten und zu ordnen. 

Die Wahl der Gründaxiome gibt Aufschluß über das gemeinsame 
Wissenschafts Verständnis der wissenschaftlichen Arbeitsgruppe: den 
kritischen Rationalismus oder, wie manche sagen, kritischen Positivis- 
mus, der in empirischer Deskription und Analyse seine Legitimation 
findet. Der kritische Rationalismus trennt Werturteile von Tatsadien- 
aussagen. Gleichwohl zielt sein Engagement auf Erkenntnis wie auf 
Reform. Mit dieser Position ist das ln der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 formulierte Progrennm für die innerdeutschen Bezie- 
hungen: „von der Konfrontation zur Kooperation", durchaus verein- 
bar. Alle Mitglieder der wissenschaftlichen Arbeitsgruppe, welche 
politische Einstellung sie im einzelnen auch immer vertreten mögen, 
haben dieses Programm als Ausdrudt des Reformwillens der Bundes- 
regierung akzeptiert. Sie haben es darüber hinaus begrüßt, daß die 
Bundesregierung die Notwendigkeit der ihnen aufgetiagenen Unter- 
suchungen erkannt hat 

Eine solche Einstellung steht der grundsätzlich skeptischen Haltung 
des kritischen Rationalismus allen Ideologien gegenüber nicht ent- 
gegen, Ideologien werden grtmdsatzlich als Elemente gesellschaft- 
licher Realität, als Fakten angesehen. Als solche müssen sie mit 
einem entsprechenden methodischen In.strumentarium untersucht 
werden. Ein solches Instrumentarium, das beim Vergleich der beiden 
deutschen Gesellschaftssysteme eingesetzt werden könnte, ist bisher 
noch nicht in befriedigender Form entwickelt worden. Aus diesem 
Grund ist ira Zuge der vorgelegten Untersuchungen keine Analyse 
der politisdi-gesellschaftlichen Normen vorgenommen worden. Die 
„Materialien" 1971 beschränken sich vielmehr auf die Erhellung kon- 
kreter gesellschaftlicher Strukturen und Prozesse. 
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Durdi seine methodische Offenheit und die Einbeziehung versdiie- 
dener Verfahren vermag der kritische Rationalismus, qualitative 
Unterschiede in beiden deutschen Gesellschaftssystemen ebenso her- 
auszuarbeiten wie ÄhnlichkeiteD oder parallele Entwicklungen. 
Dieses Differenzienmgsvermögen läßt ihn unkritische Werturteile 
ablehnen. Das bedeutet: Eine solche wissenschaftstheoretische Posi- 
tion verbietet es von selbst, 

■ die tiefgreifenden politischen Unterschiede und die politische 
Unvereinbarkeit der beiden deutschen Staaten zu verwischen? 

■ eine Gleichartigkeit oder Gleichwertigkeit von Gesellschaftsord- 
nungen dort zu behaupten, wo sie nicht vorhanden ist; 

■ dem jeweils anderen Staat die eigene gesellschaftspolitische 
Ordnung als „geschichtlich hoher entwickelte Form“ zu empfehlen. 
Ein in solcher Empfehlung zum Ausdruck kommender geschichts- 
philosophischer Determinisinus, welcher Variante auch immer, 
muß notw'endig zum ideologischen Dogmatismus führen. Er hat 
mit einer gleichermaßen kritisch wie cmpirLsch orientierten Sozial- 
wissenschaft nichts zu tun und ist deshalb von der verantwort- 
lichen Wissenschaftlergruppe einhellig abgelehnl worden. 

Das gemeinsame Wissenschaflsverständnis der Arbeitsgruppe hat es 
— vielleicht zum ersten Mal Ln der deutschen Nachkricgsgeschichle — 
ermöglicht, daß bei dieser Aufgabe nicht nur Forscher aus ver- 
schiedenen Disziplinen (Ökonomen, Juristen, Politikwissenschaftler, 
Soziologen, Erziehungswissenschaftler, Jugcndsoziologen und -Psy- 
chologen) zusammenkamen, sondern daß sich atich Spezialisten für 
die Erforschung von Teilbereichen marktwirtschaftlicher Gesell- 
schaftssysleme mit solchen für die Erforschung sozialistischer Systeme 
des Ostblocks zur Zusammenarbeit bereit fanden. Dabei konnten 
zahlreiche Fragestellungen, vor allem auch methodologische und me- 
thodische Aspekte, wie sie bei der Erforschung westlicher Wirtschafis- 
und Gesellschaflssysleme lange Jahre erprobt worden sind, für die 
vergleichende Analyse fruchtbar gemacht werden. 

Durch diese Zusammenarbeit wurde nicht zuletzt da.s gemeinsame 
Wissenschaflsverständnis erprobt. Tn der ständigen Auseinander- 
setzung mit anderen Arien des melhodischen Zugangs ist die „Offen- 
heit“ des gewähllen Frage- und Forsch11ngsansal7.es, sein undogina- 
tischer Charakter, in den Diskussionen innerhalb der Wissenschaftler- 
gruppe immer wieder unter Beweis gestellt worden. Wie die Ergeb- 
nisse der „Materialien“ zeigen, hat sich dieses Wissenschaflsver- 
ständnis an der Erarbeitung konkreten Materials bewährt. 

Die hier skizzierte wissenschaftstheoretische Position verbleibt nidit 
in der Abstraktion. Sie fordert die Einlösung ihres Anspruchs in der 
empirischen Forschung und erreicht dies durch empirische Unter- 
suchungen. So konnten — gerade aus diesem Wissenschaftsversländ- 
nis heraus — wesentliche sozio-ökonomische Grundlagen der beiden 
politischen Systeme vergleichend beschrieben und z. T. analysiert 
werden. 


Ziel der Untersuchungen 

Ein umfassender Vergleich verschiedener „Lebensbereiche“ in beiden 
deutschen Staaten kann nur sinnvoll erarbeitet werden, wenn zu- 
nächst zuverlässige und auch wirklich vergleichbare Inlormationen 
über die Bundesrepublik und die DDR zusammengeslelll werden, Ziel 
der vorgelegten Untersuchungen war es daher, zunächst einmal einen 
Ist-Vergleich ausgewählter Teilbereiche in der Bundesrepublik und 
der DDR zu erstellen. 
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Quersdmittvergleidief Prozeßvergleidie oder Typologien von Daten 
müssen späteren Forschungsarbeiten Vorbehalten bleiben. Ebenso 
konnte eine Analyse ähnlicher oder gleichartiger Probleme anhand 
international vergleichbaren Datenmaterials noch nicht geJeUtel wer- 
den* Der auf die Erbellung konkreter Strukturen angelegte Ist- 
Vergleich schließt weiterhin per definitionetn eine an sidi dringend 
erforderliche historische Analyse ebenso aus wie eine Prognose oder 
gar einen fntuxologischen Entwurf* Deshalb hat die Wissenschaftler- 
gruppe anch Aussagen etwa über Konvergenz und Divergenz der 
beiden Gesellschaftssysteme ^ — Aussagen, die nur auf Grund einer 
langfristigen historischen Betrachtung gemacht werden können — 
sorgsam vermledenp 

Die wissenschaftlldie Arbeitsgruppe hat ihre Aufgabe vielmehr allein 
darin gesehen, Unterschiede, Parallelitäten und Ähnlichkeiten in der 
Bundesrepublik und der DDR für bestimmte sozio-ökonomische Teil- 
bereidie deskriptiv-empirisch aufzuzeigen. Dies entsprach dem 
Auftrag* 


Gliederung 

Die folgenden Bereiche sind (mit den weiter unten tn dieser Ein- 
leitung aufgeführlen Einschränkungen) behandelt worden: 


Kapitel 

I: 

Kapitel 

11: 

Kapitel 

III 

Kapitel 

IV 

Kapitel 

V 

Kapitel 

VI 

Kapitel 

VII 

Kapitel VIID 


Die beiden deutschen Staaten in der Welt und ihr 
Verhältnis zueinander — Aspekte und Tendenzen 

Bevülkerungs- und Erwerbsstmktur 
Produktion und Produktivität 
Hauptfaktoren der Infrastruktur 
Einkommen, Verbrauch, Lebenshaltung 
Hauptaspekte der Sozialen Sicherung 
Bildung und Ausbildung 
Zur Situation der Jugend 


Kapitel I besitzt eine Klammerfimktion* Es madit — wenn auch nur 
in ersten Ansätzen — sichtbar, daß jede vergleichende sozio-ökono- 
mische Analyse unterschiedlicher politischer Systeme in den größeren 
Zusammenliang mtemationaler Politik eingebunden ist und inner- 
gesellschaftliche Strukturen und Prozesse stets ihren Ausdruck auch 
in der internationalen Politik finden. Im Ganzen der ^^Materialien" 
erhält Kapitel I erst dann den ihm angemessenen Stellenwert, wenn 
die Strukturen politischer, militärischer und wirtschaftlicher Verträge 
vor dem Hintergrund sozio-ökonomischer Tatbestände, wie sie in den 
Kapiteln II bis VIII herausgearbeitet worden sind, gesehen werden. 


Zur Methode 

Bei den Einzel vergleichen ist die DDR immer an der Bundesrepublik 
gemessen worden, denn der Vergleich ist in der Bundesrepublik und 
für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland erarbeitet worden* 
Bei diesem Vorgehen mußte stets berücksichtigt werden, daß die 
DDR ein kleineres Gebiet, in dem weniger Menschen als in der 
Bundesrepublik wohnen, darstellL Soweit Relationen zwischen beiden 
deutschen Staaten ermittelt wurden, sind solche absoluter Daten 
(z. B. Einwohner, Beschäftigte, Industrieproduktion) zu unterscheiden 
von Relationen relativer Daten (z, B. Einwohner je qkm, Industrie- 
produktion je Beschäftigter)^ (Zum besseren Verständnis ist deshalb 
vor Beginn des Tabeitenanbangs eine Übersicht beigefügt, die beson- 
ders wichtige Kennziffern enthält,) 
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Grundsätzlich lag dea UntersuchungeE statislisdies Primärmateridl 
zugrunde. Nur soweit erforderlich und zwedrraäßig, wurde dieses 
durdi Sekundär quellen und Sdiälzungen ergänzt. 

Als Methode der Darstellung wurde die empirisdi-statistisdie 
Deskription von vergleidibaren Materialien gewählt. (Hinweise auf 
nidit vergleidLbares Material sind in der Regel gegeben.) Wo Ver- 
gleiche nidit möglidi, für den Zusammenhang jedoth unerläßlich 
warenj wurden nadi wissensdiaftlidi übüdien Methoden Umformun- 
gen des Materials vorgenommen. (Vgl. dazu die Methodisdien Hin- 
weise zu den einzelnen Kapiteln, besonders zu Kapitel III, S, 65 ff,). 

Neben der empirisdi-slatistisdien Deskription wurde die Interpreta- 
tion als Methode verwandt — allerdings nur insoweit, als dies zum 
Verständnis der Tatbestände unumgänglidi war* Bei allen Inter- 
pretationen, insbesondere in den Kapiteln VII und VIII, wurde das 
Prinzip der Immanenz berüdcsiditigl s GeseJl.sdiaftlidie Zusammen- 
hänge wurden S 0 | wie sie sich im jeweiligen Sei bst Verständnis der 
Bundesrepublik und der DDR daistellen, zu erfassen gesudit. 

Schon durch die Verbindung von empirisdi-stalistisdier Deskription 
und Interpretation konnte bei der Erarbeitung der „Materialien" 
kein Melhodenmonisraus aufkommen. Naturgemäß ergaben die ver- 
sdiiedenen Zugänge zum Material auch keine völlig vereinheitlichte 
Darstellung* 

Jeder wissensdiafüldien Analyse ist das Bemühen um Objektivität 
eigen. Bei den vorgelegten UntersudiiLDgen sind Objektivität und 
damit der Sicherheitsgrad der einzelnen Aussagen von verschiedenen 
Faktoren, beeinträchtigt worden* Hier sind die untersdiiedlichen 
Präferenzstrukturen in der Bundesrepublik und der DDR ebenso zu 
nennen wie das unterschiedliche statistische Datenangebot. Tn der 
Rege! standen für die Bundesrepublik mehr und zuverlässigere Daten 
zur Verfügung als für die DDR. Audi die Tatsache, daß nicht Quali- 
täten (z. B* das Ausbildungsniveau von Hodisdiulstudenten in beiden 
Staaten) verglichen wurden, sondern Quantitäten (z. B* Zahl der 
Hochsdiulabsolvenlen), ließ eine definitive, alle Faktoren berück- 
siditigende Aussage häufig noch nicht zu. Der VeradiL auf eine solche 
Art von Aussagen darf jedoch nicht als subjektive Willkür ausgelegl 
wercJen. 

Die slatistisdi-geographisdien Grundeinheiten waren stets die Bun- 
desrepublik Deulsdiland einsdiließbdi West-Berliui die DDR ein- 
sdiließlich Ost-Berlin, Als Zeitraum wurden grundsätzlich die Jahre 
1964 bis 1969 gewählt? bisweilen wurde jedodi auf 1960 zurück- und 
auf 1970 vorgegriffen. Da es sidi um einen Ist- Vergleich handelt, 
wurden Retrospektiven ebenso ausgeklammert wie Prognosen. Ent- 
widtlungstendenzen wurden nur dann skizziert, wenn sie für das 
Verständnis des Ist un umgänglich zu sein schienen. 


Technische Hilfen 

Die „Materialien" 1971 bestehen aus den bereits erwähnten acht 
Kapiteln [S. 1 bisS. 1S6) und einem Tabellenanhang (S. 18? bis S* 374). 
Zusammenfassungen der Ergebnisse jedes einzelnen Kapitels sind 
— mit Ausnahme des Kapitels I — an den Anfang der Kapitel gestellt 
worden (S. 25 f., S* 49 ff., S* 71 f., S* 85 f., S. 115 ff., S* 147 T, S, 167 f.)* 

Der Tabellenanhang enthält die für alle Kapitel wichtigen Vergleidis- 
tahellen ln laufender Numerierung. Darüber hinaus sind speziellere 
Tabellen („Übersichten*) und Sdiaubiider in den Text direkt ein- 
gefügl* 
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Als LesehiUea stehen neben den Tabellen Ltn Anhang sowie den 
Ubersi<±ilen und Sdiaubildem Im Text em Glossar der wichtigsten 
Fachausdrücke (S. XVllt r,l, ein Abkürzungs Verzeichnis (S, XVII.) 
sowie eine Kennziffernubersidit (vor S. 187) zur Verfügung, Uber 
weitere Einzelheiten der drucktedinisdien Gestaltung informieren die 
«Erläuterungen'' (S, XX). 


Abgrenzungen 

Naturgeraäh stellen die hier erarbeiteten ^Materialien" eine Auswahl 
dar. Sie ist, wie bereits erwähnt^ einmal unter dem Aspekt wichtiger 
Lebens bereiche Ln beiden deutsdien Staaten getroffen worden. Dar- 
über lünaus wurde sie von verschiedenen Faktoren mitbestimmt, ln 
der zur Verfügung stehenden Zeit konnten, trotz rastloser Arbeit, 
nur die hier vorgelegten ersten Ansätze eines empirischen Vergleichs 
erarbeitet werden. Dabei war es notwendig, in den einzelnen TeiL 
bereichen auf schon erarbelleles Material zurückzugreifen. In den 
Ökonom isdien Abschnitten wurde dies durch z. T, langjährige Vor- 
arbeiten erleichtert. Neue Forschungen konnten in diesem Zeitraum 
zumeist ledig lidi angeregt, jedoch nur in einigen Fällen durdigeführt 
werden. Schließlidi waren Materiallage und -aufbereitung unter ver- 
gleichenden Aspekten bisher auf vielen Teilgebieten nicht gerade 
günstig. 

Deimodi enthalten alle adit Kapitel eine Fülle neuer Informationen 
über solche „Lebensbereiche*, die sowohl für das Verständnis der bei- 
den deutschen Gesellschaftssysteme als auch lür den Wettbewerb der 
beiden deutschen Staaten wie, schließlidi, für eine in Zukunft denk- 
bare Kooperation der Bundesrepublik mit der DDR von Bedeutung 
sind. 

Eine Reihe von Einzel Problemen und Tei lkomplexen innerhalb der 
bearbeiteten „Lebensbereidie" konnte jedoch zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht — oder nidit zureichend — erfaßt werden. Die zur 
Verfügung stehende Zeit und die schwierige Material tage [insbeson- 
dere fehlende Statistiken) ließen eine eingehendere vergleichende 
Behandlung folgender Probleme in den einzelnen Kapiteln nicht zu: 
die Analyse zentraler Begriffe der Politik (Nation, Demokratie] in 
Kapitel die Leistungsgnippenstruklur der Erwerbstätigen (Fach' 
arbeite!, an- und ungelernte Arbeiter usw,), die Entwicklung der 
BerufsstrukUiren, die Häufigkeit und die Art neuer Berufe, Mechaini- 
sierungs- und Automatisierungsgrade an Arbeitsplätzen in Kapitel ili 
die unterschiedlidie Wirtsdbaftsverlassung (vor allem die Planrings- 
und Leilungsmethoden sowie die Organisation der Wirtschaft), die 
vergleichende Erfassung der Investitionstätigkeit {die nur implizit im 
Anlagevermögen berücksichtigt worden ist) m Kapitel III; die Wetl- 
bewerbssleilung der einzelnen Energieträger (Primär- oder Sekundär- 
energie), die detailljerte Analyse der einzelnen Verkehrs bereiche, 
die regionale und die qualitative Wohnungs Versorgung in Kapitel IV j 
die Erfassung des Einkommens der Selbständigen sowie der Genos- 
senschaftsmitglieder, die Besteuerung des Einkommens von Selb- 
ständigen, Genossensdiaftsinitgl ledern und freiberulUdt Tätigen in 
Kapitel V; die Erfassung der freiwilligen Sozialleistungen, die Be- 
triebs- und Unternehmensverfassung {einschließlidi der versdiiedenen 
Formen der Mitbestimmung der Arbeitnehmer], die Rolle der Ge* 
werkschalten hei der Gestaltung der Sozialen Sicherung über die 
Organe der Selbstverwaltung hinaus in Kapitel VTj die Lehrinhalte, 
die Leistungsbeurteilung in Kapitel Vll; bestimmte Einstell ungsbe* 
reiche (Einstellungen zu Beruf, Arbeit, Religion, Sexualität), jugend- 
liche Subkulturen, Jugendkriminalität und Resozialisierung in Ka- 
pitel VllL 


XXX 



Deutscher Bundestag — - 6. Wa hl periode 


Drucksatbe VI/ 1690 


Ausblick 

Emfge für das Verständnis der Gesamtzusammenhänge in beiden 
deuLschcn Staaten wesenLüdie Bereidie sind aus methodologisdien 
und methodischen Erwägungen sowie aus Zeitgründen in diesen «Mate- 
rialien^ überhaupt nicht behandelt worden. Es handelt sich bei den 
fehlenden Sadigebieten in erster Linie um den empirisdi-deskripUveti 
Vergleich der Herrsdiaftssysteme sowie der Wirtsdiaftsordnungen. 
Weiterhin ist ein Vergleit^ der Reditssysteme, insbesondere des 
Verfassungs* und Ve rwal tu ngs rechts, des Zivil- und Farailienredits, 
des Strafredits, des Arb eits rechts, des Wirtschaftsreciils, der Justiz- 
verfassung angestrebt. In diesem Zusammenliang sollen auch einige 
Teilbereiche der Rechtswissenschaft und Rechtspraxis unter formal- 
logischen und kybernetischen Aspekten analysiert werden. 

Weiterhin steht ein empirisdi-systematischer Vergleich u, a. der Kul- 
tur- und Wissensdiüftssysteme in beiden deutsdien Staaten aus, 

Es ist Vorsorge getroffen worden, nodi in diesem Jahr mit dem 
empirisch-deskriptiven Vergleich der polilisdien Herrschaftsordnun- 
gen sowie dem Vergleich der Rechts Systeme zu beginnen. 
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Kapitel I 


Die beiden deutschen Staaten in der Welt 

und ihr Verhältnis zueinander — Aspekte und Tendenzen 


1. Bindungen 

der Bundesrepublik Deutschland 
an die westlichen, 
der DDR an die östlichen Bündnis- 
systeme 

1 . Die im Jahr 1971 bestphenden vulker rechtlichen 
Einbindungen der Bundesrepublik m die westlichen, 
der DDR in die östlichen Bündnissysteme ist das 
Resultat der Nachkriegspolitik der ehemaligen 
Siegermächle gegenüber Deutschland, das Ergebnis 
der eigensUndigen Polilik der beiden deutschen 
Staaten und schliefilidi weltpolitischer Entwicklun- 
gen. die sich außerhalb der Deutschland berühren- 
den Fragen ergeben haben. Hatte das Deutsche 
Reich im Jahr 1945 seine Souveränität verloren, so 
gewannen die 1949 in Deutsciiland entstandenen 
politischen Einheiten stufenweise und mit Ein- 
schränkungen Souveränität. Im politischen, militäri- 
schen und wirtschaftlichen Bereich wurden die 
beiden deutschen Staaten in die sich in Ost- und 
Westeuropa entwickelnden Staalengruppen teils 
gleichzeitig, teils im Verlauf der folgenden Jahre 
integriert. 


a) Politische Bindungen 

K ; 1 pg » m Iqehi n du st qv n 

2 . Als Siegerraächte des zweiten Weltkrieges be- 
trachten sich die USA, Großbritannien und Frank- 
reich einerseits, die Sowjetunion andererseits, auch 
naciidem sie der Bundesrepublik und der DDR weit- 
gehende Elemente der Souveränität übertragen 
haben, weiterhin als verantwortlich für dJe Ein- 
gliederung Deutschlands als Ganzes in eine gesamt- 
europäische Friedensordnung. Sie haben sich daher 
einen Teil ihrer aus interalliierten Abmachungen 
und teilweise aus Besatzungsredil resultierenden 
Rechte Vorbehalten. 

Vorbe/ifl/rc 

3. Laut Artikel 2 des Deutschlanclvertrages (DV) 
vom 26. Mai 1952* stimmten und stimmen die 
Bundesrepublik und die Drei Mächte darin überein, 


daß die «Drei Mädite die bisher von ihnen aus- 
geübten oder innegehabten Rechte und Verantwort- 
lichkeilcn in bezug auf Berlin und auf Deutschland 
als Ganzes einschließlich der Wiedervereinigung 
Deutschlands und einer friedensvertraglichen Re- 
gelung“ sich Vorbehalten. 

In der Erklärung der Sowjetunion zur Souveränität 
der DDR vom 25. März 1954* wird feslgehallen, daß 
die UdSSR die Funktionen behält, «die sich aus den 
Verpflichtungen ergeben, die der UdSSR aus den 
Viermächteabkommen erwachsen“. Der Souveräni- 
lätsvertrag DDR/UdSSR vom 20. September 1955* 
wurde geschlossen «unter Berücksichtigung der Ver- 
pflichtungen, die die Deutsche Demokratische Repu- 
blik und die Sowjetunion gemäß den internationalen 
Abkommen, die Deutschland als Ganzes betreffen, 
haben“ Im Beschluß der Sowjetregierung vom 
20. September 1955 über die Auflösung der Hohen 
Kommission stellt die UdSSR klar, daß davon nicht 
*,die Rechte und Verpflichtungen“ der UdSSR gegen- 
über Gesamtdeutschland berührt w^ürden, «die sich 
aus den entspredienden Beschlüssen der Vier 
Mädue ergeben“. Der Freundschaf Isverlrag UdSSR/ 

DDR vom 12. Juni 1964 berührt laut Artikel 9 
«nicht Rechte und PflichTen der beiden Seiten aus 
geltenden zweiseitigen und anderen internationalen 
Abkommen einsdiließlidi des Potsdamer Ab- 
kommens“. 

fsrtsfemv^rtfag 

4. Beiden deutschen Staaten gegenüber haben sich 
die jeweiligen Siegermächte zur Herbeiführung 
einer Fnedensregelung verpflichtet, wobei sich 
beide deutsche Staaten die Unterstützung ihrer 
deutschlandpolitischen Ziele vertraglich sichern 
konnten. 

Laut Artikel 7 DV sind sich die Drei Mächte und 
die Bundesrepublik ..darüber einig, daß ein wesent- 
liches Ziel ihrer gemeinsamen Politik eine zwischen 
Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern frei 
vereinbarte fnedensvertragliche Regelung für ganz 
Deutsdiland ist“ als Grundlage für einen dauer- 
haften Frieden. Bis dahin werden sie «Zusammen- 
wirken, um mit friedlichen Mitteln Ihr gemein- 
sames Ziel zu verwirklichen: ein wiedervereinigtes 
Deutschland, das eine, freiheitlich-demokratische 
Verfassung ähnlich wie die Bundesrepublik besitzt 
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und das in die cuTOpäistire Gemeinsdiari: integriert ' 
isi". Nach Artikel 7 DV haben die Vertragsschließen- 
den vereinbart, ^tdaß die endgültige Festlegung der 
Grenzen Deutschlands bis zu dieser [Friedens-] 
Regelung aufgesdioben werden muß". 

Hinsidrillidi Berlins haben die Drei Mächte m dem 
Genehm igungssdireiben zum Grundgesetz vom 
12. Mai 1949 einen Vürheliall zu Artikel 23 GG 
ausgesprochen und ihre Ansidil bekräftigt, daß ' 
Berlin ^nidii durch den Bund regiert werden wird". 
Die BimdeSTepüblik hat sich in Artikel 6 DV gegen- 
über den Drei Mächten als den Inhabern der ober- 
sten Regierungsgewalt in Berlin verpflidiiet, ^zu- 
sammenzu wirken, um es ihnen zu erleichtcTn, ihren 
Verantworllidikerten in bezug auf Berlin zu ge- 
nügen". Mit Schreiben der drei Hohen Kommissare 
vom 2fi, Mai 1952 und 23. Oktober 1954 haben die 
Drei Mächte .den Bundesbehürden geslaUet, die 
Vertretung Berlins und der Berliner Bevölkerung 
nach außen sicherzustellen“. Mit der Erklärung der 
Alliierten Kommandantur vom 21, Mai 1952 haben 
die Drei Mächte die Einbeziehung Berlins in die 
internationalen Verträge der Bundesrepublik bis 
auf einige Vorbehalte gestattet’*. 

Laut seiner Präambel wurde der Souveränitäts- 
Vertrag DDEl.' UdSSR vom 20. September 1955 in der 
Überzeugung geschlossen, daß die gemeinsame An- 
strengung der Vertragspartner „zur Wiederherstel- 
lung der Einheit Deutschlands als friedliebender 
und demokratischer Staat und zur Herbeiführung 
einer fnedensvertraglichen Regelung mit Deutsch- 
land den Interessen des deutschen Volkes und des 
Sowjetvolkes und gleichermaßen den Interessen der 
anderen Völker Europas entspricht**. In Artikel 5 
erklären UdSSR und DDR es als ihr Hauptziel, durch 
«Verhandlungen eine friedliche Regelung für ganz 
Deutschland herbeizuführen. In Übereinstimmung 
hiermit werden sie die erforderlichen Anstrengun- 
gen für eine friedensvertragliche Regchmg und die 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands auf 
friedlirhi^r und demokratisdher Grundlage unter- 
nehmen-“ Jm Freundsdiaflsvertrag vorn 12. Juni 1904 
bekräftigten UdSSR und DDR ihren „Wunsch, den 
Abschluß eines deutschen Friedensverlrages zu er- 
leichtern und die Verwirklichung der Einheit 
Deutschlands auf friedlicher und demokratisdier 
Grundlage zu fö^dem^ In Artikel ? betonten sie 
«ihren Staad punkl, daß angesichts der Existenz 
zweier souveräner deutscher Staaten . . , die Schaf- 
fung eines friedliebenden, demokralisdien* einheit- 
lichen deutschen Staates nur durdi gleich berechtigte 
Verhandlungen zwischen beiden souveränen deut- 
schen Staaten erreicht werden kann*", ln den Freund- 
schaftsverträgen der DDR mit Polen vom 15. März 
1967» mit der CSSR vom 17. März 1967» mit Un- 
garn vom l8. Mal 1967, mit Euigarien vom 7. Sep- 
tember 196? und mit der Mongolei vom 12. Septem- 
ber 1968^ erkärte die DDR mit ihren Verbündeten, 
daß eine deutsche Friedensregeiung auf der Grund- 
lage der Anerkennung der Existenz zweier souverä- 
ner deutscher Staaten und «die künftige Herbei- 
führung eines einheitlichen, friedliebenden, demo- 
kratischen Staates auf dem Wege von Vereinbarun- 
gen*' erfolgen sollten, 


Hinsichllicti Ost-Berlins hat es die UdSSR als In- 
haber der obersten Regierungsgewalt gestattet, daß 
die DDR Ost-Berlin international vertritt ^ Die inter- 
nationalen Verträge der DDR gelten auch für Ost- 
Berlin. 

Hinsicht lieh West-Berlins haben sich UdSSR und 
DDR in Artikel 6 des Vertrages vom 12. Juni 1964 
zugesagt, „West-Berlin" als selbständige politische 
Einheit |iu| betraditen". 

5, Beide deutsche Staaten haben sich ihren jewei- 
ligen Verbündeten gegenüber zu einer Politik des 
Gewaltverzidits, zu gegenseitigen Konsultationen 
sowie zu einer Politik entsprechend dem Demo- 
kraticversländnis ihrer Partner verpllichtel. Gleich* 
zeitig haben die jeweiligen Vertragspartner durch 
entsprechende Revisions- und Kündigungsklauseln 
den Weg zu einer dynamischen Änderung des ver- 
tragsrechllichen Status quo uffengeha Uen. 

GewaJ^ve^I^t^l^ 

6. In Artikel 3 DV hat sich die Bundesrepublik zu 
einer Politik im Einklang mit den Prinzipien der 
UNO-Salzting und den Zielen des Statuts des 
Europarats verpflichtet. Als Mitglied der NATO hat 
sich die Bundesrepublik nach Artikel 1 des NATO- 
V'ertrags verpflichtet, „in ihren internationalen Be- 
ziehungen jeder Gewaltandrohung oder Gewaltan- 
wendung zu enthalten'". Weiterhin hat sich die Bun* 
desrepublik im Teil V der Sciilußakie der Londoner 
Neunmäditekonferenz verplIidiieL, „die Wiederver- 
einigung Deutschlands oder die Änderung der gegen- 
wärtigen Grenzen der Bundesrepublik Deutschland 
niemals mit gewaltsamen Mitteln herbeizuführen 
und alle zwischen der Bundesrepublik und anderen 
Staaten gegebenenfalls entstehenden Streitfragen 
mit friedlichen Mitteln zu Lösen“, 

Die Bundesrepublik hat sich, unbeschadet sonstiger 
VerpfUditungen zu friedlicher Streitbeilegung, ge- 
mäß Artikel X des WEU-Vertiages der obligaton- 
sdien Gerichtsbarkeit des ICH hinsichtlich aller 
zwischen den WEü-Parlnern entstehender Rechts- 
streitigkeiten unterworfen. Andere als RediLsstrei- 
Ligkeiten sind durch ein Vergleichsverfahren zu 
regeln L 

Die DDR hat in Artikel 2 des Vertrages vom 20. Sep- 
tember 1955 ihre Bereitschaft zu einer intematiana- 
len Politik erklärt, «deren Ziel die Gewährleistung 
des Friedens und der Sicherheit in Europa und m 
der ganzen Welt ist und die mit den Grundsätzen 
der Satzung der Organisation der Veremten Na- 
tionen“ übereinstimmt. ln Arljkel 3 des Vertrages 
vom 12. Juni 1964 hat die DDR sich zur gleichen 
Politik vorpflichtet. Als Mitglied des Warschauer 
Vertrages vom 14. Mai 1955 hat die DDR erklärt, 
.* 5 ich in Übereinstimmung mil der Satzung der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen , . , in ihren inter- 
nationalen Beziehungen der Drohung mit Gewalt 
oder ihrer Anwendung zu enthalten und ihre inter- 
nationalen Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln zu 
losen“, Diese Verpflichtung wird jedoch faktisch 
durch die Grundsätze des von der UdSSR postulier* 
ten «sozialistischen Internationalismus“ wieder auf- 
gehoben (vgl, S. 3). 
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Zu den Zielen und Prinzipien der UN-Satzung hat 
sidi die DDR auch in ihren bilateralen Freund- 
schaftsverträgen mit Polen, der CSSR, Ungarn und 
Bulgarien sowie im Vertrag mit der Mongolei be- 
kannt. 

7. Gemäß Artikel 7 Abs. 4 DV werden die Drei 
Mächte die Bundesrepublik „m allen Angelegen- 
heiten konsultieren, welche die Ausübung ihrer 
Redite in bezug auf Deutschland als Ganzes berüh- 
ren*’, gemäß Artikel 6 Abs. 1 DV werden sie sie 
„hinsichtlich der Ausübung ihrer Rechte in bezug 
auf Berlin konsultieren“. 

Gemäß Artikel 4 des N ATO-Verlrages und Arti- 
kel VIII Abs. 3 des WEU-Vertrages sind die Ver- 
tragspartner bei Gefährdung der Unversehrtheit des 
Gebietes, der politischen Unabhängigkeit oder der 
Sicherheit einer der Parteien zu gegenseitigen Kon- 
sultationen verpflichtet. 

Weitgehende gegen.seilige Konsultalionsve.rpflich- 
tungen auf dem Gebiet der Außen- und Verteidi- 
gungspolitik ergeben sich aus dem deulsch-frcmzö- 
sischen Vertrag vom 22. Januar 1963 * 

Im Herbst 1970 haben sich die Regierungen der 
sechs Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft zu regelmäßigen politischen Konsultationen 
Liber gemeinsam interessierende politische Fragen 
ver])f]ichtel. 

Die DDR und die UdSSR haben sich nach Artikel 2 
Abs 2 des Vertrages vom 20. September 1955 gegen- 
seitig verpflichtet, sich in „allen wichtigen inter- 
nationalen Fragen zu beraten, die die Interessen 
beider Staaten berühren“. Nach Artikel 3 des War- 
schauer Vertrages haben die DDR und ihre Bünd- 
nispartner die Pflicht, „sich in allen internationalen 
Fragen, die ihre gemeinsami^n Inlerc^ssen berühren", 
zu beraten: „ unverzüglich" werden sie sich im Falle 
der Gefahr eines bewaffneten Überfalls beraten. 

Die Freundschaftsverträge der DDR mit Polen, der 
CSSR und Ungarn verpflichten jeweils beide Staa- 
ten. Sich bei allen wichtigen internationalen Fragen, 
die die Interessen der beiden Vertragspartner be- 
rühren. zu konsultieren. Der Freundsdiaflsvertrag 
der DDR mit Bulgarien vom 7. September 1967 be- 
stimmt, daß sich beide Seiten in den betreffenden 
Fragen nicht nur konsultieren, sondern auch „ihre 
Haltung dazu abstimmen“. 

Pü/J lisch*? Gfiindordniing 

8. Mit der Eingliederung in die Bündnissysteme 
sind die beiden deutschen Sldalcn auch politische 
Bindungen eingegangen, die ihren eigenen und den 
grundlegenden Zielsetzungen ihrer Bündnispartner 
entsprechen. 

Als Mitglied der WEU ist die Bundesrepublik ent- 
schlossen. „die Grundsätze der Demokratie, die per- 
sönliche und politische Freiheit, die verfassungs- 
mäßige Überlieferung und die Achtung vor dem Ge- 
setz", die ihrer und ihrer Bündnispartner „gemein- 
sames Erbe“ sind, zu festigen und zu erhalten. Als 
Mitglied der NATO hat sie mit ihren Bündnispart- 
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nem erklärt, „die Freiheit, das gemeinsame Erbe 
und die Zivilisation ihrer Volker, die auf den Grund- 
sätzen der Demokratie, der Freiheit <ier Person und 
der Herrschaft des Rechts beruhen, zu gewährlei- 
sten“. 

Nach Artikel 8 des N. ATO-Verlrages und Artikel VII 
des WEl.t- Vertrages ist die Bundesrepublik ver- 
pflichtet. keine mit diesen Verträgen unvereinbaren 
intemationdlen Verpflichtungen oder Bundnisse em- 
zugehen, die siih gegen einen der Vertragspartner 
richten. 

Die Mitglieder des Warschauer Vertrages sind zw'ar 
dem Vertiagsw'ortlaul nach nicht auf bestimmte 
Grundsätze der staatlichen und ge.sellschaftlidien 
Ordnung festgclegt. Eine im Vergleich zu westlichen 
Bündnissen erheblich stärkere Bindung an eine be- 
stimmte sozioökonomische Ordnung ergibt sich aus 
den von der Sowjetunion postulierten Grundsätzen 
des „sozialistischen Internationalismus" auf staat- 
licher Ebene (Moskauer Doktrin oder — seit 1968 — 
sogenannte Breshnew-Doktrin) und des „proleta- 
rischen Internationalismus" auf der Ebene der kom- 
munistischen Parteien. Die Grundsätze des „sozioli- 
stischen Internationalismus“ werden von der UdSSR 
und der DDR als Völkerrechtsnonnen angesehen, die 
ihre Rechtsgrundlage in den bilateralen Freund- 
schaftsverträgen und im Völkergewohnheitsrecht hät- 
ten. Nach diesen Grundsätzen sind die sozialisti- 
schen Staaten untereinander berechtigt und vor- 
pflichtet zu „brüderlicher Freundschalt. enger Zu- 
sarnmenarbeit und gegenseitiger Hilfe" beim Aufbau 
des Sozialismus bzw. Kommunismus in ihren Lan- 
dern. Konkret ergibt sich aus diesen Grundsätzen 
eme starke Bindung der sozialistischen Staaten nach 
innen und außen: Nach innen sind sie dem sozial- 
okonomlschen Modell des Sozialismus sowjetischer 
Prägung, nach außen der Zugehörigkeit zum ökono- 
misdien, militärischen und ideologischen Verbund 
der „sozialistischen Gemeinschaft" verpflichtet. Von 
den Kallekilvintrres.sen dieser Gemeinschalt, nidil 
j von seinen eigenen nationalen Intere.ssen .soll sirii 
jedes sozialistische Land leiten lassen. 

Durch Artikel 6 Abs. 2 ihrer Veifassung vom 6. April 
1968 hat sich die DDR auch staatsreditllch an die 
Grundsätze des „sozialistischen lalernätionaiismus" 
gebunden: „Die Deutsche Demokratische Republik 
pflegt und entwickelt entsprechend den Prinzipien 
des sozialistischen Internationalismus die ailseitige 
Zusammenarbeit und Freundschaft mit der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken und den an- 
deren sozialistischen Staaten." 

Die zusätzliche Einbindung der DDR auf der Ebene 
der Partei folgt aus der Stellung der SED als der 
führenden politischen Kraft. Laut 4. Parteistatut von 
1963 festigt die SED „im Geiste des proletarischen 
Internationalismus“ die brüderliche Verbundenheit 
mit der KPdSU und mit allen anderen kommuni- 
stischen und Arbeiterparteien. Die SED läßt sich 
„von den Erfahrungen der KPdSU und von d«m Ideen 
ihres Programms leiten". Uber die besondere Stel- 
lung der SED im Verfassungssystem der DDR — 
laut Artikel 1 .Abs. I DDR-Verfassung ist die SED 
„die politische Organisation der Werktätigen in 
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Stadt und Land, die gemeinsam unter der Führung 
der Arbeiterklasse und ihrer raarxistisch-leninisti- 
sdien Partei den Sozialismus verwirklichen " — folgt 
aus der starken Bindung zwischen SED und KPdSU 
die starke Bindung zwischen DDR und UdSSR. 

Als Mitglied des Warschauer Vertrages ist die DDR 
entsprechend Artikel 7 Abs. 1 verpflichtet, „sich 
an keinen Koalitionen oder Bündnissen zu betei- 
ligen und keine Abkommen abzuschlieften, deren 
Zielsetzung den Zielen dieses Vertrages wider- 
spricht". 

R-v7MfNis und laust* Ja 

9 . Eine Überprüfung des Deutschlandvertrages und 
seiner Zusatzverträge kann laut Artikel 10 DV jeder 
Vertragsslaat »Im Fall der Wiedervereinigung 
Deutschlands oder einer unter Beteiligung oder mit 
Zustimmung der Staaten, die Mitglieder des Vertra- 
ges sind, erzielten internationalen Verständigung 
über Maßnahmen zur Herbeiführung der Wieder- 
vereinigung Deutschlands oder der Bildung einer 
europäischen Föderation“ begehren. Eine Revision 
ist auch möglich »in jener Lage, die nach Auffassung 
aller Unlerzeichnerstaaten aus einer Änderung 
grundlegenden Charakters in den zur Zeit des In- 
krafttretens des Vertrages bestehenden Verhält- 
nissen entstanden ist“. 

10. Der NATO-Verlrag ist gemäß Artikel I3 seil 
1969 mit einjähriger Kündigungsfrist, der WEU-Ver- 
Irag gemäß Artikel Xll erst ab 1998 kündbar. 

11 . Der Souveranltälsvertrag DDRUdSSR vom 
20. September 1955 hat gemäß Artikel 6 »bis zur 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands als 
friedliebender und demokratischer Staat“ oder bis zu 
einvernehmlicher Änderung oder .Außerkraftsetzung 
Gültigkeit. 

12 . Der Vertrag DDR UdSSR vom 12. Juni 1964 ist 
auf 20 Jahre geschlossen, kann aber laut Artikel 10 
Abs. 2 »im Falle der Sdiatlung eines einheitlichen, 
demok rauschen und friedliebenden deutschen Staa- 
tes oder des Absciilusses eines deutschen Friedens- 
Vertrages . . . vor Ablauf der Frist von zwanzig 
Jahren auf Wunsch“ jeder Partei »überprüft wer- 
den“. Der Freundschaftsvertrag DDR'Bulgarien kann 
nach Artikel 10 Abs. 2 »im Falle der Schaffung eines 
einheitlichen friedliebenden, demokratischen deut- 
schen Staates“ ebenfalls überprüft werden. Der 
Freundschaftsvertrag DDR. Polen muß in diesem Fall 
insgesamt revidiert werden jArtikel 11 Abs. 2). Die 
Freundschaftsverträge der DDR mit der CSSR und 
Ungarn müssen nach der Bildung eines einheitlichen 
deutschen Staates mit den obengenannten Eigen- 
schaften überprüft werden (jeweils Artikel 11 Abs. 2). 
Der auf 20 Jahre geschlossene Warschauer Vertrag 
kann ein Jahr vor Ablauf dieser Frist von jedem 
Mitglied gekündigt werden. Jedoch gilt auch hier, 
daß nach Auffassung der UdSSR die Grundsätze des 
»sozialistischen Internationalismus“ alle Vertrags- 
beziehungen überlagern. 

13 . Außerdem sieht der Warschauer Vertrag in 
Artikel II Abs. 2 seine Beendigung vor im Falle der 


Sdiaffung eines kollektiven Sicherheitssystems in 
Europa und des Abschlusses eines diesem Ziel die- 
nenden gesamleuropäischen Vertrages über kollek- 
tive Sicherheit. 


b) Sicherheitspolitische Bindungen 

.M JliliJf JrtChe Je 

14. Die Bundesrepublik Deutschland und die DDR 
gehören eien beiden Bündnissyslemen NATO und 
Warschauer Pakt an. 

Die Bundesrepublik i.st seit dem 4. Mai 1955 Mit- 
glied der Nordatlantischen Allianz. Durch die Ver- 
pflichtung zum gegenseitigen Beistand und durch 
die integrierte Verteidigungsorganisation garan- 
tiert die Allianz die Sicherheit der Bundesrepublik. 
Diese hat sich verpflichtet, zur gemeinsamen Vertei- 
digung einen angemessenen Beitrag zu leisten. Alle 
Kampfeinheiten der Bundeswehr sind in die inte- 
grierte Verteidigung eingegliedert. 

Die Stärke der Streilkräfle der Bundesrepublik ist 
gemäß WEU-Prolokoll Nr. II begrenzt. Rüstungs- 
beschränkungen unterliegt die Bundesrepublik nach 
dem Protokoll Nr. lll Darin hat die Bundesrepu- 
blik auch ihren Verzicht auf die Herstellung von 
ABC-Waffen und einigen anderen Waffensystemen 
erklärt. Die Einhaltung der Verpflichtungen wird 
durch das Rüstunqskontrollamt der WEU kontrol- 
liert. 

Sicberheitspolitik steht in der Bundesrepublik unter 
einem dreifachen Aspekt: Sie wirkt erstens an der 
Aufrechterhaltung eines stabilen militärischen 
Gleichgewichts mit; auf dieser Grundlage will sie 
zweitens durch Überwindung des Ost-West-Gegen- 
satzes den Frieden in Europa festigen; sie bemüht 
sich drittens ständig um eine Begrenzung und Kon- 
trolle der Rüstungen aller Staaten. 

Auf den Ministerratskonferenzen der NATO im Mai 
und im Dezember 1970 wurde erneut die Bereit- 
schaft der Bündnispartner dokumentiert, überein- 
stimmend die drei genannten Ziele zu verfolgen. 

Die Entspannungspolitik der Bundesregierung fand 
auf diesen Konferenzen besondere Aufmerksamkeit 
und nachhaltige Unterstützung. Die Bundesregie- 
rung bemühte sich mit Erfolg, eine europäische 
Plattform für die gerechtere Verteilung zusätzlicher 
Verlcidigungslasien herbeizuführen. 

Die Bundesrepublik bleibt in das weltpolitische 
Kräflegleichgewichl einbeschlossen. Dies isl die Vor- 
aussetzung für eine wirksame Politik der Friedens- 
orhaltung und FriedensgestaUung. 

Die Politik der Bundesregierung wurzelt in der Er- 
kenntnis, daß Sicherheit durch Abschreckung ein 
wesentliches Element des Friedens bleibt, Sicherheit 
durch Spannungsabbau jedoch als notwendige Er- 
gänzung hinzutreten muß. Die Ausgleichsbemühun- 
gen der Bundesrepublik gegenüber den östlichen 
Nachbarn können in diesem sicherheitspolitischen 
Zusammenhang auch als Versuch der Fortsetzung 
der Gleichgewichtspolitik mit anderen Mitteln be- 
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zeichnet werden. Der deutsch-sowjetische Vertrag | 
und der deutsch-polaische Vertrag haben die sicher- 
heitspolitische Lage in Europa nicht verändert. Wenn 
diese Vertrage Wirklichkeit werden, so ist es für 
die zukünftige Entwicklung des Verhältnisses zwi- 
schen den Staaten ries Warschauer Paktes und der 
Bundesrepublik von großer Bedeutung, wenn beide 
Seiten von der .‘Xulrerhlerhallung eines Gleichge- 
wichts au.sgchcn. 

Die DDR wurde im Mai 1955 Mitglied der Organi- 
sation der Warschauer Vertragsstaaten (Warschauer 
Vertrag). Dii' feste Bindung der DDR an den War- 
schauer Vertrag wurde durch die Verfassung der 
DDR vom 6. April 1968 und die darin enthaltene 
Verpflichtung vcrvoll.sländigl, ihre Beziehungen 
^entsprechend den Prinzipien des soziali.slischen 
Internationalismus" zu gestalten. 

Dt^r Warschauer Pakt unterhalt in Mitteleuropa 
wesentlich stärkere konventionelle Streitkräfte als 
das nordatlantische Bündnis, Sie sind stärker, als 
dies für die Abwehr eines Angriffs oder für die 
Aulrechterhaliung der sowjetisdien Vorherrschaft 
erforderlich wäre. Die Sowjetunion und ihre Vei- 
bündeten erheihen zudem — ini Gegensatz zum 
Westen — ihre Vertoidigungsanslrengungen von 
.lahr zu Jahr, 

Die Streitkräfte der DDR sind vollständig in die 
militärische Organisation des Warsdiauer Paktes 
integriert. Im Bündnislall bestimmen alle Teil- 
nehmer des Warsdiauer Vertrages kollektiv über 
den Einsatz aller militärischen Einheiten der DDR. 

Wenngleich im Westen die Gefahr eines Krieges 
gegenwärtig genng eingeschätzt wird und obw'ohl 
eine solche Gefahr durch Erfolge der Entspannungs- 
politik weiter gemindert werden könnte, so kann 
dodi die Existenz einer solchen militärischen Stärke 
nicht übersehen werden. Die Bundesregierung setzt 
skh deshalb nadidrücklich für eine ausgewogene 
gegenseitige Truppenmmderung in Ost und West 
ein. 

15, Die beiden Staaten m Deutschland wenden für 
ihre sicherhcifspolilischen Verpllichtungen Beträge 
auf, die durch einige Zahlen erläutert werden kön- 
nen. Im Jahre I970 betrugen die Verteidigungs- 
ausgaben der Bundesrepublik 22,65 Mrd. DM ”, die 
offen deklarierten der DDR 6,7 Mrd. Mark Pro 
Kopf der Einwohner bedeutet dies: 368 DM in der 
Bundesrepublik und 390 M in der DDR. Der Anteil 
der Verteidigungsausgaben am Bruttosozialprodukt 
betrug In der Bundesrepublik 3,8 (iinlcr Einschluß 
der Berlinhilfe 4,3 ®/o) und in der DDR 5.9 ®/ö. Pro 
lOOO Einwohner waren in der Bundesrepublik 8 in 
der Bundeswehr und 0,3 im Bundesgrenzschutz be- 
waffnet, in der DDR II ln der Nationalen Volks- 
armee und weitere 18 in Belnebskampfgruppen und 
in der Miliz 

16. Laut Artikel 5 des NATO-Vertrages und 
Artikel V des WEU-Vertrages ist der Bündnisfall 
„bei einem bewaffneten Angriff" gegen einen oder 
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mehrere Vertragspartner gegeben. Als ein solcher 
Fall würde auch der .Angriff eines Bündnispartners 
auf einen anderen gellen. 

Tn geographischer Hinsicht beschrankt .sicti der mili- 
larische Schutz nach Artikel V des WEÜ-Vertrages 
auf „einen Angriff in Europa", nach Artikel 6 des 
N.ATO-Verirages erstreckt er sich auf das Gebiet 
der Vertragsparteien in Europa und Nordamerika 
und auf die der Gebietshoheit einer der Parteien 
unterstehenden Inseln im nordatlantischen Gebiet 
nördlich des Wendekreises des Krebses. 

17. Mil besonderem Nachdruck haben sich die Drei 
Mächte zum militärischen Schutz Berlins verpflidilet. 
Berlin ist in die Sicherheitsgarantie der NATO durch 
Artikel 6 des NATO-Vertrages einbezogen, wonach 
als ein Angriff im Sinne des Artikels 5 des NATO- 
Vertrages ducii ein bewaffneter Angriff „auf die 
Besatzungsslreilkräfle eines V^ertragspartners in 
Europa“ gilt. Die Drei Machte haben in der Schluß- 
akte der Londoner Neunmächtekonferenz vom 
3. Oktober 19.54 erklärt, daß „die Sicherheit und 
das Wohl Berlins und die Aufrcchterhalliing der 
dortigen Stellung der Drei Mächte von den Drei 
Machten als w’esentliche Elemente des Friedens der 
freien Well m der gegenwärtigen internationalen 
Lage betrachtet werden. Dementsprechend werden 
.sie innerhalb des Gebietes von Berlin Streitkräfte 
unterhalten, solange ihre Veranlworthchkeilen dies 
erfordern. Sie bekräftigen daher erneut, daß sie 
jeden Angrilf gegen Berlin . . . als einen Angriff auf 
ihre Streitkräfte und sich selbst behandeln wer- 
den ‘V" Die übrigen NATO-Mitglieder haben diese 
Drei Mächte-Erklärung auf der Pariser 15-Mächle- 
Konferenz am 23. Oktober 1954 übernommen Diese 
Verpflichtung aller NATO-Partner zum Schutz Ber- 
lins ist wiederholt bekräftigt wc>rden, insbesondere 
auf der Dezembertagung der N.ATO 1961. 

Artikel 5 des NATO-Vertrages verpflichtet jede 
Partei im Bündnisfall zur kollektiven Verteidigung 
nur in dem Ausmaß, das sie selbst für erforderlich 
erachtet. Artikel V des WEU-Vertrages sieht da- 
gegen eine automatische Verpfliclilung zur militäri- 
schen Hilfeleistung vor. 

18. Laut Artikel 4 des Warschauer Vertrages ist 
der Bündnisfall bei einem „bewaffneten Überfall" 
auf einen oder mehrere Teilnehmerstaaten gegeben. 
Entsprechend ist der Bündnisfall geregelt in den 
Freundsdiaftsverträgen der DDR mit der UdSSR, 
CSSR, Polen, Ungarn und Bulgarien. Dem Wortlaut 
der Verträge nach ist auch ein Überfall eines 
Bündnispaririers auf den anderen ein solcher be- 
waffneter Überfall. 

Uncjeregel! ist, ob dii^ Unterstützung einer Revolu- 
tion in einem Bündnisland durch eine dritte Macht 
als „bewaffneter Überfall“ gilt. Hier greifen die 
Grundsätze des „sozialistischen Internationalismus" 
ein. Danach sehen die DDR und eine Reihe sozia- 
listischer Staaten es als ihre völkerrechtliche inter- 
nationale Pflicht an, nicht erst bei einer Unter- 
stützung einer in einem Bündnisland ausgebrodie- 
nen Revolution („Konterrevolution") von außen, 
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sondern schon angesichts einer Konterrevolution 
ohne äußere Unlerstützung gegen diese zu Inter- 
venieren. Hierbei fällt zusätzlich ms Gewicht, daß der 
Begriff HKonlerrevolution“ m der öffentlichen Dar- 
stellung der DDR und der UdSSR durch den Zusatz 
^sdilei(hend‘‘ eine weile Ausdehnung erfahren hat, 
so daß er auch sich gewaltfrei vollziehende Ei- 
neuerungsprozosse olwa m Richtung auf einen 
demokratischen Sozitilisnuis umfaßt. 

Geographisch ist der Bündnisfall nach dem War- 
schauer Vertrag und den Freundschaltsverträgen 
der DDR mit der UdSSR, Polen und der CSSR auf 
Europa beschrankt, ln den Freundschaftsvertragen 
der DDR mit Ungarn und Bulgarien ist die Beistands- 
klausel regional nicht begrenzt. 

Ost-Berlin ist in den Verteidigungsbereich des War- 
schauer Vertrages miteinbezogen 

Artikel 4 des Warschauer Verlrages verplliciitct die 
Parteien, im Bündnisfall dem Opfer der Aggression 
individuell oder kollektiv sofort Beistand zu leisten 
mit allen Mitteln, „die ihnen erforderlich erschei- 
nen"*. 


c) Wirtschaftliche Bindungen 

19 . Aus der Entwicklung seit 1945 wie aus der 
untersdiiedüchen politischen und sozioökonomischen 
Grundordnung ergeben sich von Anfang an weit von- 
einander abweichende Tendenzen wirtschaftlicher 
Orientierung nach außen. Die Bunde.srepublik wurde 
Mitglied weltw'eiter Organisationen und Konferen- 
zen (u. a. OEEC, GATT, UNCTAD, Wellwährungs- 
londs). Die DDR gehörte von vornherein zum Wirt- 
schaftsverband der Staaten des Ostblocks unter 
sowjetischer Führung. 

Besondere Formen wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
entwickelten sich in Westeuropa seit Beginn der 
50er Jahre m Verfolg der Bemühungen um die Eini- 
gung Europas. Die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (ECKS), der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiafl (EWG) und der 
Europäischen Atom-Gemeinschaft (Euratom) ver- 
folgte politische Ziele mit würlsdiafllichen Mitteln. 

Grundstrukturen der internationalen wirtschaftlichen 
Vertragssysteme 

und Auibciü der £VVG 

20 . In den „Europäischen Gemeinschaften der 
Sechs* hat die Bundesrepublik gemeinsam mit Bel- 
gien, Frankreich, Italien, Luxemburg und den 
Niederlanden den W’eg zur vollen wirtschaftlichen 
Integration im Jahr 1970 weiter verfolgt. 

Ziel der Gemeinschaften bleibt die Errichtung eines 
Gemeinsamen Marktes und die schrittweise Verein- 
heitlichung der Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
Staaten. Dabei ist die Zollunion eines der Kern- 
stücke des Vertrages von Rom. Die Weiterentwick- 
lung zur Wirtschafls- und Währungsunion wird 
gegenwärtig beraten. 


Maßgebende Institutionen in der EWG sind die 
Kommission und der Ministerrat. Die Kommission 
hat das Iniliativrechl für Vorschläge an den Mini- 
sterrat- Sie ist Motor der Entwicklung der Gemein- 
schaft. Der Ministerrat ist das legislative Organ der 
Gemeinschaft. Seine Beschlüsse sind, soweit es sidt 
um Richtlinien und Entscheidungen handelt, in 
erster Linie für die Milgliedstaaten, soweit es sich 
um Verordnungen handelt darüber hinaus auch für 
den einzelnen Bürger unmittelbar bindend 

Das Europäische Parlament ubt bisher nur beratende 
Funktionen aus, über die Erweiterung seiner Befug- 
nisse, die sich aus der Übertragung weiterer Auf- 
gaben auf die Gemeinschaft, insbesondere auf dem 
Gebiet der Wirtschafts- und Währungspolitik er- 
geben. wird beraten. 

Ziele und Aul bau des RGW 

21. Der in Osteuropa entstandene Rat für gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe (RGW) ist grundsätzlich 
I anders aufgebaul als die EWG. Mitglieder sind; 
Bulgarien, CSSR, DDR, Mongolische Volksrepublik, 
F*olen, Rumänien, UdSSR, Ungarn sow'ie — formell — 
Albanien. Der wichtigste Unterschied zur EWG liegt 
I — abgesehen von den politischen Zielsetzungen — 
in den ausgeprägt bilateralen Gnmdzügen des RGW. 
Nadi dem gellenden Statut ist der RGW ein Organ 
zur Förderung der „Inlernalionalen Sozialistischen 
Arbeitsteilung“ durch den zwischenstaatlichen Han- 
del. 

Die Institutionen des RGW — vor allem die Rats- 
tagung, das Exekutivkomitee und die Ständige Kom- 
missionen — sind auf Grund ihrer begrenzten Kom- 
petenz keine supranationalen Behörden wie die In- 
stitutionen der EWG, DieRGW-Organe können ledig- 
lich Empfehlungen aussprechen, die zu ihrer inner- 
slaallichcn Wirksamkeit der Transformation in das 
jeweilige nationale Recht bedürfen. 


Die Formen der Zusammenarbeit 

Die Zottunian in der EWG 

22 . Mengenmäßige Importbeschränkungen für In- 
dustriegüter bestehen bereits seit dem l. Januar 
1962 nicht mehr. Früher als im Vertrag von Rom vor- 
gesehen. konnten innerhalb der EWG die Binnen- 
zölle lür gewerbliche Waren und Agrarprodukle, die 
einer Marktordnung unterliegen, abgeschaffl und ein 
gemeinsamer Zolltarif eingeführl werden. 

Die Zolltarifunion weist noch einige Lücken auf, z. B. 
m bezug auf die gemeinsamen Zölle für Montan- 
erzeugnisse, die erst ab 1. Januar 1972 gelten Zur 
einheitlichen Anwendung des Zolltarifs wurden die 
wesentlichsten Maßnahmen aber schon getroffen. 

Weitere Sdiritte auf dem Weg zur Zollunion w urden 
bei der Angleichung des ZoUrechts erforderlich 
Auch sonst bleibt bis zur vollen Verwirklichung 
der Zollunion nodi eine Reihe von Aufgaben zu 
lösen: z. B. die Beseitigung technischer Handels- 
hemmnisse und die Steuerharmonisierung. 
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Oef Getncln.^ame Af^rarmnrkf tti dt^r FW^i 

23. Am weitesten fortgeschritten ist der Integra- 
tjonsprozeß Jn der EWG auf dem Agrarsektor. Nach- 
dem 1970 Bestimmungen für Wein und Tabak erlas- 
sen wurden» kann sich der Handel mit fast allen 
Jandwirtschüfllichen Produkten innerhalb der EWG 
frei von Handelshemmnissen vollziehen. 

Während bisher die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik durdi den Europaiscfien Ausrichtungs- 
und Gdjantiefonds erlolgt, sollen ab I97B nadi einer 
Übergangsregelung die gememsdtafllidien .‘Xusga- 
ben - nicht nur die Ausgaben des Agrarfonds — 
voll aus eigenen Mitteln der Gemeinschaft finanziert 
werden. 

Mil die.sen [ntegraUonsJortschritlen würden weitere 
Verantwortungen auf die Gememschafl übergehen.. 

Das erhebliche Haushallsbelastungen verursachende 
üngleichgewidil auf wichtigen Agrarmarkten der 
Gemeinschaft ist dauerhaft nur durch eine in die 
Wirtschaftspolitik integrierte Agrarstruktur- und 
-Sozialpolitik aller Mitgliecislaaten zu be.seitigen. 
Nur durch ein ausreichendes Angebot außerland- 
wirtschaitbcher BeschäfÜgungsalternativen laßt sich 
der in manchen Regionen der EWG vorhandene | 
überbesalz landwirtschaftlicher Erwerbspersonen , 
abbauen. 

WtrlsdtaftHpofftlk Jn der EWG 

24. Nachdem in den Landern der EWG auf den 
.Markten für Waren und Dienstleislungen ein holier 
Integrationsgrad erreicht, auf dem Arbeitsmarkt die 
Freizugigkeit fast völlig hergestelll worden war und 
auch die Mobilität des Kapitals schon beträchtlich 
gewachsen ist, erwies sich, daß die Integration der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedslaaten mit der Ent- 
wicklung nicht Schritt gehalten halte. Dadurch waren 
gravierende Probleme für die weitere Entwicklung 
entstanden 

Diese Probleme zeigten sich anläßlich der Franc-Ab- 
wertung und der DM-Aufwertung im Jahre 1969. 
Damals mußte wegen der indirekten Bindung der 
Agrarpreise an den US-Dollar das gemeinsame 
Agrarpreissystem kurzfristig ausgesetzt werden. 

Die Tempodifferenz zwischen der Integration der 
Märkte und der Koordinierung der Wirtschafts- 
politik hatte, un ganzen gesehen, zur Folge, daß die 
Mechanismen, die eine Übertragung von Störungen 
von einzelnen Landern auf andere bewirken, immer 
starker wurden, während das nationale wirlschafts- 
politisdie Instrumentanum an Wirksamkeit verlor. 

Rafimenbedinguji^en für die W/rfsdiaffS- 
u/id Wrihrn/igsu/iro/? in der EWG 

25. Trotz der qrund.säUlichen Einigkeit über die 
Aufrechterhaltung der Märkiv\ irlsdiail in der EWG 
bestehen wegen der nnlersdiiedliriien sozioükononii- 
schen Verlidlfnis.se und unterschiedlidiei poÜtisdier 
Traditionen in den Mitgliedstaalen abweichende 
Vorstellungen über das Verhallnis von freiem Wett- 
bewerb und Staat Jidier Planung 


Kapitel I 

I 26. Bei der Harmonisierung der Wirtschaftspoliti- 
ken besteht das Problem, daß die inzwischen von 
der Gemeinschaft eingerichteten Information.s- und 
Konsultalionsraechanismen in den verschiedenen 
wirlschaflspolitischen Ausschüssen zu unverbindlich 
sind und der Rat auf Grund seines Zwangs zu ein- 
stimmigen Entscheidungen zu immobil ist. um die 
Koordinierung entsprechend den Anforderungen des 
inzwischen erreichten Integrationsgrades voranzu- 
treiben. Für weitere Fortschritte zur Wirtschafls- 
Union wird es daher erforderlich, daß die Mitglied- 
Staaten schrittweise auf eigene Rechte verzichten zu- 
gunsten einer Stärkung der Gemeinschaftsorgane 
und von unverbindlichen Konsultationen zu verbind- 
lichen Mehrheilsentscheidungen übergehen. 

Außerdem ist auf Beschluß der Konferenz der Re- 
gierungsdiefs der sechs EWG-Mitgliedslaaten in 
Den Haag (1969) eine Gruppe (Werner-.-Xussdiuß) 
damit beauftragt worden, eine Konzeption für die 
.stufenwei.se Schaffung der Wirtsdiafts- und Wäh- 
rungsunion zu entwickeln. Der im Oktober 1970 
vorgelegte Werner-Plan wird gegenwärtig disku- 
tiert. 

5rürAu/iy der EWG nach auE»'n 

27. Zur Stärkung der EWG nach außen und zur 
Harmonisierung der Wetlbeworbsbeclingungen im 
Innern sind alle EWG-Länder be.strebl, zu einer 
gemeinsamen Handelspolitik überzugehen. Der Rai 
hat dazu mit dem Erlaß verschiedener Verordnun- 
gen, z. B. über Schutzmaßnahmen gegen Dumping- 
Praktiken. gemeinsame Liberalisierungslisten, Kon- 
trolliegelungen für bestimmte Einfuhren, gemein- 
same Verwaltung der Einfuhrkontingente usw. we- 
senllidie Grundlagen geschaffen. 

lin Grundsatz können nur noch die Gemeinschaften 
handelspolitische .Abkommen schließen. Gegenwär- 
tig bestehen noch viele nationale Abkommen zwi- 
schen Gemeinschaftsländern und Drittländern, die 
mil Genehmigung des Ministerrats noch erneuert 
und verlängert werden können. Mil den Staaten des 
RGW, die die Kompetenz der EWG zum Abschluß 
von Handelsverträgen nidit arierkeruieii, können bis 
1972 noch bilaterale .Abkommen geschlossen werden. 

So können die Bundesrepublik und die einzelnen 
EWG-Länder vorläufig nur jeweils bilaterale .Ab- 
kommen mit der UdSSR und den anderen RGW-Mit- 
gliedern anslreben. 

Im übrigen erfordert die Verwirklichung der ge- 
meinsamen Handelspolitik vor allem die Flarmoni- 
sierung der Exporttörderungssysteme der Gemein- 
schaftsländer 

28. Fragen wie die nadi der Integration der Markte 
und der Zollunion stellen sich für die RGW-Länder 
teils gar nicht, teils erliehllili anders als in der EWG. 

So ist die Realisierung der Zollunion für die RGW- 
Lander insofern ohne Bedeutung, als der gesamte 
Handel der RGW-Länder untereinander auf der 
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Basis bilateraler Abkommen von den slaallichen 
Auöenhandelsorganen abgewickell wird. 

Anders als in der EWG zeidinet sich für die im 
RGW-Handel auftielendeii Wahrungsprobleme nodi 
keine Lösung ab. Die seil 1964 existierende Inter- 
nalionale Bank für wirtsdiaJtlidie Zusammenarbeit 
(RGW-Bank) hat lediglich die Funktion einer clear* 
ing-Stelle. 

Das größte Hindernis für eine weitere Integration 
innerhalb des RGW bilden die fehlende Konvertibi- 
lität des Rubels und die w'escntlich stärker als in der 
EWG ausgeprägten Unter.schiede im Entwicklungs- 
stand der beteiligten Volkswirtschaften. Sie ver- 
ursachen die divergierende Haltung der Mitglieds- 
länder des RGW gegenüber einem Souveränitäts- 
verzidit zugunsten supranationaler Organe. 

Integration kann unter den Bedingungen der Plan- 
wirtschaft in den RGW-Ländern nur in der Sdiaffung 
einer gemeinsarne-n zentralen Wirtschaftsplanung für 
den gesamten RGW-Raum bc^stehen. Die seit 1964 
als Hauplprinzip der Zusammenarbeit geltende 
Koordinierung der Volkswirtschaflspläne kann be- 
stenfalls als ein erster Schrill in diese Richtung inter- 
pretiert werden. 

Koordinierung der Perspektivpläne im RGW 

29, Die Plankoordinierung vollzieht sich in erster 
Linie bilateral, in der Regel in gemischten bilatera- 
len Regierungskommissionen für die wirtschaftliche 
und lechnisch-wüsssenschaft liehe Zusammenarbeit. 
Solche Kommissionen hat die DDR mit allen RGW- 
Ländern ” gebildet, um in zweiseitigen Absprachen 
den gegenseitigen Warenaustausch, die technische 
Kooperation sowie den Austausch von Lizenzen und 
Patenten zu organisieren. 

Den RGW-Institutionen kommen dabei nur Unter- 
stützungs- und Hilfsfunklionen zu. Die Kompetenzen 
des RGW bei der Koordinierung der Wirtschafts- 
pläne bestehen lediglich in „Empfehlungen“ in ma- 
teriellen und „Besdilüssen“ in Verfahrensfragen. 
Durch diese Unverbindlichkeil sowie das Emstim- 
migkeitsprinzip arbeitet der RGW relativ schwer- 
fällig (vgl. Artikel 4 des RGW-Statuts). Daran haben 
auch die auf der Ratstagung in Warschau 1970 ge- 
troffenen Vereinl>arungen nichts Wesentliches ge- 
ändert. 

Ein Zeichen für diese Schwerfälligkeit sind die bis- 
herigen Ergebnisse, die durch Absprachen über die 
Produktionsspezialisierung erzielt wurden. Nach 
diesen Vereinbarungen soll sich die Industrie der 
DDR vor allem auf die Produktion von Präzisions- 
geräten der Feinmechanik und Optik, elektrotech- 
nische Ausrüstungen, Ausrüstungen für Chemie-, 
Zement- und metallverarbeitende Fabriken sowie 
auf Hebe- und Transporiausrüstungen konzentrieren. 

Nach bisher vorliegenden Informationen betrug der 
Anteil der Maschinenlieferungen auf Grund dieser 
Spezialisierungsabkommen an den Gesamlexporten 
der DDR im Jahre 1967 aber lediglich rd, 10 Vo-**. 


Weüo/c formen der Zu. ''muienarhelt im RCiW 

30. Eine weitere Möglichkeit, die Zusammenarbeit 
zu verstärken, wurde mit der Errichtung einer Reihe 
von Sonderorganisationen gesdiaffen (z. B. „Inter- 
melair, „Interchemie’' and der Güterwagenpark des 
RGW), in denen die DDR als Mitglied vertreten ist. 
Deren Empfehlungen und Beschlüsse müssen zwar 
ebenfalls einstimmig getroffen werden, erlangen 
aber sofortige Rechtskraft, ohne daß es einer Bestäti- 
gung im jeweiligen Mitgliedsland bedarf. Diese Or- 
ganisationen sind aber nur in begrenzten wdrtsdiafl- 
lichen Bereichen und nur für diejenigen Länder wirk- 
sam, die freiwillig in diese Organisationen eintreten. 

Das sind oft weniger als zw^ei Drittel der RWG- 
Lander. Din DDR ist in allen Sonderorganisationen 
Mitglied. 

Auch die übrigen Formen der Zusammenarbeit zwJ- 
sdien der DDR und ihren c)sleuropäischen Partnern 
betreffen irn wesentlichen überschaubare Bereiche. 

Dies gilt /. B. für den Elcktrizilätsvcrbund inner- 
halb des RGW-Raums. durch den die DDR aber nur 
1 ihres gesamten Stromverbrauchs erhält. Da- 
gegen trägl das Pipeline-System, mit dem sowje- 
tisches Erdöl in die DDR transportiert wird, mit 
rcl. 13“ « zum Primarenergicaufkommen bei. 

Weitere bilaterale oder gemeinsame Projekte 
dienen z. B. der Eisdiließung von Rohsloftvorkom- 
men. für die auch von der DDR Kredite bereitge- 
stelll werden. Die neu gegründete „Investitions- 
bank“ des RGW, die ihre Tätigkeit am !. Januar 
1971 aufgenommen hat. soll u. a. die finanzielle 
Abwicklung derartiger Vorhaben durdiführen. 

Die Erweiterung der Systeme der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit 

Beifrrrf5verhf3ndh/ngcn zur EWG 

31. Nach dem Römischen Vertrag kann jedes euro- 
päische Land Mitglied der EWG werden, sofern 
es eine demokratische Ordnung besitzt, die der der 
Gründungsmitglieder vergleichbar ist. Jedoch sind 
1963 wie 1967 die Beitrittsverhandlungen mit Groß- 
britannien, Dänemark, Irland und Norwegen ge- 
scheitert. 

Erneute Beilrittsverhandlungen begannen am 30. 

Juni 1970, nachdem auf der Gipfelkonferenz in Den 
Haag (Dezember 1969) der Wille zur Erweiterung 
der EWG bekräftigt worden w'ar.’ Neben dem 
gleichzeitigen Beitritt von Großbritannien, Däne- 
mark, Irland und Nor\vegen ist die EWG bereit, mit 
den für eine Vollmitgliedschaft nicht in Frage kom- 
menden Ländern der EFT.^ und mit Finnland Son- 
derbeziehungcn zu vereinbaren. 

AssotiQtlonanhkommi'n der 

32. Neben der Moglidikeit des Beitritts zur EWG 
besteht die Möglichkeit von Assoziationsabkom- 
men. Dies ist vor allem für außereuropäische Län- 
der von Bedeutung. Mit der .Assoziierung treten die 
beteiligten Länder grundsätzlich m eine Freihan- 
delszone ein, die durch sukzessiven Abbau von 
Zollen und mengenmäßigen Handelsbesdiränkungen 
realisiert werden soll. 


8 


1/1690 


Dö/über hinaus sind mit den (^ssoziationsabkom- 
men in der Regel Finanzhilfen der EWG verbun- 
den. Die Bundesrepublik leistet für den Europä- 
I schien Enlwjc-klung^fonds einen bedeutenden Bel- 
Itag. 

Ndchdem die IB .ilrikaniscticn Länder, die IÜ58 ^ 
aulQrtiatiSich dn die OWG öngesdilossen worden 
waren, Anfang der BOcr Jahre ihre SouverÜnltal er- 
reiditeii, niuürc sifii die rechtliche Form ihrer Asso- 
ziierung wcuideln, Das 1964 zustande gekommene 
und 196^1 %'erlängerte Abkommen von Ja und e mit 
den la afrikanischen Staaten und Madagaskar tragt 
den Interessen der Assoziierten Rechnung. Weitere 
Assoziationsabkormnen wurden mit den ostafrika- 
nischen Staaten Kenia, Uganda, Tansania sowie mii 
Tunesien und Marokko abgeschlossen. 

Die CWG ist außerdem mit den beiden europä- 
ischen Stadien Griechenland |l%2) und Türket 
11964) durch Assoziationsvertrage verbunden Zwi- 
schen der EWG und der Sozialistischen FoderaLiven 
Republik Jugoslawien bestehen Sonderbeziehungen 
(der OECD ist Jugoslawien teilassozJierl). 

des RGW 

33. De:r RGW ist zwar formoll eine offene inter- 
nal ionale Organisaliön (Artikel 2 Abs. 2 RGW- 
StaUlt)^ steht jedudi tatsadiJidi nur den Landern 
offen, deren Wirlsdiaf Lssystem durciL zentrale Plan- 
wutsctiafl und slaallidies oder kulleklives Eigen- 
tum an den Produktlonsmillelti gpkenn/.eühnid isl 
So wurde 1962 die Mongolische Volksrepublik Voll- 
mitglied, 1964 Jugoslawien dem Rai assoziiert 

W/rfsdiü/lf/die Verb/ndu/igen 

nuJJerffujb der f WG und de-s RGW 

34. ln der WEU werden u. a. politisdie und wdrt- 
schdftlithn Prubhitrip /.wischiui der EWG und der 
EurLipäisihen Fi:i*ihfm[:lt;lsi{.(jrvi:' (EFTA) behandelt 

Die OECD, Nachfolgen rganisation der OEEC seil 
I960, dient vor nllero als HCleartng-Haus der Mei- 
nungen’' sowie als Klammer zwisdien EWG, EFTA, 
den USA, Kanada und Japan. Sie hat jelzl auch 
die Aufgabe, eme Koordmaiion det Enlwicklungs- 
pohtik du rdizuf (ihren Außerdem arbellel die Bun- I 
desrciHibld: in den wdchtigslen wirlsdraft liehen Or- ' 
ganisatiünen der UN wie UNCTAD, UNIDO und 
ECE sowie Im GATT mit. 

MUarhtf-U 

iivi i^iindPüTepitbhk Dt'iit^d\ltind 

35. Ende 1969 wurde in der NATO ein Ausschuß 
lut Fragen der inudernun Gesellschati gtjgründtjl, 
dct unter andeieiri Studien zu Pruhtemen des Um- 
weitsdiLilzes durthlührt. 

In der Kern forsch ung ist die Bundesrepublik am 
ZentTum für europäische Kernforschung (CERN) be- 
feiligt, das 19.53 mit dem Ziel gegründet wurde, die 
Griindiagenforsdiung in Europa auf internationaler 
Baüis vc^ranzutnüben, tind ein Protonen^Svnchron 
uiUerhäU- Daneben arbeitet die Himdesrcpublik am 
„Dragon-PrOjokt " mit* einem Hudilemfn^ratuT-Gas- 
rtidktor mit Standorl in England, da.s 1959 von der 


K&pitßt f 

European Nuclear Energy Acjency (ENEA), einer 
Ünlerorganisatiün der OECD, eingeleilet wurde. 
Darüber hinaus bekiiligt sidi die Buntlesrepublik 
züSdniDieii mit Grulihrilannien und den Nicderlan- 
den an einem Gaszen Iritugenprojekt zur Urananrei^ 
riugung. 

Ferner arbeitet die Dtindesrepublik in Weltraum- 
forschung und Nachnchtenvermitllung an der FLDÜ, 
der ESRO, der CETS sowie an der Konlerenz der 
europäischen Minister für das Post- und Femmelde- 
wesen mit 

/U/fUr Ji 7 iiiMdu/jy rn 

dt-f ÖiindE'srrpun//^ 

36. Seit Ernditung des GATT konnten die Zolle 
erheblich gesenkl und der Welthandel allmdhlich 
liheTallsiert werden. Durch diese Ent Wicklung haben 
bilaterale I rundelsabkommcn für die Bundesrepu- 
blik an Bedeutung verloren Nach den Vereinhörun- 
gen über die llaTmonisierung der Handelspolitik in 
der nWG wird der Umfang von bilateralen Handels- 
abkommen der BundesrepubUk weiter abnehmen 
Bilaterale Vereinbarungen haben für die Bundes- 
repuhlik nur no^± Im Bereich der Doppelbesteue- 
rung und für die Regelung des Wirtschaftsverkehrs 
mit den RGW-Landern größere Bedeutung. 

VV/f rscfiaffbcfit? Ver//cchfunp der ÜDR 
niii no 2 i€lti^tl^d]en Ländern 

37. Auf Grund der ausge^pragi bilaioralen Zuge 
des RCW^ und der weitgeheriüen Kongruenz zwf 
sehen wutscdiaftlidiem und poütisch-mditarisdiem 
düridiiis lindon sich in den sozidlisf istiien Landern 
itn Prinzip keine den westlichen Organisationen 
wie OECD untl WEU oder der projekl orientierten 
Zusciinnienarbeit wie bei ELDO, ESRO und CERN 
ent.^'predmnden KooperaliunslUrmon. 

Allerdings bestehen auf wlssensdiaftlidi-tech- 
nlschem Gebiet einige vom ’RGW relativ unab- 
harcgige projektorientierle Zusammenschlüsse. Hier- 
zu gehört das Vereinigte Institut für Kernforschung 
tn Dübna, das kernpbysikalisdie Cnindlagenfor- 
schuug betreibt; zu den Gründungsmitgliedern ge- 
hörten audi Albanien. Nordkorea, Nordvietnam und 
die Volksrepublik Ghinü; schließlich die Konferen- 
zen für die V'oTbertüiung gemeinsamer Bemühungen 
auf dem Gebiet der WeltraamforschiiTig, an denen 
zusätzlich zu den RWC-Landero noch Kuba beieiJigt 
ist=L Ferner ist in Artikel 6 des Warsdiauer Paktes 
eine politische Verpflichtung der der DDR nieder- 
geleg l, mit den anderen soziahstisdien Landern wirt- 
sdi ältlich zusammenzuarbeilen. 

Die Stellung der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR im Welthandel 

38. Die Bundesrepublik war 1969 das zweitgrößte 
Export- und Impc^rtland der Welt. Ihr Ajiteil am 
gesamtim Wrdtc^xport betrug 1969 über lOVu und 
ihr linptntanioil 8,8 ^>u, Der Anleil der DDR am 
WelLcxport und -Import beliof sidi 1969 auf jeweils 
1,5“’^. 

Die mstituHonelle Bindung hat sich auf Höhe und 
Regionalstruktur des Außenhandels der Bundesre- 
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publik deullidi ausgewirkt. Der Anteil der EWG- 
HandeLspartner ist seil 1958 betrdchllich gestiegen. 
Demgegenüber blieb der hohe Anteil des RGW- 
Handels am Gesamtaußenhandel der DDR seit 1959 
nahezu gleich- 

>‘Wße‘nhf/ndel.tslrukfur 

df^r üi/FtdrSfcpiib/^h Üeu/sch/and 

39 , Im Jahr 1958* dem ersten -lahr nath den Ver- 
trägen von Rom , entüelen bei einem Exportvolumen 
von rd, 37 Mrd, DM 4ü.8 “ « der Ausiuhren auf die 
Länder der NATO. 25.6 davon vereinigten die 
OW^G’Partnei Staaten aui sich. Der Resl ging z.um 
überwiegenden Teil in die seil I9ß0 zur EFTA ge- 
hörenden Bundnisstaaten sowie jn die USA und 
nach Kanada. Aber mehr als die Hälfte der Aus- 
fuhren (53r2 -1 -^nlfiel auf Lander, die nicht dem 
Verteidigungsbündnis angehuren (vgl TabeMen A l 
und A 2), 

Zehn Jahre später ist bei einer Steigerung der Ge- 
samtexporte um fast 170^.0 auf rd. 100 Mrd. DM der 
Anteil der rtidit dem Sicherheitsbündni.s angeboren- 
den Staaten auf 39*5 “/n gesunken, wahrend sich der 
Anteil der BündnissUaten auf GO^.^'o erhöht hat. 
Bemerkenswert ist, daß dieser Anstieg nahezu aus- 
schließlich auf die Anteilsteigerungen der HWG- 
Staaten [auf 37,5 zuruckzuführen ist, Mit Aus- 
nahme der USA haben die übrigen Bündnisländer 
bei absolutem Zuwachs ihre Position als Absatz- 
markl der Büridesrepublik lediglich gehalten bzw. 
geringfügig an Bedeutung verloren, Innerhalb der 
EWG hat sich insofern ein Wandel vollzogen, als 
hrankrc^ich vor den Niederlanden zum größten Ex- 
purtmarkl geworden ist (vgl. Tabellen A 1 und A 2). 

Diese Entwicklungstendenzen haben sich 1969 fcrrt- 
gesetzL Sie umfassen nahezu alle wichtigen Güter. 
Den Ausschlag gaben induslrlelle Fertigprodukts, 
die 1969 mehr als 85 “/q aller Exporte ausmachton. 
Davon gingen fast 60 in die Bündnlslander, allein 
37.3 *“'0 in die EWG fvgU TabeUe A 2). 

Die beim Export der Bundesrepublik Eestzustellen- 
den Entwicklungen gellen tendenziell auch für ihre 
[mporte, Hinsichtlidi der Gülerstruktur ergeben 
Sich jedoch Untersdiiode. Zwar lLt?gL der Anteil der 
aus nidil dem Bündnis angehörenden Ländern be- 
zogenen Waren an den Gesamtimporten der Bun- 
desrepublik mit 49,1 im Jahre 1958 bzw. 38,1 
Lm Jahre 1968 in der GröBentirdnung der entspre- 
chenden Exportwerte; jedoch handelte es sich 1968 
noch zu 66,9 um die Einhihr von Nabrungs- und 
Genußmitteln sowie von Rohstoffen. Dagegen be- 
standen die Ausfuhren in diese Länder zum glei- 
chen Zeitpunkt zu 90,2 aus industriellen Fertig- 
produkten [vgl Tabellen A 3 und A4). 

Die Ursache für diese Entwicklung liegt einmal in 
der LageTslallenabhängigkeit der Rohstoff importe 
und zum anderen in den relativ hohen Nahrungs- 
milteleinf Uhren aus Entwicklungs- und Staatshan- 
delsländem, deren Fertigwarenexporte noch nicht 
dem erforderlichen technologischen und qualita- 
tiven Standard entsprechen. 


Außenhcmdefssrruft/iif der ODR 

40, Von I960 bis 1989 hat sich die Regionalstruktur 
der DDE-Exporte trotz einer Steigerung des Export- 
voJumens um rd. von 9.27 Mrd. Valuta-Mark 

{1 Valuta-Mark - 0,24 US-Dollar) auf 17,44 Mrd. 
Valuta-Mark kaum geändert. Der Anteil der RGW- 
Lander an den Gesamtexporlen der DDR Ist mit 
id. 68 nn letzten Jahrzehnt gleich hoch geblieben. 

Dies gilt auch für die drei wichtigsten Handels- 
partner der DDR im RGW, die UdSSR (42^-'^), die 
CSSR und Polen (7*^ d). Der Anteil der „kapi- 

tahsUsdien Industrieländer“ ei nsdilie blich der Bun- 
desrepublik hat s.irh leicht — von 20 auf 22 — 

erhöht (vgl. Tabellen A S und A 61. 

Uber die Zusammensetzung des Warenverkehrs 
zwischen der DDR und den RGW-Landem gibt es 
keine detaillierte und zugleich vollständige Beridit- 
erstattung Die Statistiken geben nur grob die Güter- 
slruktur wieder. Bei der DDR überwiegt der Export 
von industriellen Fertigwaren, insbesondere des 
Investitionshereiches. Der .Anteil von Masdiinen und 
Ausrüstungen an den Lieferungen der DDR im Han- 
del mit RCW-Ländern betrug in den letzten Jahren 
rd. 58 Damit erreichte die DDR den höchsten 
Anteil aller RGW-Lander -1 Darin kommt der im 
Vergleich zu den anderen RGW-Landem hohe tech- 
nisdie Entwicklungsstand der Wirtschaft der DDR 
zum Ausdruck. 

Die Lieferungen von Maschinen und Ausrüstungen 
in die UdSSR haben seit I9fi0 den relativ hohen 
Anteil von fast 60 Vn der gesamten Ausfuhr in dieses 
Land gehalten. Der .Anteil des Exports von industri- 
ellen Konsumgütem ist von I960 bis 1968 von an- 
nähernd 12^0 auf id. IGA'o gestiegen. Ähnliche Ten- 
denzen lassen sidi auch für den Handel mit den 
anderen RGW-StaaLen festslellen. 

Der Anteil der RGW-Lander an den Importen der 
DDR betrug 1960: ßß,3 " ii. Er stieg 1969 gegenüber 
1960 leicht um 2,8 Prozenipunkte auf 69*1 an. 
ln der gleldien Zeit erhöhte sidi das Impörtvolumen 
der DDR von 9,22 Mrd. um 87 V auf 17,24 Mrd. 
Valuta-Mark. Audi auf der Imporlseite zeigt sich die 
besondere Bedeutung der UdSSR für den Außen- 
handel der DDR. Im Jahre 1966 kamen 42,5 der 
DDRTmporte aus der UdSSR fvgL Tabellen A 5 und 
A 6), Die Bedeutung der DDR im gesamten RGW- 
Tnlrablockhandcl ist — zugunsten Polens und Bul- 
gariens — leicht rückläufig, Ihr Import-Anteil am 
RGW-inlernen Gesamtimport fiel von 1958 bis 1968 
um 4 fndexpunkle auf 18 ”■(>**. Sie nimm! gegenwär- 
tig trotzdem hinter der UdSSR [37 “.''ö), aber mit deut- 
Uchem Abstand vor der CSSR (13 den zweiten 
Platz innerhalb des RGW ein (vgl. Tabellen A 5 und 
A 6). 

Auf der Importseile zeigt sich vor allem eine ausge- 
prägte Rohstoffabhängigkeil der DDR. Allerdings 
zeidinet sich tendenzieU eine leichte Veränderung 
der Importstjuktur ab: Die Grundstoffe gehen in 
ihrer Bedeutung teilweise zurück, während bei Ma- 
schinen und Ausrüstungen seit 1965/66 ein relativ 
starker Aufwärtstrend zu beobachten ist* wenn 
dieser auch mit einem Anteil von rd. 15% ver- 
gleichsweise niedrig ist. 
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Auf Grund der Teilung des deutschen Wirtsdiafts- 
raums ist die DDR besonders rohstoffabhängig. Die 
Rohstoffversorgung beruht gegenwärtig weitgehend 
auf sowjetischen Erzeugnissen, Die sowjetischen Lie- 
ferungen umfassen in erster Linie Erzeugnisse, die 
der Produktion der Schwerindustrie (Kohle, Eisenerz. 
Roheisen, Stahlwerkerzeugnisse) sow'ie der Verbes- 
serung der Primärenergiesituation (Erdöl) in der 
DDR dienen. Merklich gestiegen sind auch die Be- 
züge von Maschinen und Ausrüstungen. 

Die Importe aus den anderen RGW-Ländern diffe- 
rieren erheblich von denen aus der UdSSR. Obwohl 
bei den Lieferungen Polens Roh- und Brennstoffe 
(Steinkohle, Steinkohlenkoks), Metalle und land- 
wirtschaftliche Produkte immer noch eine besondere 
Rolle spielen, dürfte der Anteil von Maschinen und 
industriellen Ausrüstungen bis 1970 auf annähernd 
50^0 gegenüber 20 “/o im Jahr 1963 gestiegen sein. 
Die CSSR ist derjenige Handelspartner der DDR im 
RGW, bei dem sich die Warenslruktur im gegen- 
seitigen Austausch am weitesten angenahert hat. Bei 
beiden Ländern macht die Position Maschinen und 
Fahrzeuge gegenwärtig rund die Hälfte des gegen- 
seitigen Warenaustausches aus. Bei den Importen 
aus Ungarn hat die Zunahme der Lieferungen von 
Maschinen und Fahrzeugen die Einfuhr von Nah- 
rungsmitteln von der ersten Stelle verdrängt. Bei 
den Importen aus Bulgarien dominieren nach wie 
vor die Agrarerzeugnisse. 

Kapifoi-, Patent- und Uzeniverke/ir 

41 . Die Kapitalanlagen der Bundesrepublik im Aus- 
land konzentrieren sich im überwiegenden Teil 
(50®/o bis 60®/o) auf die Länder der EWG, der EFTA 
und auf die USA. Sie bestehen zu rd. 50®/o aus 
Wertpapierkäuien, zu 30®/o aus Krediten und Dar- 
lehen sowie zu 10 “/o aus Direktinvestitionen und 
Anlagen der öffentlichen Hand. 

Der Kapitalimport erfolgt zu 75 ®/o aus den Ländern 
der EWG, der EFTA und aus den USA. Er besieht zu 
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etwa Je einem Drittel aus Direktinvestitionen, Wert- 
papierkaufen sowie Krediten und Darlehen. 

Die Einnahmen der Bundesrepublik aus Patenten 
und Lizenzen von knapp 400 Mill. DM stammen etwa 
je zur Hälfte aus den Staaten der NATO und Nicht- 
bününlsländem. Die Ausgaben der Bundesrepublik 
für Patente und Lizenzen sind mit 1 Mrd. DM mehr 
als doppelt so hoch wie die Einnahmen. Wichtigstes 
Partnerland sind mit Abstand für nahezu alle Indu- 
striezweige die USA: 49 ^/o aller Lizenz- und Patent- 
nahmen stammen aus diesem Land. 

Im RGW-Raum gibt es keinen internationalen Ka- 
pitalmarkt, und der Kapitalverkehr besteht in der 
Regel In der Gewährung zwischenstaatlicher Kre- 
dite. über Höhe und Konditionen dieser Kredite lie- 
gen keine ausreichenden Informationen vor. Ent- 
sprechendes gilt für den Patentverkehr im RGW, 
dessen besonderes Merkmal der Umstand sein soll, 
daß er kostenlos (gebührenfrei) erfolgt 


2. Die Aktivitäten der beiden deutschen 
Staaten in Ländern der Dritten Welt 

42 . Die Aktivitäten der beiden deutschen Staaten 
in Ländern der Dritten Welt stellen nur einen Aus- 
schnitt der Aktivitäten dar, die die Bundesrepublik 
und die DDR gegenüber Drittstaaten und in inter- 
nationalen Organisationen entfallet haben. 


a) Die Repräsentanz in Ländern der Dritten Welt 

ßotsdmiten und Konsulate 

43 . Die Repräsentanz der Bundesrepublik und der 
DDR in Entwicklungsländern ergibt sich aus der 
folgenden Übersicht I. 


Übersicht 1 

Botsctiailen und Konsulate (1970) 


Gehle* 


Botschaften 


Generalkonsulate Schutzmacht- 

und Konsulate ‘ vertetungen 


Gesandt- 

schaften 


BRD I DDR 


BRD I DDR 


BRD I DDR 


BRD I DDR 



^ Je Land wurde nur ein Generalkonsulat bzw. Konsulat berücksichtigt 


Quellen: BRD: nach Angaben HWWA-lnslilut für Wirtschaftsforsdiung — Hamburg; 

DDR: nach Angaben des Auswärtigen Amtes der Bundesrepublik; Entwicklungspolitischc Aktivitäten kom- 
munistischer Länder, Monatsberichte des Forschungsinstituts der Friedrich-Eberl-Stiftung, 1967 — 1970. 
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Wirlsdiaftliche Angelegenheiten werden in den Ver- 
tretungen der Bundesrepublik ühlidier weise durch 
Wirts(^aftsrefeTenlen. die kuilurellen durch Kultur- 
referenten behandelt. 

Bei den Bolsdiaften der DDR bestehen handelspoli* 
tische -Abteilungen, den Generalkonsul aten sind 
l'Eandelsvertretüitgen ungegliedert, Zusätzlidi hat die 
DDR bei ihren Auslands verlretungen in der Regel 
Büros des Leipziger Messeamtes und der Kammer 
für Auflenhandei eingeridilet. 

H tmdels vettrei unge n 

44. Bei den gegenw-arUg in Afrika, Asien und 
Lateinamerika bestehenden Auslandshandelskam- 
mern (HandeLsvcrlretungen) der Bundesrepublik 
handelt es sich um freie Zusammenschlüsse deut- 
scher und ausländischer Kaufleute^ Unternehmen 
und Wirtschaftsvertretungen. Sie werden jedoch in 
den gastgebenden Landern als Repräsentanz der 
Bundesrepublik angesehen. Sie sind als zw'isdien- 
staatlidie Kammern organisiert und befassen sich 
mit der Pflege und der Forderung des Wirtschafts- 
verkehrs zwischen der Bundesrepublik und dem 
entsprechenden Partnerland. 

Die DDR unterhielt im Jahr J970 in sieben Landern 
Wirtsdiafts- und Handelsmissionen sowie Handels- 
vertretungen auf Regierungsebene ’L ln sechs Län- 
dern bestehen Handelsvertretungen auf der Ebene 
von Bankenabkommen Ferner wird die DDR in 
der Türkei ciurth einen Vertreter der Kammer für 
Außenhandel repräsentiert, ln Libyen führt der 
Leiter der WirLschaftsmission seit 1970 den Titel 
Regierungsbeduflragler, ohne jedoch volle diplo- 
matische Befugnisse zu haben. 


Übersicht 2 


HondefsverfreUmgen aasschHeßlid^ Nebenstellen 
(1970) 


Gebiet 

BRD 

1 DDR 

Afrika 

1 

r ^ ■ 

I 


5 

Asien 


2 


4 

Ldleinamerikä 


12 


6 

Insgesamt 


!5 


15 


Quellen: BRD: nach. Angaben HWWA-lnstUul für Wirt- 
schal Lslorschung — Hamburg! 

DDR: nadi Angaben des Auswäriigen Amtes 
der ßuiidesrepubllkj Enlwicklungspoliih 
s(he Aktivitäten kommunisLisdier Län- 
der, Monatsberichte des Forsdiungsinsti- 
tüts der Friedridi-Eberi-SliUung, 1^67— 
1970, 


Kutlurelle Instif ui Ionen 

45* Auf kulturellem Gebiet ist die Bundesrepublik 
m den Staaten der Dritten Well in Afrika, Asien 
und LateinaDieiika durch 74 kulturelle Institutionen 
(71 Goethe-lnsiilute und 3 andere), 107 deutsche 
Schulen sowie eine Reihe von bilateralen Gesell- 
sdialten repräsenüert. 

Die DDR unterhielt Ende 1969 neun ^Kulturzentren 
in sieben Ländern der Dritten Welt Sämtliche 
kulturellen Institutionen unterstehen der Liga für 
Valkerlreundsdiaft der DDR. 


Übersicht 3 


Kulturelle Insiiiationen f 1970) ’ 


Gebiet | 

BRD 

DDRS 

Afrika 

Asien 

Lateinamerika 




18 

26 

30 

4 

3 

2 

Insgesamt 

1 


74 

9 


' Vorläufige Zahlen. 

* Ohne die Freundschaftsgesellschaften 

Quellen; BRD: nach Angaben HWWA-fnstitut für Wirt- 
sdiallsrorsdiung — Hamburg^ 

DDR: nach Angaben des Auswärtigen Amtes 
der Bundesrepublik! Enlwicklungspoliti- 
sche Aktivitäten komniünistisdier Län- 
der, Monatsberichte des Forsdiungsinsti- 
tuis der Friedridi-EberL-Stiftung, 3967 bis 
1970, 


b) Organisationen der Entwicklungshilfe 

46. Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit (BMZ) erarbeitet die Grundsätze und 
das Programm der Entwlddungshilfe der Bundes- 
republik, steuert die Durdiführung der Technischen 
Hilfe Und leitet die Tätigkeit der Entwicklungs- 
hilfebehördcn, Die Erarbeitung von Grundsätzen zur 
Kapitalhilfe erfolgt im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi), Die 
außenpolitischen Belange der Bundesrepublik wer- 
den durch Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen 
Amt [AA| gewahrt. 

Darüber hinaus sind andere Dundesressorts für 
ihren Fadibereidi (z. B. Verkehr, Landwirtschalt, 
Gesundheit, Informationswesen) an der Planung 
und fadi liehen Durchführung von Entwifklungspro- 
jekten beteiligt. Die Entscheidungen lallen in intcr- 
minisleriellen Ausschüssen. 
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über den nbänderfiusschuß Entwicklungshilfe^' ar- 
beitet däs BMZ mit den Ländern und Gemeinden 
zusammen und hält durch Beiräte Kontakt mit den 
Spitzen verbänden und der Forsdiungi 

47. fn der DDR unterliegen die entwicklungspolili- 
sdien Aktivitäten der Kontrolle des ZK-Apparales 
der SED, vor allem der Abteilungen „InternatiDtiale 
Verbindungen" und Anslandsinfo rmatLün". Alle 
staatlichen Institutionen, Massenorganisationen und 
Freundschaftsgesellschaften, deren kulfurpoütisdie 
Aktivitäten im wesentlichen von der Liga der Völ- 
kerfreundschaft koordinierl werden, erhalten ihre 
Weisungen von der SED-Führung. 

Der Ministerrat der DDR hat ats Exekutivorgan der 
Volkskammer und des Staatsrates die Aulgabe, die 
Entwicklungshilfe aut Regieiungsehene zu leiten, zu 
koordinieren und zu kontrollieren. Er steht an der 
Spitze einer Eehördenoiganisation, der u, a. Ämter, 
Komitees, Rate, Ministerien (einschlieBHch Industrie- 
ministenen) angahören. Mit wenigen Ausnahmen 
Sind alle diese zentralen Organe m die EntwickJungs- 
Politik der DDR eingeschdilel. Außerdem untersteht 
dem Millisterrat die Hochsduilc für Ökonomie {Ber^ 
Lin-KaTlshoTst). der ein Institut für Ökonomik der 
Entwicklungsländer ungegliedert Ist, 

Politische Einschätzungen der einzelnen Länder der 
Drillen WijM liefert das Ministerium für Auswär- 
tige Angelegenheiten, Unterstützt wdrd es dabei 
vom Insümi für Inlernalionale Beziehungen (Ab- 
teilung CnlwickUmgständer) der Deutschen Akade- 
mie für Staats- und Rechts wissensdial Len «Walter 
Ulbricht" in Potsdam-Babelsherg. Die Abwicklung 
des Handelsaustausches sowie die Planung und 
Kontrolle der DurdrtQhrung von Projekten in den 
einzelnen Ländern obliegt dein Ministerium für 
Außenwirtschaft, Dieser Behörde untersteht eine 
Reihe von in der Eiilwuddungspolitik b(Kicutenden 
Organen, wie t. B. die Kammer für Außenhandel, 
das Leipziger Messeamt^ die fnterwerhung GmbH 
und verschiedene Außenhandelsunternehmen. Für 
leidinisdie Dienstleistungen (z. B. Projektierungen) 
und tür Fragen der wissensdiaJtlichen Zusammcui- 
arbeit mit den Entwicklungsländern ist hauptsädi- 
lidi die Llmex GmbH zuständig, 

Siaoihdte tind staatiidt geförderte Instilütionen 

48, Neben den Staat lidicn Organen befassen sich 
m der Bundesrepublik zahlreidie sonstige Organi- 
sationen haibstaatlichen oder privaten Charakters 
mit der Entwicklungshilfe, Auch die privaten Orga- 
nisationen werden zum Teil durch den Staat unter- 
stützt. 

Zu den von der Bundesregierung mit der Wahr- 
nehmung entwicklungspolitisdher Aufgaben beauf- 
tragten Inslltutionen z^len; 

■ die Kreditantsalt für Wiederaufbau (KW), die 
im Rahmen der Entwicklungshilfe Kreditan- 
träge und Projekte zu prüteii, enlsprethende 
Darlehensverträge abzusdiließen, die zugesag- 


Kapttei t 

ten Mittel auszuzahlen sowie die vertragsmäßige 
Verwendung und Rückzahlung der Kredite zu 
überwachen haU 

■ die Bundesstelle für Entwicklungshilfe (BfE), die 
als Zenlralstollc für die Durchführung von Pro- 
jekten der Technischen Hille eingenchtet wmrdc; 
ihre Tätigkeil um laßt die Durchführung von Pro- 
jekten der WiitschaftS' und Gewerbeforderung 
sowie des Gesundheitswesens, die Förderung 
des gew-’orblichen und fachlichen Ausbildungs- 
wesens und von Projekten der Agrathilfe sowie 
die personelle Hilfe für multilaterale Projekte 
internationaler Organisationen; für ihre Auf- 
gaben bedient sie sidi der CAWl; 

H die Deulsdie Förderungsgesel Istha ft für Entwück- 
wicklungsländer (GAWI) mbH, die sich mit der 
Schaffung von Ausbilduiigsstätten in Ländern 
der Drillen Welt einsdiließlidi der Bereitstel- 
lung der erforderlichen technischen Lehrmittel 
sowie der Errichtung von Musterbetrieben wie 
Prototyp-Workstätien auf technischem Gebiet 
und Mustergütern in der Landwirtschaft befaßt] 
sie ist darüber hinaus Arbeitgeber der ent- 
sandten Experten; 

H die Deutsche Gesellschaft für Wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mbH (Entwicfdungsgesenschaft. 
DEG). die als gemeinnütziges Unternehmen pri- 
vate Initiative und privates Kapital für Investi- 
tionen in Entwicklungsländern mobilisieren hilft; 

■ der Deutsche Eni wückiimgsdienst (DED), der 
Freiwillige aus den verschiedensten Berufsgrup- 
pen in Projekten zur Verbesserung der Wirt- 
Schafts- und Sozialstruktur einsetzt; 

■ die Deutsche Stiftung für Enlwidclungsländei, 
die sich vor allem mit der Ausbildung von Fach- 
kräften aus diesen Ländern sowie der Vorberei- 
tung deutscher Kräfte für Tätigkeiten dort be- 
faßt: 

■ das Deutsche Institut für Entwidilungspolilik, 
das J lodischulabsolventen verschiedener Diszi- 
plinen in neunmonatigen Kursen für spezielle 
.Aufgaben der EntwiddungspoLitik ausbildet. 

Die Friedrich-Ebert-Stifiung. die Konrad-Adenauer- 
Süftung und du: Friedridi-Naumann-SÜftung fördern 
gesellsttiaflspoli tische Bildung und führen Vorhaben 
der Sozialstrukturhilfe in eigener Verantwortung 
durch. 

Der Ausbildung von Fühiungskrätlen in den Län- 
dern der Dritten Well widmen sidi die Atexander- 
von-Humholdt-Stiftung, die Carl-Duisberg-Gesell- 
sdiatt und die Fi iedridi-Ebert-Stiftung. 

Die Förderung von Maßnahmen der Erwachsenen- 
bildung im 'Rahmen der deutsdien Entwicklungs- 
politik erfolgt ebenfalls durch die genannten drei 
politischen Stiftungen sowie durch den Deutschen 
Hochschulverband. 

Der Einsatz der Massenmedien für eine partner- 
schaftliche Zusammenarbeit Ln Ländern der Dritten 
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Welt ist in den letzten zwei Jahren bewußt geför- 
dert worden. In diesen Bereichen simi die Arbeits- 
gemeinschaft der Deutsdien Rundfunkanstalten, die 
Friedricfa-Ebert-Stiflung und die Konrad-Adenauer- 
Stiftung tätig. 

Die Kirchen haben aus Spendengeldem mit ihren 
Aktionen »Misereor* (katholische Kirche) und .Brot 
für die Welt** (evangelische Kirche) Institutionen der 
Entwicklungshilfe geschaffen. Uber die kirchlichen 
Zentralstellen für Entwicklungshilfe führen sie auch 
mit öffentlichen Mitteln Projekte in eigener Verant- 
wortung vor allem im Bildungs- und Gesundheits- 
wesen durch. 

Die Gewerkschaften in der Bundesrepublik sind an 
enlwicklungspoliüschen Aufgaben z. T. gemeinsam 
mit der Friedrich-Eberl-Stiflung beteiligt. Sie fördern 
die Ausbildung und unterstützen demokratische 
Arbeitnehmerorganisationen. 

49. In der DDR hält der FDGB zahlreiche Kon- 
takte zu Gewerkschaftsverbänden der Dritten 
Welt und unterstützt deren Arbeit durch Ausbil- 
dung von Gewerkschaftskadern. durch Geschenke 
und Solidaritätsspenden. 

Mit der Kontaktpflege zu den entsprechenden Or- 
ganisationen befassen sich weitere von der SED 
kontrollierte Massenorganisationen. Dazu gehören: 

die Freie Deutsche Jugend (FDJ), 
der Verband der Deutschen Journalisten (VDJ), 
der Demokratische Frauenbund Deutschlands 
(DFD), 

der Verband Deutscher Konsumgenossenschaf- 
ten (VDK). 

die Vereinigung der gegenseitigen Bauemhilfe 
(VdgB). 

der Deutsche Städte- und Gemeindetag (DSuG), 
der Deutsche Tum- und Sportbund (DTSB), 
die Nationale Front des demokratischen Deutsch- 
lands. 

Daneben bestehen zahlreiche regionale bzw. natio- 
nale Freundschaftsgesellschaften, die von der Liga 
für Völkerfreundschaft betreut werden. 

Pf ivotfw/rfschoii und private Orgasiim timen 

50. Die Privatwirtschaft der Bundesrepublik ist 
durch ihre Investitionstätigkeit im Ausland und durch 
ihre Außenhandelsbeziehungen wesentlich an Lei- 
stungen für Länder der Dritten Welt beteiligt. Neben 
den privaten Unternehmen befassen sich mehrere 
private Organisationen mit entwicklungspolitischen 
Problemen. Dazu zählen die Arbeitsgemeinschaft Ent- 
wicklungsländer, der Deutsche iHandwerkstag sowie 
die Ländervereine: der Afrika-Verein, der Nah- und 
Miltel-Ost-Verein, der Ostasiatische Verein, der 
Ibero-Amerika-Verein, schließlich verschiedene In- 
genieurfirmen. Alle diese Organisationen beschrän- 
ken sich im wesentlichen auf beratende Tätigkeit. 


In der DDR gibt es aus systemimmanenten Grün- 
den keine private Entwicklungshilfe. 


c) Verbindungen zu internationalen 
Organisationen der Entwicklungshilfe 

51. Der Beitrag der Bundesrepublik im multilate- 
ralen Bereich der Entwicklungshilfe schlägt sich in 
aktiver Mitarbeit in internationalen Organisationen 
sowie in monetären Leistungen nieder. 

Obwohl die Bundesrepublik nicht Mitglied der UN 
ist, arbeitet sie in der UN und ihren Sonderorgani- 
sationen mit. Sie leistet ferner Beiträge in der Welt- 
bank und deren Tochterorganisationen, der Inter- 
national Finance Corporation (IFC) und der Inter- 
national Development Association (IDA) sowie dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF). Außerdem 
leistet sie Beitrage im Rahmen der OECD, des 
GATT und des Europäischen Entwicklungsfonds der 
EWG. 

Zur Zeit werden etwa l9®'o der öffentlichen Ent- 
wicklungshilfe über multilaterale Organisationen 
geleitet. 

52. Die DDR, ebenfalls nicht Mitglied der UN, 
leistet im Rahmen der UN und ihrer Sonderorganisa- 
lionen keine Entwicklungshilfe. Auch innerhalb des 
RGW kam es, von Ansätzen abgesehen, zu keiner 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet. 

Ein starkes Engagement der DDR besteht dagegen 
in den kommunistisch gesteuerten internationalen 
Massenorganisationen, vor allem im Wellfriedens- 
rat. dem Weltgewerkschaftsbund, der Internatio- 
nalen Organisation der Journalisten, dem Welt- 
bund der Demokratischen Jugend, dem Internatio- 
nalen Studentenbund, in der Internationalen De- 
mokratischen Frauenföderation und der Afro-Asiati- 
schen Solidaritätsorganisalion. Finanzielle Unter- 
stützungen werden vor allem an den Weltfriedens- 
rat, den Weltgewerkschaftsbund und die Inter- 
nationale Organisation der Journalisten geleistet. 


d) Die entwicklungspolitischen Aktivitäten der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR 

53. In der Bundesrepublik und in der DDR gibt es 
verschiedene Formen der Entwicklungshilfe: Kapital- 
hilfe und Technische Hilfe, zu der Bildungs- und 
Sozialinveslitionen gehören, ln der Bundesrepublik 
sind die umfangreichen privaten Kredite, soweit sie 
öffentlich abgesichert sind, sowie Direktinvestitionen 
in Ländern der Dritten Well bei den Leistungen der 
Entwicklungshilfe raitgerechnel. 

54. Seit Beginn ihrer entwicklungspolilischen Akti- 
vität (1950) bis Ende 1965 stellte die Bundesrepublik 
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den Ländern der Dritten Welt weit mehr Kapital zur 
Verfügung als die DDR Die DDR konzentrierte 
Ihre vergleichsweise geringen finanziellen Anfwen’ 
düngen weit mehr als die Bundesrepublik auf aus- 
gewählte Länden Sie folgte dabei entwicklungspoli- 
tisdien Konzeptionen, die sich entsprechend ihren 
Zielsetzungen von denen der Bundesrepublik deut- 
lich unterscheiden- 

55- Die Bundesregierung folgt der Auffassung des 
Stralegiedokuments der Vereinten Nationen für die 
Zweite Entwiddungsdekade. daß das wirlsdiaftlitiie 
Wachstum in den Ländern der Dritten Welt durch - 
schnittlLch sedis Prozent ihres Sozialprodukts betra* 
gen soll. Investitionen sollen dabei stärker als bis- 
her auf ihre sozialen Wirkungen hin geprüft wer- 
den. 

Zieh und Mittet der Entwickhmg^pollUk 

56. Die Ziele und Methoden der Entwickiungspoli- 
tik der Bundesrepublik lassen sich folgendenoaßen 
kennzeichnen: wrrtschaftlidies Wachstum und sozia- 
ler Fortsdiritl in den Ländern der Diilten Welt im 
Rahmen einer langfristigen inteinallonalen Planung 
zu fördern, die Kreditbedingungen zu verbessern, 
Lieferbedingungen abzulrauen, ein umfassendes 
ZöUpräferenzsy Stern zugunsten der Länder der Drit- 
ten Welt einzuf {ihren, sowie die Technische HUfe. 
besonders die Bildungshilfe auszubauen. 

Die DDR gibt Entwicklungshilfe vorwiegend nadi 
politischen Gesichtspunkten. Auch in den Jahren 
1969-70 hatte die Durchsetzung der völkerrediülchcn 
Anerkennung der DDR Vorrang, wenn auch eine 
sadibezogene Entwidclungspolitik sichtbar wurde, 
die auf die Bedürfnisse der Länder zugeschnilten ist. 
Auch in der DDR sind Kapitalhilfe und Technische 
Hilfe neben handelspol itisd^en Maßnahmen von Be- 
deutung, 

Im Untersdiied zur Bundesrepublik legt die DDR 
auch bei entwidclungspoli tischen Vorhaben starken 
Wert auf die Darstellung und Propagierung ihrer 
Gesellschaftsordnung. Dies gilt besonders in den 
arabischen Ländern sowie für Tansania, Guinea und 
Mali: ebenso für Indien. Ceylon, Birma; schließlich 
für Chile und in vennindertem Maß für Bolivien, 
Kolumbien, Peru und Uruguay, 

Potifisdie Aktivitäten 

57 , Die Entwicklungspolitik der Bundesrepublik 
wird von der Friedenspolitik der Bundesregierung, 
dem Prinzip der Nidileinmisdhung und der Zusam- 
menarbeit mit allen Staaten bestimmt. Diese Politik 
erhielt seit 1969 eine größere Flexibilität gegenüber 
allen außen- und deutsdilandpolitischen Problemen, 
Die Bundesregierung gehl heule nicht mehr von dem 
Grundsatz aus, in jedem Falle einer Anerkennung 
der DDR ihrerseits die diplomatisdien Beziehungen 
abzubrechen. Sie entsdieidel vielmehr in jedem Em- 
zelfail nach der besonderen Interessenlage. 

Die Entwicklungspolitik der DDR ist im Unterschied 
dazu im wesentlichen durch den Primat der völker- 
rechtiidien Anerkennung des zweiten deutschen 
Staates geprägt. Das Streben nach völkerrechtlicher 
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Anerkennung ist häufig begleitet von der Selbst- 
darstellung der DDR als leistungsfähiger Wlrtsdiafts- 
Partner und als sozialistische KuUumation. Gegen 
die Bundesrepublik wird in diesem Zusammenhang 
oft, direkt oder indirekt, politisdi-ideologisch pole- 
misiert. 

Die DDR unterhält Beziehungen sowohl zu nicht- 
kommunistischen Staatsparleien als auch zu den 
kommumstischen Parteien und nationalen Befrei- 
ungsbewegungen in zahlreichen Staaten der Dritten 
Welt. 

Die politischen Ziele der Entwicklungspolitik der 
DDR werden u. a, durch den Austausch von Paria- 
mentsdelegationen und durch die fnterparlamenta- 
rische Gruppe der DDR verfolgt. Außerdem werben 
sogenannte Anerkennungskomitees auf Freund- 
schaftswochem Kundgebungen. Kongressen, wissen- 
schaftlichen Konferenzen und Festveranstaltungen 
intensiv für die völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR. 

KufmreUe Aktivitäten 

58, Die auswärtige Kullurpolilik der Bundesrepu- 
blik verfolgt das Ziel, Vorurteile gegen Deutschland 
abzutragen und durch kuUurpolitisdie Zusammen- 
arbeit mit den Ländern der Dritten Welt das ge- 
genseitige VersLändnis zu vertiefen. Sie ist damit 
ein Teil der Außenpolitik, Die flildungshilfe — im 
Sinne einer erweiterten Kulturpolitik verstanden — 
soll die LäiKier der Dritten Welt beim Aufbau ihres 
Erziehungs- und Bild ungs wese ns unterstützen. 

Die auswärtige Kulturpolitik der DDR verfolgt teil- 
weise ähnliche Ziele wie die der Bundesrepublik, 

Sie sind jedoch klar dem politischen Hauptziel* der 
völkerrechtlichen Anerkennung, untergeordnet. In 
intensiver Weise pflegt die DDR Kontakte zu zahl- 
reichen Staaten der Driiten Welt, mit denen sie 
keine diplomatischen Beziehungen unterhält. 

50, Die Bundesrepublik hat bis Ende 1968 mit 14, 
die DDR mit 15 Staaten der Dritten Welt Kultur- 
abkommen geschlossen (vgL Übersicht 4j. Daneben 
bestehen zahlreiche Kontakte vor allem zwischen 
wissenschaftlichen Institutionen der Bundesrepublik 
und solchen in den Ländern der Dritten Welt. Diese 
Kontakte werden durch die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft, den Deutschen Akademischen Aus- 
tausdidienst und die Alexander-von-Humboldt-Stji- 
tung gefordert, 

Bereits bestehende Kontakte zwischen Jugend- und 
Sportgruppen in der Bundesrepublik und den Län- 
dern der Diilten Well sind in den Jahren 1969.70 
weiter ausgebaut worden. Ein beträchtlicher Teil 
der im Bundeshaushalt bereilgestellten Mittel für 
kulturelle und erzieherische Maßnahmen der Bun- 
desrepublik wird internationalen Organisationen* 
insbesondere der UNESCO und den WissenscbaJts- 
aussdiüssen der OECD, zur Verfügung gesteni (vgl, 
Tabelle A 2), 

Die Kultur- und BildungspoUtik sowie die ideolo- 
glsch-propagandisüsdien Tätigkeiten der DDR kon- 
zentrieren sich mit regionalen Schwerpunkten auf 
folgende Aktivitäten: Einladungen an Wissenschaft- 
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KuHuTübkommen der Bundesrepublik und der DDR 
mif Ländern der Dritten We/f * 


Land 


Datum der Uurerzeidinung 
BRD I DDR 


Afghanistan 

Algerien 


18.4. 1961 

12. 12. 1966 

Bolivien 


4.8. 1966 


Chile 


20. 1 1. 1956 

5. 12. 1966 

Dahomey 

Ecuador 


13. 3. 1969 

20. 9. 1964 

Ghana 



9. 10. 1961 
(aufgehoben! 

Guinea 


23.11, 1967 

17. 11. 1958 

Indien 


21.3. 1969 

20. 2. 1964 

Indonesien 


30. 1. 1965 

28.4.1964* 

Irak 



1. 4. 1959 

Kambodscha 



2. 2. 1964 

Kolumbien 


11. 10,1960 


Kongo-Brazzaville 



14,3. 1970 

Mali 



20.3. 1964 
und 

3. 6. 1964 

Pakistan 


9. 11. 1961 


Peru 


20. 11. 1964 


Senegal 

Sudan 


23.9. 1968 

6.10.196? 

Südjemen 



18.10.1969 

und 

29. 1. 1970 

Türkei 


8.5.19,57 


Tunesien 


19.7. 1966 


VAR 


11. 11. 1959 

1.3. 1965 


* Einsdil. Abkommen über Jculturelle und Wissenschaft- 
Jidie Zusammenarbeit, 

- ProtokülJ 


]er, Studenten, JournüUsten und Sportler, hierunter 
audi die Bereitstellung von Stipendien, die Orgaiü- 
siening von Spradikursen, Filmvorführungen* Tanz- 
nnd Konzertveranstallungen, 

PublSmiiBdie AkfMiaten * 

60. Generelles Ziel der Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesrepublik in den Ländern der Dritten Well ist 
es, ein allgeineines Verständnis für die Politik der 
Bundesrepublik und Sympathie für das Land zu 
wedten* Darum werden vor allem die meinungsbil- 
denden sozialen Gruppen durdi MaBnahmen der 
deutschen diplomatischen Vertretungen, durch Aus- 
stellungen, Filme, Wodienschaube richte, Anzeigen. 
Artikel und Fotoausste Hungen angesprochen. 


Generelles Ziel der öffentlidikeitsarbeil der DDR 
ist es, für einen leistungsfähigen sozialistischen In- 
dustriestaat sowie für den Sozialismus im allgemeL 
nen zu werben. Dieses Ziel wird in erster Linie mit 
einem erheblichen Aufwand an Büchern, Broschüren 
und Zeilsdiriften, ferner mit Artikeln und Werbe- 
anzeigen in der Tages- und Wochenpresse ange^ 
strebt. 

Die DDR hat auch im Bereich der öffenllidvkeits- 
arbeit eine Reihe von Rundfunk- und Fernsehab- 
kommen sowie Fi Imabkommen und Verträge über 
den NachrichtenauBtausch abgesdilossen. 

Zuständig für die OffcnUidikeitsarbeil der DDR in 
den Ländern der Dritten Welt sind Ln erster Linie 
die Staatlichen Komitees für Rundfunk und Fernse- 
heu beim Ministerrat sowie die Nadirichtenögentur 
ADN. 


Wf/fsdiö/ffJrfie Akf/vffäfen 


6 T Im Jahr 1969 ist das Volumen der Leistungen 
der Bundesrepublik gegenüber 1963 um rd. 30 ^/o 
auf rd. 8,2 Mrd. DM gestiegen (gesamte öffentJidie 
und private Nettoleistungenl. Damit hat die Bundes- 
republik das auf der 2, Welthandelskonferenz (1968) 
aufgeslellte Leistungsziel, I des Bruttosozialpro- 
duktes als Entwicklungshilfe zur Verfügung zu stel- 
len mit 1.36 “/ü mehr als erfüllt. 

Rund 75 dieses Betrages wurden von privater 
Seile aufgebracht, während die {bilateralen) öffent- 
Uchen Nettoleistungen der Bundesrepublik 1969 rd. 
2J Mrd. DM ausmaditen. 


Kap/foJhJife 

62, Den größten Anteil (53.8 V«) der bilateralen 
öffentlidien Entwicklungshilfe machte die Kapital- 
hilfe aus. Im Gegensatz zur Technischen Hilfe nahm 
die Kapitalhilfe in den letzten zwei Jahren ab. Bis 
Ende 1969 sind insgesamt 92 Kapitalhilfe-Abkoininea 
der Bundesrepublik mit Ländern der Dritten Welt 
abgeschlossen worden. Die Bundesregierung vertritt 
bei diesem Abkommen den Standpunkt, aus Effi- 
zienzgründen weitgehend auf Bindung der Hilfe an 
deutsdie Lieferungen zu verzichten. Die durdisdinilt- 
lichen Konditionen für die Kapilalhilfe im Jahre 1969 
betrugen 26.0 Jahre Laufzeit, 7.6 Freijahre und 3,2 “/o 
Zinsen. Angestrebt werden die vom Entwicklungs- 
hilfeaussdiuß der OECD empfohlenen Konditionen 
(30 Jahre Laufzeit, 8 Freijahre, 2,5 Va Zinsen). 

Die DDR gewährt ebenfalls sowohl Kapitalhüfe 
als auch Technische Hilfe. Nach Beriditen des 
UNCTAD®^ bot sie von 1954 bis 1965 Kredite in 
Höbe von 1,3 Mrd. DM als Entwicklungshilfe an. Die 
eingegangenen Verpflichtungen von 1960 bis 1966 
machten insgesamt 1,1 Mrd.^DM aus. 

In der Regel wird Kapitalhüfe von der DDR im Rah- 
men von Abkommen über wirtschaftiiehe und Lech- 
nisciie Zusammenarbeit als langfristiger Aufbau- 
kredil mit einer Laufzeit von 10 bis 12 Jahren und 
2,5 **/o Verzinsnng gewährt. Bis 1970 hatte die DDR 
insgesamt 13 derartige Abkommen geschlossen. 
Kürz- oder mittelfristige Lieferkredite mit 2^5 bis 
6^/(3 Zinsen und Laufzeiten von 5 bis 8 Jahren stellt 
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die DDR vor allem im Rahmen von Abkommen über | 
wissenschaftliche und leciinisdie Zusammenarbeit ^ 
(14 Abkommen bis April 1970) oder von Handels- , 
und Zahlungsabkommen (21 b 7 w. lf> Abkommen bis | 
April 1970) zur Verfügung. I 

TechnJsche Hilfe 

63 . ln der Bundesrepublik madite 1969 die Tech- 
nisdie Hilfe mit rd. B60 Mill. DM einen erheblichen 
Teil der bilateralen öffentlichen Hille aus. 

Im Rahmen der 39 Abkommen über Technische Hilfe, 
die die Bundesrepublik 1969 abgeschlossen hatte, 
sind seil 1954 fast 1400 Projekte eingeleitel worden. 
Uber 700 Projekte sind bereits abgescfilossen, die 
übrigen im Stadium der Vorbereitung oder Durch- 
führung. 

Die DDR leistet Technische Hilfe vor allem Im Rah- 
men von Abkommen über wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit. Bis April 1970 sind 14 solcher 
Abkommen geschlossen worden. Jedoch ist Tech- 
nische Hilfe auch (jeweils bis April 1970) über 9 Ab- 
kommen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens, 

5 Abkommen über die Ausbildung von Fachkräften 
und 4 Abkommen des Post- und Fernmeldewesens 
gewährt worden. 

MuJtiJaterale Hüte 

64 . Die multilateralen Leistungen der Bundes- 
republik, die den Empfängerländern auf indirektem 
Wege über die Hilfsprogramme intemalionaler Or- 
ganisationen zugute kommen, betrugen 1969 rd. 
1,6 Mrd. D.M. Dies entsprach einem Anteil von rd. 
19 der gesamten Nettoleistungen. 

Die Beiträge der Bundesrepublik zu den Hilfspro- 
grammen der UN haben im Laufe der Jahre ständig 
zugenommen. Vor allem erhöhten sich ihre Leistun- 
gen an den Technischen Hilfsprogrammen der UN 
und ihrer Sonderorganisationen. 

Einschließlich der Beitrage an den Ent wickliings- 
fonds der EWG in Höhe von rd 150 Mill. DM 
leistete die Bundesrepublik im Jahr 1969 rd. 300 
Mill. DM multilaterale Zuwendungen. 

Zusätzlich wurden multilaterale Leistungen in Form 
von Kapitalanleihen bzw. Subskriptionszahlungen 
von insgesamt rd. 170 Mill. DM gewährt. 

Leistungen der privaten Wirtschaft 

65 . Neben den unmittelbaren öffentlichen Enl- 
wicklungshilfeleistungen sind staatliche Forderungs- 
maßnahmen lür die Aktivitäten (Investitionen und 
Exporte) der privaten Wirtschaft von Bedeutung. 
Dazu zählen Bundesgaranlien für Exporte und Ka- 
pitalanlagen, das Entwicklungshilfe-Stoucrgesetz, 
Doppelbesteucrungsabkommen und Investitionsför- 
derungs vertrage, Kredite aus den ERP-Niederlas- 
sungsfonds sowie Kredite und Beteiligungen der 
Deutschen Entwicklungsgesellschaft (DEG). 

In der DDR hat sich die relativ unbedeutende Privat- 
wirtschaft entwicklungspolitisch bisher nicht enga- 
giert. 
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Hilfe der Kirchen 

66. Die 1960 begonnenen Spendenaktionen der bei- 
den c^iristlidien Kirchen („Misereor" und ^Brot für 
die WelH) erbrachten in der Bundesrepublik im 
Jahr 1969 rd. 80 Mill. DM. Sie erreichten damit 
einen Gesamtwert von 760 Mill. DM in den Jahren 
I95ö'59 bis 1968 69. Hinzu kommen die 1969 erst- 
mals zur Verfügung gestellten Mittel aus dem Kir- 
chensteueraufkoinmen (35 Mill. DM|. Zusammen mit 
den Zuschüssen des Bundes von 60 Mill. DM setzten 
die Kirchen 1969 somit rd. 175 Mill. DM ein. 

Die evangelisdie Kirche in der DDR beteiligte sich 
an der Spendenaklion „Brot für die Well\ Das 
bisherige Gesamtaufkommen betrug rd. 24 Mill. M. 

Handelsbeziehungen 

67 . Die Handelsbeziehungen zu den Entwicklungs- 
ländern werden durch Handels- und Finanzabkom- 
men geregelt. Bis Ende 1969 wurden von der Bun- 
desrepublik 65, von der DDR 46 derartige Vertrage 
unterzeichnet. Das Handelsvolumen ergibt sidi aus 
der Übersicht 5. 

Regionale Schwerpunkte der ßntwlck/ungshrlfe 


68. Wahrend die Bundesrepublik entwicklungspoli- 
tisch in 90 Ländern engagiert ist, konzentriert die 
DDR ihre Entwicklungshilfe auf wenige Schwer- 
punkte in etwa 12 Staaten. 

.Schwerpunkte der Entwicklungshilfe der Bundes- 
republik auf wirtschaftlich-technischem Gebiet wa- 
ren 1969: 


in den arabischen 
Staaten 

in Schwarz-.Afnka 
in Südamerika 

in .Asien 


Marokko, Tunesien, 


Ghana, Tansania, 

Argentinien, Brasilien, 
Chile, Peru, 

Indien, Pakistan, 
Indonesien. Thailand, 
Afghanistan. 


Schwerpunkte der Entwicklungshilfe der DDR auf 
wirtschaftlich-technischem Gebiet waren 1969 ‘70: 

in den arabischen .Algerien, VAR, Syrien, 

Staaten Irak, Südjemen, Sudan, 

in Sdiwarz-Alrika Tansania, Guinea, Mali, 


in Asien Indien, Kambodscha 

(bis Juni 1970), 
Ceylon, Burma. 


Die Leistungen lür Zwecke der Technischen Hilfe 
der Bundesrepublik verteilten sich 1969 etwa gleich- 
mäßig auf Afrika, Asien und Laieinamerika 

Die Agrarhilfe der Bundesrepublik (bis Ende 1969: 
3,19 Mrd. DM) entfiel im wesentlichen auf Afghani- 
stan, Indien. Indonesien, Pakistan, Jordanien, Kenia, 
Tunesien und Brasilien. 

Die DDR konzentrierle ihre Agrarhilfe auf Guinea 
(Landwirlschaflsschule), Tansania (Tiergesundheits- 
zentrum) und die VAR (Urbarmachung). 
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Der Außenhandel der Bande srepubJik und det DDR mit Ländern der ÜTiften We/I 
1966 bis 1969 (in Mili. DM) 


CesamtaußeTihandel 

Handel mit Ländern 
der Dritten Welt 

Import^ 

Export 

1 BRD 

DDR 

BRD ' 

DDR 


Jöhr 


1966 

Importe 


72 670 


14 448 


6 462 

575 


Exporte 


80 62S 


14 403 


10 594 

761 

1967 

Importe 


70 183 


14 735 


6059 

59Ö 


Exporte 


87 045 


15 531 


10 658 

768 

1968 

Importe 


81 179 


15247 


6 592 

588 


Exporte 


99551 


17 037 ' 


12 202 

693 

1969 

Importe 


97 972 


18 445 , 


7 614 

692 


Exporte 


113 557 


18 664 


13 245 

B4B 


* Einkaufsr- hzw, Käuferland 

Quellen: StatisUsdies Jahrbuch der BRD, 1970, S. 27B; 

StfltlsUscties Jahrbuch der DDR* 1970, S 294 f 


Die im Jahre 1969 besonders stark angestiegenen 
Leistungen der Privatwirtschaft der Bundesrepublik 
haben nicht zur regionalen Schwerpunktverlagerung 
geführt. Nach w\e vor am attraktivsten für die Inve- 
süÜonstäUgkeit der deutschen Unlemehmer war 
neben Lybien und Indien der lateinamerikanisdie 
Raum, insbesondere Argentinien, Brasilien, Kolum- 
bien und Mexiko. 


3, Die Entwicklung 

des Innerdeutschen Handels 

69. Im wirtsdiaJtlichea Bereich bestehen wie in 
kaum einem anderen geregelte und stete Beziehun- 
gen zwischen beiden deutschen Staaten, Das wieder- 
holt bekundete Interesse beider Seiten am Inner- 
deutschen Handel (IDH) bezeugt dies ebenso wie 
die faktische Entwicklung des Güteraustausdies: 

■ Gegenwärtig werden zwischen den, Volkswirt- 
schaften der Bundesrepublik und der DDR jähr- 
lich Waren im Werte von annähernd 4 Mrd. DM 
ausgeiauscht. 

■ 1970 wird sich dieser Warenaustausch um rd. 
60 gegenüber 1967 erhöhen. 

■ Für das Jahr 1970 erwartet die Bundesregierung 
eine Expansion um rd. 15 % gegenüber 1969. 


V e/ f run d/og e 

70. Vertragsgrundiage des IDH ist das Interzonen- 
handelsabkommen vom 20, September 195t, bekannt 
als «Berliner Abkommen". Obwohl der Vertrag 
selbst bzw, die darauf aufbauenden zahlreichen Ein- 
zel Vorschriften seither wiederholt den veränderten 
Gegebenheiten angepaßt wurden bildet er audi 
heute noch die von beiden Seiten anerkannte Rechts- 
grundlage für den Güleraustausdi. 

Aus politischen Erwägungen wurde das Berliner 
Abkommen seinerzeit mit der Währungsgebiets- 
klausel gesdiiossen, d. h. die Vertreter beider Seiten 
Unterzeichneten jeweils für ihre Währungsgebiete, 

Die gewählte ünterschriftsformel hatte den Zweck, 
daß Berlin in den Vertrag eingeschlossen war. Dar- 
über hinaus ist vereinbart worden, daß ein ange- 
messener Teil des Handels auf die Berliner Wirt- 
scfaafl entfallen solle. Das Abkommen wurde auf un- 
bestimmte Zeit geschlossen und ist mit Dreimonats- 
frist jeweils zum Jahresende kündbar. Es regelt den 
Waren-, DiensLleistungs- und Zahlungsverkehr, Die 
praktische Durchführung obliegt Ln der Bundesrepu- 
blik der — seit 1949 in West-Berlin ansässigen — 
Treuhandstelle für den Interzonenhandel [TSI), in 
der DDR dem Ministerium für Außenwirtschaft. 

Abwicklung 

71, Unter Berücksichtigung der Vertragsänderun- 
gen vollzieht sieb die Abwicklung des IDH gegen- 
wärtig wie folgt: 
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Der Güteraustausch ist aussdiließlich bilateraJ, 
d. h. Lieferungen und Bezüge gleichen sich lang- 
fristig aus. 

Der Zahlungsverkehr erfolgt ausschließlich im 
Verrechnungswege über beide Notenbanken. 

Der IDH Wird auf der Basis der Marktpreise der 
Bundesrepublik abgewickelt. 

Die Zahlungseinheil ist vereinbarungsgemäß die 
sog. Verrechnungseinheit (VE), die faktisch der 
DM entspricht. 

Um durch zeitliche Störungen der gegenläufigen 
Leistungsstrome den Handel nicht zu behindern, 
wurde im Zahlungsverkehr eine Uberziehungs- 
möglichkeil vereinbart. Dieser Swing wird von 
der DDR in jüngster Zeit einseitig in Anspruch 
genommen. Auf Grund bestehender Zahlungs- 
schwierigkeiten der DDR wurde die für 1971 zu 
erwartende Swingerhöhung bereits Anfang Mai 
1970 vorgezogen und auf derzeit 440 Mill. DM 
festgesetzt. 

Die Abrechnung des Zahlungsverkehrs bei den 
Zentralbanken erfolgt auf verschiedenen Konten, 
derzeit über zwei Warenkonten (I und II) und 
ein Dienstleistungskonto (III) 

Während für das Konto I gegenseitig vereinbarte 
Abkommenswerte der zu tauschenden Waren 
festgesetzt wurden, sind die Güter des Kontos II 
ihrem Liefer- und Bezugswert nach grundsätz- 
lich frei *y 

Alle Geschäfte im IDH sind genehmigungsbedürf- 
tig; zur Realisierung der von den Geschäftspart- 
nern in der Bundesrepublik und der DDR abge- 
schlossenen Verträge sind Bezugsgenehmigungen 
und Warenbegleitscheine beizubrmgen. Für etwa 
die Hälfte der Lieferungen und Bezüge besieht 
jedoch seil Januar bzw. Dezember 1969 in der 
Bundesrepublik keine Einzelgenehmigungspflichl 
mehr, da die — raeldepflichligen — Geschäfte 
generell genehmigt sind. 

Neben den drei genannten Verredinungskonten 
besteht seit 1958 das Sonderkonto S. Hiermit 
war seinerzeit der DDR die Möglichkeit zu Bar- 
zahlungskäufcn in der Bundesrepublik emge- 
raumt worden. Allerdings hat sie diese Möglich- 
keit insgesamt nur mäßig genutzt 

Wörejwimk fuf 

72. Die Bundesrepublik hat eine besondere Bedeu- 
tung als Handelspartner der DDR. Sie ist — nach 
der UdSSR, die allem über 40 ®/o des gesamten 
DDR-Außenhandels auf sich konzentriert — riichl nur 
der zweilwichligste Handelspartner der DDR über- 
haupt, sondern vor allem das mit weitem Abstand 
wichtigste Westhandelsland. Auf die Bundesrepublik 
entfielen 1969 rd. 10 ® d des DDR-Außenhandels- 
umsatzes (einschließlich IDH). 

Die Bundesrepublik ist vor allem dank ihrer wirt- 
schaftlich-technischen Leistungskraft in der Lage, 
zum wirtschaftlichen Fortschritt in der DDR beizu- 
tragen, Zusätzlich sind jedoch Sonderbedingungen in 
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Form von Begünstigungen beim Absatz der Erzeug- 
nisse der DDR zu berücksiditigen: 

Zollfreiheit bei gew'erblichen Erzeugnissen, 

Abschöpfungsbefreiung bei landwirlschafUichen 
Produkten 

Steuerliche Begünstigungen. 

Weltbewerbsvorleile durch Transportkosten- 
ersparnis. 

Für die Bundesrepublik ist die Bedeutung des IDH 
unter wirtschaftlichem Aspekt relativ gering. Als 
Handelspartner nimmt die DDR den 11. Rang ein 
(nach Dänemark, vor Japan und Norwegen). Gemes- 
sen am gesamten Außenhandel der Bundesrepublik 
entfallen auf den IDH weniger als 2^'o. 

73. Die Warenstruktur des Handels Bundesrepublik 
— DDR (vgl. Tabellen A I und A 2) ist vor allem 
durch zwei Merkmale gekennzeichnet: Sie Ist 
erstens dem Entwicklungsstand beider Volkswirt- 
schaften nicht angemessen un*d entspricht reicht der 
Warenstruktur ihres gesamten .Außenhandels. Sie 
ist zweitens relativ wenig diflerenzierl. da sie sich 
schwerpunklartig auf einige Gütergruppen konzen- 
triert. 

Die Warenslruklur des IDH ist dadurch bestimmt, 
daß der Anteil von Investitionsgütern, insbesondere 
Maschinenbauerzeugnissen, die anteilig nur mit 
22 und 15^ 0 vertrelen sind, gegenwärtig relativ 
gering ist. Dementsprechend sind Grundstoffe und 
Halbfertigerzeugnisse, insbesondere aber Erzeug- 
nisse der Landwirtschaft und der Emährungsindu- 
stiie mit einem Anteil von 15 ^ o und 25®'o unver- 
hältnismäßig stark vertreten. 

Die Warenbezüge aus der DDR sind wenig differen- 
ziert. Das drückt sich darin aus, daß Textilien und 
Ernahrungsguler 1969 noch immer fast die Hälfte 
aller Erzeugnisse aus der DDR ausmachten Aller- 
dings ist in letzter Zeit eine Sorlimentsausweitung 
feslzustellen. die sich in verstärkten Verkäufen der 
DDR von höher veredelten industriellen Fertig- 
erzeugnissen zeigt. 

Seit dem Jahr 1963 mußte die DDR erhebliche Er- 
löscinbußen bei Braunkohlenbriketts und Mineral- 
ölerzeugnissen, ihren zeitweilig wichtigsten Liefer- 
gutern im IDH. hinnehraen. Zwar konnte ein Teil 
dieser Ausfälle in der Folgezeit durch landwirt- 
schaftliche Güter kompensiert werden, doch sind 
auch höher veredelte industrielle Fertigerzeugnisse 
an ihre Stelle getreten. I>er Anteil der gewerb- 
lichen Fertigwaren an den Gesamtbezügen aus der 
DDR erhöhte sich zwischen 1967 und 1969 von 46 
duf 56®'o. 

Niehl zuletzt diese Tendenzen erlauben das Urteil, 
daß sich die innerdeutschen Handelsbeziehungen 
auf dem Wege zu einer Normalisierung befinden. 

Hilf Wicklung 

74. Der W'arenverkehr im IDH zeigt in den letzten 
zehn Jahren eine insgesamt kräftige Aufwärtsent- 
wicklung: Die gegenseitigen Lieferungen stiegen im 
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Zeitraum 1960 bis 1969 von 2,1 auf 3,84 Mrd. DM 
(vgl, Tabelle A 1). 

Allerdings war diese Aufwärtsbewegung nidu frei 
von 'Rudcschlägen. So gab es sowohl nadi I960 als 
auch nach 1966 bemerkenswerte Umsatzininderun- 
gen. Anders als zu Be^ginn der sechziger Jahre 
gelang es jedoch, die Stagnation nach 1966 sdinell 
zu überwinden. Bereits 1969 wurde die 4-Mrd.- 
Umsalzgrenze angesleuerl, und 1970 betragen die 
gegenseitigen Warenlieferungen rd. 4.5 Mrd. DM. 

ln letzter Zeit ist die Lage im IDH durch eine hohe 
BesteJltätigkeit der DDR in der Bundesrepublik, die 
zu entsprechenden Liefererhöhungen führte sowie 
durch starke Bemühungen der DDR, Ihre eigenen 
Lielerungen auszudehnen, gekennzeichnet, W^escnl- 
lich erleidiU^rl bzw. in diesem Ausmaß erst ermög- 
licht wurde das höhere Engagement durch das Ver- 
halten der Bundesregierung, das sich in zahlreichen 
ErleidUerungen bzw. Forderungsmaßnahmen nie- 
derschliig Allerdings ist die gegenwärtige Situ- 
ation jm JDH durch ein großes Bilanzungleichge- 
wicht charakterisiert, da die schnelle Llmsatzerhö- 
hung zum überwiegenden Teil von einer Expansion 
der Lielerungen aus der Bundesrepublik getragen 
wurde. Dieser Entwicklung vermochten die Bezüge 
bisher nicht in gleichem Tempo zu folgen. Das ste- 
tige Wachstum des IDll hängt mehr denn je von 
der Fähigkeit der Wirtschaft der DDR ab, Erzeug- 
nisse anzubieten, für die nach Qualität und Preis 
Nachfrage auf dem Markt der Bundesrepublik be- 
steht. Allerdings ist es wuchtig, die Grenzen der 
ökonomischen Determination dieses Handels nicht 
auBer adit zu lassen. 


4. Sonstige Kontakte 

Renmec-fiejsen 

75. Auch im Jahr 1969/70 halten, von Delega- 
lionsmilgliedern und Beauftragten der DDR-Bchör- 
den abgesehen, nur ältere und frühinvalide Bür- 
ger aus der DDR eine eingeschränkte Möglichkeit, 
in die Bundesrepublik zu reisen. Diese Möglichkeit 
nutzten jährlich mehr als eine Million Personen; 
die Zahl ist seit 1965 etwa konstant geblieben und 
weist auch im Jahre 1970 keine wesentliche Ver- 
änderung auf. 

Reifen in die DDR 

76. Der Reiseverkehr in die DDR hat die gleiche 
Größenordnung behalten. Im allgemeinen gestatten 
die Behörden der DDR den in der Bundesrepublik 
ansässigen Deutschen einmal im Jahr die Einreise 
in die DDR zum Besuch von Verwandten. Aller- 
dings muß eine Verwandtschaft ersten oder zweiten 
Grades vorliegen, und die Besuchsdauer ist auf vier 
WocJien beschränkt. Außerdem sind Reisen zur 
Leipziger Messe möglich, ferner können Einzel- 
reisende oder Gruppen auf Einladung von Institu- 
tionen oder Organisationen in die DDR einreisen. 
Ein von gewerblichen Veranstaltern organisierter 
Touristenverkehr wird dagegen nicht genehmigt. 


Die Zahl der Bürger der Bundesrepublik, die in die 
DDR reisen, liegt etwas über der Zahl der Rentner- 
reisen in umgekehrter Richtung: Im Jahr 1967 sind 
rd 1.4 MilL, 1968 rd. 1.26 Mill. und 1969 rd. l.l Mill. 
in der Bundesrepublik ansässige Deutsche in die 
DDR gereist. Die Zahl für die ersten acht Monate 
des Jahres 1970 liegt bei 921 000, so daß für das 
ganze Jahr 1970 eine merkliche Steigerung gegen- 
über 1969 zu erwarten ist. 


Amtshiiie m de# Verwaltung 


77. Zwischen den Verwaltungsbehörden der Bun- 
desrepublik und der DDR gibt es einen umfang- 
reichen .^.intshilfe verkehr, besonders auf den Ge- 
bieten des Personenslandswesens. der Jugendhilfe, 
des Versicherungs- und Sozialwesens sowie des 
Gesundheit-swesens. Allerdings verweigern die Be- 
hörden der DDR die Amtshillc» in Angelegenheiten 
bestimmter Personengruppen und bestimmter Sach- 
gebiete, z. B. In Angelegenheiten, die jRepublik- 
flüchlige“ betreffen, in Fragen der Familienzusam- 
menführung sowie bei Wiedergutmachungs-, Rück- 
erstattungs-, Entschädigungs- und Lastenausgleichs- 
sachen. 

Die örtlich und sachlich zuständigen Behörden der 
Bundesrepublik richten ihre Amtshilfeersuchen un- 
mittelbar an die örtlich und sachlidi zuständigen 
Behörden in der DDR. ln der Regel handelt es sich 
dabei um untere Verwaltungsinstanzen. Während 
bis etwa November 1968 die Stellen in der DDR un- 
mittelbar antworteten, werden neuerdings, beson- 
ders in Pcrsoncnstandsangclegenheilen, die Erlcdi- 
gungsschreiben häufig von den Räten der Bezirke 
an die fnnenminister der betreffenden Bundesländer 
übersandt. 

Das Verfahren bei der öbermitllung von Amtshilfe- 
ersudien aus der DDR an Behörden der Bundesre- 
publik ist nicht einheitlldi; die Behörden in der Bun- 
desrepublik .senden ihre Antwort meist unmittelbar 
an die sadilich und örtlich zuständige Behörde der 
DDR. 


Recfils/i/J/e 


78. Zwischen den Gerichten und Staatsanwaltschaf- 
ten in der Bundesrepublik und in der DDR besteht 
ein Rechts- und Amtshilfeverkehr in Zivil- und 
Strafsachen. 

Ersuchen aus der DDR werden nicht unmittelbar von 
dem Gericht, bei dem der Prozeß anhängig ist, an 
das orllich und sachlich zuständige Gericht übermit- 
telt, Ist ein Gericht in West-Berlin zuständig, so 
adressiert der Juslizminister der DDR sein Sdireiben 
an den Berliner Justizsenator. Die erledigten Stucke 
werden von den Gerichten in der Bundesrepublik 
bzw. in West-Berlin in die DDR gesandt. 

Rechlshilfeersudien aus der Bundesrepublik werden 
nicht von Gericht zu Geridit unmittelbar, sondern 
über die jeweiligen Landesjustizminister an das 
Justizministerium in Ost-Berlin übersandt. Die er- 
ledigten Akten kommen aus der DDR auf dem glei- 
chen Weg zurück. 

Dieses Verfahren wird seil Sommer 1970 praktiziert, 
nachdem die DDR den bis dahin bestehenden un- 
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mittelbaren Redütshilfeverkehr zwischen den Ge- 
riditen der beiden deutschen Staaten nicht mehr zu- 
gelassen hatte und die Gefahr bestand. daB der 
Redl Lshil Fe verkehr völlig zum Erliegen gekommen 
wäre. 

Der Rechts- und Amtshilieverkehr zwischen den 
Staatsanwaltschaften in beiden deutschen Staaten 
vollzieht sidi dergestalt, daB Ersuchen der örllidi 
und sachlich in der Bundesrepublik zuständigen 
Staatsanwaltsdiaflen nur nodi an den Generalstaats- 
anwalt der DDR gerichtet werden können. Ein un- 
mittelbarer Verkehr zwdschert den Staatsanwalt- 
sdiaften in beiden deutsdien Staaten wird von der 
DDR seil 1968 abgelehnl. 

Der Rechts- und Amlshilfeveikehr Ln Strafsachen 
darf nach dem Gesetz über die innerdeutsdie Rechts- 
und Amlshilfe in Strafsachen vom % Mai 1953 
fEGBI., 1. S. 161) nicht im Widerspruch zu rechts- 
staat liehen Prinzipien stehen 

Verkc/i f 8 wesen 

79 im Eisenhahn-Personenverkehr hat sich seit 
dem Fahrplan W'fichsel I97ü eine Verbesserung des 
Berlin-Verkehrs ergeben: Danach verkehren zwei 
um eine Stunde besdileunigtc Kiirszüge zwischen 
Berlin und Hannover, auch sind zusätzliche Auto- 
reisezüge eingesetzt. 

Im Eisenbahngüterverkehr haben sich seit Ende 1969 
die Gecjebenheileri und VerhällnLSse nicht geändert. 
Auch im Straßenverkehr ist die Situation und die 
Frequenz unverändert. Der Beil in- Verkehr, der im 
Umfang w'esentlich bedeutender ist als der Straßen- 
verkehr mit der DDR, weist im Vergleich zUm Vor- 
jahr (1968) leicht angestiegene Zahlen auf: 298 000 
Lkw und 918 000 Pkw^ Im Bmnenschiffahrtsverkchr 
ist der Berlm-Verkehr in beiden Richtungen ebenfalls 
leicht angestiegen. Dagegen hat der Sdiiffsverkehr 
mit der DDR nidü den Vorjahresstand erreicht. 

Ein Luftverkehr zwisciien beiden deutschen Staaten 
besteht nicht. 

FöäF und Fern melde wesen 

80. Der Postveikehr zwischen den beiden deutschen 
Staaten, insbesondere von Briefen, Paketen und 
Päckchen, wickelt sich immer noch mit Fan gen Lauf- 
zeiten ab. Behinderungen durch Koni roll- und Be- 
sch lagnalimemaßnahmen der DDR bestehen fort. 

Die Schwierigkeiten im Femmeldovc^rkehr konnten 
im Jahr 1970 abgebaut, wenn auch noch nicht be- 
seitigt werden. Als Ergebnis der 1969 aufgenom* 
ineneii Gespräche ist am 29, April 1970 eine Verein- 
barung zwischen dem Bundesministerium für das 
Post- und Feinmelde wesen der Bundesrepublik und 
dem MinisLenum für Post- und Fernmeldewesen der 
DDR abgeschlossen worden. Darin haben sidi beide 
Seiten verpflichUH,. zusätzliche Fernspredi- und 
Telexleitungen zu schalten. Nach dieser Vereinba- 
rung sind im innerdeutschen Telcfünverkehr zu den 
bisher bestehenden 34 Leilimgen zusätzlich 40 wei- 
tere Femsprechleitungen gescFialtet worden. Dar- 
über hinaus wurden auch zwisdien den beiden Tei- 
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Len Berlins zusätzlidie Telex- und Telegrafenleitun- 
gen angesdilossen. 

Diese Verbesserungen haben zu einer spürbaren 
Verkürzung der Wartezeilen im innerdeutschen Te- 
lefon verkeFir gelühiL. Gleidiwühl waren weitere 
zusätzlidie Fcrnsprcdileiluiigen zur Normalisierung 
des Telefon Verkehrs nntwendifj. .^udi steht immer 
nodi die Wiederaufnahme des Fernsprechverkehrs 
zwischen dem westlichen und Östlichen Teil Berlins 
aus. 

Darüber hinaus ist in der Vereinbarung vom 
29. April 1970 eine jähriiche Pausdialzahlung an die 
DDR'Postverwaltung vorgesehen worden. Die Pau- 
-sdialzdhhmg beträgt bis 1973 jährlich 3D Mill. DM, 

Der Betrag dient der pausdialen Abgeltung der im 
Post- und Fernmeldeverkehr gegenseitig erbrachten 
Leistungen im Brief-, Paket-, Fernspredi-, Tele- 
gramm-, Telex-, Seefunk- und Rundfunkübertra- 
gungsdienst sowie der Aufwendungen für Ersatz- 
leistungen und für Stromwege, 

Kuifu reffe Kontckt^ 

8h Ini .lahr J 969/70 ist keine Neubeiebung der 
kulturellen Kontakte lestzusleilen. Unmittelbar nach 
der Begegnung der Regierungschefs m Kassel wurde 
von seiten der DDR wiederum die Gegensätzlichkeit 
der kulturellen Interessen betont. 

Anstelle der nidit immer im Vordergrund stehenden 
Fnrdejimg nach völkerrechtlicher Anerkennung wird 
die Bchauptungr daß die Bundesrepublik über kultu- 
relle Kontäklo in die DDR ^eindringen** wolle» zur 
Abweisung solcher Kontakte herangezogem 

Im Unterschied dazu läßt die DDR nichts unversuiht, 
ihre Deutschlandpolitik auch in der Bundesrepublik 
dars teilen zu lassen, 

SßO rtbez ieh ung t* Ji 

82* Soweil sich der Umfang der Begegnungen im 
innerdeutschen Sportverkehr tür das Jahr 1970 übei- 
sehen läßt, isl ein Rückgang der Begegnungen fest- 
zustellen: Während es im Jahre 1969 noch 57 Be- 
gegnungen mit 992 Teilnehmern gab» sind in der 
ersten Hälfte des Jahres 1970 lediglich 10 Treffen 
mit 173 Teilnehmern gezählt worden (davon 3 Ver- 
anstaltungen in der Bundesrepublik und 7 in der 
DDR}, Dagegen haben sich die Begegnungen bei 
mtemationalen Sporlereignissen nicht vermindeiL 
Am 2. Juli 1970 hat in Halle-Saale zum ersten Mal 
seit 1959 wieder ein Gesprädi zwischen Vertretern 
des Deutschen Sportbundes (DSB) und des Deut- 
schen Turn- und Sportbundes (DTSB) der DDR 
stdLtgelunden. Dabei erklärte der Präsident des 
DTSB ausdrücklich, daß der Sportverkehr nicht mehr 
mit politischen Vorbedingungen belastet werden 
soll. Die Feststellung des DTSB, daß er insoweit von 
inlemalionaleB Regelungen ausgehe» kann als Aner- 
kennung des durch Entscheidungen des IOC und der 
internationalen Föderation abgesicherlen Stand- 
punktes des Deutschen Sportbundes aufgefaßt wer- 
den, daß West-Berlin zur Zuständigkeit der Sport- 
organisation der Bundesrepublik gehört. Die Fort- 
Setzung des Gesprächs Anfang November 1970 in 
München führte zu der generellen Übereinkunft, die 
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Sportbeziehungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten wieder aufzunehmen. Art und Formen der 
Sportbeziehungen sollen nun von den verschiede* 
nen Fachverbänden noch ausgehandelt werden. 

J u 3 e Ftcfb egegn un ge n 

83. Auch 1970 ist es zu zahlreichen Begegnungen 
unter der heranwachsenden Generation gekommen. 
Die Begegnungen fanden überwiegend in Ost-Berlin 
statt, die Teilnehmer kamen jedoch aus allen Gebie- 
ten der DDR und der Bundesrepublik. Auch in den 
Ortschaften der DDR hat es Gespräche und Diskus- 
sionen zwischen Jugendlichen aus beiden deutschen 
Staaten gegeben (vgl. auch Kapitel VIII). 


5. Anhang 

Anmerkungen zu Kapitel I 

^ BGBl, II, 1955, S. 305. 

• Europa-Archiv, 1954, S. 6534. 

> GBl der DDR. l, 1955, S. 918. 

• Dokumente zur Berlinfrage 1944 bis 1959, München 
1959, S. 183.« S. 229. 

• GBl der DDR. I, 1967, S. 50 (Polen); S. 54 (CSSR)j 
S. 120 (Ungarn); S. 123 (Bulgarien); GBl der DDR. 
I, 1968, S. 348 (Mongolei). 

• Vgl. VO über den Verkehr mit ausländischen Dienst- 
stellen vom 15. Dezember 1954, VOBl. von Groß-Ber- 
lin. I, 1954, S. 632. 

• BGBl., II, 1955, S. 283. 

• BGBl., II. 1963, S. 707. 

• BGBl, II, 1955, S. 262; BGBl. II, 1961, S. 745. 

BGBl, II, 1955, S. 266. 

** Nach NATO-Krilerien, ohne Berlin-Hilfe. 

** Weitere Verteidigungsausgaben sind wahrscheinlich 
in den Etats anderer Ressorts enthalten; Kosten für 
die Zivilverteidigung mit etwa 300 000 Menschen 
befinden sich nicht ln dieser Summe. 

Archiv der Gegenwart, 1954, S. 4765. 

** Mampel, Der Sowjetsektor von Berlin, Frankfuit/M. — 
Berlin 1963, S. 383. 

Vgl. Politische, militärische und wirtschaftliche Zusam- 
menschlüsse und Pakte der Well, 9„ völlig neu be- 
arbeitete und erweiterte Auflage, Stand 30. Juni 1969, 
zusammengcstelU von Heinrich von Siegler und Hans- 
Wilhelm Haefs, Bonn- Wien-Zürich 1969, S. 51 ff. 

Das Statut der RGW (GBl. der DDR. I, 1960, S. 283] 
wurde im Juni 1%2 geändert. Die Neufassung wurde 
nicht im Gesetzblatt der DDR veröffenllichl. Die revi- 
dierte Fassung enthält die polnische Dokumentation 
.Rada Wzajemnej Pomocy Gospodarczej“ IRGW), 
Warschau 1964, S. 191 bis 202. Hne deutsche Über- 
setzung in: J. Haciter/A. Uschakow, Die Integration 
Osteuropas 1961 bis 1965, Köln 1966, S. 157 bis 165. 

” Vgl- Generalsekretariat der Europäischen Gemein- 
schaften (Hrsg.), Bulletin der Europäischen Gemein- 
schaften, Brüssel. 3. Jg. (19701. Nr. 2, S. 191. 

Hierzu wurden die Verordnungen über die Ausstellung 
von Gemeinschaflsursprungserzeugnissen und über das 
gemeinschaftliche Versandverfahren sowie Richtlinien 
über die zollamtliche Erfassung der W'aren, über 
Zollage, über den Zahlungsaufschub und den aktiven 
Veredelungsverkehr erlassen. Vgl. Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften (Hrsg,), Die deutsche 
Wirtschaft und die EWG, 3. erw, Aufl., Bonn 1969, S 36. 


•• Vgl- EWC-Agiarmarktwirtschafl 1970 im Zeichen des 
Uberscbußabbaus, ln: Naduichlen für den Außen- 
handel, Nr. 4 vom 6. Januar 1970. 

Vgl. Lothar Floss, Stufenplan für den Aufbau einer 
Wirtschafts- und Wahrungsunion in der Europäischen 
Gemeinschaft, in: Der deutsche Volks- und Betriebs- 
wirt. 16. Jg. (1970), Nr. 2. S. 21 f. 

Vgl. Gegensätze und Kompromisse in der europäischen 
Integrationsdebatte, in*. DI W- Wochenbericht, Nr. 26/ 
1970 vom 25. Juni 1970, S. 1B5. 

” Vgl. J. F. Denlau, Eine neue Etappe bei der Verwirk- 
lichung der gemeinsamen Handelspolitik, ln: Bulletin 
der Europäischen Gemeinschaften, 3. Jg. (1970), Nr. 2, 
S. 5 ff. 

** Außer der Mongolischen Volksrepublik, jedoch auch 
mii Jugoslawien, das dem RGW teilassoziiert ist 

^ Rocrznik Polltyczny l Gospodarczy, Warszawa 1969, 
S. 826. 

” Vgl. Politische, militärische und wirtschaftliche Zu- 
sammenschlüsse und Pakte der Welt (Anm. 15), S. 29 !. 

*• Im Juli 1970 haben die Forschungsminister von 
13 europäischen Staaten die Errichtung einet euro- 
päischen Wellraumbehörde beschlossen, in der ELDO, 
ESRO und CETS aufgehen sollen. Allerdings konnte 
man sich noch nicht über ein europäisches Weltraum- 
programm einigen. Vgl Europa hat kein Geld für 
Weltraumpläne, in: Süddeutsche Zeitung, Nr, 177 vom 
25.«'26. Juli 1970. 

” Vgl. Politische, militärische und wirtschaftliche Zu- 
sammenschlüsse und Pakte der Well (Anm. 15), S. 32. 

** Vgl. United Nalions, Economic Bulletin for Europe, 
Bd. XXL Nr. 1. S. 21. 

Errechnet nach: Office Statistique des Communaut^s 
Europöcnnes, Bloc Orientale, 1969, Nr. 6. S. 15. 
Rocznik Polltyczny i Gospodarcnty. Warszawa 1%9, 
S. 826. 

Cypern; Kuweit; Libanon; Mali; Marokko; Sambia; 
Tunesien. 

** Brasilien; Chile. Ekuador; Kolumbien; Mexiko; 
Uruguay. 

Chile; Cypem; Irak; Kolumbien; Sudan; Syrien; VAR. 
.Technische Hilfe*' umfaßt die .Expertenentsendung 
und den Aufbau des Blldungswesens in den Entwick* 
lungsländem“. .Ausbildung im weitesten Sinn" wird 
angestrebl. Vgl. Kurt Hesse, Das System der Entwick- 
lungshilfen, Berlin 1969, S. 36. 

** Unter Kapitalhilfe versteht man die Finanzierungs- 
hilfe mit bewußtem Abweichen des Geberlandes von 
den herrschenden Marklkondilionen zugunsten des 
Erapfangerlandes. Vgl. A. Kruse-Rodenacker und 
H. Dumke unter Mitarbeit von W. v. Götz, Kapilal- 
hilfe, Berlin 1970, S. 16. 

Von 1950 bis 1965 brachte die Bundesrepublik 28 728,1 
Mill. DM (öffentliche Nettoleistungen) auf, die DDR 
960 Mill DM (Aufbaukredile). Die öffenlllchea Netto- 
leistuogen (öffentliche Gesamtleistungen abzüglich 
Rückflüsse) enthalten im Gegensatz zur .öffentlichen 
Entwicklungshilfe" auch die zu Marklbedingungen 
gegebenen öffentlichen Kredite. 

” Zur sog. Ein-Prozent-KIausel vgl. Partners in Deve- 
lopment, Report of the Commission on International 
Development (Chairman: Lester B. Pearson), New 
York- Washington-London 1969, S. 143 If. 

” UNCTAD (TD<13/128), 21. Juli 1967; UNCTAD (TD/B 
C3'C1), II. Dezember 1968; UNCTAD (TD/60], l. Fe- 
bruar I960 (Kredite im weiteren Sinn]. 

•• Vgl Memorandum der Regierung der Bundesrepublik 
zur DAC- Jahresprüfung 1969, S. 21, und 1970, S. 25 
Die Agrarhilfe umfaßt alle Maßnahmen zur Hebung 
der landwirtschaftlichen Produktionsleistung, der 
Schaffung lebensfähiger Betriebseinheiten und einer 
gesunden Agrarstruktur. Vgl. Wissenschaftlicher Bei- 
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rat zur Agrarhilfe, Gutachten zur Agrarhilfe {1964), in; 
Handbuch der Entwidclungshitfe, II, A, lW2l. 

Nach den Daten des StaUstisdiea Bundesamtes, die 
die Dienstleistungen (1969; liefe rseilig 180 MUl. DM 
und bezugsseilig 80 Mill. DM) nicht enthalten; erfaül 
sind dagegen seit 1%9 die sog. Lagerlieferungen, 
der Warenverkehr auf ausländische Rechnung (Aus* 
lande rgesdiäftef und die Brutto werte der Lohnver* 
edelung. 

Siehe hierzu R. SLehen, Innerdeulsdier Handel — ■ inter- 
zonenhandeh 3. Aufh* Frankfurt am Main; H. Lam- 
brecht, Die Entwiddung des Interzünenhandels von 
seinen Anfängen bis zur Gegenwart, Berlin 1965 
(Sonderhefte des DIW, Nr, 72) ; ders., SUchw'orl „Inter- 
zonenhander im Staatslexikon für Recht, Wirtschaft, 
Gesellschaft, Ergänzungsband zur C. Aufl., Freiburg 
1969* 

" Uber das Konto I werden die „harten Waren"* — auf 
der Bezugsseite der Bundesrepublik vor allem Berg- 
bau- und Maschinenbauerzeugnifise, auf der Liefer- 
seite hauptsädiliäi Elsen-, Stab) sowie Maschinenbau* 
erzeugnisse — über das Konto 11 die „weichen Wa- 
ren** abgerechnet. Mil der KonlenzusammenJegung im 
Jahr 1967 wurde auch der Swing vereinigt. Seither 
eotfälll die Notwendigkeit separaten Kontenaus- 
gleichs. 

** Die Jn den letzten Jahren deutlich spürbare Liberali- 
sierung der Bezugspolitik, in der Bundesrepublik, die 
sich sowohl in der Überprüfung früher wertbegrenzter 
Bezugspositionen in die offene Ausschreibung (Kon- 
lingentenUassungen} als auch in der Erhöhung ihrer 
Wertgrenzen (KontingentaufstockungenJ ausdrückte^ 
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hatte zur Folge, daß bei den Erzeugnissen der gewerb- 
lichen Wirtschaft gegenwärtig noch etwa 70 Waren* 
Positionen nicht ausgeschrieben und rd. 200 kon- 
tingcntieri sind* 

Das Jahr mit den höchsten Barzahlungskäufen war 
1967 mit rd. 100 Mill, DM. 

Der IDH wird vom Außenhandel streng unterschieden. 
Materielle Folgen aus dieser Einordnung sind für die 
DDR neben der Zollfreiheit bei gewerblichen Erzeug- 
nisseo eine NutznieDersdiafl an der EWG, da sie bei 
agrarisdien Lieferungen in die Bundesrepublik, ohne 
Abschöpfungen zahlen zu müssen, in den Genuß der 
meist hohen EWG-Agrarbinnenpreise gelangt. 

1969 stiegen die Lieferungen der Bundesrepublik um 
rd. 60 und im ersten Halbjahr 1970 um rd. 30 ®/ö 
gegenüber den jeweiligen Vorjahreswerten. 

Neben den bereits erwähnten Maßnahmen gehören 
dazu: FinanzierungserleichteruTigen im Investitions- 
güter geschäfl durch Schaffung von Bundes ga ran üen, 
die Gründung der Gesellschaft zur Finanzierung von 
Industrieanlagen mbH (Gefi) und die Errichtung von 
Kommissionslägern. Vgl. die Wochenberichte des 
DIW, Berlin: Interzonenhandel zwischen Stagnation und 
neuen Impulsen 140/1967) j Neue Impulse für den 
InterzonenhandeH (16/1968); Verstärkte Expansion im 
innerdeutschen. Warenverkehr und im AuDeahandel 
der DDR {23/3969). 

** Bei den hier aufgeführten Kontakten handelt es sich 
um eine Fortsdireibung des Kapitels HI — inner- 
deutsche Beziehungen — . das in den Materialien des 
letzten Berichts zur Lage der Nation (Januar 1970) ent- 
halten (st. 
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Bevölkerungs- 

und Erwerbsstruktur 


^ ln der Bundesrepublik lebten 1969 auf einer gut doppelt so gro- 
ßen Fläche (BRD: 248 571 qkm; DDR: 108 173 qkm) mehr als drei- 
mal so viel Einwohner wie in der DDR (BRD: 60.848 Mill.j DDR: 
17,076 Mill.). Die Bevölkerungsrelation verändert sidi weiterhin 
zugunsten der Bundesrepublik, denn ihre Einwohnerzahl wächst 
aus natürlichen Gründen und durch Wanderungsüberschüsse. 

(84—89) 

^ Die Bevölkerungsdichte der Bundesrepublik war 1969 weitaus 
höher als die der DDR (BRD: 245 Einwohner je qkm; DDR: 158 Ein- 
wohner je qkm). (125) 

^ Trotz ähnlichen Altersaufbaus, der durch die beiden Weltkriege 
entscheidend geprägt wurde, sind ün Vergleich zur Bundesrepu- 
blik die Ungleichgewichte zwischen der männlichen und der weib- 
lichen Einwohnerschaft und zwischen Erwerbsfähigen und Alten 
in der DDR ausgeprägter und auffallender. (90 — 93) 

^ In der Bundesrepublik und in der DDR besteht ein Trend zur 
Frühehe und zur Familienplanung, Die Geburtenziffern sind in 
beiden Staaten rückläufig. (94 — 110) 

^ In der Bundesrepublik ist die Sterblichkeit der mittleren Alters- 
klassen bei den Männern, in der DDR bei den Frauen höher. 

(111^115) 

^ In beiden Staaten zählen die Raten des natürlichen Bevölkenmgs- 
wachstums (die Differenz zwischen den Geburten und den Sterbe- 
ziffern) zu den geringsten der Welt. (116) 

^ In beiden deutschen Staaten steigt die Scheidungshäufigkeit. Die 
Zahl der Ehescheidungen je 10 000 Einwohner lag jedoch in den 
letzten Jahren in der DDR um mehr als die Hälfte höher als in 
der Bundesrepublik. (107, 108) 

^ In der Bundesrepublik wird seit Jahren ein Ausgleich der schwa- 
chen Bevölkerungsentwicklung und der ungünstigen Altersstruk- 
tur durch den Zuzug von Ausländern erreicht. (117 — 120) 

^ In der DDR werden die Wirkungen der schwachen Bevölkerungs- 
entwicklung, der ungünstigen Altersstruktur und der fehlenden 
Zuwanderung auf das Erwerbspotential mehr als ausgeglichen 
durch eine wesentlich intensivere Eingliederung nahezu aller Be- 
völkerungsgruppen in das Erwerbsleben. Das betrifft insbeson- 
dere die Erwerbsbetei ligung der Frauen und der Personen im 
Rentenalter, die in der DDR wesentlich höher ist als in der Bun- 
desrepublik. (135 — 141) 

^ Die Erwerbsquote ist in der DDR im Unterschied zur Bundesrepu- 
blik in den letzten Jahren ständig gestiegen. Sie war 1969 mit 
50,9 ®/o eine der höchsten in der Well (BRD: 44,4 Vo). (136, 137) 

^ In beiden Staaten steigt der Anteil der Arbeitnehmer an der Zahl 
der Erwerbspersonen. (131) 
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^ Die Verteiluag der Erwerbstätigen auf die Wlrlsdiaftsbereiche 
ist in beiden Staaten ähnlich und spiegelt die Gniodslrtdctur hodi- 
induslrialisierler Volkswirtschaften. Der Anteil der Beschäftigung 
in der Landwirtschaft ist in der DDR allerdings höher, der des 
Dienstlelstutigsbereichs niedriger Die Bntwicüclungstendenzeii sind 
ebenfalls ähnlich; Der Industrieanteil verharrt auf gleicher Höhe, 
die landwirtschaftiicfae Beschäftigung geht mimick, die Dienstlei^ 
stungssektoren nehmen zu. (145 — 150) 

^ Die Berufsstrukturen zeigen im großen und ganzen in der Bun- 
desrepublik und in der DDR mehr ÄhnÜdikeiten als Unterschiede, 

(151—157) 

^ Die Ausstattung der Bundesrepublik mit hochcpialifizierlen Ar- 
beitskräften war in den sechziger Jahren besser als die der DDR, 
vor allem wegen der vorangegangenen Abwanderung von Akade- 
oitkem aus der DDR» Inzwischen dürfte der Akademikeranteil an 
den Erwerbspersonen in der Bundesrepublik von dem in der DDR 
erreicht, wenn nichl ubertroffen worden sein^ Dabei fällt ln der 
DDR besonders deutlich die bessere Ausstattung mit Fachsdiul- 
absolventen ins Gewicht, (15Ö — 166) 

^ Die Fachrichtungsstruktur der Hochqualifizierten unterscheidet 
sich deutlich. Im Unterschied zur Bundesrepublik ist in der DDR 
eine stärkere Ausrichtung auf technisch-naturwissenschaftliche 
Berufe erkennbar. ( 167 — 171 ) 


1. Bevölkerung und Raum 

a) Wohnbevölkerung und Altersstruktur 
Bevölkerungsstand 

84 , Das Staatsgebiet der Bundesrepublik ist mit 
248 571 qkm mehr als doppelt so groß wie das der 
DDR mit lOB 173 qkm. Das Flächenverhältnis beträgt 
100 : 44. 

85 , ln diesen Gebieten lebten 1969 durchschnitt- 
lich 60,848 MilL (BRD) und 17,076 Mill. (DDR) Men- 
schen Das Bevölkerungsverhälttiis beträgt dem- 
nach 100 : 28, Schon aus dem Vergleich zwischen 
Flächen- und Bevölkerungsrelation geht die unter- 
schiedUdie Besiediungsdidite hervor, auf die Im 
einzelnen noch eingegangen werden wird (vgl. Ab- 
sdmitt l d), 

Den f sehe. Ausländer 

86, Am Jahresende 1969 betrug die Einwohner- 
zahl der Bundesrepublik 61,195 Mill. Hiervon waren 
etwa 58,750 Mill, deutsdie Staatsangehörige und 
2,445 Mill, Ausländer, Die Ausländ erzähl in der 
DDR ist nicht bekannt, darf aber wohl als vemach- 
lässigens werte Größe gellen. Die Relation zwischen 
den Wohnbevölkerungen deutscher Staatsangehörig- 
keit lautet demnach 100 r 29. 

Koniession 

87, Die Konfessionsstruktur ist unterschiedlich: Im 
Jahre 1964 gehörten den beiden großen Religions- 


gemeinschaften in der Bundesrepublik insgesamt 
96,3 der Bevölkerung an, in der DDR 67,5 
Evangelisch waren in der Bundesrepublik 49|7 
und in der DDR 59.4 ^/o der Bevölkerung, katholisch 
46,6% (BRD) und 8,1 (DDR). Während die Zahl 
derer^ die sidi in der Bundesrepublik als konfes- 
sionslos bezelchneten, gering war, betrug ihr Anteil 
in der DDR 31,6%. 

Bevöl keru ngsentwiokf ung 

88, Die Bevölkerung der Bundesrepublik nahm im 
Zeitraum von 1964 bis 1969 ohne Unterbrediimg 
— - wenn auch mit jährlich wechselnden Wadistums- 
raten — von 58,266 auf 60,848 Mill. zu, also um 
insgesamt 2,582 Mill. oder 4,43 % (vgl, Tabelle A 10), 

Im gleichen Zeitabsdmitl nahm die Bevölkerung der 
DDR von 16,983 auf 17,076 Mill., also um 93 000 oder 
0,55 zu. Zwischen diesen beiden Werten liegt 
jetiodh (im Jahr 1968) ein Höchststand von 17,08 
Mill., so daß von einem kontinuierlichen Bevölke- 
rungswachslura nicht gesprochen werden kann*. 

Die Bevölkerungsrelation verändert sich weiterhin 
zugunsten der Bundesrepublik; denn ihre Einwoh- 
nerzahl wächst aus natürlichen Gründen und durdr 
Wanderungsübersdiüsse; diejenige der DDR sta- 
gniert 

V 0 raussdtü tzungei 

89 . Nach einer Schätzung des Slalistischen Bundes- 
amtes auf der Basis von 1968 wird die Wohnbevöl- 
kerung der Bundesrepublik bis zum J. Januar 2000 
auf 68,947 MilL anwachsen (-f-15^/ö gegenüber 
1968)*. 
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Nach einer älteren am l liehen Sdiät^ung aut der Basis 
van 1964 wird die Wühnbevölkerung der DDR am 
31, Dezember 2000; 19,458 MilJ. betragen^. Bezo- 
gen auf den damaligen und, wie sidi zeigt, zu hodi 
angesetzten SdiätzwerL von 1968 (17,182 Mill.) ent- 
spräthe dies einem Zuwachs von I 3,2 ^o. 

Beide Vorausschätzuxigen entsprechen wahrschein- 
lich nicht der tatsädilidien Bntwidklung; In der Bun- 
desrepublik dürfte nach den jüngsten Feslstelhmgen 
des Statistischen Bundesamtes bereits 1970 die natür- 
liche Bevölkerungsentwicklung erheblich unterhalb 
der Sdiätzungen liegen. 

Die DDR-Schälzung wich bereits 1969 stark von dem 
tatsächlichen Wert ab (17^075 Milk tatsäc5didi gegen- 
über 17,214 Mill, geschätzt), 

Altersaufbau 

90- Die Alterspyramiden sind in der Bundesrepu- 
blik und in der DDR ähnllcii (vgL Tabelle A 11). Sie 
werden geprägt durch; 

] . eine starke Einbuchtung bei der Altersgruppe der 
20- bis 25Jähngeii (Geburtenausfall am Ende des 
zweiten Weltkrieges), 

2. eine Einbuchtung bei der Altersgruppe der 35- 
bis 4C)jähngen (GeburlenausfaU während der 
Wlrtsdiaflskrise der 30er Jahre), 

3. den Männermangel bei den über 40jältrigen 
(Folge der Verluste in beiden Weltkriegen) und 


Schaubild 1 

AJtersstruktur der Bevölkerung Ende 1968 
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4. eine Einbuchtung bei der Altersgruppe der 50- 
bis 55jährigen (Gebtirtenausfall im ersten Welt- 
krieg), 

91. Es bestehen jedoch Ahweidiungen, insbeson- 
dere toll] ende: 

L ln der Bundesrepublik waren 1968 18,9 der 
Bevölkerung 60 Jahre und älter: in cler DDR 
22 ^ 0 . 

2. In der Bundesrepublik gehörten 13,5 zur Al- 
tersgruppe der lü- bis unter 20jährigen: in der 
DDR 

3. ln der Bundesrepublik gehörten 16,9 “'o zur 
Altersgruppe der 40- bis unter 55jährigen; in der 
DDR 14,6 “/o. 

4. In der Bundesrepublik kamen auf 1000 Männer 
1106 Frauen; in der DDR beträgt das Verhällnis 
1000 : 1179^. 


92. In der Bundesrepublik stehen insgesamt 64 ®/o 
aller Einwohner im Alter von 15 bis unter 65 
Jahren; in der DDR besaß diese AUerssdiicht nur 
einen Anteil von 61 Daraus resultiert auch eine 
stärkere Belastung der Erwerbstätigen durch Kin- 
der und Alte in der DDR. 

Übersicht 6 

Erwerbsfähige, Kinder und Affe 1968 


DDR in Vu der BRD 


Altersgruppe 

Insge- 

samt 

1 Männer | 

Frauen 

0 bis unter 15 Jahre 

28,6 

28,7 

28,6 

15 bis unter 65 Jahre 

27,0 

23,7 

28.1 

65 Jahre und darüber 

33,8 

33,6 

34,0 

Insgesamt 

28,3 

27,3 

294 


b) Natürbche Bevölkerungsentwicklung 
und ihre Faktoren 

93. Die natürliche Bevölkerungsentwicklung ist das 
Resultat der j ähr liehen Differenz zwisdien der Zahl 
der Geburten und der Zahl der SLerbeläJle. Von Be- 
deutung sind für die Geburtenziffer die gegebenen 
AltersstTuktureii der Bevölkerung und das „gene- 
rative Verhalten" (Zahl der Geburten bei den 
Frauen im gebärlähigen Alter, audi „FruditbarkeiT 
genannt). 

Generatives Verhalten 

Gehiirfenguoie 

94, Die Geburlenquole (Lebendgeburten je 1000 
Einwohner) lag 1969 in der Bundesrepublik bei 
14,8 und in der DDR bei 14,0. Damit zählen beide 
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Stddlen gegenwärtig in Europa zu <ien Ländern mit 
den nicfdrigstea Geburtenquoten. Die Bundesrepu- 
blik jag l968 an siebLletzter Stelle [unter 2b Staa- 
ten), Die DDR lag 1968 unter allen Landein Europas 
zusammen mit Schweden vor Luxemburg an vor- 
letzter Stelle. Für diese „Rangordnung“ isL nicht 1 
nur das generative Verhalten, sondern auch der , 
Altersaufbau der Bevölkerung von Bedeuliing. ' 

Geb u/ f enr D ckgan^ 

95. Im Zeilraum von 1964 bis LÖ69 war in beiden 
Staaten ein Geburten rückgang zu verzeichnen (vgl. 
Tabellen A 12 und A I3j. 


Übersicht 7 
Gebtirfenrii eftgang 


Jdhj 

Geburten 

Veränderung 

in 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

1964 

1969 

1 


t 065 437 

903 45fl 

291 867 

239256 


-1S.0 


96. Einer der Gründe für diesen Geburtenrüdegang 
liegt in der Veränderung der AltersslrukLur der 
weiblichen Bevölkerung, ein anderer m der Ver- 
änderung des generativen Verhaltens. 


Übersicht 8 

VerdnderLi/ig der Gehu/fenzahf qus Aitcr und 
ijenGrütivem Verhaifen 


BRD 



Lebendgeborene 

Jahr 

T4i^diUUia 

Etwartütttji- 

flHS AtllTl 
1(3 V* 

tiinüi 

9Mi»rdMJ 

von Vcl] 
(lallr» 
ln *U 

1964 

1 065 437 

1 065 437 



1969 

903 458 

t 051 847 


- 13.9, 

DDR 


tebend- imd Toigvhor<sne 

Jahr 

TÄtaitdiUilie 

Zahl 

Eivjitlmigi- 
¥«ihl 1 

VrtanäiH 

»uno 

auf AitQT 
hl *1 

Vtiränd^ 

mtift 

vem 

1964 

291 867 

291 867 



1969 

239 256 

277 759 

-5.2 

-12,9 


' Bei allefsspezdisdieii Geburtenziffern im Jahre 1964 
und Altersgliederung der Frauen im Jahre 1969. 

Quellen: BRD: WlSla 5 '1970, S. 232: 

DDR: Eigene Berechnungen auf Grund der in 
WiSta 5T970 angegebenen Methade und 
an Hand der Dalen des Statistischen Jahr- 
buches der DDR 


97* Der auf die ungünstige AUersstruktur zuruck- 
fiihrbdre Geburtenrückgang Inder Zelt von 1964 bis 
1969 betrug in der Bundesrepublik lediglich 1.3 °/o, 
in der DÜR dagegen 5/1 

98* Die Veränderung im generativen Verhalten ist 
ähnlicher, Hier ist ein etwas stärkerer Rückgang in 
der Bundesrepublik zu beobachten (13j9'^/fl gegen- 
über 12,9 '*/fl m der DDR] 

99. Wird die Zahl der Lebeodgeborenen auf die 
weibliche Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 
unter 45 Jahren bezogen^ so errechnet sich die „all- 
gemeine FrudUbarkeitszifferV Diese verändert sich 
mit dem generativen Verhalten ; sie ist also in der 
Bundesrepublik und in der DDR rückläufig 

Übersicht 9 

Af/gemefne frudifbarkeifsz/fJern 


Jahr 

BRD 

DDR 

1964 


86,8 

87.5 

1969 ‘ 


75.0 

71,3 


' Vorläufige Zahlen 


GeburtenziUeTn nach dem Äffer der Mdffer 

100. Wird die Geburtenziffer je 1000 Frauen ld 
den einzelnen Altersjahrgangen (altersspezifische 
Fnichtbarkeitsziffem) betrachteL so zeigt sich für 
die Bündesrepüblik. daß sich die Geburtenhäufig- 
keit zugunsten der jüngeren Mütter versciiLebL und 
daß sidi die Geburten immer mehr auf ganz be- 
stimmte Jahrgänge konzentrieren. Diese Konzen- 
Iration ist in der DDR auch zu heobaditen, die Ver- 
schiebung jedoch nicht. 

101^ Die altersspezifischen Fnichtbarkeitsziffem 
weisen sowohl 1964 als auch 1969 zwischen beiden 
Staaten erhebliche Unterschiede auf. Die höchsten 
Geburtenziffern waren 1964 in der Bundesrepublik 
für die Gruppe der 24- bis 25jälirigen Frauen (L79 
Geburlen je LÜOO Frauen dieses Alters) festzuslel- 
Icnl, in der DDR dagegen schon für die Gruppe 
der 20- bis 21jäJuigen (192). Vier Jahre später 
waren in der Bundesrepublik die 21- bis 22jährigen 
die geburtenl räudigste Altersgruppe (160),. in der 
DDR blieben cs die 20- bis 21 jährigen, deren spe- 
zifiHche Geburtenziffer noch angestiegen war (auf 
205(. 

102. Bemerk enswerl ist, daß die Familienplanung 
in beiden Staaten zunimmtV 

Ehen. Scheidungen, Familiensiandsstruktur 

BhesdilieBuiigen 

103, Die Statistiken über das durchsdmittlicbe Ersf- 
heiratsaltcr (vgl. Tabellen A 15 und A 16) ergeben. 
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daß in der Bundesrepublik später geheiratet wird 
als m der DDR. Dem enlspridil die im Vergleich 
zur DDR geringere Geburtenhäufigkeit bei jungen 
Frauen in der Bundesrepublik. 

Die Daten zum durdischnittlichen Ileiratsalter ent- 
halten auch die im höheren Alter eingegongenen 
Zweit- und weiteren Ehen. Genaue Aussagen über 
das durchschnittliche Alter bei der ersten Heirat 
sind ihnen daher nicht zu entnehmen. 

Übersicht 10 

DLirchsd}nittlid]es Heiratsolter in Jahren 


1968 


Durdischniltliches 

Hciralsaltcr 

Durchschnittliches 

Erstheiratsalter 


Männer 
BRD I DDR 


Frauen 
BRD DDR 


25,2 

25,2 

23,3 

22,4 


28.5 

28,2 

25,8 

24,5 


104. Eine Aufschlüsselung der Heiratenden nach 

den Altersjahren, in denen am häufigsten gehei- 
ratet wurde, ergibt: 1968 wurden Ln der Bundes- 
republik fast aller Ehen von 19jdhrigen, in 

der DDR aber fast 16Vo von 18jährigen Mädchen 
geschlossen. In den Jahren davor waren die Rela- 
tionen ähnlich 

105. Ein weiterer Beleg für die Tatsache, daß in 
der Bundesrepublik später geheiratet wird als in 
der DDR: In der Bundesrepublik waren 1968 bei der 
Heirat 43 “/o der Männer und knapp 67 der 
Frauen noch niciit 2.5 Jahre alt. Dagc^gen lauten 
diese Zahlen lur die DDR: 51 aller Männer und 
über 69 ®/o aller Frauen waren bei der Heirat noch 
nicht 25 Jahre. 

106. Die Zahl der Eheschließungen je 1000 Ein- 
wohner war in beiden Staaten wegen der ins Hei- 

übersldit 11 

Anzahl der ßhcschUeßungen 


I Ehpsdilicßungon 

je 1000 der Bevölkerung 

I BRD 1 DDR 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 
1969* 




* Vorläufige Zahlen. 
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ralsalter kommenden Nachkriegsjahrgänge in den 
60e^r .lahren rückläufig. Zum Ende des Jahrzehnts 
war allerdings in der DDR wieder ein leichter An- 
stieg zu verzeichnen. 

Ehescheidungen 

107. Das Eheverhallcn in der Bundesrepublik ist 
noch in anderer Hinsichl von demjenigen m der 
DDR unterschieden: Die Scheidungsziffern je 10 000 
Einwohner liegen in der Bundesrepublik weit un- 
ter denen der DDR, wobei ln beiden Gebieten die 
Scheidungshäufigkeit ansieigt: 

Übersicht 12 

Anzahl der Ehescheidungen 



108. Unterschiede im Scheidungsxechl, in der Kon- 
fessionssiruktur und m der verbreiteteren wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit der Frauen sind denkbare 
Ursachen für die höheren Scheidungszahlen in der 
DDR. 


109. Der Anteil der Geschiedenen an der gleich- 
altrigen Bevölkerung ist in der DDR in allen Alters- 
gruppen höher als in der Bundesrepublik. 

FamiJienatandsstrukfur 

110. Das unterschiedliche Heiralsaher (vgl. Tabel- 
len A 15 und 16) schlägt sich auch in der Famiüen- 
sLandsslruklur nieder. Von den 20- bis 25jährigen 
Männern sind in der Bundesrepublik fast 82 “/o, in 
der DDR nur fast 61 ®.’o ledig, von den gleichaltrigen 
Frauen ist in der Bundesrepublik genau die Hälfte, 
ln der DDR weniger als ein Drittel ledig. Die korre- 
spondierenden Unterschiede finden sich bei den 
Verheirateten in dieser Altersgruppe. Die Alters- 

I Struktur der Verwitweten weicht in beiden Staaten 
nur unerheblich voneinander ab. 


Sterblichkeit 

I 

111. Die natürliche Bevölkerungsentwicklung ist in 
' der Bundesrepublik gegenüber der DDR nicht nur 
deshalb günstiger, weil infolge einer günstigeren 
I Altersstruktur die Geburtenziffern höher liegen. 
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sondern auch, weil — aus den gleichen altersslruk- 
lurellen Gründen — die Sterbeziffern (Zahl der 
jährlichen Todesfälle je 1000 Einwohner) niedriger 
sind (vgl. Tabelle A 18) 

Säuglirtgssterblidikelt 

112 . Die Säuglingssterblichkeit ist seil 1966 in der 
Bundesrepublik höher als m der DDR (vgl. Tabelle 
A 20). Sie hat sich in der DDR von 1964 bis 1969 
auch stärker verringert (um 30 ^/o) als in der Bun- 
desrepublik (um 9®'’o). 

113 . Noch ungün.stiger stellt sich das Verhältnis für 
die Bundesrepublik bei der Sterblichkeit im erslen 
Lebensmonat. Die entscheidenden Erfolge der DDR 
wurden durch das ausgebaute Mütter- und Säug- 
lingsbetreuungssystem errungen (vgl. Kapitel VI). 
Die Sterblichkeit der Säuglinge vom 2. Lebensmonat 
ab ist in der Bundesrepublik dagegen niedriger als 
in der DDR. 

114 . Unter 26 europäischen Staaten nahm die Bun- 
desrepublik 1968 hinsichtlich der Säuglingssterblich- 
keit den 12. Platz ein. Die DDR nahm zusammen mit 
Frankreich den 9. bis 10. Platz ein. 

Lebenserwartung 

115 . Entsprechend den Unterschieden in der ge- 
schlechts- und altersspezifischen Sterblichkeit haben 
in der Bundesrepublik männliche Personen von der 
Geburt bis ins Alter eine niedrigere Lebenserwar- 
tung als in der DDR; bei den Mädchen und Frauen 
verhält es sich umgekehrt (vgl. Tabelle A 21 1. 

Gebar tenüberachuß 

116 . Aus den Zahlen der Geborenen und der Ge- 
storbenen ergibt sich ein Geburtenüberschuß von 
159 000 (BRD) bzw. ein Gestorbenenüberschuß von 
4000 (DDR) für das letzte statistisch belegte Jahr 
(1969; vgl. Tabelle A 13). Die relative natürliche Be- 
völkerungsveränderimg belief sich auf 4- 0.3 Vo in 
der Bundesrepublik gegenüber — 0,02 ®/o in der DDR. 
Damit nimmt die Bundesrepublik den viertletztcn 
und die DDR den letzten Platz im natürlichen Bevöl- 
kerungswachstum der Welt ein 


c) Wanderungen 
Außenwanderungen 

117. Die Bevölkerung der Bundesrepublik wächst 
seit geraumer Zeit Jahr für Jahr auch infolge eines 
übersdiusses der Zuzüge über die Fortzüge (positiver 
Wanderungssaldo), Im letzten Jahrzehnt ergab sich 
nur einmal (1967) ein negativer Wanderungssaldo. 
Die Außenwanderung ist damit eine wesentliche 
Komponente der Bevölkerungsentwicklung (vgl. Ta- 
belle A 22). 


Übersicht 13 

Außenwanderungen der Bundesrepublik 
(ausgenommen Wanderungen zwischen der ßtindes- 
republik und der DDR sowie den Gebieten /enseits 
Oder-Neiße) in 1000 


Jahr 1 

Zuzüge 

1 Fortzüge 

Saldo 

1962 

566.5 

326,3 

240.2 

1963 

577.0 

426,8 

4-150,2 

1964 

698,6 

457.8 

-240,8 

1965 

791,7 

489,5 

302,2 

1966 

702,3 

608,8 

+ 93,5 

1967 

398,4 

604,2 

-205,8 

1968 

657.5 

404,3 

4-253.2 


Quelle: Fachserie A, Reihe 3. II, 1967; für 1968 Auskunft 
des Statistischen Bundesamtes. 

Aualandindie Zuwanderer 

118 . Der bei weitem überwiegende Teil der Zu- 
wanderer besteht aus ausländischen Arb^tskräften 
aus den Anwerbeländern. Im Durchschnitt des Jah- 
res 1969 waren in der Bundesrepublik 1,365 Mill. 
ausländische Arbeitnehmer beschäftigt. 1970 dürfte 
diese Zahl auf etwa 1.8 Mill. angewadisen sein. 

Ein entsprechender Vergleich mit der DDR ist nicht 
möglich. Gelegentliche Meldungen besagen, daß in 
letzter Zeit ln der DDR Arbeitnehmer aus anderen 
Ostblocklandern beschäftigt wurden und daß Über- 
legungen über weitere Anwerbungen angestellt 
worden sind. 

Für die Entwicklung der Wohnbevölkerung in der 
DDR spielen ausländische Arbeitskräfte keine we- 
sentliche Rolle. Dieser besondere Unterschied zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten ist bei allen 
Slrukturvergleichen, die sich auf die Bevölkerung 
und das Erwerbspotential beziehen, zu bedenken. 

Zuzüge ous DDR und Polen 

119 . Die Wanderungen zwischen der Bundesrepu- 
blik und der DDR (vgl. Tabelle A 23) sind seit 1962 
unbc3deulend und nehmen weiterhin ab. Dabei über- 
wiegen die Zuzüge ins Bundesgebiet. Bei den Zu- 
zügen handelt es sich im wesentlichen um Personen 
im Renlenalter. Der Anteil der Erwerbspersonen an 
den Zuzügen betrug in den letzten Jahren nur etwa 
I6V0. 

120. Auch bei den Wanderungen zwischen der Bun- 
desrepublik und den Gebieten jenseits von Oder 
und Neiße ergibt sich für die Bundesrepublik ein 
Wanderungsgewinn, dessen Größenordnung jedoch 
für die Bevölkerungsenlw’icklung unwesentlich ist. 

Die Erwerbspersonen sind auch hier am Zugang un- 
terproporlional beteiligt. 


30 


Deutscher Bandestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1690 


A.US den Gebieten jensoils von Oder und Neiße 
dürften im Zuge von Familienzusaminenführungs- 
maßnahmen auch Personen in die DDR wandern, 
über den Umfaivg solcher Wanderungen, der ver- 
mutlich sehr gering ist, liegen keine Angaben vor. 

Binnenwanderungen 

121, In der Intensität der Binnenwanderungen 
(Wanderungen innerhalb des jeweiligen Staalsge- 
biets) unterscheiden sich die Bundesrepublik und die 
DDR. 

Voiu/nen 

In der Bundesrepublik ist das Wanderungsvolumen 
(Wanderungen über die Kreisgrenzen) seil 1964 
nahezu konstant; jährlich ziehen etwa 48 von 
1000 Einwohnern in einen anderen Kreis (vgl. Ta- 
belle A 241 

In der DDR ist das Wanderungsvoluraen weil gerin- 
ger und zudem rückläufig. Es umfaßte 1964: 31 Fälle 
auf 1000 Einwohner und ging bis 1967 auf Iß Fälle 
zurück. 

Die unterschiedlichen Tendenzen in beiden deut* 
sehen Staaten zeigen sich deutlich bei einem Ver- 
gleidi der Binnenwanderungen: 
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ßinnenwa/iderungsvo/u/nen auf 1000 Einwohner 


Jahr 

DDR in ‘’/u der BRD 

1964 

66,4 

1965 

59,2 

1966 

43.6 

1967 

37,8 


Quelle: Vgl. Tabelle A 24. 


122. Bis zum Jahre 1964 liegen Wanderungszahlen 
nach dem Geschlecht gegliedert für beide Staaten 
vor. Nach diesen Zahlen nahmen in der Bundes- 
republik relativ mehr weibliche Personen an den 
Wanderungen teil. 

Hevölkerungsvertagerung 

123. Im Saldo findet in der Bundesrepublik durch 
die Wanderungsslröme eine stetige ßevolkerungs- 
verlagemng in nord-südlicher Richtung statt, im we- 
sentlichen nach Messen, Baden-Württemberg und 


Kapitel II 

Bayern Eine so eindeutige Wanderungsgravila- 
tion ist für die DDR nichl festzustellen. Gewinne er- 
zielten vor allem die Gebiete um Berlin, andere Ge- 
biete mit positiven Wanderungssalden sind über die 
DDR verstreut (vgl. Karlen l und 2). 

Randgebiete 

124. Auch in anderer Hinsicht gilt, daß bestimmte 
Tenclenzen in der Bundesrepublik deutlicher sind als 
in der DDR: Das an die DDR grenzende Randgebiet 
der Bundesrepublik hatte 1967 einen Wanderungs- 
verlust von rd. 19 000 Personen. Von 29 Kreisen 
hatten 19 einen Wanderungs Verlust. Der Wände- 
rungsgewinn in 10 Kreisen konzentriert sich auf 
den nördlichen Teil des Randgebiets. 

Für die DDR kann von einer entsprechenden Ent- 
wicklung nicht allgemein gesprochen werden. Von 
26 Kreisen der DDR, die an die Bundesrepublik 
grenzen, hatten 12 einen Wanderungsverlust. 14 
einen Wanderungsgewinn (1967). Der Wanderungs- 
saldo (Zahl der Personen) ist aus den Unterlagen 
nidil zu ermitteln. Die DDR-Grenzkreise mit Wande- 
rungsgewinn liegen vor allem im Süden (vgl. 
Karte' 3). 

d) Bevölkerungsdichte und -Verteilung 

125. In der Bundesrepublik stieg die Bevölkerungs- 
dichte von 235 Einwohnern je qkm (1964) auf 245 
Einwohner/qkra (1969) an; in der DDR nahm sie im 
gleichen Zeitraum nur von 157 auf 158 zu. 

Die Bevölkerungsdichte ist also in der Bundesrepu- 
blik wesentlich höher als in der DDR, und die Diffe- 
renz vergrößert aidi weiter. Die Bevölkerungsdichte 
war 1964 in der Bundesrepublik um fast die Hälfte 
(um 49 ^/o) größer als ln der DDR, 1969 sogar um 
mehr als die Hälfte (um 55,1 Vo). 
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Bevölkerungsdichte (Einwohner je qkm) 


Jahr 


BRD 

DDR 

DDR in ®/o 
der BRD 

1964 


235 

157 

67, f 

1965 


238 

157 

66,2 

1966 


240 

158 

65,8 

1967 


241 

158 

65,6 

1968 


242 

158 

65,3 

1969 


245 

158 

— - 

64,5 
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Wanderungsgewinn der Kreise 1967 
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32 





Deutsdi^r Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI /1690 
Kapitef // 



Wanderungsverlust der Kreise 1967 
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Wanderungssalden in den jeweiligen Zonenrandgebieten 1967 
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126. Die DDR-Bevolkerung ist audi weniger auf die 
höheren Ortsklassen konzentriert als die Bevölke- 
rung der Bundesrepublik: 
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BevöJkeningsanteil in Kleinstgemeinden 
and Großstädten in (1968) 


Anteil der Bevölkerung 
in Gemeinden 

BRD 

1 DDR 

1 

unter 500 Einwohner 

über 100 000 Einwohner 

4,8 

32,1 

7.6 

21.9 



In der Bundesrepublik nehmen vor allem die Ge- 
meinden zwischen 10 000 urwi 50 000 Einwohnern an 
Bevölkerung zu. Abnahmen sind nidil nur für die 
Kleinstgemeinden, sondern auch für die Ortsklasse 
der Großstädte (über 100 000 Einwohner) augenfäl- 
lig 

Ballungsräume 

127. Hierin spiegelt sidi u. a. die zunehmende Aus- 
weitung von 24 Ballungsräumen auf die benach- 
barten Kleinstädte und Landkreise, wahrend die 
großstädtischen Zentren dieser Ballungsräume in der 
Regel keine weitere Verdichtung erfahren, einige 
Großstädte nahmen aber von 1968 nach 1969 wieder 
zu 

Hinzu kommt eine relativ große Stabilität hinsicht- 
lich der Konzentration in der I>DR. wie angesichts 
des geringen Umfangs der Binnenwanderungen 
kaum anders zu vermuten ist (vgl. Tabelle A 25). 
In der DDR steht einer sehr geringen Abnahme in 
kleinen Gemeinden eine Zunahme vor allem in 
Städten von 20 00 bis 100 000 Einwohnern gegen- 
über. Eine .Abwanderung aus Großstädten ist nicht 
zu beobachten. 

Für die DDR lassen sich acht Ballungsräume defi- 
nieren. Die Tendenz zunehmender Verdichtung 
ist für diese Gebiete nicht festzustellen. Vielmehr 
sind in der DDR neue Zentren (Schwedt, Eisenhüt- 
tenstadt, Senftenberg-Hoyerswerda) außerhalb der 
traditionellen Verdichtungszeiträume geschaffen 
worden (vgl. Karte 4), 


2. Erwerbstätigkeit 

a) Erwerbsbevölkerung und Erwerbspotential 
Erwerbspersonen 

128. Im Jahresdurchschnitt 1969 gab es in der Bun- 
desrepublik 27,0 Mill. Erwerbspersonen (Erwerbs- 
tätige registrierte Arbeitslose). In der DDR wa- 
ren es im gleichen Jahr rd. 8,7 Mill. Personen. Dies 


entspricht einer Relation von 100:32 (Einwohner- 
verhältnis 100 : 28 (vgl. Tabelle A 26). 

! 129. In der Bundesrepublik stagniert die Zahl der 
Erwerbspersonen — von konjunkturellen Schwan- 
kungen abgesehen — seit mehreren Jahren: 1969 
lag sie um 0,5 ®/o unter dem Stand von 1964, 1970 
übertrifft sie ihn leicht. Ohne die starke Zuwande- 
rung von Ausländern hätte sich die Erweibsperso- 
nenzahl in der Bundesrepublik in diesem Zeitraum 
jedoch nicht auf diesem Niveau hallen lassen: Die 
Zahl der inländischen Erwerbskräfte ging in diesem 
Jahrfünft um mehr als 2^/o (600 000 Personen) zu- 
rück 

In der DDR nahm die Erwerhspersonenzahl — ohne 
nennenswerte Zuwanderung von Ausländem — zur 
gleichen Zeit um gut 4 ^/o (340 000 Personen) zu. Der 
Anstieg hielt über den ganzen Zeitraum hinweg an, 
verlangsamte sich jedoch in der letzten Zeit. 

Geadiledit 

130. Im Hinblick auf die Struktur der Erwerbsper- 
sonen gibt es zwischen beiden Gebieten beträcht- 
liche Unterschiede. Der Frauenanteil an den Er- 
werbspersonen ist in der Bundesrepublik erheblich 
niedriger als in der DDR, wo er auch ansteigt, wäh- 
rend er in der Bundesrepublik zurückgeht. 
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Frauenanteil an den Erwerbspersonen (in 


Jahr 

BRD 

DDR 

1964 

36.4 

44,2 

1969 

35,6 

45,8 


Die Frauenerwerbstätigkeit spielt in der DDR seit 
langem eine besondere Rolle (vgl. Abschnitt 2d) 

Stellung Im Beruf 

131. Auch die Sozialstrukturen sind — gemessen 
an der Verteilung der Erwerbspersonen nach der 
»Stellung im Beruf* — sehr verschieden. 

Der prozentuale Anteil der Selbständigen ist in der 
Bunclesrepublik weitaus höher als in der DDR. Dies 
gilt auch für die Gruppe der mithelfenden Fami- 
lienangehörigen. Zahlt man die überwiegend der 
LaiHlwirtschafl zugehörigen Mitglieder von Prcxluk- 
lionsgenossenschaften zur Kategorie der »Selbstän- 
digen und mithelfenden Familienangehörigen" hin- 
zu, dann reduzieren sich die Strukturunterschiede 
zwar beträchtlich,' der hier wie dort steigende .Ar- 
beitnehmeranteil ist aber in der Bundesrepublik 
auch dann noch spürbar niedriger als in der DDR. 
Auch Im Handel und im Dienstleistungsbereich gibt 
es nämlich ln der Bundesrepublik relativ mehr Selb- 
ständige und mithelfende Familienmitglieder als in 
der DDR. In beiden Staaten sind etwa 5Vo aller 
Erwerbstätigen Lehrlinge. Ihr Anteil steigt in der 
Bundesrepublik langsamer als in der DDR. 
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Verteilung der Erwerbspersonen 





Anteile 

m •/• 


Entwicklung 

DDR In •/• 
der BRD 

1964 1 

1968 

1968 (1964 = 100) 

BRO 1 

DDR 1 

BRD 

1 

DDR 

BRD 1 

DDR 

Selbständige 


IM 


3,2 


11.2 


2,6 

95,4 


83,3 


7ß 

Mithelfende Familienangehörige 


S,7 


2,1 


7.8 


tJ2 

88,2 


57,2 


5,0 

Mitglieder von 














Produktionsgenossenschaften 


— 


12.7 


— 


122 

— 


98,0 


• 

Arbeitnehmer 


79,9 


82,0 


81.0 


84,0 

99,0 


104,5 


34J 

darunter Lehrlinge 


(4,6) 


(3.7) 


(5.J) 


(4.9) 

107,3 


134,2 


31,5 

Erwerbstätige 


100,0 


W0,0 


100,0 


lOOfi 

97,6 


102,0 


32,9 


Aller 

132. Ferner gibt es beachtliche Unterschiede im 
Alter der Erwerbspersonen. 

Im Bundesgebiet ist die Überalterung der Erwerbs- 
personen — Wie die der Gesamtbevölkerung (vgl. 
Abschnitt I a) — nicht so ausgeprägt wie in der 
DDR. Im Jahr 1964 standen in der Bundesrepu- 
blik 72,4 ^/o aller Erwerbspersonen im Aller unter 
50 Jahren,- in der DDR belief sich der Anteil dieser 
Altersgruppen dagegen nur auf 67,4 •/o (vgK Ta- 
belle A 27). 

133. Der auffälligste Unterschied im Altersaufbau 
der männlichen Erwerbspersonen besteht darin, daß 
der Anteil der mittleren Altersgruppen (25- bis un- 
ter 50jährige) in der Bundesrepublik erheblich höher 
ist als in der DDR (51,3 ®/o gegenüber 46,7 ®/o). Auf 
der anderen Seite ist die Bedeutung der Männer im 
Rentenalter für die Erwerbsbevölkerung Inder DDR 
größer als in der Bundesrepublik. 

134. Die Frauenerwerbstäligkeit in den Altersgrup- 
pen über 25 Jahre — und bis über das 60. Lebens- 
jahr hinaus — hat in der Bundesrepublik kein so 
großes Gewicht wie in der DDR. Zu beachten ist, daß 
in der DDR vor allem wegen des höheren durch- 
schnittlichen Schulcntlaßalters die unterste Alters- 
gruppe (14 bis 17 Jahrei der Frauen einen relativ 
geringen Anteil an allen Erwerbspersonen darslellt. 

Erwerbsbeteiligung und Erwerbspotenlial 

135. Im Jahre 1969 lag die Erwerbsquote m der 
Bundesrepublik mit 44,4 ®/ö wesentlich niedriger als 


in der DDR mit 50,9 ®/o (vgl. Tabelle A 26). Dabei ist 
zu bedenken, daß die Erwerbsquole in der Bundes- 
republik ohne die hier arbeitenden Ausländer um 
etwa einen Punkt niedriger wäre. Die Erwerbsquote 
in der DDR zählt zu den höchsten der Welt, ln 
Europa wird sie nur von Bulgarien und Rumänien 
übertroffen. 

136. Während die Erwerbsbeleiligung der Bevölke- 
rung in der Bundesrepublik zwischen 1964 und 1969 
um insgesamt 2,2 Prozenlpunkte abnahm — und 
dies trotz der gestiegenen Ausländerbeschäfligung — , 
nahm sie in der DDR im gleichen Zeitraum um 
1,8 Prozentpunkte zu. 

Unterschiede nach GeschJedu 

137. Schon bei den Männern sind die Erwerbs- 
quoten in beiden Staaten ln diesem Zeitraum unter- 
schiedlich: Einem kontinuierlichen Rückgang in der 
Bundesrepublik (durchschnittlich um 0,5 Prozent- 
punkte pro Jahr) steht eine nahezu konstante Quote 
in der DDR gegenüber. Stark gegenläufig entwickel- 
ten sich die Erwerbsquoten d<=*r weiblichen Bevölke- 
rung: Hier steht einer Abnahme der Erwerbsbeteili- 
gung in der Bundesrepublik um 2,1 in den letzten 
fünf Jahren eine Steigerung um 3,2 ®/o in der DDR 
gegenüber. 

138. Bei den Männern ist die Erwerbsbeleiligung 
Ln beiden Gebieten gegenwärtig fast gleich stark 
(60®/o), Der Vergleidi von 1964. der vermutlich auch 
die gegenwärtige Situation noch realistisch be- 
schreibt, zeigt allerdings, daß die durchschnittliche 
Erwerbslebensdauer bei den Männern in der DDR 
größer ist (vgl. Tabelle A 29). 
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Erwerbsquoten 1964 nach Altersgruppen und Gesdiledit (in °/(i) 


AUexegruppen von . 

. . bis . . 

j 

, . Jahren 

BRD 

DDR 

m 

1 

1 insgesamt 

m 

1 W 

1 insgesamt 

14 bis 25 




73;j 

64,5 

69,0 

72,7 

62,3 

67,6 

14 bis 65 




89,2 

463 

66,6 

89,8 

60,9 

73,9 

25 bis 65 




94,3 

413 

66,2 

95.3 

60,5 

75,7 

65 und älter 




233 

73 

13,9 

31,7 

6,8 

16,4 

insgesamt 


62,5 

32,2 

463 

60,1 

39,9 

49*1 


139. Ausschlaggebend für den Quotenabstand ins- 
gesamt ist demnadi die weitaus geringere Erwerbs- 
betelligung der Frauen in der Bundesrepublik. Der 
Pröblemkreis „ Frauenerwerbstätigkelt" wird seiner 
großen Bedeutung entsprechend gesondert erörtert. 
Hier sei lediglich angemerkt, daß die Erwerbsquoten 
der Frauen in den verglichenen Gebieten vor allem 
in den mittleren Altersgruppen differieren: Im 
Alter 2 wischen 25 und 65 Jahren waren 1964 in der 
Bundesrepublik nur 41,8 aller Frauen erwerbs* 
tätig, in der DDR 60,5 Seitdem hat sich der Ab- 
stand der Quoten in diesen Altersgruppen nodi ver- 
größert. Im Hinblick auf das Arbeitskräflepotenlial 
bedeutet dies: Wäre die Erwerbsquote der Frauen in 
der Bundesrepubltk in diesen Altersgruppen so 
hodi wie in der DDR^ dann wäre die Zahl der weib- 
lidien Erw^erbspersonen 1964 hier um gut 2 Millio- 
nen größer gewesen, als sie latsächlidi war. Ähn- 
lidhes gilt für die Gegenwart. 

^rwerbsbeiei/XgUng /idcfi Altei 

140. Die alters- und gesdiiediisspezifisdie Erwerbs- 
beleiligung ln der Bundesrepublik ist im Verhält- 
nis zur DDR noch geringer, als die Durchschnitls- 
quole erkennen läßt. Die Aitersstniktur der Wohn- 
bevölkerung der Bundesrepublik ist, wie erwähnt, 
im Hinblick auf die Erwerbsfähigkeil günstiger als 
in der DDR. Wird also der Altersaufbau der Bun- 
desrepublik auch für die DDR angenommen, dann er- 
gäbe sich für diese — bei den dortigen spezifischen 
Erwerbsquoten — eine um 7|4 % höhere Gesamter- 
werbsquote als für die Bundesrepublik. Ferner: 
Wären Altersauibau und spezifische Erwerbsbeteili- 
gung in der DDR gleich denen des Bundesgebietes, 
dann müßte die Wirtschaft der DDR heute mit rund 
0,7 MLIL Erwerbskräflen weniger auskommen, als 
ihr tatsächlich zur Verfügung stehen, 

141* Bei gleichbleibender alters- und gesdilechts- 
spezifjsdier Erwerbsbetelliguag ist nach den vorlie’ 
genden Bevölkerungsprognosen trotz aller metho- 
disdten Vorbehalte damit zu rechnen, daß die Er- 


werbsquole in der Bundesrepublik bis 1980 weiter- 
hin leicht zurüdtgeht, während sie m der DDR 
schwach ansteigt. 

Auslastung des Erwerbspotentials 

142, In der Bundesrepublik wird der Auslastungs- 
grad des ArbeilskiäftepotenlJals an der Zahl der re- 
gistrierter Arbedstoser bzw, an der Hohe der Arbeils- 
lüsenquole (Anteil der Arbeitslosen an den Erwerbs- 
Personen insgesamt gemessen. Die Bundesregierung 
orientiert sich zur Realisierung des im Stabilitäts- 
gesetz^^ vorgegebenen Ziels „hoher Beschäftigungs- 
grad'' an der Höhe dieser Quote. In der DDR gibt es 
nach offizieller Lehre keine Arbeitslosigkeit und 
demzufolge keinen statistischen Nachweis der je- 
weils nidil am Erwerbsleben teilnehmenden, aber 
erwerbsbereiten Personen. In dieser Hinsicht ist der 
Systemvergleich also rein hypothetischer Art. 

143, In der Bundesrepublik wurden im Verlauf 
des vergangenen Jahrzehnts (1960 bis 1970) folgende 
Arbeitslosenzahlen ermittelt: 

Übersicht 20 

Reg/slrferle Arbeifs/ose fn der Bundesrepublik 



lOOC 

Personen | 

inVüd 
Po tenti 

Durchschnitt 



3960 bis 1970 

216 

OM 

Maximum (1967) 

459 

1.7 

Minimum (1965) 

!47 

OM 


Quellen: Amtliche Nachrichten der BundesanslaU für Ar- 
beit; MilleUungen des Tnslltms für Arbeits- 
markt- und ßerufsforsdiung* 1969, Heft 9, S. 668. 
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Eine durchgehende Entwicklungstendenz in der Ar- 
beitslosigkeit ist für diesen Zeitraum nicht festzu- 
stellen. wohl aber eine zyklische Bewegung. 

144. Selbst bei minimaler Saison-, also vornehmlich 
Winterarbeitslosigkeit wurde ein „ Erwerbslosen- 
sockel'’ von jahresdurchschnittlidi 136 000 Personen 
(0,5 ® 'o des Potentials) registriert. Diese Zahl erklärt 
sich vor allem durch Fluktuation, da es sich um ein 
Stichtagsergebnis handelt. 

Darüber hinausgehende Arbeitslosigkeit in der Bun- 
desrepublik ist — abgesehen von gelegentlicii höhe- 
rer Winterbeeinflussung — konjunkturell bedingt. 

Würde die Arbeitslosigkeit in der DDR statistisch 
ermittelt werden, dann dürfte eine fluktuationsbe- 
dingte Arbeitslosenquote ausgewiesen werden,- sie 
läge wegen der dort im ganzen vermutlich geringe- 
ren Fluktuation wohl geringfügig unter derjenigen 
des Bundesgebietes (etwa 0,4 ®/o). Konjunkturelle 
Arbeitslosigkeit ist in der DDR systembedingt aus- 
gesdilossen. Man kann aber wohl davon ausgehen, 
daß auch in der DDR strukturelle Verschiebungen in 
der Wirtschaft zu vorübergehender Freisetzung 
einer gewissen Zahl von Erwerbspersonen führen. 
Allerdings dürfte diese Zahl beträchtlich niedriger 
sein als die konjunkturbedingten Maximal- oder 
auch Durchschnittswerte in der Bundesrepublik. 

b) Die Beschäftigung in den Wirtschaftsbereichen 

145. Beide Staaten entsprechen in der Beschäfti- 
gung der Erwerbstätigen der Grundstruklur hoch- 


Kapitet fl 

industrialisierter Volkswirtschaften (vgl. Tabelle 
A 30). Bei tieferer Untergliederung werden freilich 
strukturelle Verschiedenheiten sichtbar, die teils 
systembedingt, teils historischen Ursprungs, teils 
aber auch das Ergebnis unterschiedlicher internatio- 
naler Verflechlungsstrukturen sind (vgl. dazu Ka- 
pitel III und IV). 

Landwirtsdialt 

146. ln der Landwirtschaft sind in der Bundes- 
republik weniger Erwerbstätige (10 ^/o) beschäftigt 
als in der DDR (13 ^o). Dieser Struklurunterschled ist 
durch die Zusammensetzung der als Folge des letz- 
ten Krieges Zugewanderlen und durch agrarpoliU- 
sche Entscheidungen (Bodenreform) zu erklären. 

Indus irJe 

147. Im warenprodiizierenden Gewerbe (Industrie 
einschließlich Bergbau. Energiewirtschaft und produ- 
zierendem Handwerk) sind in beiden Gebieten pro- 
zentual etwa gleichviel Personen beschäftigt 

Handel, Verkehr, DJensdeislungen 

148. Die übrigen Wirtscharisbereiche — Handel 
und Verkehr, öffentliche und Private Dienstleistun- 
gen — haben insgesamt im Bundesgebiet ein etwas 
höheres Gewicht als in der DDR. Dies gilt zumal für 
den Handel und den Dienslleistungsbereich. Im Ver- 
kehrswesen und in der Nadirichlenübermittlung sind 
dagegen — hauptsächlich wohl infolge des höheren 
Stands der privaten AutomobilisLerung — in der 
Bundesrepublik relativ weniger Personen beschäf- 
tigt als in der DDR (vgl. Abschnitt 2 d). 
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Frwerbsiätigenslruktur 1968 nach Wfrtschaftsbereichen und Gescfiiechf {in 


BRD ' DDR 


Wliisch.iftsbereich 

... , . ms- 

tn w . 

gesamt 

m w , 

gesamt 

Land- und Forstwirtschaft 

Verarbeitendes Gewerbe 

(einschließlich Bergbau und Energie) 

Baugewerbe 


7,2 15,1 10,0 

44.5 30.7 39,6 

11.5 1,2 7.8 

[ 13,2 13,0 13,1 

46,2 35,9 41,5 

11,4 1,9 7,1 

Warenproduzierendes Gewerbe 

Handel 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 


56,0 31,9 47,4 

8,9 17,9 12,1 

7.4 2,6 5.7 

1 57,6 37,8 48,6 

i 5,9 16,0 10,4 

7,5 5.2 6.5 

Handel und Verkehr 

Dienslleislungsbereiche 


16,3 20,5 17,8 

20,5 32,5 24,8 

13,4 21,2 16,9 

15,8 28,0 21,3 1 

Wirtschaft insgesamt 


100.0 100.0 100,0 

100.0 100.0 100.0 
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Beschäl tigungsen twlddung 

149 . Beim Vergleich der Beschäftigungsentwicklung 
in beiden Gebieten zwischen 1965 und 1968 ist zu 
berücksichtigen. daB das Jahr 1968 in der Bundes- 
republik noch stark von der Rezession geprägt war. 
Erst danach stieg der Beschäftigungsindex (1965 ^ 
100) im Bundesgebiet stark und erreichte nach voll- 
ständiger Überwindung der Rezession 1970 den 
höchsten Stand seit 1950. In der DDR ist die Beschäf- 
tigung insgesamt dagegen zwischen 1965 und 1968 
um 2Vo gestiegen. Der Anstieg hat 1969 angehalten. 

Struktur äjiderungen 

150 . Die Entwicklung der Beschäfligungsstniktur 
nach Wirtschaitsbereichen war in beiden Vergleichs- 
gebieten ebenfalls recht ähnlich: 

■ ln beiden Staaten sdirumpfte die Beschäftigung 
in der Landwirtschaft, in der Bundesrepublik 
allerdings etwas schneller als in der DDR. 

■ Der Industrialisierungsgrad hielt sich — gemes- 
sen am Beschäftigungsanteil der Industrie — auf 
gleicher Höhe, wenn man die konjunkturellen 
Schwankungen in der Bundesrepublik einmal 
vernachlässigt. 

■ Während in der Bundesrepublik die Beschäfti- 
gung im Baugewerbe stagnierte, wuchs sie in der 
DDR rasch. Im Hinblick auf die Bedeutung des 
Baugewerbes in der Gesaratbeschäftigung näher- 
ten sich beide Gebiete zunehmend an: I960 lag 
der Beschäftigtenanteil dieses Bereiches in der 
DDR noch um 1 ,4 ®/o-Punkte unter der Bundes- 
republik. 1968 dagegen nur noch um 0,7 ®/o- 
Punkte. 

■ Im Handel stagnierte die Beschäftigung in beiden 
Staaten absolut; das Gewicht dieses Bereichs 
blieb in der Bundesrepublik weiterhin etwas 
größer. 

■ Die Beschäftigung im Verkehrsgewerbe nahm in 
der Bundesrepublik auffällig rascher ab als in der 
DDR. 

■ In beiden Gebieten ist eine Verschiebung der 
Beschäftigungsstruktur hin zu den übrigen 
Dienstleistungsbereichen festzustellen. In der 
DDR hat dieser — allerdings sehr heterogene — 
Bereich ein noch etwas geringeres Gewicht als 
hier,* die Beschäftigungszunahme ist dort aber 
geringfügig stärker als Ln der Bundesrepublik. 


c) Berufe und Ausbildung 

Berufsstruktur 

151. Die Aussagekraft eines Vergleiches der Be- 
rufsstrukturen nach Wirtschaftsbereichen zwischen 
der Bundesrepublik und der DDR ist aus klassifika- 
torischen und statistischen Gründen begrenzt. Hinzu 
kommt die Verschiedenheit in den Eigentumsfor- 
men, Dies gilt deshalb, weil Funktionen, die in der 
Bundesrepublik zum Teil von Selbständigen und 


raithelfenden Familienangehörigen ausgeübl wer- 
den, in der DDR von spezialisierten Arbeitnehmern 
wdhrgenommen werden. 

Erwerbstätige nach Beru/sabteilungen 

152 . Bei grober Aufgliederung der Erwerbstäti- 
gen nach dem ausgeübten Beruf (9 Berufsableilun- 
gen) zeigt sich für 1964 — mit nur wenigen Aus- 
nahmen — eine weitgehende Ähnlichkeit der Berufs- 
strukturen beider Gebiete (vgl. Tabelle A 32). 

■ Berufe der Grundstoffindustrie (Bergbau, Eisen- 
und Stahlerzeugung, Chemie usw.) sind in beiden 
Staaten mit etwa 3 ®/o vertreten. 

■ Berufe der industriellen Stoffbe- und -Verarbei- 
tung werden — analog zu dem gleich hohen 
Stand der Industrialisierung beider Staaten — 
von jeweils rd. 31 ^ 'o aller Erwerbstätigen ausge- 
übt. 

■ Technische Berufe (Ingenieure, Techniker und 
technische Fachkräfte) haben einen Anteil von 
Jeweils etwa 4 ®/o. In der Bundesrepublik hatte 
diese Berufsableilung allerdings 1964 mit 3,9 
ein geringeres Gewidit als in der DDR (4,7 Vo), 

■ Für die Gruppe der landwirtschaftlichen Berufe 
ergab dieser Vergleich für die Bundesrepublik 
einen nicht wesentlich geringeren Anteil als für 
die DDR (ll,3«/o zu l2,5«/o). 

■ Handels- und Verkehrsberufe werden von je- 
weils etwa einem Fünftel der Erwerbstätigen 
ausgeübt. 

■ Auf Bildung, Kultur und Wissenschaft bezogene 
Berufe haben in der Bundesrepublik ein gerin- 
geres Gewicht (5 ®/o) als in der DDR (7 ®/o). 

■ Sonstige Dienstleistungsberufe spielen in beiden 
Gebieten die gleiche Rolle (6®/o). 

■ Berufe der Abteilung Wirlsdiaflsleitung, Ver- 
waltung und Reditswesen nehmen dagegen in 
der Bundesrepublik einen weit größeren Raum 
ein (17 Vo) als m der DDR (12®/o). 

Erwerbstätige nach Berutagruppen 

153 . Bei etwas tieferer üntergliederung nach 36 
Berufsgruppen werden detailliertere Unterschiede 
zwischen den Berufsslrukluren beider Staaten deut- 
Uch. 

Ein größeres Gewicht als in der DDR haben in der 
Bundesrepublik folgende Berufsgruppen: 

Berufe des Bergbaus, 

Graphische Berufe, 

Handels- und Gaslstätlenberufe, 

Vermittler und Verleiher, 

Konfessionelle Berufe. 

Rechlsberufe. 

154 . In der DDR sind dagegen — verglichen mit 
dem Bundesgebiet — vor allem folgende Berufs- 
gruppen stärker vertreten: 

Zellstoff- und Papiermacher, Papierverarbeiter, 
Textilhersteller, Textil verarbeiter, 
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Glasmadier, Keramiker, 

Hilfsarbeiter, 

Maschinisten und zugehörige Berufe, 

Sonstige lechnisdie Fachkräfte, 

Berufe der Binnenfischerei und Forstwirtschaft, 
Berufe des Veterinärwesens, 

Berufe der Bildung und Kultur^ 

Wadi- und Sidierheitsberufe, 

155 . In der Gliederung nach Gesdiledit fällt ins- 
besondere auf, daß die Berufsstrukturen der Frauen 
zwischen beiden Gebieten deutlidi stärker diffe- 
rieren als die der Männer [vg!. Tabellen A 34, 
A 35. A 3Gh 

VerfeJ/ung der Bertife auf Wirtschaitsrwtige 

156 . Unterschiede zwischen Bundesrepublik und 
DDR in der Verteilung der Berufe aut die Wirt- 
schaft szweige sind vor allem (vgl. Tabelle A 37)! 

■ Technische Berufe sind ln der DDR stärker über 
die Wirtschaftszweige verbreitet als im Bundes- 
gebiet. Dies gilt für die Frauen wie für die 
Männer, Insbesondere in der Landwirtschaft, 
aber auch in EnergiewlrtschaJt und Bergbau wie 
auch im verarbeitenden Gewerbe list der Anteil 
der technischen Berufe in der DDR relativ höher 
als hier. 

■ Erwerbstätige mit „Berufen der Wirlschaftslei- 
tung, der Verw'altung und des Reditswesens“ 
steuern in der DDR ebenfalls weitaus mehr über 
alle Wirlschaftsbereiche als im Bundesgebiet. 

Enfwidda/tg der Beruiasflrukmr 

IS?» Uber die Entwicklung der Berufsslrukturen in 
beiden Vergleichsgebieten seil 1964 liegen nur sehr 
wenige Informationen vor. Am meisten Aussage- 
kraft kommt hier noch der Entwicklung der Berufs- 
Struktur des Berufsnadiwudises, also der Lehrlinge 


Kaßitet // 

zu. Wie die ausführlichen Erörterungen im Ka- 
pitel Vff dieses Berichts zeigen, herrscht allgemein 
die Tendenz zur Erhaltung oder Vergrößerung der 
im Ganzen gesehen jedoch nicht sehr ausgeprägt 
len Strukluruntersdiiede vor In jenen Berufsgrup- 
pen. In denen der Anteil der Erwerbspersonen be- 
reits 1964 ln der DDR größer war als in der Bun- 
desrepublik, gilt dies m der Regel auch für die 
Lehrlinge* 

Quaiifikationsstruktur 

150* Um die Quaiifikationsstruktur^® der Erwerbs- 
idiigen in der Bundesrepublik und in der DDR 
vergleichen zu können, wurde hier der Bestand an 
Hoch- und Fachschulabsolventen unter den Er- 
werbstätigen beider Gebiete, gegliedert nach Wir- 
schaftsbereiche □ und Gesdiledit. vom Jahre 1964 
gegenübergestellt. Sicherlich sind diese Daten von 
1964 durch die inzwischen eingeiretene Entwick- 
lung gerade auf diesem Gebiet überholt, .lungere 
Informationen dieser Art liegen jedudi nidit vor. 

Es kann lediglich versucht werden, diesen aufge- 
gliederten Bestandsvergleich von 1964 durdi die 
Analyse der wichtigsten Entwicklungstendenzen bei 
den hochquahlizierlen Arbeitskräften zu ergänzen. 

Hc chsd\ ti/abs o / ven 1 en 

159 - Im Jahre t%4 waren m der Bundesrepublik 
919 000 Hochsdiulabsolventen (im Alter bis zu 65 
Jahren) erwerbstätig (vgl. Tabelle A 38). Knapp ein 
Viertel davon (225 000) war weiblichen Geschiechts. 

In der DDR gab es zur gleichen Zeit 199 000 Akade- 
miker unter den Erwerbstätigen. Der Frauenanteil 
war geringfügig niedriger als im Bundesgebiet 
(23 

Während 1964 in der Bundesrepublik damit von 
1000 Erwerbspersc^nen 34 eine Hochschule absol- 
viert hatten, waren es in der DDR 23- 
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Erweihstitiige Hodisvhulabsoiventen nach Wirisdiaftsbereidten und Gesdiiechl 1964 
(Struktur in ^U) 


Wirtsdiaftsbereich 

BitD 

DDR 

m 

W 

ins- 

gesamt 

m 

W 

ins- 

gesamt 








Land- und Forstwirtschaft 


0,8 

(0,6} 

o,a 

4.1 

1,3 

3,5 

Verarbeitendes Gewerbe 

(einschließlich Bergbau und Energie- 
versorgung) 


17,4 

4,6 

14,2 

16.9 

5.9 

14,3 

Baugewerbe 


1.9 

(0,4) 

1.5 

1.5 

0,2 

1.2 

Handel 


4.5 

7,8 

5,3 

2.3 

2,4 

2,4 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 


1.3 

(0,4) 

1.1 

1.9 

0,7 

1.6 

Dienstleistungsbereiche 


74,2 

86,1 

77,1 

73,3 

89,6 

77,0 

Wirtschaft insgesamt 


too 

100 

too 

100 

100 

too 
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160. Die Verteilung der Hodisdiulabsolventen auf 
die Wirtschaftszweige w'ar, abgesehen von wenigen 
Ausnahinen, in beiden Gebieten ähnlich. 

Höhei als in der Bundesrepublik war in der DDR 
der Anteil der Landwirtsdiaft und des Verkehrs- 
wesens an den erwerbstätigen Akademikern. Re- 
lativ niedriger lag die Vergleichszabl dagegen in 
Baugewerbe und Handel 

A k ademikeTinn en 

161. Bei den Akademikerinnen war die Verteilung 
auf die Wirtschaftszweige in beiden Gebii^ten eben- 
falls recht ähnlich, Eine auffallende Ausnahme bildet 
der Handel: Im Bundesgebiet sind mehr als em 
Drittel aller im Handel beschäftigten Hochschulab- 
solventen Frauen: in der DDR stellen sie nur knapp 
ein Viertel Fast neun Zehntel aller Akademike- 
rinnen sind in beiden Staaten im Dienstleistungs- 
sekior konzentriert. 

/^achsdujJobso/ven^en 

162. An FachschuJabsoIventen wurden 1964 in der 
Bundesrepublik unter den Erwerbstätigen 1,07 MIU. 
Personen gezählt. Darunter waren 21 ®/o Frauen. 

ln der DDR gab es zur gleichen Zeit 369 000 er- 
werbstätige Fachschulabsolventen. Die Frauenquote 
betrug 31 Vo, 

Während 1964 in der Bundesrepublik damit von 
1000 Erwerbstätigen 40 eine Fachschule absolviert 
hatten, waren es in der DDR 43. Schon damals über- 
Iraf die Ausstattung der Wirtschaft der DDR mit 
Fadischulabsolventen die der Bundesrepublik. 

Hoch- und Eod?sc#iulab3o/ven(en 

163. Infolge einiger nicht ganz zu lösencier Zuord- 
nungsprobleme ist die Aussagekraft des Bestands^ 


Vergleichs von Hoch- und Fachschulabsotventen zu- 
sammengenommen stärker als die getrennte Be- 
traciilung beider Gruppen. 

Die Zahl der erwerbstätigen Hoch- und Fachsthul- 
absolventen betrug insgesamt I9ö4 in der Bundes- 
republik l,99 Mill. Personen, Darunter w'aren 
450 000 Frauen (22,6 

Die Vergleichszahten für die DDR lauten: 568 000 
Absolventen insgesamt, darunter 160 000 Frauen 
(28 Vo). 

Bei einer Erwerbstätigenrelation DDR : BRD von 
32:100 betrug die Relation DDR : BRD bei den 
Hcich- und Fadisdiu labsolventen 29 : 100 (Frauen 
36 : 100, Männer 27 : 100). 

164. Die Veisofgung der Bundesrepublik mit hoch- 
qualifizierten Erwerbspersonen war also — bei 
schlechterer Ausstattung mit Fadischulabsolventen 
und besserer mit Hochschulabsolventen — insge- 
samt günstiger als die der DDR, Ausschlaggebend 
dafür waren die innerdeutschen Wanderungen, 
durch die die DDR in der Nachkriegszeit etwa ein 
Drittel ihrer Akademiker an die Bundesrepublik 
verloren hat“*. Bei ihrer besseren Fachschulaus- 
slattung wäre der Hochqualifizierten- Anteil insge- 
samt in der DDR ohne Wanderungen bereits 1964 
höher gewesen als in der Bundesrepublik. 

Inzwischen hat die AussldtUing der DDR mit Hoch- 
qualifizierten, wie eine Fortredinung der Bestände 
von 1964 mit Absolvenlenzahlen und plausiblen 
Annahmen über die Abgänge ergibt, diejenige der 
Bundesrepublik sehr wahrsdieinlich überholt. Auch 
die amtlichen Zielvorstellungen für den Akade- 
mikerantell in der Bundesrepublik bis 1980 liegen 
unter den Planungen in der DDR. 
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AnteU der Hoch- und Fadjschulabsoiventen an den Erwerbstätigen 
nach Wirtschafisbereichen (in Voj 



BRD 

DDR 

Wirtschaltsbereich 

f 

m 

w 

ins- 

gesamt 

m 

w 

ins- 

gesamt 


Land- uad Forstwirtschaft 


9,8 

2.0 

5,6 i 

4,5 

0.6 

2,7 

Verarbeitendes Gewerbe 





i 




(einschließlich Bergbau und Energie- 
versorgung) 


5,8 

1.9 

4.6 


6,0 

1.0 

4.0 

Baugewerbe 


3.5 

(3.7) 

3.5 


3,6 

1.4 

3,4 

Handel 


5,5 

3,0 

4,2 


3,9 

0,7 

1.8 

Verkehr und Nadir Ich tenübermittlung 


5.7 

3,9 

5,4 


4,3 

0,9 

3.1 

Dienstleistungsbereiche 


22,9 

9,9 

16,6 


28,2 

13,8 

19,9 

Wirtschaft insgesamt 


9,0 

4,6 

7.4 


8,? 

4,2 

6.7 
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165. Der Anteil der Hochqualifizierten an den Er- | 
werbstätigen insgesamt betrug 1964 in der Bundes- I 
republik 7.4 “/o. in der DDR 6,7 Der Abstand 
dieser Quote war bei Männern und Frauen etwa 
gleich groß. 

HochquatiiiTieTte noch W iristhafl^öercifhcn 

166, In den einzelnen Wirtsdiaftsbercichen war i 

dieser Anteil in beiden Vergleidisgebieten zum Teil I 

etwas unterschiedlicher, ^ 

In der produzierenden Wirtschaft llndustrie, Hand- 
werk Und Baugewerbe) waren die 'Relationen nahe- 
zu identisch. Im Dienst leistungsbereich lag die Hoch* 
qualilizierleoquole der Bundesrepublik niedriger 

als in der DDR. In den restlichen Bereichen war es | 
umgekehrL 

Hodi- und Ffidischniobsotv^enfen 
fcirhfichlungeji 

167. In Ergänzung der Analyse der jeweiligen Be- 
rufsstniktuien wurde hier ferner die Zusammen- 
setzung der hochqualifiiierten Arbeitskräflc in bei- 
den Gebieten naih Fadirichlungen verglichen (vgl. 
Tabellen A :i9. A 40. A 41). 

Em relativ größeres Gewidit kommt in der DDR 
— Hoch- und Fadisdiulabsolventen zusammenge- 
nommen — im Vergleich zur Bimdesrepublik vor 
allem folgenden Fachriditungen zu: 

Erziehungs- undGeisleswissensdiaften. nament- 
Hdi Pädagogik, 

Naturwissenschaften (Sdiwerpunkte: Physik, 
Chemie, Biologie), 

Technische Wissensdiaflen. vcjr allem Bcrgbau- 
und Hüttenwesen und Maschinenbau, 

,Aüf der anderen Seite sind in der DDR vor allem 
folgende Fachrichtungen bei den erwerbstätigen 
Hochi- und Fadischulabsolventen sdiwädier ver- 
treten als in der Bundesrepublik: 

Künstleiisdie Fachrithtungen. 

Gewerblidie Fachrichtungen der Fachschulen, 
Rechtswissenschaft, 

Theologie, 

'Gesundheitswesen, 

Landwirtsdialt. 

tloctisch u 1 ahno fven ien 

Jiad\ FcrchndrUjngen und ßeru/en 

168, Ein Vergleich der Fachnchtungsstrukturen bei 
HodisdiuLahsolventen allein zeigt, daß auch hier 
Naturwissenschaften und technische Fachrichtuiigen 
in der DDR einen höheren Rang ein nehmen als in 
der Bundesrepublik. Bei einer Reihe von Fathrich- 
lungen unterscheidet sich jedoch die Zusammen- 
setzung der Hc^ciiquahfizierlen nach Hoch- und 
Fadisdiu labsul venten in beiden Gebieten auffällig. 
Relativ stark besetzt sind 'in der DDR, gemessen 
an der durchsdinitlUchen Akademiker-Relation zwi- 
schen beiden Gebieten (BRD : DDR 100:21,7) vor 
allem die Padirichtungen: 
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Land- und Forstw irLsdiaJt (Iü0:ä9); der An- 
teil der Akademiker dieser Fachrichtung in 
der DDR liegt dabei entschieden stärker über 
dem der Bundesrepublik, als dies dem größe- 
ren Anteil dieses Wirtschaftsbereichs Ln der 
DDR entspräche, 

Bergbau und Hüttenwesen (100 : 40,0), 
Maschinenbau (100:37,0), 

Physik (100 :38,4). 

Chemie (100:30,0), 

Biologie flOO : 57.7}, 

Zahnmedizin (JOO : 27,7 1, 

Tiermedizin (100 j 30,9). 

Einen vergleichsweise geringeren Anteil hatten in 
der DDR dagegen vor allem die Fadiriditungen 

Elektrotedinik (tOO ; 10,2), 

Theologie (100 : 12|4)* 

Reditswissenschatt (100 : 17,1), 

Pharmazie (100 : 14,3), 

Künstlerische Fachrichtungen (100 : 19,5). 


169. Als Maßstab für den Versorgungsstand einer 
Bevölkerung mit besonders wichtigen Dienstleistun- 
gen werden üblicherweise spezi tische Dichteziflern 
— z. B. Zahl der Einwohner je Arzt oder Zahl der 
Schüler je Lehrer — verwendet. Einige deiartige 
Relationen werden an anderer Stelle genannt (vgl, 
Kapitel V und VH). 

170, Zur weiteren Vertiefung wurden hier schließ- 
lich die Berufsstnikciu'en der erwerbslatlgen Hudi- 
schulabsolventen beider Gebiete für das Ja.hr 1964 
verglichen {vgl. Tabelle A 42) In den Grund- 
zügen steil len sidi dabei die gleidien Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten heraus wie bei dem oben er- 
örterlcn Vcrglekh der Fachrichtungssirukturen. 

EnfwJdffung der HochquaittfiieTten 
mdi FadirJchfungeji 

17h Kapitel Vl) dieses Berichts LnfunuLert ausführ- 
lich über die Entwicklung der FadirichtungsstruK- 
turen von Hoch- undFachschulöbsolventen seil 1964. 
Weiden die Ergebnisse dieses Enlwicklungsver- 
gleichs mit der hier erörterten Bestandsanalyse ver- 
knüpftr so wird — mehr noch als bei der entsprechen- 
den Untersuchung über die Fortentwicklung der Be- 
rufsstrukturen — deutlich, daß sich die für 19C4 
feslgestellten Diskrepanzen zwischen den Faehridi- 
Lungsstruktuien der HochquaUJizierten beider Staa- 
ten seitdem eher vergrößert haben. Fast ausnahms- 
los war der Anteil von Hodi- und Fadischulab- 
sülventen in der DDR in den vergangenen Jahren 
m Jenen Fadirichtungen größer als in der Bundes- 
republik, die dort audi sdmn 1964 im Bestand stär- 
ker vertreten waren als in der Bundesrepublik. Zum 
Teil bestanden außerordentlich große Unterschiede: 
ln den Fachrichtungen Bergbau- und Hüttenwesen, 
Maschinenbau und Land- und Forstwirtschaft war 
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die Zahl der Hochschulabsolventen 2 . ß. 1967 in 
der DDR sogar absolut belrachtlich giößer als in der 
Bundesrepublik. 

Auf der anderen Seile bilden z. B. die Fachrichtun- 
gen Reditswissenschaft und Theologie in der DDR, 
verglichen mit dem Bundesgebiet, einen verschwin- 
dend geringen Anteil an der Gesamtheit der Hoch- 
schiiJabganger. 

ci) Zur Eingliederung der Frauen 
in das Erwerbsleben 

172. Wie schon mehrfach angedeulet, spielt die 
Erwerbstäligkeit der Frauen in der Biindosrepublik 
eine belrachtlicli genngcire Rolle als in der DDR 
Entsprechend der auch in der Bundesrepublik 
künftig vermutlich zunehmenden Bedeutung der 
Frauenerworbstdtigkeit werden im folgenden die 
wichtigsten Ergebnisse des Vergleichs zu diesem 
Fragenkomplex zusammengcstelU. 

173. Im Jahr 1969 belruij der Anteil der weiblichen 
Personen an der Gesamtbevölkerung in der Bundes- 
republik 52,4 *•'«); in der DDR lag diese Quote bei 
54,0 ^ 

Allersafruktui und Erwerbntietetligung 

174. Die AUersslruklur der weiblichen Bevölke- 
rung ist in der Bundesrepublik im Hinblick auf die 
Erwerbsfdhigkeit günstiger als in der DDR. Im 
Jahre 19t)4 standen dort nur 56,4 u aller weib- 
lichen Einwohner im Alter von 14 bis 60 .lahrcm. 
In der Bundesrepublik betrug dieser .Anteil dagegen 
60,7 % (vgl. Tabelle A 28 und o. Abschnitt 1 a). 

175. Trcjlz dieser günstigeren Allersstruktur ist die 
Erwerbsbeleillgung der Frauen im Bundesgebiet 
belrächllith geringer al.s in der DDR. Während sie 
ln der Bundesrepublik stagniert, steigt sic^ in der 
DDR kontinuierlich an. 

Übersicht 24 


Erwerbsquoten der Frauen (in ^h) 



176. Die Unterschiede in den Erwerbsquoten der 
Frauen beider Gebiete sind in den einzelnen Alters- 
gruppen zum Teil außerordentlich groß (vgl. Ta- 
belle A 30). .Ausschlaggebend ist die viel stärkere 


Erwerbsbeteiligung der Frauen mittlerer und hö- 
herer Altersgruppen in der DDR (25 bis 65 Jahre). 

Die verfügbaren Slaii.stikcn lassen infolge ihrer 
groben Unterteilung die Differenzierung der Er- 
werbsquoten gerade in den mittleren Altersklassen 
|25 bis 40 Jahre) nicht erkennen. Offenbar kehren 
aber die Frauen in der DDR zahlreicher und rascher 
ins Erwerbsleben zuruck, nachdem sie wegen Heirat 
und Niederkunft die Erwerbstätigkeil unterbrochen 
hatten 

Erwe/65berei%unp nach W frtschattsbeteichen 

177. Der Frauenanteil an den Erwerbstätigen ist 
in der Bundesrepublik ~ mit Ausnahme der Land- 
iind Forslwirtsdiaft *** — in allen Wirtschaftsberei- 
chen sowie in nahezu allen Industriezweigen ge- 
ringer als in der DDR. 

Übersicht 25 


Frauenanieile nach Wirtschaf tsbereidien 1968 
(in der Erwerbstätigen) 


Wirlschdftsbereich 

BRD 

DDR 

Land- und Forstwirlsdiall 


53,9 

45.0 

Verarbeitendes Gewerbe 




(einschließlich Bergbau 




und Energieversorgung) 


27,6 

39,2 

Baugewerbe 


5,3 

11,9 

Warenproduzierendes 




Gewerbe 


23,9 

35.2 

Handel 


52,6 

69,2 

Verkehr und 




Ndchtrichtenübermitllung 


16,2 

36,6 

Handel und Verkehr 


41,0 

56,7 

Dienstleistungsbereiche 


46,8 

59,5 

Wirtschaft insgesamt 

1 

35,6 

45,3 


178. Der Anstieg der Frauenbesdtäfligung in der 
DDR ist m allen Wirtschaftsbereichen festzustellen. 
Lediglich die Land- und ForstwirtschaJt ist davon 
ausgenommen. Besonders ausgeprägt w^ar der Zu- 
wachs in den letzten Jahren im Baugewerbe und im 
Dienstleislungsbereidi (vgl. Tabellen A 30 und 
A 31). Die weitaus höhere Frauenbeschäftigung in 
der DDR verteilt sich nahezu auf die gesamte Skala 
der Berufe. Der Anteil der Frauen ist dort auch in 
tradilionellen Männerberufen zum Teil beträchtlich 
(vgl. Tabellen A 30 und A 31). 

WeibJiche Lehrtt/^ge 

179. Die Berufsslruklur der weiblichen Lehrlinge 
in beiden Gebieten läßt erwarten, daß sich diese 
Entwicklung fortsetzt. 
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180 . Die Benifsfiushildung des weiblichen Nach- 
wudisus ist in der Bündesrepublik offensiditüdi 
5 chw'üchcr entwickelt dis in der DDR. Der Anteil der 
weiblichen Lehrlinge an den Lehrlingen Jnsyesaml 
belrug /. IL I9h9 ni der Bundesrepublik 38^/0» in 
der DDR dagegen 45^0 (vgl. Tdbelle A IIB). 

Der Anteil der weiblichen Lehrlinge war in der 
Bundesrepublik 1907 in allen Berufszweigen nied- 
riger als in der DDR (vgL Tabellen A U9 und 
A 120). Line Ausnahme bildet die Beriifsgmppe 
„Haüswii tsdialLsbei ule\ die in beiden Staaten etwa 
gleidie Anteile aul weist. Wahrend in der Bundes- 
republik im gleichen Jahr lediglich bei 7 Berulsgmp- 
[len (Texi illierslener und -Vorarbeiter, Lederherstel- 
ler und -Verarbeiter, Llandelsberufe, hauswirtschaft- 
tiche ßenife, Körperpf leger, OiganisaliDris-, VerwaJ- 
fungs- und Büroberule, künstlerische Berufe) der 
Anteil der weiblichen Lehrlinge der Berufsgruppe 
über dem durchschaitll Lehen Anteil weiblicher Lehr- 
linge an sdinllichen Lehrlingen lag, ist dies in der 
DDR bei 20 Berufsgmppen gegeben Dabei war der 
Anteil der weiblichen Lehrlinge in tedinisdien Bern- 
leii in der Bundesrepublik erheblidi geringer als in 
der DDR Der Anteil der weiblidien Lehrlinge an 
den LehrlingE^n der Ketufsgrui>pe Metall belrug 1967 
ln der Bundesrepublik 2 in der DDR 9 Bel den 
Berufsgruppen Technische Berufe, Masdiinisten und 
zugehörige Beruföj Elektriker beliefen sich die 
Relationen zwischen Bundesrepublik und DDR auf 
39 : 5G ^ 0 : 25 V und 0 : I2 

Im Zeitraum von 19b2 tjis I9[i7 zeigt sldi eine er- 
hebliche Zunahme im Anteil der w'ei blichen Lehr- 
linge in der Bundesrepublik lediglich bei den Bends- 
gruppen LederhersteLler und -Verarbeiter sowie 
Künstlerische Berufe. In der DDR laJ3t sidi dagegen 
lür den gleidren Zeitraum iur 15 Berufsgruppen eme 
starke Zunahme leststellen. Rückläufig war die 
Anteilsentwicklung in der Bundesrepublik bei der 
Berufsgruppe Reinigungsberufe, in der DDR bei der 
Berufsgruppe Verkehrsberufe. 

freuen ais AWeUshräitti 

181. Der Anteil der Frauen unter den hodrquali- 
fizierten Erwerbslatigen war 1964 im Bundesgebiet 
deutlich geringer als in der DDR (23 gegenüber 

vgL Tabelle A 41). Die Relation zw-lschen 
Bundesrepublik und DDR betrug damit für die weib- 
liehen Hoch- und Fachschulabsolventen 100 i 36. Die 
entsprechende Relation für die weibliche Bevölke* 
rung insgesamt lautete zur gleichen Zeit nur lOO : 30. 

182. ln der Bundesrepublik, waren 1964 vcm 1000 
Mädchen und Frauen irn Alter von 14 bis 65 Jahren 
22 Hoch- und Fachschulahsolvenlen. Im gleichen 
Jahr waren es in der DDR schon 27 von 1000 Mäd‘ 
eben und Frauen dieses Alters, 


3. Anhang 

Methodische Hinweise 

Fiir die statisHscheu Darslellungen itn Kapitel II wurden 
^ — sqwgU niriil anders angegeben ■ — amdidie Quellen 


Kap/reJ ff 

der zuständigen sinlistii^cheTT Ämter brmitzr Nidil in allen 
Fällen konnte geprüft weHrdeii, ob die verwendeten No- 
nien kU tu ren idenli^ch definiert sind. Wo dies allzu frag- 
iKti war, wurde auf Aussagen verzidilet 

Soweit verLretbai. wurden KlassUikationssysteme für 
er üt Leite Merkmale (Wulsclvaftszweige, Berufe, Fachridi- 
lungeul in Einklang gebrach I. Troi?, aller verbleibenden 
Umülängiidikeilen dieses Stalisltsdien Vergleichs kann 
davon ausfiegangen werden, <l.=ih die beschriebenen Ge- 
juelnsamkeiien durch v^ersduedonhejlen der Grundstruk- 
luren und FnlwifkUrngstentlertzen beider Verglcidisge- 
bieie nur tJem zugrunde gelegten MiiLenal hinlanghch 
belegt sind^ 

Die für den AbsdUiUl „ErwetbsläUgked' verfügbaren Sta- 
tistiken Ijeziehen sich größtenteils auf das Jahr 1964 
tVulkb- und ßerufstählung in der DDR: Zusatzerhebung 
zum Mikinzerrsus In der HunclcsrepuhUk), Die Fortfüh- 
rung des Vergliudis Lug zur Gegen wort war nur zum Teil 
möghdi 

Zu 2 a): Die .\ngdbun über die Zahl der Erwerbspersonen 
in der DDR wuiden voni Deulschen [nstUut für Wirt- 
sthiifuforsdiung übernücnnien Für 1969 wurden die Daten 
dus dem SLdlistischen Jahibucb der DDR durch eigene 
Schatzungen ergänzt. 

Die cntspredienden Zahlen für die Bundesrepublik wur- 
den dem Stalls tisdien Jdhrbudi eiiinoinmen [Inlander- 
konzept). 

Zti 2 b| : Die Angaben über die Vuriellung der Erwerbs- 
lätigen ndch Wirtsdiaftsbereidien in der DDR beruhen 
auf Berediiiungen des DIW Die Position « Sonstige prO' 
duzierende Zweige“ wurde dem Dienslleistungsbereich 
zügeredmel iTabelle A lö). Die Gliederung ndcb Indu- 
sLnezwuigen (Tabelle A 19) wurde aus Kapitel tl[ über* 
nommen. 

Zu 2r}. Zum Verglcnh der öeruJssinjkmren von 1964 
wurden verwendet: 

Bundesrepublik: Ergebnlise der ZusaUbefragimg zum 
Mikrozensus vom April 1964. Die Vergleicbborkeit ciieser 
Daten ist elw'ds elngesdiiänkt, weil sUh die Angaben für 
die Bundesrepublik nur auf Personen im Alißr bis zu 
65 Jalireti beKielien Für den Slrukturvergleicti fällt dies 
jedodi nidit ins Gewicht. 

DDR. Ergebnisse der Volks- und Berufszählung von 1964. 
veröffentlicht von der StudlJidien Zenlralverwaltung für 
Statistik der DDR 

Zum Zweck dieses Vnrgteirhs wurden die Daten für die 
Bundesrepublik auf die Renifssystematik der DDR umge- 
slelU, Dazu wurde ein Umsteigescblüssel nach ßerufs- 
k lassen (4-SleUer) entwickelt, der seines Umfangs wiegen 
htec fudü beigegeben wird. Zum Teil sind auch die 
kleinsten Binhellpn der ßerufsklassifikationen beider Ge- 
biete (Berufsklassen) nicht mehr vergleichbar. Der Ver- 
gleich zwischen zusammengefaüten gröberen Einheiten 
[Berufsgruppen und Berufsabteilungen) wufd Von diesen 
wenigen Unstimmigkeiten Jedoch kaum beejnttachtlgt. 

Zu 2 c) 0/jci//filfopons.'i/fLikfur: Für den Vergleich der 
erwerbstätigen Hoch- und Fachschulabsolventen 1964 wur- 
den die jeweiligen Systematiken der DDR (Systematik 
der Hauptfach richiungen für Hoch- bzw. Fadisdiulen, wie 
sie für die Volks- und Berufszählung 1964 verwendet 
wurde) auf die Systematik der Bundesrepublik (Mikro- 
zensusl umgestellt. 

Die Defänilion der Hodischulabsolventcn iri beiden Ge- 
bieten wird für 1964 als identisch angesehen. Dies gilt 
nicht gleidiefTnaßen für die Gruppe der Fadischulabsoi* 
venten Hier w'urden den DDR-Daten der VBZ 1964 für 
die Bundesrepublik die Angaben des Mikrozensus über 
I Absolventen von Ingenieurschulen. Tethnikersdiulen und 
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eines Teils der Fachsctiulen gegenübergestollt. die — der 
Definition der Padisdiiilahsolventen in der DDR ent- 
sprechend — in die Volks- und Berufszählung der DDR 
mutmaßlich einbczogen worden sind. 


Anmerkungen zu Kapitel II 

* Für das Jahresende 1969 lauten die Zahlen: 17,075 
Mill. (DDR) und 61,195 Mill. (BRD). Bei den folgenden 
Struklurvcrglcichcn erlaubt das statistische Material 
nur die Gegenüberstellung von Jahresdurchschnitts- 
angaben für die Bundesrepublik und Jahresendzahlen 
für die DDR. Dies ist wegen des geringfügigen Unter- 
sctiiedb zwischen Jahresend- und Jahresdurchschnitts- 
zahlen in der DDR unbedenklich. Alle Bevölkerungs- 
zahlcn in beiden Staaten gelten ohne Stationicrungs- 
streilkrafle und deren Angehörige. 

* Darüber hinaus gelten vom Quellenmaterial her Be- 
denken zu den angegebenen Entwicklungszahlen: Für 
11*04 (Volkszdhlunqsjahr in der DDR) wurde die nied- 
rigste Bevölkerungszahl der letzten Jahre überhaupt 
ausgewiesen. Gegenüber den amtlichen (Forlschrei- 
bimgs-)Dnlen für 196.3 oder 1962 wäre bis 1969 ins- 
gesamt ein Bevölkerungsrückgang zu konstatieren. 

* Zwelir koordinierte Bevölkerungsvorausschätzung 
Bund 1968 bis 2000, Az 06 BVB'F b8 des Statistischen 
Bundesamtes. In der Schätzung wurde die auslän- 
dische Wohnbevölkerung auf dem Stand vom l. Ja- 
nuar I960 konstant gehalten. 

* Bevölkerungsstatistisches Jahrbuch der DDR von 1965, I 
S. 220. 

" Dieser Unterschied resultiert nicht aus der Wande- 
rungssiruklur der 50er Jahre. Schon 1946 war die 
Differenz sogar größer als heute (100:135 im Gebiet 
der heuiigen DDR, 100 : 124 im Bundesgebiet). Da- 
gegen haben die binnendeulschen Nachkriegswande- 
rungen auf die Unterschiede ln der Allersslruktur Ein- 
Iliiß gehabt, Vgl. dazu: D. Slorbeck, Soziale Strukturen 
in Mitteldeutschland (Wirtschaft und Gesellschaft in 
Mitteldeutschland, Bd 4), htsg. vom Forschungsbeirat 
für Fragen der Wjederverelnigung Deutschlands beim 
Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, Berlin 
1964, S. 16 ff. 

* Da für die Frauen im Alter von 00 bis 65 Jahren in 
den beiden Staaten unterschiedliche Pensionierungs- 
vorsdinftcn bestehen, ist aus diesen Angaben nicht 
unmittelbar der Rcntneranteit abzulesen. Unter Be- 
rücksichtigung der Rentengesetze ist der Unterschied 
in den demographischcn Sozialleistungen noch größer. 
Vgl, dazu Kapitel V und VI. 

’ Für die erste Jahreshälfte 1970 meldete das Stati- 
stische Bundesamt für die Bundesrepublik erneut eine 
erhebliche Unlerschreltung der bei Unterstellung un- 
veränderten generativen Verhaltens zu erwartenden 
Geburtenziffern. Diese jüngsten Beobachtungen müs- 
sen sich auch auf künftige Schatzungen für die Ge 
burtenübersdbüsse und damit für die Bevölkerungs- 
entwicklung auswirken. 

* Der zwischenstaatliche Vergleich ist hier und im 
Folgenden allerdings nur bedingt möglich, weil den 
Ziffern unterschiedliche Berechnungsmelhoden zu- 
grunde liegen. In der Bundesrepublik werden Fruchl- 
barkeiisziffcrn mit dem Frauenbestand der Jahres- 
milte berechnet, in der DDR dagegen mit dem Bestand 
am Jahresanfang. Dies ist vor ollem bei der Beurtei- 
lung der aJlersspezifisdien Fruchtbarkeit zu beachten. 

* Der Jüngste Geburtenrückgang in der Bundesrepublik 
betrifft vor allem die Zahl der dritten und weiteren 
Kinder, so daß der Prozeß der Konzentrierung der 
Geburten auf Jüngere Mütter fortschreitei. Vgl. WiSta 
5 1970. S. 222 ti. 


Die in Tabelle A 14 ausgewiesene Altcrsstruktur der 
heiratsfähigen Männer für 1968 w’cist für die Bundes- 
republik so erhebliche Abweichungen gegenüber dem 
Vorjahr auf, daß außer altersstruklurellen Einflüssen 
auch Sonderei nflüsse vermutet werden müssen (häu- 
figster Wert 1967: 23jährige mit 10 I960: 21Jährige 

mil II •/•). 

über die Gründe für die unterschiedlichen Sterblich- 
keiten lassen sich keine Vermutungen anstellen, da 
die Todesursachen-Statistiken der beiden Staaten un- 
vergleichbar sind. 

Das jahresdurchschnitllichc Wachstum der Welt- 
bcvölkerung beläuft sidi zur Zeit auf 1,8®/«, das Euro- 
pas auf 0,65 (Durchsdinill aus den letzten belegten 
fünf Jahren). 

Da nicht genau bekannt ist, ob „ Wanderfälle" in 
beiden Staaten gleich definiert sind, verdienen die 
vorgelegten Vergleichsangaben keine zu eingehende 
Interpretation. Die Tendenzuntcrsdiiedc dürften jedoch 
richtig wiedergogeben sein. 

Vgl. Raumordnungsberidit der Bundesregierung, 1960. 
Bundestags-Drucksache V/3958. S. 5; WiSla 7' 1970, 
S. 337 ff. 

** ln letzter Zeil {1966 bis 1969) hatten von 57 Groß- 
städten der Bundesrepublik nur noch 20 Städte (meist 
geringfügige) Steigerungen Ihrer Einwohnerzahl zu 
verzeichnen Weil mehr als die Hälfte des Einwohner- 
zuwachses dieser 20 Städte entfiel allein auf München. 

** Vgl. hierzu: Schliebe^Teske, Verdlchtungsräivne in 
West- und Milteldeulschland, In: Raumforschung und 
Raumordnung, 27. Jg.. Heft 4 (November 1969), 
S. 145 ff 

Vgl. Mitteilungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung. 1969, Heft 9. S. 662. 

Zur Bedeutung und Entwicklung der Frauenerwerbs- 
täligkcit in der DDR vor dem hier untersuchten Zeit- 
raum vgl. insbesondere: D. Storbeck. Soziale Struktu- 
ren in Mitteldeutschland, S. 102 ff. 

Hierfür wie auch für einen erheblichen Teil der nach- 
folgenden Vergleiche muß auf statistische Daten von 
1964 zujückgegriffen werden, da keine jüngeren Infor- 
mationen zur Verfügung stehen. 

^ Vgl. Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung, StuUgail. 1970, Heft 1. S. 27. 

*' Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtsdiafl, § 1. BGBl,, I, 1967, S. 582. 

” Der etwas niedrigere Anteil dieses Bereichs in der 
Bundesrepublik im Jahre 1968 ist konjunkturbedingt. 
1970 liegt die Quote auJ der gleichen Höhe wie in der 
DDR 

^ Zu den bildungspolitischen Tendenzen und ihren Ein- 
flüssen auf die Qualifikallonsslruktur vgl. Kapitel VII. 
Zu den — ln beiden Staaten immer mehr auf die 
Qualifizierung der Erwerbstätigen konzentrierten — 
arbeilsmarktpolilischen Tendenzen vgl. Kapitel VI. 

” Der Hochschulabsolvenlen-Anlell an den Erwerbsper- 
sonen betrug 1964 in der Bundesrepublik 3.4®/« und 
in der DDR 2,3 ®/«. Ohne innerdeutsche Wanderungen 
hätte er, wie Berechnungen auf der Basis der Ergeb- 
nisse der Volks- und Berufszählung der Bundes- 
republik von 1061 erkennen lassen, damals 3,2 •/« 
(BRD) bzw 3.0®/« (DDR) betragen Die restliche Diffe- 
renz ist vornehmlich durch einen relativ siärkeron Zu- 
gang von Akademikern aus den Gebieten östlich von 
Oder und Neiße in die Bundesrepublik entstanden. 

** Ein entsprechender Berufsvergleich für die Fachschul- 
absolventen war mil den verfügbaren Statistiken 
nicht durchzuführen. 

Ein Instrument für die Anhebung der Erwerbstätig- 
keit und der Erwerbsbereilschafl der Frauen in der 
DDR wird in Kapitel VI genannt: Witwenrenten wer- 
den — ira Gegensatz zur Bundesrepublik — nur bei 
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Erfüllung bestimmter persönlicher Voraussetzungen 
beim Hinterbliebenen gezahlt (Alter, Berufs- bzw. 
Erwerbsunfähigkeit, Kinderzahl und -alter). 

^ Die Lcbensplaniing der Mädchen ln der DDR ist, wie 
Befragungen ergeben haben, bereits sehr auf die mög- 
lichst wenig unterbrochene, volle Eingliederung m das 
Erwerbsleben hin orientiert. Am Qualifizierungspro- 
zeD nehmen Mädchen zunehmend teil. Sie wählen 
häufig auch technische Berufe, von denen einige 
schon zu Domänen der Mädchen geworden sind (z, B. 
Datenverarbeitung zu 80 ®/p. Chemiefacharbeiler zu 

60 ®/o). 

Vgl. dazu! W. Friedrich. Jugend heute, Berlin (Ost) 
1966; U. Siegel. Die Berufstätigkeit der Ehefrau im 
Mcinungsbild Jugendlicher, in: Arbeit und Arbeits- 
recht, 1969, Hell 11, S. 337 ff.; H. Grasse, Berufs- 
wunsch und Betufsweg weiblicher Jugend, Leipzig 
1965 (Diss,); D. Bemholz, ln den Oberschulen ent- 
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scheidet sich: Werden mehr Mädchen Technik stu- 
dieren?, in: Das Hodischulwesen, 1965, Heft 10; 
H. Winnig, Uber das Verhältnis individueller und 
genereller Interessen in der Sludlenmotivation und 
Studienbewerbung bei Schülern der EOS, Potsdam 
1965 (Diss.). 

Ganz im Unterschied zu dieser Mentalitätswandlung 
in der DDR werden in der Bundesrepublik auch von 
den jüngeren Frauen ganz überwiegend die beruf- 
lichen Belange eindeutig denen der Familie unter- 
geordnet. Trotz steigender Qualifikation planen auch 
heute Mädchen in der Bundesrepublik in ihrer gro- 
ben Mehrheit nicht, lebenslang berufstätig zu sein. 
Vgl. dazu: F. Wellz, Bestimmungsgrößen der Frauen- 
erwerbsläligkeil, München 1970 (Erhebungsbericht im 
Aufträge des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
Forschung der Bundesanstalt für Arbeit). 

Der hohe Frauenanteil erklärt sich hier durch die mit- 
helfenden Familienangehörigen. 
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Produktion und Produktivität 


^ Das Wachstum des realen Sozialproduktes war — hei unter- 
sdiiedlidiem Niveau — von 1960 bis 1969 insgesamt nahezu gleidi 
groß (BRD: 4»8 Vö jähxlidi; DDR: 4,5 VoJ, der Abstand im Niveau 
hat sidi daher noch vergrößert. Die Wadis tumssdiwankungen 
waren in der Bundesrepublik, insbesondere wegen der Rezession 
von 1967, stärker ausgeprägt als in der DDR. (1S3) 

^ Die Produktionsstrukturen der Wirtschaft der Bundesrepublik und 
der DDR unterscheiden sich erheblich. In der Bundesrepublik sind 
stärker vertreten: 

Handel, Verkehr und Dienstleistungen; 
in der DDR; 

Industrie und Landwirtschaft. 

Annähernd gleich sind die Produktionsanteile bei der Bauwirt- 
Schaft (184) 

^ In beiden Staaten ist die Produktionsleistung der Industrie über- 
durchsdiniitlich stark gestiegen, während die Erzeugung in der 
Landwirtschaft kaum zunahm. (!B5) 

^ Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität dürfte im Durch- 
schnitt aller Wirtschaftsbereiche in der Bundesrepublik um rund 
die Hälfte höher sein als in der DDR. Sie hat sich jedodi in den 
letzten Jahren in der Bundesrepublik und in der DDR annähernd 
gleich entwickelt. (1S6) 

^ In bezug auf das Tempo der Produktivitätssteigerung ist die Rang- 
ordnung der Wirtschaf Isbereiche in der Bundesrepublik und der 
DDR völlig gleich, wenn man die Landwirtschaft außer Betracht 
läßt: 

Industrie, 

Verkehr, 

Baugewerbe, 

Handel, 

Dienstleistungen. 

Während jedoch der Produküvitätsfortschiitl der Landwirtschaft 
in der Bundesrepublik an vorderster Stelle steht^ befindet er sich 
in der DDR an vorletzter Stelle. (187) 

Mit rd* 34 Vo der Beschäftigten sowie rd 29% des Bmlto-Anlage- 
vermögens hat die DDR im Schnitt der Jahre I960 bis 1968 im Ver- 
hältnis zur Bundesrepublik (= lOO) in der Industrie 24,5 Vo produ- 
ziert. [189, 193, 197) 

Gleichzeitig erzielte die DDR im Verhältnis mx Bundesrepublik 
rd 85 % der KapUalintensität, rd. 72 % der Arbeitsproduktivität 
sowie rd. 85% der KapitaJproduktivltät. (200, 205, 206) 
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^ Vergleichsweise stärker vertreten sind in der Bundesrepublik die 
Industriezweige 

Metallurgie, Chemische Industrie und 
Sonstige metallverarbeitende Industrien 
(vor allem Fahrzeugbau), 

dagegen in der DDR 

rf Energie, Bergbau, Holz- und Kulturwaren. 

Textilien« Bekleidung sowie Nahrungs- 
und Genußmittelindustrien. 

In der Bundesrepublik und in der DDR haben folgende Industrie- 
zweige etwa den gleichen Anteil an der Industrieproduktion: 

Baumaterialien, Elektrotechnik, Schiffbau, Leder-, Schuh- und 
Pelzwaren, Zellstoff und Papier. Polygraphische Industrie 
sowie Glas und Keramik. 

^ Die Produktions- und Beschäftigtenstrukturen nach Industriezwei- 
gen waren in der Bundesrepublik und der DDR 1968 einander ähn- 
licher als 1960. Das gilt allerdings nicht für das Anlagevermögen. 

(191, 194, 198) 

^ Die Kapitalintensität, die Arbeitsproduktivität und Kapitalpro- 
duktivität der Industrie in der Bundesrepublik sind bis auf wenige 
Ausnahmefälle höher als in der DDR. (200, 205, 207) 

^ Der Rückstand in der Industrie der DDR betrug 1968 gegenüber 
der Bundesrepublik, was die Kapitalintensität angeht, rd. 3 Jahre, 
und was die Arbeitsproduktivität angeht, rd. 7,5 Jahre. 

^ Die Berechnung des Produktionspotentials (= bei vollem Einsatz 
von Arbeit und Kapital zu erzielende Produktion) ergibt, daß in 
der Bundesrepublik im Schnitt der Jahre 1960 bis 1968 die maxi- 
male Produktion um 10 ^/o, in der DDR um 25 Vo höher war als die 
effektive. Dies entspricht einer Ausnutzung des Potentials von 
91 V« in der Bundesrepublik gegenüber 80 Vo in der DDR. (214) 

^ Der Anteil der zukunftsträchtigen Sektoren Chemie und Metall- 
verarbeitung am Produktionsvolxunen und an den Produktions- 
faktoren ist in der Bundesrepublik insgesamt höher als in der 
DDR. Besonders groß ist der Rückstand der DDR bei der Mineral- 
ölverarbeitung und beim Fahrzeugbau. (192, 196) 

^ Auf Grund der Bodenreform und der Schaffung von landwirt- 
schaftlichen Produktionsgenossenschaften in der DDR ergibt sich, 
daß die Bundesrepublik 1969 zwar mehr als hundertmal soviel 
landwirtschaftliche Betriebe hatte wie die DDR, daß aber die 
Durchschnittsgröße der landwirtschaftlichen Betriebe in der DDR 
rund fünfzigmal so groß war wie die der Bundesrepublik. 

(215--217) 

^ Zwischen 1957/61 und 1969 waren bei unterschiedlichem Niveau 
die Zuwachsraten der Agrarproduktion in der Bundesrepublik 
und in der DDR annähernd gleich. (222) 

^ Die Nahrungsmittelproduktion war — ln Getreideeinheiten je 
Einwohner berechnet — 1668 in der Bundesrepublik um rund ein 
Sechstel niedriger als in der DDR. Der Selbstversorgungsgrad mit 
Agrarprodukten lag 1968 in der Bundesrepublik bei 77 Vo und in 
der DDR bei 85 «/o. (230) 
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^ Die Rangordnung der wichtigsten Agrarprodukte war 1968 in der 
Bundesrepublik und in der DDR gleich. 

Bei der tierischen Nahrungsmittelproduktion dominierten; 

Schlachtschweine, Milch und Schlachtrinder, 
bei der pflanzlichen Nahrungsmittelproduktion: 

Getreide, Zuckerrüben und Kartoffeln. (228. 229) 

^ Im Jahre 1966 hat die Landwirtschaft der Bundesrepublik für Ihre 
Pflanzenproduktion relativ weniger landwirtschaftliche Nutzfläche 
und erheblich weniger Handelsdünger benötigt als die DDR. Auch 
bei den tierischen Leistungen war in der Bundesrepublik der Ein- 
satz von Futtermitteln und des Viehbestandes relativ niedriger 
als ln der DDR. (219, 233. 234) 

^ Im Jahre 1966 erreichte die Landwirtschaft in der DDR rund vier 
Fünftel der Hächenproduktivität und rund drei Fünftel der auf 
Vollarbeitskräfte bezogenen Arbeitsproduktivität der Bundes- 
republik. (232, 235) 

^ In der DDR wohnten 1968 je 100 ha landwirtschaftliche Nutzfläche 
270 Einwohner, in der Bundesrepublik 434 Einwohner. Im gleichen 
Jahr wurden in der DDR je Einwohner 11.8 dz Getreideeinheiten, 
ln der Bundesrepublik 9.9 dz von der Landwirtschaft produziert. 
Je Einwohner war die Erzeugung in der DDR um 19Vo höher als 
in der Bundesrepublik. (230) 


1. Gesamtwirtschaft ‘ 

183. Das reale Bruttosozialprodukt * hat in der 
Bundesrepublik und in der DDR von 1960 bis 1969 
insgesamt fast mit gleichem Tempo zugenommen: 
Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrale betrug 
in dieser Zeit in der Bundesrepublik 4,8 ®/o und in 
der DDR 4,5 Die Entwicklung * m den verschiede- 
nen Jahren wich von diesem Mittelwert vor allem 


Schaubild 2 

Reales Wachstum des Bruttosozialprodukts in 
der Bundesrepublik und in der DDR 
in Vo gegenüber dem Vorjahr 

% 



in der Bundesrepublik wegen der konjunkturellen 
Schwankungen (vgl. Tabellen A 43 und A 44) unter- 
schiedlich stark ab. 

ProduMtfOnifS/ruhfur 

184. Die Produktionsstrukturen der Bundesrepu- 
blik und der DDR sind durch unterschiedliche Anteile 
der einzelnen Sektoren an der gesamten Erzeugung 
gekennzeichnet, ln beiden deutschen Staaten domi- 
nieren die Anteile der Industrie ^ doch ist das Ge- 
wicht dieses Bereichs in der Bundesrepublik etwas 
geringer als in der DDR (47 ®/o gegenüber 51 ®/o). 

Auch die Landwirtschaft trägt in der DDR zur ge- 
samtwirtschaftlichen Leistung wesentlich mehr bei 
als in der Bundesrepublik. Andererseits ist der An- 
teil des Verkehrswesens in der DDR niedriger. Rela- 
tiv weil geringer als in der Bundesrepublik sind 
in der DDR die Produktionsanteile des Handels und 
der Dienstleistungen. 

185. Die Strukturveränderungen folgten in beiden 
Wirtschaftsgebieten einer Tendenz, die für hoch- 
entwickelte Volkswirtschaften typisch ist: Während 
die Industrie überdurchschnittlich expandierte, sank 
der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt Bemerkenswert ist jedoch, daß in der DDR 
noch immer 9®/o bis lO®/o* der gesamtwirtschaft- 
lichen Leistung von der Landwirtschaft erbracht 
werden gegenüber nur noch 4 ®/o in der Bundesrepu- 
blik. 

Infolge der verstärkten Bautätigkeit in der DDR und 
ihrem relativen Rückgang in der Bundesrepublik 
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Aufkommen des BruttoinlandspTodukts in der Bundesrepublik und der DDR I960 und 1969 
(Struktur in zu Preisen von J967 jn DM bzw. MJ 


Becevche 


Bruttoinlandsprodukt 

Abschreibungen 

Neltoinlandsprodukl 

Beiträge zum Bruttoinlandsprodukt 
Industrie ^ 

Baugewerbe 

Landwirtschaft 

Verkehr, Post, Femmeldewcsen 
Handel = 

Sonstige produktive Bereiche’ 
Dienstleistungen * * 


1960 

BRD I DDR 


1969P 

BRD ( DDR 


100,0 


lOO.O 

8,2 


7.4 

91,8 


92,6 

43.5 


47,3 

7.2 


5,7 

4.8 


13,1 

6,2 


5,1 

14,0 


10,0 

— 


1,4 

24,3 


17,4 


100,0 


100,0 

10.7 


9,7 

89,3 


90,3 

47.4 


51.0 

7.0 


6.9 

3.8 


8,9 

5,9 


5.0 

13.2 


9.3 

— 


1.5 

22,7 


17.4 


' Indiislric einschJ Bergbau, Energie, produzicTendpm Handwerk. 

* Für die DDR: Binnenhandel emschl Beherbergungs- und Gastslattengeworbc. 

* Forschungs- und Entwickinngsbei riebe. WiTtscbaftsleUende Organe, Verlage u. ä. 

* Einschi. Staat, privater Haushalte und Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

P Vorläufige Zahlen. 

Quellen. BRD. Slalistisdies Bundesamt. 

DDR: unveröffentlichtes Manuskript Herbert Wilkens, DIW, Berlin. 

Zur Berechnungsmethode vgl. die Methodischen Hinweise im Anhang. 


haben sich die Aufkommensanleile der Bauwirtschafl 
in beiden Gebieten bei 7 Vo einander angenähert. 
Möglicherweise ist diese Annäherung nur vorüber- 
gehend, da sie in der Bundesrepublik durch die Re- 
zession beschleunigt wurde. 

Arbeitsproduktivität 

186. Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduklivl- 
tdl^ nahm in beiden Staaten beträchtlich zu und er- 
reichte 1969 in der Bundesrepublik 148%, in der 
DDR 143®'0 des Wertes von I960 Der Indexabslancl 
von nmd fünf Punkten besteht seit der DDR-Wachs- 
tumspause der Jahre 1961/63 und hat sich während 
der Rezession in der Bundesrepublik für kurze Zeit 
auf zwei Punkte verringert. Mittelfristig ist die Ar- 
beitsproduktivität in der Bundesrepublik und der 
DDR in den letzten Jahren gleich schnell gewachsen. 

flangordnung der Wlrtsckaftsberelcbe 

187. Die Rangordnung der Wirlschaftsbereiche in 
bezug auf das Tempo ihres Produktivitätsfortschritts 
(vgl. Tabelle A 45) ist in beiden Gebieten gleich, so- 
lange die Landwirtschaft zunächst außer acht gelas- 
sen wird: 


1. Industrie, 

2. Verkehr, NachrichtenübermilLlung, 

3. Baugewerbe, 

4. Handel, 

5. Dienstleistungen (einschl. Staat). 

Bemerkenswert ist das ungleiche Abschneiden der 
Landwirtschaft. Während sie in den westlichen In- 
dustrieländern ein traditioneller Spitzenreiter im 
Produklivitdlswachsluni ist, reiht sie sich in der DDR 
erst zwischen Handel und Dienstleistungen in die 
obige Rangfolge ein. Die Gründe hierfür werden im 
dritten Abschnitt dieses Kapitels näher untersucht. 

188. Wenn auch die Produktivitälsveränderung in 
der Bundesrepublik und in der DDR ähnlich war, ist 
doch das Niveau sehr unterschiedlich. Es dürfte in 
der DDR insgesamt etwa um ein Drittel niedriger 
sein als in der Bundesrepublik. Während für einige 
Wirtschaftsbereiche keine detaillierten Untersu- 
chungen vorliegen, werden die Produktivitäten in 
der Bundesrepublik und in der DDR für die Indu- 
strie und die Landwirtschaft in den folgenden 
Analysen ermittelt. (Für den Wohnungsbau und das 
Verkehrswesen vgl, Kapitel IV.) 
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2. Industrie 

a) Bruttoproduktion 

189. Die Brulloproduklion der Industrie (vgl. Ta- 
bellen A 4ö, A 47 und A 52) — neben den gesamten 
Umsätzen jeweils die Lagerveränderungen und die 
solbslnrsiclllcn Anlagen umfassend — ist in der 
DDR von 1960 bis 1965 ebenso wie in der Bundes- 
republik um 31 " u gestiegen Bis 1968 nahm sie in der 
DDR etwas rascher zu als m der Bundesrepublik. 
Die absolute Bruttoproduktion stieg — in Preisen 
der Bundesrepublik von 1962 bewertet — in der DDR 
von 72 Mrd. DM (I960) auf 112,5 Mrd. DM (1968), 
m der Bundesrepublik von 313 Mrd. DM (I960) auf 
455 Mrd. DM (1968). 

Die DDR produzierte von 1960 bis 1965 jeweils 23*^/*» 
bis 23,5^0 der Bundesrepublik, 1966 rd. 24 1967 

(rezessionsbedingt) rd. 26®‘n und 1968 rd. 25®/u der 
Bundesrepublik. 

Wräirde/ujig Produkfians^iruktuT 

190. Die Produktionsslriiklur ha! sidi in beiden 
Staaten seit I960 stark verändert, übereinstimmend 
gesunken sind die Anteile folgender Sektoren: 

Bergbau, 

Metallurgie, 

Textilien, 

Bekleidung, 

Leder-, Schuh-, Pelzwaren, 

Nahrungs- und Genußmittel. 

übereinstimmend gestiegen sind die Anteile der 
Sektoren: 

Energie, 

Chemie, 

Elektrotechnik, 

Fahrzeugbau. 

In der Bundesrepublik ging die wichtigste der Pro- 
duktionsslrukturveränderungen vom weil über- 
durchschnittlichen Zuwachs der diemischen Indu- 
strie aus, in der DDR trat neben das ebenfalls über- 
durchsdmillliche (aber im Vergleich zur Bundes- 
republik weit schwächere) Wadhslum der Chemie 
noch die rasdie Entwicklung der meldllverarbeiten- 
den Industrien. 

Der Anteil der verbrauchsorientierten Industrien 
(Leiditinduslrien, Nahriings- und Genußmittelindu- 
strien) ging m der DDR von 1960 bis 1968 von rd. 
40®/o auf rd. 36 ®/o zuruck. In der Bundesrepublik 
nahm dieser Anteil gleichzeitig ebenfalls von 32®/o 
auf 30 ab, Die verbraiichsnahen Industrien sind 
demnach in der Produktionsstruktur der DDR ver- 
gleichsweise stärker vertreten als in der Bundes- 
republik 

Vergleichsweise niedrig sind in der DDR die Anteil- 
Ziffern der metallverarbeitenden Industrie, was fast 
ausschließlich auf den Fahrzeugbau zurückzuführen 
ist 

Die Anteilziffern der Grundstoffindustrien differie- 
ren insgesamt wenig (1968: BRD 39,5 ®.'ü, DDR ^ 
38,3 '^'ü). Energieversorgung und Baumaterialien er- 
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zielten in beiden Staaten ähnliche Anteile an der Pro- 
duktion, während der Bergbau in der DDR wesentlich 
stärker vertreten ist als in der Bundesrepublik. Das 
Gegenteil gilt von der Metallurgie und von der 
Chemie; diese beiden Sektoren erzielten in der Bun- 
desrepublik wesentlich höhere Produktionsanteile 
als in der DDR. 

v^^TiiUuth dvt roöfl rw? 

191. Die Produklionsstriiktur der DDR dilferierl 
1968 weniger von der Produktionsstruklur der Bun- 
desrepublik, als dies 1960 der Fall war. (Auf den 
statistischen Nachweis dieser Tatsache wird hier 
verzichtet.) 

Im Vergleich zur Bundesrepublik besonders stark 
vertreten sind in der Industriestruktur der DDR die 
Sektoren: 

Bergbau (insbesondere Braunkohlenbergbau), 
Schiffbau, 

Holz- und Kulturwaren, 

Textilien, 

Nahrungs- und Genußmittel. 

V^ergleichsweise besonders schwach vertreten sind: 

Fahrzeugbau, 

Metallurgie. 

Die zwischen der Bundesrepublik und der DDR be- 
stehenden Unterschiede wurden bis 1968 mehr oder 
weniger ausgeglichen bei 

Elektrotechnik, 

Maschinenbau, 

Metallwaren, 

Feinmechanische und optisdic Industrie, 

Leder-, Sdiuh- und Peizwaren, 

Glas und Keramik. 

192. In der Bundesrepublik und der DDR war der 
Anteil wachstumslrächtiger Industrien 1968 eindeu- 
tig höher als 1960. Die DDR hat in dieser Zeit ihre 
metallverarbeitenden Industrien stärker entwickelt 
als die Bundesrepublik, umgekehrt war in der Bun- 
desrepublik das Entwicklungstempo der chemischen 
Industrie höher als in der DDR. 


b) Produktionsfaktoren 
Produktionsfaktor Arbeit 

in der tnduslrle 

193. Die Zahl der in der Industrie Beschäftigten 
einschließlicii Lehrlingen (vgl. Tabellen A 48, A 49 
und A 53) ist in der Bundesrepublik von 1960 bis 
1968 leicht von 8,27 Mill. auf 8,10 Mill. Menschen 
zurückgegangen, in der DDR dagegen von 2,86 Mill. 
geringfügig auf 2,93 Mill. Menschen gestiegen 

übereinstimmend verlief die Entwicklung in beiden 
Staaten insofern, als in nahezu allen verbrauchs- 
nahen Sektoren die Beschäftigtenzahl abnahra und in 
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den melallverarbeitenden Industrien insgesamt zu- 
ncihm. 

Bei den Grundstoffindustrien nahm die Beschäftig- 
tenzahl der DDR zu, in der Bundesrepublik trotz 
starken Zuwachses in der Chemie dagegen ab. Im 
Bergbau blieb die Beschäftigung in der DDR fast 
stabil, in der Bundesrepublik ging sie stark zurück. 
Spitzenreiter des Beschäfligtenzuwachses waren in 
der Bundesrepublik die Sektoren 

Fahrzeugbau, 

Chemische Industrie, 

Druckereien, 

Elektrotechnik 

und in der DDR die 

metallverarbeitenden Industrien. 
Hf^xchoittdteritlruktur 

194. Werden die Anteile der einzelnen Industrie- 
zweige an der gesamten Beschäftigtenzahl der Indu- 
strie in der Bundesrepublik und in der DDR mitein- 
ander verglichen, «so zeigt sich, daß die Beschäftig- 
tenstrukturen der Industrie in der Bundesrepublik 
und der DDR einander im Jahr 1968 ähnlicher waren 
als im Jahr 1960. 

195. Im Vergleich zur Bundesrepublik arbeiten rela- 
tiv mehr Beschäftigte in folgenden Sektoren der 
DDR: 

Bergbau, 

Schiffbau, 

Baumaterialien, 

Holz- und Kulturwaren, 

Textilien, 

Leder-, Schuh- und Pelzwaren, 

Glas und Keramik, 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie. 

Relativ weniger Beschäftigte arbeiten in den DDR- 
Sektoren: 

Metallurgie, 

Elektrotechnik, 

Polygraphische Industrie, 

Bekleidung, 

Zellstoff- und Papierindustrie. 

In den verbrauchsnahen Industrien arbeiteten in 
der DDR 1968 33,5 ^/o der in der Industrie Beschäf- 
tigten, in der Bundesrepublik 30 ®/d. 

196. ln den gegenwärtig in der gesamten Welt als 
wachstumsträchtig geltenden Zweigen (Metallverar- 
beitung, Chemie) waren 1968 in der DDR rd. 48®/o 
aller Beschäftigten tätig gegenüber 53 Vo in der Bun- 
desrepublik. 

Produktionsfaktor Anlagevermögen 
Btutiö AnJageyermögen 

197. Das industrielle Brutto- Anlagevermögen (BAV), 
d. h. der Wiederbeschaffungswert aller in einer 
Periode verfügbaren Anlagen der Industrie, ist zu 


Preisen von 1962 im Gebiet der Bundesrepublik von 
233 Mrd. DM im Jahre 1960 auf 389 Mrd. DM im 
Jahre 1968 gestiegen (vgl. Tabellen A 50, A 51. und 
A 54). Zur gleichen Zeit nahm das industrielle BAV 
im Gebiet der DDR — zu Preisen der Bundesrepublik 
von 1962 bewertet — von 70 auf 112 Mrd. DM zu. 

Das Entwicklungstempo war in der Bundesrepublik 
geringfügig höher (1968 ^ 167 ®/o von 1960) als in 
der DDR (1968 = 160 ®/o uon 1960). In der DDR er- 
reichte das dort zur Verfügung stehende industrielle 
Brutto- Anlage vermögen 1960 rd. 30®/o der Bundes- 
republik, 1968 rd. 29®/». 

Spitzenreiter der Entwicklung waren in der Bundes- 
republik die melallverarbeitenden Industrien 
(+ 89®/o). Unterdurchschnittlich wuchsen die ver- 
brauchsnahen Industrien (+ 64 ®/o) und die Grund- 
stoffindustrien (+ 60®/o). Das relativ schwache 
Wachstum des Brutto-Anlagevermögens der Grund- 
stoffindustrien erklärt sich in der Bundesrepublik 
daraus, daß der Bergbau seine Kapazitäten seit 
1965 durch Stillegungen einschränkte und 1968 über 
ein gegenüber 1960 fast unverändertes BAV ver- 
fügte. 

In der DDR wuchs das BAV der Grundstoffindustrien 
( f 69®/o) und der metallverarbeitenden Industrien 
( -f 68®/o) am stärksten, gefolgt von den Leichtindu- 
strien (-^ 39®/o) und von den Nahrungs- und Genuß- 
mittelindustrien (+ 25®/o), 

198. Während sich die Bundesrepublik und die 
DDR in bezug auf ihre industrielle Produktions- und 
Beschäftigtenstruktur Ende der 60er Jahre weniger 
voneinander unterschieden als zu Anfang des Jahr- 
zehnts, gilt für die Entwicklung des Brutto-Anlage- 
vermögens seit 1960 das Gegenteil: Die Stagnation 
im Bergbau ließ den Anteil dieses Sektors in der 
Bundesrepublik stark absinken; umgekehrt stieg der 
Anteil der metallverarbeitenden Industrien am ge- 
samtindustriellen Brutto-Anlagevermögen in der 
Bundesrepublik wesentlich rascher als in der DDR. 

Rangordnung der Sektoren 

199. Die in der Bundesrepublik und in der DDR 
stark voneinander abweichenden Prioritäten bei der 
Investitionstätigkeit werden beim Vergleich der 
Rangordnung der Sektoren (in bezug auf das Wachs- 
tum des BAV) deutlich (1968): 


BRD DDR 


K Baumaterialien 


^ — — — ™ 

1. Elektrotechnik 

2, Sonstige metall- 
verarbeitende 
Industrien 


2. Bergbau 

3. Elektrotechnik 


3. Glas und Keramik 

4. Glas und Keramik 


4. Energie 

5. Zellstoff- und 
Papierindustrie 


5. Metallurgie 

6. Energie 


6. Sonstige metall- 
verarbeitende 
Industrien 
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BRD DDR 


7. Chemie 


^ 7. Baumaterialien 

8. Polygraphische 
Industrie 


8. Chemie 

9. Holz- und 
Kulturwaren 


9. Bekleidung. 
Näherzeugnisse 

10. Bekleidungs- 
industrie 


10, Polygraphische 
Industrie 

11. Nahrungs- und 
Genußmittel- 
industrie 


11. Holz- und 
Kullurwarcn 

12. Metallurgie 


12. Schiffbau 

13, Textilindustrie 


13. Zellstoff- und 
Papierindustrie 

14. Leder-, Schuh- und 
Pelzwaren 


14. Textilien 

15. Schiffbau 


15. Nahrungs- und 
Genußmiltel- 
Indusirle 

16. Bergbau 


16. Leder-, Schuh- und 
Pelzwaren 


Audi hinsichtlich der Verteilung der Zuwachsraten 
bestehen erhebliche Unterschiede. Die Streuung der 
Zuwachsraten der 16 Sektoren ist in der Bundesrepu- 
blik viel größer als in der DDR. d. h. in der Bundes- 
republik rangieren mehr Branchen in der Spitzen- 
und Schlußgruppe, währer\d in der DDR die mittlere 
Gruppe besonders stark besetzt ist. Die Strukturver- 
änderungen sind demnach in der Bundesrepublik 
tendenziell stärker erfolgt als in der DDR, wie der 
nachstehende Vergleich zeigt. 
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Zuwachsraten in 16 SeAforen der Industrie 


Verteilung 
von lö Sektoren 


BRD 


1 

1 

1 

2 

2 

3 

5 


DDR 



Brütto-Anlage vermögen 



1968 


(1060 = : 

1001 

100 

bis 

HO 

HO 

bis 

120 

120 

bis 

130 

130 

bis 

140 

140 

bis 

150 

150 

bis 

160 

160 

bis 

170 

170 

bis 

180 

180 

und 

mehr 


Kapitel III 

I c) Kombination der Produktionsfaktoren 

Beöeutiing der Kapltalinfcnsitat 

200. Die KapitaJintensilät (Brutto-Anlagevermögen 
I je Beschäftigten 5 vgl. Tabelle A 55) ist von ent- 
scheidender Bedeutung für die im Produktionspro- 
zeß zu realisierende Arbeitsproduktivität. Dies be- 
I trifft sowohl das erreichte Niveau als auch das 
I Tempo der Veränderungen. 

Abso/ures Niveau der Küpiralinlcnsffät 

Je Beschäftigten war in der Industrie der Bundes- 
republik im Jahre I960 ein BAV von 28 100 DM ein- 
gesetzt, 1968 dagegen 48 000 DM. In der DDR lauten 
die entsprechenden Zahlen: 24 600 bzw. 38 400 DM, 

Die Kapitalintensität ist in der Bundesrepublik von 
1960 bis 1968 stärker gestiegen als in der DDR 
(H-71 gegen 4-56 ®/o). In den Jahren 1960 bis 1962 
erreichte die durchschnittliche Kapitalinlensität in 
der DDR rd. 87 ®/o des jeweiligen Standes in der 
I Bundesrepublik. 1968 nur noch 80 ^''o. 

j Die Abweichung der Kapitalintensitäten der einzel- 
nen Sektoren vom Durchsdinitt der gesamten Indu- 
strie ist in beiden Staaten — technologisch be- 
j dingt — sehr erheblich, ln den meisten Industrie- 
zweigen bleibt die Intensität der DDR hinter der 
I der Bundesrepublik zurück. Annähernd gleich groß 
war sie 1968 bei den Zweigen: 

Chemie, 

Leder-, Schuh- und Pelzwaren, 

Zellstoff und Papier, 

Glas und Keramik. 

Eindeutig höher ist die Kapilalintensitat der DDR 
beim Bergbau wegen des kapitalintensiv betriebe- 
nen Braunkohlenbergbaus, der in der DDR relativ 
weil mehr Gewicht hat als in der Bundesrepublik. 

Entwiddung der Kapitalintensltot 

I 201. Die Entwicklung der Kapilalintensitat verlief 
in den einzelnen Sektoren von 1960 bis 1968 sehr 
I unterschiedlich. 

I Annähernd gleichmäßig entwickelte sidi der Kapital- 
I einsatz je Beschäftigten in der Bundesrepublik und 
I der DDR in den Zweigen; 

Energie, 

Bergbau, 

Chemie, 

, Elektrotechnik, 

j Bekleidung, 

Polygraphische Industrie. 

In den übrigen Branchen nahm die Intensität in der 
Bundesrepublik schneller — meist erheblidi schnel- 
ler — zu. 

202. Trotz großer Entwicklungsunterschjede sind 
in beiden Gebieten die technologischen Gegeben- 
heiten ähnlich. Sie bestimmen vorwiegend das Struk- 
turbild der Kapitahntensitälen von 1968. 
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Rangordnung der Kapitaüntensitäten 
BRD DDR 


1. 

Energie 

2. 

Bergbau 

3. 

Chemie 

4. 

Nahrungs- und 
Genußmittel 

5. 

Baumaterialien 

6. 

Metallurgie 

7. 

Zellstoff und 

Papier 

8. 

Schiffbau 

9. 

Textilien 

10. 

Polygraphische 

Industrie 

11. 

Sonstige meiall- 
verarbei lende 
Industrie 

12. 

Glas und Keramik 

13. 

Holz- und 
Kulturwaren 

14. 

Elektrotechnik 

15. 

Leder-, Schuh- und 
Pelzwaren 

16. 

Bekleidung 


1. Energie 

2. Bergbau 

3. Chemie 

4. Metallurgie 

5. Baumaterialien 

6. Zellstoff und 
Papier 

7. Nahrungs- und 
Genußmittel 

8. Glas und Keramik. 

9. Textilien 

10. Sdiiffbau 

11. Polygraphische 
Industrie 

12. Sonstige metall- 
verarbeitende 
Industrie 

13. Holz- und 
Kulturwaren 

14. Elektrotechnik 

15. Leder-, Schuli- und 
Pelzwaren 

16. Bekleidung, 
Näherzeugnisse 


Bei der vorstehenden Rangordnung sind für nicht 
weniger als neun Branchen die jeweiligen Rang- 
ziffern gleich (l, 2, 3. 5, 9, 13. 14, 15, 16), bei drei 
Industrien beträgt der Rangunterschied 1968 nur 1 
(7/6, 10' n, 11 '12). In der DDR-Rangordnung der 
Kapitalintensitäten stehen die Metallurgie sowie 
Glas und Keramik weiter vorn als in der Bundes- 
republik, die Nahrungs- und Genußmittelindustrie 
rangiert weiter hinten als in der Bundesrepublik. 

203. Werden Rangordnungen des Wadistums der 
Kapitalintensität für beide Staaten aufgestellt, so 
zeigen sich erhebliche Unterschiede. Nur m Aus- 
nahmefdllen nehmen Industrien in der DDR und in 
der Bundesrepublik den gleichen Rang ein. Hier wie 


dort fallt das relativ schwache Wachstum der Kapi- 
Idlintensitäl in der Chemie auf (je 47 ^/o). Dies liegt 
daran, daß in diesem Bereich der kapitalsparende 
technische Fortschritt besonders groß ist. 

d) Produktivität der Produktionsfaktoren 

204. Es ist eines der Merkmale der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Industrieländer, daß diese gelernt 
haben, durch eine sich ständig ändernde Kombina- 
tion der Produktionsfakloren (steigende Kapilal- 
intensltät) eine ständige Zunahme der Produktivi- 
tät ihrer Wirtschaft zu erreichen. 


Technijcher FoTtsd^ritt 

Wird die erzielte Produktion auf den Arbeitseinsatz 
bezogen, ergibt sich in der Regel ein mehr oder 
weniger gleichmäßiger Anstieg der Arbeitsproduk- 
tivität. Wird die Produktion auf den Kapitaleinsatz 
bezogen, so zeigt sich in der Regel, daß die Kapital- 
produktivität sich nur langsam verändert. Wird die 
Produktion auf den kombinierten Fakloreinsatz 
bezogen, so wird die sich ergebende Restkompo- 
nente häufig „technischer Fortsdiritt** genannt. 

Sowohl die Arbeits- als audi die Kapitalproduktivi- 
tät werden zugleich vom technischen Fortschritt und 
von der Substitutionskomponente beeinflußt. Ersatz 
von Arbeit durch Kapital erhöht die Arbeitsproduk- 
tivität und ermäßigt die Kapitalproduktivität. Der 
technische Fortschritt erhöht — für sich allein ge- 
nommen — beide Faktorproduktivitälen. 

Arberfjprodukfrfv/iäf 

205. Der Brulloproduktionswert je Beschäftigten 
ist in der Bundesrepublik von 37 900 DM (zu Prei- 
sen von 1962) im Jahre 1960 auf 56 200 DM (1968) 
gestiegen (vgl. Tabelle A 56). Die entsprechenden 
Daten für die DDR lauten; 25 200 bzw. 38 500 DM. 

Der Zuwachs von 1960 bis 1968 war in der DDR mit 
53 ®/o etwas stärker als in der Bundesrepublik mit 
48 ® 'o. 

ln beiden Gebieten liegt in bezug auf den Brutto- 
produktionswerl je Beschäftigten die Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie vor den Grundstoffindustrien 
au erster Stelle. Die Produktivität der metallverar- 
beitenden Industrie und der Leichtindustrie diffe- 
riert wenig voneinander und ist hier wie dort etwa 
halb so hoch wie im Grundstoffbereich. 

Eine Rangordnung der 16 Industriezweige nach ihrer 
Arbeitsproduktivität ergibt in den Spilzenrängen 
ein hohes Maß an Übereinstimmung zwischen beiden 
Ländern. 
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BRD DDR 


l. Energie 


1. Energie 

2. Nahrungs- und 
GenuBmiltel 


2. Nahrungs- und 
Geniißmittei 

3. Chemie 


3. Chemie 

4. Metallurgie 


4. Polygraphische 
Industrie 

5. Zellstoff und 

Papier 


S. Zellstoff und 

Papier 

G. Baumaterialien 


6. Bergbau 

7. Textilien 


7. Baumaterialien 

8. Holz- und 
Kulturwaren 


8. Elektrotechnik 

9. Bergbau 


9. Metallurgie 

10. Schiffbau 


10. Holz- und 
Kulturwaren 

11. Sonstige metall- 
verarbeitende 
Industrie 


11. Bekleidung, 
Näherzeugnisse 

12. Elektrotechnik 


12. SdiJffbau 

13. Polygraphische 
Industrie 


13. Sonstige metall- 
verarbeitende 
Industrie 

14. Leder-, Sdiuh- und 
Pelzwaren 


14. Textilien 

15. Bekleidung 


15. Glas und Keramik 

16. Glas und Keramik 


16. Leder^ Schuh- und 
Pelzwaren 


Kapitalproduktivilät 

206. Je 1000 DM Brutlo-AnJagevermögen wurde in 
der Bundesrepublik im Jahre 1960 ein BruUopro- 
duktionswerl von 1347 DM. 1968 von 1171 DM 
erzielt (vgl. Tabelle A 57). In der DDR lauten die 
entsprechenden Daten: 1026 DM für 1960 bzw. 
1003 DM für 1968. 

Die sektoralen Maxima lauten für die Bekleidungs- 
industrie 1960 bzw. 1968 in der Bundesrepublik 4017 
bzw. 3227 DM Bruttoproduktion, in der DDR 8094 
bzw. 6794 DM Bruttoproduktion. 

Die sekloralen Minima lauten für die Energieversor- 
gung 1960 bzw. 1968 in der Bundesrepublik 3G7 
bzw. 361 DM Bruttoproduktion, in der DDR 456 
bzw. 421 DM Bruttoproduktion. 

207. Technologische Gegebenheiten formen die 
Rangordnung in beiden Staaten. Die Kapitalproduk- 
livität sinkt in weitgehender Abhängigkeit von der 
Zunahme der Kapitalintensitäl: Je geringer die 
Kapilaldusslattung je Beschäftigten, desto höher 
die Kapitalproduklivitäl (und desto niedriger die 
Arbeitsproduktivität). 


BRD DDR 


1. Bekleidungs- 
industrie 


1 p Bekleidung, 
Näherzeugnisse 

2. Leder-, Schuh- und 
Pelzwaren 


2. Nahrungs- und 
Genußmittel 

3. Holz- und 
Kullurwaren 


3. Polygraphische 
Industrie 

4. Elektrotechnik 


4. Elektrotechnik 

5. Nahrungs- und 
Cenußmitlel 


5. Holz- und 
Kullurwaren 

6. Chemie 


6. Sonstige metall- 
verarbeitende 
Industrie 

7. Sonstige metall- 
verarbeitende 
Industrie 


7. Schiffbau 

8. Textilien 


8. Leder-, Schuh- und 
Pelzwarcm 

9. Zellstoff und 

Papier 


9. Zellstoff und 

Papier 

10. Polygraphische 
Industrie 


10. Textilien 

11. Glas und Keramik 


11. Chemie 

12. Metallurgie 


12. Baumaterialien 

13. Schiffbau 


13. Metallurgie 

14. Baumaterialien 


14. Glas und Keramik 

15. Bergbau 


15. Bergbau 

16. Energie 


16. Energie 


Im Verhältnis zur Bundesrepublik hatte 1968 die 
DDR die niedrigste Kapilalproduktivllät bei 

Glas und Keramik 150 der BRD), 

Leder-, Schuh-, Pelzwaren (51 ”/o der BRD), 
Metallurgie (57 der BRD), 

Chemie (67 °/o der BRD) 

und die hudisle bei 

Bekleidung (211 ®/ü der BRD), 

Polygraphische Industrie (183 °/o der BRD), 
Nahrungs- und Genußmittelindustrien 
(141 ®/o der BRD). 

Im Durchschnitt aller Sektoren erzielte die Industrie 
der DDR im Jahre 1968 eine Kapitalproduktivität 
von 86 ^'o der Bundesrepublik (vgl. Tabelle A57). 

e) Berechnung des Produktionspotentials 
der DDR im Jahre 1968 

208. Die vorstehenden Vergleiche lassen folgendes 
erkennen: 

■ Der Pioduktivitätsrückstand der DDR gehl über 
jenes Maß hinaus, das sich aus dem Investitions- 
rückstand (gemessen an der Kapitalintensität je 
Beschäftigten) ergibt. 
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■ Die Anteile der einzelnen Industriezweige an der 
gesamten Produktion und Beschäftigung sowie 
am gesamten Brutto-Anlagevermögen unterschei- 
den sich in der Bundesrepublik z. T. erheblich 
von denen in der DDR. 

■ Beide Unterschiede — sowohl die durchschnitt- 
liche Auslastung des jeweils verfügbaren Pro- 
duktionspotentials als auch die erwähnten jewei- 
ligen .Struktureffekte“ — lassen sich rechnerisch 
ermitteln. 

PakiorproduklMiäten und KapIlaJIniensität 

209. Im Jahre 1968 hat die Industrie der DDR nach 
den vorstehenden Berechnungen mit 2,925 Mill, 
Beschäftigten (36,1 ®/o der BRD) und mit einem An- 
lagevermögen von 112,3 Mrd. DM Wiederbeschaf- 
fungswert (28,9 ^^0 der BRD) eine Bruttoproduktion 
von 1 12,5 Mrd. DM (24,7 Vo der BRD) erzielt. 

Bei dem Vergleich fällt besonders auf, daß sowohl 
der Kfi^pitaleinsatz je Beschäftigten als auch die 
Produktivität der Faktoren Arbeit und Kapital Ln 
der DDR niedriger war als in der Bundesrepublik 
(80,0 ®/o bzw. 68,4 bzw. 85,7 ^'p der BRD). Die 
Gegenüberstellung zeigt ferner, daß die in der DDR 
erzielte Arbeitsproduktivität auch in Relation zu der 
verfügbaren Kapitalintensität niedriger ist als in 
der Bundesrepublik. Die nachstehenden Daten bezie- 
hen sich auf 1968. 


5uukrurbedinc/fe DJJ/erenzen 

210. Die gesamte Produktion der Bundesrepublik 
und der DDR ist das Ergebnis des jew^eiligen Ein- 
satzes von Arbeit und Kapital und der jeweiligen 
Branchenstruktur, d. h. der unterschiedlichen Anteile 
einzelner Zweige an der gesamten Industrie. 

Wie die nachstehend aufgeführlen Berechnungs- 
ergebnisse zeigen, wäre die Kapitalintensität der 
DDR 1968 um 2220 DM niedriger als ausgewiesen 
gewesen, wenn die Branchenstruktur der DDR jener 
der Bundesrepublik entsprochen hatte. Der «echte“ 
Abstand der Kapitalintensität war 1968 (struktur- 
bedingt) mit 1 1 820 DM je Beschäftigten höher als 
die statistische Differenz beider Kapitalintensitäten. 

Die durch die Unterschiede der Produktionsstruklur 
bedingten Differenzen der durchschnittlichen Pro- 
duktivität von Arbeit und Kapital waren 1968 im 
Fall der Arbeitsproduktivität minimal. 

211. Der zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR bestehende statistische Abstand der Kapital- 
produktivität (1968: 168 DM) ist zu zwei Dritteln 
ein «Struklureffekl", der echte, leistungsbedingte 
Abstand ist mit 55 DM relativ klein. Dies erklärt 
sich daraus, daß in der DDR die Branchen mit nied- 
riger Kapilalproduklivität im Jahre 1968 wesentlich 
starker vertreten waren als in der Bundesrepublik. 
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Brudoproduktion in Relation zum Brutto-Anlagevermögen (in DM bzw. ^/oj 



BRD 

DDR 

Relation 

BRD : DDR 

Brutto-Anlagevermögen je Beschäftigten 
Bruttoproduktion je Beschäfllglen 

Relation 

47 980 

56200 

100 : 117.1 

38 380 

38 460 

100 : 100,2 

lOQ : 80,0 

100 ; 68,4 
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Strukturbedingter und echter Abstand der Leistungsfähigkeit von Bundesrepublik und DDR 1968 
(in DM bzw, ^lo) 


BRD 

DDR 

Echter 

in ®/i 

c 

o 

> 



Struktur- 

effekl 



Ist 

Ist 

Fiktiv 

Abstand 

BRD-Isl 

DDR-lsl 


Brutto-Anlagevermögen 
je Beschäftigten 

Produktivität von 
Arbeit 
Kapital 



38 380 

36 160 ‘ 

“2 220 

38 460 

38480» 

20 

1 003 

1 116* * 

113 


ll 820 



* DDR-Branchen-KapilaliDtensitäten gewichtet mit BRD-Besdiäfliglenstruktur. 

* DDR-Branchen-Arbeilsproduktivitäten gewichtet mit BRD-BesdiäUiglenslruklur. 
■ DDR-Brandien-Kapilaiprodukti vitalen gewichtet mil BRD-Produktionsstruklur. 
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Die Industrie der DDR braucht aus strukturellen 
Gründen je produzierte Einheit eine um rd. 6 
höhere Kapitalintensität je Beschäfljgtcn als die 
Bundesrepublik, um die gleiche Produktion zu erzie- 
len, Ihre Kapitalproduktivitäl ist — ohne echten 
Leislungsunterschied — im Durchschnitt aller Zweige 
um fast 9°'ü niedriger als in der Bundesrepublik. 
Jedoch reichen diese Unterschiede noch nicht aus, 
den zwischen der DDR und der Bundesrepublik 
bestehenden Leistungsunterschied zu erklären. Tat- 
sächlich ist audi die Auslastung des verfügbaren 
Potentials in der DDR niedriger als in der Bundes- 
republik. 

Brgebntase einer Pot(^t\u<ilredinung 

212. Der abschließende Versuch, das Produktions- 
potential der DDR im Jahre 19G8 zu berechnen 
(vgl. Tabelle A 58), geht von folgender Fragestellung 
aus: 

Wie hoch wäre die gesamte Bruttoproduktion der 
DDR im Jahre 1968 bei gegebener Beschäftigtenzahl 
und gegebener Ausstattung der einzelnen Industrie- 
zweige mit Anlagevermögen gewesen, wenn die 
.Arbeitsproduktivität der Branchen ein der jeweils 
verfügbaren Kapilalmtensitat entsprechendes Niveau 
erreicht hätte? 

Unter ^entsprechendes Niveau" wird datiei jene 
Arbeitsproduktivität verstanden, die in den Sek- 
toren der Bundesrepublik jeweils erreicht wurde, als 
die gleichzeitig erzielte Kapitalinlensität dem jewei- 
ligen DDR-Niveau von 1968 gleichkam. 

213. Die Bereriinung ergibt, daß für die DDR 1968 
m 7 von IG Branchen der Industrie keine ins Ge- 
wicht taJJende Abweichung von Produktion und 
Kapazität feststellbar war, nämlich in den Sektoren 

Energie, 

Bergbau, 

Elektrotechnik, 

Holz- und Kulturwaren, 

Bekleidung. Näherzeugnisse, 

Polygraphische Industrie, 

Nahrungs- und Genußmittelindustrien. 

In den anderen Sektoren blieb die DDR 1968 mehr 
oder weniger hinter den errechneien Kapazitäten 
zurück- Besonders groß war die Differenz bei den 
Sektoren 

Glas und Keramik, 

Leder-, Schuh- und Pelzwaren, 

Metallurgie, 

aber auch bei den Sektoren 

Chemie, 

Baumaterialien, 

sonstige metallverarbeitende Industrie, 

Textilien 

war die Auslastung der nach den Standards der 
Bundesrepublik berechneten DDR-Kapazitälen ge- 
ring. 


Kapitel Itt 

Produktiönapoientiol insgesamt 

214. Insgesamt ergibt sich nach unserer Recimiing 
für die DDR 1968 ein industrielles Produktionspoten- 
tial von MO Mrd. DM bei einer effc'kliven Produk- 
tion von 112,5 Mrd. DM. In der Bundesrepublik 
bezifferte sich das Produktionspotential 1968 auf 
schätzungsweise 500 Mrd. DM bei einer effektiven 
Bruttoproduktion von 455,3 Mrd. DM. 

Nadi den in der DDR vorherrschenden Vorstel- 
lungen wird dort Jahr für Jahr eine relaliv gleidi- 
bleibendc Auslastung des Produktionspotentials 
erzielt- Die zeitlichen Schwankungen der Auslastung 
sind in der Bundesrepublik nicht unerheblich größer 
als in der DDR, jedodi liegt die bei gegebenem 
Arbeits- und Kapitaleinsalz erzielte Produktion in 
der Bundesrepublik naher am Potential als in der 
DDR Daher belaufen sich die hier errechneien 
Koeffizienten der durchschnittlichen Kapazitätsaus- 
lastung von 19G0 bis 1968 für die Bundesrepublik auf 
91 A'i>, für die DDR auf 80 


3. Landwirtschaft 


a) Betriebsstruklur '* 

215. Die landwirtschaftliche Rolricbsstruktur (vgl. 
Tabelle A 59) zeigt in beiden Staaten eine grund- 

I satzJidi unterschiedliche Entwicklung In der Bundes- 
republik war die Erhaltung und Förderung des 
bauerlidren Familienbetriebs von vornherein ein 
erstrangiges gesellschaltspolitisches Ziel. Maßnah- 

I men zur Verbesserung der landwirlsdiaflUchen Be- 

I Inehsslruktur beschränkten sidi hier auf den Rah- 
men, den die marktwirLschafllidie Ordnung, das Leit- 
bild des bäuerlichen Familienbetriebes und das 
Grundrecht auf Eigentum abslccklcn. 

öofrfebÄgföÖC 

216. In der DDR wurde die landwirt.schaftlidie Be- 
triebsslniktur mit den Mitteln der zentralen Wirt- 
schaftslenkung in mehreren Etappen vollständig um- 
gewandelt. Obwohl durch den Zusammenschluß der 
bäuerlichen Betriebe m landwirtschaftliche Produk- 
tionsgenossenschaften in bezug auf die Flächen- 
große der Betriebe günstige Voraussetzungen ge- 
schaffen wurden, gelang es in der DDR bisher nicht, 
eine der durchschnittlichen Flächengröfle der Be- 
triebe entsprechende optimale Faktorkombination 
zu erreichen. 

Während in der Bundesrepublik die zu geringe 
durchsdinitlliche landwirfschaftlirhc Betriebsgröße 
das Hauplhemmnis zur Nutzung des technischen 
Fortschritts bildet und damit der Faktor Boden eine 
optimale Kombination unmöglich macht, entstehen 
in der DDR schwerwiegende Probleme beim Einsatz 
der Faktoren Arbeit und Kapital. 
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Dnicksadie V 1/1 690 


Kapitel Ul 

IHüduk!ionsgenos»emchmt^n. Volkseigene Güivr 

217 * Die BetriebsstTuklur der Landwirtsdiafl in der 
DDR wird dmdi zwei Betriebstypen geprägt: die 
Landwirtsdiaftlidien Produktionsgenossensdiaften 
fLPG) mit gemisdit genossensdiaftUdi-privatem 
Eigentum an den Produktionsmitteln und die Volks- 
eigenen Güter (VEG) mit staatlidiem Eigentum an 
den Produktionsmitteln. Nach dem Grad der Ver- 
gesellschaftung der Produktionsmittel in den LPG 
werden drei Typen unterschieden, die LPG Typ l, 
U und in. Im Jahr 1969 umfaßte die landwirt- 
schaftliche Nutzfläche (LN) der DDR 6,3Ü Mil), ha. 
Davon wurden rd. 86 durch LPG und rd. 7 durdi 
VEG bewirtschaftet. Auf diese 93^fo der LN entfie- 
len lediglich 9ß36 LPG und 527 VEG, d. h. insgesannt 
nur 10 363 landwirtschaftliche Betriebe. Die durch- 
sdinitlliche Betriebsgröße betrug bei den LPG rd, 
550 ha LN (LPG Typ I und II rd, 257 ha, LPG Typ 111 
rd. 767 ha), bei den VEG rd. 824 ha. Auf 349 Gärtne- 
rische Produktionsgenossenschaften (GPG) mit einer 
durchsdinitilidien Betriebsgröße von reichlich 5 ha 
entfielen 0,3 der LN. Uber die Bewirtschaftung 
der restlichen rd. 7 ü der LN in „sonstigen sozia- 
listischen Betrieben " (0,2 "^/o) und in „übrigen Betrie- 
ben** (6,7 gibt es nur wenige Informationen, Als 
„sonstige sozialistische Betriebe" dürften die im 
Eigentum der Kreise. Gemeinden,, Körperschaften 
und Anstalten des Öffentlichen Rechts hefindlidien 
Betriebe ausgewiesen worden sein, während es sich 
bei den „übrigen Betrieben" w'ahrsch ein lieh in der 
Mehrzahl um nicht kollektiv ierungsfähige Klein- 
betriebe in Mitlelgebirgslagen sowie zn einem gerin- 
gen Teil um landwirlsdiafUiche Betriebe privater 
Institutionen | Krankenhäuser, Altenheime) und um 
die Betriebe der Kirchen handelt. 

218 , Die Landwirlscball jd der Bundesrepublik 
kennzeichnet der bäuerliche Einzelbetrieb, hii Jahre 
1969 wirtschafteten in der Bundesrepublik auf 
12,72 MilL ha bzw. auf rund 92 der insyesamt 
13,35 Mill. ha umfassenden LN 1,16 MilL über 1 ha 
große landwirtschaflüche Betriebe, während die rest- 
Udien 1,13 Mill, ha (8** o) auf Betriebe mit weniger 
als 1 ha LN und auf Landwirtschaft außerhalb der 
Beiriebe entfielen. Die durdischnlitüdie Größe der 
Betriebe über 1 ha LN lag bei 11 ha LN. 

Demnach w-nrden im Jahre 1969 in der Bundesrepu- 
blik 92 der LN von 1,16 Milt, landwirtschaftlichen 
Betrieben mit einer Durchschnittsgröße van I I ha LN 
und in der DDR 93 der LN von 10 363 landwifl- 
schaftlidien Betrieben mit einer Durchschnittsgröße 
von 564 ha LN eiiigenominen. 

Wird die Flädienausstatlung der Betriebe als Kenn- 
zeichen für die Struktur der Betriebe genommen, so 
zeigt sich, daß sie im Durchschnitt der Bundesrepu- 
blik unzureichend ist. Die Möglidikeiten einer Flä- 
chenaufstockung der Betriebe sind durch die Immo- 
bilität des Pioduktionsfaktors Boden relativ eng 
begrenzt. Für BeLriebsveigrößeiungen benötigte 
Flächen kommen teilweise durch Zupachl oder Zu- 
kauf aus den Betrieben, die entweder aufgelöst oder 
die in Zuerwerbsbetriebe und in Nebenerwerhs- 


belriebe umgewandelt werden, sobald sie als Voll- 
erwerbsbetriebe kein ausreichendes Einkommen 
mehr ermöglichen. 

uad Gf&Be dei Bettfebe 

219, Von 1960 bis 1969 hat sich in der Bundesrepu- 
blik die Zahl der Betriebe und kleinen Belriebsein- 
beiten mit 1 und mehr ha LN um 223 000 oder 16,5 
verringert und die entsprechende LN um 21 2 600 ha 
oder 1,6 verkleinert. Zwischen L949 und 1969 nah- 
men die Betriebe um 490 700 oder 29,8 und die 
LN um 55? 000 ha oder 4,2 ab. Im Durdisduiitl 
der letzten 20 Jahre ist die LN um jährlich 27 900 ha 
kleiner geworden. Die ansgeschiedenen Flädien wer- 
den überwiegend niditlandwirtschaftlichea Zwecken 
zugefühxt und zum geringen Teil in den Bereich 
unter 1 ha LN BotriebsgröDe verlagert. 

Die durchschnittliche Betriebsgröße in den Größen^ 
Klassen ab 1 ha LN ist von 1949 bis 1960 von 3J ha 
auf 9.3 ha und bis 1969 auf 11^0 ha angestiegen. 
Werden lediglich die BeLriebsgrüßenklassen ab 
10 ha LN berücksiditigt, so blieb die durdischnitt- 
lidie Betriebsgröße audi in diesem Größenbereich 
fast unverändert. Sie nahm von 21,2 ha im Jahre 
1949 auf 21,7 ha im Jahre 1969 zu In den Größen- 
klassen db 20 hd LN hat die durdisdinitllidbe Be- 
triebsgröße im gleichen Zeitraum sogar von 36,0 ha 
auf 34,1 ha LN abgenommen. 

ln der DDR ist von i960 bis 1969 die durchschnitl- 
lidie Betriebsgröße aller LPG von 281 ha auf 550 ha 
LN. darunter die der LPG Typ IH von 539 ha auf 
76? ha LN und die Durchschnittsgröße der VEG von 
59 1 ha auf 824 ha LN aufgestodet worden, 


b) Faktoreinsatz in der Landwirtschaft 

220. Die auf die Landwirtschaft entfallende Quote 
der Gesatnlinvestilionen lag in den Jahren 1960 
bis 1969 in der Bundesrepublik zwischen 6 V« und 
S in der DDR zwischen 12''/a und l5^'o. Wenn 
eine Vergleichbarkeit dieser Kennzahlen auch man- 
gels aus reich ende r Informatjonen über die Abgren- 
zung der BTUttoinveslitioaen in der Landwirtschaft 
der DDR mehl gewährleistet ist, so dürfte dodi die 
DDR in bezug auf den relativ hoJien Anteil der Land- 
wirtschaft an den Gesamtinvestitionen unter den 
Induslrienationea an der Spitze liegen. 

221 . Die Subslitulion von Arbeit durch Kapital ist 
in der LanclwirtschafI der DDR noch nicht so weit 
fortgeschritten wie in der Landwirtsdiaft der Bun- 
desrepublik. In den Jahren 1964 bis 1969 betrug 
der laiidwirtschaft liehe Arbeitskräftebesatz in der 
DDR mich ein mehrfaches des Arbeitskräflebesatzes 
der über 50 ha LN großen Betriebe in der Bundes- 
republik. 

PÜ/rgemiflpf 

222. Die Versorgung und der Einsatz industriell 
hergcstellter Beiriebsmittel hat in der Landwirt- 
schafi beider deutscher Staaten ständig zugenom- 
men. Das gilt in erster Linie für Handelsdünge- 
mittel Die DDR gehört wie die Bundesrepublik zu 
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VoUarbeilskrälte (AK) je WO ha landwirtsdiafUichor hJulzfläche (1964 bis 1969) 


Betriebsgröße und -form 




AK Je 100 

ha LN 



1964 1 

1965 

1 1966 1 

1967 1 

1968 1 

1969 


BRD' 






Betriebe insgesamt 


16.5 

15,1 

14.6 

14,2 

13.7 

13,2 

darunter 








Betriebe mit einer Größe von 








0.5 bis 2 ha LN 

61,2 

03,2 

84.9 

84,4 

83,7 

85,6 

2 bis 5 ha LN 


32,0 

31,9 

31,3 

31,1 

30.4 

29,9 

5 bis 10 ha LN 


21,1 

21,2 

20.3 

19,9 

19.4 

18,7 

10 bis 20 ha LN 


14,3 

14.2 

13.6 

13.4 

13.1 

12,7 

j 20 bis 50 ha LN 


9.2 

8.7 

8.6 

8.3 

8.0 

7.8 

über 50 ha LN 


7,6 

7,0 

6.6 

6.2 

5.9 

5.5 


DDR 






Betriebe insgesamt 


16,2 

15.9 

15,5 

15,2 

14.5 

14,0 

daninter 








LPG 


15,6 

15,4 

15,2 

14,9 

14.3 

13,8 

VEG 


16,7 

16,4 

16,3 

16,2 

15,8 

15,0 








* Wirtschaftsjahre 1963 64 bis 1968 69; ab 1964 65 

in der Größenklasse 0.5 bis 2 ha 

LN ohne 

Arbeitskräfte in de 


Betrieben, die nidil für den Markt produzieren; 1968/69 vorläufig. 

Quellen; BRD; StüUstlsdies Jahrbuch über ELuF der BRD» 1970 

DDR: Beredinel mit der im Text erläuterten Methode nach den Angaben im Statistischen Jahrbuch der DDR, 
1970 


der Gruppe der zehn düngungsintensivsten Länder 
der Welt. Der zahlenmäßige Aufwandsraengenver- 
gleich zwischen den beiden deutschen Staaten (vgl. 
Tabelle A 60) zeigt, daß je Flächeneinheit in der 
DDR seit jeher mehr Kali und seit 1964/65 auch 
mehr Stlckstofl gedüngt wird als ln der Bundes- 
republik. Bei Phosphat ist das .Mengenniveau der 
Bundesrepublik erst in jüngster Zeit etwa erreicht 
worden. 

Wesentlich schwieriger als in der Bundesrepublik 
gestaltet sich die Fultermittelversorgung der Land- 
wirtschaft in der DDR (vgl. Abschnitt 3 c). 

iMndwtrtscha/tUche Maschinen 

223. Der Einsatz landtechnischer Arbeitsmiltei ist 
in beiden Teilen Deutschlands ständig vergrößert 
worden [vgl. Tabelle A 61)* Die Gesamtzahl der 
Schlepper stieg bis zum Jahr 1969 ständig an. Im 
Jahr 1969 standen je 100 ha LN in der Bundes- 
republik 238 Schlepper-Motoren-PS, in der DDR 105 
Schlepper-Motoren-PS zur Verfügung. Je 10 000 ha 


Getreidefläche verfugte die Landwirtschaft der Bun- 
desrepublik über 311 Mähdrescher, die Landwirt- 
schaft der DDR über 78 Mähdrescher. 

Auch wenn eine Vergleichbarkeil dieser Besatzzah- 
len beider Londwirtsdiaften auszuschließen ist, weil 
in der Bundesrepublik in vielen Betrieben ein un- 
angemessen hohes Kapital in Maschinen investiert 
wurde, die nur schlecht ausgenutzt werden, be- 
rechtigt der Stand der landlechnischen Ausstattung 
in der DDR zu der Feststellung, daß in der Land- 
wirtschaft der DDR erhebliche Reserven zur Erhö- 
hung der Arbeitsproduktivität unausgenutzt blieben 
(vgl. Absdinitt 3 d). Der Grund für die ökonomisch 
unbefriedigende Ausstattung der Betriebe mit 
Schleppern und Großmaschinen ist in dem hohen 
Kapitalbedarf zu sehen, der für die regionale und 
betriebliche Umstrukturierung der DDR-Landwirt- 
schalt besteht (vgl. Abschnitt 3e). Trotz hoher land- 
wirtsdi ältlicher Inveslitionscfuote ist der Kapital- 
einsatz im Landxnaschlnensektor offensichtlich un- 
zureichend. 
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c) Agrarproduktion 
Produktionsleistungen 

224. ln der Mengenleistung der gesamten Agrar- 
produktion war das Jahr i960 für beide deutsche 
Staaten das bisherige Rekordjahr (vgl. Tabelle A 62). 

fi r u no- 6ocf«np roduk /i on 

225. Die Brullo-Bodenproduktion, mit der die Ge- 
samtmenge der pflanzlichen Erzeugung aul der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche (LN) erfaßt wird, stieg 
in der Bundesrepublik auf 58,0 Mill. t GE, in der 
DDR auf 23,4 Mill. t CE. Sie war damit 1968 in der 
Bundesrepublik um 21 "/o, in der DDR um 22 ® o grö- 
ßer als im jeweiligen Fünfjahresdurchschnitt 1957/61 
(48,1 bzw. 19,2 Mill. t CiEl- Mit einer landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche von rd. 45 ®/o der entsprechenden 
Fläche in der Bundesrepublik wurde in der DDR eine 
BodenlcMstung erbräd\t, die bei rd. 40 ®/a der Boden- 
leistung in der Bundesrepublik lag. 

VJehha/ru/ig 

226. Die Leistungen der landwirtschaltlidten Vieh- 
haltung erhöhten sich in.sgesamt von 1957 61 bis 
1968 m der Bundesrepublik (42,6 bzw. 52,5 Mill. 1 
(GE) um 9,8 Mill. t GE. in der DDR (14,6 bzw. 
17,5 Mill. 1 GE) um 2,9 Mill. l GE. Das emlspricht in 
jedem der beiden Siaalen einem Zuwachs von rd. 
23^0- Mit einem Gesamlviehbestand, der 1957/61 bei 
rd. 43 *^.'0 und 1968 bei rd. 40 ‘' o des jeweiligen Be- 
standes in der Bundesrepublik lag, wurden in der 
DDR rd. 34°/« bzw. 33 ° o der tierischen Leistungen 
der Bundesrepublik erbracht. 

Nah/tini/Jim/eic/prüdu ktlon 

227. Die Nahrungsmittelproduktion, die alle aus 
der landwirtschaftlichen Pflanzen- und Tierproduk- 
tion verfügbar gewordenen Mengen an Nahrungs- 
mitteln und an Rohstoffen für gewerbliche Zwecke 


Schaubild 3 


Entwicklung der Nahrungsmittelproduktion in 
der Bundesrepublik und in der DDR 
(Index 1957/61 = 100) 



umfaßt, ist 1968 in der Bundesrepublik auf 59,8 Mill. 
l GE. in der DDR aul 20,1 Mill. t GE gestiegen. Das 
entspricht einem Zuw'-achs gegen 1957/61 von 13,6 
MdL 1 GE oder 30 in der Bundesrepublik (46,2 
bzw. 59,8 Mill. l GE) und von 3,9 Mill. t GE oder 
24°/o m der DDR (16,2 bzw. 20,1 Mill. t GE). Die 
Nahrungsmitlelproduklion der DDR-Landwirtschaft 
erreichte damit 1957 61 rd. 35°/© und 1968 knapp 
34 °/o des entsprechenden Mengenvolumens in der 
Bundesrepublik. 

DicNctto-Nahrungsmiltelproduktion, die sich aus der 
Nahningsmittelproduktion durch Abzug der einge- 
führten Futtermittel ergibt, ist von 1957.‘61 bis 1968 Ln 
der Bundesrepublik |40,8 bzw. 49,5 Mill. l CE) um 
8,7 MilL t GE oder rd. 2l °/ü, in der DDR (14,0 bzw, 

17,9 Mill. t GE) um .3,9 Mill. t GE oder rd. 28 °/o 
erhöht worden. Die Veredelung von cingeführten 
Fultermitleln hat von 1957/61 bis 1968 in der Bun- 
desrepublik [5,4 bzw'. 10,3 Mill. l GE) um 4,9 Mill. t 
GE oder rd. 92 ^’o, in der DDR (2.2 bzw. 2,4 MilL t 
GE) um 0.2 Mill. t GE oder rd. 7 °.ü zugenommen. 

Die Zunahme der gesamten Nahrungsmillelproduk- 
lion von 1957/61 bis 1968 beruhte in der Bundes- 
republik (13,6 Mill. t GE) zu 36 °/o, in der DDR (3.9 
Mill. l GE| zu 5°/o aul der Verf?deliing von Import- 
fullermitleln. Sie wurde des weiteren bewirkt in der 
Bundesrepublik zu 29 ° d, in der DDR zu 45°/« durch 
die in diesem Zeitraum erhöhte Bodenleislung sowie 
in der Bundesrepublik zu 35°'o und in der DDR zu 
50 °'a durdi die Einspaning von Zugviehfutler und 
die bessere Verw'ertung von Nutzviehfutter. 

Produktionsstruktur 

228. Die Stniktur der landwirtschaftlichen Produk- 
tion, worunter die Ziisanimenselzung der Agraqiro- 
duklion nach tierischen und pflanzlichen Erzeugnis- 
sen und die weilere Unlergliederung dieser Haupt- 
kategorien zu verstehen ist, wird in beiden deut- 
schen Staaten durch das Vorherrschen der tierischen 
Produktion bestimmt (vgl. Tabelle 63). Der An- 
teil der tierischen Erzeugnisse an der gesamten 
Nahningsmittelproduktion betrug 1968 in der Bun- 
desrepublik 79°'o, in der DDR 75 ° o. Von der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche dienten in der Bundes- 
republik 9,8 Mill. ha oder rü. 71 °.n, in der DDR 
4,2 Mill. ha oder rd. 67°/« der Futlererzeugung, Von 
der gesamten pflanzlidien Eigenerzeugung (Brulto- 
Bodenproduklion) wmrden 1968 in der Bundesrepu- 
blik rd. 70 ° « (40,3 Mill. t GE), in der DDR rd. 66°'« 
(15,4 Mill. t GEl vcrlüllert. Gleichgültig, ob man 
den Flächenanteil der Futterkulturen an der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche oder den Mengenanteil 
betraciitel. der von der gesamten pflanzlichen Ur- 
produktion als Futter der Viehhaltung zugeführl 
wurde, in jc^dem Fall Irill die zentrale Rolle, die 
Fütlerwirlsihall und Nutzviehhaltung für den Ge- 
sarnterlrag spielen, in beiden Stadien deutlich in 
Erscheinung. 

Vlehbcuanci und FiiliermHle1yer$orgun\ 


62 


229. Da sich Viehbesland und Fuilermiltel Versor- 
gung in ihrem Umfang gegenseitig bedingen, wir- 
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ken sidi Störungen in dieser Wechselbeziehung auf 
die Hohe der ernuhrungswirtschaftlUhen Gesanil- 
leisturuj nachteilig aus^ In der DDR ist bis 1968 
ein den Gecjrtien beiten in der Bundesrepublik enl- 
sprediendes Verhältnis von Viehbestand zu quanti- 
tativer und qualitativer PullervcrsoTgung nicht er- 
reicht word(!n. Vom gesamten Futlcraulkommen in- 
ländischer uncl ausländischer Herkunft (BRD — 
45,4 Mill. t GE; DDR -- 19,3 Mill. t GE) enlfifden auf 
eine Grtjlivic*hcinhejl in der Bundesrepublik 43,8 dz 
GE. m der Dr>R 3B,9 dz GE. Daß beim gegebenen 
Viehbestand die begrenzenden Faktoren für die Ka- 
pazität <lnr Futlerwirtschaft ln der DDR Im verdau- 
lichen Rohprotein aus Eiweißfuttcr und den Starke- 
werten aus Kratlfulter liegen, wird aus der unter- 
schiedlichen Effektivität der Fulterv'ewerlung im 
Vergleich zur Bundesrepublik deutlich. In der 
Sdiweinemasl wurden 1968 je kg Zuwachs im Durch- 
schnitt der Bundesrepublik nur rd. 4 kg GE, im 
Durchschnitt der DDR dagegen 6 kg GE aufge- 
wendet. Tendenziell gleichartige Unterschiede in der 
Futterverwerlung bestanden audi in der Hahnchen- 
mast, in der Eierproduktion und m der Kuhmilch- 
erzeugung. 

Es Ist eines der entscheidenden und bisher noch 
nicht gelösten landwurtschafllichen Erzeugungspro- 
bleme der DDR. e^nen nach Umfang und Produk- 
tionsrichtung zweckmäßig abgegrenzten Viehbe- 
stand mit den zur besten Leistungsenifaltung not- 
wendigen Futtermitteln zu versorgen. Im wesent- 
lichen erwachst das Problem der Futlerwirtschafl m 
der DDR aus dem Mangel an hochkonzentrierten 
Handelsfuttermllteln. Ihre Beschaffung erfordert 
oinrn hohen volkswirlsthafllidieii Aufwand, da sie 
gröüloritoils nur über den westlichen Weltmarkt, 
also zu Preisen in Dollarwahrung. zu haben sind, 
woher sie auch von der Bundesrepublik bezogen 
werden Das gilt tür hodi wertige pllanzliche Ei- 
weiße in Form versdiiedener Extraktionsschrote 
wie Sojaschrnl und Erdnußschrol genau.so wie für 
tierisches FutleTriweiß, vor allem für Fisdmiehl. 
Obwohl die DDR solche hochwertigen FutU'rmitlel ' 
zur Deviscnersparnis haiipLsächlich auf dem Wegc! 
des Innerdeutschen Handels aus der Bundesrepublik I 
bezog, konnte bis 1968 die DisprujxirUon /wischen 
Viehbeständen und Kapazitäten der Futterwirt- | 
schalt nidU so weit abgebaul w’crden, daß ein den 
Gegebenheiten in der Bundesrepublik ähnliches 
Aufwandsverhallnis von ErhaUungsfutter und Lei- 
stungsfuLter je Tiereinheil errcidit werden konnte. 

T/er/sohe Proäukllon , 

I 

230 . Innerhalb der tierischen Produktion dominiert ' 
die Produktion von Schweinen, auf die 1968 über- 
einstimmend in beiden Staaten rd. 27 ®/o der jewei- 
ligen Nahrungsmitlelproduktion (NMP) entfielen, ln 
der weiteren Rangordnung der Nahrungsmittelpro- 
duktion tierischen Ursprungs jin bezug auf den An- 
teil an der gcisamlen Nahruncjsmillelproduklion) 
folgte in der Bundesrepublik die Produktion von 
Schlachtrindcm und Kuhmilch (je 20 ^/g), von Eiern 
(7 ^/o) und Schlachlgefliigel (3^ o), in der DDR die 
Produktion von Kuhmilch (19 Sddachtrindern 
(16°'*), Eiern (6°/o) und Schlachtgeflügel (3 °.ü), ln 


Kapitei Ul 

der Bundesrepublik hatten die Erzeugnisse aus der 
Schal- und Ziegenhaltung 1968 (mit rd. 0,3 °/q der 
Nahrungsmittelproduktion) eine geringere Bedeu- 
tung als in der DDR frd. 3,0 ° o der NMP). 

P//anzhche Produktion 

231 . Innerhalb der pflanzlichen Produktion lag 
1968 das Schwergewidil m beiden Staaten auf der 
Getreideproduktion (BRD: 9 °/o der NMP; DDR: 1 1 
der N.MP). gefolgt von der PTc>duktion von Zucker- 
rüben (BRD: 4"'« der NMP; DDR: 7 °ü) der NMP) 
und Kartoffeln (BRD: 3 ° « der NMP; DDR: 4 °'’o der 
NMP). Unterschiede in der pflanzlichen Produktions- 
struktur ergaben sich 1968 als Folge der zwischen 
den beiden Staaten bestehenden unterschiedlichen 
W'irtschafllichen und natürlichen Verhältnisse in der 
Produktion von Ölsaaten. Obst, Weinmost und an- 
derer Sonderkulluren. WahreiKl m der Bundesrepu- 
blik die Erzeugung von ölsaaten (0,3 ° o der NMP) 
weniger bedeutsam war als in der DDR (rd. 2 
der NMP), fiel die Produktion von Obst, Weinmost 
und anderer Sonderkulturen in der DDR (rd. 2 
der NMP) w'eniger ins Gewicht als in der Bundes- 
republik (rd. 5 °''d der NMP). 

Kopajüiöl der Agrarproduktion 

232 . Wird die Produktionsmenge auf die zu versor- 
gende Bevölkerung bezogen, ergibt sich die Ver- 
sorgungskapazitäl der .Agrarproduktion |vgl Ta- 
belle A 64) Diese Ist, einerlei ob die Mengen der 
Boüenleislung oder diejenigen aller erzeugten Nah- 
rungsmittel zugrunde gelegt werden, m der DDR als 
Folge der geringeren Bevulkerungsdirhte größer als 
in der Bundesrepublik. 

In der Bundesrepublik wohnten im Jahr 19B8 je 
100 ha LN gerechnet 434 Einwohner, in der DDR 
270 Einwohner Im gleidien Jahr wurden je Einwoh- 
ner ln der Bundesrepublik 9,9 dz GE, in der DDR 
11.8 dz GE Nahrungsmillel von der Landwirtschafl 
produziert Pro Kopl der Bevölkerung war damit 
die Erzeugungsleistung der Landwirtschaft (Nah- 
runcjsmiltelproduktion) in der DDR um 19° o großer 
als m der Bundesrepublik. 

233 . Der Sellistversorgungsgrad, sämtliche Agrar- 
produkle zusammcnqenommen und über die Ge- 
treidreinheit gewogen, lag im Jahre 1968 in der 
Bundesrepublik bei 77°.o, in der DDR bei 85°‘o. 

d) Produktivität der Landwirtschaft 

234 . Produklivitatsvergleiche zwischen der Bundes- 
republik und der DDR sind im Agrarsektor nur in 
beschranktem Umfang möglich. Es läßt sidi die Fla- 

I chenproduktivität sowie die Prixluklivitäl der Vieh- 
haltung enlsprediend vergleichen (vgl. Tabelle A 64) 
und eine ungefähre? GroBf!n vor.stellung von der je- 
weiligen ArbeilsprcKlüktivitdl geben, während einer 
vergleichenden Darstullung der Kapilalproduklivi- 
läl in der Landwirtschaft unüberwindliche Hinder- 
nisse entgegenstehen Diese ergeben sich infolge 
Datenmangels und unterschiedlucher Bewertung des 
entsprechenden Aufwandes. 
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fliidt^nprodukUvitä/ 

235, Wird die Bmtto-Bodenproduklion aul die 
Flächeneinheit bezogen* ergibt sich die Flädienpro- 
dukti vital der Pflanzenproduktion, Im Rekordernle- 
jahr 1968 erreidile die Bundesrepublik eine Leistung 
von 41.8 dz GE je ha LN, die Dr>R eine soldie von 
36.8 dz CE je ha LN. Die DDR Lag damit in der Flä* 
chenproduktJvität der Pnanzenproduktion um rd, 
12 unter dem Niveau der Bundesrepublik, 

[3ie N et iQ-NahrungsmiLtel Produktion je ha LN 
drü<kt die Flächcnproduktivilat der gesamten Er- 
zeugungslelslung der Landwirtsdiall auf eigener 
Grundlage (d. h. ohne ImporLfutLer) aus. Dieser 
emahrungswirtschaflliche Produkt! onsertrag aus 
eigener Bodenleistung betrug je ha LN im Jahre 
1968 in der Bundesrepublik :S5.7 dz GE. in der DDR 
28,2 dz GE. Das landwirtschafiUche Produkiions- 
njveau der DDR lag somit um 21 ^/a unter dem der 
Bundesrepublik, wenn die Flächenproduktivität der 
Netto-Nahrungsmittelproduktion zum Maßslab ge- 
nommen wird, 

i^ioäuktfvHät dsr Vi&hhQliung 

236, Wird der Bestand aller Vieharien und Alters- 
klassen nach dem Lebendgewicht zusammengefaßt, 
wobei 500 kg Lebendgewicht einer Groövieheinheii 
(GV) entsprechen, so läßt sich mit Hilfe dieses 
Maßstdbes die Prodüktivitäl der gesamten Viehhal- 
tung berechnen. Auf die Großvieheinheit bezogen, 
betrugen die tierischen Leistungen der gesamten 
landwirtschaftlichen Viehhaltung im Jahre 1968 in 
der Bundesrepublik 42 J dz GE, in der DDR 35.3 dz 
GE. ln der Produktivität der Tierhaltung lag die 
DDR damit lG"/n unter dem Stand in der Bundes- 
republik. 

237, Methodische Unterschiede Ln der landwirt- 
schafllidien Arbeitskraftestatistik lassen exakte 
Vergleiche der Arbeitsproduktivität in der Land’ 
Wirtschaft nicht zu. ln der Bundesrepublik wird der 
Arbeitskräftebestand der landwirtschafllicbeB Be^ 
triebe über 2 ha LN im Durchschnitt eines Wirt- 
schaftsjahres getrennt nadi ständigen und nidit- 
ständigen Aibeitskrällen erfaß! und auf VollarbeiLs- 
kräflc umgeredinet. Dabei entspricht eine Voll- 
arbeitskratt (AK) einer vollarbeitsfähigen Person, 
die während des ganzen Jahres m der Landwiit- 
sdiaU tätig ist, bzw. es werden 2400 Arbeitsstunden 
oder 280 Arbeitstage einer AK gleidigesetzt. 

Eine entsprechende Umrechnung der in der Land- 
wirtschaft der DDR Beschäftigten auf AK sowie eine 
Erfassung der tatsadilich zur landwirtsdialtllchen 
Produkbon beitragenden Arbeitsmongen Ist nicht 
möglich. Deshalb lassen sich innerhalb der Fehler- 
grenzen nur ungefähre Annäherungswerte tur die 
erzielten Arbeitsproduktivitäten geben. 

Bei AK-Berechnungen in der DDR, wobei eine AK 
einer vollarbciLstahigen Person entspricht, die min- 
destens 2100 Arbeitsstunden mi Jahr leistet, wer- 
den die Berufstätigen in der Landwirtschaft zur Um^ 
rechnung auf AK mit dem Faktor 0.9 multipliziert. 


Dementsprechend W'aren iiu Jahr 1968 m der Land- 
wirtschaft der DDR 914 486 AK bzw. je 100 ha LN 
H,5 AK vorhanden gegenüber 1 661 000 AK bzw. 
13.2 AK je 1000 ha LN in der Bundesrepublik im 
Wirtsdiaflsjahr t968''69. 

Wird das Mengen volunieii der Nahrungsniittelpro- 
duktion zu den jeweiligen Vollarbeitskräflen in Be- 
ziehung gesetzt, so w'urden in der Landwirtschaft 
der Bundesrepublik 1968/69 erzeugt 360,2 dz GE 
je AK, in der DDR 1968 je AK 219,8 dz GE. Damit 
lag die landwirtschaftliche Arbeitsproduktivität in 
der DDR um 39 unter dem Niveau der Bundesre- 
publik. 


e) Strukturelle Verärrderungen 
in der Landwirtschaft 

230, Sowohl in der Bundesrepublik als auch in der 
DDR werden seit einigen Jahren in verstärktem 
Maße Anstrengungen unternommen, den Anpas- 
sungsprozeß des land wnrtsdialtlidien Sektors an 
die gesamtwirtschafUiche Enlwirk.hing besciileunigt 
durthzufuhren. Entsprechend den ünterschiedlidieii 
Voraussetzungen der jeweiligen Wirlsdiafts- und 
GeseüsdiaflsorrJnung zeigen jeKluch auch die neu- 
esten agrarstrukturellen Veränderungen in beiden 
Staaten einen divergierenden Charakter. 

ln der Bundesrepublik konzentrieren sich die agrar- 
politischen Maßnahmen auf die Verbesserung der 
üinzelbetrieblichen Struktur mit dem Zieh lang- 
fristig lebensfähicje Bauernbelnebe mit einem ange- 
messenen Einkommen zu erriditen und tue die mehl 
mehr existenzfähigen Betriebe eine sozial tragbare 
Ubergang$lösuT3g zu schalten. Hierbei ist zu be- 
aditen. daß eine natiunale .'kgrarpolLtik der Bundes- 
republik nur im abgesleckten Rahmen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft betrieben werden 
kann. Ein besonderes Problem der Agrarpolitik der 
Bundesrepublik und der EWG stellt die strukLurelle 
Überproduktion von Nahnmgsmittetn dar, die zur 
Einsdiränkung von Produktionskapazitäten und da- 
mit zu strukturellen Eingriffen in die Laiidw'irl- 
schaft zwingt. 

Im GegensaLz zur Lage der Bundesrepublik wird 
in der Landwirtschaft der DDR nicht nur die Ver- 
besserung der Produktivität, sondern auch noch die 
,A.usweilung des gesamten Produktionsvolumens an- 
gestrebt. Zur Erreidiung dieser Ziele hat von 
neuem ein starker Konzentrationsprozeß eingesetzt. 

N eue- Hnoperüfions fotm en 

239, Die Bildung des Teilsystems Landwirtschaft 
und Nahrungsgülerwirtschaft im Jahr 1968 bewirkte 
stärke Veränderungen in der Agrarstruktur der 
DDR. In ihm wird der VLelseitig produzierende, in 
sich ahgerundete landwirtsdiafüiche Betrieb, wie 
ihn bisher auch nodi die LPG und VEG verkörper- 
ten. allmählich umgewandell. An seine Stelle tre- 
ten dul w-enige Produkte spezialisierte Produk- 
tionseinhciteri. Hierzu wurden in jüngster Zeit 
zwei Konzentralionsprozesse eingeleitet. In einem 
horizontalen Konzenlrationsprozeß schließen sich 
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jeweils mehrere LPG, VEG und andere Betriebe 
zu KeoperetionsgeuiejnstiiaJien zusammen, in denen 
jeder Partnerbetrieb aul die Hcrstclhing eines Er- 
zeugnisses oder einer Erzeugnisgruppe spezuiJisierl 
sein solL Trotz des wirlsdiafUichen Zusammen- 
schlusses in den KüOperalionsgcmcinsctiaEten wird 
großer Wert daraul gelegt, daß die LPG und VEG 
rechtlich selbständig bleiben und jlire Mitarbeit in 
den Kooperationwjemtünsrtiaften als eine freiwillige 
Zusammenarbeil verstanden wird, 

ln einem zweiten Konzenirationsprozefi. der aller- 
dings gegenüber dem ersten von geringerer Bedeu- 
tung ist, erfolgt die vertikale Konperation zwisdien 
landwirisdiaftlidien Betriebenr der weiterverarbei- 
tenden Industrie untl dem Nahrungsgüterhandel, 
Dadurch entsteht die Organisaiionsform der Ko- 
operationsverbände, die jeweils auf ein Produkt 
spezialisiert sind^ z, B. Kooperationsverband Müdi, 
Kooperationsverband Fleisch u. a. 

Auch m der Landwirtsdialt der Bundesrepublik kom- 
men Ln wachsendem Ausmaß Kooperätionsformen 
zur Geltung. Erstrangige Ziolc der Kooperation 
sind hier die bessere Nutzung von Produktionsmit- 
teln und die Erhöhung der BodenmobiütäL Infolge 
der unterschiedlichen Eigentumsverfassung in der 
Bundesrepublik und der DDR haben die landwirt- 
schaftlidien KooperatlünsEormen ln der DDR eine 
vnelfadi größere DedeulLing erlangt als in der Bun- 
desrepublik. 

Durch das ökononusdie TeLlsYstem Landwirtschaft 
und Ndhrungsgüterwirtsfhalt soll Ln der DDR er- 
reicht werden, daß die laiidwirtsdialtildien Produk- 
üonsmeÜ}oden denen der Industrie angenäherl w-er- 
den. Durch die Konienlration und die Spezialisie- 
rung der Produktion sollen neue biologische Ver- 
fahren und neue ledinische Maschinensysteme zur 
Anwendung kommen. Die Einführung industrieller 
Produktinnsmethoden in der Landwirtschaft soll 
wiederum eine weitere Anpassung der Ausbildung 
und der sozialen Maßnahmen in der Landwirtschaft 
an die übrige Wirtschaft auslöseii. Durch industrie- 
mäßige Produkiinnsmelhoden in der Landwirtschaft 
sollen somit langfristig die ökonomischen und ge- 
sellsdiaftJjdien Unterschiede zwischen Industrie und 
Landwirtschaft, zwisdien Stadl und Land ausge- 
sdialtet werden. 

Eine Bclracidung der strukturellen Maßnahmen in 
der Landwirl.schaft dec Bundesrepublik und in der 
Landwirtschaft der DDR läßt den Schluß zu, daß die 
wirtschaftliche und gesellsdiaftliche Entwiddung 
in beiden Staaten weiter divergieren wird. 


4, Anhang 

Methodische Hinweise 

Zu 1. Gesamtwirtschaft 

Die Berechnung des Sozialprodukts und der gesamtwirt- 
schaftlichen ATbeilsproduktivttäl war für die Bundesrepu- 
blik einfach, die ausreichend vorhandenen Daten mußten 
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I nur umbasiert werden. Für die DDR wird eine direkt 
I vergleichbare Sozialproduktberechnung nicht offiziell er- 
I slelit und veröffentlicht; sie mußte geschaut werden. 

Quellen und Sdiätzmethoden werden im folgenden er- 
I lautert. 

Quellen 

Rnzwtp rodn tred^ n\jngen 

BRD; Statisüsdies Bundesamt: Revidierte Volkswirtsrhaft- 
liehe GesamLrGdinLingen, veröffentlicht in Wirtschaft und 
Statistik, Jahrgang 1970, Hefte 2 und 3. 

DDR' Slattstisdies JaJirbudi, 1970 und vorlieigehende 
Jahrgänge, sowie Schätzungen des DIW, Berlin. 

Fr werbs fu ugenzof ! Jen 

BRD; Institul tur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Erlangen. 

DDR: Statistische Jahrbüdier und Schatzungen des DIW, 
Berlin 

PreisbQsis 

Als Preisbasts lUr ctie Darstellung der realen Entwick- 
lung des Süzinlprodukts mußte das Jahr 1967 gewählt 
werden, w'eil m der DDR samllidie neueren National* 
produktrcchnungen nur in Preisen von 1967 veröffentlicht 
werden. Für die Bundesrepublik wurden die Werte von 
1967 mit den realen Zuwachsraten fort* und zurück- 
gesdiricben. die in Preisen von 1962 berechnet wurden. 
Soweit die Vergleidibarkeil der veröffentliciilen Werle 
von der Dbercinstimmung in der Abgrenzung der Wirt- 
sdiaftsbereidie ahhängL dürfte sie im allgemeinen recht 
gut sein, da nur stark aggregierte Teilbereiche unter- 
sucht werdem. Problematisch sind nur die Bereiche „Han- 
del“ und ^Sonstige produktive Leistungen*". Im Unlcr- 
sdiied zur Berechnung in der Bundesrepublik fehlt im 
DDR-Ausweis des Handels der Außenhandel, während 
das Hotel- und Gtiststdtlengewerbe einbezogen isl. Die 
dadurch verursachte Abweidiung durfte jedoch kaum ins 
GewidU fallen, die Rangurdnung in Produkliun und Pro- 
duklivität verändert sidh durch sie nicht. „Sonstige pro- 
duktive Leistungen" sind Aktivitäten, die im System der 
Bundesrepublik überwiegend der Industrie und den 
DienstleislungsunteTfiehmen zugerechnet werden. 

JJerechnung der Dienstleistungen 

Durch Dienstleistungen werden im ailgemeinen keine 
materiellen Werte geschaffen. Nur solche Dienstleistun- 
gen werden aber in der DDR-SozialproduklrechrLung er- 
faßt, da fliirdi sie nach herrschender Lehrmemung nur 
die materieUen Lebensbedingungen der Bürger darge- 
steüt werden sollen. 

Der zum Vergleich fehlende Teil der Gesanitrechnung 
mußte also für die DDR geschätzt werden. Dazu gehören 
die Bereiche „Dienstleistungsunlernehmen". „Staat" sowie 
„Private HaushalLe und Organisationen ohne Erwerbs- 
diarakier" (BRD-Defini Morten). 

An einer delailHcrlen Berechnung wird im DIW, Berlin, 
noch gearhellet. Bisher hal sich erwiesen, daß der Bei- 
trag des nichtmaleriellen Bereichs zum BruttolnlondspTO- 
dukL der DDR etwas größer isl als ein Fünftel des Beitrags 
der materiellen Bereiche. Dieser Anteil scheint in den 
letzten Jahrren fast unverändert geblieben zu sein. Zwar 
gilt für alle hochentwickelten JndustrSestaalen die Ten- 
denz des zunehmenden tertiären Sektors^ doch wird dieser 
Tendenz in der DDR bewußt entgegengearbeitet durch 
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vordringliche Förderung der mafenell produ7iorten Be- 
reiche. 

Für den genannien Anteil des Dienst lelslungsbereichs 
sprechen die Beschäitigungs- und Inveslllionszahlen: Von 
1960 bis 1969 waren knapp 23®/o der produzierend Be- 
schäftigten zusätzlich im Dienstleistungsbcreich tätig, und 
der entsprechende Satz bei den Invcslilioncn betrug 22®/o. 
Audi durch einige voneinander unabhängige Untersuchun- 
gen wird ein Zuschlag von 21 ‘’/o auf die materielle Pro- 
duktion gestützt. 

Berechnung der Produktivität 

Da Angaben über geleistete Besdiafligtenstunden nicht 
vorliegen, mußte als Maß für die Arbeitsproduktivität 
das Brultoinlandsprodukt je Beschäftigten gewählt wer- 
den. Verzerrungen können sich beim Vergleich infolge- 
dessen ergeben, wenn Unterschiede bestehen 

■ Im Tempo der Arbeitszeitverkürzungen (wenn in der 
Bundesrepublik die Arbeitszeit schneller abnimmt, 
wird die ProduktivUätszunahmo hier zu gering ausge- 
wiesen), 

■ im Ausmaß der Teilzcitarbeit (wenn in der Bundes- 
republik relativ weniger Teilzeitarbeit geleistet wird, 
ergeben sich zu hohe Produktivilälswerlel, 

■ in der Zahl der geleisteten Überstunden (bei Zunahme 
der geleisteten Überstunden wird die Steigerung der 
Produktivität überzeichnet, so im Konjunktiirauf- 
schwung der Bundesrepublik) 

Trotz dieser Ungenauigkeitea liefert der Vergleich der 
Arbeitsproduktivität durdiaus aussagefähige und offen- 
bar hinreichend exakte Ergebnisse. 

Zu 2, Industrie 

Der Vergleich bezieht sich auf die Industrie der Bundes- 
republik und der DDR in der Abgrenzung. 

Grundstoffindustrien {einschließlich Energie und Berg- 
bau) — 5 Sektoren, 

Metallverarbeitende Industrien — 3 Sektoren. 
Leichtindustrien — 7 Sektoren. 

Nnhnings- und Genußmllielindnstnen — 1 Sektor. 

Zeitraum des V'ergleichs sind die Jahre 1960 bis 1968. 
Verglichen werden: 

Bruttoproduktion, 

Beschäftigung^ 

Brutto- Anlagevermögen 

sowie aus diesen Vcuiablen zu ermittelnde Zeitreihen der 
Arbeitsproduktivität, 

Kapitalprodiiktivität, 

Kapitalintensität. 

Die Berechnungen werden durch Vergleidisrechniingen 
ergänzt, die strukturelle Unterschiede zwischen beiden 
Industrien nach Möglichkeit ausschließen. Ein Versuch, 
das Produktionspotential der DDR zu berechnen und mit 
vorliegenden Berechnungen für die Bundesrepublik zu 
vergleichen, schließt das Kapitel ab. 

Der Brultoproduktionswert Ist ln der Bundesrepublik und 
der DDR im wesentlichen in gleicher Weise ahgegrenzt. 
Er enthält die Produktion einschließlich der Lagerver- 
änderung und der sclbstcrstelllen Anlagen. 

Quellen 

BRD; Die amtliche Statistik der Bundesrepublik legt auf 
die Berechnung des Brulloproduktlonswertes wegen der 
dann enthaltenden Doppelzählung keinen besonderen 
Wert. Er wird daher nicht ständig erfaßt. Die Ergebnisse 
des Industriezensus 1962'* bringen jedoch u. a auch 


Daten des Briittoproduktionswertes der Sektoren, die von 
uns mit Hilfe der amtlichen Indexziffern der Nettopro- 
duktion ** für die Jahre t960 und 1961 sowie ab 1963 
forigeschricben wurden. Bruttoproduktion der Energie- 
versorgung nach Sciiätzung des DIW. 

DDR; Statistisches Jahrbuch der DDR, 1964 bis I960. Für 
1968: Schätzung des DIW, Berlin, an Hand des Stati- 
stischen Jahrbuchs der DDR, 1969. unter Berücksichtigung 
der veränderten Systematik der Industriezweige. 

Vergleich DDR — BRD; Querschnlltsverglelch 1967: Schät- 
zung des DIW, Berlin, an Hand von statistischen Angaben 
über rd 200 Produklgruppen; vgl. Arbeitsproduktivität In 
der Industrie der DDR und der Bundesrepublik — ein 
Vergleich, bearbeitet von H Wilkens in: Wochenbericht 
des DIW. Berlin, 37. Jg . Nr. 20.70. Die dort auf S. 13H 
gebrachten Relationen DDR . 1\RD wurden neu zusammen- 
gestellt gemäß der allen DDR-Systematik der Industrie- 
zweige. die hier verwendet wird Der Vergleich 1961 bis 
1%6 und 1968 wurde an Hand der auf DM-Preise von 
1962 umgerechneten DDK-Produklion von 1967 vorge- 
nommen. die mit Hilfe der im Statistisches Jahrbuch der 
DDR veröffentlichten Indlces der Bruttoproduktion fort* 
gcschriebRn wurde. 

Dem Vergleich hegt das Preisniveau der Bundesrepublik 
tm Jahre 1962 zugrunde. Zu diesem Zweck wurden die 
unveränderlichen Planpreise der DDR auf das Preisniveau 
der Bundesrepublik umgerechnet. Dies geschah mit Hille 
der Produktionsstatistik 1967. Rund 200 Produktgruppen 
der Bundesrepublik und der DDR wurden zu DM- Preisen 
bewertet und entsprechend der m der Synopsis aufge- 
führlen Seklorengliederung geordnet. Die dabei erzielte 
Repräsentation erreichte — gemessen am Brutloproduk- 
tionsvolumen der Bundesrepublik — Insgesamt rd. 45®/o. 
Die an sich erwünschte Erhöhung des Repräsentations- 
grades scheitert am liilormälionsmangel. 

Für das Jahr 1967 wurden die nachstehenden Relationen 
der Brutloproduklionswcrlc ermittelt (DDR : BRD, BRD 


= 100 ): 

Energie 29,2 

Bergbau 58.4 

Metallurgie 14,5 

Chemie 24,3 

Baumaterialien 24,7 

Elektrotechnische Industrie 26,0 

Schiffbau 31,5 

Sonstige metallverarbeitende Industrie 20,1 

Holz- und Kullurwaren 30.9 

Textilien 34,6 

Bekleidung, Naherzeugnisse 29.6 

Leder-, Schuh- und Pelzwaren 24,9 

Zellstoff, Papier 26.8 

Polygraphisdie Industrie 23.9 

Glas und Keramik 24.7 

Hahrungs- und Genußmittelindustrie 32,5 


Industrie insgesamt 26,1 


Mil Hilfe dieser Relationen und des Btulloprodukiions- 
volumens 1967 (zu Preisen von 1962) der Bundesrepublik 
wurde ein Bniltoproduktionsvolumen 1967 für die DDR 
(zu DM-Preisen des Jahres 1962) ermittelt. 

Brutto’ Anlagevermögen 

Das Bnitto-Anlagcvermogcn entspricht dem Wiederbe- 
schaffungswcrl aller an einem Stichtag oder in einer 
Periode vorhandenen Bauten und Ausrüstungen (Ma- 
schinen und sonstige Anlagen, Fahrzeuge). Die Verände- 
rung wird errechnet nach der Formel: 

Anfangsbestand 
-f- Brutto-Anlageinvestitionen 
if Veisdiroitungen 

^ Endbestand 
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OuQilen 

BRÜ: Indii5triene Vermögensrcctinunq des DIW, Berlin. 

DDR: Industrielle Vermogensredmung des DIW^ Berlin. 
Zum V'cigleidi wurden die im DIW für die DDR berech- 
neten Daten auf DM-Preise von 1962 umgcrcchnol. Dabei 
wurde ein Faktor von 0,8 zugrunde gelegt, d. h. es wurde 
ein PreLsverhältnis des Brutlo-Anlagevermögens der DDR 
zur Bundesrepublik von 1,25 angenommen 

Die Berechnungen des DIW beziehen sich für die Bundes- 
republik und die DDR auf Betriebe mit in der Regel mehr 
als lü BeschdlLlglen Den Dl W-Berechnungen für die DDR 
liegen amtliche Angaben über den GrundmiLlcIbestand 
der soyjalislischen Industrie zugrunde fvgl. Statistisdhes 
Jahrbuch der DDR, l%B. S. 56|. Die Grundmittel der 


Gliederung der Sektoren 


BRD (41 Sektoren) 


Kapitel Hl 

hdlbslaatlichen und der privaten Betriebe wurden vom 
DIW, Berlin, zuqeschätzl 

Besdiäftigte 

Sowohl in der Bundesrepublik als audi in der DDR sind 
die Daten als Jahresdurdrschnill errechnet und schließen 
die Leflrlinge mit ein. 

Die Daten beziehen sich nur auf Betriebe mit in der 
Regel mehr als 10 Beschäftigten. 

Quellen 

BRD: Angaben der Induslnebcrlchtcrstnllung des Stati- 
stischen Bundesamts, Wiesbaden. 

DDR: Angaben der Induslrieberichlersldltüng der Staat- 
lichen Zentrniverwaltung (ur Statistik, Ost-Berlin. 


DDR (21 Sektoren) 


I. Grundstoffindustrien 

1. Energieversorgung (M 
2 Bergbau (2 — 6) 

3. Eisenschaffende Industrie (7) 

Eisen', Stahl- und TempergieOereien l8| 
Zlehercien und Kaltwalzwerke (9) 
N£-Indiistrie (10) 

4. Chemische Industrie (11) 
Mlneralölverarbeltung IT2) 

Gummi* und Asbe^tverarbeftung (13) 
Kunststoffverarbeltung (14) 

5. Industrie der Steine und Erden (15) 

II. Metallverarbeitende Indusuie 

6. Elektrote^dinisdie Tndusuie (16) 

7. Sthiflbau (17) 

B (Sonstige metallverarbeitende Industrie) 
Siahtbau |I8) 

Maschinenbau (l9) 

Fahrzeugbau (20,21) 

ESBM-Industrie (22) 

Feinmechanische und optische Industrie (23) 
Itl. Leichtindustrie 

0. Sägereien und Holzbeajbeilung (24) 
Holzverarbeitung (25) 

Sportwaren-, Spielwaren*, 
MusDcinsirumentenlndustrie (26) 

10. TextlUndußtrle (28) 

11. Bekleldungslnduslrie (28) 

12. Lederindustrie (29 — 31) 

13. Zellstoff- und Papiererzcugung (32) 
Papierverarbeitung (33) 

M. Druckerei* und Vervielfälligungslndüslfie |34) 

15. frlnkeramische Industrie (35) 

Glaslnduslrie (36) 

IV. Nahrungs- und Genußmittelindustrie 

16. Nahrungs- und Genußmittelindustrien (37—41) 


1. Grundstoffindustrien 
t. Eoergtebelticbe (1) 

2. Bergbau (2) 

3; Metallurgie (3) 

Gießereien und Schmieden (4) 

4. Chemische Industrie (5) 


5. Baumaterialienindustrie (6) 

If. Metallverarbeitende Industrie 

6. El^trotechnlsdie Industrie (7) 

7. Schiffbau (8) 

6. (Sonstige metallverarbei lende Industrie) 
Schwermaschinenbau (9) 

Allgemeiner Maschinenbau (10) 
Fahrzeugbau (11) 

Metall Warenindustrie (12) 

Feinmechanische und optische Industrio 113) 

III, Leichtindustrie 

0. Holz* und Kulturwaren (14) 

10. Textilien (15) 

11. Bekleidung, Naherzeugnisse (16) 

12. Leder-, Schuh- und Pelzwaren (17) 

13. Zellstoff und Papier (18) 

14. PolygraphJsdie Industrie (19) 

15. Glas und Keramik (20) 

IV, Nahrungs- und GenußmitteUndusirle 

16. Nahrungs* und Genufimittel (21) 
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Zu 3. Landwirtschaft 

Der Lajidwlrtschaftsverglelch zwischen der Bundesrepu- 
blik und der DDK bezieht sich im wesentlichen auf die 
Betrlebsslruktur, den Fakloreinsnlz. die Produktion und 
die Produktivitäten im Zeitraum der Jahre 1957/61 bis 
19<^8, teilweise auch der Jahre 1949 bis 1969. 

Als Unterlagen dienten die Angaben der jeweiligen aml- 
lldien Statistik. Wahrend die Agrarstatlslik der Bundes- 
republik alljährlich die im Rahmen einer Cesamtrech- 
nung aggregierten Größen der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion im Bundesgebiet ausweist, liegen für die DDR 
vergleichbare offizielle Angaben über summarische Pro- 
duktionsddten (Brutlo-Bodenproduklion, tierische Gesamt- 
lelslungen, Nahrungsmitlelproduktion, Nello-Nahrungs- 
mlUelpioduktion) nidiL vor. Sie mußten an Hand der 
verfügbaren Teilslatislikcn über die Mengcneiiräge der 
verschiedenen pflanzlichen und tierischen Erzeugnisse 
sowie über die Bestände der Vlchartcn berechnet und 
teilweise gesiJiälzl werden. 


Quellen 

Betnebsstruktur 

BRD- Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirt* 
schall und Forsten der Bundesrepublik Deutschland, 1970 
und vorhergehende Jahrgänge; Deutscher Bundestag, 
(i. W^flhlpenode, Drucksache VM/372 (Grüner Bericht 1970), 
Bonn. 6. Februar 1970, S. 21—25. 

DDR: Statistisches Jahrbuch der DDR 1970 und vorher- 
gehende Jahrgänge. 

FaktoreinsaU 

BRD: Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten der Bundesrepublik Deutschland. 1970 
und vorhergehende Jahrgänge. 

DDR: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1970 und vorher- 
gehende Jahrgänge 

Umrechnung der Beschäftigten auf Vollarbeilskrafle nach 
Institut für Agrarpolitik und Agrarstatislik der TU Ber- 
lin, Umrechnungsfakior 0.9 entsprechend folgender DDR- 
Literalur: O. Krause. L. Löhrke, A Meurer, C. Ewert, 
Zur Arbeltskraflesituatlon in der Landwirtschaft und 
W'ege zur Lösung des Arbeitskrafteprohlems in Betrieben 
mit geringem Arheitskräftebesatz, in: Zeitschrift für 
Agrarökonomik, 7. Jg. (1964|, Heft 7. S. 204 A. Ball, 
Technisierung und Arbeilswirlschaft im sozialistischen 
Landwirtschaftsbetrieb, in: Industriemäßige Produktion ln 
der Landwirtschaft, Wissenschaftliche Zeitschrift der Mar- 
lin-Luther-Universiläl Halle- W'itlenherg, Sonderheft 1965, 
S. 53. R. Hüwex, Methodik und Ergebnisse einer regio- 
nalen Landwirtschaftlichen Arbeitskräfte-Enlwicklungs- 
bilanz im Bezirk Dresden für 1970, in: Wissenschaftliche 
Zeitschrift der Humboldt-Universität zu Berlin, Mathe- 
matisch-naturwissenschaftliche Reihe. 17. Jg. ( I960). Heft 6. 
S 866. 

Agrarproduktion 

BRD. Gesamlrechnungen der Abt. VI des Bundesmini- 
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
regelmäßig veröffenillchl im Slalislischen Jahrbuch über 
Ernährung. Landwirtschaft und Forsten der Bundesrepu- 
blik Deutschland, in den Bundestagsdrucksachen der Be- 
richte der Bundesregierung über die Lage der Landwirt- 
schaft (Grüne Berichte) und ln der Zeitschrift Agrarwirt- 
schaft. 

DDR: Berechnungen von K. Merkel, Institut für Agrar- 
politik und Agrarstatistik der TU Berlin (teilweise unver- 


öffentlicht), zuletzt veröffentlicht in: K. Merkel. Die Er- 
zeugungsleistung der Landwirtschaft der DDR, in; Bei- 
träge zur Entwicklung der Landwirtschaft der DDR, hrsg. 
von E Schinke und H.-U. Thimm. Gießen 1970, S. G4 — 91. 
Die Vcrglcichbarkeil der Produklionswcrte in beiden 
Staaten dürfte durch die Cbercinslimmung in der metho- 
dischen Berechnung recht gut sein. Im Unterschied zu 
den Berechnungen der Bundesrepublik, die auf W'irl- 
sdidflsjahte abgeslelU sind, waren die Berechnungen 
über die DDR nur für Kalenderjahre möglich Dieser 
Untersdued fallt für die Vergleichbarkeit Jedoch kaum 
ins Gewicht. 


Geireideeinheit 

Um die Ndturalmengen der verschiedenen landwirtschdli- 
hehen Erzeugnisse zusammenzählen und das Gesamter- 
gebnis in einer Zahl ausdrücken zu können, wird als Maß- 
slab die Gelreidecinheit (GE) benutzt. Sic eignet sich zur 
Kennzeichnung der summarischen Ergebnisse der Agrar- 
I Produktion besser als eine Bewertung in Geld, weil un- 
abhängig von den jeweiligen Preisen und Preisrelationen 
' die einzelnen Ayrarprodukle durch den Getreideeinheiten- 
sdilüssel ln ein besliinmtes Verhältnis zu Getreide ge- 
bracht werden wobei 1 dz Getreide = l dz GE gesetzt 
ist. 

Die Einstufung der meisten pflanzlichen Erzeugnisse cr- 
I folgt nach ihrem Nährsloffgehall, wobei ein Wirkungs- 
wert (Reduktionswettl von Kohlehydrat : Eiweiß : Fell im 
Verhältnis 1 : 2,5 : 2,4 uniersielli ist Für pflanzliche Er- 
zeugnisse. die nicht unmittelbar oder überhaupt nicht der 
menschlichen oder tierischen Ernährung dienen, wie z B. 
Sämereien und Faserpflanzen, sind die Wertzahlen aus 
I einem Ertragsvergleich mil denjenigen Ackerfruchten ab- 
geleitet, die ähnliche Boden- und Arbeitsansprüche stel- 
I len. 

Die Bewertung der tierischen Erzeugnisse erfolgt auf 
Grund der für ihre Erstellung etforderhdien Ndhrsloff- 
raengen im Füller Die Wertzahlen für Tierprodukte sind 
also auf Getreide bezogene Reproduklionswerle. 


Produktivität 

Da Angaben übei die zur landwirtschaftlichen Produktion 
geleisteten .Arbeitsmengen nicht vorliegen, mußte als 
Maß für die Arbeitsproduktivität ln der Landwirtschaft 
die Nahrungsmittelproduktion Je Vollarbeitskraft gewählt 
werden. Unge.naulgkeiten können im Umrechnungsverfah- 
ren der Beschäftigten auf Vollarbeilskrafle liegen, so daß 
der Vergleich der Arbcitsproduklivllat in der Landwirt- 
schaft zwischen Bundesrepublik und DDR nur bestmög- 
liche Annäherungswerte liefern kann. 

Demgegenüber dürften die Flächenproduklivllät der 
Pflanzenproduktion (Brutlo-Bodenproduktion je Hektar 
landwlrtscttafllicher Nutzfläche), die Flächenproduktivität 
der Landwirtschaft (Netto-NahrungsmiUelpraduklion je 
ha LN) sowie die Produktivität der Viehhaltung (Tierische 
Gesamtleistungen je Großvieheinheit} hinreichend exakte 
Verglelchswcrle liefern. 


Quellen 

BRD: Berechnet nach den Angaben im Statistischen Jahr- 
buch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten der 
Bundesrepublik Deutschland. 1970 und vorhergehende 
Jahrgänge. 

DDR; Institut für Agrarpolitik und Agrarstatistik der TU 
Berlin (teilweise unveröffentlicht). 
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Anmef!<ungen zu Kapitel IM 

* NadisLeh€3id wird über die ge&amtwirisdidftUche Pio- 
dukUoji und FrodukUvliäl berichtet. Zur Verwendung 
des SozifllproduktB vgL Kapitel V. 

* Eetedinel zu Preisen von 19G7 in DM (BRD) bzw. M 

(DDR}4 Der Anteil der Diens-Lleistungen diu BrutTo- 
scizialprOdakL der DDR wurde mit Hilfe verüffenLIiditer 
und unveröüentUdbttiir Vordtbeiten geschälzL. Für Pro- 
duktlvUdlsuniersuchungen ist diu ßeredmung der re- 
alen Entwicklung unerläßlich. Da jedoch in der DDK 
die Preiskornponente im Rahmen det nnmmnleu Ent- , 
Wicklung nur einen geringen Anteil hat. können die 
hier berechneten Daten audi für «ndere Vergleiche 
verwendet werden, solange sie sich auf die letzten i 
Jahre beschranken (vgi. z. ß. Kapitel Vip I 

’ Dieses Ergebnis wurde in beiden Staaten mit eiueni ! 
sehr geringen Beschaff igungszu wachs erzielt {Jahres- 
durchsdinilthdi BRD -I- 0,3 "-'u, DDR (l,4®'nl, der in 
der DDR die Folge der erhrhlich gestiegenen Erw'erbs- 
quote war | Erwerbsquote 1969 BRD; 44.4 DDR: 
50 , 9 ’'*.|. 

' Industrie hier einsdiließlidi Bergbau, Energie und Ver- 
arbeitendes Handwerk ohne Bauhandwerk. 

^ Das BruLLoinlandsprodukt umfaßt die im Inland er- 
zielten Fdktoreinkommcn (Bruttolohnsumme, Sozial* 
versjdierung, Gewinne, Zinsen usw.), die indirekten 
Steuern und die Abschreibungen. 

* Dieser Wert gilt mitlelfrislig. Der geringere Prozent- 
satz für 1569 wurde durch Mißernte verursadit. 

‘ ArbelUpEOdUktlvilül wird hier gemessen am Brutto- 
inlandspiodukl zu Preisen von 1967 je Besdiäftigtc^n. 
Der Ausweis tiddi BeschafUgtenslundeu wäre öko- 
nomisch sinnvoller, isi jedoch wegen Daten mangels 
unmOglidi 

Der Beitrag beschaff Ujl sidi nic^it mit den Vorausse?- 
zungen, Zielen und Mitteln der in beiden Staaten | 
heuiebenon IndüSlriepOhLik, sondern beschränkt sich ' 
darauf, die Entwicklung an den Daten der fndustTie- 
Statistik, abzuleseir Die fnduslTie umfaßt in der hier 
gewählten Abgrenzung: Verarbei lende Industrie, 
Bergbau und Energie ohne Bduinduslrie, 

’ Die Anteile der vcrbraudisnahen und -fernen Indu- 
strien an der gesamten Produktion gellen als ein 
braudabarer Maßstab für den Reifegiad einer Volks- 
wirlsdidfl. Mit zunehmendem Reifegrad nimmt auch 
Ln liodiindüstriahsierten Landern der Anteil der vei- 


Kapltel Hi 

brauchsnahen Industrien noch ab. über den Lebens- 
standard sagen derartige Struklurdaten allem noch 
nichts aus (vgl. hierzu Kapitel V). 

Dabei ist zu beachten, daß wegen der zwischen den 
sazialis tischen Ländern im Rat für gegenseitige Wirt- 
schaftshilfe (RGW) vereinbarten Arbeitsteilung die 
DDR bestimmte Fahrzeugtypen überhaupt nicht her- 
sleJlt (Omnibusse, mittlere und schwere l^kw). 

Der dUssagekidfUgere Vergleich der jeweils geleiste- 
ten Beschärtigungssiunden ist aus Mangel an Infor- 
matlonen nicht möglich. Für die Bundesrepublik exi- 
stieren Angaben der Industneberlcbterstaltung für die 
geleisteten Arbeilsstundcn, vorgLeidibare Daten für die 
DDR wurden nicht veröffentlicht. Da die durdisrhnill- 
lidie Arbeitszeit in der DDR länger ist als in der 
Bundesrepublik, würde das Verhältnis der in det DDR 
im Vergleich zur Bundesrepublik geleisteten Arbeils- 
stunden höher sein als die ausgewiesene BeschälLig- 
lenrelalion. Andererseits isl der Einfluß der in der 
DDR vermutlidi höheren Teilzeitarbeit zu bedenken^ 
der, für sich gesehen, die Relation drüdtl. 

Zur Bedeutung der inciustiiell Beschältlgten üinerhalb 
der Gesamlwklschdft vgL Kap. IL Dort auch Angaben 
über die Verteilung der BesdiäJtigten nach deni Ge- 
sdiledU (nur für L964). 

Unter Belriebsslniktur werden hier vornehmlich die 
Verteilung des Bodeneigenlums auf die Betnebo und 
die Gliederung der Betriebsgrößen, innerhalb deren 
sldi die Agrarptodukuon vollzieht, begriffen. 

Zensus im Produzierenden Gewerbe, Heft 2, Unter- 
nehmens- und Betrlehsergebnissc für die Industrie 
ohne Bauindustrie nach Industriezweigen, Oktober 
1960, S 124 fL 

Die Bezeichnung .Indexziffer der industriellen Nclla- 
produklion' jsl irreführend, weil die Meßzifferreihcn 
des fndex meist auf Grund von Stückzahlen u. ä. er- 
rechnet w^erden. also die Doppelzahlungen noch ent- 
halten sind Lediglich die Gewichtung der einzelnen 
Meflzlllerreihen erfolgt mit Hilfe der Neltoproduk* 
lionswerte, Daher ist die Benutzung der Meßziffem 
zur Fortsdireihung von ßruttoproduktionsw'erten er- 
laubt. 

'* Fiir die Durchführung dieser Arbeiten ist Herrn 
Diplom-Volkswirt IL Wilkens vom DIW, Berlin, zu 
danken. 

Ein aus verschiedenen Preisschätzungen zusammen- 
gesetzter Index ergibt eine Relation von 1,27, abge- 
rundet 1,25. 
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Kapitel IV 


Hauptfaktoren der Infrastruktur 


^ Das Verkehrswegenetz beider deutsdier Staaten wird auch heute 
noch weitgehend von dem ihm zugrunde liegenden einheiUidien 
Wegenetz des ehemaligen Deutschen Reiches bestimmt. In der 
Bundesrepublik wurde das vorhandene Verkehrswegenetz seil 
dem zweiten Weltkrieg weit stärker erneuert und erweitert als 
ln der DDR. (240—246) 

^ Arbeitsproduktivität und Kapitalintensität des Verkehrs sind bei 
etwa gleichem Wachstumstempo erheblich höher als in der DDR. 

(247—250) 

^ Im Güterverkehr ging der Anteil der Eisenbahn auf Grund der 
Strukturwandlungen im Transportaufkommen in beiden Staaten 
erheblich zurüch. Diese Tendenzen wurden in der Bundesrepublik 
durch die Konkurrenz des Lastkraftwagens und der Binnenschiff* 
fahrt verstärkt. In der DDR nahm der Anteil des Lastkraftwagen* 
Verkehrs nicht so stark zu, weil dieser Bereich durch verkehrs- 
polltische Maßnahmen auf den Nahverkehrssektor konzentriert 
wurde. Die Binnenschiffahrt besitzt ln der DDR nur geringe Be- 
deutung. (251—258) 

^ Im Personenverkehr war die Entwicklung in der Bundesrepublik 
durch die Expansion des Individualverkehrs — vor allem im inner- 
städtischen Verkehr — bestimmt. Ansätze einer ähnlichen Ent- 
wicklung zeichnen sich neuerdings auch in der DDR ab. (259, 260) 

^ Die Verkehrsplanung wird in beiden Staaten künftig auf den 
Verkehr als Ganzes und nicht auf einzelne Verkehrsträger ausge- 
richtet. In der Bundesrepublik und in der DDR werden der kom- 
binierte Verkehr gefördert und Nebenstrecken der Eisenbahnen 
stillgelegt. Das Grundnetz der Eisenbahn sowie das Femstraßen- 
netz sollen erweitert und ausgebaul werden. (216. 262) 

^ Der Primärenergiebedarf wird in der Bundesrepublik zu 50®/o 
durdi Mineralölprodukte und zu knapp 30 Vo durch Steinkohle, in 
der DDR zu 75 ®/o durch Braunkohle gedeckt. (263 — 270) 

^ Die stärkere Rationalisierung des Energieeinsatzes hat in der 
Bundesrepublik bewirkt, daß der industrielle Energieverbrauch 
— auf die Produklionseinheit bezogen — um etwa 20®yo unter dem 
der DDR liegt. Auch im Umwandlungsbereich ist der Energiever- 
brauch je Erzeugungseinheit in der Bundesrepublik niedriger als 
in der DDRj die privaten Haushalte verbraudien in der Bundes- 
republik im Durchschnitt erheblich mehr als in der DDR, 

(281—284) 

^ Der gesamte Energieverbrauch (Industrie. Umwandlung, private 
Haushalte) ist in der Bundesrepublik je Einwohner geringfügig 
kleiner als ln der DDR, nimmt j^och sdmeller zu. (272) 
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^ Weder die Bundesrepublik noch die DDR verfügen über ausrei- 
chende Vorräte an Energieträgern, um ihren Bedarf an Primär- 
energie aus eigener Förderung decken zu können. Beide Staaten 
sind daher in steigendem Umfang gezwungen, Energieträger zu 
importieren. (264 — ^270) 

^ Die Produktion neuer Wohnungen war von 1950 bis 1968 in der 
Bundesrepublik je Einwohner dreimal so hoch wie in der DDR. 

(277—282) 

^ Die Wohnungs Versorgung war im Jahr 1950 — gemessen an der 
Zahl der Wohnungen — in der Bundesrepublik schlechter als in 
der DDR. Gemessen an der Wohnfläche war die Versorgung in 
beiden Staaten gleidt. Auch 1968 standen in der Bundesrepublik 
je Einwohner weniger Wohnungen zur Verfügung als in der DDR. 
Die Wohnfläche je Einwohner erreichte dagegen 1968 in der Bun- 
desrepublik 23 qm. in der DDR 19 cjm. (283) 

^ Der Wohnungsbesland wurde in der Bundesrepublik von 1950 bis 
1968 um 9,6 Mill. erhöht und damit fast verdoppelt, in der DDR 
nahm er in der gleichen Zeit um 0,95 MUL bzw, um 19 ®/o zu. 

(281—284) 

^ ln der Bundesrepublik sind die älteren Wohnungen mit sanitären 
Anlagen sehr viel besser ausgestattet als in der DDR. Bei neueren 
Wohnungen differieren die Ausstattungsmerkmale tendenziell im- 
mer weniger. (285) 

^ Die Ausgaben der Arbeitnehmer für Mieten haben sich in der 
Bundesrepublik von 1950 bis 1968 mehr als vervierfacht, in der 
DDR sind sie kaum gestiegen. Die Mieten quaJitativ vergleichbarer 
Wohnungen sind in der Bundesrepublik zwei- bis dreimal so hoch 
wie in der DDR, (286) 


1. Verkehr 

240. Struktur und Leistungsfähigkeit des Verkehrs 
in beiden deutschen Staaten werden auch heute noch 
in erheblichem Maße von der gemeinsamen Enl- 
wicklung bis 1945 und der Ausgeingssiluation bei 
der Teilung Deutschlands geprägt. Das vorhandene 
einheitliche Verkehrswegenetz konnte im Verlauf 
der — unter unterschiedlichen Zielsetzungen — er- 
folgten Wiederaufbau- und Aasbauperiode ln der 
Nachkriegszeit nicht grundlegend unislrukluriert 
werden. An die Stelle einer bis zum Kriegsende 
vorherrschenden Ost-Wesl-Rlrhtung der Verkehr.s- 
slröme mit einem entsprechend orientierten Eisen- 
bahn- und Femstraßennetz und dem Mittelland- 
kanal als einer Hauplwasserslraßenverbmdung tra- 
ten zwar ln beiden deutschen Staaten Verkehrsan- 
forderungen in Nord-Süd-Richlung, denen aber das 
Wegenetz — insbesondere in der DDR auf Grund 
der Knappheit der dort für den Ausbau der Infra- 
struktur verfügbaren Mittel — bis heule nur bedingt 
angepaßl werden konnte. 

241. Die Teilung Deutschlands und die sich daraus 
ergebenden politischen und ökonomischen Konse- 
ejuenzen trugen in den Randgebieten beider Staaten 
dazu bei, den Wiederaufbau des Wegenetzes ent- 
weder zu verhindern oder zumindest wesentlich zu 
verzögern. Die Bundesrepublik und die DDR sind 


zur Zeit nur durch 7 Eisenbahnübergänge und 5 
Übergänge für den Straßenverkehr verbunden. Für 
die DDR kommt einschränkend hinzu, daß der Ver- 
kehr mit Polen und der CSSR auf 2 Übergangsstellen 
im Eisenbahn- und je 3 im Straßenverkehr be- 
schränkt ist. 

Grundsätzlich verändert hat sich als Folge der poli- 
tischen Spannungen zwischen Ost und West die 
Stellung Berlins, das auch innerhalb des Verkehrs- 
netzes der DDR seine frühere Bedeutung als Ver- 
kehr.skreuz Europas nicht wieder erlangen konnte, 

a) Die Angebotsstruktur des Verkehrs 

EiscnbahnfieL 

242. Die Streckenlänge des Eisenbahnnetzes umfaßt 
in der Bundesrepublik gegenwärtig rund 34 000 kin, 
in der DDR rund 15 000 km. Etwa jeweils die Hälfte 
sind als Hauptbahnen anzusehen. Die Strecken- 
dichte ist damit ln beiden deutschen Staaten relativ 
hodi. Eine Stillegung von Nebenbahnen erfolgte 
zwar bereits. Entscheidende Veränderungen in die- 
sem Bereich sind jedoch erst geplant. Unterschied- 
lich ist der Umfang der Elektrifizienmg von Slrek- 
ken. Gegenwärtig sind in der Bundesrepublik rund 
8600 km. in der DDR 1200 km elektrifiziert. Obwohl 
die Elektrifizierung zunächst auch in der DDR in 
gleicJiem Maße wie in der Bundesrepublik vorge- 
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sehen war, wurde sie seit I%5 zugunsten einer Um- I 
Stellung auf Diesel anlrieb zuiüdcgesteJIt, der 1975 ' 
83 der Betriebsleistungen erreichen soll. 

SfruiJe/irreU 

243, Die Entwicklung des Strafen- und insbeson- 
dere des FernslralJennelzes verlief in der Bundes- 
republik: und in der DDF^ unterschied lieh. 

Das Slrancnnetz im Bundesgebiet wurde erheblich 
aiisgebaut. Das Autobahnnetz wurde allein im 
letzen Tabrzehnt um 1400 km auf 4000 km. die 
Bundesst rnflen um 7000 km auf 32 000 km und 
die Laridstiaßen um 18 000 km auf 125 000 km er- 
weitert. Dabei wurde das Netz gleichzeitig quali- 
tativ verbessert und den gestiegenen Leislungs- | 
aniorderungen angepaßt. Ähnliches gilt für die 
250 000 km Gemelndeslraßcn ^ 

In der DDR handelte es sich fast aussrh ließ lieh um 
eine Unterhai lung und Erneuenmg des bestehenden 
Wegenetzes von 1400 kni Autobahneni. 11000 km 
Fern-, 33 000 km Land- und 57 000 km Gemeinde- 
straßen. I 

Ern öffentlichen Stadtverkehr konnte der Aushdu 
eines den Oberflächenverkehr entlastenden U- und 
S-Bahnnetzes im Bundesgebiet bereits in den sech- 
ziger I ähren in Angriff geiroiriTnen werden, während 
hiermit in der DDR erst gegenwärtig begonnen wird 

Wc3flseMirnÖCM: 

244, Die Binnenw'asserstraflen haben für die Bxin- 
des re publik mit über 40Ö0 km voll schiffbarer Flüsse 
und Kanäle weil höhere Bedeutung als für die DDR, 
da sie nicht nur die wdrlsdiaf fliehen Zentren im 
Massengutverkehr verbinden, sondern audi die 
Seehäfen an diese anschließen. Das in der DDR be- 
reits bei Kriegsende gut ausgebaule Hauplnelz von 
über 1700 km wurde durch die Drehung der Ver- 
kehrströme m die Nord-Süd-Riditung, die Verände- 
rung der Stellung Berlins, vor allem aber dadurch, i 
daß die Elbe und die Oder zu Grenzflüssen der DDR 
wurden, erbeblifh in seiner Bedeutung reduzierl- 

Eine Folge der Leistungssteigerung der Binnen- 
schifföhrl und des erweiterten Netzes in der Bundes- 
republik war der Ausbau der Binnenhäfen. In der 
DDR wurden die Binnenhäfen kaum ausgebaut, 

Ebenso wurde das Wasserstraßcnnelz der DDR nidil 
wesen Liicii erweitert, ln der Bundesrepublik dagegen 
wurden nicht nur neue Verbindungen geschaffen 
bzw'. geplant (Mosel, Rhcin-Main-Donau-Kanal, 
Neckar, Nord^Süd-Kanal], sondern auch die vor- 
handenen Kanäle {Mittellandkanal, Dortmund-Ems- 
Kanall den größeren Schiffseinheiten enlsprediend 
ausgebaut. 

Lu/lvefkeA/ 

245, Die hohen Wadistumsralen im Luftverkehr 
führten nicht nur in der Bundesrepublik, Bondera 
auch in der DDR zu einem Ausbau der Verkehrs- 
Ilughäfen. Schw^erpunkte des Aushaus in der Bun- 
desrepublik waren die Rughäfen Frankfurt (Main) 
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und Küln-Bojin. Sdiwerpunkt m der DDR ist der 
Flugplatz Berlin-Schönefeld, der als internationaler 
Großfiughalen an das S-Bahnnetz Berlins und an das 
Aulohahnnetz angeschlossen wurde. 

P/pefmr.i 

246. ln der Bundesrepublik kommt dem Transport 
von Erdöl eine größere Bedeutung zu als in der 
DDR. Sdu>n 19.‘i8 wurden in der BiLndesrepublik die 
ersten Fcrnleiiungen in Betrieb genommen, während 
in der DDR ein Erdölfernleitungsnetz erst seit eini- 
gen .fahren ausgebaul wird. Fernleitungen waren 
1969 ln der Bundesrepublik m einer Länge von 
rund 1600 km verlegt, in der DDR von rund 650 km. 


b) Die Kombination der Produklionsfaktoren 

247, Ein Vergleid; der Augebotsstruklur sowie der 
Leistungsdaten ist nur bedingt möglich (vgL die 
Methodisdien Hinweise im Anhang). Der Anteil des 
Verkehrs am BruLioinlandsprodukf der Bundes- 
republik bzw. am Nettopmdukt des produzierenden 
Wirtscharishereifhs in der DDR mit Sätzen von 

bis 6^''n weisi in beiden deutschen Staaten, ver- 
ürsadd u. a. durch das Vordringen des Individual- 
verkehrs sowie des Werkverkehrs, die gleidie ab- 
nehmende Tendenz auf. Sehr ähnlich ist auch der 
Anteil des Verkehrsbereichs an den Gesamtinvesti- 
tiunen ’ — ohne Bau von Slraüen und Wasser- 
straßen — mit jeweils sowie am Anlage- 

vermögen der Valkswirtschaft — gleichfalls ohne 
die hier wichtigen Straßenkosten — mit rund 
Auch die Steigerungsraten zwischen 1960 und 196B 
w'eirhen nur wenig voneinander ab. 

248. Das Anlagevermögen stieg in der Bundes- 
republik von tl3 auf 159 Mrd. DM, in der DDR von 
33 auf 43 Mrd. M, also jeweils um 30 Die Investi- 
tionen in konstanten Preisen nahmen in der Bundes- 
republik von 6,3 auf 8,9 Mrd. DM, d. h. um rund 
40 in der DDR von 1,6 auf 2,4 Mrd. M, d. h. um 
etwa die Hälfte zu. 

249, Der Aibeitskrafteeinsatz war in beiden deut- 
sehen Staaten Anfang der sediziger Jahre am höch- 
sten und zeigt seitdem vor allein in der Bundes- 
publik abnehmende Tendenz. Rüddäulig war gleicit- 
falls, wenn auch in untersdüedlichcr Intensität, der 
Anteil der Selhstänciigen und milhelfenden Familien- 
angehörigen. 

Gegenwärtig sind im Bundesgebiet rd. 1,35 Mil- 
lionen Personen, davon etwa 9Ö DOO Selbständige 
und milhelfende Angehörige, im Verkehr und Nach- 
richtenwesen tätig, ln der DDR sind es insgesamt 
540 000 Personen, danrnter 13 000 Selbständige und 
inilhelfende Angehörige. 

Leistung^kenntUf^rn 

250. Wesentlich aussagefähiger ist ein Vergleich 
der Volks wutsch all liehen Kennziffern, da hier- 
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durch Unterschiede in der monetären Bewertung 
und in der Größenordnung des Bcohaditungs- 
übjektes eliminierl werden. Die KapitalprodukLivitdl 
(d. h. der un Verhältnis 2 um KapitaleinsnU erzielte 
Ertrag) ist in beiden deutschen Staaten, bedingt 
riuidi die Bedeutung der Eisenbahnen mnerhalb des 
Verkehrssektors, annähernd gleidi groß. Aussagen 
über VeräntlerungsLendenzen waren allerdings erst 
in einer Analyse möglich, die auch die Entwicklung 
der Einzelbcreiftie einbeziehen könnte. Der Kapilal- 
einsatz je Arbeitskratt — die KapiLalinienslläl — 
ist dagegen in der Bundesrepublik durdi bereits 
weiter vorgeschrittene Substitution inensdilidiür 
Arbeitskraft durch Kapital fast um die Hälfte höhet. 
Er stieg seil 1960 im Bundesgebiet von 78 Oüü DM 
auf 117 000 DM, also um etwa die Hüllte, in der 
DDR von 60 000 M auf ßO 000 M, also um etwa ein 
Drittel. Die Arbeitsproduktivität in der Bundes^ 
republik liegt gleichfalls um last 50 ^ V hoher als in 
der DDRr die Steigerungsrate war dabei im letzten 
Jahrzehnt aber annähernd gleich. Dieser höhere 
Kapitaleinsatz kommt audi in der auf die Arbeits- 
kraft bezogenen Inveslitionssumnie, der Iiivestitions“ 
intensjtät, zum Ausdruck, übwohi audi für diese 
Kennziffer die Niveauunterschiede we.senthdi gra- 
vierender als die War+istumsdiffererizeri sind. Die 
Investilionsguole, d, h das Verhältnis zwisch.Dn In- 
vestitionen und Einnahmen (Jew'eils elw'a 20**'«), 
weist dagegen fast gleiche und für den Verkehrs- 
sektor mtomational typische Werte auf. 

Ein Vergleich der Arheilsprodukti vital ln realen 
Mengeneinheiten je Besdiäftiglen {ausgedrückt in 
Transporteinheiten als Summe von Personen- und 
Tonnenkilometern) bestätigt die monetären Er- 
gebnisse und ergibt in beiden Staaten in der Nach- 
kriegszeit eine Verdoppelung der Produktivität. 


c) Die Nachfrage nach Verkehrsleistungen 

s'rhione und 5t ruße 

2S1, Bei einem Vergleich der V^erk ehrsleist ungen 
tn den beiden deutschen Staaten ist es notwendig, 
zunächst nodi einmal von den Unterschieden in der 
Angebotsstruklur ausziigehen, In der DDR domi- 
niert — wie ln fast allen Staaten des Rates für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe — der Eisenbahn* 
transpQil. Ursadie hierfür ist mehl nur das dichte 
Eisenbahnnolz, von dem — trotz Kriegszerstörun* 
gen und Demontagen — ausgegangen werden 
konnte, sondern audi die Tatsadm* daß die Moto- 
risierung nur langsam zunahm. Der Pkw -Verkehr 
wurde dabei zugunsten des Lkw-Verkohrs gezielt 
vernachlässigt, Ein verstärkter Einsatz des Kran- 
wagens hätte einen gleichzeitigen Ausbau des 
Slraflennetzes erfordert, der bei der Knappheit der 
vtirfügbaren Ressourcen nidit zu realisieren w^ar 
Erst seildfMii in den letzten Jahren die Entwirklung 
des kombinier len Transports mit Hilfe von Con- 
tainern andere Akzente im Güterverkehr setzte und 
der steigendu Lebensstandard die private Molo- 
rlesierung begünstigte, versdioben sich audi in der 
DDR die Relationen zwisthen Sdiiene und Straße. 


Güierveskvtif 

252. Einen Überblick über Entwicklung und gegen- 
wärtige StJüktur der Verkehrsleistungen ini Guter- 
mid Personenverkehr geben die Tabellen A CG und 
A 67. Im Güterverkehr ist es notwendig, zwischen 
den Leis Lungen mit deutschen Verkehrsniiüeln ujad 
denen eul deutsdien Verkehrswegen zu unterschei- 
den -. hl der Bundesrepublik bestehen hierin erheb- 
liche Unterschiede bei der Binnenschi flahrt und beim 
GuLerkraltverkehr, die auf dem hohen Anteil aus- 
ländischer Fahrzeuge im grenz übe rsdiieltenden Ver- 
kehr beruhen. Die weitgehende Liberalisierung er- 
höhte die Bedeutung der Rheininündiingshäfen für 
das RtihrgebieL; gleidizeitig nahm der Transitver- 
kehr auJ dem Rhein urheblich zu. In der Seeschdf- 
fahrl unterscheiden sich die Leistungen der deut- 
schen Fl ölte von der Entwicklung des Verkehrs ln 
deutsdien Seehäfen. 

253. Im Schienenverkehr erreiclien die Bundesrepu- 
blik und (he DDR last gleich hohe Beföiderungsmen- 
gen. Die Leistungen in der Bundesrepublik sind davon 
bceinlkißt, daß stärker als in der DDR der Lastkraft- 
wagen in den Fernverkehr eingeschaltet ist, obwohl 
durch die Kontingentierung seiner Transportkapa- 
zitäten versucht würd, den Wettbewerb zwischen 
Sdiiene und Straße zu steuern. Diese Beeinflussung 
ist in der DDR im Sinne der geplanten Arbeitstei- 
lung im Güterverkehr noth wosenllitii einsdinei- 
dender, da hier jeder einzelne Transport im Slra- 
ßongüterfernverkehr genehmigungspfliditig ist. Legt 
man die Leistungen der deutschen Verkchrsmillel 
nach Tonnenküomelem als aussageiähigsten Indika- 
tor zugrunde, so werden von der Deutschen Reidis- 
bdhn in der DDR noch initnei drei Viertel aller 
CüterverkelirsleisLungen erbracht. Dieser Anteil, 
der noch vor wenigen Jahren bei rund 8ü lag, 
geht seitdem stetig zurüdc. ln der Bundesrepublik 
enllallt aui den Sdiienenverkehr dei Bundesbahn 
und der .sonstigen, nidilbundeseigenen Eisenbah- 
nen gegenwärtig nur noch ein Drittel der Gesarnt- 
Icislungcn, während dieser Anteil in der ersten 
Nachkriegszeit 60 betragen halte 

254. Die Binnenschiflahrt, in der DDR nur mit 
4 *^;a an den Leistungen beteilig L en eicht m der Bun- 
desrepublik einen Anteil von etwa 2ö*^.''o. 

255. Ini Kraftverkehr sind tn der DDR — trotz der 
Unterschiede zur Bundesrepublik in der durch- 
schnitüichen Versondweite — die Leistungen im 
Nahverkehr rund doppelt so hoch wie im Fernver- 
kehr (12*^ ft bzw, fUVa), während in dur Bunde.srepu- 
blik ihr Anteil mit 20 dem des Fernverkehrs enl- 
sprifhl, 

256. Die Rühöitransporte mit traditionellen Ver* 
kehrsträgern werden m dtvr Bundesrepublik bereits 
seit mehr als zehn Jahren rlurch R uh rkü Lungen 
subsiiluierl, so daß auf diese Verkehrsart heute 
mehr als Ö®/ö aller Verkehrsleistungen entfallen, ein 
Prozeß, der in der DDR erst seil 1968 eingeleitel 
wmreie. 


257 . Hin Vergleich der LeLstungen im Seeverkehr 
ist nur bedingt möglich, dd die geographisch-öko- 
nomischen Voraussetzungen hierfür in der Bundes- 
republik grundsdtzlicJi anders dis in der DDR sind. 
Auf deren Gebiet waren in der Vorkriegszeit weder 
leistungsfähig«? Hafen vorhanden, noch stand eine 
eiilsprediende Flotte zur Verf ügung. Nach den unter 
diesen Bedingungen sehr erheblichen Leistungsslei- 
g<*nmgen in der DDR blieben die Beförderungsmen- 
gen der Seeschiffahrt mit rd. 7 Milk I und der Um- 
schlag in den Seehafen mit rd. 10 Mi II. t seit 1967 
nahezu unverändert, lediglich bei den Transportlei- 
slungen der Flotte ist nach wie vor infolge der Aus- 
weitung der Fahrgebicte eine erhebliche Steigerung 
zu verzeichnen. 

258 . Werden die Gesamtleistungen im Güterver- 
kehr (ohne Seeschiffahrt) auf die Einwohnerzahl be- 
zogen, so weichen trotz untersdiiedhdier Gebiets- 
größe und Wirtsdiaflsstruktur die Daten in beiden 
Staaten kaum voneinander ab (rd. 3000 Ikm^Ein- 
wolmer); auch der Entwicklungstrend verläuft ähn- 
lich. 

e/i verkehr 

259 . Im Personenverkehr differiert zwar gegenwär- 
tig die Struktur der Leistungen in beiden Staaten 
erheblich, es sind aber Tendenzen erkennbar, die 
künftig eine gewisse Annäherung erw’arten lassen. 
Die Entwicklung in der Bundesrepublik wird ge- 
kennzeichnet durch die Ende der fünfziger Jahre 
verstärkt einselzende private Motorisierung, die 
zu einer erheblidien Substitution der öffentlichen 
V'erkehrsmitlel führte. Gegenwärtig liegt — gemes- 
sen in Personenkilomelein — der Anteil de.s Indivi- 
dualverkehrs im Bundesgebiet bereits bei fast drei 
Vierteln der Gesamtleistungen, der der Eisenbahn 
nur noch bei 10 (vgl. Tabellen A 66 und A 67|- 

In der DDR ist, wenn audi mit einem erheblichen 
Zellrucksland, eine ähnliche Tendenz zu beobadi- 
len. Hier dürfte der Anteil des Individualverkehrs 
an den Gesamtleistungen gegenwärtig aul etwa 
50 zu veransdilagen sein. Im Gegensatz zur Bun- 
desrepublik sind an diesem Verkehr aber wesenl- 
lidi stärker Krafiräüer und Mopeds beteiligt, deren 
Anteil iin Bundesgebiet nur nodi unbedeutend ist. 
Die Gründe für diese untersdiiedliche Slruklur lie- 
gen in den hohen Anschaffungs- und Unterhaltungs- 
kosten für Personenwagen in der DDR, die auch 
dazu führen, daß der Pkw - im Gegensatz zum 
Bundesgebiet — kaum irn Berufsverkehr, sondern 
überwiegend ini Wochenenderholungs- und Urlaubs- 
verkehr eingesetzt wird. Diese Tendenz wird unter- 
stützt durdi eine Subventionierung des öffentlichen 
Berufsverkehrs, dess«?n Preise nur ein Drittel der 
Preise in der Bundesrepublik betragen. Der Anteil 
der Eisenbahn an den Personenverkehrsleistungen 
in der DDR ging von zwei Dritteln auf 20 ^ ü zurude. 

260 . Bezogen auf die Einwohnerzahlen sind die 
Leistungen ira öffentlichen Verkehr in der Bundes- 
republik gegenwärtig um etwa ein Drittel niedriger 
als in der DDR, Wird der Individualverkehr ein- 
geschlossen, ergibt sich das umgekehrte Verhältnis. 
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ln der Bundesrepublik scheint sich bereits eine 
gewisse Sättigung der Verkehrsleistungen je Ein- 
wohner, die sich in der Nachkriegszeit mehr als ver- 
dreifachlen, abzuzeichnen, während in der DDR noch 
hohe Wachslumsraten auftrelen. Die Ausstattung 
der Bevölkerung mit Personenkraftwagen ist in der 
Bundesrepublik etwa viermal so hodi wie in der 
DDR. 


d) Planungsziele und Prioritäten 
im Ausbau der Infrastruktur 

261 . Die Slruklurwandlungen im Verkehrsaufkom- 
men und das Aullreten neuer Verkehrsarten zwin- 
gen die verantwortlichen Instanzen in beiden Staa- 
ten auf Grund der in hochindustrialisierten Ländern 
ähnlichen Wirlsdiaftsstruklur, den Gesamtkomplex 
Verkehr unter einheitlichen Gcsicht-spunkten zu ge- 
stalten. Dies erfordert nicht nur der hohe staatliche 
Aufwand für die Verkehrsinfrastruktur, sondern 
auch die Notwendigkeit, die allgenicinen Umwclt- 
bedingungen neben Raumordnung, Siedlungs- und 
Wirtsdiaflsstruktur bei der Verkehrsplanung zu 
berücksichtigen. 

GesrnniverkefirBpimmn^i'^ii 

262 . Sowohl in der Bundesrepublik als auch in der 
DDR werden hierfür gegenwärtig umfangreiche 
Arbeiten durchgeführt, deren Ziel eine Abstimmung 
der Verkehrssysteme und -arten, einbezogen in die 
Entwicklung aller Wirlschafts- und Lebensbereiche, 
ist. Hierbei zeigen sidi ahnlidie Entwicklungsstufen, 
die, ausgehend von den Verkehrsplanungen einzel- 
ner Gemeinden, über die Planungen von Bezirken 
und Landern erst heute zu integrierten Planungen 
auf gesamtwirtsdiaftlicher Ebene führen. Unter- 

' schiede beslehen allerdings hinsichtlich des Um- 

I fangs, in dem in diesen Planungen den Entwick- 
lungstendenzen einzelner Verkehrsarten Rechnung 

I getragen oder gleichzeitig versucht wird, diese über 
die staatliche Infrastruklurplanung hinaus zu beein- 
flussen. 

Im Güterverkehr steht eine Abstimmung zwischen 
Schiene und Straße, im Personenverkehr die zwi- 
sdien Individualverkehr und ölfenllichem Verkehr 
im Vordergrund, ln beiden Staaten soll der kom- 
biniert«? V'erkefir gefördert und das Eisenbahnnetz 
eingesdirankt werden. 

Eine Stillegung von schwach frequentierten Strek- 
ken der Eisenbahnen ist sowohl in der Bundesrepu- 
blik als audi in der DDR vorgesehen. Von der 
Reidisbahn der DDR Sind hierfür rd. 3500 km in 
Aussicht genommen; die Deutsdie Bundesbahn will 
auf bOtX) km Streckenlänge den Personenverkehr, 
auf einem Teil hiervon auch den Güterverkehr ein- 
steilen. 

Für die Bundesrepublik liegt durch den Bundesfern- 
straßenplan von 1970 für die Ausbauplanung bis 
1985 ein Rähmenprogramm vor, das versucht, der 
erwarteten Motorisierungszunahme zumindest im 

I Fernverkehr zu enlspredien. 
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Im Slraßeniietz der DDR soll nunmehr vordringlich 
das Autobahxmelz von !39ü km, das seit Kriegs- 
ende unverändert blieb, um 490 km erweitert wer- 
den. Darüber hinaus soUen widitige Femstroßen- 
Verbindungen vierspurig ausgebauL werden. Das 
künftige Straßengrundnetz soll etwa 7000 km um- 
fassen. 

Untersdiiedljd:i wird auch künftig die Struktur der 
privaten Motorisierung in beiden Staaten sein. 
Während sie sich in der Bundesrepublik nach wie 
vor fast aussdiliefllich auf Personenkraftwagen er- 
streckt, deren Bestand bis 1985 Voraussicht! idi auf 
rd* 20 Milk anwachsen wird, gehen die Projektionen 
in der DDR von einem Sätligungswert der privaten 
Motorisierung bei rund 3 MiÜ. Pkw, 1,2 Mtll. Kraft- 
rädern und 1,6 Mill. Mopeds aus. 

Für das Wasserstraßennetz der DDR sind gegenwär* 
tlg keine Ausbauplanungen bekannt, während in der 
Bundesrepublik mit dem Nord-Süd-Kanal und der 
Weiterführung des Rhein-Main-Donau-Kanals noch 
wesenllidie Netzerweiterungen erfolgen werden. 

Ein be,sonder5 hohes Wachstum wird in beiden deut* 
sehen Staaten für den Luftverkehr angenommen, 
bei dem vor allem der internationale Urlaubsreise* 
verkehr weiterhin die größten Steigerungsraten auf- 
weisen wird. 


2. Energiewirtschaft 

263 . Die Energiewirtschaften in der Bundesrepublik 
und der DDR haben Ln der Nachkriegszeit unter 
unterschiedlichen wirlschaftspolitischen Bedingungen 
gestanden, ohne daß die energiepolitischen Maß- 
nahmen in den beiden Gebieten — vor allem im 
Hinblick auf die Nutzung der jeweils vorhandenen 
Lagerstätten von Primärenergieträgern — über- 
mäßig stark voneinander abgewichen sind, fn beiden 
Staaten sind vornehmlich die eigenen Vorkommen 
an Energieträgern genutzt worden. 

Die Kostenorientiertheit und Tedinologie der Ener- 
giewirtschaft und des Verbrauchs haben in der 
Bundesrepublik wie audi in anderen westeuropä- 
ischen Ländern dazu geführt, daß energiewirtschaft- 
liche Monokulturen zunehmend verschwinden. Der 
Anteil der Steinkohle am Primärenergieverbrauch 
ist ständig zurüdegegangen. 

Die DDR war demgegenüber darauf angewiesen, in 
sehr hohem Maße eigene Lagerstätten zu nutzen. 
Bislang ist die Braunkohle der entstheidende und 
zudem billigste Energieträger, 


a) Das Angebot von Energieträgern 

Mfneraföf 

264 . Tn der Bundesrepublik ist das Mineralöl seit 
1966 der wichtigste Energieträger; es wird Jedodi 
nur in geringem Umfang — etwa 8 MilL t jähr- 
lich (7 — in der Bundesrepublik selbst gefördert. 


Der überwiegende Teil muß importiert werden. Die 
eigenen Vorräte sind begrenzter die Bedingungen 
der Förderung sind verhältnismäßig ungünstig, und 
die Qualität der Rohöle ist niedrig. 

Die Versorgung des Marktes erfolgt in der Bundes- 
republik zu 75 durch inlemationa! organisierte 
und integrierte, vielfach Ln Westeuropa ansässige 
Gesellschalten. Die Preise für importierte Rohöle 
liegen — auf den Heizwert bezogen — gegenwärtig 
in der Bundesrepublik um ein Drittel unter den 
Fürderkosten für Steinkohle. 

fn der DDR ist die Rohölförderung gering, so daß 
dort Rohölimporte in Höhe von 98 Vr? des gesamten 
Angebots erforderlich sind. Das Rohöl wurde bis- 
lang vornehmlich aus der UdSSR bezogen? in letzter 
Zeit sind auch Rohöle aus den arabischen Ländern 
geliefert worden. 

265 . Die Raffineriekapazität in der Bundesrepublik 
Ist seit dem Kriegsende beaditlich angestiegenj sie 
betrug 1968 etwas mehr als 113 MilL t. Die ur- 
sprünglich mehr im norddeutschen Raum konzen- 
trierten Standorte der Raffinerien sind nunmehr 
durch Errichtung von Neubauten und Erweiterungen 
stärker Lm Bundesgebiet gestreut. 

fn der DDR sind im wesentlichen zwei Raffinerie- 
Standorte vorhanden; Schwedt/Oder und Leuna im 
Bezirk Halle. Die Raffineriekapazität dürfte 1969/70 
bei knapp 12 Mil!, t gelegen haben. Während 
in der Bundesrepublik die Hydrierung von Stein- 
kohle eingestellt worden ist, wird in der DDR eine 
verhältnismäßig umfangreiche Hydrierung von Roh- 
braunköhle betrieben (16 Ve aller Mineraiölprodukte 
kommen aus Hydrierwerken). 

Erdgas 

266 . Das Erdgas ist in der Bundesrepublik in den 
letzten Jahren immer wichtiger geworden. Die Vor- 
räte sind erheblich angestiegen, weil Aufschluß- 
bohrungen in immer größeren Teufen fündig ge- 
worden sind. Neben den etwa 300 Mrd. cbm be- 
tragenden sicheren Vorräten in der Bundesrepublik 
stehen auch Vorräte aus dem nahe der holländisch- 
deutschen Grenze gelegenen Erdgasvorkommen von 
Slochleren (in der Nähe von Groningen, Niederlande), 
das etwa 2300 Mrd. cbm enthält, für den deutschen 
Verbrauch zur Verfügung, Da die Gewinnungs- 
kosten sehr niedrig sind, ist das Erdgas ein sicherer 
und preisgünstiger Energieträger. Ferner kann Erd- 
gas in steigendem Umfang aus der UdSSR importiert 
werden. 

in der DDR ist die Erdgasgewinnung verhältnis- 
mäßig gering; die bisherigen zahlreichen Versuche, 
Erdgaslagerstälten zu finden, waren nur in bescfiei- 
denera Maße erfolgreich. In jüngster Zeit ist eine 
verstärkte Explorations- und Aufschlußtätigkeil zu 
beobachten. Außerdem sieht der DDR nach der Ver- 
legung der geplanten Pipeline Erdgas aus der 
UdSSR zur Verfügung. 

ßraunkofife 

267 . Die Braunkohlen Vorkommen in der Bundes- 
republik befinden sich vor allem im links rheinischen 
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Revier, im Revier von Helmstedt sowie in Hessen 
und Bayern. 

In der DDR ist die Brauakohle der wichtigste Primär- 
energielräger. Die Lagerstätten befinden sidi in drei 
Hauptrevieren: 

I im „mitteldeutschen Revier" zwischen Dessau “ 
Hatte — Merseburg ~ Altenburg — Borna - — 
Leipzig — Torgau, 

I im „Lausitzer Revier" im Raum SentLenberg — 
Cottbus, mit kleineren Vorkommen bei Görlitz 
und Zittau und 

B in dem wenig bedeutsamen Odergebiet im Raum 
von Fürstenberg — Finkenheerd — Frankfurt, 

Die abbauwürdigen Vorkommen werden auf etw^a 
24 Mrd, t Vorrat geschätzt, davon etwa 9 Mrd. t im 
mitteldeutschen und etwa 15 Mrd, t im Lausitzer 
Revier. Der Heizwert der Braunkohle liegt bei elwa 
2000 kcal/kg, geht jedoch allmöhlidb zurück. Vorteil- 
haft ln den beiden erstgenannten Revieren ist, daß 
die Kohle überwiegend in großen Feldern mit 
200 Mill. t Vorrat anstehl. Dadurch können kosten- 
günstige Großtagebaue betrieben werden. Neuer- 
richtete bzw. im Bau befindliche Kraftwerke mit 
Kapazitäten bis zu 3000 MW liegen in unmittelbarer 
Nähe der Braunkohlentagebauer was künftig zu er- 
heblichen Einsparungen bei den Transportkosten 
führen wird. 

268 , Steinkohle wird in der Bundesrepublik im 
Ruhne vieFi dem Saarrevier und in Ibbenbüren 
(Niedersachsen) gefördert; daneben wird noch Pech- 
kohle in Oberbayem gewonnen. Die in den Gruben- 
feldern cies Ruhrreviers befindlichen Vorräte dürften 
mehr als 10 Mrd, t belragenf im Saarrevier etwa 
1 Mrd. t. Ebenfalls 1 Mrd. i dürEte sich im Aachener 
Revier an Vorräten befinden, während das nieder- 
sächsische Revier Vorräte in Hohe von 200 MilL l 
enthält. Die Ergiebigkeit der Vorräte ist demnach 
außerordentlich groß. 

Die Förderungskosten differieren zwischen den ein- 
zelnen Revieren, teilweise auch zwischen den 
Sdiachtanlagen innerhalb eines Reviers. Ursädilidri 
hierfür sind vielleicht die geologischen Gegeben* 
beiten der Lagerstätten und damit verbunden der 
unterschiedliche Mechanisierungsgrad des Abbaus, 

Der Steinkohlenbergbau in der Bundesrepublik 
hatte während der letzten zwölf Jahre krisenhafte 
Phasen zu überstehen, die dadurch entstanden, daß 
ursprünglidi teurere Energieträger erheblich billiger 
wurden. Dadurdi setzte ein Substitutionsprozeß ein, 
der einen allmählichen Rückgang des Steinkohlen- 
absatzes bewirkte. Von I960 bis 1969 verminderte 
sich der Verbrauch um etwa 30 Mill. t, was zwangs- 
läufig zu Zedietischließungen führen mußte. 

Da andererseits die verbieibenden Zechen die 
Förderkapazität aus Gründen der Kostendegiession 
steigerten, ergab sich im vorgenarinten Zeitraum 
eine mehr oder minder starke Divergenz zwischen 
dem Angebot und den Absatzmöglichkeiten von 
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westdeutscher Steinkohle, die sich in Aufhaldungen 
und Feierschichten niederschlug. 

Die DDR besitzt eine Reihe kleinerer Steinkohlen- 
reviere Lo Zwickau, Lugau-Dlsnitz und in Freital- 
Döhlen. Die Vorräte sind gering und dürften gegen- 
wärtig nidht viel mehr als 10 bis 15 MilL t ab- 
bauwürdiger Steinkohle betragen. Die Abbauver* 
hälLnisse sind ungünstig und bedingen hohe Be- 
triebskosten. Hinzu kommt, daß die Qualität der 
Steinkohle vielfadi nicht geeignet ist, „metallurgi- 
sdien' Koks herzustellen. Die Förderung geht all- 
mählich zurück. 

Erdölgas 

269* Bei den übrigen Energieträgern ist das Erdöl- 
gas zu erwähnen, das im Erdöl enthalten ist und 
nach der Förderung des Rohöls separiert wird* Es 
wird wie Erdgas verwendet. Die gegenwärtige Ge- 
winnung in der ByndesrepubÜk beträgt 0,7 Mrd. cbm. 
ln der DDR ist infolge der geringen Rohöl förderung 
die Gewinnung dieses Energieträgers bedeutungs- 
los, In beiden Staaten wird ferner Holz und Torf 
gewonnen* Die Gewinnung von Torf erfolgt in der 
Bundesrepublik überwiegend in Niedersachsen und 
Schleswig*Hol stein und in der DDR überwiegend in 
Mecklenburg, 

270, Ein wichtiger Sekundärenergieträger ist in bei- 
den Staaten die Elektrizität, Die Bundesrepublik 
verfügte 1968 über eine installierte Leistung von 
47CXX> Megawatt®? es wurden insgesamt 200,3 Mrd, 
Kilowattstunden (kWh) erzeugt. Die durdischnitt- 
liehe Zahl der Benutzungsstunden (h/a) der Kraft- 
werke betrug in dem genannten Jahr 4320. 

Lediglidi 18,5 Mrd. kWh der insgesamt aus Stein- 
kohle erzeugten 90,1 Mrd. kWh waren durch die 
Verstromungsgesetze ■* subventioniert. Die hierzu 
eingesetzten Kraftwerke hatten 1968 im Durdi- 
schnitt eine höhere Benutzungs Stundenzahl als die 
übrigen Sleinkohlenkraftwerke, Die höchsten Benut- 
zungsstunden wurden bei den Kraftwerken auf Erd- 
gas (einschließlidti Erdölgas) und auf Braunkohle 
erreicht. Die Auslastung lag 1968 bei über 6000 Be- 
nutzungsstunden, so daß mit diesen Kraftwerken 
vornehmlich der Grundlastbereidi bedient worden 
ist. Bei der Erzeugung von Strom und Wasserkraft 
muß beadilet werden, daß hierin auch der Pump- 
speicherstrom enthalten ist. Pumpspeicherkrafl- 
werke dienen zur Abdeckung des Spitzenlastberei- 
dies, so daß die Benutzungsstunden hier niedrig 
liegen, 

ln der DDR waren 1968 1 11 600 MW installiert; die 
Kraftwerke erzeugten 63,2 Mrd* kWh, Der größte 
Teil der Leistung ist auf Braunkohle instaltiert* Ge- 
messen an der Engpaß leis tung — ^ in der DDR 
„ h ochs Imög liehe Leistung* ^ — lag die durchsdmitt* 
lidie Benutzungs stunden Zähl bei 5900 hJa. jährlich. 
Ohne die Kapazität der Pumpspeicherkraftwerke lag 
die Auslastung bei 6100 Benutzungsstunden. 

Da die Tage b auf Örderung der zur Stromerzeugung 
eingesetzten Braunkohle in großem Umfange den 
Witterungsbedingungen unterliegt, wird dadurdi 
auch die Stromerzeugung beeinflußt. 
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Installierte Leistting (in MW) und Bruttosiromerzeugung (in Mrd. kWh) 
im Jahr 1968 


Energieträger 


Wasserkraft 

Kernenergie 

Braunkohle 

Heizöl 

Erdgas 

Steinkohle und sonstige 

Insgesamt 


Erzeugung ln Mrd. kWh 

BRD 1 DDR BRD 1 DDR 


4 700 


7t0‘ 

900 


70 

8 400 


10 100 

5 300 


300 

1 000 


• 

26 700 


420 

47 000 


11 600 


16,8 


1.2 

1.8 


* * 

50.6 


53,4 

24,1 


1.4 

6,4 


. 

109,6 


7,2 

203,3 


63,2 


^ Davon Pumpspeidier 610 MW, 

* In Steinkohle und sonstige enthalten 


b) Die Entwicklung des Energieverbrauchs 

271. Der Verbrauch von Primärenergieträgem setzt 
sich aus dem Endenergieverbrauch von Primärener- 
gieträgem und dem Verbrauch von Primärenergie- 
trägern im Umwandlungsbereich zusammen. Als 
Endenergieverbrauch ist der Verbrauch Von Energie 
anzusehen, der bei den Verbraucher gruppen ent- 
steht. die keine Energie abgeben, während der 
Umwandlungsbereich die Energietndustrie enthält, 
die entweder Energieträger gewinnt (z. B, Kohlen- 
bergbau) und/oder umwandelt (Elektrizitätswirt- 
schaft und Mineralöl Wirtschaft). Die Energieindu- 
strie beseht aus der Elektrizitätswirtschaft, der 
Mineralölverarbeitung, der Gaswirtschaft, dem 
Kohlenbergbau, der erdöl- und erdgasfördemden 
Industrie und der Brikettherstellung, 

Da die einzelnen Primärenergieträger verschiedenen 
Warmeinhalt je Mengeneinheit besitzen, sind Um- 
redinungsfaktoren erforderlich, um auf einen ver- 
gleichbaren Wert zu gelangen. Es ist üblich, diesen 
in Steinkohleneinheiten auszudrücken (l SKE). ln 
der Tabelle A 75 sind die den Berechnungen zu- 
grunde liegenden Umrechnungsfaktoren angegeben. 

Menge des 

272. Der Verbrauch von Priraärenergie hat sich — 
von wenigen Ausnahmen abgesehen — in beiden 
Staaten erhöht. Die Verbrauchssteigerung im indu- 
striellen Bereich der Bundesrepublik ist eine unmit- 
telbare Folge des industriellen Wachstums. Der 
absolute Verbrauch je Produkteinheit, d. h. der spe- 
zifische Energieverbrauch, sinkt im Durchschnitt 
aller Industriezweige, liegt in der DDR aber immer 
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Verbrauch von Primärenergie in der Bundesrepublik 
und der DDR 
(in Mill. t SKE) 



noch um 20®/o bis 30 ^/o höher als in der Bundes- 
republik ^ (z. B. bei der Erzeugung von SM-Stahl 
um 30 ^/o bis 35 von Elektrostahl um 10®/o bis 
15^/o, von Tafelglas um 12 ^/o, von Zement um 20®/o). 
Die Gründe hierfür sind vielschichtig; z. T. dürfte 
der hohe Verbrauch durch die veralteten Anlagen, 
aber auch durch die Anwendung überholter Techno- 
logien verursacht werden. Außerdem scheint die 
Energiepreiserhöhung von 1964 nicht die erwartete 
größere Sparsamkeit bewirkt zu haben, so daß 1971 
eine weitere Steigerung der Energiepreise erfolgen 
wird. Im Verbrauchssektor .Haushalte und Klein- 
verbraucher“ ist der steigende Energieverbraudi 
Ausdruck des wachsenden Lebensstandards. 
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Die durdisdmittlidie Wadistumsrate des Primär* 
energieverbrauchs lag in der Bundesrepublik in den 
Jahren 1960 bis 1969 bei jährlich 4,5 ®/o. In der DDR 
ist der Verbraucb von Primärenergie im gleichen 
Zeitraum ebenfalls angestiegenj die jährliche Zu- 
wachsrate betrug 2,5 ®/o. Dennoch lag der Energie- 
verbrauch je Kopf der Bevölkerung 1969 in der 
DDR mit etwa 5,5 t SKE geringfügig über dem der 
Bundesrepublik mit 5,3 t SKE. 

273 . Die Struktur des Verbrauchs von Primär- 
energie ist in den beiden Staaten unterschiedlich. 
Während in der Bundesrepublik der Energie- 
verbrauch in hohem Maße durch Mineralöl und 
Erdgas gedeckt wird — 1969 halten sie einen Anteil 
von mehr als 55®'o am Primärenergieverbrauch ge- 
genüber 22 ^/o im Jahre 1960 — , ist dies in der DDR 
bisher nur in geringem Umfang erfolgt (1969 ledig- 
lich 13 Vo). Die starke Ausrichtung des Verbrauchs 
auf die Braunkohle bewirkt eine gewisse Ajifällig- 
keit der Energiewirtschaft, da die Braunkohle bei 
starkem Frost wegen ihres Wassergehaltes gefrieren 
kann. 

In der Bundesrepublik ist der Anteil der Braunkohle 
an der Stromerzeugung etwa konstant geblieben. Im 
Jahre 1969 wurden hier knapp 10 ^/o des Primär- 
energieverbrauchs durch Braunkohle gedeckt (in 
t SKE gerechnet). In der DDR dagegen ist der an- 
teilige Verbrauch an Braunkohle gesteigert worden. 
Die Braunkohle deckte dort 1969 mehr als drei 
Viertel des Primärenergieverbrauchs. Es ist jedoch 
bekannt, daß der hohe Einsatz von Braunkohle in 
der Elektrizitätswirtschaft der DDR auch durch den 
ungünstigen Wirkungsgrad (höherer spezifischer 
Verbrauch) bedingt ist. 

274 . Der Verbrauch an Steinkohle (einschließlich 
Steinkohlenkoks und Briketts) nahm in der Bundes- 
republik ab; immerhin sind 1969 noch 31 des 
Primärenergieverbrauchs durch die Steinkohle ge- 
deckt worden. In der DDR spielt der Steinkohlen- 
verbrauch cpiantitativ eine untergeordnete Rolle; er 
betrug 1969 weniger als 10 ^/o des Primärverbrauchs. 

275 . Ein für den Endenergieverbrauch wichtiger 
Energieträger ist die Elektrizitätswirlschaft. Der 
Stromverbrauch ist in beiden Staaten angestiegen, 
wobei die Zuwachsraten von 1960 bis 1969 in der 
Bundesrepublik — ähnlich wie beim Primärenergie- 
verbrauch — über denen der DDR lagen (7.8 ^/o jähr- 
lich gegenüber 5,7 ^/a in der DDR). Dabei zeigt sich, 
daß der industrielle Stromverbrauch (hier end- 
verbrauchende Industrie und Energieindustriel in 
der DDR verhältnismäßig schwach angestiegen ist. 
Der Je-Kopf-Verbrauch lag indes in der DDR 1968 
und 1969 noch geringfügig über dem der Bundes- 
republik, 

c) Energiewirtschaftliche 
Entwicklungstendenzen 

276 . ln beiden deutschen Staaten wird der Bedarf 
an Primärenergie in den nächsten Jahren stark an- i 
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steigen. Die Bedeutung der veredelten Energie- 
träger (Strom, Mineralölprodukte, in der DDR auch 
Gas und Braunkohle) und des Erdgases nimmt zu. 

ln der Bundesrepublik ist die künftige Entwicklung 
gekennzeichnet durch den langsamer werdenden 
Rückgang des spezifischen Energieverbrauchs, wäh- 
rend in der DDR noch mehr Möglichkeiten zu seiner 
Senkung — sow'ohl im Umwandlungs- als auch im 
Endenergiebereich — bestehen und genutzt werden 
können. Hierdurch bedingten Einsparungen in der 
DDR steht jedoch der wachsende Bedarf der In- 
dustrie und der Haushalte entgegen. 

In beiden deutschen Staaten wird der Anstieg des 
Primärenergieverbrauchs durch den vermehrten Ein- 
satz von Mineralöl und Erdgas bestimmt. Bei nur 
noch leicht steigendem Einsatz von Braunkohle geht 
der Verbrauch von Steinkohle weiter zurück. Die 
Kernenergie gewinnt dagegen an Bedeutung. 


3. Wohnungsbau 

a) Wohnungsbauleistungen 

innvthalh ift*x (jesujn/eA ScKddrrffküil 

277 . Schon vor dem zweiten Weltkrieg standen pro 
Kopf der Bevölkerung in dem Gebiet der Bundes- 
republik weniger Wohnungen zur Verfügung als in 
der DDR; 1939 betrug die Wohndichte im Gebiet der 
heutigen Bundesrepublik 3,7 Personen je Wohnung, 
im Gebiet der heutigen DDR dagegen 3,35 Personen 
je Wohnung*. 

Da das Gebiet der DDR überdies von Kriegs- 
zerstörungen an Wohngebäuden weniger stark be- 
troffen war, verschärfte sich diese Diskrepanz noch. 

In die gleiche Richtung wirkten die starken Ab- 
wanderungen aus der DDR in den 50er Jahren. Die 
entsprechenden Kennziffern für das Jahr 1950 be- 
laufen sich auf 4,9 für die Bundesrepublik und auf 
3,6 für die DDR (vgl. Tabelle A 82). 

278 . Die Unterschiede in der quantitativen Woh- 
nungsversorgung werden allerdings aufgehoben, 
wenn die Wohnfläche berücksichtigt wird: 1950 war 
die durchschnittliche Wohnung in der DDR um reich- 
lich 20 ^'0 kleiner als in der Bundesrepublik. Da es 
jedoch zunächst darauf ankam, möglichst viele Haus- 
halte in eigenen Wohnungen, unabhängig von der 
Größe der Wohnungen, unterzubringen, war die 
wohnungspolitisdie Ausgangslage für beide Staaten 
unterschiedlich. 

279 . Die Entwicklung des Anteils des Wohnungs- 
bauvolumens am gesamten Bauvolumen kennzeichnet 
die unterschiedliche Bedeutung, die die Wohnungs- 
bautätigkeit in den 50er Jahren in beiden Staaten 
hatte. In der Bundesrepublik wurden mehr als 50*/o 
des Bauvolumens für den Wohnungsbau verwendet. 

In der DDR entfielen dagegen in dieser Zeit nur 
etwa 35®/o bis 40 ^/o des Bauvolumens auf den 
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Wohnungsbau, Anfang der 50er Jahre sogar noch 
weitaus weniger (vgl. Tabelle A 78). 

Bis 1969 verringerte sich der Anteil des Wohnungs- 
baus in der Bundesrepublik auf reichlich 40 “/o, in 
der DDR dagegen ziemlich rasch auf gegenwärtig 
rd. 24 ^ 0 . 

280 . Bezieht man die Produktionsleistung der Bau- 
wirtschaft auf die Bevölkerung, so werden die Ver- 
schiebungen im Niveau der Bautätigkeit zwischen 
Bundesrepublik und DDR noch deutlicher. Während 
die Pro-Kopf-Produktion von Baulcistungen in der 
Bundesrepublik insgesamt m der zweiten Hälfte 
der 50er Jahre mit jährlich rd. 800 DM etwa doppelt 
so groß war wie in der DDR, belief sich in der DDR 
das Wohnungsbauvolumen pro Kopf mit rd. 150 M 
jährlich auf nur reichlich ein Drittel des Niveaus in 
der Bundesrepublik. 

Etwas günstiger hat sich für die DDR das Ver- 
hältnis in den 60er Jahren entwickelt. Die Pro-Kopf- 
Produktion von Bauleistungen insgesamt hat sich in 
der DDR mit 1034 M im Jahre 1969 gegenüber 560 M 
im Jahre I960 beinahe verdoppelt. Die Relation zur 
Bundesrepublik verbesserte sich im gleichen Zeit- 
raum von knapp 60®/o auf rd. 80®/o. 

Auch die Pro-Kopf-Produktion von Wohnbauten hat 
sich verändert: Bezogen auf das Pro-Kopf-Produk- 
tionsnlveau in der Bundesrepublik stieg der Anteil 
von 40®/o auf 47 ^/o. 

Sciion in den 50er Jahren waren die Niveauunter- 
schiede der Bautätigkeit im Nichtwohnungsbau sehr 
viel geringer als im Wohnungsbau. In den 60er 
Jahren hat die vergleichsweise starke Forcierung 
der Bautätigkeit in der DDR bewirkt, daß die Pro- 
Kopf-Produktion an Nichtwohnbauten heute in der 
Bundesrepublik und in der DDR etwa gleich hoch ist. 

5tr(Jkriirmpfkjna/e der 

281 . Von 1962 bis 1969 sind in der Bundesrepublik 
rd. 4,4 Millionen Wohnungen gebaut worden und 
damit mehr als 22 des gesamten heutigen Woh- 
nungsbestandes. In der gleichen Zeit sind in der 
DDR rund 600 000 Wohnungen neu geschaffen wor- 
den, rd. lO^/o des heutigen Wohnungsbestandes. 

Auch der hohe Anteil des Montagebaus an der 
Wohnungsbauproduktion der DDR (1969 = 73®/») 
hat jedoch nicht ausgereicht, den Preis je qm Wohn- 
fläche wesentlich unter den Preis in der Bundes- 
republik zu drücken. 1967 waren die Baukosten pro 
qm Wohnfläche in der DDR bei einer im Durch- 
schnitt kleineren Wohnungsgröße um lO®'o billiger 
als Ln der Bundesrepublik. Diese Differenz erklärt 
sich z. T. aus den Ausstattungsunterschieden gegen- 
über den Wohnungen in der Bundesrepublik; ein In- 
diz für einen technologischen Vorsprung auf Grund 
des Montagebauverfahrens ist sie sicherlich nicht. 
Eine Rolle mag hierbei spielen, daß — wie jeden- 
falls für die Bundesrepublik angenommen werden 
kann — die einzelnen Auftragsvolumina für einen 
kostengünstigeren Einsatz von Monlagebauverfah- 
ren im allgemeinen noch zu gering bemessen sind. 


282 . ln der Bundesrepublik betrug die durchschnitt- 
liche Wohnfläche’ der Neubauten 1962 rd. 77 qm 
und stieg bis 1969 kontinuierlich auf rd. 84 qm an. 
Die durchschnittliche Größe der gebauten Wohnun- 
(jen in der DDR hat sich in dem Zeitraum zwischen 
1962 und 1969 kaum verändert. Lediglich Mitte der 
60er Jahre waren die durchschnittlichen Wohnflä- 
ciien mit rd. 52 qm um rd. 4 qm kleiner als 1969. 
Bezieht man die Jährlich neu geschaffene Wohn- 
fläche auf die Bevölkerung, so ergeben sich Kenn- 
ziffern, die für die Bundesrepublik in der Größen- 
ordnung von 70 bis 80 qm je 100 Einwohner etwa 
drei- bis viermal so hoch sind wie in der DDR (vgl. 
Tabelle A 81). 


b) Wohnungsversorgung 

Qucijr f J ru ^ i vi* Wohrtung^Vi-f5ifiitüfut 

283 . Im Jahr 1950 standen in der DDR rd. 5,1 Mill. 
Wohnungen zur Verfügung, mit denen eine Wohn- 
bevölkerung von rd. 18,4 Mill. versorgt werden 
mußte. Je 1000 Einwohner gab es somit 276 Woh- 
nungen, 25 ^/o mehr als in der Bundesrepublik. 

Bei einem Vergleich der Wohnungszählungen für 
die DDR von 1950 und 1961 fällt auf, daß bei einem 
Netlozugang von 510 000 Wohnungen die verfüg- 
bare Wohnfläche nur um rd. 8 Mill. qm größer aus- 
gewiesen wird als 1950. Da die im gleichen Zeit- 
raum geschaffene Wohnfläche der neu- und aus- 
gebauten 630 000 Wohnungen mit etwa 36 Mill. qm 
beziffert wird (vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR, 

1956, S. 327; 1970, S. 158), würden sich für die Ab- 
gänge von rund 120 000 Wohnungen in diesem Zeit- 
raum ganz unwahrscheinlich hohe Durchschniltsflä- 
eben ergeben. Die Differenz dürfte auch nur zum 
Teil damit zu erklären sein, daß in den 50er Jahren 
die Um- und Ausbauten bereits vorhandener Woh- 
nungen, die in der DDR ein großes Gewicht hatten, 
zu Doppelzählungen geführt haben. Darüber hinaus 
ist zu vermuten, daß in den Flächenangaben für 1950 
auch Ansätze für diejenigen Wohnungsteile ent- 
halten sind, die erst im Zuge von Ausbauarbeiten in 
den folgenden Jahren wieder nutzbar gemacht wur- 
den. Die Flächenangaben für den Wohnungsbestand 
in der DDR 1950 wurden daher für die Zwecke die- 
ses Vergleichs von 286 Mill. qm auf 270 Mill. qm 
reduziert (vgl. Tabelle A 82). Pro Kopf der Wohn- 
bevölkerung standen damit 1950 sowohl in der DDR 
als auch in der Bundesrepublik rd. 15 qm Wohn- 
fläche zur Verfügung. 

284 . Bereits 1961 hatte sich der Abstand in der 
Versorgung mit Wohnungen deutlich verringert. Die 
Wohndichte betrug in der Bundesrepublik 3,4 Perso- 
nen je Wohnung, in der DDR 3,1 Personen. Auf die 
Fläche bezogen verbesserte sich die Versorgung m 
der Bundesrepublik auf nicht ganz 20 qm und in der 
DDR auf 17 qm je Einwohner. Dem Nettozugang von 
6,33 Mill. Wohnungen in der Bundesrepublik (63 ®/a 
des Bestandes von 1950) entsprach ein Netlozugang 
von 510 000 Wohnungen in der DDR (10 ^/o des Be- 
standes von 1950). 
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Ein Spiegelbild dieser Entwicklung ist die Alters- 
struktur des Wohnungsbeslandes: ln der DDR ent- 
fielen 1961 nur 10®/o auf dem nach dem zweiten 
Weltkrieg gebaute Wohnungen, in der Bundes- 
republik dagegen 37 ®/o. 

Auch 1968 bietet die Versorgung mit Wohnungen 
— was ihre Zahl anbelangt — in der DDR ein gün- 
stigeres Bild als in der Bundesrepublik, Die Zif- 
fern für die Wohndichte belaufen sich auf 2,8 (DDR) 
bzw. 3,1 (BRD) Personen je Wohnung. Der Abstand 
hat sich kaum verringert. Weiter vergrößert haben 
sich dagegen die Divergenzen in der Versorgung 
mit Wohnfläche pro Kopf, ln der Bundesrepublik 
sind es nunmehr 23 cpn, in der DDR knapp 19 cjm, 
die pro Person zur Verfügung stehen. Von den 1^8 
vorhandenen Wohnungen in der Bundesrepublik 
stammte die Hälfte aus der Bautätigkeit nach dem 
zweiten Weltkrieg. In der DDR ist der Anteil auf 
20®/» angestiegen. 

285. Weitere Einblicke in die Qualitätsstruktur er- 
laubt eine Gegenüberstellung der Wohnungen nadi 
dem Baualier und dem Ausstattungstyp 1960/61 (vgl, 
Tabelle A 83). Dabei zeigt sich, daß nicht nur die 
Altersstruktur der Wohnungen, sondern auch ihre 
altersspezifische Ausstattung mit Heizungen und 
sanitären Anlagen in der Bundesrepublik imd in 
der DDR deutlich voneinander abweichen. 

So waren in der Bundesrepublik in den vor 1900 
gebauten Wohnungen 40®/» mit Innentoiletten und 
22®/o mit Badem ausgeslatlct. In der DDR verfügten 
von diesen vor 1900 gebauten Wohnungen — sie 
machen fast die Hälfte aller Wohnungen in der 
DDR aus — nur 12®/o über eine Innentoilette und 
nur 8®/o über ein Bad. 

Bei den jüngeren Wohnungen zeigt sich eine rela- 
tive Angleichung der Ausstaltungsmerkmale in bei- 
den Gebieten. So waren in der Bundesrepublik von 
den nach 1945 gebauten Wohnungen 91 mit 
Innentoilette ausgestattet PDR 70®/»), 79®/o der 
Wohnungen hatten ein Bad (DDR 66®/»). Lediglich 
bei den zentralbeheizten Wohnungen hatte sich der 
Abstand kaum verringert. Dies zeigen auch die Zif- 
fern für den gesamten Wohnungsbestand: In der 
Bundesrepublik wurden 12®/o, in der DDR dagegen 
3 ®/o der Wohnungen zentralbeheizt 

Ein sicherlich nicht unbeträchtlicher Teil der Quali- 
tätsdifferenz, vornehmlich bei den älteren Wohnun- 
gen, dürfte darauf zurückzuführen sein, daß in der 
Bundesrepublik im Laufe der Zeit vergleichsweise 
sehr viel mehr ältere Wohnungen modernisiert und 
instandgesetzt worden sind als in der DDR. Auch 
Unterschiede in der Siedlungsstruktur spielen eine 
Rolle: Wohnungen in den ländlichen Gebieten sind 
im allgemeinen mit sanitären Anlagen schlechter 
ausgestattet als Wohnungen in Stadtregionen. 

Bei den nach 1961 gebauten Wohnungen hat sich 
der Qualitalsabstand weiter verringert. Ein Indiz 
dafür ist das vergleichsweise raschere Vordringen 
der zentralbeheizten Wohnungen in der DDR. Wäh- 
rend ihr Anteil an den jährlich fertiggestellten Woh- 
nungen sich in der Bundesrepublik von 37 V» im 
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Jahr 1962 auf 76®/» im Jahr 1966 erhöhte, stieg er 
im gleichen Zeitraum in der DDR von 20 ®/» auf 
46 ®/o. 

üei jMlrft'Ji 

286. Für die DDR liegen nur spärliche Infor- 
mationen über die Entwicklung der Mieten vor. Hier 
wurde von den Ergebnissen der Wirtschaftsrechnun- 
gen für die Arbeiter- und Angestelltenhaushalte in 
der DDR ausgegangen. 

Vergleichbare Angaben für die Bundesrepublik lie- 
gen nur für 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte vor. 

Wie Kontrollrechnungen ergeben haben, dürfte das 
Einkommen dieser Haushaltsgruppen 1950 um etwa 
15V», 1962 und 1968 um etwa 20®/» unter dem der 
gesamten Arbeiter- und Angestelltenhaushalte lie- 
gen (vgl. Kapitel V, 2). Wie Untersuchungen der 
schichtspezifischen Mietbelastungsquote ergeben 
haben, differieren bei solchen Einkommensunter- 
schieden die durchschnittlichen Mietbelastungsquo- 
len nur geringfügig um etwa 0,5 ®/o bis 1,0®./». Wer- 
den sowohl die Einkommensangaben als auch die 
Mietbelastungsquoten entsprechend korrigiert, so 
ergeben sich die in Tabelle A 84 ausgewiesenen 
Mietausgaben der Arbeiter- und Angestelltenhaus- 
halte in der Bundesrepublik, 

Für die Mietausgaben der Haushalte in der DDR in 
der Zeit vor 1960 stehen keine Angaben zur Verfü- 
gung. Unter Berücksichtigung der Größenunter- 
schiede sowie der Tatsache, daß kleinere Wohnun- 
gen pro Flächeneinheit Lm allgemeinen teurer sind, 
wird man die monatlichen Mietausgaben der Arbeit- 
nehmerhaushalte in der DDR im Jahre 1950 auf etwa 
30 M beziffern können. 

Damit ergeben sich Größenordnungen, die verdeut- 
lichen, zu welch unterschiedlicher Entwicklung bei 
den Mielausgaben die anderen mietenpolitischen 
Vorstellungen, aber auch das unterschiedliche Ge- 
wicht der Neubautätigkeit in der DDR und der Bun- 
desrepublik geführt haben. In der DDR betrug die 
Mietbelastung des Arbeilnehmerhaushalls 1968 nur 
etwa ein Drittel der Mielbelastung eines vergleich- 
baren Haushalts in der Bundesrepublik. 

Der Abstand wird etwas geringer, wenn die Unter- 
schiede der Wohnungsgröße in die Betrachtung ein- 
bezogen werden. Unter der annehmbaren Voraus- 
setzung, daß das Größenverhältnis der Wohnungen 
bei den Arbeitnehmerhaushalten mit der durch- 
schnittlichen Gesamtwohnfläche in der DDR (53 qm) 
und der Bundesrepublik (71 qm) übereinstimmt, be- 
trägt die flächenbereinigte Mietbelastung der Ar- 
beitnehmerhaushalle in der DDR rd. 40®/» der Miel- 
belastung in der Bundesrepublik. 


4. Anhang 

Methodische Hinweise 

Zu 1. Verkehr 

Ein Vergleich der gegenwärtigen Struktur und des Lei- 
stungspotentials des Verkehrs in beiden deutschen Staa- 
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ten läßt sidi» ausgedrückl in Celdelnheiten, nur für den 
Wirtschüftsbereich in seiner Gesamtheit nicht jedodi £ur 
einzelne Verkehrszweige vornehmen. Für diese werden 
ln der DDR keine monetären Grunddeten über Elnnith' i 
men, KapUaleinsaLz oder ErvesUtionen veroffenllirhl. i 
Allerdings ist hier ein Vergleidi in realen Mcngeneln- ' 
hellen mögiidir durdi den Fragen unlerscbiedlidier Be- 
wertung an Bedeutung verlieren. Vorausseizong für all- 
gemeine Aussagen isi Jedoch, daß der WtrUchaJtsbereidi 
Verkehr einsdiliefllicb des' Naärrlditenwesens ln der 
DDR und in der BiindesrepubUic gleich abgegrenzt wird 
und Leistungsstruktur sowie Bedeutung der einzelnen 
Verkehrszweige innerhalb des Gesamtbereichs keine star- 
ken Abweichungen au/weisen. Diese Voraussetzungen 
liegen vor* 

Die Hauptdaten der Angebotsstruktur sowue die tneme- 
tären Leistungsdaten^ wie sie sich aus den Volkswut- 
sdiafüidien Gesamtredinungen ergeben^ sind in Tabelle 
A 65 zusammengefaßl. Dabei wurde — im Gegensatz zu 
dem Systemvergleidi der Industrie im Kapitel ITl, auf 
den hlnsichtlldi der Aussagekraft volkswlrtschafllidiGr 
Koeffizienten zur Produktionsatruktur verwiesen sei — 
darauf verzichtet, die Daten beider deuLsdher Staaten in 
eine einheitliche Preisbasis umzuiedbnen, da dies Im 
Verkehr wegen der besonderen Bedeutung des Anlage- 
vermögens zu unvertrel baren Fehlergrenzen geführt 
hätte. Ein direkter Vergleich ist daher nur bedingt mög- 
lich, zumal neben der unterschiedlichen Preisbasls Be- 
vbikerungs- und Gebletssiand berücksichtlgi werden 
müssen. 


Zu 3. Wohnungsbau 

Um den Vergleich von Indikatoren für den Wohnungs- 
bau nicht nur auf Mengen beschränken zu müssen, wurde 
veisürfil, auch die verfügbaren Informationen |n Wert- 
großen vergleidibar zu machen. Für die DDR stehen ein- 
heitlich abgestimmte Angaben zumeist zu Preisen von 
1967 zur Verfügung, bei denen die Ergebnisse der ln- 
dustriepreisreform bereits beTüdLsichtigt worden sind. Die 
entsprechenden Angaben für die Bundesrepublik wurden 
daher ebenfalls auf den Preisstand des Jahres 1967 um- 
gerechnet. Damit ist zwar den Untersdiieden in der Preis- 
enlwicklung — soweit dies überhaupt durchführbar ist — 
Redmung getragen worden, nicht aber den Untersdiie* 
den im Preisniveau des Basisjabres, in diesem Falle also 
des Jahres 19G7, 

Es hat Jedoch den Anschein, als ob auch die Divergenzen 
Ul dem allgemeinen Preisniveau für Bauleistungen im 
Jahr 196? relativ gering waren. Einen Anhaltspunkt da- 
für geben die fast übereinsUmmedden Werte für die 
Bruttoproduktion je abhängig Beschäftigten Im Bau- 
hauptgewerbe der Bundesrepublik |31 900 DM) und in 
der Bauindustrie der DDR (31 LOO M} fvgl. die Übersicht 
Anhang V, l), die 69 "/o (DDK) bzw. eo“/» [Bundesrepublik) 
des gesamten Bauvolumens produzieren. 

Beide Bereiche sind zwar unlersdtledlidi abgegrenzt; Zum 
Bauhauptgewerbe zählen ln der Bundesrepublik auch 
Handwerksbetriebe, allerdings keine BoUiebe des Aus- 
baugewerbes; umgekehrt produziert die Bauindustrie der 
DDR zu einem nicht unerheblichen Teil Aushauloistungen. 
Wegen Ihres großen Anteils an der ProduktionsleisLung 
erscheint es Jedoch gerechtfertigt, sie als repräsentativ 
für die Pioduktjonsbedingungen in der gesamten Bau- 
wutschalt anzusehen. 

Die Bauindustrie in der BundesTepublik ist für einen 
Vergteich mit der DDR weniger geeignet, weil 

• die Produktionsstriiktur vorwiegend auf den w'eniger 
arbcilsinlensiveii Tiefbau ausgerichtet ist, 


Übersicht Anhang JV, l 

Froduk^iofls/e/sfung und KOffensJruklur 
der ßauwirfscha/l !967 


1 

Elfilu?ii 

Bäuhaupi- 
güwcrbc 
in dc^r 
BRD 

Baii- 

iiiiJu&trle 

in der 

DDR 

Brutto- 

Mül, 




produklion ' 

DM/M 


43 Ü60 

tO 019 

in des Bau- 





volumens 



60 

69 

davon 





Wohnungsbau 



37 

m 

Wirtschaftshau 

“/fl 


20 

36 

Ollen Uichei 





Hochbau 

°/fl 


10 

U* 

Tiefbau 

“/fl 

33 

3/» 

Abhängig 

1000 



Besdiütligle * 

Peisonen 

1 351 

322 

Bruttoproduktion 




je abhängig 





Beschäftigten 

DM/M 


31 000 

31 100 


i Die RepHratur^n im Nithlwahnung^biiii in der DDR wurden 
prup^>rtional zur Neubautätigkeit aut die Baubereidhe verteilt. 
‘ GesellschafUiche Bauten. 

3 Btiuwerke für die Wasserwirtsdiah. den Verkehr und das 
Post- und Femmeldewesen, 

’• Arbeiter und Angestellto ohne Lehrlinge^ in den Angaben für 
die Bund££repubUk sind dii? xahLenmäihg ünbeüeutenden. 
Loiirlinga ln den kourmännischen und tedinisdien Berufen 
enihdlLen 

Quellen: BRD: Beredinungen des DIW, Berlin, auf Grund von 
Angaben in der Totalcrbcbung für das Bauhauptge- 
werbe. 

DDR: SteliäUs{:he& Jahibuch der DDR^ 1970, S. 7.1^ 
S U3. 6 149 f. 

■ die Eauindustne der DDR einen vergleichswejse sehr 
viel höheTen Anteil an arbeilsintensiveTen Aushau- 
leislungen (rd. 20 ®/ö 1 produziert, die die Arbeitspro- 
duktivität mindern, 

fl generell auch der last dreimal so hohe Anteil der 
Bauindustrie am gesamten Bauvolumen in der DDK 
[09 “/(i) im Vergleich zur Bundesrepublik (24 Vn] auf 
eine andere Abgrenzung dieses Bereichs hindeutet. 

. Für das. gesamte Bauhauplgewerbe dagegen entsprtdil 
die Verteilung der Produktionsleistung auf Hoch- und 
I TteJböUten in der Bundesrepublik genau den Relationen 
für die Bauindustrie in der DDR. 

Die Anteile der jeweiligen Hachbauhcreiche differieren 
allerdings belradillidi. Deutlich zeigt sich die Zielsetzung 
der Wirtschal IsJührung der DDR. die relativ knappen 
Baukapazitälen zu Lasten des Wohnungsbaus in erster 
Linie für den Ausbau der Wlrtsdraft einzusetzen. 

Was die Pio-Kopf-Produklion im Höchhaubereich anbe- 
langi, so kompensieren sich vermutlich die lechno- 
logischen Lücken der Bundesrepublik in der Wohnungs- 
produkLion — in der Bundesrepublik werden nur 6 Vö, 
' in der DDR dagegen rd. 75 Vo der Wohnungsbaulen Jm 
I Montagebau erstelU — mit dem Effizienzvorsprung im 
I Wirtsdiaftsbau, Dies dürfte der Grund dafür sein, daß 
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<lie Pm-Kopf-Produktion des Bauhauptgcwerbes in der 
Bundesrepublik und der Bauindustrie in der DDR uber- 
oinstimmen, obwohl der vcrgleldis weise eher arbeUs- 
intensivere Wohnungsbau in der Bundesrepublik^ der 
noch jEum w-eUaus überwiegenden Teil mit herkönim- 
lidien Produktionsverfahren erstellt wird, ein so großes 
CewJdit hat. 

Für die VeTgleidibarkeit der Preisniveaus sprictii auch 
die RclatioTi der Preise je qm Wohnfläche 1?K>7 m der 
DDR (544 M) und der Bundesrepublik (60t DM). Die ent- 
sprechenden Angaben sind in Tabclio A 80 zusammen- 
gestellt worden. Wenn man heriidcsiditigt daß die qm- 
Preise kleinerer Wohnvingen, wie sic in der DDR gebaut 
Würden, im allgemeinen höher sind, so wird fesLgeslelLl 
werden können, daß die um den Großenefrekt bereinigte 
Differenz Ln den qm-Preisen den Qualitatsvorsprung der 
im Jahres 15f67 gebauten Wohnungen in der Bundes- 
republik. etwa richtig beinlßl. 

Anmerkungen Kapitel IV 

' Die Aufwendungen für den Bereich der Infrastruktur 
Lm Verkehr lassen sich nur für dte Bundesrepublik 
quantifizieren, für den DDR- Verkehr liegen keine ver- 
gleichbaren Angaben vor. In der Bundesrepublik be* 
trugen die [nvestitionen für den Straßenbau zwischen 
1950 und 1968 rund 70 Mrd. DM, für den innerstadti* 
Stilen U-Bdhnbau rd. 1,3 Mrd., für die Wasserslraflcn 
rd. 5 Mrd,, für die Seehafen rd. 3 Mrd.^ für die Binnen- I 


Kapitel tV 

häfen rd, i ,3 Mrd., für die Flughäfen rd, 2 Mrd. und 
für das Pipeline neU bisher rd 1.0 Mrd. DM. Hinzu 
kommen die Aufwenrtutigen für das Wegenetz und die 
Elektrifizierung der Eisenbahnen in Höhe von rd. 
17 Mrd, DM, so daß insgesamt bis 1968 etwa 100 Mrd. 
DM in die Verkehrainfrastruktur Invesliert wurden 
[Quelle' Berechnungen des DIW\ Berlin). 

* Da in der Statistik der Bundesrepublik üherwiegerid die 
Leistungen duf den Verkehrswegen bzw. in den Häfen, 
ln der DDE die Leistungen der Verkehrsmittel erfaßt 
werden, Ist eine Vereinheitlichung notwendig, die bei- 
den Gesichtspunkten Rechnung tragt. 

^ Öffentliche und industTlelle Kraltwirtsdiaft (einsdil. 
Bundesbahn). 

* Gesetz zur Förderung der Verwendung van Stciukohle 
ln Kraftwerken vom 12. August 1965 und Gesetz zur 

I Sicherung des Stcinkohlenahsatzes in der ElekLrizitäts- 
I Wirtschaft vom 1. Juli 1966, 

® Vgl ij. a. die Wirtschaft, Nr, 39 v, 24. September 1970, 

I S. 14; Arbeit und Aiheitsrecht, 1970, Nr. 15, S. 460 

* Vgl K. Arndt Wohnverhältnisse und Wohnungsbedarf 
ln der sowjetischen Bcsalzungszone, Sonderheft des 

I DrW, Nr 50, Berlin 1960. 

Sowohl in der Bundesrepublik als auch in der DDR han- 
delt es sidi um die GEsamlflädie der Wohnung einsdil. 
der Wohnnebenräume, jedoch ühne Keilet. Dachböden 
und Treppen. Die Angaben sind daher vergleichbar, 
Bc-i dieser Relation konnte allerdings nidit berücksich- 
tigt werden, daß in den Angaben für die DDR die 
Wohnungen mit Etagenheizung nicht enthalten sind. 
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Einkommen, Verbrauch, Lebenshaltung 


^ Von I960 bis 1969 ist das Wachstum des privaten Verbrauchs und 
der Ersparnis in der Bundesrepublik stärker gewesen als In der 
DDR, Der Abstand im Lebensstandard zwischen beiden deutsdien 
Staaten hat sich weiter vergrößert (297— 29t) 

^ ln der Bundesrepublik gibt es keine umfassende Einkommens' 
Politik des Staates, In der DDR dagegen nehmen die staatlidien 
Planungsiasianzen entscheidenden Einfluß auf Verteilung und 
Verwendung des Volkseinkommens. (292 — ^296) 

^ Die persönlichen Einkommen (nominal) sind in der Bundesrepublik 
im letzten Jahrzehnt weit stärker gestiegen als in der DDR. Wäh' 
rend die Durchsdinittsbruttoeinkommen der Arbeitnehmer 1960 
in der DDR mir wenig niedriger als in der Bundesrepublik waren, 
lagen sie 1969 um ein Drittel unter denen der Bundesrepublik. 
Die Bruttoeinkommen der Selbständigen (in der DDR einsäiUeß- 
lieh Genossenschaftsmitgliedern) erreichten 1965 rund zwei Drit- 
tel der Selbständigeneinkommen in der Bundesrepublik, In beiden 
Staaten war das Durchschnittsbrutloeinkommen eines Selbständi- 
gen doppelt so hoch wie das durchschnitUiche Arbeitnehmerein- 
kommen. Dagegen erhielt 1965 ein Rentner in der DDR durdi- 
schnittlidi nur ein Drittel des Einkommens eines Rentners in der 
Bundesrepublik. (297 — 304) 

^ Die auf die Bruttoeinkommen der Arbeitnehmer erhobenen gesetz- 
lichen Abzüge sind in der Bundesrepublik höher* Beitragssatz und 
Beitragsbemessungsgrenze der Sozialversicherung sind in der Bun- 
desrepublik mehrfach erhöht worden, in der DDR dagegen unver- 
ändert geblieben. Auch weist der Lohnsteuertarif der Bundesrepu- 
blik eine stärkere Progression auf als der der DDR. Außerdem 
bestehen in der DDR zahlreiche Kürzungsvorschriften in Fällen, 
in denen in der Bundesrepublik eine Regelbesteuerung vorgenom- 
men wird, (305 — 310) 

^ Der Abstand der Haushaltseinkommen hat sich ebenfalls vergrö- 
ßert: So erreichten die nominalen Nettoeinkommen aller Haus- 
halte in der DDR 1969 durchschnittlich etwa zwei Drittel der 
Haushaltseinkommen ln der Bundesrepublik (1960: 85®/o). Die 
nominalen Nettoeinkommen in Arbeitnehmerhaushalten in der 
DDR fielen sogar von 90®/» (1960) auf 64 Vn (1969) zurüdc, 

(311—315) 

^ Die Verteilung der Arbeitnehmereinkommen ist in der Bundesre- 
publik weniger gleichmäßig als in der DDR, (316 — 319) 

^ Die Verb rau die rp reise io der Bundesrepublik liegen Im allgemei- 
nen für Dienstleislimgen und einfache, den Grundbedarf befriedi- 
gende Waren höher, allenfalls gleich hoch wie die Preise in der 
DDR; dagegen sind die Preise hochwertiger Waren — vor allem 
dauerhafter Gebrauchsgüter — in der Bundesrepublik deutlich 
niedriger als in der DDR. (321 — 328) 
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^ Da die Preise in der Bundesrepublik im letzten Jahrzehnt zum 
Teil beträchllidi gestiegen sind, während sie in der DDR nahezu 
unverändert blieben, hat sich — gemessen am Durchsdmittsver- 
braudi von Arbeitnehmerhaushalten (gekreuzter Warenkorb) — 
die Kaufkraft der Mark im Verhältnis zur DM von rd» 76 (1960) 
auf 86 (1969) erhöht. 

Die Kaufkraft der Mark ist tendenziell im Vergleich zu der DM um 
so geringer, je mehr sich der Verbrauch auf hochwertige, relativ 
teure Güter erstreckt. (329 — 341) 

^ Die Verbesserung der Kaufkraft der Mark der DDR hat nicht aus- 
gereicht, um den relativ höheren Zuwachs der nominalen Netto- 
einkommen in der Bundesrepublik auszugleichen. Der Abstand der 
Realeinkommen der Arbeilnehmerhaushalte in der DDR zu denen 
in der Bundesrepublik hat sich von rund 32 ^/o (1960) auf rund 
45®/o (1969) vergrößert. (343) 

^ Trotz niedrigerer Einkommen entspricht heute in der DDR der 
mengenmäßige Pro-Kopf-Verbrauch bei den meisten Nahrungs- 
mitteln dem in der Bundesrepublik. Fette und kohlehydratreiche 
Produkte wie Mehl und Kartoffeln werden in der DDR relativ 
mehr verzehrt. Aber bei Genußmitteln hat der Verbrauch etwa den 
Stand der Bundesrepublik von 1960 erreicht. (346, 347) 

^ Die Ausstattung der Haushalte mit einzelnen langlebigen indu- 
striellen Konsumgütern ist in der Bundesrepublik und in der 
DDR unterschiedlich. Während sie bei Femseh- und Rundfunk- 
geräten gleich hoch ist, Ist sie bei Personenkraftwagen in der 
Bundesrepublik weit höher. Bei einigen Gütern — zum Beispiel 
Mopeds und Fotoapparaten — ist eine höhere Ausstattung in der 
DDR festzustellen. (349 — 351) 

^ Während die Sparquote in der Bundesrepublik seit 1960 um mehr 
als ein Drittel gestiegen ist, hat sie sich in der DDR kaum verän- 
dert. Auch differieren Anlageform und Höhe des Vermögens: Mit 
mehr als 6500 DM je Einwohner übertrafen 1969 die privaten 
Geldvermögen in der Bundesrepublik die in der DDR um mehr 
als das Doppelte. (356 — 358) 

^ Der Unterschied im Lebensstandard der Bevölkerung der Bundes- 
republik und der DDR verändert sich auch dann nicht zugunsten 
der DDR, wenn nicht quantifizierbare Faktoren in die Betrachtung 
einbezogen werden. Noch immer bestehen in der DDR deutliche 
Mängel in der Konsumgüterbereitstellung. 

Die staatlichen Ausgaben für gemeinschaftlich genutzte Güter und 
Einrichtungen sind in der DDR je Einwohner etwas niedriger und 
in Prozent des Bruttosozialproduktes nur geringfügig höher als in 
der Bundesrepublik. Allerdings ist der Anteil der Staatsausgaben 
für Wissenschaft und Bildung in der DDR um wenigstens ein 
Viertel höher als in der Bundesrepublik. (344) 


1. Verwendung des Sozialprodukts 


erbracht wurden; zum anderen beeinflussen Struk- 
turänderungen ln der privaten Nachfrage die Ent- 
widclung der einzelnen Produklionssekloren und 
wirken so auf den Umfang und die Entwicklung der 
Wirtschaflsleistung ein. 


287. Der Vergleich des Verbiaudis der privaten 
Haushalte (vgl. Tabellen A 85, A 8fi und A 87) gibt 
einen ersten Hinweis auf den Lebensstandard in der 
Bundesrepublik und der DDR. Dabei ist der private 
Verbrauch in seiner Abhängigkeit vom gesamten 
Sozialprodukt (vgl. Kapitel 111) zu sehen: Einerseits 
können — langfristig — nur Güter und Leistungen 
verbraucht werden, die von der Gesomtwirtsdiaft 


Ein unmittelbarer Vergleich der Höhe des Sozial- 
produkts und der Struktur seiner Verwendung ist 
infolge des stark unterschiedlichen Preisgefüges und 


Unterschiedlldies Preisgefüge 
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Schaubild 4 

Die Entwicklung der Konsum- und Investittonsquolen in der Bundesrepublik und der DDR 


KonsumQUOte^ 

% 



-niveaus nidit möglidi ^ Versdiiedene BeTedinun- 
gen haben ergeben, dafS Ende der r>0eT Jahre der 
tatsachUdie Abstand zwischen Btindcsrepublik und 
DDR sowohl im Niveau des privaten Verbrauchs 
als auch im Sozialprodukt je Einwohner auf 25®/o 
bis zu beziffern ist ^ 

/Jru i rMizm/pz-L/duk t 

288 . Von i960 bis 1969 hat sidi das Brullosozial- 
prodnki (vgl. Tabellen A 85 und A 86) in beiden 
deutschen Staaten kräftig erhöht, in der Bunde s- 
repubük um und in der DDR um 48*>V Da 

gleicfizeltig dif^ Bevölkerung in der Bundesrepublik 
um 10 zuuahm, in der DDR aber um 1 zurück' 
ging, war das Wadistuinstempo des Brultosozidl- 
prcidukles je Einwohner in der DDR mit “ 
erheblich grotler als in der Bundesrepublik. Diesc^r 
unlersdiieclhche Leistungszuwach& erÜärt sich u a. 


Investitionsquote * 



daraus, daß der Anteil der Erwerbspersonen an der 
Gesamtbevolkeiung (Erwerbsquotel im gleichen 
Zeitraum in der Bundesrepublik um 3,4 Punkte auf 
44,4 'ft zurückging, wahrend er sidi in der DDR um 
lj3 Punkte auf 50,9 "'o erhöhte. 

289 , Cleidizeitig hat sich in der DDR als Folge 
einer konsequenten Förderung der [nvestitionf^n die 
Struktur der Verwendung der erzeugten Güter ver- 
ändert. So erhöhte sich der Anteil der Bndlu- 
Anlagemvestltionon am Brultosozialprodukt f In- 
vest itionsquote] vor allem m den Jahren nach dem 
Beginn der Wirtschafts re formen (1964) kontinuier- 
lich. tfrreidUe jedodi mit 22,7 iin Jahre 1969 noch 
nicht die inlernaticmal hohe Quote der Bundesrepu- 
blik, die im letzten .lahr^ehnt durdisdmilllich bei 
24.5 Jag. 


Übersicht .33 


Soziüiproduk; und privater Verbrauch je Einwohner zu Preisen von /967 in jeweiliger Währung 


3 96ß 

1963 

1965 ^ 

1967 

1969 


BRD 





BnUlusPzialjirodukt 

eafMi 

7 432 

8 187 

8 260 

9 409 

Privater Vnibraudy 

3 773 

4 211 

4 616 

4 746 

5 249 


DDR 





Bruttosozialprodukt 

5382 

5 899 

6 551 

7229 

8 069 

Privater Verbrauch 

3 248 

3 398 

3678 

3 881 

4 334 
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Privater Verbrauch 

290 . Die forcierte Investitionstätigkeit der DDR 

führte zwangsläufig zu einer geringeren Konsura- 
quote (Anteil des privaten Verbrauchs am Brutto- 
sozialprodukt); Sie fiel von 62 (1960) auf 54 

(1969) und damit unter die Konsumquote der Bun- 
desrepublik, die sich im gleichen Zeitraum nicht 
nachhaltig änderte, sondern konjunkturell um einen 
Wert von 56®^o schwankte. 

Wahrend der private Verbrauch (zu Preisen von 
1967) in seinem Wadistum in der Bundesrepublik 
dem gesamtwirtschaftlichen Zuwachs (absolut: 
-H 53^/p, je Kopf 39 °/o) entsprach, erhöhte er 
sich m der DDR absolut und je Einw'ohner im Ver- 
gleich zum Sozialprodukt nur unterdurchschnittlich 
um rd. 30 ^/ 0 . 

291 . Das Insgesamt geringere Wachstum der Ge- 
samtwurtschaft und des privaten Verbrauchs der 
DDR im letzten .lahrzehnt beruht hauptsächlich auf 
der Wachstumskrise der Wirtschaft der DDR zu 
Beginn der 60er Jahre. 

Nach ihrer Überwindung erhöhte sich der Pro-Kopf- 
Verbrauch in beiden Staaten im gleichen Ausmaß: 
Er stieg gegenüber 1963 in der Bundesrepublik um 
25 ^/o und in der DDR um (zu Preisen des 

Jahres 1967| vgl. Tabelle A 87). 


2. Einkommen 

292 . Anders als in der Bundesrepublik, die eine 
direkte Einkommenspolitik des Staates nicht kennt, 
ist in der DDR die Bildung der Einkommen und 
deren Verwendung weitgehend staatlicher Planung 
und Gestaltung unterworfen. Die Entwicklung des 
nKauffonds* der Bevölkerung wird durch eine Ein- 
kommenspolitik geprägt, die nicht nur die geplanten 
und durch die Produktion realisierten nWarenlonds“ 
zu berücksichtigen hat, sondern die zusälzlidi Funk- 
tionen mit dem Ziel der Änderung der Gesellschafts- 
Struktur wahrnimmt (vgl. Tabellen A 88 und A 89). 

a) Lohnpolitik und Tarifvertragssystem 

293 . Die Gewerkschaften sind in der Bundesrepu- 
blik und der DDR an der Gestaltung des Tarif- 
vertragssystems beteiligt. Ihre aktive Mitwirkung 
m der Lohnpolitik unterscheidet sich jedoch erheb- 
lidi, vor allem wegen der unterschiedlichen Domi- 
nanz des Staates. 

Tariiautonomie Jn der Bundesrepublik 

In der Bundesrepublik überläßt die im Grundgesetz 
verankerte Tarifaulonomie die Einkommensfindung 
den Tarifparlnem. Ihr Intcres.se an autonomer Lohn- 
findung begrenzt die Wirksamkeit indirekten staat- 
lichen Einflusses, z. B. In der «Konzertierten Aktion". 
Die Tarifautonomie gestaltet in der Bundesrepublik 
den unbeeinflußten und nach Wirtschaftsbereichen 


und -zweigen sowie Regionen und Einzeluntemeh- 
men differenzierten Abschluß von Tarifverträgen. 
Dabei können die Arbeitnehmer ihre Einkommens- 
forderungen nötigenfalls mit Hilfe von Streiks 
durchzusetzen versuchen. In der DDR ist dies nicht 
möglich. 

LohnpohUk in der DDR 

In der DDR ist es Aufgabe der Lohnpolitik, den 
«Lohnfonds", der in den Plänen für ciie gesamte 
Volkswirtschaft, die Wirtschaftsbereiche, die Be- 
triebe und sonstigen Inslllutjonen festgeJegt ist, so 
einzuselzen, daß er den wachstumspolitischen Zielen 
entspricht. «Die SED und die Regierung der DDR 
verwirklichen m enger Zusammenarbeit mit dem 
FDGB eine Lohnpolitik, die dem ökonomischen 
Gesetz der Verteilung nach der Arbeitsleistung 
und den Interessen der Werktätigen entspricht. Die 
Lohnpolitik zielt darauf ab: 1- den untrennbaren 
Zusammenhang von Plan, produktiver Leistung und 
Lohnentwicklung zu verwirklichen. Eine Erhöhung 
der Löhne ist planmäßig und nur in dem Umfang 
möglich, wie dafür entsprechende Voraussetzungen 
durch die Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
Senkung der Selbstkosten geschaffen werden; 2. das 
sozialistische Bewußtsein zu entwickeln und die 
Qualifikation der Werktätigen zu erhöhen; 3. die 
konkreten Aufgaben, die in den Perspektiv- und 
Jahresvolkswirtschaftsplänen festgelegl werden, zu 
erfüllen 

In der DDR zeigt sich der Einfluß des Staates auf 
die Lohnpolitik auch darin, daß grundsätzliche 
Fragen der Entwicklung und Gestaltung des Lohn- 
und Tarifvertragssystems vom Miaisterral der DDR 
in Übereinstimmung mit dem FDGB beschlossen 
werden. Auf dieser Grundlage regeln die wirt- 
schaflsleitenden Organe in Übereinstimmung mit 
den zuständigen Gewerkschaftsorganen in Rabmen- 
kollektiwerträgen die Gestaltung der Tariflöhne 
ihres Verantwortungsbereiches. Die Lohntarife in 
den privaten Betrieben werden — unter Beachtung 
der Tariflöhne im volkseigenen Sektor — durch 
Verträge zwischen der Gewerkschaft und der Indu- 
strie- und Handelskammer festgclegt und treten 
nach staatlicher Bestätigung in Kraft. 

Lohngestaltun^ 

294. In beiden deutschen Staaten ist neben der 
Lohnpolitik auch die Lohngestaltung unterschiedlich. 

Das Verhältnis der Tariflöhne zu den Eifeklivlohnen 
weicht voneinander ab. In der Bundesrepublik sind 
Tariflöhne nur als Mindesllöhne verbindlich. Die 
Lohndrift (Differenz zwischen Effektiv- und Tarif- 
löhnen) wird hier — abhängig von der jeweiligen 
konjunkturellen Situation — durch übertarifliche 
Zuschläge erzeugt bzw. beeinflußt. In der DDR gel- 
len dagegen für die Abweichung des tatsächlich ge- 
zahlten Lohnes vom eigentlichen Tariflohn andere 
Maßstäbe. Sie liegen in der Abhängigkeit des Loh- 
nes vom Grad der Planerfüllung, sind in ihrem Aus- 
maß jedoch weitgehend durch entsprechende norma- 
tive Kennziffern in den Betriebskollektivverträgen 
und Betriebsvereinbarungen fixiert, die zwischen 
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den Gewerkschaftsorganen und den Betriebsleitun- 
gen abgeschlossen werden. So ist das Lohnsystem m 
der DDR — nach zahlreichen Veränderungen in den 
letzten Jahren — heule durch die überwiegende 
Anwendung des Leistungslohns gekennzeichnet. Er 
besteht zu 50 “ o bis 70 des Elfekli vverdicnstes 
dus dem oigontUchcn Tariflohn und wird durch einen 
leistungsgebundenen Lohnteil (Mehrleistimgslohn 
bzw. Mehrlohnprämie) ergänzt, der von der Erfül* 
lung gewisser Kennziffern abhangl Hinzu treten 
Zuschläge bei Abweichungen von den normalen be- 
ruflichen Arbeitsbedingungen®. 

TniHi^entagssyst^m 

295. Die Tarifvertragssysteme beider Staaten 
ähneln sich in ihren äußeren Merkmalen. Sie be- 
stehen aus Tanftabellen, die nach Beschäftigungs- 
gruppen und Wirtschaftszweigen gegliedert sind 
und unterschiedlich hohe Tarifsätze entsprechend 
dem Tätigkeitsmerkmal enthalten. Sie berücksichti- 
gen somit generell die jeweilige Qualifikation des 
Arl>eitnehmers. 

ln der DDR haben die Lohn- und Gehaltstarife je- 
dodi daneben noch eine weitere Aufgabe. Das Tarif- 
Vertragssystem differenziert .gegenwärtig noch den 
Arbeitslohn nach der Stellung und Bedeutung det 
Wirlsthaflszw'cige Und Betriebe im gesellschaft- 
lichen Reproduktionsprozeß. Durch ökonomisch be- 
gründete Tariflohnrelationen zwischen den Wirt- 
schaftszweigen bzw. Betrieben wird über den Ar- 
beitslohn in gewissem Umfange die Lenkung der Ar- 
beitskräfte Jn die führenden Zweige und Betriebe 
unterstützt. Die Differenzierung des Tariflohns nach 
volkswirtschaftlichen Kriterien erfolgte, um der be- 
sonderen Bedeutung bestimmter Bereiche der Volks- 
wirtschaft für die Durchsetzung des wissenschaftlich- 
technischen Forlsduitts gerecht zu werden, entspre- 
chend den gesellschaftlichen Interessen an der ra- 
schen und ständigen Erhöhung des Nutzcffektcis der 
gesellschaftlichen Arbeit®.“ 

Die Tarifgruppendifferenzierung nach Wirlschafl.s- 
zweigen ist nach den verfügbaren Unterlagen m der 
Bundesrepublik schwächer als in der DDR ausge- 
prägt. In der Bundesrepublik tritt mit steigender 
Qualifikation — vor allein in den Angestelltenberu- 
fen — anstelle fixierter Tarifgruppen die freie Ver- 
einbarung der Vergütung, die bei höheren Leistun- 
gen zu stark steigenden Differenzierungen führt. 
Auch laßt sich für die Bundesrepublik feslstellen, 
daß sich mit zunehmender Automatisierung des 
Produktionsprozesses die branchenspezifischen Qua- 
lifikationsanfordeningen angleichen. Sie fördern da- 
mit die Arbeilsmobilltät sowie die Nivellierung der 
intrasektoralen Lohndiiferenzen. 

Piämien 

296. Neben den Tarif- und Mehrleistungslohnen, 
deren untere Grenze bei einem Mindestbruliolohn 
von monatlich 300 M (seil dem 1. Juli 1967) liegt, 
besieht in der DDR ein System von Prämien, die 
nicht aus dem Lohnfonds, sondern dejn betrieblichen 
Prämienfonds gezahlt und dem Arbeitseinkommen 
zugerechnet werden. Mit den Mitteln dieses Fonds 
— etwa 4 der Jahreslohnsumrae in den produzie- 


renden Bereichen — wurden ursprünglich u. a. 
Leistungen prämiiert, die über das normale Maß 
hinausgingen. Seit 1965/66 wird generell m den 
Betrieben, wenn Produkt ions- und Gewinnplan so- 
w'ic andere C|ualitative Kennziffern erfüllt sind, eine 
Jahresendprämie gewährt, auf die jeder Arbeitneh- 
mer .Anspruch hat, der dem jeweiligen Betrieb min- 
destens ein Jahr angehörl 

Der Jahresendprämie in der DDR. die mindestens 
ein Drittel und höchstens das Zweifache eines Mo- 
nalsverdionsles betragt ^ stehen in der Bundesre- 
publik Weihnachtsgralifikalioneii und andere Zu- 
wendungen etwa gleicher Hohe gegenüber, die von 
den meisten Betrieben gezahlt werden, ln der DDR 
i.sl die Weihnachtsgratifikation von untergeordneter 
Bedeutung^ sie betragt 35 M für Verheiratete, 25 M 
für Ledige und 10 M für Lehrlinge und wird nur an 
Arbeitnehmer mit einem Monatseinkommen unter 
500 M gezahlt. 


b) Persönliche Einkommen 

297. Die AufgHcMiervmg der gesamten Einkommen 
der Bevölkerung nach sozioökonomischen Gruppen 
muß mangels ausreiciiender Daten auf einen Quer- 
schnitt der persönlichen Einkommensverteilung des 
Jahres 1965 beschränkt bleiben". Dennoch läJJt er 
bereits die starken Unterschiede in beiden Gebieten 
erkennen. Zwar spielen zusätzliche Einkünfte so- 
wohl in der Bundesrepublik als auch in der DDR 
eine Rolle. Auch sind Struktur und Anteil der ge- 
setzlichen Abzüge ähnlich. Das in der jeweiligen 
Wahrung ausgewiesene nominale Nettoeinkommen 
ist jedoch für die dargestellten Gruppen außer- 
ordenllidi unterschiedlich. 

Du/chschn//fspJ/ikommen 

298. Erst nach Umwandlung der Gesamteinkommen 
in monatJiche Durchschnittseinkommen (unter Be- 
rücksichtigung der jeweiligen Zahl der Einkommens- 
bezieher) Wird Jedoch das unterschiedliche Ein- 
kommensniveau voll sichtbar: Die durchschnitt- 
lidien nominalen monatlichen Nettoeinkommen in 
der DDR w'aren 1965 mit 521 M rd. 30 ® /o niedriger 
als in der Bundesrepublik. Noch größer als diese 
Differenz ist der Unterschied zwischen den durch- 
schnittlichen Rentnercinkommen in der Bundesre- 
publik und der DDR: Der Rentner in der DDR er- 
reichte lediglich 35 ^/n der reinen Rentnereinkom- 
men in der Bundesrepublik. Bezogen auf den gesam- 
ten Durchschnitt lagen demgegenüber die für Ar- 
beitnehmer und Selbständige ermittelten Einkom- 
men bei 78®/» bzw. 63 ®/o der Werte der Bundes- 
republik. Allerdings ist hierbei zu berücksichtigen, 
daß der Status der Genossenschaftsmitglieder in der 
DDR — sie überwiegen in der ausgewiesenen 
Gruppe der Selbständigen für die DDR — nicht voll 
der Stellung der Selbständigen in der Bundesrepu- 
blik entspricht, da er auch Merkmale eines Arbeit- 
nehmers trägt. Immerhin ist bemerkenswert, daß 
die Selbständigen und Genossensdiaftsmitglieder in 
der DDR 1965 das Doppelte eines durchschnittlichen 
Arbeitnehmereinkommens erreichten. 
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Ubersichl 34 


Die monatlichen Durchachnitiseinkommon je Binkommensbeiieher 
naäi sozioökonomischen Gruppen J965 (in DM bzw. M) 



Bruttoeinkommen 

Abzüge 

Netto- 

eln- 

kom- 

men 

Arbelts- 
ein- 
koin- 1 
men 

Sozial- 
ein- 
kom- 
raen ‘ 

son- 

stige 

Ein- 

kom- 

men 

zu- 

sammen 

Steuern 

Sozial- 

ver- 

siche- 

rungs- 

beilrage 

zu- 

sammen 




BRD 






Arbeitnehmer * * 


777« 

57 

18 

852 

70 

72 

142 

710 

Selbständige 


l 610 

51 

206 

2 067 

398 

8 

406 

t 661 

Rentner 


— 

45G 

18 

474 

— 

— 

— 

474 

Insgesamt 


677 

157 

35 

869 

83 

48 

131 

738 


DDR 


Arbeitnehmer « 


570» 

44 

15 

629 

39 

39 

78 

551 

Selbständige und Genossenschafts- 
mitglieder 


833 

81 

276 

1 190 

100 

50 

150 

1 040 

Rentner 


— 

164 

— 

164 

— 

— 

— 

164 

Insgesamt 


470 

76 

44 

590 

38 

31 

69 

521 


* Renten, Krankengeld und Hausgeld. Wochengeld, Sterbegeld, Kindergeld, Gehurlenbeihilfen, Ehegaltenzuschläge, 
Sozlalfürsorgeunterstiilzungen, sonstige Barleistungen der Soztalversidierung.. 

* Einschließlich Lehrlinge und besrhaltigle Rentner. 

* Einschließlich der von den Betrieben an kranke Arbeitnehmer gezahlten Beträge. 

Quellen: BRD* Berechnungen des DIW zur Einkommenschichtung der privaten Hdushalte. 

DDR; Wochenbencht 20/1970 und Sonderheft Nr. 81 des DIW. Soziale Sicherung in der DDR von Peter 
Mitzscherhng sowie unveröffentlichte Manuskripte von P Mltzscherling, berechnet nach; Heinrich 
Birncr, Zur Entwicklung des materiellen Lebensniveaus der Bevölkerung der DDR im Jahre 1965. 
in; Statistische Praxis, 1966, Nr. 8, S 336 ff.; Alfred Kedc, Die Bilanz der Geldelnnahmen und -aus- 
gaben der Bevölkerung der DDR, Berlin 1968; Elvir Ebert. Reale Ltmsatz- und Wacenfondsplanung 
für 1969, in: Der Handel, 1968, Nr. 6. S. 240 fL; Statistisches Jahrbuch der DDR, Erfüllungsberichte, 
z. T. geschätzt. 


Arbetlnehrnerelnkommcn 

299. Ein Vergleich der Entwicklung der nominalen 
Arbeitnehmerelnkominen zeigt, daß sich der Ab- 
stand zwischen Bundesrepublik und DDR ira letzten 
Jahrzehnt dauernd vergrößert hat (vgL zur Berech- 
nung die Methodischen Hinweise im Anhang). Je 
besÄäftlgten Arbeitnehmer (einschließlich Lehr- 
linge) waren die durchschnitllichen Individualein- 
kommen im Jahr 1960 ln der DDR (monatlich 
498 DM) nur geringfügig niedriger als in der Bun- 
desrepublik (510 DM|. Doch schon 1965 lag das 
durchschnlltHche Brulloarbeilnehmerelnkommen in 


der DDR um 30®/o niedriger, 1969 bereits um 35 “/o 
(durchschnittliches Einkommen in der Bundesrepu- 
blik 1007 DM, in der DDR 650 M). Allerdings sind 
die Abzüge von Steuern und Sozlalverslchenjngs- 
beilrägen schon 1960 in der DDR 113,5 der Brutto- 
einkommen) geringer als in der Bundesrepublik 
(15,7 **.' 0 ) gewesen. Bei progressiv ansteigenden Ab* 
Zügen in der Bundesrepublik (1969 — 20,8®'«) und 
konstant bleibendem Anteil in der DDR hat sich der 
Brutto-Netto-Effekt im gesamten Zeilabschnllt zu- 
gunsten der verfügbaren Nettoeinkommen der Ar- 
bellnehmer in der DDR verändert. 
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Schaubild 5 

Entwicklung des monatlichen Arbeitnehmereinkommens in der Bundesrepubük und der DDR 
in DM bzw. M 


Bmttolöhnf^ und -gehälter 



Sonättge Einkünfte 

300. Dio sonstigen Einküjifle der Arbeiter und 
.Angestellten haben in beiden Staaten in allen be- 
obachteten Jahren emen bemerkenswert konstanten 
Anteil am gesamten Nettoeinkommen gehabt: Mit 
slelgendej Tendenz machten sie rund ein Zehntel 
der veriüfjbaren Geldmittel aus. Ebenso auffällig 
ist, daß in allen Jahren mindestens zwei Drittel der 
sonstigen Einkünfte ln beiden Staaten auf öffent- 
liche Einkommensübert Tagungen an private Haus- 
hatte IRentcn. Krankengeld u. ä.) entfielen. Hierzu 
ist allerdings anzumerken, daß die neben den 
Soziakinkommen erzielten übrigen Einkünfte in der 
Bundesrepublik fast ausschließlich Vennögenser- 
träge darslellen. in der DDR aber auch EinkünUe 
(wie Stipendien, Einkommen aus Versicherung und 
Lotterien, Zuwendungen des FDGB) enthalten, die 
in die Einkommensrethnung der Bundesrepublik 
nicht einbezogen sind. 

301. Per Saldo haben Abzüge wie zusätzliche Ein- 
künfte das diirdischriitLlidie GesamlneltoeirLkom- 
men der .Arbeitnehmer in d«r DDR im Vergleich 
zur Bruttnreebnunq günstig beeinflußt; 1960 waren 
die gesamten Nntioeinkommen in der DDR sogar 
geringfügig höher al^i in der Bundesrepublik. 1969 


Verfügbares Nettoein kommen 



eireiditen sie dagegen nur 71 Ao der in der Bundes- 
republik verlügbaren du rdisdini tili eben Nettoein- 
kommen der Arbeitnehmer- Von 13G0 bis 1969 
haben sich die nominalen durchschnittlichen Arbeit- 
nehmereinkommen in der Bundesrepublik brutio 
nohezu verdoppelt, netto um neun Zehntel zuge- 
nommen. Demgegenüber sind Brutto- wie Nettoein- 
kommen in der DDR nur uro weniger als ein Drittel 
[31 bzw. gosUegen, 

E/Jikom/Jien nadt Wiitschalisbeieidien 

302. Die Entwicklung der Arbeitnehmereinkommer] 
nach Wirtschaltsbereidren zeigt, daß die brandien- 
spezifischen durchschnittlichen ßruttoeinkommen 
der Arbeiter und Angestellten im Jahre I960 in der 
Bundesrepublik und der DDR dicht beieinander ge- 
legen haben (zur Bereduiung vgl die Methodisdien 
Hinweise im Anhang): ln der Industrie, im Verkehr 
und im Handel waren die Einkornmen in der Bundes- 
republik geringfügig höher als m der DDR, im Bau- 
gewerbe und in der Land- und Forstwirtschaft da- 
gegen medriger, Allerdings sind gerade die beiden 
letztgenannten Bereiche beeinflußt durch wittcrungs- 
abhängige EinkominenssTh wankungen und einen 
von der bot riebs üblichen Arbeitszeit abweichenden 
individuellen Arbeitseinsatz, so daß die Differenz 
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Vergleich der durchschnittlichen Bruttomonatseinkommen der Arbeiter und Angestellten 
in der Bundesrepublik und in der DDR in ausgewählten Wirtschaftsbereichen 1960 und 1969 
In DM bzw. M 




1969 


lndu$i»ie 

1123 



BRD DDR 



Land und 
Forslwirtschatt 




Handel 


953 



BRD DDR 
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Entwicklung der durchschnittlichen Bruttomonatscinkommen 
der Arbeiter und Angestellten ^ in der Bundesrepublik und der DDR 
in ausgewählten W irtschailsbereidien (1960 = WO) 


I960 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 


Industrie 

Baugewerbe 

Land* und 
Forstwirtschaft 

Verkehr * 

Handel 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 


100 

129 

138 

152 

163 

166 

177 

195 


100 

10 ? 

111 

115 

117 

119 

124 

129 


100 


100 

127 


107 

148 


109 

161 


114 

172 


117 

170 


121 

179 


128 

197 


134 


100 

136 

146 

163 

172 

176 

183 

200 


100 

107 

112 

121 

127 

132 

143 

144 


100 

124 

132 

146 

154 

162 

169 

189 


100 

107 

111 

114 

117 

121 

126 

132 


100 

130 

138 

150 

159 

167 

175 

190 


100 

104 

106 

110 

112 

116 

124 

132 


* Für die BRD einschließlich Beamte 

• BRD einschlie-ßllch, DDR ohne Post. 

Quellen: BRD: Axbeller ln Industrie und Baugewerbe: Statistisches Bundesamt, Arbeiter- und Angestelltenver- 
dienste in Industrie und Handel. Fachserie M, Reihe 15. Für alle Angestellten und Arbeiter in den 
übrigen Bereicherv: Berechnungen des DIW, Berlin. 

DDR: Vüllbeschältigte der soziaUsllsdien Wirtschaft 


92 






Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


in diesen Bereichen mit dem das tatsächliche Ein- 
kommen überhöhenden Ausweis der DDR-Daten < 
(nach Vollbeschäftigten) zu erklären sein dürfte. Die 
Einkommensunterschiede zwischen den verschiede- 
nen Wirtschdflsbereichen sind in der Bundesrepu- 
blik und DDR ähnlich. Eindeutig sind im Handel 
und der Land- und Forstwirtschaft die durchschnitt- 
lichen Verdienste erheblich niedriger als in den 
produzierenden Bereichen, Dagegen ist die schein- 
bar relativ schlechtere Einkommenspositlon der im 
Baugewerbe beschäftigten Arbeitnehmer in der Bun- 
desrepublik zweifellos darauf zurückzuführen, daß 
in diesen Arbeitseinkommen hier die Schlechtwel- 
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tergeldzahlungen an Bauarbeiter, die als Öffentlidie 
' Einkommensübertragung gelten, nicht enthalten 
sind. Eine Zurechnung dieser Zahlungen beeinflußt 
die ausgewiesenen Differenzen deutlich*. 

Trotz des sehr unterschiedlichen Wachstumstempos 
der Einkommen in der Bundesrepublik und der DDR 
ist zwischen den nominalen Verdiensten in den aus- 
gewiesenen Wirlschaftsbereichen Ln den Jahren 1960 
bis 1969 ein bemerkenswerter Gleichlauf der Ein- 
kommensenlwicklung in beiden Staaten festzustel- 
len. Lediglich die relativ niedrigen Einkommen in 
der Land- und Forstwirtschaft haben leicht über- 
durchschnittlich expandiert. 
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Vergleich der durchschni ft liehen Brulfomonatseinkommen nach Industriebereichen 
in der Bundesrepublik und der DDR im Jahr 1969 (in DM bzw. M) 




Arbeiter und 
Angestellte 

Arbeiter 

BRD 1 

DDR 

BRD 1 

DDR 

Energie- und Brennstoffinduslrie 


1 133 


810 

I 066 


795 

Chemische Industrie 


1 129 


763 

1 031 


734 

Metallurgie 


1 162 


836 

1 138 


819 

1 Baumalcrialienindustrie 


1 127 


746 

1 103 


753 

Maschinen- und Fahrzeugbau 


1 135 


765 

1 091 


754 

Elektrotcchnik/Eleklronik/Gerätebau 


984 


740 

898 


690 

Leichtindustrie 


934 


646 

890 


633 

Textilindustrie 


871 


594 

815 


577 

Lebensmilielindustrie 


994 


677 

927 


671 

Zusammen 


1 055 


734 

997 


713 

Alle Bereiche = 


100 




Energie- und Brennstoffindustrie 


107 


110 

107 


112 1 

Chemische Industrie 


107 


104 

103 


103 

Metallurgie 


110 


114 

114 


115 

Baumaterialienindustrie 


107 


102 

ni 


106 

Maschinen- und Fahrzeugbau 


108 


1 104 

109 


106 

Elektrotechnik/Elektronik/Gerätebau 


93 


101 

90 


97 

Leichtindustrie 


86 


88 

89 


89 

Textilindustrie 


83 


81 

82 


81 

Lebensmittelindustrie 


94 


92 

1 

93 


94 

Zusammen 


100 


1 100 

100 


100 





l 



U ,■ 


Quellen: BRD; Statistisches Bundesamt, Arbeiter- und Angeslelltenverdienste in Industrie und Handel, Fach- 
sene M. Reihe 16, auf die Bereichsgliedening der DDR umgerectinet. 

DDR: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1970. 
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Trolz der unlersciiiedlidicn Lohnfindung, die in der 
Bundesrepublik weil gehend den Mark lei nflüssenr in 
der DDR aber slaalliciier Planung unlerliegl, ist die 
Lohnenl Wicklung in den einzelnen Bereichen nahezu 
parallel verlaulen, 

Vergleich einzelner Indus! rieberejche 

303. Emen weiteren Einblick in die Einkoinniens- 
differenzierung gewahrt ein Vergleich der Durdi- 
schnlttseinkommen in einzelnen Industriebereidien. 
Dieser Vergleich ist für 1969 — wiederum für Voll- 
besdiaftigle — nadi der industriellen Bereidis- 
systematik der DDR erstellt worden. 

Bei den von den Planungsinstanzen der DDR ausge- 
sprochenen Grundsätzen einer auf Förderung be- 
stimmter Zweige ausgendileten Lohnpc^litik wäre 
zu vermuten, daß die Einkommensdiflerenzierung 
von Bereich zu Bereich in der DDR eine im Vergleich 
zur Bundesrepublik unterschiedliche Lohnslruklur 
sichtbar werden laßt. 

Wird der jeweilige Durchschnitt aller Bercichsein- 
kommen als Meßbasis zugninde gelegt, so ist jedoch 
fe.st 2 uhdlten, daß Ahnlidikeiten in cier Branchen- 
differenzierung eindeutig überwiegen. Dies trifft 
sdion für eine nach der EinkornmensgrcSße geord- 
nete Rangfolge zu. die in beiden Gebieten kaum 
voneinander abweichl: Metallurgie und Energie 
sowie Brennstoffindustrie liegen an der Spitze, 


Schaubild 7 


Vergleich der durchschnittlichen Brutlomonats- 
einkommen der Arbeiter und Angestellten nach 
Industriebereichen in der Bundesrepublik und in 
der DDR — nach der Bereichsgliederung der 
DDR - 1969 
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Leichlinduslrie und Textilindustrie bilden den 
Schluß. Die Übereinstimmung wird nur wenig abge- 
schwdcht, w'enn auch die Spannweite der Differen- 
zierung miteinbezogen wird: Die Abweichungen vom 
Durchschnitt belaufen sich in beiden Fällen auf 
knapp 20 "/o nach unten und übersteigen das Mittel 
bestenfalls um gut ein Zehntel. 

304. Uber die Durchschnittseinkommen in anderen 
Wirtschaftsbereichen sind Angaben für die DDR 
nicht verfügbar: dies gilt sowohl für die Verdienste 
im privaten und halbstaatlichen Bereich als auch für 
die öffentlichen Dienstleistungen. Es ist jedocii be- 
kannt, daß — anders als In früheren Jahren — in 
den privaten Betrieben und solchen, an denen der 
Staat als Gesellschafter beteiligt isi, sowie in den 
Genos.senschdften etwas höhere Durchschnitlsein- 
künfte erzielt werden. So wurde die Abwerbung 
von .Arbeitskräften aus den volkseicienen Betrieben 
von der Wirtschaftsführung der DDR noch im De- 
zember 1969 scharf kritisiert. Demgegenüber dürf- 
ten die im ciffentlichen Dienst gezahlten Vergütun- 
gen in der DDR noch immer unter den Verdiensten 
in den produzierenden Bereichen, doch z. T. auch 
erheblich unter den vergleichbaren Gehältern in der 
Bundesrepublik liegen 


c) Die Belastung der Einkommen 
mit gesetzlichen Abgaben 

305. Steuersystem und Sozialversicherung basieren 
in beiden Staaten auf schon im Vorkriegsdeutsch- 
land praktizierten Rechlsstrukliiren. ln der Nach- 
kriccjszfiil haben Reformen in unterschiedlicher 
Weise die Rechtsgrundlagen zur Einkommensbe- 
steuerung und zur Bemessung der .Arbeilnehmerbei- 
träge zur Sozialversidicrung verändert, In der Bun- 
desrepublik ist die anfänglich sehr hohe Progression 
der Einkommensteuerlarife öfters gemildert wor- 
den; dagegen sind Beitragssätze wie Beitragsbemes- 
siingsgrenzcn der Sozialversicherung mehrfach an- 
gehoben worden, ln rjer DDR ist der Einkommen- 
steuertarif dagegen seit 1953 unverändert geblieben, 
üudi \m Beitragsrechl der Sozialversicherung gelten 
die alten Sätze noch immer, 

Lohnsteuer 

306. Der Lohnsteuertaril zeigt dennrjch bcunerkens- 
werte Unterschiede. Danach ist die Steuerijuote in 
last allen Steuerklas.sen in der Bundesrcgniblik 
mediKjer al.s in der DDR. Erst beü hcMicrcn Einkejm- 
men |ah 2000 DM) führt die Progression des Stcucr- 
tcirifs in der Bundesrepublik zu einer stärkeren 
Steuerbelastung. Ein weiterer Unterschied besteht 
darin, daß die Stcucrminderung bei größerer Kin- 
dcrzdhl in der Bundesrepublik einen größeren Um- 
fang erreicht. Schließlich kommt hinzu, daß in der 
DDR sdion bei relativ niedrigem Einkommen 1700 M 
monatlich bei einem Grenzsteuersalz von 34 “/o) die 
Progression abbneht und allmählich in eine pro- 
portionale Besteuerung in Höhe von 20 "/o einmün- 
del, die bei 1260 M (für Ledige) erreicht wird (vgl. 
Tabelle A 95). 
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307. AllerrJings widcrspiicht die effektive Einkom- 
mens! euerld^it in beiden Striatcn der in den Tabellen 
A 9(5 bis A 98 dargeslelltcn Tarifstruktur ganx er- 
heb lidi. Zuriädist sei voiangeschickt, daü sowohl in 
der Bundesrepublik als auch in der DDR durch Gel- 
tendmachung von Werbnngsk osten und Sonderaus- 
gaben das steuerpflichtige Einkommen nidiL u,nbe- 
irächtlich gekürzt wird. Insbesondere ist der Kata- 
log der Sonderausgaben in der Bundesiepublik sehr 
leichbaltig ausgestaltet, ln der DDR gelten jedodi 
zahlreiche steuerliche KürzungsvorsdiTirten Ln Fäl- 
len. in denen in der Bundesrepublik eine Regel- 
besteuerung vorgenommen wird. Dies gilt insbeson- 
dere für Mehrarbeitszusdiiäge und bestimmte Prä- 
mienzuwendungen, besdiränkt audi für Sonntags- 
und Feierlagsentgelte. Audi der auf Planübererfül- 
lung entfallende Lohn wird begünstigt (mit 5 ^Ai) 
besteuerL Insgesamt betradvtet — - delailliertere In- 
formationen fehlen — ist ein nidit unbeträdil liehe] 
Teil des Arbeitseinkommens in der DDR entwedej 
steuerbe freit oder -begünstigL Hinzu kcimmt, dah in 
der Bundesrepublik grundsätzlich, wenn beide 
Ellern berufstätig sind, nur ein Eltemieii Kinder- 
freibeträge in Anspruch nehmen kann, während in 
der DDR beiden Elternteilen, sofern erwerbstätig. 
Kinderfreibeträge zustehen 

.sjeigemle Stmetbelafitung 

308. Mit expandierendem Einkommen ist die 

Quote der Lohnbesteuerung in der Bundesrepublik 
von 1960 bis 1964 kontinuierlidi von 6,3 “/a auf 
8,5 angestiegen. Durch die Steuerreform von 
1965, die eine Steuerermäßigung um rd. 10 “'U nach 
sidi zog. w^urde der Anslieg der Lastquole vorüber- 
gehend gestoppt. In den folgenden Jahren bis 1969 
hat sidi die Quote jedodi weiter aut erhöht. 

Bei sdiw'äEherer Einkommensexpansion in der DDR 
ist die Lohnstcuernuote in gleicher Richtung, jedoch 
nur von 6,0 auf 7,1 gestiegen. 

Ein Blick auf die direkte Steuerbelastuug der ge* 
samten Bruttoeinkommen, m der also audi die höher 
beldstelen Einkommen der Selbständigen wie die in 
der Regel steuert reien Einkommen der Renlner (Aus- 
nahme BeaintenTuhegeUi) miiränbezr^gen smd, bestä- 
tigt in dem hier aufgestellten Vergleidi der Jahre 
I960, 1964 und 1967 die oben bereits genannte Ten- 
denz; in der Bundesrepublik eine Erhöhung der 
Steuerbelasiung von 8,1 “Ai auf 9,8 in der DDR 
eine Zunahme der Belastungsquote von 6,2 “/o auf 
7.0 

.Surüjfvtv . /hrriuig 

309. Führt bei unverändertem Sleuertarif die Pro- 
gression des Tarifs mit expandierendem Einkommen 
stets zu ansteigender Belastung, so ist eine entspre- 
chende Relation für die Belastung durch Beiträge 
zur Sozialversidierung nidit festzustellen. Sowohl in 
der Bundesrepublik als aueb in der DDR smd im 
Sozialversicherungsrecht proportionale Beilragsquo- 
ten festgesetzt, die m der Regel durdi Beilragsbe- 
messungsgrenzen fixiert sind. Höhere Einkommen 
über sch reiten diese Grenze, so da fl sidi die Gesamt- 
Belastung mit steigendem Einkommen degressiv ge- 
staltet. Für die Bundesrepublik kouimt hinzu, daß I 
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Beitragssätze und *bernessungsgrenzen nach unter- 
sdiiedlichen Leistungsträgem der Sozial Versicherung 
(Renten-, Kranken* und Arbeitslosen Versicherung) 
dillerenziert sind. Ein weiterer Unterschied ergibt 
sidi durdi den Beainlcn-Slatus m der Bundesrepu- 
blik, der für einen Teil der im Öffentlichen Dienst 
beschäftig len Personen gilt: Sie sind von der Bei- 
tragspflidiL in der SozialversidieTung befreit. In der 
DDR gibt cs eine ähnliche Regelung nicht. 

Da in der Bundesrepublik seit 1960 sowohl Sätze wie 
Bemessungsgrenzen einzelner Vcrskherungslräger 
mehrfach verändert (mit Ausnahme der Beiträge zur 
Arbeitsiosenversicherung zumeist angehoben) wor- 
den sind, ergibt der Verlauf der effektiven. Bela- 
stungsquüie in den 6 Öer .Tahreii kein einheitlidies 
Bild. Bei geringfügigen Schwankungen von Jahr zu 
.iahr änderte sich die Quote bis 1965 kaum, zeigt 
seitdem aber stetig steigende Tendenz (1969 ohne 
Beamte 1 1.9 **. 13 ). Ein fast umgekehrtes Bild zeigt sich 
tür die DDR: Bei einem unveränderten Beitrags- 
satz von 10*^/(> von höchstens 600 M (BeilTagsbemes- 
sungsgrenze) hat sich die Belastung allmählich ver- 
ringert: Sie fiel in den Jahren 1960 bis 1969 von 
7,5 auf 6,3 “ o der gesamten Arbeitnehmereinkom- 
men. 

310^ Aus der bis hierher getrennten Daisleilung 
der Einkommensabzüge ist abzuleitcn, daß auch die 
Gesamtbelastung durch Lohnsteuer und Sozialver- 
sidierungshciträgp in der Bundesrepublik die in der 
DDR abgezogenen Beträge weil übersteigt. Abge- 
sehen vom Steuerreform-Jahr 1965 hat sich die 
Quole der Gesamtbelastung von I960 (einschlieBlich 
Beamte 157 ^'o! bis 1969 { 20 , Ö " ü) nidit unbeträrhüich 
erhöht. In der DDR bUeb die Quoie dagegen in allen 
beobachteten Jahren nahezu konstanl hei 13.5^» 
(vgl. Kapitel VIL 


d) Einkommen der privaten Haushalte 

311- Mehr noch als die nach individuellen Einkoin- 
mensbeziehern gegliederten persönlichen Einkom- 
men smd die Haushaltseinkoni men geeignet, Wohl- 
stand und Kaufkraft der Bevölkerung zu beleuchten. 
Verwendung der Einkommen wJe Konsumneigung 
sind weitgehend von den in den Haushalten getrof- 
fenen Entsdieidungen abhängig. Miterwerb oder 
Emkommensbezug vveitprer Familienmitglieder 
neben dein Haiishaltsvorstand verändern das Ein- 
koinmensbild gegt'nüber der personellen Verteilung 
erJieblich (vg]. Tabellen A 88 und A 89). 

312. l n der Eniwicklung der du rchschn Ulli eben 
monaiMHicm Haiishaltseinkommen von 1960 bis 1967 
zeigt sic.h, daß sie die persönlichen Bezüge sowohl 
in der Bundesrepublik als auch ln der DDR in allen 
.1 ähren um rund die Hälfte über troffen haben. Zu- 
rutkzu führen ist dies auf den Miterwerb weileier 
Einkommensbezieher m den Mehrpersonenhaushal- 
ten, Per Abstand wäre also nodi größer, wenn man 
die Einz.elhaushalte von den Mehrpersonenhaus* 
halten trennen würde. 
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Kapitel V 
Sdiaubild 8 

Die Entwicklung des durchschnittlichen Monatshaushaltseinkommens in der Bundesrepublik 
und in der DDR in ausgewählten Jahren 
in DM bzw. M 
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313. Gegenüber dem lediglich statisdien Vergleich 
für I96.5 weisen die für die Entwicklung zwischen 
I960 bis I967 ausgewiesenen Daten eindeutig darauf 
hin, daß sidi der Abstand zwischen den nominalen 
Einkommen in der Bundesrepublik und der DDR 
erheblidi vergrößert hat. Dies trifft sowohl für die 
Brutto- als auch für die verfügbaren Nettoeinkom- 
men zu. Charakteristisch für alle Jahre ist aller- 
dings, daß die Abzüge in der Bundesrepublik, ins- 
besondere die direkten Steuern, höher sind. Damit 
wird die Nettorelation der Nominaleinkommen in 
der DDR etwas günstiger: Dennodi erreiditen die 
Nettohaushaltseinkommen in der DDR 1967 nur 
71^0 derjenigen der Bundesrepublik (1960 : 85 ®/o). 

Seltocinkommcn in A/brjlne/imer/iciüs/ia/terr 

314. Ein Vergleich der durchschnittlichen Nettoein- 
kommen in .Arbeitnehmerhaushalten bestätigt im 
großen und ganzen die bereits im persönlidien Ein- 
kommensbereich ausgewiesene Tendenz hinsichtlich 
des unterschiedlichen Expansionslerapos im beob- 
achteten Zeitabschnitt. Bemerkenswert ist aller- 
dings, daß die durchschnittlichen Haushaltseinkom- 
men m der Bundesrepublik bereits 1960 (monatlich 
852 DM) deutlich über dem entsprechenden Einkom- 
mensniveau in der DDR (monatlich 758 M| lagen. 
1967 war die Differenz schon auf 1307 DM zu 899 M 
angesliegen (vgl. Tabelle A 100). 


1969 haben die durchschnittlichen Nettohaushalls- 
einkommen ln der Bundesrepublik bei 1450 DM und 
in der DDR bei 960 M monallich gelegen. Die Durch- 
schnittseinkommen in Arbeitnehmerhaushalten er- 
reichten nach dieser Berechnung im gleichen Jahr 
in der Bundesrepublik rd. 1520 DM monatlich, in 
der DDR rd. 970 M. Der Abstand hat sich (nominal) 
somit weiter vergrößert 

Einkommen und ttaushalingrößc 

315. Weiteren Aufschluß vermittelt die Differenzie- 
rung der Einkommen nach der Haushallsgröße. 

' Wenn daraus auch keine eindeutige Relation über 
die MitervN'erbscfuote weiterer Haushaltsangehöri- 
ger abgeleitet werden kann, so zeigt sich doch, daß 
die durchschnittliche Einkommensstruktur nach der 
Hdushaltsgröße in beiden Gebieten in allen aus- 
gewiesenen Jahren recht ähnlich war. Danach ist zu 
vermuten, daß ein annähernd gleicher Einkommens- 
anteil von weiteren Einkommensbeziehern in der 
Bundesrepublik wie in der DDR zum Haushalts- 
budget beigesteuert wird. Die Spannweite der durch- 
schnittlichen Einkommen vom Ein-Personen- zum 
Fünf- und mehr Personen-Haushalt beträgt jeweils 
etwas mehr als das Doppelte des Einkommens der 
Einzelhaushalte. Auch die mit zunehmender Haus- 
hallsgröße festgeslellte Einkommensabstufung ist 
sehr gleichmäßig ausgeprägt. 
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Schaubild 9 

Durchschnittliches monatliches 
Haushaltsnettoeinkommen in Arbeiter- und 
Angestelltenhaushallen nach Haushaltsgrößen 
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Sdiaubild 10 


Die Verteilung der Arbeiter- und 
Angestelltenhaushalte nach 
Einkommensklassen in der Bundesrepublik 
und in der DDR 1960 
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Fmkon^!nenitkta5^cn 

316. Die Differenzierung nach Einkommensklassen 
(vgL Tabelle A lOl) laßt erkennen, daß im Jahr 1960 
bei einem monatlichen Durchschnittseinkommen von 
rund 850 DM bzw. 760 M in der Einkommensschi ch- I 
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tung aller Haushalte eine in der Bundesrepublik 
und der DDR ähnliche Verteilung im unteren und 
mittleren Einkommensbereich festzustellen ist. 

I960 waren in der Bundesrepublik die Einkommens- 
klassen von 400 bis 600 DM, in der DDR die von 
600 bis 800 M am stärksten besetzt. Erst bei Ein- 
kommen über 1200 DM/M ist der entsprechende An- 
teil der Haushalte in der Bundesrepublik größer 
(BRD = 18,8 o/o; DDR - 8,8 o/o). Die relative Ver- 
teilung ist auch bei einer Gliederung nach der Haus- 
haltsgroße auf niedrigerem oder höherem Niveau 
in ähnlicher Weise in den Haushalten der Bundes- 
republik und der DDR differenziert. 


Schaubild 11 


Die Verteilung der Arbeiter- und 
Angestelltenhaushalte nach Einkommensklassen 
in der Bundesrepublik und in der DDR 1967 
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317. Mit dem Einkommensanslleg seil 1960 ist in 
der Bundesrepublik eine starke, in der DDR eine 
mäßige Aufwärlsverlagerung der Einkommen in den 
ausgewiesenen Klassen festzustellcn: Die Unter- 
schiede in der Einkommensverteilung sind daher 
1967 deutlicher geworden. Zwar ist in diesem Jahr 
die stärkste Besetzung jeweils m der gleichen Em- 
kommenskJasse (800 bis 1000 DM'M) zu registrie- 
ren. Das bemerkenswerte Kennzeichen der ra.sche- 
ren Einkoramensexpansion ist jedoch die steigende 
Bedeutung der oberen Bereiche: Fast die Hälfte der 
Hdushalle halte ein 1200 DM übersteigendes Ein- 
kommen gegenüber einem knappen Fünftel in der 
DDR. Die 1500 DM-Grenze wurde in der Bundes- 
republik von 30® 'o lin der DDR von rd. 5 ®/o) aller 
Haushalte überschritten Neben der Darstellung der 
effektiven Verteilung ist es auch von Interesse, 
inwieweit, abgesehen vom absoluten Einkommens- 
niveau, eine starker differenzierte oder gleichmäßi- 
gere Verteilung in der Bundesrepublik oder der 
DDR vorliegl. Zu beantworten wäre auch die Frage 
nach der Veränderung der Relationen im Zeitablaui. 
Infolge Datenmangels kann sie jedoch nur für die 
Arbeitnehmer-Haushalte beantwortet werden, die 
m ihrer Einkommensdifferenzierung die Einkom- 
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menslage der gesamten Bevölkerung nur beschrankt 
erkennen lassen 

EJnkömmensnJve/fJemng 

318. In allen drei unlersudiLen Jahren ist der Ein- 
kommensanteil der vier unteren Fünftel in der DDR 


höher, oder, anders gesagt^ in der Bundesrepublik 
ist Lediglich im obersten Quintil ein höherer Anteil 
(1967: 38,2 ®/o zu 30,4 ®/ö) zu registrieren, Die Ein- 
kommen der Arbeitnehmer sind also in der DDR 
gleichmäßiger verteilt. Hauptgrund dafür ist der 
Tatbestand, daß die AngestentengehälteT in der 
Bundesrepublik ein wesentlich höheres Niveau 
erreichen und hier auch stärker differenziert sind, 


Übersicht 37 


Verg/eidi der re/üf/ven VerfeiJung der verfügbaren Netloeinkommen 
der Angestelften* and Arbeiter-Haüßhüfte nach OuJiili/en {in 


Ha ushaltsgai utile 


I960 

BRD f DDR 


1964 I 1967 

BRD I DDR '■ BRD I DDR 


1. Quintil 1 

2. Quintil 

3. Quintil 

4. Quintil 

5. Quintil 


a ,4 

12,6 

16,4 

22,8 

39,8 

j 9.8 

15,5 

, 19.3 

23,4 

32,0 

8,6 

12,9 

17,0 

38,6 

10.4 

15.4 

19.5 

23.5 

31.2 

8,7 

13.0 

1 17,1 

23.0 
38,2 

10.5 

15,8 

197 

23.6 

30,4 

Zusammen 


100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

' 100,0 


Quelle: Berechnung des DIW, Berlin. 


Sdiaubild I2 

Vergleich der relativen Verteilung der 
verfügbaren Nettoeinkommen der Angesteliten- 
und Arbeiterhaushaite in der Bundesrepubiik 
und in der DDR 
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319* Der Prozeß der Einkommensnivellierung hat 
sich in beiden Staaten zwischen 1960 und 196? 
nahezu gleidimäßig fortgesetzt. 

Der aus der Grafik sichtbare KurvenverlauJ (Lorenz- 
Darsicllung) bestätigt die genannten Aussagen: Bel 
gleichmäßigerer Verteilung in der DDR ist die Ten- 
denz zu weiterer Nivellierung in beiden Gebieten 
unverkennbar. Die Einkommensvcrleilungskurven 
beider Gebiete haben sich seit 1960 der eine abso* 
lute Einkommensgleichheil kennzeichnenden Diago- 
nale genähert. 

Reniner-Haushnite 

320. Neben einer Analyse von Höhe und Vertei- 
lung der Haoshaltseinkomnien ln Arbeitnchiner" 
Haushalten wurde versucht, einige ergänzende An- 
gaben zum Haushaltseinkommen der Rentner in der 
DDR zu erstellen. Wegen tehlenden Materials 
konnte eine Modell rec3xnung nur durch enlspre* 
diende Schätzungen ermiUell werden. Ausge wählt 
wurde dafür der gut repräsentierende 2-pGrsonen- 
Renlnerhaushalt, 

Für beide Gebiete handelt es sich dabei um die Ge- 
samteinkonimem dieser Haushalte. Die Renten- 
einkünfte sind also durdi entsprediende Erwerbs- 
oder anderweitige Einkünfte ergänzt worden. Gegen- 
über dem starken Gefälle der peisonüchen Renten- 
einkünfte sind die Unterschiede in dem hier unter- 
suchten RentnerhaushaR geringer. Immerhin bezie- 
hen auch 1968 die Rentner dieses Haushaltsiyps in 
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MonütHrhes durchschnilttidies Nettoeinkommen 
der 2’Personvn'Rcntnerhausl\alte (in DM hzw. M) 


BKD DDR 



Uuelle; Vgl MelhoclJsche Ifmwpifie im Anhang. 

der Bundesrepublik mehr als das Doppelte der ent- 
sprechenden Einkünfte in der DDR. 


3. Preise und Kaufkraft 

a) Preise 

321. Die vergleichende Darstellung der Entwick- 
lung nominaler Einkommen laßt unmittelbare 
Schlüsse auf den Lebensstandard nicht zu. Sie ist /.u 
ergänzen durch Ermittlung der Kaufkraft dieser Ein- 
kommen. Diese wird bestimmt durch die Preise der 
zu erw'crbenden Waren und Dienstleistungen, die 
ihrerseits die SIruktur der Haushaltsausgaben erheb- 
lich beeinflussen 

Vctbiaacherpteisc 

322. Die Verbraucherpreise werden in der DDR 
im Gegensatz zur Bundesrepublik administrativ 
festgesetzt. Seil der Preisreform 1964 wird die Preis- 
bildung jedoch etwas flexibler geslaUct. um eine 
leichtere Anpassung an ökonomische Veränderun- 
gen zu erzielen. So gelten für einige Waren nicht 
mehr Fest- sondern Höchstpreise, die bei gleichzeiti- 
ger, teilweise regionaler Dezentralisierung der Fesl- 
selzungsbcfugnisse untersciuilten werden dürfen. 
Prinzipiell werden Erhöhungen der Verbraucher- 
preise unterbunden. Verdeckte Preissteigerungen 
vollziehen sidi jedoch dadurch, daß geringwertige 
Waren aus dem Einzelhandelssortiment verschwin- 
den, bei unveränderten Preisen Qualildtsminderim- 
gen vorgenommen werden oder die Lieferungsbedin- 
gungen sich verschlechtern, überdies gerät das 
Preisniveau der Verbrauchsgüter auch durch das 
vermehrte Angebot hochwertiger Konsumgüter in 
Bewegung, obwohl die einzelnen Konsumgüler- 
preise in der Statistik unverändert bleiben. Bei 
eünem Preisvergleich der für die Lebenshaltung in 
der Bundesrepublik und der DDR typischen Waren 
und Leistungen ist zu beachten, daß die teilweise 
erheblichen Qualitälsdiflerenzen — im weitesten 
Sinne - - kaum berücksichtigt werden können. 

Nühnwoa- lind GenuQmtttet 

323. Die Preisstruktur für in der DDR erzeugte 
Nahrungsmittel (vgl. Tabelle A 102) zeichnet sich 
dadurch aus, daß die Preisdifferenz zwischen den 
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pflanzlichen und den tierischen Produkten im Durch- 
schnitt größer ist als im Bundesgebiet. Innerhalb 
der verschiedenen Warengruppen ist jedoch der 
Preisfächer in der Bundesrepublik wegen des reich- 
haltigen Angebots an Sorten weiter gecjffnet. 

Ein Einzelprcisvergleich bei den wichtigsten Lebens- 
mitteln zeigt, daß die Preise in der DDR für Kartof- 
feln, Gemüse (insbesondere Grobgemüse), Brot- 
und Backwaren sowie Nährmittel unter den Preisen 
vergleichbarer Waren in der Bundesrepublik hegen. 
Fleisch- und Fleischwaren sowie Milch kosten etwa 
gleich viel, wahrend die Preise sowohl für tierische 
als Qudi für pflanzliche Fette, für Zucker und Eier 
in der DDR die in der Bundesrepublik erheblich 
überlreflen. 

Infolge eines recht unregelmäßigen und von der 
inländischen Ernte stark abhängigen Angebots in 
der DDR, das in geringerem Maße als in der Bundes- 
republik durch Importwaren ergänzt wird, sind die 
Preise für Obst nur schwer vergleichbar. 

Der von der DDR-Stalistik ausgewiesene Durch- 
.schniltspreis für inländische Tafeläpfel mittlerer 
Qualität — der hier als repräsentativ für die Gruppe 
Obst angesehen werden soll — übertrifft den Durch- 
schnittspreis der gleichen Kategorie in der Bundes- 
republik um mehr als lüO^'o; die von beiden Staa- 
ten importierten Südfrüchte — hier repräsentiert 
durch Zitronen — kosten in der DDR sogar fast drei- 
mal soviel wie in der Bundesrepublik. Ähnliche und 
z. T. nodi stärkere Preisunterschiede sind bei weite- 
ren Importwaren hzw. den aus ihnen produzierten 
Erzeugnissen festzusLellen, wie z. B. bei Orangen- 
saft, Kakaopulver, Schokolade oder Bohnenkaffee, 
die 270®''u bis 480®.'o des Preises in der Bundesrepu- 
blik erzielen — mit Ausnahme des in der DDR etwas 
billigeren Tees, der im wesentlichen aus der UdSSR 
bezogen wird. Am stärksten differieren die Preise 
für Genußmittel: Abgesehen von dem bereits ge- 
nannten Tee und dem Bier (I2l ®/o) betragen die 
Preise das Doppelte und mehr. 

In den letzten Jahren haben sidi die dargestelllen 
Relationen im allgemeinen zugunsten der DDR ver- 
ändert. da den dort konstant gehaltenen Preisen 
Steigerungen in der Bundesrepublik bei der größe- 
ren Zahl der Nahrungs- und Genuflmillel gegenüber- 
slanden. Bei einigen wichtigen Lebensmitteln, wie 
z. B. Mehl, Zucker und Eiern, blieben die Relationen 
unverändc^rt oder veränderten sich zuungunsten der 
DDR, vor allem bei solchen Gütern, die (wie Schmalz 
und Sdiweinebauch) im Bundesgebiet sinkender 
Nddifrage ausgesetzl waren oder (wie Schokoladen- 
erzrugnisse und Bohnenkaffee) einem starken Preis- 
druck unterlagen. 

Sansljge Kansumgutai 

324. W'ie bei den Nahrungs- und Genußmilteln ist 
auch bei der Gruppe der sonstigen Konsumgüler 
die Kaufkraft der Mark der DDR gemessen an der 
Kaufkraft der DM schon bei den in der Statistik 
erfaßten Erzeugnissen für den täglichen Bedarf breit 
gestreut. Bezogen auf den jeweiligen DM-Preis be- 
wegen sich die Relationen der entsprechenden 
M-Prejse zwischen 59®/o und 415 ®/o. Schon ein erster 
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Überblick über die Preistabelle zeigt, daß hier die 
Preise in der Bundesrepubldk — anders als bei Nah- 
rungs- und Genußmitleln — zumeist von den Prei- 
sen in der DDR übertroffen werden und daß die 
Preisrelationen in den einzelnen Warengruppen 
relativ stark differieren. 

325 . Allgemein läßt sich feststellen, daß soldie 
Waren, die der Befriedigung eines gehobeneren 
Bedarfs dienen oder aus neu entwidcelten Mate- 
rialien (z. B. Kunstfasern) gefertigt werden, in der 
DDR eine ungünstigere Preisrelation gegenüber der 
Bundesrepublik, aufweisen als jene, die dem Grund- 
bedarf dienen oder in einfacher Qualität angebolen 
werden. 

Dicnsllelstungen 

326 . Das Niveau der dritten Gruppe der Verbrau- 
cherpreise. der Dienstleistungen, ist dagt?gen in der 
DDR erheblich niedriger als in der Bundesrepublik 
(vgl. Tabelle A 104). Hierzu zählen die in der DDR 
seit Ende der 50er Jahre nahezu unveränderten 
Strom-, Gas-, Verkehrs- und Posttarife, die in der 
Bundesrepublik im Laufe der Beobachlungsperiode 
zum Teil stark erhöht wurden. So kosteten Mitte 
1969 die Leistungen im Nahverkehr in der DDR 
weniger als ein Drittel und der Strom nur noch 
reichlich die Hälfte im Vergleich zur Bundesrepu- 
blik. 

Auch bei den für den Verbraucher wichtigen Entgel- 
ten für handwerkliche Leistungen, die sich im Bun- 
desgebiet während der letzten Jahre insbesondere 
infolge Einkommenssteigerung beträchtlich erhöh- 
ten, wurden In der DDR nur geringfügige Preiskor- 
rekluren zugelassen. Kostenerhöhungen, die sich 
aus den zunehmenden Arbeitseinkommen und aus 
gestiegenen Materialpreisen (als Folge der IikIu- 
striepreisreform) ergeben, werden, um die Konsu- 
mentenpreise unverärKlert zu halten, durch Subven- 
tionen ausgeglichen. Zusammenfassend weist die 
Statistik der DDR in dem Preisindex für * produk- 
tive Hand Werksleistungen" für das Jahr 1967 sogar 
einen Rückgang um 1,5 aus. Im Vergleich zu den 
Preisen im Bundesgebiet betrug 1969 in der DDR 
z. B. der Preis für einen Haarschnitt nur 27 ®/o und 
für eine Schuhbesohlung 73 ®/o. 

Eine besondere Gruppe bilden die von Kinos, Thea- 
tern und anderen Bildungseinrichtungen angebote- 
nen Leistungen, die stärker als im Bundesgebiet 
subventioniert werden. Ein einwandfreier Preisver- 
gleich ist hier kaum möglich. 

Wo/i/i ti/) gsmie / e/i 

327 . Der für die Lebenshaltung der Bevölkerung 
wichtigste Dienstleistungspreis, die Wohnungsmiete, 
ist in der DDR für Altbauten seit der Währungs- 
reform unverändert geblieben. Lediglich hinzuge- 
kommene Neu- und Umbauten sind infolge der 
Industriepreisreform teurer geworden und haben 
über gestiegene Mieten den E>ur<hschnitlspreis ge- 
ringfügig erhöht. Im Verhältnis zu den stark gestie- 
genen Mietpreisen im Bundesgebiet braucht in der 
DDR infolgedessen für eine vergleichbare Wohnung 


nur etwa die Hälfte bis ein Drittel der Preise in 
der Bundesrepublik aufgewendet zu werden Ivgl. 
Kapitel IV). 

Ptatsvesgleidi 

328. Zusammenfassend ergibt sicii also, daß die 
Preise in der Bundesrepublik und in der DDR für 
vergleichbare Waren und Leistungen in vielen Fal- 
len sehr stark voneinander abweichen. Im allgemei- 
nen liegen vor allem die Preise für lebenswichtige 
Dienstleistungen — Miete, Strom ui>d Gas — sowie 
die für die Ernährung notwendigen Nahrungsmittel 
und solche Industriewaren, die den Grundbedarf 
decken oder deren Verbrauch bzw. Gebrauch beson- 
ders gefördert w^erden soll (z. B. Presseerzeugnisse. 
Sportarlikel), in der DDR weit unterhalb oder allen- 
falls in der Nahe des Niveaus der Preise in der 
Bundesrepublik. Dagegen überschreiten die Preise 
höherwertiger Nahrungs- und Genußmittel sowie 
der meisten Industriewaren, vor allem dauerhafter 
Gebrauchsgüler, das Niveau der Bundesrepublik 
deutlich, teilweise bis zu einem Mehrfachen der 
jeweiligen DM-Prelse. 


b) Verbrauch 

329 . Diese Preisrelationen bestimmen das zwischen 
beiden Staaten bestehende Verhältnis der Lebens- 
haltungskosten; es variiert je nach Zusammenset- 
zung des Verbrauchs. Die Nachfrage nach Waren 
und Dienstleistungen ist begrenzt durch das verfüg- 
bare Einkommen, ihre Struktur ist beeinflußt durch 
die Dringlichkeit bestimmter Lebensbedürfnisse, das 
Angebot von Waren und Diensten und deren Preise. 

Seit 1960 haben sich bei Erhöhung der Einkommen 
und qualitativ sowie quantitativ verbesserter Güter- 
versorgung die Strukturen des Verbrauchs sowohl 
in der Bundesrepublik als auch in der DDR deut- 
lich verändert. 

Vc/brauchssfruAÜjr 

330 . über die Entwicklung der Verbrauchsstruktur 
geben in beiden Vergleichsgebieten regelmäßig ge- 
führte Wirtschaftsrechnungen für die Haushalts- 
ausgaben Auskunft Ihre Ergebnisse bestätigen 
die allgemeine Erfahrung, daß mit wachsendem 
Wohlstand der Anteil der Ausgaben für Nahrungs- 
und GenuBmitlel an den Gesamtausgaben zurück- 
geht. Im Gegensatz zur Entwicklung in der Bundes- 
republik ist in der DDR der Anteil der Genußmittel 
gestiegen. 

331 . Der Anteil der Ausgaben für Induslrieerzeug- 
nisse und für Dienstleistungen nahm in beiden 
Staaten zu, während er für Nahrungsmittel zurück- 
ging. In der Bundesrepublik expandierte vor allem 
der Sektor der Dienstleistungen. Diese Entwicklung 
ist vorwiegend auf die überdurchschnittlichen Preis- 
steigerungen der Mieten zurückzuführen. Dagegen 
dürfte in der DDR die Erhöhung der Ausgaben für 
Dienstleistungen — von den Mieten abgesehen — 
alle Leistungsbereiche betreffen. 
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Ausgabenstruktur in ^-Personen-ArbeltnehmerhaushaJtcn 


Verbrauchsausgaben insgesamt 
Waren 

Nahrungs* und GenuöraiUel 
Nahrungsmittel 
Genußmittel 

Industrieerieugnisse 
Schuhe und -zubehör 
Textilien und Bekleidung 
Bau- und Wohnbedarf 
Elektrische Erzeugnisse 
übrige Industriewaren 

Leistungen und Reparaturen 
Mieten 

Strom, Gas, Heizung aller Art 

Verkehrsleistungen 

Kultur und Erholung 

übrige Leistungen und Reparaturen 


BRD 

1960 I 1968 


DDR 

1960 I 1968 



Quellen: Ergebnisse aus den Aufzeichnungen budiführender Haushalte (Wlitsdiaflsredmungen). 

Slalislisches Bundesamt, Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnungen, Fachserie M, Reihe 13j 
DDR: Statistisches Jahrbuch der DDR. 1962 und 1970. 


332. Trotz ähnlicher Entwicklungstendenzen in bei- 
den Gebieten war das Niveau bei einzelnen Aus- 
gabenan teilen auch 1968 noch recht unterschiedlich. 
Charakteristisch für die Struktur des Verbrauchs 
von Arbeilnehmerhaushalten in der DDR ist der 
geringe Anteil der Dienstleislungsausgaben. Die 
Haushalte der Bundesrepublik wenden teilweise das 
Doppelte und mehr für diese Bedarlsgruppen auf. 

333. Nach wie vor liegt der Anteil der Ausgaben 
für Nahrungs* und Genußmiltel in der DDR erheb- 
lich höher als in der Bundesrepublik. Wesentlicher 
Grund hierfür dürften die relativ hohen Preise für 
hochwertige Nahrungsmittel sowie für Genußmittel 


sein; die relativ niedrigen Preise für die Grundnah- 
rungsmittel wie Brot und Kartoffeln erbringen kei- 
nen wesentlichen Kostenausgleidi. 

334. Den geringen Ausgaben für Dienstleistungen 
stehen in den Haushalten der DDR mehr als doppelt 
soviel Ausgaben für Industrieerzeugnisse gegen- 
über. Ihr Anteil am Verbrauch ist somit in der 
DDR erheblich höher als bei den Haushalten der 
Bundesrepublik. Dennoch wurde bisher das Ver- 
braudisniveau der Bundesrepublik nicht erreicht, 
wie z. B. aus den Unterschieden in der Ausstattung 
der Haushalte mit Konsumgütem zu erkennen ist 
(vgl. Tabelle A 105). 
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Ausgabenslruktür in 2-Personen-RentnerhaushaJlen 


Verbraudisausgaben insgesamt 
Waren 

Nahrungs- und Genußmittel 
Nahrungsmittel 
Genußmittel 
Industrieerzeugnisse 
Schuhe und -Zubehör 
Textilien und Bekleidung 
Bau- und Wohnbedarf 
Elektrische Erzeugnisse 
Übrige Industriewaren 

Leistungen und Reparaturen 
Mieten 

Strom, Gas, Heizung aller Art 

Verkehrsleistungen 

Kultur und Erholung 

übrige Leistungen und Reparaturen 


BRD 


1964 1 I 1966 


100.0 

100,0 

69,6 

63.8 

51,1 

46,3 

43,3 

38,5 

7.8 

7.8 

10,5 

17,5 

1,0 

i.o 

7.2 

6,3 

2,1 

2,0 

1.6 

0.8 

6,6 

7.4 

30,4 

36,2 

14,7 

19.4 

7,5 

7.8 

2,7 

3.2 

2.4 

2.5 

3,1 

3.3 


DDR 

1964^ I 1968 


100,0 

100,0 

83.1 

82,9 

61,6 

59,2 

49,0 

45,8 

12,6 

13,4 

21,5 

23,7 

1,2 

1.2 

8,2 

8,1 

1.2 

1,7 

1.4 

2,8 

9,5 

9.9 

16,9 

17.1 

7.3 

6.2 

2,2 

2,4 

2.0 

2.5 

1,0 

1.6 

4,4 

4.4 


* Daten für Jahre vor 1964 sind in der DDR nicht veröffentlicht worden. 

Quellen: Ergebnisse aus den Aufzeichnungen buchführender Haushalte fWirtschaftsredinungen). 

BRD: Statistisches Bundesamt. Preise, Löhne, Wlrtschaftsredinungen, Fachserie M, Reihe 13; 
DDR: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1966 und 1970. 


c) Kosten der Lebenshaltung — Kaufkraftver- 
gleich 

335. Die Kosten der Lebenshaltung m beiden Wäh- 
rungsgebieten können mit Hilfe von Warenkorb- 
vergleichen einander gegenübergestelll werden. Um 
realistische Größenordnungen über die für die Ver- 
braucher bestehende Relation zwischen der jewei- 
ligen Kaufkraft der M m der DDR zur Kaufkraft der 
DM zu erhalten, müssen jedoch die in den letzten 
zehn Jahren teilweise nicht unwesentlichen Ände- 
rungen in der Konsumgüterversorgimg und der 
Zusammensetzung des Verbrauchs berücksichtigt 
werden. Erst das relative Kaufkraftverhältnis er- 
möglicht dann einen realen Vergleich der Einkom- 
men in der DDR mit denen im Bundesgebiet. 

Entsprechende Berechnungen wurden für einzelne 
Slichjahre in der Vergangenheit angestellt. Dabei 
war es aus Mangel an Informationen aus der IX>R 


nicht möglich, gesamtwirtschaftliche Daten für alle 
privaten Haushalte zu ermitteln. Es wurden statt 
dessen für beide deutsche Staaten die Berechnun- 
gen am Beispiel eines Arbeilnehmerhaushalls 
(4 Personen) mit einer durchsciiniUlichen Ver- 
brauchsstruktur sowie einem Haushalt mit einem 
nur dem lebensnotwendigen Bedarf nahekommen- 
den Verbraojch (2-Personen-Rentnerhaushalt) durch- 
geführt (zur Erstellung der Warenkörbe vgl. die 
Methodischen Hinweise ira Anhang). Bei allen Vor- 
behalten gegenüber solchen Berechnungen vermit- 
teln sie doch wertvolle Einblicke in Größenordnun- 
gen, Differenzierungen und Entwicklungstendenzen 
der Kaufkraftrelalionen zwischen der Bundesrepu- 
blik und der DDR. 

Für die Beurteilung der Unlersuchungsergebnisse 
sind die bereits Lm Abschnitt a) über die Preise 
erwähnten Vorbehalte eines Preisvergleichs zwi- 
schen verschiedenen Volkswirtschaften zu beachten 
(Qualität, Versorgungsschwierigkeiten). 
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336. Die nach den jeweiligen Verbrauchsverhält- 
nissen in der DDR zusamm enges teilten Warenkörbe 
des Arbeitnehmerhaushalts erforderten — bewertet 
mit den Mitte 1960, Anfang 1966 und Mitte 1969 
gellenden Preisen — Beträge in Höhe von 649, 679 
bzw. 905 M. Für den gleichen Verbrauch an Waren 
und Diensten hätte der Haushalt im Bundesgebiet 
nur 499, 740 bzw. 002 DM bezahlen müssen, d. h. 
es mußten 30 ®/o bzw. l9®/o bzw, l3®/o M mehr aus- 
gegeben werden als DM. 

Die Kaufkraft der M betrug somit 
Mitte 1960 77 

Anfang 1966 84 ®/o. 

Mitte 1969 89 Vo 

der Kaufkraft der DM. Die relative Kaufkraft der M 
der DDR ist also 1960 bis 1969 beträchtlich gestie- 
gen, vor allem als Folge von teilweise hohen Preis- 
steigerungen in der Bundesrepublik. 

337. Nach wie vor differiert die relative Kaufkraft 
bei den Ausgaben für die einzelnen Bedarfsgruppen 
stark, da die Preisrelationen zwischen der Bundes- 
republik und der DDR auch 1969 noch bei den ein- 
zelnen Waren sehr breit gestreut sind (vgl. Ab- 
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schnitt 3 a). Den bei der Preisbetrachtung festgestell- 
ten Tendenzen entsprechend liegt der für die lebens- 
notwendigen Dienste (Mieten, Strom und Gas) erfor- 
derliche Betrag in der DDR weit unter dem Ausga- 
benbetrag in der Bundesrepublik. Diese Differenz hat 
sich seit I960 infolge der Preissteigerungen in der 
Bundesrepublik ständig vergrößert. Eine ähnliche 
Entwicklungstendenz zeigt die Bedarfsgruppe „Bil- 
dung und Unterhaltung“; hier ergibt sich wegen des 
hohen Anteils von staatlich subventionierten Kultur- 
diensten und Verlagserzeugnissen in der DDR trotz 
der auch dort wachsenden individuellen Nachfrage 
ein deutlich geringerer Ausgabenbetrag in Mark. 
Ungefähr gleich große Ausgabenbelräge in beiden 
Gebieten errechnen sich seit 1960 für die Gruppe 
„Reinigung und Körperpflege“, die z. B. neben den 
preisgünstigen Friseurleistungen auch teure kosme- 
tische Artikel umfaßt, für die die Nachfrage mit 
wachsendem Einkommen auch in der DDR zunimmt. 

Der Ausgabenbetrag in der Gruppe „Hausrat“ ist in 
der DDR im Vergleich zur Bundesrepublik ungleich 
höher und von I960 bis 1969 noch gestiegen, denn 
das Sortiment von Industriegütern ist in der DDR 
differenzierter geworden. Durch die zunehmende 
Nachfrage nach vergleichsweise teuren höherwerti- 
gen, dauerhaften Erzeugnissen ist hier eine Ver- 
schlechterung der relativen Kaufkraft der Mark der 
DDR eingetreten. 
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Relative Kaufkraft der Mark ' 

berechnet für einen 4’Personen’ArbeitnehmerhaushaJt (in ^/o) 


Bedarfsgruppe 


nach Verbraudjsstruklur 


in der DDR ■ 


In der BRD* 


Mitte 

1960 


Anfang 

1966 


Mille 

1969 


Milte 

I960 


Mille 

1969 


Ernährung 

76 

89 

89 

75 

82 

Genußmittel 

49 

49 

50 

47 

49 

Wohnung 

133 

189 

227 

133 

227 

Heizung und Beleuchtung 

137 

159 

189 

135 

189 

Hausrat 

67 

55 

55 

66 

61 

Bekleidung 

52 

64 

67 

51 

65 

Reinigung und Körperpflege 

100 

98 

100 

101 

83 

Bildung und Unterhaltung 

105 

102 

115 

96 

79 

Verkehr 

105 

91 

95 

103 

66 

Verbrauchsausgaben, gesamt 

77 

84 

89 

75 

83 


‘ Die Kaufkraft der M in der DDR im Verhältnis zur Kaufkraft der DM in der BRD. 

* Die in diesen Berechnungen verwendeten Warenkörbe wurden auf der Grundlage der Ergebnisse der laufenden 
Wirtsihaftsredinungen in beiden Vcrgleichsgebieten, der den amtlichen Preisindices zugrunde liegenden Waren- 
körbe und Verbrauchsstrukturen sowie der aus der Verbrauchsslatislik verfügbaren Informationen über die Ver- 
sorgung in der DDR mit Gütern und Diensten aufgestellt. 
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Eine ähnliche Entwicklungstendenz zeigt die Gruppe 
«Verkehr** wegen der allniählldi zunehmenden pri- 
vaten Motorisierung; sie fällt allerdings bisher so 
wenig ins Gewicht, daß zunächst noch vor allem die 
Preisverhältnisse bei den Ausgaben für öffentliche 
Verkehrs- und Nachrichtenleistungen die relative 
Kaufkraft bestimmen. Ungünstige Kaufkraftrelatio- 
nen für die Mark ergeben sich auch noch bei der 
Beschaffung von Bekleidung und Genußrailteln. 
Während die letztere Gruppe seit I960 kaum Ver- 
änderungen aufweist, hat die allmähliche Verstär- 
kung des Bekleidungs- und Texlilwarenangebots 
mittlerer Preislagen in der DDR bei vereinzelten 
Preissenkungen — z. B. für einzelne Erzeugnisse 
aus Kunstfasern — die Relation leicht verbessert. 

Die Stärkung der relativen Kaufkraft bei Nahrungs- 
mitteln ist vor allem den Preissteigerungen in der 
Bundesrepublik zuzuschreiben. 

338. Diese Differenzierung der Kaufkraftparität bei 
verschiedenen Waren- und Leistungsgruppen er- 
klärt, daß die durchschnittliche Kaufkraft der Mark 
bei höherem Verbrauch — der sich ja vorwiegend 
auf den weniger notwendigen Bedarf erstreckt — im 
Vergleich zur DM sinkt. Aus dem gleichen Grund 
ergibt sich eine Verschlechterung der Kaufkraftpari- 
tät der Mark, wenn den Berechnungen statt eines 
Warenkorbes der DDR ein Warenkorb der Bundes- 
republik zugrunde gelegt wird. Infolge des in der 
Warenauswahl und z. T. auch in den Mengen sehr 
viel reichhaltigeren Verbrauchs in der Bundesrepu- 
blik errechnet sich dann eine durchschnittliche Kauf- 
kraft der Mark in der DDR von 83®/o der DM im 
Jahr 1969 (1960: 75®/o). 

Wer? Cnef Jie 

339. Die dargestellten Tendenzen werden auch 
durch Berechnungen für Haushalte bestätigt, deren 
Verbrauch in stärkerem Maße auf den lebensnot- 
wendigen Bedarf begrenzt ist. Seine Befriedigung ist, 
wie die Preisbeobachtungen zeigen, in der DDR zu 
relativ niedrigen Preisen möglich. Die für Anfang 
1966 und Mitte 1969 angestellten Ermittlungen für 
2-Personen-Rentnerhaushalte zeigen, daß im Rah- 
men ihres bescheidenen Warenkorbs die Kaufkraft 
der Mark in der DDR — gemessen an der Kaufkraft 
der DM in der Bundesrepublik — in fast jeder Be- 
darfsgruppe günstiger als bei den Arbeitnehmern 
war. Eine Ausnahme bildeten lediglich die Genuß- 
mittel, weil hier der in der DDR sehr viel teurere 
Kaffee zu Buche schlägt, und die Bekleidung, weil 
bei Rentnern, abgesehen von dem geringen Anteil 
der Käufe hochwertiger Erzeugnisse, die preisgün- 
stige Kinderkleidung entfällt. Allerdings mußte für 
die Nahnmgsmittel noch immer etwas mehr als für 
gleiche Waren im Bundesgebiet bezahlt werden, 
weil im Durchschnitt die relativ «teuren** Nährmit- 
tel, Siißwaren, Milchprodukte und Fette gegenüber 
den relativ «billigen** Kartoffeln, Gemüsen und 
Backwaren überwiegen. Im Gesamtdurchschnill war 
bei diesem Beispiel eines Haushalts mit geringem 
Lebensstandard und einem Verbrauch im Werte von 
374 M die Kaufkraft der Mark in der DDR Mitte 


1969 etwa ebenso groß wie die der DM im Bundes- 
gebiet. Bei einem noch stärker auf den nur lebens- 
notwendigen Bedarf abgestellten Verbrauch war sie 
sogar beträchtlich, nämlich um 11 ®/o größer als die 
der DM. Gegenüber 1966 haben sich somit diese 
Relationen infolge der divergierenden Preisentwick- 
lung bedeutend zugunsten der DDR verändert. Bei 
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Relative Kaufkraft der Mark ^ 

berechnet für einen 2-Personen‘RentnerhaüshaIi 

(in Vo) 


Bedarfsgruppe 

Anfang 

1966 

Mitte 

1969 

nach Verbrauchsstruktur in der BRD * 

Ernährung 

89 

92 

Genußmittel 

44 

44 

Wohnung 

208 

333 

Heizung und Beleuchtung 

159 

204 

Hausrat 

57 

61 

Bekleidung 

58 

61 

Reinigung und Körperpflege 

104 

106 

Bildung und Unterhaltung 

139 

152 

Verkehr 

135 

154 

Verbrauchsausgaben, gesamt 

88 

99 

nach Verbrauchsstruktur in der DDR * 

Nahrungsmittel 

92 

94 

Genußmittel 

65 

63 

Textilien und Schuhe 

56 

62 

Sonstige Waren 

91 

98 

Leistungen und Reparaturen 

167 

227 

darunter: Mieten 

208 

333 

Verbrauchsausgaben, gesamt 

97 

111 


* Die Kaufkraft der M in der DDR im Verhältnis zur 
Kaufkraft der DM in der BRD. 

* Die in diesen Berechnungen verwendeten Wareiikörbe 
wurden auf der Grundlage der Ergebnisse der laufen- 
den Wirtschaftsrechnungen in beiden Vergleidisgeble- 
ten, der den amtlichen Prelsindlces zugrunde liegenden 
Warenkörbe und Verbrauchsstrukturen sowie der aus 
der Verbrauchsstatistik verfügbarer> Informationen über 
die Versorgung mit Güteri^ und Diensten in der DDR 
aufgestelll. 
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diesem Beispiel der Rentnerhaushalte betrug die 
Kaufkraft der M ln der DDR 

nach BRD-Verbrauchsstruktur: 

Anfang 1966 88 ®/o 

Mille 1966 99 

nach DDR-Verbrauchsstruklur: 

Anfang 1966 97®.o 

Mitte 1969 in®/o 

der Kaufkraft der DM im Bundesgebiet. 

ReaJcin/fommen 

340. Zusammenfassend bleibt festzuslellen, daß sich 
die relative Kaufkraft je Währungseinheit der DDR 
ira privaten Verbrauch seil 1960 erhöht hat. 

341. Im Durchschnitt aus Bundesrepublik- und DDR- 
Verbrauchsstruktur (gekreuzter VVarenkorb) stieg 
die Kaufkraft der M in der DM nach dieser Be- 
rechnung in den Arbeilnehmerhaushalten (1960 bis 
1969) von 76 auf 86 und in den Rentnerhaushalten 
(1966 bis 19691 von 93 auf 105. 

342. Tn Rentnerhaushalten mit geringem Einkom- 
men (300 bis 375 DM/M) und einem auf den lebens- 
notwendigen Bedarf abgeslellten Verbraudi hat 
sicti die Kaufkraftparitat für die DDR so verbessert, 
daß der Wert der M etwas höher ist als der der 
DM. Da die durdisdinittlichen Einkommen der Rent- 
nerhaushalle in der Bundesrepublik 1969 jedoch tal- 
sädilidi über 800 DM monatlich betrugen, dürften 
heute die .»Realeinkommen“ in 2-Personen-Rentner- 
haushallen in der DDR nur bei etwas mehr als einem 
Drittel der Rentnereinkommen in der Bundesrepu- 
blik liegen. 

343. In den Arbeitnehmerhaushalten der DDR hat 
die Verbesserung der Kaufkraftparitat ebenfalls 
nicht ausgereiciit, um den weit höheren Zuwachs 
der nominalen Einkommen Ln der Bundesrepublik 
auszugleichen: Der Abstand der .Realeinkommen“ 
der Arbeitnehmerhaushalte in der DDR zu denen in 
der Bundesrepublik hat sich deshalb von rund 32 
(I960) auf rund 45 Vo (1969) vergrößert. 


4. Indikatoren der Lebenshaltung 

344. Die Ausstattung der Haushalte mit langlebi- 
gen industriellen Konsumgütem, der Pro-Kopf-Ver* 
brauch von ausgewählten Erzeugnissen, der Umfang 
des Tourismus sowie die Ersparnis sind Indikatoren, 
in denen sich die Verwendung der Einkommen und 
ihre Kaufkraft, die Struktur des Verbraudis und 
schließlidi der Verbleib der nichtverbrauchten Ein- 
kommen widersplegelL 

Lcbensstiuidaid 

Der Lebensstandard der Bevölkerung eines Landes 
wird aber nicht nur geprägt durch diese Merkmale 
der Lebenshaltung, sondern u. a. auch durch die un- 
gestörte, regional gleichmäßige und in Sortiment und 
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Qualität befriedigende Bereitstellung von Gütern, 
für die eine Nachfrage besteht. Eine Bewertung audi 
dieser Faktoren wurde die Ergebnisse des Lebcns- 
hallungsvergleichs weiterhin zuungunsten der DDR 
beeinflussen, denn noch immer bestehen m der Ver- 
sorgung der Bevölkerung der DDR deullidie Män- 
gel, die angesichts des hohen Industrialisierungsgra- 
des kaum verslandlldi und nur mit systemimmanen- 
ten Sdiwächen zu erklären sind. Unabhängig hier- 
von bleibt feslzusteJIen, daß 

■ der Pro-Kopf-Verbrauch bei 

Nahrungsmitteln bei den meisten Erzeug- 
nissen in der DDR dem in der Bundesrepu- 
blik ent. spricht, 

Genußmitteln in der DDR etwa den Stand 
der Bundesrepublik von 1960 erreicht hat. 

industriellen Vcrbrauchsgütem noch stark 
differiert; 

■ die Ausstattung der Haushalte mit einzelnen 
langlebigen industriellen Gütern gleich hoch 
(z. B. Fernsch- und Rundfunkgeräte), bei der 
Mehrzahl in der DDR jedoch deutlich niedriger 
ist (z. B. Pkw); 

■ die Bedeutung de.s Tourismus sich zwar in bei- 
den Staaten ständig erhöht, aber in der DDR 
durch einen hohen Anteil der Inlandsreisen 
(85%) gekennzelchnei ist, während sich in der 
Bundesrepublik In- und Auslandsreisen die 
Waage halten; 

■ die Ersparnis in beiden Staaten ständig steigt, 
Sparquote, Höhe und Anlage des Vermögens 
jedoch erheblich voneinander abweichen. 

OllontUchc Leistungen 

345. Doch nicht nur Gebrauch und Verbrauch ge- 
kaufter Güter bestimmen den Lebensstandard, son- 
dern auch Art, Umfang und Qualität öffentlicher 
Leistungen, die vog^den privaten Haushalten in An- 
spruch genommen werden. Wenn — wie in der 
DDR — die wachsende Bedeutung kollektiven Ver- 
brauchs zum politischen Ziel erhoben wird, so wäre 
zu erwarten, daß sich detaillierte Angaben über die- 
sen gesellschaftlichen Konsum auch in den amtlichen 
Statistiken finden. Doch leider bleibt gerade die 
Berichterstattung über die Staatsausgaben für kul- 
turelle, wissenschaftliche und soziale Zwecke deut- 
lich hinter der Finanzstatistik* der Bundesrepublik 
zurück. Trotz der unterschiedlichen Qualität des sta- 
tistischen Materials und aller methodischen Vorbe- 
halte wurde versucht, den Einfluß öffentlicher Lei- 
stungen (vgl. Kapitel IV, VI und VII) auf die Le- 
benshaltung wenigstens annähernd zu bestimmen 
(vgl. die Methodischen Hinweise im Anhang). 

Der gesellschaftliche Konsum im engeren Sinne 
(Staatsausgaben für kulturelle, wissenschaftliche 
und soziale Zwecke) ist danach in der DDR wahr- 
scheinlich — anders, als bisher vermutet — je Ein- 
wohner (in M bzw. DM) etwas niedriger und in Pro- 
zent des Bruttosozialprodukts kaum höher als in der 
Bundesrepublik, wenn seine .Kaufkraft " auch die 
des gesellschaftlichen Konsums in der Bundesrepu- 
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blik leicht ubersteigen dürfte. Angesichts der in der 
DDR deutlich niedrigeren Einkommen ist seine Be- 
deutung für die Lebenshaltung ln der DDR aber 
hoher zu veranschlagen als in der Bundesrepublik. 

Die Slniklur dieses gesellschaftlichen Konsums 
naher zu analysieren, ist kaum möglich, Mil einiger 
Sicherheit läßt sich aber feststellen, daß der Anteil 
der Slaalsausgaben für Wissenschaft und Bildung 
am Bruttosozialprodukt in der DDR um wenigstens 
ein Viertel hoher als in der Bundesrepublik sein 
dürfte. Uber qualitative Unterschiede des kollek- 
tiven Verbrauchs sagt dieser Vergleich allerdings 
nichts aus. 


a) Pro-Kopf-Verbrauch ausgewählter Güter 

Nahrüngsmittel 

346 . In beiden deulsdien Staaten ist seil Jahren 
eine deutliche Tendenz zum Kauf höherwertiger 
Konsumgüler lestzustellen, die allerdings in der 
DDR schwacher ausgeprägt ist. Dies gilt auch lur 
den Verbrauch von Nahrungsmitteln. Wenn hierbei 
auch in der DDR nach wie vor Kohlehydrate und 
Fette eine große Rolle spielen (vgl. Tabelle A 105) 
— 1968 war der Pro-Kopf-Verbrauch von Felten 
(28,2 kg). Mehl (91,8 kg) und Kartoffeln (150 kg) 
erheblich höher als in der Bundesrepublik (25,5 kg-, 
65,4 kg; 110 kg| — , so sinkt doch der Verbrauch z. B. 
von Brot, Hülsenfrüchten und Kartoffeln, wenn auch 
langsamer als in der Bundesrepublik, allmählich zu- 
gunsten einweißreicher, teurer Nahrungsmittel wie 
Fleisch, Eier und Milch. Bei den meisten der übrigen 
Nahrungsmittel ist der Pro-Kopf-Verbrauch annä- 
hernd gleich hoch, lediglich bei Obst liegt er in der 
Bundesrepublik höher. Dabei schwankt der Pro- 
Kopf-Verbrauch von Frischobst in der DDR — ln 
Abhängigkeit von den jeweiligen Inlandsernlen — 
von Jahr zu Jahr stark, weil vorwiegend Südfrüchte, 
allerdings nur in begrenztem Umfang, importiert 
werden. 

Genußmittel 

347 . Der Pro-Kopf-Verbraudi von Genußmilleln hat 
sidi in den letzten Jahren auch in der DDR ständig 
erhöht und heule bei den meisten Gütern etwa den 
Verbrauch der .Bundesrepublik im Jahr I960 er- 
reicht. Die Ursadie für diesen geringeren Konsum 
ist angesichts des in der DDR niedrigeren Einkom- 
mensniveaus einmal in den z. T. erheblich höheren 
Preisen zu suchen, die in der DDR für diese Güter 
zu zahlen sind. Zum anderen aber beruht der noch 
bestehende Unterschied darauf, daß gerade in den 
letzten Jahren der Genußmittelverbraucdi in der 
Bundesrepublik besonders kräftig gestiegen ist. 

Industrielle Güter 

348 . Ähnlichkeiten im Verbrauch und Gebrauch 
industrieller Güler sind zwar festzustellen, doch 
wird der Vergleich gerade hier durch noch be- 
stehende qualitative Unterschiede erschwert. Er läßt 
sich noch am ehesten hinsichtlich der Ausstattung 


der Haushalte mit langlebigen Konsumgütem an- 
slellen. 


b) Bestand an langlebigen Haushaltsgütern 

349 . Ein Vergleich läßt erkennen, daß die Haus- 
halte in der DDR bei vielen industriellen Konsum- 
gütern heule den Bestand in der Bundesrepublik 
zu Mitte der 60er Jahre erreicht haben. Deutlich 
isl der Unterschied noch immer in der Motorisie- 
rung. die in der DDR zu vier Fünfteln von Motor- 
rädern und Mopeds getragen wird, in der Bundes- 
republik jedoch im gleichen Ausmaß von Personen- 
kraftwagen. Allerdings hat sich auch in der DDR 
der Pkw-Bestand in den letzten zehn Jahren mehr 
als vervierfacht. 

>\us5/u//ung nach Cinkommen 

350 . Bei einem Vergleich der Ausstattung der 
Haushalte nach Einkommensgruppen fällt auf, daß 
die unteren Gruppen in der DDR an der Motorisie- 
rung — anders als in der Bundesrepublik — kaum 
beteiligt sind. Dagegen sind Fernsehgeräte und 
Radios in der Bundesrepublik und der DDR in allen 
Einkommensschichten stark verbreitet, weniger da- 
gegen Plattenspieler und Tonbandgeräte, die in den 
unteren Einkommensgruppen in der Bundesrepublik 
stärker als in der DDR vertreten sind. Auffallend ist 
die Übereinstimmung bei Fotoapparaten, wahr- 
scheinlich auch deshalb, weil die Preise dieser 
Erzeugnisse in der DDR im Verhältnis zu anderen 
relativ niedrig sind; allerdings Ist die Allersslruk- 
lur des Bestandes an diesen Erzeugnissen in der 
Bundesrepublik günstiger. Trotz des in der DDR 
erheblich höheren Preises einzelner dieser Haus- 
hdllsgüler gleicht ihr Bestand in der DDR in den 
höheren Gruppen dem in der Bundesrepublik. Eine 
Erklärung hierfür findet sich in der weitaus häufige- 
ren Beschäftigung von Frauen in der DDR, die eine 
Haushaltsführung mit größerer Reservehaltung und 
höherem Mechanisierungsgrad erzwingt 

OuQ//rä/jb'a/ife/schjede 

351 . Die Gleichartigkeit dos Ausstaltungsgrades 
läßt allerdings bestehende Qualitätsunterschiede 
nicht erkennen; so werden Waschvollautomaten in 
der DDR erst seit kurzem angeboten, während sie 
in der Bunde.srepublik schon .seit Jahren zunehmend 
im Bestand vc^rtreten sind. Diese Unterschiede sind 
— weniger ausgeprägt — auch für andere Erzeug- 
nisse festzustellen, während über die Reparturanfäl- 
ligkeil der Hdushallsgüter keine exakte Aussage 
moglidi ist. Zwar ist erst Im Frühjahr 1970 von der 
Wirtschaftsführung der DDR die hohe Ausschuß- 
quole bei Farbfernsehgeräten und Waschautomaten 
kritisiert worden, doch ist audi in der Bundesrepu- 
blik eine deutliche Zunahme der Störanfälligkeit vie- 
ler Gerate nicht zu übersehen, ln der DDR wirken 
sich diese Erscheinungen jedoch deshalb weil unan- 
genehmer für die Bevölkerung aus. weil es an 
Er-saiziellen mangelt und ausreichende Reparatur- 
kapazildten nicht zur Verfügung stehen. 
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c) Tourismus Auslandsreisen 


352. Mit wachsendem Wohlstand und zunehmen- 
der Motorisierung ist in beiden deutschen Staaten 
die Reisefreudigkeit der Bevölkerung stark ange- 
wachsen. Wenn auch die für die Bundesrepublik 
und die DDR vorliegenden statistischen Angaben 
nur gröbere Vergleiche gestatten, so sind doch 
gleichartige Tendenzen unverkennbar. So ist im 
Jahr 1968 sowohl in der Bundesrepublik als auch 
in der DDR mehr als em Drittel der Bevölkerung 
wahrend des Urlaubs verreist gewesen. Die 'Reise- 
intensitdt (Anteil der Urlaubsreisenden über 
15 Jahre an der Gesamtbevölkerung) betrug 1966 in 
der Bundesrepublik 39 und m der DDR 35 ^'o 
und dürfte 1969 über 40 ^/o gelegen haben. 

Ähnlichkeiten zeigen sich auch in der Beteiligung 
(1966) der verschiedenen sozioökonomischen Grup- 
pen der Bevölkerung am Reisen, wobei die soziale 
Zugehörigkeit zwar nicht immer gleich abgegrenztr 
aber doch gut vergleichbar ist. ! 

Rd. 85 ^/o aller Urlauber der DDR — gegenüber 
rd. der Urlauber der Bundesrepublik — ver- 

bringen ihre Ferien im jeweiligen Staat Bevor- 
zugte Reiseziele in der DDR sind die Ostsccküsle , 
und der Thürmgerwald, in der Bundesrepublik die 
(Vor-jAlpen. der Sdiwarzwald sowie die Nord- und 
Ostseeküste | 
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Aniei! der Urlaubsreisenden in ®/a ihrer Gruppe 
( 1966 ) 


BRD DDR 

I 


Facharbeiter 

37 

Facharbeiter 

38 

Arbeiter 

33 

Angelernte 


Angestellte, 


Arbeiter 

34 

Beamte 

67 

Ungelernte 


Freie Berufe und 


Arbeiter 

30 

Selbständige 

48 

Angestellte 

50 

Ln der Landwirt- 


InteLIigenz 

65 

schaft Tätige 

8 

Selbständige 

38 

Hausfrauen 

40 

PGH-Milglieder ‘ 

51 

Berufslose, 

Rentner, 


LPG-Mitgliedcr * 

la 

Studenten 

49 

Hausfrauen 

31 



Rentner 

IS 



Studenten 

4l' 


^ Mitglieder von Produktionsgenossenschaften des Hand- 
werks. 

* Mitglieder der Landwirtschal! liehen Prodiiktionsgenos- 
senschalten. 

Quellen; DIVO. Urlaubsreisen der westdeutschen Bevöl- 
kerung, Frankfurt a. M. 1966, S. 100. 

Die WUlsdiall. I960. Nr. 13, Beilage, Prognosen 
über den Fremdenverkehr 


353. Auslandsreisen können Bürger der DDR 
grundsätzlich nur in sozialistische Länder — aus- 
genommen Jugoslawien — unternehmen, wobei die 
Zahl der privat organisierten Reisen 1968 mehr als 
doppelt so hoch war wie die der vom DER-Reise- 
büro vermittelten. Allerdings werden für Privat- 
reisen Devisen nur ln begrenztem Umfang zur Ver- 
fügung gestellt; diese Beträge reichen in der Regel 
nur bei recht bescheidenen Ansprüchen (Camping- 
reisen) aus. 

Bevorzugtes Reiseziel der Touristen aus der DDR 
war bis 1967 — und dürfte cs auch jetzt wieder 
sein — die CSSR, gefolgt von der UdSSR, Polen und 
Bulgarien. Von den Auslandsreisenden der Bundes- 
republik fuhr 1968 jeweils etwa ein Viertel nach 
österreidi und Italien, ein Zehntel jeweils in die 
Beneluxlander und nach Spanien 

Flugreisen 

354. ln den letzten Jahren steigt m der DDR das 
Angebot an Flugpauschalreisen in sozialistische Lan- 
der deutlich. Allerdings sind diese Reisen noch so 
teuer, daß sie nur von wenigen Bürgern der DDR in 
Anspruch genommen werden dürften”. Von einem 
Massentourismus wie in der Bundesrepublik, der 
auch durdi das rapide Anwachsen preisgünstiger 
Flugpauschalreisen in alle Lander gekennzeichnet 
ist, kann in der DDR noch nidit gesprodien werden. 

Reiseousgabcn 

355. Bei weiteren Einkommenserhöhungen wird 
audi in der DDR mit ähnlichen Entwicklungen wie 
in der Bundesrepublik zu rechnen sein. Für 1966 
wurden die Durchschnittsausgaben je Reisenden in 
der DDR auf 285 M und in der Bundesrepublik auf 
520 DM gesfhdlzl. 1969 gab der Reisende aus der 
Bundesrepublik im Durchschnitl 530 DM aus, ein Be- 
trag. mit dem Marktforsdier für die DDR frühestens 
1980 rechnen. 

Der mit diesen Ausgaben erworbene Gegenwert an 
Reisekomfort und sonstigen Leistungen Ist quantita- 
tiv nicht zu erfassen. 


d) Ersparnis und Vermögensbildung 

356. Die Ersparnis der Bevölkerung in beiden deut- 
schen Staaten ist im letzten Jahrzehnt deutlich ge- 
stiegen. Doch während sie sich in der Bundesrepu- 
blik nidit nur absolut erhöhte und mit 747 DM je 
Einw'ohner 1969 fast den dreifachen Betrag des Jah- 
res I960 erreidite, sondern mit 12®'0 der Nettoein- 
kommen auch relativ höher als 1960 l8,5^/o| lag, 
sind 1969 in der DDR ebenso wie I960 nur knapp 
7 gespart worden. 

Die Ersparnis betrug damit 1969 in der DDR je Ein- 
w'ohner 322 Mark (1960; 238 M), eine Entwicklung, 
die angesichts der vergleichsweise schwadien Ein- 
kommensexpansion und des steigenden Ausslat- 
tungsgrades der Haushalte mit hochwertigen indu- 
striellen Konsumgülern bemerkenswert ist. Eine 
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Erklärung hierfür findet sich darin, daß sich die 
Ersparnis und Vermögensbildung ebenso wie in 
der Bundesrepublik auf die Bezieher höherer Ein- 
kommen, vor allem auf Selbständige (und in der 
DDR auf Genossensdiaftsbauem und -handwerker) 
konzentriert hat. So läßt sich errechnen**, daß der 
Anteil der Arbeiter und Angestellten an der laufen- 
den Ersparnis 1963 50 V» betrug, bis 1965 bei stark 
gestiegenem gesamten Sparaufkommen auf rund ein 
Drittel zurückging und bis 1968 wieder auf etwas 
über 40 Vp anstieg. In der gleichen Zeit erhöhte sich 
der auf Arbeiter und Angestellte entfallende Anteil 
an der gesamten Ersparnis in der Bundesrepublik 
von 55 ®/o auf 57 */o, 

Sparmotive 

357. Die Sparmotive sind im einzelnen empirisch 
nicht bestimmbar. Für die DDR lassen sie sich jedoch 
mit einigen für Planwirtschaften typischen Erschei- 
nungen erklären: 

■ Die noch unzureichende Reagibililät des Waren- 
angebots auf verändertes und nidit vorhergese- 
henes Konsumverhallen führt zu einem latenten 
Kaufkraftüberhang. 

■ Das Warenangebot kann der plötzlich steigenden 
Nachfrage, die aus unplanmäßigen Einkommens- 


erhöhungen (z. B. gute Ernte, Sonderschichten) 
resultiert, nicht schnell genug angepaßt werden. 

■ Die hohen Preise einzelner Güter erfordern eine 
längere Ansparzeit. 

■ Unregelmäßigkeiten in der Belieferung mit hoch- 
wertigen Konsumgütem zwingen zu höherer Be- 
standshaltung kurzfristig verfügbarer Mittel. 

Zwar dürften die Motive der Sparer in der Bundes- 
republik zu einem großen Teil auch von dem 
Wunsch nach Anschaffung teurer Konsumgüter und 
nach größeren Urlaubsreisen bestimmt worden sein, 
jedoch weit starker als in der DDR von der Absicht 
einer zusätzlichen Altersversorgung und damit der 
langfristigen Bildung von Geld- und Sachvermögen. 

Sparformen 

358. Die Sparformen in beiden Staaten unterscheiden 
sich deutlich. So entfielen 1969 in der Bundesrepu- 
bbk rd. 60 Vo der Ersparnis auf Spareinlagen (davon 
8 Vo auf Bauspareinlagen), 25 auf Wertpapiere 
und 15 Vo auf Versicherungen, dagegen in der DDR 
rd. lOVo auf Versicherungen, 2 Vo auf Wertpapiere 
und 88 Vo auf Spareinlagen. Das Bausparen spielt 
mit einem Anteil von rd. 3 Vo eine untergeorcinete 
Rolle — ein Hinweis darauf, daß in der DDR nur 
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Quelle: Vgl. Tabellen A 88 und A 89. 
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Private Geidvermögen ‘ in beiden deutschen Staaten Ende 1969 


Anlageform 

BRD 

DDR 

Einw"Jhner 


Spareinlagen * 

Wertpapiere 
Versicherungsgulhaben * 


240 3 945 60 

100 1 645 25 

60 985 15 

48 2810 88 i 

1 * 60 2 

6 335 10 j 

Zusammen 


400 6 575 100 

55 3 205 100 


* BRD: Geldanlagen von Privatpersonen; 

DDR: Spareinlagen der Bevölkerung bei den Kreditinstituten und Sparguthaben der Versicherungsnehmer, ohne 
Berücksichtigung der Veränderungen Im Geldumlauf. 

■ BRD: Spar- und Bauspareinlagen. Tenninanlagen u. a. Forderungen. 

DDR: Konten- und Bausparemlagen und Sichteinlagen. 

* Geschätzt an Hand der für 1967 veröffentlichten Angabenüber die Geldfonds der Bevölkerung aus dem Buch-, Wert- 
papier- und Versicherungssparen. Vgl, Statistisches Jahrbuch der DDR, 1968, S. 415. 

* BRD; Ansprüche gegen Lebensversicherungen und Pensionskassen. 

DDR: Sparguthaben der Versichenmgsnehmer. 

Quellen: BRD: Monatsberidhl der Deutschen Bundesbank, August 1970, S. 31. 

DDR: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1970, S. 332 f. 


geringe Möglichkeiten der Umwandlung von Geld- 
in Sachvermögen bestehen. So hat der Eigenheim- 
bau auch nicht annähernd die gleiche Bedeutung wie 
Ln der Bundesrepublik (vgl. Kapitel IV). 

Die Vermögensbildung ist somit in der DDiR fast 
vollständig auf Bildung von Geidvermögen be- 
schränkt. Mit rd. 3200 M je Kopf der Bevölkerung 
erxedchte es 1969 etwa die Hälfte des Betrages in der 
Bundesrepublik. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
die Kaufkraft dieser zum Teil für den Erwerb teurer 
Konsumgüter angelegten Ersparnisse Lm Verhältnis 
zur DM noch erheblich niedriger ist. 


5. Anhang 

Methodische Hinweise 

Zu 2 b) Persönliche Einkommen 

Eine Gegenüberstellung von Einkommen und Lebensstan- 
dard zwischen der Bevölkerung der Bundesrepublik und 
der DDR wird dadurch erschwert, daß die amtliche Stati- 
stik ln der DDR nur wenig Einkommensdaten veröffent- 
licht, die überdies wegen abweichender Binkommensdefi- 
nltionen mit denen der Bundesrepublik nicht voll ver- 
gleichbar sind. Auch fehlt eine kurzfristige Berichterstat- 
tung über die Einkommensentwicklung. Schließlich wer- 
den die Einkommensangaben ln der DDR im wesentlichen 
auf Arbeiter und Angestellte beschränkt, während der 
Lebensstandard der Selbständigen und Genossenschaits- 
milglieder nicht durch offizielle Angaben belegt wird. 
Hinsichllich des Einkommens der Rentner liegen detail- 
liertere Daten über die lm Rahmen der Sozialversicherung 


gewährten Durchschnittsrenten voij über die Struktur und 
Entwicklung der Gesamteinkommen der nicht mehr er- 
werbstätigen Personen — insbesondere also der Rentner- 
haushalte — steht jedoch ebenfalls kein amtliches Mate- 
rial zur Verfügung. 

Die detaillierten Einkommensangaben für die Bundes- 
republik beruhen auf Eckdaten der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung, die an die von der DDR ausgewiesenen 
Informationen angepaßt und — wenn erforderlich — 
durch Schätzungen ergänzt wurden. 

Der Übersicht über die monatiidien Durchschnittseinkom- 
men nach sozioökonomischen Gruppen im Jahre 1965 lie- 
gen folgende Zahlen der Einkommensbezieher zugrunde: 



In 1000 Personen 

BRD 1 DDR 

Arbeitnehmer 


21 780 

7045 

(einschließlich beschäftigte 




Rentner) 




Selbständige 


3080 

1330 

(und Genossenschaftsmitglieder 




in der DDR] 




Rentner 


8355 

2535 


Die durchschnittlichen Einkommen aller Arbeitnehmer 
werden von der Statistik der DDR nicht ausgewtesenj sie 
wurden deshalb — elnschl. der in dieser Statistik nicht er- 
faßten Beschäftigungsgruppen — geschätzt. Grundlage hier- 
für waren die Makrodaten der Einkommensverteilungs- 
rechnung des DIW Sie fußen auf der für 1965 veröffent- 
lichten Struktur der Geldeinnahmen der Bevölkerung der 
DDR nach sozioökonomischen Gruppen und zahlreichen 
Einzelangaben in der Fachliteratur der DDR. Die Ergeb- 
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nlsse liegen — beginnend 1960 — geringfügig (fd. 5*/o) 
über früheren Schätzungen (Vgl. Bruno Gleitze, Die Indu- 
strie der Sowjelzone unter dem gescheiterten Sieben- 
jehrplan. Berlin 1964. S. 90 ff.). Dabei ist zu beachten, daß 
das durchschnittliche ATbeLtnehmere)njk.onimen einer 
Volkswirtschaft durch den Umfang der Teilzeitbeschäftl- 
gung beeinflußt wird. Die Zahl der Teilzeilbeschäftigten 
in der Bundesrepublik dürfte relativ niedriger sein als ln 
der DDR. 

Die durchschnittlichen Arbeitnehmereinkommen für aus- 
gewählte Wlrtschaftsbereiche werden ln der DDR durch 
Einkommensangaben für vollbeschäftigte Arbeiter und 
Angestellte in der sozialistischen Wirtschaft repräsen- 
tiert. Diese Daten werden durch Umwandlung des ge- 
samten Arbeitsvolumens auf betriebsübliche Arbeitszeit 
zu VoUerwerbspersonen ennittelt. In der Bundesrepublik 
werden derartige Umrechnungen auf Vollbeschäftigte nur 
gelegentlich für die Landwirtschaft vorgenommen, in der 
mehr als in anderen Bereichen unständige, saisonabhän- 
gige und andere Teilzeitbeschäftigung üblich Ist. 

Ein Vergleich von effektiven Gesamteinkommen ln der 
Bundesrepublik mit Vollarbeitsverdiensten ln der DDR 
führt zwangsläufig zu einem für Westdeutschland un- 
günstigen Bild. Es mußte daher zumindest eine Anpas- 
sung gefunden werden, die zu einer annähernden Über- 
einstimmung der zugrunde gelegten Einkomroensdefinl- 
tioncn führte. Soweit statistisch möglich, wurden deshalb 
für die Arbeiterverdiensle in der Bundesrepublik reprä- 
sentative Verdienslerhebungen herangezogen, die in ihrer 
Begriffsabgrenzung dem vollbeschäftigten Arbeilnehmer- 
einkommen der DDR weitgehend entsprechen. Für die An- 
gestellten sind dagegen effektive Verdiensterhebungen, 
ohne Rücksicht auf unterschiedlichen Arbeitseinsatz ver- 
wendet worden. In diesem branchenspeziflschen Vergleich 
fehlen öffentliche und private Dienstleistungen sowie die 
Verdienste im privaten und halbstaatlichen Bereich, für 
die in der DDR keine Angaben veröffentlicht werden. 

Zu 2 d) Einkommen der privaten Haushalte 

Der Berechnung der Zahl der Haushalte in der Bundes- 
republik liegen Angaben des Statistischen Bundesamtes 
zugrunde. Die Haushaltszahl für die DDR wurde, aus- 
gehend von der Volks- und Berufszählung 1964 und wei- 
teren demographischen Daten, geschätzt. 

Zahl der Haushalte {in lOOOl 



Die Einkommensstatistik in der DDR gibt zwar auch über 
die Nettoeinkommen der privaten Haushalte keine um- 
fassende Auskunft für alle Bevölkerungsgruppen, stellt 
aber die Einkommenssllualion der Arbeiter- und Ange- 
stelttenhaushalte (zusammengefaßl) recht deutlich dar. Für 
diese Bevölkerungsgruppe wird auch eine Einkommens- 
schichtung (bis 1967) vorgelegt, die weit eher als die Ar>- 
gaben über durchschnillliche Einkommenswerte die Cha- 
rakterisüka der Einkommensverteilung wlderspiegell. Da 
die geschichteten Einkommensangaben auch nach der 
Größe der Haushalte gegliedert sind, werden verglei- 
chende Analysen zu den Indikatoren der Lebenshaltung 
erleichtert. Den in der Bundesrepublik bisher veröffent- 


lichten Ergebnissen sind die im DIW erstellten Einkom- 
mensschichtungen für die Bundesrepublik gegenüberge- 
stellt worden. Kontrollrechnungen haben ergeben, daß auf 
Grund der Konsistenz der verfügbaren Daten ein Einkom- 
mensvergleich auch mit geschlchrteten Einkommensgrup- 
pen für vertretbar gehalten werden konnte. 

Der Berechnung für die Bundesrepublik liegen die im 
DIW ständig durchgeführlen Untersuchungen zugrunde, 
über die in den Vierleljahrsheften zur Wirtschaf Isfor- 
schung berichtet wird. 

Die Schätzung des Haushai tseinkommens der Rentner in 
der DDR für I960 erfolgte nach der von Milzscherling 
(Soziale Sicherung in der DDR, Berlin 1968, S. 86) ange- 
wandten Methode. Dem Rechengang wurden folgende 


Daten zugrunde gelegt: 

Sozialeinkommerwbezieher (in 1000) 

Männer 1 150 

Frauen 2 300 

Zusammen 3 450 

Beschäftigte Rentner (in 1000) 

Männer 310 

Frauen 390 

Zusammen 700 

Durcfaschniltliche Arbeilseinkunfte der 

beschäftigten Rentner (monatlich in M) 265 

verheiratete AUersrentner |in 1000} 760 

Renlnerehefrauen ohne eigene Einkünfte (in 1000) 230 

Rontnercheirauen mit Einkünften (in 1000} 530 

Monatliche DurchschnltLsrenie der Rentner- 

ehef rauen mit eigenen Einkünften (ln M) 150 

Quellen Stalistisdies Jahrbuch der DDR. 1970: 

Schätzungen des DIW, Berlin. 


Zu 3 c) Kasten der Lebenshaltung - Kaufkrattverglelch 

Dem Kaufkraflvergleich liegen — den Wandlungen der 
V'erbrauchsverhältnisse angepaßt — für die Stichjahre 
verschiedene Warenkörbe zugrunde, von denen jeder ein- 
zelne sowohl mit Preisen der Bundesrepublik als auch mit 
Preisen der DDR bewertet wurde. Diese Berechnungen 
wurden im DIW durchgeführt. Der Inhalt dieser Waren- 
körbe wurde für die Berechnungen nach der Verbrauchs- 
struktur der Bundesrepublik an Hand der Ergebnisse aus 
den laufenden Wirtschaftsrechnungen für 4-Personen-Ar- 
beitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen sowie 
2-Personen-Rentnerhaushallen und der der amtlichen Preis- 
indexziffer für die Lebenshaltung von 4-Personen-Arbeit- 
nehmerhaushalten zugrunde gelegten Verbrauchsgllede- 
rung zusammengestellt Für I960 wurde der Warenkorb 
Basis 1958, für 1906 der Warenkorb der Basis 1962 und für 
1969 der neue Warenkorb der Basis 1962 — aber in der 
mit Hilfe der Preisveränderung auf I960 fortgerechneten 
Struktur — verwendet. Die Anzahl der Einzelpositionen 
mußte dabei mit Rücksicht auf das verfügbare Preis- 
material in den verschiedenen Bedarfsbereichen etwas 
zusammengefaßl werden. Immerhin war das beschaffte 
Vergleichsmaterial so reichhaltig, daß die wichtigen Wa- 
ren und Dienste der Lebenshaltung berücksichllgl und als 
repräsentativ für ihre Gruppe eingesetzt werden konnten 

Für die Berechnungen nach der DDR-Verbrauchsstruklur 
standen nicht so reichhaltige Informationen über den Ver- 
brauch von Haushalten zur V^erfügung, es wurden nur 
die Anteile einiger wemger Bedarfsgruppen am Gesamt- 
verbrauch einzelner Haushaltstypen und der gesamte 
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volkswirtschaftliche Pro-Kopf-Verbrauch von einigen 
Konsumwaren veröffentlicht. Gestützt auf die im Stati- 
stischen Jahrbuch der DDR für 4-Personen-Arbeitnehmer- 
haushalte und 2-Personen-Renlnerhaushalte veröffent- 
lichten Verbrauchsstrukturen und ergänzt durch weitere 
Informationen aus der Verbrauchsgüterstatistik wurden 
mit Hilfe der Erfahrungen aus den Wirtschaftsrechnungen 
der Bundesrepublik die Warenkörbe nach der Verbrauchs- 
struktur der DDR aufgestellt. Für das Jahr 1969 wurde 
bei der Verbrauchsstruktur der Bundesrepublik mit rd. 
285 und der Verbrauchsstruktur der DDR mit rd. 220 
Positionen gerechnet. 

Die zur Bewertung verwendeten Preise wurden, soweit 
möglich, der jeweiligen offiziellen Preisstatistik ent- 
nommen; ferner wurden Informationen aus der Presse 
und aus Versandkatalogen gesammelt sowie Preisbeob- 
achlungen verschiedener Institutionen in der Bundesrepu- 
blik und der DDR herangezogen. Bel einer Reihe von 
Positionen mußte allerdings eine gewisse Ungenauigkeit 
des Vergleichs hingenommen werden, weil Differenzen 
in Qualität und Verfügbarkeit der angebotenen Waren 
und Dienste, die nicht in Zahlen auszudrucken sind, einen 
exakten Preisvergleich erschwerten. Als unvertretbar in 
diesem Zusammenhang erschien der Vergleich der Aus- 
gaben für Dienste des Bank- und Versicherungswesens, 
des Beberbergungs- und Reisegewerbes und der Hand- 
werksdienste des Baugewerbes; sie wurden von den Be- 
rechnungen ausgenommen. 


Kapitef V 

Zu 4) Indikatoren der Lebenshaltung 

Der Vergleich der jeweiligen Staatsausgaben für kultu- 
relle. wissenschaftliche und soziale Zwecke, die den .ge- 
sellschaftlichen Konsum" im engeren Sinne repräsentie- 
ren, war erst nach Bereinigung vereinzelter systembe- 
dingter Abweichungen möglich. Dagegen konnten grund- 
sätzliche ErfassungsunterschJede nur zu einem Teil (Er- 
stattungen der Sozialversicherungen an den Haushalt des 
Gesundheitswesen ln der DDR, vgl. Kapitel VI) bereinigt 
werden. Da der Haushalt der DDR die Bruttoausgaben, 
der der Bundesrepublik die Nettoausgaben enthält, sind 
die Ausgaben für die DDR in nicht cpiantifizierbaiem 
Umfang als überhöht anzusehen. 

Es wurden nur die nicht durch Beitragseinnahmen finan- 
zierten Ausgaben erfaßt (vgl. auch Tabelle A 110). Von 
den aus öffentlichen Mitteln finanzierten Beamtenpensio- 
nen der Bundesrepublik wurde deshalb auch nur ein 
Betrag einbezogen, der dem Anteil der Bundes Zuschüsse 
an den Ausgaben der Rentenversicherung der Angestell- 
ten entspricht Von den Kirrderzuschlägen im öffentlichen 
Dienst der Bundesrepublik blieben 50 V» unberücksichtigt, 
um eine Annäherung an den Kreis der nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz Berechtigten zu erreichen. 

Kosten der betrieblichen Berufsausbildung wurden 1967 
in der Bundesrepublik vom Staat nur in geringem Umfang 
(unter 100 Mill DM institutioneller Förderung) getragen. 


Übersicht Anhang V. l 


Vergleich der Staatsausgaben für kulturelle, wlssenschaftUdie und soziale Zwecke 
im Jahre 1967 



BRD 1 

DDR 

BRD 1 

DDR 

Ausgabenart 

ln Mill. DM bzw. M 

in •/• des 

Bruttosozialprodukts 

Soziale Sicherung * (Gesundheits- und Sozialwesen) 


30 309* 


7 040» 


6,1 


5,7 


Allgemeinbildende Schulen 


10 427* 


2 762* 




2,3 


Berufsbildende Schulen. Fach- und Hochschulen, Wissenschaft • 


8067 


2736» 


K6 


2,2 


Kunst und Kultur® 


1 577» 


743“ 


0,4 


0,6 


Sport 


466 


151 

. 


0,1 


0,1 


Insgesamt 


50846 


13 432 


10,3 


10,9 


(je Kopf der Bevölkerung in DM bzw, M) 


(849) 


(786) 







* Einsdhl. Sozialversicherung. Sozialhilfe, Jugendhilfe, öffentlicher Gesundheitsdienst, Kriegaopferversorgung, LAG. Arbeitslosen- 
versicherung. — Vgl Kap VI, Tab. 

* Reinausgaben (93 997) ^ Beitragseinnahmen (47 675 ^ Pensionen und die Hälfte des KindeDgeldes Im öffentlichen Dienst 
(12 560) fiktive StaatszuschOsse zur Altersversorgung der Beamten (1350) ^ Vermögensertrftge und sonstige Mittel (4803) 
= öffentliche Mittel für die soziale S4€herung (30 309). 

* Reinauagabcn (15 121) X Beitragseinnahroeo (8181) 'f Investitionen (100) = öffentliche Mittel für die soziale Sicherung (7040). 

* Einschl. Schulverwaltung und übriges Unternchtswesen. 

* Einschl. internale, Institute, Kabinette und Einrichtungen der Lehrerweiterbildung sowie anderer Schulzwecke, Schul- und Km- 
derspeisung, Pionierhäuser und -Stationen so%vie zentrale Pionierlager, Fcriengestaltung. 

* Einsdil. sonstige Ausgaben für wissenschafthche Zwecke. 

^ Einschl. wissenschaftliche Aus* und Fortbildung im Gesundheitswesen sowie 50 */• der Kosten der betrieblichen Berufsbildung 

* Einschl. Volkshochschulen. 

* Einschl. kirchliche Angelegenheiten 

Einschl. kulturelle Massenarbeit abzüglich der durch Eigeneinnahmen finanzierten Institutionen wie Kinos, Filmbetriebe, Fern- 
sehen. Rundfunk (700). 

Quelle: BRD: Statistisches Bundesamt, Finanzen und Steuern. Reihe 1^1, Dtfentliche Finanzwirtschaft. 1967. 

DDR: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1970. 
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Da in der DDR die Betnebsbenifssdiulen dominieterii in 
der Eundesrepuhlik dagegen die vom Fiskus Finanzierten 
BerufssdiuJen, wurde die [-lälfle der in der DDR für be- 
irieblidie Berufsausbildung entstehenden Ausgaben^ d. h, 
325 Mill. elnbezogeoH 

Die Position .Sonstige Ausgaben für külLurelle Zwecke" 
im Staatshaushalt der DDR enthält fast aussdhUeJ&lich 
Ausgaben für Leistuogen, die in der Buodesrcpublik nidit 
vom Staat finanziert werden (Kinos. Filmateliers, Verleih' 
firmen, N ach rieb tenbüros, Fernsehen, Rundfunk u. a,}. 
Von den hier ausgewiesenen 762 Mill. M wurde nur ein 
Betrag Ln Höhe von 62 Mill. M für etgenlUdie .Sonstige 
kultureUe Zwecke" berücksichtigt (Zuweisungen an Reli- 
gionsgemeinschaften usw.). 

Aus dem Stalistisdien Jahrbuch der DDR. 1967* S, 413, 
ergibt sich, dab in den Slaatsausgaben für 1964 und 1965 
Investitionen enthalten sind ln den Statistischen Jahr- 
büchern der Folgejahre ist das Fehlen der Investitionen 
ausdrücklich vermerkt, ohne daß die Zeitreihen korrigiert 
worden wären. Weitere Widersprüche über die Investi- 
tionen in den kullureUen und sozialen Bereichen finden 
sich in der InvestltionsberichterstaUung, So werden für 
1967 sowohl 391 MÜL M (Statlstisdies Jahrbuch der DDR, 
1969, S. 44) als auch 975 Mill. M (SlatLstis±es Jahrbuch 
der DDR, 1970* S. 44 [ ohne Wissenschaft und Forschung) 
genannt. 

Da in den Staatsausgaben der Bundesrepublik Ausgaben, 
für Investitionen enthalten sind, wurde für die DDR eine 
Investitlonssumme von 1 Mrd M angenommen und wie 
folgt verietlt: Soziale Sicherung = 100 MUL M, Allge- 
meinbildende Schulen und sonstige Schulen feinschl. Wis* 
senschaft) je 350 MilL M, Kunst und Kultur “ 
ISO Mill. M, Sport = 50 Mill. M. 

Zu 4 b) Bestand an langlebigen Haushaltagütern 

Untersudhungszeitpunkte^ Bundesrepublik: Januar I9€9i 
DDR: August 1969. 

Für die Bundesrepublik wurde der Ausstattungsgrad* 
nicht der Bestand je 100 Haushalte ermittelt, d b. mehr- 
fach in einem Haushalt vorhandene Geräte werden nur 
einmal erfaßt. Um vergleichbare Zahlen zu erhalten, 
wurde der Ausstattungsgrad bet einigen Gütern (wenn 
mehr als 5®/e mit den betreffenden Geräten ausgestat- 
tete Haushalte mehrere dieser Geräte besaßen) mit einem 
Koeffizienten erhöht* der die Mebrlachbesetzung wied er- 
gibt. Diese Koeffizienten wurden wie folgt geschätzt: 



mi ge- 
samt 

Einkommensg ruppen 

untere | mittlere | obere 

Pkw 

1,07 

1,00 

1,07 

1,15 

Fahrrad 

1.50 

1.50 

L60 

1,50 

Radio 

1,10 

1,05 

1,10 

1.15 

Fotoapparat 

I.IO 

1,00 

1,10 

L15 


Die Einkommensgruppen wurden für die DDR nach dem 
HauahaltsbruttoeLnkommen gebildet* jedoch sind die £in- 
kommensgrenzen der drei Gruppen nicht veröffentlicht. 
Für die Bundesrepublik wurden einigermaßen gleich 
stark besetzte Gruppen nach dem Haushaltsnetloeinkom- 
men gebildet, Die Grenzen sind: 

untere Gruppe: weniger als 800 DM (4U3*A)* 

mittlere Gruppe: zwischen 800 und 1200 DM (29,6 V*), 
obere Gruppe: mehr als 1200 DM (29,1 V*), 


Die Ermittlung der DDR-Bestände Je 100 Haushalte weicht 
von der nach Emkommensgruppen gegliederten ab. 
Ersterer wird kumulativ aus dem jährlichen Inlandsver- 
brauch. dividiert durch die Zahl der Haushalte, berechnet 
und enthalt somit auch unbrauchbare oder bereits ausge- 
scndeiie Geräte lAusnahme; Kraftfahrzeuge, Radios und 
Fernsehgeräte), Demgegenüber wird der Ausslatlungs- 
grad nach Hmkommensgrupper^ durch repräsentative 
Haushallsbefragungen erfaßt. 


Anmerkungen zu Kapitel V 

* DLe Mark der DDR ist eine Binnenwährung, deren 
Kaufkraft von der zentralen Wirtsdiaftsverwaltung 
festgelegt ist und für die kein aUgemein anerkannter 
Wechselkurs besteht. Auch sind die Preise der Güter 
firiert und weichen ln unterschledlidieni Maße von 
den Weltmarktpreisen ab. 

Die gesamtwirtschaftUche Leistung, das Sozialprodukt, 
wird in der DDR grundsätzlich zu Marktpreisen bewer- 
tet. so daß die unterschiedliche Wirkung der mdirek- 
Len Steuern, die liauptsädhlidb auf Konsumgüter er- 
hoben werden, zu Verzerrungen der Preisstruktur auf 
der Verwendungsseite des Sozialprodukts führt. 

* VgL hierzu insbesondere H. Seidler, Die gegenwärti- 
gen Grundtendenzen der Wirtschaft Mitteldeutsdi- 
lands. in: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung 

1965, Heft 2, S. 231, sowie P. Mltzscherllng* Zunehmen- 
der Dirigismus oder Ausbau des neuen ökonomischen 
Systems?, in: Viertel Jahishefte zur WirtsdaafLsfor- 
sdiung, 1969, Heft 2* S. 227. 

* Vgl. Wörterbuch der Ökonomie, Sozialismus, Berlin 
lOsI) 1969, S. 506. 

* Mehrleiatungslohn wird also schon bei Erfüllung der 
vorgegebenen Norm gezahlt. Bei einer Mindererfül- 
lung der Norm ist der ^ Abzug" vom geplanten Mehr- 
leisturigslohn bet einer Leistung von lOÖ ln der Regel 
weitaus höher als der .Zuschlag“ bei einer Übererfül- 
lung: Der im Schwermaschinenbau der DDR 1966 ge- 
zahlte Prämienstücklohn nach Plannorm sah bei einer 
Untererfüllung um 5*/* einen Abzug von 0*45 M je 
Stunde von der Mehrleistungsprämie vor, bet einer 
Übererfüllung um 7*io aber nur einen Zuschlag von 
0,14 M* VgL Arbeit und Arbeilsrechl, Berlin (Osl) 

1966, Heft 6, S. 129 fL 

^ Da sich der leistungsgebundene Teil des Lohns in- 
folge veränderter Normen immer weiter vom Tarif- 
lohn entfemi hat, sind vor aUem die an den Tarif- 
iohnen ausgerichleten Löhne und Gehälter in den 
Di enstl eis tu ngsbe reichen zurüdcgeblleben. Das Tarif- 
verlragssyslem in der DDR wird deshalb gegenwärtig 
mit dem Ziel überarbeitet, BasislÖhne zu bilden* die 
sich aus den Tariflöhnen und wesentlichen Teilen der 
bisherigen Mehrlöhne zusammensetzen. Sie werden 
innerhalb der Lohngruppen für die Produktionsarbeiter 
nach dem Niveau der Automallsierung, Mechanisie- 
rung und Produktionsorgamsaüon differenziert. VgL 
Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre An- 
wendung in der DDR* Berlin (Ost) 1969, S. 813 f. 

* VgL Ökonomie der Arbeit. Berlin (Ost) 1968, S, 576. 

^ Zur Jahreswende 1969.'70 erhielten 1,7 MilL Arbeiter 
und Angestellte ln den zentralgeleiteten VEB im 
Durchschnitt eine Jahresprämie in Höhe vcjn zwei 
Dritteln eines Monats Verdienstes. 

* Anstelle der den Lebensstandard besser kennzeichnen- 
den Haushaltseinkommen konnten hierzu ledig lieh die 
persönlichen Einkommen einschl. der zusätzlldi ge- 
zahlten Sozialeinkommen und sonstigen Nebenein- 
künfte nadi ihrer sozioökonomischen Struktur her- 
angezogen werden. 
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• Unter Einscblufl der Schlechtweitergeldzahlungen er- 
redinel sidi als durchschnillliches Arbeilnehmerein- 
kommen im Baugewerbe für 1%0 ein Betrag von 
577 DM 11969: 1174 DM). 

Die an Hochschullehrer gezahlten Vergütungen sind 
in der Bundesrepublik und m der DDR durch Gesetze 
bzw Verordnungen geregelt. Wahrend 1970 ein or- 
dentlicher Professor Iverheiratet. 2 Kinder. Endgehall) 
an der Humboldt*Universität ln Ost-Berlin ein Mo- 
natsgehalt von insgesamt rd. 3700 M bezog, erhielt 
sein in West-Berlin tätiger Kollege eine Vergütung 
von 3600 DM. zuzüglich einer als durchschnitllich 
angenommenen monatlichen Unterrichtsgeldpauschale 
von 1000 DM Ein fnschbestalller wissensÄaftlicher 
Assistent (ledig) bezog im Osten der Stadt rd tWX) M. 
im Westen 1700 DM Sondergehäller für hochqualifi- 
zierte Wissenschaltler werden, nach Zustimmung der 
zuständigen Minister bzw. Senatoren, in beiden Staa- 
ten gewährt, sie erreichten in der DDR 1970 höchstens 
4000 M. ln West-Berlin rd. 6,500 DM monatlich. Ob 
Hochschullehrern in der DDR Nebenleistungen ge- 
währt werden, ist nicht bekannt. 

“ Eine die Progression mildernde Steiierbelastung in der 
Ehegattenbesleuerung wird allerdings in der Bundes- 
republik durch das .Splitting-Verfahren" erreicht. 

Nach Berechnungen des DtW. Berlin, 
ln der nach Quintilen — also Fünfieln aller Haus- 
halte — geordneten Übersicht wird die Struktur über 
den jeweils verfugten Anteil am Gesamteinkommen 
ausgewtesen. Eine Einkommensverteilung ist um so 
gleichmäßiger, je besser die Haushalts- und Einkom- 
menstelle einander entsprechen, d. h. je mehr sich die 
Lorenzkurvp der Diagonalen jm Schaubild nähert (vgl. 
Schaubild 12). 

** Für Kartoffeln, Gemüse und Obst wurden wegen der 
starken saisonalen Einflüsse Jahresdurchschjiittspreise 
herangezogen. 

Diese Gruppe umfaßt alle W'aren. die nicht Nahrungs- 
und Genußmiltel sind, also eine Fülle industrieller 
Erzeugnisse unterschiedlichster Bedarfskategorien Ihre 
Qualität differiert zwischen den Vergleichsgebielen 
zum Teil stark und erschwert einen Preisvergleich. 
Dies gilt z. B. bei textilen Erzeugnissen und Beklei- 
dung, sowohl hinsichtlich der verwandten Gewebe als 
auch der Paßform und Verarbeitung, wo sich Unter- 
schiede auf Haltbarkeit, Trageeigenschaflen und Aus- 
sehen auswirken. 

Bei Hdushallsartikcln und sonstigen technischen Er- 
zeugnissen sind auBer teilweise unterschiedlichem Ein- 
satz und unterschiedlicher Verarbeitung von Roh- 
stoffen Abweichungen in der technischen Ausstattung 
zu beachten. Während z. B. für Fotoapparate, Rund- 
funkgeräte und elektrische Kleingeräte vergleichbare 
Waren zu ermitteln sind, können bei elektrischen 
Großgeräten z. B. nur Waren mit ähnlichen techni- 
schen Daten herangezogen werden. Vgl. auch Tabelle 
A 103. 

In der Statistik der DDR werden die Ergebnisse nur 
nach wenigen Bedarfsgruppen gegliedert für versdiie- 
dene Haushaltstypen veröffentlicht. Hier werden die 
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Daten von 4-Personen-ArbellnchmerhaushaUen wie- 
dergegeben. Sie repräsentieren zwar nicht in jedem 
Fall den Durchschnitt für die gesamte Bevölkerung, 
kommen aber doch den durchschnittlichen Verbrauchs- 
vcrhaltnl.ssen aller Arbeitnehmer sehr nahe. 

Der von der amtlichen Statistik der DDR veTÖffentlidile 
Ausstatlungsgrad der Haushalte ist nur unter Vor- 
behalten verwendbar, wie der Vergleich des Be- 
standes je 100 Haushalte mit dem nach Einkoramens- 
gruppen gegliederten erkennen läßt. Der im Ausweis 
von Fernsehgeräten und Radios sichtbar werdende 
Widerspruch beruht vermutlich darauf, daß die oberen 
Eiiikommensgrenzen weil nach oben geschoben sind, 
wählend die untere Einkommensgruppe ein breites 
Einkommensspeklrum umfassen dürfte Die Diskrepan- 
zen sind damit allein jedoch nicht zu erklärenj sie 
beruhen möglicherweise daraul, daß beiden Bestands- 
dusweisen unterschiedliche Ermittlungsverfahren zu- 
grunde liegen 

Für die Bundesrepublik: Mitteilung des Deutschen Wirt- 
schaftswissenschaflHchen Instituts für Fremdenverkehr 
an der Universität München, für die DDR; Die Wirt- 
schaft, 1968, Heft 13, Beilage 

*• Mehl als die Hälfte dieser Reisen ist individuell orga- 
nisiert, rd 10*/p werden vom Reisebüro DER vermittelt. 
l5®/p von den Betrieben und etwa ein Viertel vom. 
FDGB. Damit erhalten jährlich etwa l,I Mill. von rd. 
7 Mill FDGB-Milglledern die Vergünstigungen des 
gewerkschaftlichen Reisedienstes. Die Preise für einen 
ein- bis zweiwöchigen Aufenthalt in betriebseigenen 
und FDCB-Heimen betragen je nach Jahreszeit. Qua- 
lität der Unterkunft und Höhe des Einkommens zwi- 
schen 30 und 110 M; für 1968 läßt sich ein Durch- 
schnittspreis von rd. 80 M errechnen. (Vgl Statisti- 
sches Jahrbuch der DDR. 1970, S, 410 und S. 495.) 

Der innerdeutsche Reiseverkehr nimmt eine Sonder- 
stellung ein: Während 1968 rd. l,.3 Mill, Bürger der 
Bundesrepublik nach Erteilung einer Aufenthalts- 
erlaubnis in die DDR (einschließlich Ost-Berlins) z. T. 
nur wenige Tage reisten, besuchten etwas mehr als 
l Mill. Einwohner der DDR — fast ausschließlich 
Rentner — für höchstens vier Wochen ihre Ver- 
wandten ln der Bundesrepublik. Diese Rentnerreisen 
sind offensichtlich bei den in Übersicht 43 erfaßten 
Reisen unberücksichtigt geblieben. 

** 1969 behielten Österreich l27*/«) und Italien (25®/o) 
ihre dominierende Stellung, gefolgt von Spaniern' Por- 
tugal |15®/o), Schweiz. (7 */p), Frankreich (5®/«) und 
Jugoslawien (4®/o). 

” So kostet z. B eine Btägige Flugreise nach Moskau 
und Leningrad für DDR-Bürger (Tourlslenkalegorle) 
650 M, für Bürger der Bundesrepublik (ab Berlim 
Touristenkategorie) 589 DM. EZ 717 DM. Der Preis 
für eine 2llägige Flugreise nach Sonnenstiand/Bulga- 
nen (ab Berlin; Luxus-Kategonej beträgt für DDR-Bür- 
ger 1350 M, für Bürger der Bundesrepublik (EZ, FIS) 
875 DM. — Vgl DDR-Reisetips 1970. Berlin (Ost), Ver- 
sandhauskataloge der Bundesrepublik. 

*■ Vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR, 1970, S. 363, 
sowie Statistische Praxis. 1966, Heft 8. S- 337. 
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Hauptaspekte der Sozialen Sicherung 


^ Das System der sozialen Sicherung in der Bundesrepublik ist insti- 
tutionell sehr stark differenziert, während das System in der DDR 
stark zentralisiert ist In der DDR sind die Betriebe stärker in die 
Soziale Sidienmg einbezogen als in der Bundesrepublik. Der 
Anteil der versicherten Personen ist in der DDR höher als in der 
Bundesrepublik. (360 — 368) 

^ In der Bundesrepublik wird zwischen den Haushalten der Sozial- 
versicherung und den Haushalten der Gebietskörperschaften 
streng getrennt. In der DDR ist der Haushalt der Sozialversiche- 
rung als selbständiger Bestandteil in den Staatshaushalt einbe- 
zogen. Der Anteil der öffentlichen Mittel an den Reineinnahmen 
der Sozialen Sichenmg in der Bundesrepublik ist von 43 V» im 
Jahre 1965 auf 40 V» im Jahre 1969 zurückgegangen. In der 
DDR stieg dieser Anteil im gleichen Zeitraum von 45,5 V» auf 
50V<k (369-^79) 

^ In beiden Staaten erbringen die Unternehmen bzw. Betriebe finan- 
zielle Leistungen, vor allem zur zusätzlichen Sicherung kranker 
Arbeitnehmer. (363) 

^ Steigende soziale Aufwendungen wurden in der Bundesrepublik 
durch Beitragserhöhungen für die Versicherten imd durch Stei- 
gerungen der staatlichen Zuschüsse finanziert, ln der DDR blie- 
ben dagegen der Beitragssatz von 20 Vt und die Beitragsbemes- 
simgsgrenze von 600 Mark seit Jahren konstant; der Finanzaus- 
gleich wurde fast vollständig über den Staatshaushalt hergestellt. 

(370—373) 

^ Während in der Bundesrepublik sowohl auf der Leistungsseite 
als auch auf der Aufbringungsseite ein der Entwicklung der Ein- 
kommen folgendes dynamisches System besteht, zeigt sich in der 
DDR eine geringe nexibilität bei den Leistungen, die ledig- 
lich in größeren Abständen erhöht worden sind. ' 

(371, 372, 392) 

^ Der Anteil der Barleistungen zur Sozialen Sichenmg am Brutto- 
sozialprodukt zu Jeweiligen Preisen betrug im Durchschnitt der 
Jahre 1965 bis 1969 in der Bundesrepublik 13,4 V», in der DDR da- 
gegen nur 8,6 V» des Bruttosozialprodukts in Preisen von 1967. 
Ungefähr 70 •/» dieser Leistungen entfallen in beiden Staaten auf 
Renten an Alte, Invalide und Hinterbliebene. (380 — 385) 

^ Der Anteil der Sachleistungen am Bruttosozialprodukt und deren 
Strukturen sind in beiden Systemen der sozialen Sicherung ein- 
ander sehr ähnlich. (376) 

^ Die Reinausgaben der Sozialen Sicherung (Bärleistimgen, Sachlei- 
stungen, Verwaltungskosten) betrugen im Durchschnitt der 
Jahre 1965 bis 1969 für die Bundesrepublik 18,0 Vo des Brutto- 
sozialprodukts (.Sozialleistungsquote“). für die DDR 12,4 Vo in- 
folge der geringeren Aufwendungen für die Renten, die durch 
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niedrige Duichsdmittsbeträge und geringe Kumulationsmöglidi- 
keilen begründet sind. (377) 

^ In beiden Staaten erhalten arbeitsunfähig Erkrankte einen Aus- 
gleich für entgangene Arbeitseinkommen. Dieser Ausgleidi wird 
in beiden Staaten durch Zahlungen der Sozialversicherungsträger 
und der Unternehmen bzw. Betriebe vorgenommen. 

In der Bundesrepublik werden die Löhne für je sechs Wochen 
auch bei verschiedenen Krankheiten fortgezahlti in der DDR dage- 
gen jeweils nur einmal im Kalenderjahr für sechs Wochen. Von 
der siebente Woche der Arbeitsunfähigkeit ab werden in beiden 
Staaten nach der Kinderzahl gestufte Leistungen gezahlt; in der 
Bundesrepublik sind die Regelungen günstiger als in der DDR. 

(380. 381) 

^ Die kurzfristigen Geldleistungen bei Arbeitsunfähigkeit infolge 
Unfall oder Berufskrankheit entsprechen den Leistungen im 
Krankheitsfall. Die Quote der Arbeitsunfälie ist in der Bundes- 
republik doppelt so groß wie in der DDR. (383) 

^ Für Schwangere und Wöchnerinnen bestehen in beiden deutschen 
Staaten gleiche Schutzfristen und weitgehend übereinstimmende 
Regelungen für den Ausgleich des Einkommens. Darüber hinaus 
wird in der DDR eine einmalige Staatliche Beihilfe in progressiver 
Staffelung für jedes Kind gewährt, die beträchtlich höher ist als 
die entsprechende Leistung in der Bundesrepublik. (382) 

^ Sachleistungen der Krankenversicherung werden in der Bundes- 
republik von privaten Einrichtungen und vom öffentlichen Ge- 
sundheitswesen angeboten. In der DDR überwiegt dagegen die 
Betreuung durch den staatlichen Gesundheitsdienst. (386) 

^ Die Zahl der Krankenhausbetten je Einwohner unterscheidet sich 
in beiden deutschen Staaten kaum. Das gilt auch für die Verweil- 
dauer, die in beiden deutschen Staaten sinkt. Die Versorgung der 
Bevölkenmg mit Ärzten ist in der Bundesrepublik und in der 
DDR imgefähr gleich. Bei Zahnärzten ist sie jedoch in der DDR 
erheblich schlechter. (387) 

^ In der Bundesrepublik werden im Gegensatz zur DDR die Ver- 
sicherten im Falle der Inanspruchnahme von Versichenmgsleistun- 
gen an den Kosten beteiligt. (388) 

^ Der grundlegende Unterschied beider Systeme der Alterssicherung 
besteht darin, daß es im Unterschied zur Bundesrepublik in der 
DDR keine jährliche Anpassung der Ruhegelder an die allgemeine 
Einkommensentwicklung gibt. Damit bleiben die Rentner in der 
DDR zunehmend hinter der Wohlstandsmehrung der aktiven Be- 
völkerung zurück. (390 — 392) 

^ Die Berechnungsfaktoren sind in beiden Rentensystemen ähnlich. 
Ihre Bemesstmg und Kombination in den jeweiligen Berechnungs- 
formeln ist jedoch so unterschiedlich« daß sich für das Jahr 1970 
theoretische Höchstrenten für die Arbeitnehmer in der Bundes- 
republik (ohne Knappschaftsversicherung) von über 1300 DM, in 
der DDR von 363 Mark ergeben. Die rechnerisch möglichen und 
tatsächlich gewährten Altersrenten streuen in der Bundesrepublik 
weit mehr als in der DDR. Auch in der DDR ist seit der Renten- 
reform des Jahres 1968 eine freiwillige Zusatzversicherung mög- 
lich. (393—394) 

^ Für die Barleistungen im Falle der Invalidität gelten grundsätz- 
lich die gleichen Berechnungsmethoden wie für die Altersnihe- 
gelder. (402—405) 

^ In der Bundesrepublik reicht ein niedrigerer Invaliditätsgrad zur 
Gewährung von Renten aus als in der DDR, soweit es sich nicht 
um eine Unfalirente handelt. (403, 404) 
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^ Rebabilitationsmaßnalmien werden in der Bundesrepublik ent- 
sprechend der Dezeatralisiening des Systems der sozialen Siche- 
rung von versdiiedenee Trägem angeboten, In der DDR liegt die 
Verantwortung weltgeheiid bei der Sozialversicherung. Hier wird 
audi mehr Gewicht auf die rasche Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben gelegt* (407) 

^ Leistungen für die Familie werden in der DDR anders als in der 
Bundesrepublik in hohem Maße unter arbeiistnarklpoUtisdien 
Gesiditspunkten bemessen* Vor allem soll den Frauen der Ein- 
tritt in den Beruf und die Berufstätigkeit selbst erleichtert werden. 
Die Leistungen für Hinterbliebene von versicherten Arbeitneh- 
mera sind in der Bundesrepublik wesentlidi besser als in der 
DDR. (408—414) 

^ Zum Schutz der Arbeitnehmer gegen Erwerbsrisiken gibt es nur 
in der Bundesrepublik ein eigenständiges und voll ausgebautes 
System von Maßnahmen und Leistungen* Dies ist Ln erster Linie 
darauf gerichtet, Schäden vorbeugend zu verhüten, anstatt wie 
früher Folgen von Schäden zu beseitigen. Tarifverträge zwischen 
Gewerkschaften und Untemehmerorganisatlonen sowie Betriebs- 
Vereinbarungen zwischen Betriebsräten und Unternehmensleitun- 
gen sichern in der Bundesrepublik Arbeitnehmer zusätzlich gegen 
nachteilige Folgen des teduiisch-organisatorischen Wandels. 

(415—420) 

^ In der DDR gibt es nach offizieller Lesart keine Arbeitslosigkeit. 
Arbeitsmarktpolitik im Sinne der Ajrbeitskiäftelenkung verbin- 
det als wichtiger Teil der ökonomisdien Planung das Bildungs- 
system mit der Wirtschaft, Die Gewährung von Arbeitslosengeld 
beruht noch immer auf einer Verordnung aus dem Jahre 1947. 

(421, 422) 

^ Die Einrichtungen der Sozialhilfe bzw. Sozialfürsorge gewähren in 
beiden deutschen Staaten subsidiäre Hilf© für diejenigen Perso- 
nen, die trotz der umfangteicheti Sicherungssysteme in materielle 
Not geraten und sich zeitweise oder dauernd nicht aus eigener 
Kraft helfen können* Der Vergleich müßte, um vollständig zu sein* 
auch die freien, halb- oder ganzstaatlichen Organisationen und 
Verbände umfassen. Sieht man von diesen ab, da ihre Erfassung 
nicht möglich ist, so kann festgestellt werden, daß die Leistungen 
in der Bundesrepublik höher sind als die in der DDR. (426) 

^ Für die Beamtenversorgung in der Bundesrepublik gibt es in der 
DDR kein Gegenstüdc. Nur für die wissenschafliiche und künstle- 
rische Intelligenz gibt es eine über die ailgemeine Alterssicherung 
hinausgehende Zusatzversorgung. 

Die Kriegsbeschädigten werden in der Bundesrepublik besser ver- 
sorgt als in der DDR. 

Den vielfältigen Entschädigungen, die in der Bundesrepublik an 
die Geschädigten des NS-Regimes und des Krieges samt seiner 
direkten Folgen geleistet werden, stehen in der DDR die Ehren- 
pensionen für Antifaschisten gegenüber. (42?) 


359* Der Vergleich der Soziaipolittk in der Bundes- 
republik und in der DDR wird auf die Systeme der 
sozialen Sicherung in den beiden Staaten beschränkt. 
Ais Systeme der sozialen Sithenmg werden dabei 
jene Einrichtungen und Maßnahmen verstanden, die 
auf Grund gesetzlicher Vorsch-riflen oder sonstiger 
staatlicher Normen dazu dienen, bei besonderen als 
sozial anerkannteil Tatbeständen wie Krankheit, Un- 


fall, Invalidität, Arbeitslosigkeit. Mutterschaft, Fami- 
liengröße und Tod 

■ den Ausfall von Erwerbseinkommen durch Geld- 
leistungen zumindest teilweise auszugleichen 
und/oder 

■ durch die Gewährung von Dienst-, Sach- und 
Geldleistungen eine zusätzliche finanzielle Be- 
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lastung der von diesen Tatbeständen betroffe- 
nen Personen weitgehend einzuschränken bzw. 

B den Eintritt der genannten Schadensfälle mög- 
lichst zu verhindern. 

Von der Untersuchung ausgenommen sind somit 
das Arbeitsrecht, die Betriebs- und Unternehmens- 
Verfassung sowie die Arbeits- und Sozialgerichts- 
barkeit, soweit sie nicht in engem Zusammenhang 
mit der Sozialen Sicherung stehen. 

1 . Organisation der Systeme 
der sozialen Sicherung 

a) Die funktionale Gliederung der Sicherungs- 
systeme 

360. Obwohl beide Systeme der sozialen Siche- 
rung einen gemeinsamen historischen Ausgangs- 
punkt haben und sich auch heule noch zahlreiche 
Gemeinsamkeiten feststellen lassen, hat doch eine 
rege sozialpolitische Gesetzgebungslätigkeit in bei- 
den Staaten zu grundsätzlichen Unterschieden in der 
Struktur — sowohl was die Aufgaben als auch was 
die einbezogenen Personenkreise betrifft — geführt. 
Zwar lassen sich in der Bundesrepublik wie in der 
DDR in grober Aufteilung jeweils drei Soziallei- 
stungsträgergruppen abgrenzen, nämlich die öffent- 
liche Hand, Sozialversicherung und Unternehmen 
bzw. Betriebe, aber die ihnen zugewiesenen Aufga- 
ben unterscheiden sich beträchtlich. 

Dem in der Bundesrepublik räumlich, funktional 
und bezüglich der Versichertenkreise differenzierten 
System der sozialen Sicherung steht in der DDR ein 
stark zentralisiertes System weniger Träger mit 
komplexen Aufgabenbereichen gegenüber. 

In der Bundesrepublik waren 1969 rd. 1850 Kran- 
kenkassen, 22 Einrichtungen der Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten, eine Bundesanstalt 
für Arbeit mit 9 Landesarbeitsämtem, 94 Träger 
der Unfallversicherung, 19 landwirtschaftliche Al- 
terskassen und zahlreiche auf Landesgesetzen beru- 
hende Versichenmgs- und Versorgungseinrichtun- 
gen für freie Berufe allein für die Soziale Siche- 
rung im Falle der Arbeitslosigkeit, der Krankheit, 
der Invalidität, des Alters und des Todes sowie bei 
Berufsunfällen zuständig. 

In der DDR werden diese Aufgaben von zwei So- 
zialversicherungsträgem, der Sozialversicherung der 
Arbeiter und Angestellten und der Staatlichen Ver- 
sicherung der DDR\ sowie von wenigen Sonderver- 
sorgungseinrichtungen für Deutsche Volkspolizei, 
NVA, Zollverwaltung, Bedienstete der Deutschen 
Reichsbahn und der Deutschen Post und — soweit 
es das Gebiet der Berufsberatung und Arbeitsver- 
mittlung betrifft — von den Ämtern für Arbeit und 
Berufsberatung bei den Räten der Bezirke und 
Kreise wahrgenommen. Die Sozialversicherung der 
Arbeiter und Angestellten, die vom FDGB geleitet 


wird, und die Staatliche Versicherung der DDR fas- 
sen also jeweils — als Einheitsversicherung — 
weitgehend die Aufgaben zusammen, die in der 
Bundesrepublik funktional, regional und/oder nach 
Versichertengruppen getrennt von den Einrichtun- 
gen der gesetzlichen Krankenversicherung, der ge- 
setzlichen Rentenversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten, der gesetzlichen Unfallversicherung, von 
der Bundesanstalt für Arbeit (soweit es die Arbeits- 
losenversicherung betrifft) und von Einrichtungen 
für bestimmte Berufsgruppen erfüllt werden. 

361 . Das in beiden Staaten staatlich finanzierte 
Kindergeld wird in der Bundesrepublik über einen 
Träger der Sozialversicherung, nämlich durch die 
Bundesanstalt für Arbeit, in der DDR über die Be- 
triebe ausgezahlt. Die Auszahlung der Mutter- 
schaftsleistungen erfolgt in beiden Staaten über das 
Sozialversicherungssystem. Außerdem obliegt der 
Sozialversicherung*^ der Arbeiter und Angestellten 
und der Staatlichen Versicherung der DDR im Auf- 
träge des Staates die Sicherung ehemaliger Beam- 
ter*, ehemaliger Volkspolizisten sowie der Kriegs* 
invaliden und Kriegshinterbliebenen. Die Sozial- 
versicherung nimmt damit Aufgaben wahr, die in 
der Bundesrepublik dem Bereich der staatlichen 
Versorgung zugeordnet werden. 

Verso rgunf/serRfidTfungen 

Direkt von staatlichen Einrichtungen werden in der 
DDR als Versorgungsleistungen ^ Ehrenpensionen* 
an Verfolgte des Faschismus und Kämpfer gegen 
den Faschismus sowie an verdiente Staatsbürger ge- 
währt. Wie in der Bundesrepublik sind für die So- 
zialhilfe bzw. Sozialfürsorge die Gemeinden orga- 
nisatorisch zuständig. 

Eine Maßnahme, die der Zusatzversorgung der 
Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst 
der Bundesrepublik ähnelt, stellt die zusätzliche 
Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaft- 
lichen, künstlerischen, pädagogischen und medizi- 
nischen Einrichtungen der DDR dar. Sie erfolgt über 
Versicherungsverträge dieser Einrichtungen mit der 
Staatlichen Versicherung der DDR. Eine ähnliche Re- 
gelung besteht für die technische Intelligenz in den 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
und wird aus Beiträgen der Betriebe finanziert. 

G e u n di) e f f 5 w II 

362 . Staat und Sozialversicherung arbeiten in der 
DDR auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes eng 
zusammen: Es werden nicht nur die Krankenhaus- 
betten zu über 90 Vo von staatlichen Krankenhäu- 
sern bereitgestellt, sondern auch die überwiegende 
Zahl der Polikliniken, Ambulatorien und Apotheken 
sowie die meisten Arzt- und Zahnarztpraxen gehö- 
ren zum öffentlichen Gesundheitswesen. 

Im Jahr 1969 gab es in der DDR 444 Polikliniken i 
davon wurden 62 als »selbständig** ausgewiesen, 
jedoch ohne Angabe der Eigentumsform. Bei der Auf- 
gliederung von insgesamt 819 Ambulatorien wird 
die Eigentumsform nicht erwähnt; die meisten (606) 
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sind Land- und Belriebsambulatorient also mit 
Sidierheil unter staatlicher Verwaltung* Von den 
insgesamt 1458 Apotheken waren 73 in privatem 
Besitz. 

Dieser kurze Überblick zeigt, daß schon in der Orga- 
nisation eine klare Trennung zwisdien Versorgung 
und Sozialversicherung Ln der DDR nicht gegeben 
ist, sondern die Sozialversicherung in erheblich grö- 
ßerem Umfang als in der Bundesrepublik Aufgaben 
der staatlichen Versorgung wahmimmt. Enge funk- 
tionale Beziehungen zwischen der slaatüdben Ver- 
waltung und der Verwaltung der Sozialversidbe- 
rung bestehen auf allen Verwaltungsebenen, ange- 
fangen bei der Ebene der Ministerien und des 
FDGB-Bundes Vorstandes bzw. der Zentrale der 
Staatlichen Versicherung der DDR bis hinunter zur 
Ebene der Kreise und der Betriebe. Diese Situation 
einer engen Integration des Gesamtsystems der so- 
zialen Sidienmg in der DDR wird durch den Tatbe- 
stand unterstrichen, daß auch die Betriebe sehr viel 
enger in dieses System ein bezogen sind, als dies in 
der Bundesrepublik der Fall ist 

Aiiigaben der Betriebe 

363* Sieht man von den betrieblichen Soziallei- 
stungen ab. so beschränkt sich die Funktion der 
Unternehmen m der Bundesrepublik im Rahmen der 
Sozialen Sicherung weitgehend auf die Fortzahlung 
von Lohn und Gehalt in den ersten sechs Wodien 
der Arbeitsunfähigkeit und auf eine Beteiligung an 
Unfallverhütungsmaßnahmen der Berufsgenossen- 
schaften* Eine den Verhältnissen in der DDR ähn- 
liche enge Beziehung zwischen Betrieben und Kran- 
ken versiehe nmgs System besteht fn der Bundesrepu- 
blik lediglich im Bereich der ßetriebskrankenkassem 

ln der DDR obliegt dagegen nicht nur den volks- 
eigenen unci halbslaaUicfien Betrieben und Verwal- 
tungen, sondern auch zahlreichen privaten Betrie- 
ben die Auszahlung kurzfristiger Barleistungen. Die 
Betriebe tragen mit eigenen Polikliniken und Ambu- 
latorien zum Krankenversicherungssäiutz der Be- 
völkerung bei. Ein wesentlich größeres Gewicht als 
in der Bundesrepublik kommt ihnen bei der vor- 
beugenden Gesundheitsfürsorge und bei der Unfall- 
verhütung zu. Diese enge Verbindung mit dem 
System der sozialen Sicherung wird organisatorisch 
durch Räte, Kommissionen und Bevollmächtigte der 
Sozialversicherung in den Betrieben erreicht. 


b) MItgliedersiruktur der Sic:herungseinrichtun- 
gen und Versicherungspflicht 

364* Die Zuordnung verschiedener Personengrup- 
pen zu den Versicherungseinrichtungen geht in der 
DDR, anders als in der Bundesrepublik, von der 
Grundkonzeption einer getrennten Versidierung 
der Arbeitnehmer einerseits (Sozialversicherung des 
FDGB) und der sonstigen Erwerbstätigen anderer- 
seits (Sorialversicherung bei der Staatlichen Ver- 
siciverung der DDR) aus. Zwar ist diese Konzeption 
nicht vollständig verwirklichli sie prägt jedoch 
deutlich die Struktur. 
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SöxiQJvers^ci^enl^g des F0GB 

Bei der Sozialversicherung des FDGB sind alle Ar- 
beiter und Angestellten, Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte 
sowie Studenten, Hoch- und Fachschüler, Jugend- 
lidie in Jugendwerkhöfen und in Ausbildung be- 
findliche Ausländer pflichtversichert. 

siaü fliehe Versicherung der DDR 

Der Staatlichen Versicherung der DDR obliegt die 
Pflichtversicherung der in der Handwerksrolie ein- 
getragenen Handwerker, sonstiger Selbständiger 
mit nicht mehr als fünf Beschäftigten, Mitglieder 
landwirtschaftlicher und sonstiger Produküonsge- 
nossensdiaften und Rechtsanwallskollegien sowie 
der milhelfenden Farn üienangehdri gen. Diese 
Pflichtversicherung umfaßt den Schutz bei Krank- 
heit, Invalidität, Unfall, Arbeitslosigkeit, Mutter- 
schaft, Alter und Tod cles Ernährers, Lediglich für 
die Angehörigen der Volkspolizei, der Volksarmee 
und des Zolls sowie für die Bediensteten der Reichs- 
bahn und Post bestehen für Alters-, Invaliditäts- 
und Unfall Versorgung Sondereimichtimgenr deren 
Leistungen nach einer bestimmten Mindestbeschäf- 
tigungszeii an die Stelle der Sozialversicherung 
treten* 

Veraicfierungasyafem der Bufidcjfepiiblflt 

365* Demgegenüber weist das System der sozialen 
Sicherung in der Bundesrepublik zahlreiche Diffe- 
renzierungen zwischen den einzelnen Versidhe- 
mngszweigen hinsiditlidi der Versiehe mngspflicht 
und der Möglichkeit zur freiwilligen Weilerver- 
sichenmg auf. Der grundsätzlichen Versichenings- 
pflicht aller Arbeiter in allen So zial versieh enmgs- 
bereidien steht die durdi Emkommensgrenzen und 
Sonderregelungen modifizierte Versicherungspflicht 
für Angesteüte, insbesondere in der Krankenver- 
sicherung, gegenüber. Äußerst unsystematisdi ist 
die Regelung der Fflichtversidierung für Selbstän- 
dige, die teils als .arbeitnehmerähnliche Personen** 
in der Arbeiterrenten- und AngestelUenversiche- 
rung und in der Krankenversicherung pflichtver- 
sichert sind, teils als Handwerker mit beschränkter 
Versicherungsdauer Pfliditmitglied der Arbeilerren- 
lenversicherung sind, als Landwirte ohne obere 
Einkommensgrenzen spezieUen 1 and wirtschaftlichen 
Allerskassen angehören oder als Angehörige freier 
Berufe landesgesetzlich versicherungspriichtig sind, 
wobei Art und Umfang der Versicherungspflidit von 
Bundesland zu Bundesland variieren könnerii 

der Vemicherfen 

366. Zahlenangaben über die versicherten Per- 
sonen oder deren prozentualen Anteil an der Ge- 
Samtbevölkerung liegen für die DDR nicht vor. 
Schätzungen des Anteils der durch die Sozialver- 
sicherung und die Sondereinrichtungen gesidherlen 
Personen an der Gesamtbevölkerung liegen bei 
97 bis 99 ^/o. Von der Versicherungspflicht befreit 
sind lediglich ohne Entgelt beschäftigte Ehegatten, 
gelegentlich Erwerbstätige und solche mit geringem 
Einkommen, Geistliche und Kirchenangestellte so- 
wie alle Selbständigen {mit Ausnahme der Hand- 
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werker und der in Betrieben mit staatlicher Betei- 
ligung tätigen Gesellsdiafler), die mehr als fünf 
Personen beschäftigen. 

Für die Bundesrepublik sind lediglich für die gesetz* 
liehe Krankenversicherung ausreichende stalislische 
Angaben über den gesicherten Personenkreis fVer- 
sicherte einschL mitver sicherte FamilienangehörigeJ 
vorhanden. Sein Anteil an der Gesamtbevölkerung 
betrug 1968: 66,8 In der gesetzlidien Unfallver- 
sicherung waren 1967 schätzungsweise 96®/a aller 
Erwerbstätigen versichert. An die Bundesanstalt für 
Arbeit zahlten im Oktober 1969: 18 620 000 Perso- 
nen Beiträge; beltragsfrei versichert waren I 155 000 
Personen. Bezogen auf die jahresdurchsdhnlttliche 
Erwerbstätigenzahl 1969 war dies ein Anteil von rd. 
74*/ö. Die Arbeitnehmer (ohne Beamte) waren fast 
zu 100 ®/o versichert. 

Trotz der mangelhaften statistischen Unterlagen läßt 
sich zweifelsfrei feststellen, daß der Kreis der So- 
zial versicherten in der DER nichl nur durch die 
Versicherungspf licht weiter gezogen ist als in der 
Bundesrepublik, sondern daß auch einsditießlich 
der freiwilligen Weilerversidierung das Sicherungs- 
system der Bundesrepublik einen relativ gerin- 
geren Personenkreis einschließt als das der DDR. 
Allerdings erhalten in der Bundesrepublik Beamte 
bei Krankheit Beihilfen zu den Krankheitskosten- 
Im übrigen sind die nicht von der Sozialversiche- 
rung erfaßten Personen im allgemeinen durch eine 
private Versicherung gegen soziale Risiken ge- 
schützt . 


c) Die Organisation der Sozialversicherungs- 
träger 

367 * Die Träger der Sozialversicherung in der 
Bundesrepublik und die Bundesanstalt für Arbeit 
sind Körperschaften des öffentlichen Rechts, die 
einem staatlichen Aufsich Ls recht unterliegen. Im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften obliegt ihnen 
die Festlegung und der Einzug der Beiträge sowie 
die Bewilligung von Leistungen, die über die ge- 
setzlichen Pfliditleistimgen hinausgehen. 

Auch in der DDR haben die beiden Sozi al versiehe* 
rungsträgeii die Sozialversicherung der Arbeiter 
und Angestellten beim FDGB und die Staatliche 
Versicherung der DDR, die Rechtsstellung von juri- 
stischen Personen, Da die Haushalte der beiden 
Einrichtungen jedoch Bestandteil des Staatshaus- 
halts der DDR smd, steht ihnen grundsätzlich nicht 
das Recht zu, über Beiträge und Leistungen zu be- 
schließen und ihre Haushalte festzusetzen, Der 
Ermessensspielraum für die eigentliche Leistungs- 
gewährung ist erheblich begrenzter als Ln der Bun- 
desrepublik. 

366 . Die Sozialversicherungsträger der Bundes- 
republik besitzen als Seibstverwaltungsorgane 
einen Vorstand und eine Vertreterversammlung, 
die — in der Regel paritätisch — von gewählten 


Vertretern der Arbeitgeber und der Versicherten 
besetzt werden. Der Vorstand wird von der Vertre- 
lerversammlung gewählt und vertritt den Versiche- 
rungsträger geriditlich und außergerichtlich. Die 
Vertreter Versammlung beschließt die Satzung und 
den Haushalt des Versidierungslrägers, bestellt und 
entlastet den Vorstand und setzt den Beitragssatz 
sowie Leistungen, die über Pflichtleistungen hin- 
ausgehen, fest, Die Selbstverwaltung der Bundes- 
anstalt für Arbeit weicht hiervon ab. Die Organe 
der Bundesanstalt sind Vorstand und Verwaltungs- 
rat sowie die Verwaltungsausschüsse der Landes- 
arbeitsämler und Arbeitsämter* Die Verwaltungs- 
ausschüsse setzen sich zu je einem Dritlei aus Ver- 
tretern der Arheitn<^hmei, d^r Arbeitgeber und 
öffentlicher Körperschaften zusammen. Diese Ver- 
treter werden nicht gewählt, sondern von den Ge- 
werkschaften* den Arbeitgeberverbänden und von 
Bund, Ländern und Gemeinden benannt. 

In der DDR ist die Selbstverwaltung der vom 
PDGB verwalteten Sozialversicherung auf FDGB- 
Mitglieder beschränkt; Arbeitgeber und nicht im 
FDGB orgamsLerte Versicherte sind von den Wah- 
len der betrieblichen Organe sowie der ßezirks- 
und Kreisvorstände des FDGB, die die Verwaltung 
der Sozialversicherung auf betrieblicher und regio- 
naler Ebene durchführen, ausgeschlossen* Die Staat- 
liche Versicherung der DDR führt die Sozialversiche- 
rung für die oben erwähnten Personenkreise neben 
der allgemeinen Personen- und Sachversicherung 
durch. Für diese Personengnippen werden bei der 
Sozialversicherung Fonds gebildet, für deren Ver- 
waltung Beiräte bestehen, die von den jeweiligen 
Fachverbänden (Handwerkskammer) besetzt wer- 
den; Wählen finden nicht statt. 


2. Die Finanzierung 

der Sozialen Sicherung 

a) Das Finanzierungssystem 

Dm Finatniesung^system Jn der Bundesi^pubfih 

369* In der Bundesrepublik sind im Unterschied zur 
starken Integration der Sozialversicherung der DDR 
in das staatliche Finanzwesen die Haushalte der 
SozialversichenmgstTäger streng von den öffent- 
lichen Haushallen getrennt. Soweit Bundeszuschüsse 
an die Sozialversicherung geleistet werden, erschei- 
nen nur diese auf der Ausgabenseite des Bundes- 
haushalls. 

Die Verwaltung der Finanzierungsmittel der Sozial- 
versicherung in der Bundesrepublik liegt, angefan- 
geii vom Beitragseiixzug bis zur Mittel Verwendung* 
im Organisationsbereich der Sozialversicherung, 
deren einzelne Träger innerhalb gesetzlidier Gren- 
zen nidit nur über den Leistungsrahmen entschei- 
den können, sondern auch — mit Ausnahme der 
Rentenversicherungsträger — über die Beitrags- 
sätze besdiließen. 
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Neben den über den Staat und die Sozialversiche- 
rungstiäger hnanzierlen Leistungen werden in bei- 
den Systemen Sozialaufwendungen auf Grund ge- 
setzlicher Vorsdiriften direkt vom Unternehmen 
bzw. vom Betrieb erbracht, wie z. B. die Lohn- und 
Gehaltszahlung für arbeitsunfähig Erkrankte in der 
Bundesrepublik und die Zuschüsse zum Kranken- 
geld in der DDR. 

W'n\nkeiiii\g an Slaatshaushalt iIct DDR 

Wesentliche Teile des Finanzaufkommens der So- 
zialversicherung beim TOGB und der Staatlichen 
Versicherung der DDR bestehen zwar aus Beiträgen 
der Versicherten und der Betriebe. Doch sind Staat 
und Sozialversicherung organisatorisch und finanz- 
politisch eng miteinander verbunden. Dies zeigt 
sich darin, daß die Haushaltspläne der Sozialver- 
sicherung seil 1951 in den Staatshaushalt einbe- 
zogen sind, wenn auch als selbständiger Bestand- 
teil. 

Auch der Beilragseinzug erfolgt über die staatliche 
Finanzverwaltung, und zwar in dem Umfang, in dem 
die in den Betrieben eingezogenen Beiträge die von 
den Betrieben gezahlten kurzfristigen Geldleistun- 
gen übersteigen. Diese von der staatlichen Flnanz- 
verwaltung eingezogenen Beitrage wurden bis Ende 
1967 über das Ministerium für Finanzen an die Ab- 
teilung Sozialversicherung beim FDGB bzw. an die 
Staatliche Versicherung der DDR (damals DVA) 
überwiesen und dort zentral verwaltet. Anfang 1968 
wurde damit begonnen, die Finanz Verwaltung der 
Sozialversicherung zu dezentralisieren und den Rä- 
ten der Kreise sowie den FDGB-Kreisvorständen 
größere verwaltungsmäßige Befugnisse bei der Mit- 
telverwendung einzuräumen. 

Neben dem selbständigen Teil der Sozialversiche- 
rung weist die Ausgabenseite des Staatshaushaltes 
der DDR noch eine Gruppe «Gesundheits- und So- 
zialwesen** aus, in der die Aufw’endungen für die 
stationäre und ambulante medizinische Versorgung 
der Bevölkerung, für Hygiene- und Gesundheits- 
erziehung, medizinische Wissenschaft sowie für 
Heime des Sozialwesens, Kinderkrippen, Unterstüt- 
zungen für Mutter und Kind und zahlreiche andere 
Leistungen aufgefühit sind. 

Diese beiden Teile überschneiden sich insofern, als 
Ausgaben für von der Sozialversicherung finan- 
zierte Leistungen, die von staatlichen Einrichtungen, 
insbesondere dem Gesundheitswesen, erbracht wer- 
den, sowohl unter „Sozialversicherung** als auch 
unter der Gruppe .Gesundheils- und Sozialwesen“ 
ausgewiesen werden (vgl, die Methodischen Hin- 
weise im Anhang), 


b) Das Finanzierungsverfahren 

370. Die Finanzierung der Sozialleislungen voll- 
zieht sich in beiden deutschen Staaten grundsätz- 
lich nach dem Umlageverfahren, d. h. die Ausgaben 
einer Periode werden durch die gleichzeitigen Ein- 
nahmen gedeckt, eine Kapitaldeckung künftiger 
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Leistungen findet nicht statt. Die freiwilligen Zu- 
satzversicherungen bilden eine Ausnahme. 

Dieses Verfahren galt immer für staatliche Leistun- 
gen, dagegen hat es sich in der Sozialversicherung, 
insbesondere in der 'Rentenversicheamg der Bun- 
desrepublik erst allmählich durchgesetzt. 

in der 

Unterschiede zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR bestehen bei der Finanzierung der Sozialver- 
sicherung in zwei Punkten: 

■ Wahrend in der Bundesrepublik neben steigen- 
den staatlichen Zuschüssen in der Regel die Her- 
aufsetzung der Beiträge zur Deckung der Aus- 
gaben herangezogen wurde, wurden in der DDR 
Beitragssätze und Beitragsbemessungsgrenze 
der Sozialversicherung konstant gehalten, und 
der Einnahmen-Ausgaben-Ausgleich erfolgte 
über den Staatshaushalt, 

H Die finanzielle Selbständigkeit der Versiche- 
rungsträger in der Bundesrepublik erfordert die 
Ansammlung von Liquiditatsreserven, da eine 
Deckungsgaranlie der öffentlichen Hand nur in 
Sonderfällen vorgesehen ist. In der DDR be- 
stehen derartige Reservefonds nicht. In Verbin- 
dung mit der geplanten größeren finanziellen 
Verantwortung einzelner Teilbereiche der 
Sozialversicherung und der verstärkten Kon- 
trolle der Ausgaben der Sozialversicherung wird 
eine Bildung von Reservefonds jedoch erwogen. 

und Sjae/sh'ntui/iffufrf/ 

371. Bei der Aufbringung der Finanzmittel für das 
System der sozialen Sicherung zeigen sich im Ver- 
gleich der beiden deutschen Staaten große Überein- 
stimmungen: Es werden an Versorgungs- und Für- 
sorgeleistungen aus Mitteln der öffentlichen Haus- 
halte finanziert 

in der Bundesrepublik: Knegsopferversorgung, 
Lastenausgleich, Wiedergutmachung. Unter- 
haltssicherung, Sozialhilfe, Jugendhilfe; 

in der DDR: Kriegsopferrenlcn, Ehrenpen- 
sionen an Verfolgte des Faschismus und 
Kämpfer gegen den Faschismus. Sozialfür- 
sorge, Jugendhilfe. 

Zwar nicht übereinstimmend, aber doch ähnlich 
geregelt ist die Beamtenversorgung. Wenn es auch 
in der DDR keine Berufsbeamlen mehr gibt, so be- 
steht äoch eine staatliche Altersversorgung für die 
Beschäftigten von Post und Bahn. 

Familienleistungen wie das Kindergeld und Kinder- 
zuschläge im öffentlichen Dienst in der Bundesrepu- 
blik und die staatliche Unterstützung für Mutter 
und Kind in der DDR werden aus Mitteln der öffent- 
lichen Haushalte aufgebracht. 

Ähnlichkeiten sind auch bei der Finanzierung der 
Sozialversicherung festzustellen: Sie erfolgt aus Bei- 
trägen und Staalszuschüssen. Die Beiträge werden 
in der Regel zu gleichen Teilen von den Arbeitneh- 
mern und von den Unternehmen bzw. Betrieben 
aufgebracht und proportional zum Einkommen der 
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Versidierten bis zu bestimmten Binkommensober- 
grenzen erhoben. Zui Finanzierung der Unfallver- 
sidierung werden spezielle risikoahhängige Bei- 
träge von den Betrieben erhoben. Für die im Berg- 
bau Besdiäftigten gelten in beiden Staaten Rege- 
lungen, dde höhere Gesamtbeiträge vorsehen, den 
Beitragsanteil der Arbeitnehmer jedoch auf ein 
Drittel besdtränken (Bundesrepublik: Beiträge zur 
KnappsdiatUichen Rentenversicherung; DDR; Bei- 
träge zur Sozialversicherung insgesamt), 

l'fnatt^IcTung der SDnalverdicfiervng 

372. Zahlreiche Unterschiede ergeben sich insbe- 
sondere bei der Finanzierung der Sozialversiche- 
rung: 

In der Bundesrepublik' variieren die Beitragssätze 
nicht nur zwischen Versicherungsbereichen, son- 
dern bei der gesetzlichen Krankenversicherung so- 
gar zwisdien den einzelnen Kassen. In der DDR 
wird ein Gesamtbeilrag für alle Sozial Versiche- 
rung sie istungen, ausgenommen die Unfallversiche- 
rung, erhoben. 

ln der Bundesrepublik divergieren dagegen die Bei- 
tragsbemesfiungsgrenzen zwischen der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten (1971: 
monatlich 1900 DM), der Knappschaftlichen Renten- 
versicherung (2300 DM) und der Krankenversiche- 
rung [1425 DM). Die Bemessungsgrenze der Bei- 
Lräge zur Bundesanstalt für Arbeit (1900 DM) ist 
seit dem 1 . Januar I9?ü gleich derjenigen der Arbej- 
terrenten- imd Angeste Illen Versicherung, Außerdem 
werden die Beilragshemessungsgrenzen automatisch 
oder durch gesetzHdie Einzel regelungen von Zeit zu 
Zeit der Entwicklung der Einkommen angepaöt. In 
der DDR besteht dagegen seit über 20 Jahren für 
alle Versicherten eine einheitliche Beitragsbemes- 
sungsgrenze von 600 M Monatseinkommen oder 
7200 M Jahreseinkommen. 

ln beiden Systemen garantiert letzt lieh der Staat 
die finanzielle FunktionsfähigkeiL der Sozlalver- 
sidierung. ln der Bundesrepublik zahlt der Staat 
Zuschüsse für besondere Leistungen und/oder allge- 
meine, quantitativ begrenzte Zuschüsse. 

ln der DDR dagegen finanziert der Staat die Dek- 
kungsiücke zwischen Ausgaben und Einnahmen, 
ohne daß dies von Fall zu Fall gesetzlich sanktio- 
niert TU werden braucht. Dieses Verfahren führte in 
der DDR zu einer langfristigen Konstanz der Bei- 
tragssätze (z. B. für Arbeiter und AngesleLlte 
einsdiJ. Arbeitgeberbeitrag 20^h seit über 20 Jah- 
ren) bei ständig steigenden Staats Zuschüssen, In der 
Bundesrepublik werden dagegen die wachsenden 
Aufwendungen auch durch erhöhte Beitragssätze in 
der Renten- und Krankenversicherung * finanziert. 
Tra Jahr 1969 betrugen die Beitragssätze (Arbeit- 
nehmer- und Arbeitgeberdnleil) bei der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten 1 6 *^/ 0 , bei 
der Bundesanstalt für Arbeit 1,3% und im Durch- 
schnitt der Krankenkassen für Angestellte 6,5%, 
für Arbeiter ohne Lohnfortzahlungsansprudi 10,5 %. 
Die Beitragssätze für Angestellte, deren Ein- 
kommen innerhalb der (niedrigen) Beitragsbemes- 
sungsgrenze der Krankenversicherung lag, betru- 


gen damit insgesamt 25,8% und bei Arbeitern mit 
sofortigem Anspruch auf Barleistungen 27,8%. Der 
entsprechende Beitragssatz dürfte 1970 für beide 
Gruppen etwa bei 26,8 % gelegen haben. 

Besondere Beiutsgruppcn 

373, Im Grundsatz ähnlich wie z. B. in der Hand- 
werker versiehe ruag der Burtdesrepublik gelten für 
die in der Staatlichen Versicherung der DDR Pflicht- 
versicherlen nach Berufsgruppen differenzierte Bei- 
tragsregelungen, die von denen der Sozialversiche- 
rung der Arbeiter und Angestellten ab weichen. 
Diese Abweichungen beruhen teilweise auf der Not- 
wendigkeit anderer BemessungsgruDdlagea oder 
auf eingeschränkten Leistungsansprüdien (z. ß. kein 
Krankengeld), zum Teil jedoch auch auf der gesell- 
sdiaftspoiiti sehen Zielsetzung der Förderung be- 
stimmter Berufsgnippen. Das letztere dürfte auf die 
Mitglieder landwirtschaftlicher Produktionsgenos- 
sensdiaften zutreffen, für die ohne Leistungsein- 
sdiränkung ein Beitragssatz von 9 %, bezogen auf 
ihre Geld- und Naturaleinkünfte, gilt und für die 
keine Beiträge der LPG abgeführt werden. Selbstän- 
dige Erwerbstätige und Unternehmer zahlen für die 
Sozialversicherung ohne Krankengeldansprüche 
14*/o, wenn sie keine fremden Arbeitskräfte be- 
schäftigen, wenn sie fremde Arbeitskräfle 

beschäftigen. Nicht nur aus diesen Beitragsunter- 
schieden, sondern auch als Folge der gesonderten 
Versicherung für eine Versichertengruppe, die eine 
rückläufige Zahl von beilragszahlenden Mitgliedern 
aufweist, dürfte sich erklären, daß die Staatszu- 
schüsse zur Sozial Versicherung bei der Staatlichen 
Versicherung der DDR relativ zu den Gesamtein- 
nahmen weitaus hoher sind als zur Sozialversiche- 
rung des FDGB. 


c) Die Aufwendungen für die Soziale Sicherung 
und ihre Finanzierung 

374. Die GesamUuf Wendungen für die soziale 
Sicherung und Ihre Finanzierur^g über Beiträge und 
Staatszuschüsse lassen sich für die DDR nicht ohne 
Schwierigkeiten ermitteln. Es wurde daher verbucht, 
über die Schätzung einzelner Aufwandsarten und 
der Beitragszahlungen als Differenz den staatlichen 
Finanzierungsanteil festzustellen. 

Die Gesamtaufwendungen für die Soziale Sicherung 
sollen im folgenden in zwei Gruppen gegliedert 
werden, nämlich in Barleistungen (Einkommens- 
Übertragungen) und Sachleistungen (einschl Ver- 
wällungskosten) des Staates ur»d der öffentlidi- 
rechtlichen Körperschaften. Die freiwilligen und die 
auf gesetzlicher Grundlage direkt vom Unterneh- 
men bzw. Betrieb erbradilen Leistungen bleiben 
wegen ihrer mangelhaften Erfaßbarkeit außer An- 
satz. Im Aufträge des Staates oder der Sozialver- 
sicherung vom Betrieb ausgezahlte Leistungen wer- 
den dagegen erfaßt. 


122 


Bedchtigung 


Barleistungen in der Bundesrepublik 

375, Auf die Boileist iingen entfallen im Sozial- 
budget der BundesrepubMk mehr als drei Viertel 

Schaubild 13 

Barleistungen insgesamt 
1965 = 100 
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Anteile der Barleistungen an den Gesamtauf- 
wendungen 1969 
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aller Lelstungsaufwendungen. Dieser Anteil ging 
zwar in den letzten Jahren ständig, aber nur in 
kleinen Schritten zugunsten der SachleLstungen zu- 
rück, Uber 70*^/^ dieser Barleistungen stellten 1969 
Alters-, Invaliden* und Unfall renten sowie Bezüge 
aus der Beamtenversorgung, aus der Zusatzversor* 
gung des öffentlidien Dienste und aus der Alters- 
hilfe für Landwirte dar. Mit Arisnahme der letzteren 
sind diese Renten und Pensionen in ihrer Entwick- 
lung an die Einkommensentwickliing der Arbeiter 
und AngesleOten oder an die der Beamten gebun- 
den ^ aus diesem Grunde und wegen des steigenden 
Anteils der Rentner an der Bevölkerxing nahmen sie 
daher rasch zu und vergrößerten ihren Anteil an 
den Barleistungen insgesamt. Die restlichen rd, 30 */ü 
der Barleistungen splittern sich auf zahlreiche Lei- 
stimgsarten wie Kranken-i Haus-, Verletztengeld. 
Kindergeld, Arbeitslosengeld, Kriegsopferrenlen, 
Sozialhilfe und sonstige Übertragungen auf. Insge* 
samt beträgt der Anteil der Barteistupgen der Sozia- 
len Sicherung am ßTUltosozialprodukl zu jeweiligen 
Preisen in der Bundesrepublik im Durchschnitt der 
Jahre 1965 bis 1969; 13.4 |vgl. die Methodischen 
Hinweise im Anhang). 

BarleUtungen in der DDR 

Demgegenüber betrug der Anteil der Barleistungen 
in der DD^ am Bruitosozialprodukl zu konstanten 
Preisen im Durdischnitt dieser Jahre nur 8,6 (vgL 
Kapitel 111), Dieses im Vergleich zur Bundesrepublik 
relativ niedrige Niveau trotz eines höheren Rent- 
neranteüs an der Bevölkerung ist zu einem wesent- 
lichen Teil durch vergleichsweise niedrige Alters-, 
Invaliditäts* und Kriegsopferrenten bedingt. Ein we- 
nig fäUt auch ins Gewidil, daß in der DDR für zwar 
grundsätzlich als sozial anerkannte Risiken (Arbeits- 
losigkeit) Leistungen kaum anfalJen oder aber Risi- 
ken, wie sie in der Bundesrepublik vorhanden sind 
(hohe Mietbelastung), fehlen und eine sozialpoli- 
tische Absicherung deshalb überflüssig ist, 

In der Struktur gleichen sich die Barleistungen in 
der Bundesrepublik und in der DDR insoweit, als in 
beiden Staaten die Renten an Alte^ Invalide und 
Hinterbliebene im Durchschnitt der Jahre 1965 bis 
1969 rd. 70®/o der Barleistungen betragen, wobei 
dieser Anteil auch in der DDR tendenziell ansieigt. 
Dagegen ergeben sich bei den rechtlichen ver- 
gleichbaren Positionen der Barleistungen erhebliche 
stniklurelle Unterschiede. Wälirend in der DDR die 
Aufwendungen für Krank en*i Haus- und Taschen- 
geld (seit 1968 Hausgeld) der Sozialversicherung 
und die staatliche Unterstützungen für Mutter und 
KLnd (einschl. Ehegattenzuschläge) mit jeweils 12 
bis 13^/^ Schwerpunkte darstellen, entfällt in der 
BundesrepubUk rd, ein Drittel der rechtlichen Barlei- 
stungen auf die Kriegsopferversorgung und den 
Lastenausgleich. Bezogen auf das Bruttosozialpro- 
dukt, ergaben sich bei den kuizfrisügen Barleistun- 
gen bei Krankheit, Mutterschaft und Unfall die glei- 
chen Quoten (1 ^/o) in beiden Staaten, während sich 
die Quote der Familienleistungen in der Bundes- 
republik mit einer Abnahme in den letzten fünf 
Jahren (t,0®/o bis 0,7 ®/o) allmählich von der der 
DDR (1,1 Vo) in negativer Richtung entfernte (vgl. 
Abschnitt 3 a). 
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ßoj*/eiaiuj?gen der E\ii\<lestepiihiik 

375, Auf die Barleistungen entfallen im Sozial- 
budget der Bundesrepublik mehr als drei Viertel 

Schaubild 13 
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aller Leistungsaufwendungen. Dieser Anteil ging" 
zwar in den letzten Jahren ständigi aber nur in 
kleinen Schritten zugunsten der Sachleistungen zu- 
rück. Uber 70®/a dieser Barleistungen stellten 1969 
Alters-, Invaliden- und Unfallrenten sowie Bezüge 
aus der Beamten Versorgung, ai>s der Zusatz Versor- 
gung des öffentlichen Dienstes und aus der Alters- 
hilfe für Landwirte dar, Mit Ausnahme der letzteren 
sind diese Renten und Pensionen in ihrer Entwick- 
lung an die Eäakonimensent Wicklung der Arbeiter 
und Angestellten oder an die der Beamten gebun- 
den: aus diesem Grunde und wegen des steigenden 
Anteils der Rentner an der Bevölkerung nahmen sie 
daher rasdi zu und vergrößerten ihren Anteil an 
den Barleistungen insgesamt. Die restlichen rd. 30 
der Barleistungen spldttern sich auf zahlreiche Lei- 
stungsarien wie Kranken-, Haus-, Verletztengeld, 
Kindergeld, Arbedtslosengeld, Kriegsoplerrenten, 
Sozialhilfe und sonstige Übertragungen auf. Insge- 
samt beträgt der Anteil der Barleistungen der Sozia- 
len Sicherung am Bruttosozialprodukt zu jeweiligen 
Preisen in der Bundesrepublik im Durdisäinitl der 
Jahre 1965 bis 1969: !3,4 “/ü (vgl. die Methodischen 
Hinweise im Anhang). 

ßo/lersmngen m der DDR 

Demgegenüber betrug der Anteil der Barleistungen 
in der DD4^ am Bruttosozialprodukt zu konstanten 
Preisen im Durchschnitt dieser Jahre nur 8,6 {vg!, 

Kapitel 111), Dieses ira Vergleich zur Bundesrepublik 
relativ niedrige Niveau trotz eines höheren Retit- 
neranteils an der Bevölkerung ist zu einem wesent- 
lichen Teil durch vergleichsweise niedrige Alters-, 
Invaliditäts* und Kriegsopferrenten bedingt. Ein we- 
nig fällt auch ins Gewidit, daß Ln der DDR für zwar 
grundsätzlich als sozial anerkannte Risiken (Arbeits- 
losigkeit] Leistungen kaum anfallen cxier aber Risi- 
ken, wie sie in der Bimdesrepublik vorhanden sind 
{hohe Mielbelastung), fehlen und eine sozialpoli- 
tische Absicherung deshalb überflüssig ist, 

ln der Struktur gleichen sich die Barleistungen in 
der Bundesrepublik und in der DDR insoweit, als in 
beiden Staaten die Renten an Alte, Invalide und 
Hinterbliebene im Durchschnitt der Jahre 1965 bis 
1969 rd. 70®/ö der Barleistungen betragen, wobei 
dieser Anteil auch in der DDR tendenziell ansteigt. 
Dagegen ergeben sich bei den rechtlichen ver- 
gleichbaren Positionen der Barleistungen erhebliche 
sirukturelle Untersdiiede, Während in der DDR die 
Aufwendungen für Kranken-, Haus- und Taschen- 
geld (seit 1968 ■Hausgeld) der Sozialversicherung 
und die staatliche Unterstützungen für Mutter und 
Kind (einschl. Ehe galtenz uschläge) mit Jeweils 1 2*^/0 
bis t3^/ci Schwerpunkte dorstellea, entfällt ln der 
Bundesrepublik rd. ein Drittel der rechtiichen Barlei- 
stungen auf die Kriegsopferversorgung und den 
Lastenausglelch. Bezogen auJ das Bruttosozialpro- 
dukt, ergaben sich bei den kurzfristigen Barleistun- 
gen bei Krankheit, Mutterschaft und Unfall die glei- 
dien Quoten (l in beiden Staaten, während sich 
die Quote der Familien leis tun gen in der Bundes- 
republik mit einer Abnahme m den letzten fünf 
Jahren (V, 0*^/0 bis 0,7 ^/o) allmählich von der der 
DDR (1,1 in negativer Richtung entfernte (vgL 
Abschnitt 3 a), 
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376. Beim Vergleich der Sachleistungen zeigt sich 
hinsidhllich der Struktur und des relativen Niveaus 


Schaubild 15 

Sachleistungen insgesamt 
1965 = 100 



Schaubild 16 

Verteilung der Leistungsaufwendungen 1969 
% BRD DDR % 



sehr weitgehende Übereinstimmung. Bezieht man 
die Sachleistungen (für die Bundesrepublik ohne 
Verwaltungskoslen, für die DDR einschließlich eines 
sehr geringen Yerwaltungskostenanteils der Sozial- 
versicherung) auf das jeweilige Bruttosozialprodukt 
(für die Bundesrepublik: zu laufenden Preisen; für 
die DDR: zu konstanten Preisen von 1967), so ergibt 
sich im Durchschnitt der Jahre 1965 bis 1969 eine 
Quote für die Bundesrepublik von 3,8 ®/o, für die 
DDR von 3,9 •/o. Dabei sind die Sachleistungen im 
Verhältnis zum Bruttosozialprodukt in der Bundes- 
republik leicht angestiegen, während sie in der 
DDR etwa konstant geblieben sind. 

ln beiden Staaten werden über 80 ®/o der Sachleistun- 
gen über die Einrichtungen der Sozialversicherung 
erbracht. Bezieht man für die Bundesrepublik in die 
Sachleistungen der Sozialversicherung aus Ver- 
gleichsgründen die Kriegsopferversorgung ein, so 
standen einem durchschnittlichen Anteil an den ge- 
samten Sachleistungen von rd. 85 ®/o in der Bundes- 
republik rd. 81 ®/o in der DDR gegenüber. 

Der Strukturvergleich der rechtlichen Sachleistungen 
zeigt ein relatives Übergewicht der Sozialhilfe der 
Bundesrepublik gegenüber der Position „Heime des 
Sozialwesens" in der DDR, insbesondere wenn man 
hier nur die staatlichen Aufwendungen erfaßt und 
nicht auch die in der Statistik der DDR milenthalte- 
nen Unterhaltskostenbei träge der Heimbewohner. 
Dagegen kann die DDR auf den Gebieten der Jugend- 
hilfe einschl. Kinderkrippen und Kinderheimen so- 
wie im Bereich des öffentlichen Gesundheitswesens 
(ohne stationäre und ambulante Versorgung) einen 
relativen Vorsprung gegenüber der Bundesrepublik 
vorweisen, auch wenn man die eingeschränkte Ver- 
gleichbarkeit einzelner Positionen berücksichtigt. 

377. Faßt man Barleistungen, Sachleistungen und 
Verwaltungskosten zusammen, so ergibt sich für die 
Jahre 1965 bis 1969 eine durchschnittliche Sozial- 
leistungsquole (Reinausgaben der Sozialen Siche- 
rung in Prozent des Bruttosozialprodukts) von 
18,0®/o für die Bundesrepublik, von 12,4®/o für die 
DDR. wobei der Niveauunterschied überwiegend 
durch die unterschiedlichen Barleistungen bedingt 
ist. In beiden Staaten ergibt sich dieser Durchschnitt 
aus unterschiedlichen Entwicklungen in diesem Fünf- 
Jahres-Zeitraura. In der Bundesrepublik wies die 
Sozialleistungsquote im Jahr 1967 einen Höhepunkt 
auf, da einmal die BezugsgröOe Bruttosozialprodukt 
stagnierte, zum anderen aber die Summe der Lei- 
stungen weiterhin anstieg. Die Sozialleistungs- 
quote bewegte sich also in diesem Zeitraum anti- 
zyklisch. 

Für die DDR ergibt sich im gleichen Jahr ein Tief- 
punkt, weil die durch die Rentenreform verfügte 
Erhöhung der Allrenten erst im Jahre 1968 wirksam 
wurde. 


d) Die Einnahmen der Sozialen Sicherung 

I 378. Die oben ausgeführten Unterschiede in der 
I Beitrags- und Slaatsfinanzierung zwischen der Bun- 
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desrepublik und der DDR zeigen sich trotz zahl- 
reicher Mängel in der Vergleichbarkeit des statisti- 
schen Materials in der folgenden Gegenüberstel- 
lung (vgl. dazu die Methodischen Hinweise im An- 
hang). 

Rtntenr^lortrt 

Während in der Bundesrepublik der Anteil der 
öffentlichen Mittel an den gesamten Reineinnahmen 
lohne Verrechnungen) von 43 im Jahr 1965 auf 
unter 40®/u im Jahr 1969 zurüdcging, stieg in der 
gleichen Zeit der Anteil der öffentlichen Mittel an 
der Finanzierung der Ausgaben in der DDR von 
45 auf 50®.'o. Dieser kräftige Anstieg hat seine 
wesentliche Ursache in der Rentenreform, die bei 
konstanten Beitragssätzen zu höheren Leistungen 
und damit zu einem höheren vom Staat zu finanzie- 
renden Ausgabenüberschuß führte. 

Diese Strukhtränderung in der Finanzierung wird 
in ihren Auswirkungen noch deutlicher, wenn die 
Wadistuinsraten der Beiträge und der öffentlichen 
Mittel von 1965 bis 1969 gegenübergesielll werden. 
Während in der DDR die Beitragseinnahraen in die- 
sem Zeitraum um annähernd und die öffent- 

lichen Mittel um über 30 “/o onstiegen, erhöhten 
sldh die Beiträge in der Bundesrepublik um 4A^/e, 
die öffentlichen Mittel dagegen nur um 22 

Be-j i rngas lejgertmg 

Die Ursache für die sehr geringe Steigerung der Bei- 
tragseinnahmen in der DDR ist nur zu einem kleinen 
Teil in der langsameren Entwicklung der Einkommen 
zu suchen. Sie beruht überwiegend auf dern lang- 
jährigen Festhalten des Beitragssatzes und der Bei* 
tragsbemessungsgrenze. Demgegenüber ist die er- 
hebliche Steigerung der Beitragseinnahmen in der 
Bundesrepublik zu einem hohen Teil durch steigende 
Beitragssätze, steigende Beitragsbemessungsgren- 
zen, weniger durch die Erweiterung der VersLche- 
rungspflicht in der Kranken- und Angestelltenver- 
sicherung bedingt, weil in der Regel für einen gro- 
ßen Teil neuer Pflicht versicherter bereits vorher 
Beiträge zur freiwilligen Kranken- und Angestelllen- 
versidierung entrichtet worden waren. 

Werden die beiden FinanzierungskomponenteD Bei- 
träge und öffenUiche Mittel in Beziehung zum So- 
zialprodukt gesetzt, so zeigt sich im Vergleich 1965/ 
t969 eine Annäherung der Quoten der öffentlichen 
Mittel zwischen den beiden Staaten durch die Ab- 
nahme der Quoten in der Bundesrepublik und durch 
deren Ansteigen m der DDR. während sich bei den 
Beiträgen noch wesentlich ausgeprägter die umge- 
kehrte Tendenz ergibt. 

Zo5af2renfenvers/cbe/ung fi» der üDH 

379. Ln Vefbindung iniL der Rentenreform 1968 
wurde in der DDR eine freiwillige Zusatzrentenver- 
sicherung im Rahmen der Sozialversidierung einge- 
führt, die allein aus Beiträgen der Versicherten 
finanziert wird. Maßgebend für die Wahl dieser 
Sicherungsform war die Absiciit, das Rentenniveau 
ohne Zusatz Li che Belastung des Staatshaushalts zu 
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erhöhen, gleidizeitig aber auch am fixen Sozialver- 
sidierungsbeitrag und an der bestehenden Beitrags- 
bemessungsgrenze Eestzühallen, weil mit deren An- 
hebung eine Erhöhung auch anderer Barleislungeti 
verbunden gewesen wäre. Angaben über den Um- 
fang, in dem von der Zusatzversicherung schon Ge- 
brauch gemacht wird, liegen bis jetzt noch nicht vor. 


3. Leistungen der Systeme 
der sozialen Sicherung 

a) Krankheit, Mutterschaft und Unfall 

380. In beiden Staaten werden bei Krankheit, Mut- 
terschaft und Unfall je nach Dauer der Tatbestände 
untersdiiedliche Leistungen gew-ährl *, 

fk^xicisHingen Krankheil 

Ira Falle ärzllich festgestelller Arbeitsunfähigkeit 
wird die wirtschaftliche Sicherung der Arbeiter und 
Angestellten in der Bundesrepublik durch Weiter- 
zahlung des Arbeitsentgelts für die Dauer von sechs 
Wochen innerhalb von zwölf Monaten bei versdiie- 
denen Krankheiten gewährleistet. 

Krankengeld 

Besteht dieser Anspruch auf Gehalts- bzw. Lohn- 
fortzahlung nicht, so erhall der pnidit versicherte bei 
ambulanter Behandlung Krankengeld ohne zeitliche 
Begrenzung, wegen derselben Krankheit jedoch 
höchstens 73 Wochen innerhalb von drei Jahren. 
Während der ersten sechs Wochen beträgt das Kran- 
kengeld je nach Familienstand 65 bis 75 ^/o des 
wegen der Arbeitsunfähigkeit entgangenen regel- 
mäßigen Arbeitsentgelts (Regeltohn), wobei die 
Höchstgrenze des zu berückst chtigen den Regellohnes 
seit dem L Januar 1971 1425 DM monatlich beträgt. 

Das Krankengeld ist in seiner Hohe nach dem Farai* 
llenstand gestaffelt. Von der 7, Woche der Arbeits- 
unfähigkeit an beträgt es 75®/» bis 85 “ 'o des Regel- 
iohnes. Dabei dürfen !00®/o des Nettolohnes nicht 
überschritten werden. 

In der DDR wird Krankengeld im Falle ambulanter 
Behandlung vom ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit 
(bei SV/FDGB-Versicherten) bzw. vom vierten Tag 
an Ibei durch die Staatlidie Versicherung der DDR 
Versicherten) gezahlt. Das Krankengeld beträgt 
50 “/ö des beitragspflichtigen Bruttodurchschnittsver- 
dienstes (Leistungsbemessungsgrenze 600 M monat- 
lich) und wird für jeden Arbeitstag gezahlt. Die Mit- 
glieder der Sozialversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten erhallen außerdem eine Ausgleidiszab- 
lung vom Betrieb m Höhe der Differenz zwischen 
dem Krankengeld der Sozialversidierung und 90 ^/o 
des Nettodurchschnitlsverdienstes bei Arbeitsunfä- 
higkeit bis zu sechs Wochen Lm Kalenderjahr. Für 
die 7. bis 13. Wodie der Arbeitsunfähigkeit erhalten 
Arbeiter und Angestellte mit zwei und mehr Kin- 
dern seil dem I. Juli I9G? ein erhöhtes Krankengeld 
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(65 ®/q bis 90 ®/o des Nettodurchsdinitlsverdienstes). 
Das Krankengeld wird von der 14. bis 26. Woche der 
Arbeilsunfähigkeil in Höhe von 50 •/• des beitrags- 
pflichtigen Durchschnitlsverdienstes gezahlt, darüber 
hinaus in der gleichen Höhe bis zur 39. Woche der 
Arbeitsunfähigkeit jedoch nur dann, wenn in dieser 
Zeit mit dem Wiedereintritt der Arbeitsfähigkeit zu 
rechnen ist. 


Ilousgelci 

381. Bei stationärer Behemdlung (Krankenhaus- 
pflege. auch Aufenthalt in Genesungs-, Erholungs- 
und Kurheimen) wird statt des Krankengeldes so- 
wohl in der Bundesrepublik als auch in der DDR 
Hausgeld gezahlt. Ab l. Januar 1971 wird in der 
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angehörigen 

Leistungen an alleinstehende 
Versicherte bzw. an 
Versicherte mit 
Angehörigen 

Zeit- 

raum 

Zahl der 
Kinder 

Leistungen an Ledige 
bzw. an Versicherte 
mit Kindern 

1 .—6. 
Woche 

1 

2 

3 und mehr 

Lohn- 

zahlun 

Arbeit 

Wiede 

infolge 

KrankJ 

innerh 

Bei Ni 

Anspn 

Krankl 

Staffel 

65*/s ] 

69% 

72% 

75% 

bzw, Gehaltsfort- 
g = 100% des 
sentgeltes; bei 
rerkrankung 
t verschiedener 
leiten je 6 Wochen 
alb von 12 Monaten 

cht-Bcstehen dieses 
Lichs Zahlung von 
Dngeld in folgender 
ung: 

^ des Regellohnes 

1.— 6. 

1 Woche 

1 

1 


50 % des beitrags- 
pflichtigen Durchschnitts- 
Verdienstes zuzüglich 
einer betrieblichea Aus* 
gleichszahlung in Höhe 
der Differenz zwischen 
Krankengeld und 90 % 
des Neitodurdischnitts* 
Verdienstes für 6 Wochen 
im Kalenderjahr 

j 7.-78. 

Woche 

1 

2 

3 und mehr 

75»/« l 
79»/« 
82*/* 
85*/« . 

K des Regellohnes 

J3. 

Woche 

1 

2 

3 

4 

5 und mehr 

des beitrags- 
50 % pflichtigen 

50 •/• Durchsdinills- 
verdienstes 

des Nettoduich- 

75«/* scbnHts- 

^Verdienstes 

JO/» (proKalender- 


14-— 26. 
Woche 


50 % des beitragspflidi* 
Ugen Durchsdmltls- 
verdienstes 

27.-39. 

Woche 


50 % des beitragspflich- 
tigen Durchschnitts- 
Verdienstes 

Wird nur gewährt, wenn 
in dieser Zeit mit der 
Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit 
gerechnet werden kann 
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Bundesrepublik Hausgeld in Höhe des Krankengel- 
des gezahlt. 

In der DDR wird bei stationärer Behandlung Haus- 
geld in Höhe von 80 ^’o des Krankengeldes bis zum 
Ablauf der 52. Woche gezahlt, wenn die Wiederher- 
stellung der Arbeitsfähigkeit in dieser Zeit zu er- 
warten ist. Bei .Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten, 
Tbk-Erkrankungen. Kuren wegen Staublungen- 
erkrankungen sowie an Kämpfer gegen den Faschis- 
mus und Verfolgte des Faschismus wird bei statio- 
närer Behandlung anstelle von Hausgeld das volle 
Krankengeld gezahlt. Diese Regelungen gelten für 
Arbeiter, Angestellte und Mitglieder von Genossen- 
schaften, nicht jedoch für Handwerker und Selb- 
ständige; diese können eine Zusatzversicherung bei 
der Staatlichen Versicherung der DDR abschließen. 


Kapitel VI 

Für beide Staaten läßt sich demnach eine gewisse 
Ähnhchkeil im Barleistungssystem bei Krankheit 
feststellen, wobei besonders der Abfall der finanziel- 
len Sicherung nach Ablauf der ersten sechs Wochen 
der Arbeitsunfähigkeit hervorzuheben ist, zu dessen 
Kompensation u. a. die Höherverdienenden der bei- 
den Staaten zusätzliche private Vorsorge treffen 
müssen. 

Barleistungen bei Mutierschall 

362. In beiden Staaten wird Schwangerschafts- 
urlaub (6 Wochen vor der Niederkunft) und Wochen- 
urlaub (8 Wochen nach der Entbindung) gewährt; die 
finanzielle Sicherung in diesem Zeitraum entspricht 
dem jeweils erzielten Nettoarbeitsentgelt. 
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Mutterachaftsle/stungen 


Personenkieis 

BRD 

DDR 


Erwerbstätige 

Frauen 


6 Wochen SchwABgmAflSlDdl^ 

6 Wochen Wochenurlaub 

Laufendes Mutterschaftsgeld 3,50 DM bis 
25. — DM + Arbeifgeberzuschuß 
= Höhe des Differenzbetrages zum 

1 Nettoarbeitsentgelt 

vor der Entbindung 6 Wochen 

^ der Entbindung 8 Wochen 

Schwangeren- bzw, Wochengeld in Höhe 
' des durchschnittlichen Nettoverdienstes 

1 

Andere 

Versicherte 


' Mutterschaflsgeld in Höhe des Kranken- 
^ geldes 

6 Wochen vor 75 Vp des beitrags- 
pflichtigen 
Durchschnitts- 
Verdienstes 

r 8 Wochen nach 50 Vp des beitrags- 
pflichtigen 
Durchschnitts- 
verdienstes 

Versicherte 
ohne einen 
Anspruch 
auf laufende 
Leistung 
Familien-Vers. 


Mutterschaftsgeld als einmalige Leistung 
150 DM 

35 DM 


Alle 

Versicherten 


Pflusdialbetrag anläßlidi der Entbindung 
50 bis 100 DM 

Einmalige staatEche Beihilfe, gestaffelt 
nach der Kinderzahl: 

für das 1. Kind 500 M 

für 'das 2. Kind 600 M 

für das 3. Kind 700 M 

fürdas4.Kind 850 M 

für das 5. Kind und mehr je 1 000 M 

6 Monate lang erhalten stillende Mütter 
eine Beihilfe von monatlich 10 M 
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Kapitel Vt 

In der Bundesrepublik wird Muttersdiaflsgeld ge- 
währ^ und zwar 

als laufende Leistung, 
in Höhe des Krankengeldes^, 
als einmalige Leistung, 

MutterschaJtsgeld aus Mitteln der gesetzlldien Kran- 
kenversicherung erhalten Versidierle, die bei Be- 
ginn der Schutzfrist nadi dem Mutterschutzgesetz 
(6 Wochen vor der Niederkunft) in einem Arbeits- 
bzw, Besdhafügungs Verhältnis standen bzw, deren 
Arbeiisverhältnis wahrend der Sdiwangersdiaft zu- 
lässig aufgelöst wurde. Es ist das um die gesetz- 
iJdien Abzüge verminderte durchschnittliche Raten- 
derlägliche Arbeilsontgell zu zahlen, das mindestens 
3,50 DM, höchstens 25 DM pro Kalendertag beträgt. 
Übersteigt das Nettoarbeitsenlgelt 25 DM pro Ka- 
lendertag, so ist der .Arbeitgeber verpfliditei, den 
Differenzbelrag bis zur Höhe des talsächUchen 
Nettoverdienstes als Zuschuß zum Mutterschafts- 
geld zu zahlen. 

Mutierschaftsgeld m Höhe des Krankengeldes erhal- 
len andere Versicherte, die bei ArbeitsunfähigkeiE 
Ansprudi aul Krankengeld haben. AnderenJaHs 
wird- Mutterschaftsgeld als einmalige Leistung in 
Höhe von 150 DM (für Familienversicherte in Höhe 
von mindestens 35 DM) gezahlt. 

Außerdem gewähren die Kassen bn Zusammenhang 
mit der Entbindung einen Pauschalbelrag von min- 
destens 50 DM, höchstens 100 DM (anstelle des frü- 
her gezahlten Stillgeldes). 

ln der DDR erhalten berufstätige Frauen grundsätz- 
lich 6 Wochen vor und 8 Wochen nach der Entbin- 
dung Schwangeren- hzw. Wochengeld Ln. Höhe ihres 
durdischnitilicfaen Nettoverdienstes. Für Selbstän- 
dige. Studenten u. a, gelten Ausnalimeregelungen; 
sie erhalten für 6 Wochen vor der Entbindung 75 ®/d 
und für 8 Wochen danadi 50 ‘‘/a ihres beitragspflich- 
tigen Durchsdmitlsverdien.stes als Barleistung der 
Wochenhilfe. 

Stmt liehe Betbüten in der DDR 

Außerdem erhallen die Mütter einmalige staatUche 
Beihilfen in Hohe von 500 M für das erste, 600 M 
für das zweite, 700 M für das dritte, 850 M für das 
vierte und 1000 M für jedes weitere Kind in Teil- 
beträgen vor und nach der Geburt gezalilt. Diese 
Beihilfen werden gekürzt, wenn sich die Schwangere 
bzw. die Mutter nidit mindestens zweimal vor der 
Gebart und viermal nach der Geburt ln der Schwan- 
gerenberalungsstelle bzw. in der Mütterberätungs- 
sielle vorsleLLt. Nicht zuletzt diese finaiizieUe Rege- 
lung dürfte dazu geführt haben, daß 1968: 89®/o der 
Schwangeren bis zum 4. Sdiwangerscfaaftsmonal und 
10 ®/b bis zum 7. Monat die staatlichen Schwange- 
renberatungsstellen auf gesucht haben und rund 
95 der Säuglinge m den ersten 7 Wochen minde- 
stens einmal in der Mütterberatungsstelle betreut 
wurden. 

Diese hohe Beteiligung an der S chw an ge rschafts ver- 
sorge- und Mütterberatung in der DDR dürfte eine 
w-esentliche Ursache für die in der DDR niedrigere 
SäuglingssterblichkeU im ersten Lebensmonat sein. 


Dagegen zeigen sidi bei der Müttersterblichkeil 
fTodesfälle durch Komplikationen in der Schwanger- 
schaft, bei Entbindung und im Wochenbett, bezogen 
auf Lebendgeborene) keine signifikanten Unter- 
sdiiede zwischen der Bundesrepublik und der DDR, 
ln beiden Staaten ist die MüttersterbUchkeit seit 
1965 erheblich zurückgegangen und war 1968 an- 
nähernd gleich hoch. 
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MüiiersieTbitdikeit 


Jahr 

Gestorbene ^ 

je 100 000 Lebendgeborene 

BRD 1 DDR 

t955 


157 


137 


1960 


106 


98 


1965 


69 


63 


1966 


65 


58 


1967 


58 


63 


1968 


52 


51 



^ Todesfälle durdi KompHkaMonen m der Sdhwanger- 
schafL, bei IIjiLbiodung und Im Wodieobett 

Quellen: Statistisches Jahrbuch der BRD, 1970; 

StalisUsches Jahrbuch der DDR, 1970. 


Stillende Mütter erhallen ln der DDR bis zur Dauer 
von 6 Monaten nach der Geburt eine Beihilfe von 
10 M je Monat. 

Barieisfungen btt UbtaU oder Bciuhkrankheit 

383. Wie in der Bundesrepublik sind auch in der 
DDR die sozialen Risiken ArbeitsunfalL Wegeunfall 
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Meldepflkhtlge ArbvitsuitfäUe (ohne WegeaniäUe) 


Jahr 

BRD 

In der 
Erwerbs- 

Lätigen 

DDR 
in %o der 
Berufs- 
tätigen 

1964 


99,9 

45,5 

1965 


97, B 

45,2 

1966 


93,g 

43, t 

1967 


83,0 

41,2 

1968 


88.0 

41,2 


Quellen: StaUstJsches Jahrbuch der BRD, I970j 
StatisÜscties Jahrbuch der DDR, 1970. 
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und Berufskrankheit gesondert geregeil, nidil nur 
hinsiditlich der Fitianziening, sondern audi hinsicht- 
lich der Leistungen. 

Ein auffallender Unterschied zeigt sidi zwischen bei- 
den Släoten bei der Hdufigkeit der Aibeitsunjalle, 
Nach der amtlichen Statistik Ist die Anzahl der ge- 
meldeten Arbeitsunfdlle in dei DDR, bezogen au! die 
Berufstätigen, nur etwa halb so borh w ie in der Bun* 
desrepu blik, 

Diese Difietenz kann nidit allem mil erhebungs- 
inelhoclLsdien Ursachen erklärt werden £ denn auch 
die Relation von Llnlalirenlen je 1000 Berufstätige 
in der DDR zu Renten an Kranke und Verletzte je 
1000 Erwerbstätige in der Bundesrepublik beträgt 
rd, t . L7, Die niedrige Unfüllquote in der DDR' ist 
sidierlichzu einem großen Teil auf das offenbar bes- 
ser funktionierende und intensiver kontrolliene Ar- 
beitssdhutzsyslem zurudczufüJiren. Betriehsrale als 
Organe des Slaal.liciien Gesund hei Isw esens und ge- 
w'erksrha.ftlidie Anbei tsschulzinspektionen wirken 
durdi Kl:mtrollo^ Beratung und Abschluß von Kollek- 
U wen ragen bei der sicherheitsgeredUen Gestaltung 
der Arbeitsplätze und Arbdtsinitlel mit. Ein um- 
fangreidier Katalog von allgemeinen Arbeitsschulz- 
anordnungen, verbunden mit auf den Betrieb bezo- 
genen ArbeilssdiuLzinstTuktionen, das boDiebhehe 
Gesundheitsw'usen, dit^ UnJalliuTsthung und die 
starke Kuntrull- und Mitwirkungsfunkiion dos FDGB 
haben in der DDR zu einem System geführl, das dem 
in der BundesrR?pnl>Iik bestehenden hinsichtlich 
seiner Schutzwirkung überlegen sein dürfte 

Die Regelung für die kurzfristigen Geldleistungen 
bei Unfall- cxler berufskrankheilsbedmgter Arheits- 
Unfähigkeit ist in beiden Staaten an die Vorsdiril- 
Len der Sicherung im KrankheiUfall angeglichcn, ln 
der Bundesrepublik orhäU der arbcilsunfähige Ver- 
letzte in den ersten 6 Wodien Lohn- und GehaJls* 
lorlzahkmg, danadi Verletztengeld nach den Vor* 
Schriften für Kranken- und Hausgeld, wobei jedoch 
eine Leistungsbemessungsgrenze von 30 000 DM 
jahrlidi anstelle der in der Krankenversictierung 
vorgesfhri ebenen von 1425 DM mondUirii gill. Das 
Verletv.tengeld wird bis ziim Ende der Arbeilsun* 
fähigkeil oder bis zur Fesiselzung einer Unfalliente 
gezahlt. 

In dnr DDK werden dem riurch Unfall oder Reruls- 
krankheit Arbeitsunfähigen vom Eintritt der Ar- 
beitsunFahigkeil an bis zur Wiederhersleilung oder 
bis zur Festsflz-ung einer Unlaürente Krankengeld 
fauch bei stationäfer Behanülungl und Lohna un- 
gleich, d h. 90 ‘> 0 des Netludurchsdiiiittsverdienstes, 
gezahlt 

384, Im öffcnl liehen Dienst der Bundesrepublik 
beschäftigte Beamte erhalten für sidi und pensioiis- 
bcrechtigte Angehbnge sowie für I [mlcrbliebene 
Beihilfen liir ambuhmte und sfalionäre ärztlidio und 
zahnärztliche Behandlung und bei Geburten. Beihil- 
fen werden auch den im öffentlichen Dienst beschäf- 
tigten Angeste I Lien und Arbeitern gewährt. 


KapHet W 

Pilegv hrci.'ik<v KuTffrr 

385p Alleinstehende Werktätige kimnen in der DDR 
zur Pflege ihrer erkrankten Kinder von der Arbeit 
frejgesteilL weiden. Sie erhallen von der Sozialver- 
sicherung eine UnLeislützung in Hohe des Kranken* 
geldes und vom Bclricb die Differenz zwischen die- 
ser Unicrslützung und 90 des Netlodurdrsdinitls- 
verd lenstes bis zu zw-ei Werktagen. Müssen diese 
zw^ei Tage überschritten werden, weil eine Pflege 
durch andere nicht möglich ist, so zahlt die SuziaJ- 
versidierung eine Unterstülzung in Höhr tles Kran- 
kengeldes. deren maximale bezugsdaunr nach der 
Zahl der Kinder differeimert wird und für ein Kind 
längstens 4 Wndien, für zw-ci Kinder 6 Wochen^ für 
drei Kinder El Woctum, für vier Kinder 10 und für 
funl Und mehr Kinder längstens 13 Wochen betragt. 

Gi*Ji/jid/ii?jJÄW4^.-5en /iiirrlV'afP-pimiJfc 

386. Für Krankenbehandlung und GesundheiLs- 
vorsorge sieben in der Bundesrepublik sowohl pn- 
Institutionen als auch ein umlangreidies uflent- 
lifhes Gesundheitswesen zur Verfügung. Dii» Kran- 
kenanstalten bzw'. Hedstälien werdtm sowohl von 
öffentlichen Trägern iGememtien, Ldncler, Sozial vor* 
sicherungsirogerj als auch von privaten Trägern 
(freie geineipnülzige und kirrh liehe Träger, Privat- 
eiiirUhluiigenl unlerhallr>n. 

Die in den Stadt- und LandkraiJien dn Biindnsrupu* 
blik bestehenden uffenthdum Gesundheitsämter 
smd zuständig !üt die .'\uf gaben de? Gesundheits* 
polizei, für Sdi ul gesund he itspfl ege, Mütterberatung, 
Säuglings- und Klemkiiiderfürsorge, Tuberkulose- 
fürsorge, Bekämpfung von Suditgijlahnm, Schulz* 
imprungen gegen die Veibrrnlung übertragbarer 
Krankheiten, Bekärnplung der sog Volkskrankhei- 
len, DurdilUlirung von Reihenuni ersuch ungen, Er- 
fassung und Bekämpfung der Geschlechtskrankliei- 
ten usw. Piir Blinde, Jlor- und Sprechgesdiadigte, iur 
körperlidr und geistig Behinderte und Kinder mit 
Gliedermißbildungen bestehen private und öffent- 
littie Sonderschulen und -anstalten, Das Bundesini- 
nistenum für Jugend, FamiMi' und C]ojiundheii und 
das Bundesministeriuni des limnrn sowie die enf- 
spred'ienden LändenninisUuien sind zuständig für 
alle Fragen des Gesundheitswesens einschließlich 
der Romhaltong der Luft, der Lürmb^^känlpfurlg, der 
Wassergüte, do? Hygiene des W'assers und Abwas- 
sars, des Gesundheitsschutzes gegen die Gelahron 
ionisierender Strahlen sowie des Ver braudierschul- 
zes bei ATzneimitteln und Lebensnütleln Das Bun* 
desgesundheUsamt fuhrt Forsriiuogsarbeilcn und 
Untersuciiungen au! dem Gchiei des ofleol liehen 
Gesundheit.^ Wesens durdi, 

tjf*r OriR 

Diese Aufgaben nimmt im wesen Ui che n auch das 
Gesundheilswesen En der DDR w-ahr Außer in weni- 
gen privaten Einridiliingcn wird die medizinische 
Betreuung jodorh in Institutionen des staut lidien 
Ciesü nd hei ts Wesens durdige führt. Die stationäre Be- 
handlung erfolgt in Krankenhäusern und Spezialein- 
nchlungon w'ie m der Bundesrepublik, Für die am- 
bulante medizinisdie Versorgung sLehen staatlidie 
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Kapitel VI 

und private Arzt- und Zahnarztpraxen, spezielle 
Beratungsstellen, Ambulatorien und Polikliniken zur 
Verfügung. Es besteht eine Aufgliederung der 
Städte und Kreise in Arztbereiche zur Sicherung der 
medizinischen Versorgung. Besonders im Hinblick auf 
die schwerpunktmäßig vorbeugende ärztliche Tätig- 
keit wird dem .Dispensaireprinzip“ Bedeutung bei- 
gemessen. Darunter versteht man die in medizini- 
schen Beratungs- urKl Behandlungsstellen ange- 
wandte Methode, prophylaktisch medizinische Auf- 
klärung mit Diagnostik und Behandlung zu kombi- 
nieren, wobei mittels gesetzlicher Meldepflicht die 
Kranken nach bestimmten Krankheiten txzw. nach 
typischen krankheitsgefährdeten Bevölkerungsgrup- 
pen erfaßt werden und ihre Behandlung und we4tere 
gesundheitliche Entwicklung überwacht wird. 

AuigaPen der Betriebe 

Dem Betriebsgesundheitswesen obliegen die ambu- 
lante Behandlung, Aufgaben der Prophylaxe, der 
Arbeitshygiene und des Arbeitsschutzes. Je nach 
der Betriebsgröße werden durch gesetzliche Bestim- 
mungen folgende Einrichtungen vorgeschrieben: 

■ ln Betrieben mit bis zu 200 Beschäftigten: Ge- 
sundheitsstube (Betreuung ehrenamtlich durch 
DRK-Helfer); 

■ in Betrieben mit 200 bis 500 Beschäftigten: 
Schwestemsanilätsstelle (Leitung durch staatlich 
geprüfte Krankenschwester); 

■ in Betrieben mit 500 bis 2000 Beschäftigten: Arzl- 
sanitätsstelle (Leitung durch nebenamtlich täti- 
gen Arzt, ebenfalls mit Krankenschwester be- 
setzt); 

■ 2000 bis 4000 Beschäftigte: BetriebsambuJatorium 
(Leitung durch hauptamtlich tätigen Arzt, zu- 
sätzlich Labor und weitere Einrichtungen sowie 
Behandlungsräume je nach Bedarf und Möglich- 
keit); 

■ von 4000 Beschäftigten an: Betriebspoliklinik- 

Ende 1968 gab es 183 Betriebe mit mehr als 2500 Be- 
schäftigten. 

Die medizinische Betreuung der Landbevölkerung 
erfolgt im wesentlichen durch Landambulatorien, 
Ambulanzen und Gemeindesdiwesternstationen. 

KopazJ^Ö^ dea f-ic.^midhcjlswcacna 

387. Eine Gegenüberstellung der quantitativen Ka- 
pazitäten des Gesundheitswesens ist an Hand der 
21ahlen für Krankenhausbetten, der Ärzte und Zahn- 
ärzte möglich, womit jcKloch keine Aussage über die 
Effizienz dieser Einrichtungen verbunden sein kann. 
In der Bundesrepublik stagniert die Zahl der Kran- 
kenhäuser seit 1960 auf einem Niveau von etwas 
über 3600 Einrichtungen, deren durchschnittliche Bet- 
tenzahl jedoch ständig zugenommen hat (vgl. Ta- 
belle A 112). Damit war auch eine leichte Erhöhung 
der Bettenzahl je 100 000 Einwohner verbuixien, 
die 1968 1101 betrug. In der DDR standen 1968 je 
100 000 Einwohner 1140 Krankenhausbetten zur 
Verfügung. 


Stärker als in der Bundesrepublik ist in der DDR die 
durchschnittliche Verweildauer im Krankenhaus ge- 
senkt worden, die 1960 noch über der der Bundes- 
republik, 1968 dagegen mit 24,3 Tagen gegenüber 
25,9 Tagen in der Bundesrepublik darunter lag. 

Bei der Versorgung der Bevölkerung mit Ärzten 
vries die DDR 1960 eine weitaus ungünstigere Situa- 
tion auf als die Bundesrepublik (vgl. Tabelle A 113). 

Bis 1968 ist es der DDR gelungen, diesen Rückstand 
nahezu aufzuholen. Weniger günstig verlief die Ent- 
wicklung bei den Zahnärzten. Wahrend in der Bun- 
desrepublik 1968 für 100 000 Einwohner 52 Zahn- 
ärzte verfügbar waren, ergab sich für die DDR eine 
Quote von nur 39. 

Sowohl in der Bundesrepublik als auch in der 
DDR gewährt die Krankenversicherung neben den 
Geldleistungen Sachleistungen, und zwar ärztliche 
und zahnärztliche Behandlung, Arzneien, Heil- und 
Hilfsmittel, Haus- und Krankenhauspflege und Ku- 
ren. Die Sachleistungen werden den Versicherten 
und ihren Familienangehörigen in der Regel ohne 
zeitliche Begrenzung gewährt. 

AmhuJOflfe Bcbiindlung 

388. Die ambulante ärztliche und zahnärztliche Be- 
handlung in beiden Systemen umfaßt Beratung, Be- 
suche, Operationen und sonstige ärztliche Leistun- 
gen, die zur Heilung oder Linderung nach dem Stand 
der Medizin zweckmäßig und ausreichend sind. 

Dazu gehören in der Bundesrepublik die Behand- 
lung durch Kassenärzte und Kassenzahnärzte, unter 
denen der Versicherte freie Wahlmöglichkeit hat, 
Überweisungen an andere Ärzte (Fachärzte, Kran- 
kenhausärzte) sowie die Verordnung von Heilmit- 
teln und Arzneien. Bei Abnahme von Arznei-, Ver- 
band- und Heilmitteln sind 20 ®/d der Kosten, höch- 
stens jedoch 2,50 DM pro Rezeptblatt vom Ver- 
sicherten selbst zu zahlen. Von der Zahlung dieser 
Gebühr befreit sind Rentner, Schwerbeschädigte so- 
wie Versicherte, denen Kranken-, Haus-, Verletzten- 
oder Übergangsgeld gewährt wird. 

Kleine Heilmittel werden gegen Zahlung eines ge- 
ringen Kostenbeilrags abgegeben. Die Gewährung 
von größeren Heil- und Hilfsmitteln sowie von Zahn- 
ersatz ist keine Pflicht-, sondern eine Ermessens- 
leistung der Ka.ssen. Je nach Satzung der verschie- 
denen Versicherungseinrichtungen müssen die Mit- 
tel dazu sowohl von der Kranken- und der Renten- 
versicherung als auch vom Versicherten selbst auf- 
gebracht werden. 

Die ärztliche Behandlung erfolgt nach Vorlage eines 
besonderen Krankenscheins. Für die Nichtinan- 
spruchnahme von ärztlicher Behandlung werden den 
Versicherten für jedes Kalendervrierteljahr 10 DM, 
jedoch höchstens 30 DM für ein Kalenderjahr, rück- 
erslattet. 

ln der DDR besteht ebenfalls freie Wahl der ambu- 
lanten oder stationären Behandlungsstelle des 
staatlichen Gesundheitswesens bzw. der Ärzte und 
Zahnärzte in eigener Praxis. Der Leistungsanspruch 
wird bei Behandlungsbeginn durch Vorlage des Aus- 
weises für Arbeit und Sozialversicherung (bei Ver- 
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sicherten) bzw* des Versicherungsausweises (bei 
Familienangehörigen) nachgewiesen. 

Die Kosten für die Versorgung mit Arzneien, Heil* 
und Hilfsmittein (letztere in Normalausführung) 
weiden von der SozjaLversidierung in voller Höhe 
getragen. Lediglich hc.i orthopädisch em Schuh werk 
ist eine geringe Zuzahlung zu leisten; Sehhilfen und 
Zahfiersalz bedürfen der Genehmigung durch die 
Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. den Rat für So- 
zialversicherung im Betrieb, größere HiLEsmLttel 
[Prothesen u, a.) durch die Verwaltung der Sozial- 
versicherung des Kreisvorstandes, 

Äfa//ondre ßehandiung 

3^9- In der Bundesrepublik wird Krankenhaus- 
pflege zeillich unbegrenzt, für dieselbe Krankheit 
jedoch höchstens 78 Wodhen innerhalb von drei Jah- 
ren gewährt. Unbegrenzte Krankenhauspflege über- 
nimmt die Sozialversicherung in der DDR für die 
gesamte Dauer des stationären Aufenthalts, sofern 
damit gerechnet werden kann, daß die Krankheit 
geheilt, gebessert ocfer gelindert wird. Anderenfalls 
wird geprüft, ob die Verwaltung der Sozialversiche- 
rung beim FDGB-Kreisvorstand zuständig ist oder 
Angehörige für die weitere Übernahme der Kosten 
heranzuziehep sind. Die Sozialversicherung über- 
nimmt aber audi in diesen Pflegefällen die Kosten 
für die Behandlung akuter Krankheiten, Für ver- 
schiedene Versicherte bei der Staatlichen Versiche- 
rung der DDR (insbesondere die Selbständigen) ist 
die Krankenhauspflege im allgemeinen auf 26 Wo- 
chen beschränkt; sie kann auf 52 Wochen verlän- 
gert werden, wenn bis dahin mit einer Wiederher- 
stellung der Arbeitsfähigkeit zu rechnen ist. Es be- 
steht freie Wahl unter den Einriditungen des staat- 
lichen Gesundheitsw^esens und der privaten oder 
konfessionellen Krankenanstalten, die mit der So- 
zialversicherung im Vertragsverhältnis stehen. 

Ist eine stationäre Behandlung zwar erforderlich, je- 
doch auf Grund besonderer Umstände nidil sofort 
möglich, so kann sowohl in der Bundesrepublik als 
auch in der DDR Hauskrankenpflege durch ausge- 
bildeles Personal gewährt werden. Die Satzungen 
der Krankenkassen in der Bundesrepublik können 
gestatten, dafür bis zu einem Vierte] des Kranken- 
geldes dbzuziehen. In der DDR ist die öbemahine 
der Kosten für Hauskrankenpflege auf längstens 
26 Wochen beschränkt, 

Kuren werden von den Sozialversicherungsträgem 
beider Staaten als Vorbeugungs- wie als Rehabili- 
tationsmaßnabmen gewährt. Auf sie wird im Ab- , 
schnitt „Invalidität" näher eingegangen. 


b) Altersversorgung 

390. In der Altersversorgung der Bevölkerung 
weichen die Sozialversicherungssysleme Ln der Bun- 
desrepublik und der DDR beträchtlich voneinander 
ab. Dies betrifft nicht nur die eingangs dargestetiien 
Unterschiede des gesicherten Personenkreises und 
die insütutionellen Verschiedenheiten, sondern auch 
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die Arten der Altersversorgung, deren Berechntmgs- 
grundlagen und deren Höhe. 

In der Bundesrepublik erfolgt die Alterssicherung 
durch die Altersmhegelder der Renten versiche- 
njngsträger und der Knappschaft, durch die Zusatz- 
renlen der Zusatz Versorgung für Arbeiter und An- 
gestellte im öffentbdien Dienst^ durch die Pensionen 
der Beamtenversorgiing und die Altersgelder der 
Altershilfe für Landwirte, 

In der DDR besteht die Alterssidierung aus den 
Altersrenten der Sozial ver&idiening, der Altersver- 
sorgung der Bediensteten der Deutsciien Reichsbahn 
und der Deutschen Post, den Altersrenten der be- 
waffneten Organe der DDR und der Zollverwaltung, 
den Ehrenpensionen für verdiente Staatsbürger und 
aus der zusätzlichen Altersversorgung der Intelli- 
genz, Die Altersversorgung der ehemaligen Beam- 
ten erfolgt über die Sozialversicherung nadi deren 
Vorschriften, Auch die Ehrenpensionen für Kämpfer 
gegen den Faschismus und für Verfolgte des Fa- 
schismus erfüllen Funktionen der Allerssichenmg. 
wegen ihres speziellen Charakters werden sie jedoch 
im Abschnitt „Sonstige Leistungen" behandelt. 

Renienailcr 

391, In der Bundesrepublik liegen die Altersgren- 
zen zwar überwiegend bei 65 Jahren (außer bei 
speziellen Beamtengruppen) für beide Geschlechter; 
in der Renten versidnening besteht jedoch für Frauen 
ab 60 Jahren die Möglichkeit» ein vorgezogenes Al- 
lersruhegeld zu beantragen, soweit die Versicherte 
in den letzten 20 Jahren überwiegend versiehe nmgs- 
pflichtig beschäftigt war und keine Erwerhstätigkeit 
mehr aus übt 

In der DDR liegen die Altersgrenzen, außer für Emp- 
fänger von Ehrenpensionen (60 und 55 Jahre) für 
Männer bei 65» für Frauen bei 60 Jahren. 

Reniencifipasauny 

392* Der grundlegende Unterschied zwischen den 
Systemen der Alterssichemng liegt ln der Anpas- 
sung der Renten an die allgemeine Wohlfahrtsmeh- 
rung, In der Bundesrepublik werden die Alters- 
renten seit 1957 jährlJdi dynamisch an die Einkom- 
mensenlwidclung angepaöt. In der DDR werden 
zwar seit der Reform des Jahres L968 die meisten 
Renten an den Erwerbseinkommen orientiert. Sie 
werden jedoch nicht analog der allgemeinen Ein- 
kommensentwicklung dynamisiert. Damit ist zwar 
bei der relativen Konstanz der Lebenshaltungs- 
kosten in der DDR in der Regel kein allmählicher 
KaufkraflverJust verbunden, jedodi ein zunehmen- 
des Zunidcbleiben hinter der Wohlstandsentwick* 
lung der erwerbstätigen Bevölkerung. 

Die Renten reform in der DDR hat außerdem dazu 
geführt, daß die Bezieher von Neufenlen nach dem 
l. Juli 1968 gegenüber denjenigen Rentnern, deren 
Ruhegelder vor diesem Termin berechnet wurden, 
deutlich bevorzugt werden. 

Die dtr Sozialversicherung 

393. Die Altersruhegelder der Arbeiterrenten- und 
der Angestelltenversicherimg in der Bundesrepublik 
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und die Altersrenten der Sozialversidherungsträger 
der DDR werden unter ähnlichen Voraussetzungen 
gewährt: Erreichung der Altersgrenze und Mindesl- 
versicherungszeit von 180 Monaten bzw. 15 Jahren. 
Ihrer Berechnung liegen ähnliche Faktoren zugrunde: 

■ die anredmungsfähige Versicherungsdauer, be- 
stehend aus Zeiten der Beitragszahlung und son- 
stiger anrechnungsfähiger Zeiten, 

■ ein Steigerungssalz, 

■ das persönliche versicherungspflichüge Einkom- 
men des Rentenantragstellers, in der Bundes- 
republik — abgesehen von Sonderregelungen — 
für das gesamte Berufsleben, ln der DDR für die 
letzten 20 Kalenderjahre vor Beendigung der 
letzten versicherungspfUchtigen Tätigkeit. 

Die wesentlichen Unterschiede in der Rentenhöhe 
ergeben sich aus der Bemessimg der genannten Fak- 
toren und ihrer Kombination in der Berechnungs- 
formel. 

Versidietungsiciten 

394. Von zahlreichen abweichenden Delailregelun- 
gen abgesehen, ergibt sich beim Vergleich der an- 
rechnungsfähigen Versicherungszeiten ein grund- 
sätzlicher Unterschied. In der DDR erhalten Frauen 
als Zurechnungszeilen 1 Jahr für jedes von ihnen 
vor Rentenbeginn geborene bzw. vor Vollendung 
des 3. Lebensjahres an Kindes Statt angenommene 
Kind angerechnel, außerdem werden auch kinder- 
losen Frauen beim Nachweis einer versicherungs- 
pflichtigen Tätigkeit von mindestens 20 Jahren 1 bis 
5 Versicherungsjahre je nach der Dauer der ver- 
sicherungspflichtigen Tätigkeit zugerechnet. Ein- 
schließlich dieser Zurechnungszeiten darf die an- 
rechenbare Versicherungszeit 50 Jahre nicht über- 
steigen. Diese Zurechnungszeiten fördern nicht nur 
eine stärkere Erwerbsbeteiligung der Frau, sie tra- 
gen auch dazu bei, die Nachteile im Versicherungs- 
verlauf der Frau durch Mutterschaft. Kindererzie- 
hung sowie schlechtere Berufsausbildung und gerin- 
gere Aufstiegschancen zu kompensieren. 

Steigerung^satL 

395. Der Steigerungssatz beträgt für das Alters- 
ruhegeld in der Bundesrepublik bei der Arbeiter- 
renten- und der Angestelltenversicherung 1,5 ®/o, in 
der Knappschaftlichen Rentenversicherung 2 In 
der DDR beträgt der Steigerungssatz für Zeiten der 
versicherungspflichtigen Tätigkeit ab l. Januar 1946 
1 für davor liegende Zeiten 0,7 ®/o, für Bergmanns- 
altersrenten in den entsprechenden Zeiten 2 ®/o bzw. 
1,4 Vo. Die niedrigeren Steigerungssätze gelten auch 
für die Bewertung von Zurechnungszeilen. 

Beitragsb^messungsgtenze 

396. Bei der Höhe der versicherungspflichtigen 
Einkommen ist Im Rentenvergleich zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR ausschlaggebend, daß 
die Beitragsbemessungsgrenze für die Rentenver- 
sicherxmg in der Bundesrepublik seit 1952 höher lag 
als in der DDR und seitdem laufend angehoben 
wurde, während in der DDR diese Grenze noch auf 


dem unmittelbar nach dem Krieg festgelegten 
Niveau von 600 M verharrt. 

Ein entscheidender Unterschied bei der Berechnung 
von Neurenten besteht in der Bewertung der Ein- 
kommen des Versicherten. In der DDR werden die 
tatsächlichen versicherungspflichtigen Einkommen 
der letzten 20 Jahre zugnmde gelegt, ln der Bundes- 
republik wird demgegenüber ein aktualisierter Ein- 
kommenswert ermittelt, der einerseits das allge- 
meine Einkommensniveau unmittelbar vor Eintritt 
des Rentenfalles und andererseits die relative Posi- 
tion des Versicherten in der Einkommensschichtung 
aller Versicherten widerspiegelt. Durch eine der- 
artige Umrechnung früherer Einkommen auf das 
aktuelle Einkommensniveau wird bei einer dyna- 
mischen Entwicklung der Durchschnittseinkommen 
eine Unterbewertung früherer Einkommen vermie- 
den. 

Diese ungünstigen Berechnungsgrundlagen in der 
DDR werden zu einem Teil dadurch kompensiert, 
daß zu der so ermittelten Rente eine Grundrente von 
110 M monatlich gewährt wird. Für 1970 errechnen 
sich nach den jeweiligen Rentenformeln theore- 
tische Maximalrenten für Arbeiter und Angestellte 
(außerhalb des Bergbaus) in der Bundesrepublik 
von über 1300 DM und in der DDR von 363 M, wo- 
bei Jeweils mögliche Höher- oder Zusatzversiche- 
rung nicht berücksichtigt sind. 

Rentenhphe 

397. Im Unterschied zur Rentenversicherung der 
Bundesrepublik, die Mindestrenten nicht (mehr) 
kennt, werden die Renten in der DDR nach unten 
durch Mindestrenten von 150 M begrenzt. 

Diese Gegenüberstellung, die für die DDR nur für 
Renten gilt, die erstmals nach dem 1. Juli 1968 ge- 
währt werden, zeigt eine beträchtliche Spannweite 
der möglichen Rentenbeträge in der Bundesrepublik 
und eine starke Nivellierung der Altersrenten der 
Sozialversicherung in der DDR, die nach unten durch 
Mindestrenten und nach oben durch die Rentenbe- 
rechnung eng begrenzt sind. Entsprechend diesem 
Prinzip in der DDR wurden auch die Altrenten, d. h. 
vor dem 1. Juli 1968 erstmals gewährte Renten, im 
Zusammenhang mit der Rentenreform umgestellt. 
Dabei wurden die niedrigeren Renten stärker ange- 
hoben. 

Insgesamt haben sich zwischen 1967 und 1969 (je- 
weils Dezember) die durchschnittlichen monatlichen 
Altersrenten der Sozialversicherung des FDGB um 
12®/o von 175 M auf 196 M und die der Staatlichen 
Versicherung der DDR um annähernd l7®/o erhöht: 

Die durchschnittliche Altersrente erreichte 1969 
einen Betrag von 176 M (1967; 151 M|. Die starke 
Steigerung bei der Staatlichen Versicherung der 
DDR kann im wesentlichen auf eine Heraufsetzung 
der Mindestrente zurückgeführt werden. 

Beamtenversorgung — Altersversorgung 

398. Für die Beamtenversorgung in der Bundes- 
republik gibt es in der DDR kein Pendant. Aller- 
dings weisen die Altersversorgung der Bediensteten 
bei der Deutschen Reichsbahn und bei der Deutschen 
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Post ähnliche versorgungsrechtlidie Merkmale auf 
wie die Beamtenversorgung in der Bundesrepublik. 

Das Ruhegehalt für Beamte in der Bundesrepublik 
wird bestimmt durch die ruhegehaltsfähigen Dienst- 
bezüge zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhe- 
stand sowie nach der anrechnungsfähigen Dienstzeit. 
Das Ruhegehalt beträgt mindestens 35 ^/o der ruhe- 
gehaltsfähigen Dienstbezüge (im Bund nach Erfül- 
lung der Wartezeit von mindestens 10 Dienstjahren) 
und steigert sich anschließend jährlich um 2Vo bis 
zum 25. Dienstjahr und weiter um jährlich 1 ®/o bis 
höchstens 75% der ruhegehaltsfähigen Dienstbe- 
Züge. Diese Ruhegehälter werden entsprechend den 
Besoldungserhöhungen für Beamte erhöht. Die Be- 
diensteten der Deutschen Reichsbahn der DDR erhal- 
len nach den Vorschriften der Sozialversicherung 
und nach einer mindestens lOjährigen ununterbro- 
chenen Tätigkeit bei der Deutschen Reichsbcihn eine 
Altersversorgung Ln Höhe von 20®'^o des Monats- 
grundlohnes der letzten fünf Jahre. Dieser Prozent- 
satz erhöht sich für jedes weitere Jahr der ununter- 
brochenen Beschäftigungsdauer bis zu einer Beschäf- 
tigungsdauer von 25 Jahren um 2 Prozenlpunkte, da- 
nach um jeweils jährlich I Prozentpunkt bis zum 
Höchstsatz von 70% des Monatsgrundlohnes oder 
höchstens 800 M monatlich (einschließlich Zuschlä- 
gen). Eine ähnliche Regelung gilt für die Bedienste- 
ten der Deutschen Post. 

Versorgung 

399. ln beiden Staaten gibt es für den Bereich des 
öffentlichen Dienstes eine Zusatzversorgung. In der 
Bundesrepublik betrifft sie alle Arbeiter und Ange- 
stellten des öffentlichen Dienstes und hat die Auf- 
gabe, die Sozialversicherungsrenten der Arbeiter 
und Angestellten durch zusätzliche beitragsfinan- 
zierte Versicherungsleistungen und durch Versor- 
gungsleistungen auf ein der Beamtenversorgung ent- 
sprechendes Niveau anzuheben. 

In der DDR wird eine zusätzliche .Alters- und Invali- 
denversorgung an die ^Intelligenz an wissenschaft- 
lichen, künstlerischen, pädagogischen und medizini- 
schen Einrichtungen der DDR* gewährt. Diese Al- 
tersversorgung beträgt 60 % bis 80®/o des im letzten 
Jahr vor Eintritt des Versorgungsfalles bezogenen 
durchschnittlichen monatlichen Bruttogehaltes, je- 
doch höchstens 800 M monatlich. Zusammen mit an- 
deren Rentenbezügen darf die Altersversorgung 
90% des bisherigen Nelto-Arbeitselnkommens nicht 
übersteigen. 

Eine zusätzliche betrieblich finanzierte Altersversor- 
gung nach fast gleichen Vorschriften erhält die tech- 
nische Intelligenz in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Betrieben. Diese Rente wird unein- 
geschränkt neben anderen Renten gewährt und weist 
keine Höchstgrenze auf. 

Der Anspruch auf betriebliche Zusatzrenten für Ar- 
beiter und Angestellte in den wichtigsten volks- 
eigenen Betrieben der DDR. der jedoch eher den 
betrieblichen Sozialleistungen in der Bundesrepu- 
blik gegenüberzustellen wäre, sei hier der Vollstän- 
digkeit halber erwähnt. Die monatliche Zusatzrente 
beträgt bei Alter und Invalidität 5% des monat- 
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liehen Neltodurchschnittsverdienstes der letzten fünf 
Jahre, mindestens jedoch 10 M monatlich. 

iinhi^T^'^rsidiemng — Zusadveciiifhcjiirig 

400 . Die Zusatzversicherung der DDR ist ähnlich 
geregelt wie die Höherversicherung in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung der Bundesrepublik, wo 
allerdings eine Differenzierung nach männlichen und 
weiblichen Versicherten fehlt und nur ein Tarif 
besteht. 

Mit der Rentenreform in der DDR wurde eine frei- 
willige Versicherung auf Zusatzrenle bei der Sozial- 
versicherung geschaffen. Sie erfolgt allein aus Bei- 
trägen der Versicherten, für die Versicherungsfonds 
bei den Sozialversicherungsträgem gebildet wurden. 

Die Fondseinlagen werden mit 5 ®/o verzinst. Die 
Bemessung der Btüträge und der Leistungen erfolgt 
nach versicherungsmathcmalischen Grundsätzen. 

Für den Versicherten besteht die Wahl zwischen 
zwei Versicherungsmöglidikeiten: 

Tarif A: freiwillige Versicherung auf zusätzliche 
Alters-, Invaliden-, Hinterbliebenen- 
rente, 

Tarif B: freiwillige Versicherung auf zusätzliche 
Alters- und Invalidenrente. 

Der monatliche Beitrag beträgt mindestens 10 M 
I oder jeweils 5 M mehr bis zur Höchstgrenze von 
200 M. Der Ver.sicherte kann die Höhe seines Bei- 
trages selbst festlegen, mit Beginn eines neuen Ka- 
lenderjahres ändern und nach Zahlung von 60 Mo- 
natsbeiträgen die Zahlung vorübergehend oder ganz 
I einstellen. Der erworbene Rentenanspruch bleibt in 
voller Höhe bestehen. 

Die Höhe der Leistungen richtet sich nach fünf Fak- 
toren: 

Wahl des Tarifs, 

Höhe der Beiträge, 

Dauer der Beitragszahlung, 

Lebensalter zum Zeitpunkt der Beitragszahlung, 
Gesciilecht des Versidierlen. 

Die Höherversicherung in der Bundesrepublik und 
die Zusatzversicherung in der DDR weisen damit 
auch den Nachteil auf. daß die Renten nicht dyna- 
misch an die Einkommens- oder Preisentwidclung 
angepaßl werden und damit Im Laufe der Leistungs- 
dauer real oder zumindest relativ zur Wohlstands- 
entwicklung der erwerbstätigen Bevölkerung ent- 
wertet werden. 

Mcfif/aehbezui? von ftenien 

401 . Erhebliche Unterschiede ergeben sich zwischen 
den beiden Staaten beim Vergleich der Regelungen 
des Mehrfachbezugs von Renten. Da in beiden 
Staaten zahlreiche Regelungen bestehen, können 
hier nur einige besonders wichtige exemplarisch 
angeführt werden. 

H Während in der Bundesrepublik in der Regel 
eine Witwenrente aus der Sozialversicherung 
uneingeschränkt neben einer Versicherlenrente 
(Alters- oder Invalidenrente) gezahlt wird, er- 
hält eine Versicherte in der DDR nur die höhere 
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der beiden Renten voll, die andere ledlglidi zu 
25^/0 (ohne Zuschläge). 

H Trifft in der Bundesrepublik eine Versicherlen- 
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
mit einer Unfallrenle zusammen, so ruht die 
Versicherlenrente insoweit, als sie zusammen 
mit der Unfallrente sowohl 85®/o des Jahres- 
arbeitsverdienstes als auch 85 ® 'o der für ihre 
Berechnung maßgebenden Bemessungsgrundlage 
übersteigt. 

In der DDR wird beim Zusammentreffen einer 
Unfallrente mit einer zweiten Rente die höhere 
voll, die niedrigere zur Hälfte gezahlt. Dies gilt 
nicht, wenn die niedrigere eine Invalidenrente 
ist, die durch Unfallfolgen verursacht wurde. In 
diesem Fall wird allein die höhere der beiden 
Renten gezahlt. 

■ Knegsopferrenten werden in der Bundesrepu- 
blik uneingeschränkt (Grundrenten) und unter 
bestimmten Voraussetzungen gekürzt (Aus- 
gleichsrente) neben anderen Renten gewährt. 

In der DDR wird demgegenüber beim gleichzei- 
tigen Anspruch auf Kriegsbeschädigtenrente und 
auf Alters- oder Invalidenrente lediglich die 
höhere der beiden Renten gewährt, der zweite 
Rentenanspruch ruht. 


c) Invalidität 

402, Im Sinn der funktionalen Abgrenzung wer- 
den im folgenden Leistungen zusammengefaßt, die 
auf Grund eines langfristigen oder dauernden Lei- 
dens, Gebrechens oder einer sonstigen körperlichen 
oder geistigen Schädigung in Sach- oder Geldform 
gewährt werden. Dabei zeigt sich, daß insbesondere 
die Geldleistungen in beiden deutschen Staaten 
nach Ursachen differenziert gewährt weiden. So 
ergeben sich zum Beispiel für Leistungsminderun- 
gen infolge eines Arbeilsunfalls oder einer Berufs- 
krankheit m der Regel bedeutend günstigere Lei- 
stungen als für Minderungen der Erwerbsfähigkeit, 
die sich als Folge einer Verschleißkrankheil oder 
eines privaten Unfalls ergeben, zumal zu den Lei- 
stungen aus der Unfallversicherung oft diejenigen 
aus der Invalidenversicherung — wenn auch ge- 
kürzt — hinzulreten. In dieser Beziehung stehen 
beide Systeme noch unter dem Grundgedanken der 
unternehmerischen Gefährdungshaftung für Unfälle 
und Berufskrankheiten, woraus sich auch die oben 
dargestellte gesonderte Finanzierung erklärt. 

Als Barleistungen im Invaliditätsfall werden im fol- 
genden für die Bundesrepublik erfaßt: 

Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten der 
Arbeiteirentenversicherung, der Angesiellten- 
versicherung und der Knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung ; 

Unfallrenten der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung; 

Grundrenten und Ausgleichsrenten der Kriegs- 
opferversorgungj 

Altershilfe für Landwirte. 


Für die DDR: 

Invalidenrenten, Unfallrenlen und Kriegsbe- 
schädigtenrenten der Sozialversicherung beim 
FDGB und bei der Staatlichen Versicherung 
der DDR. 

Die Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten in der 
Bundesrepublik und die Invalidenrenten in der DDR 
werden weitgehend nach den jeweiligen Berech- 
nungsmelhoden für die Altersrenten ermittelt. Die 
dort getroffenen Aussagen über Niveauuntersdiiede 
und das Problem der dynamischen Anpassung der 
Renten an die Lebensslandardentwicklung der er- 
werbstätigen Bevölkerung gellen auch hier. 

An i edienb are Ver »iche r u ii g siei t en 

403. Abweichend von der Regelung für die Alters- 
renten ist in beiden Staaten die Ermittlung der für 
die Renlenhöhe enlscheidemien anrechenbaren Ver- 
sicherungszeil. Da bei vorzeitiger invaliditätsbe- 
dingter Erwerbsminderung die Berücksichtigung der 
effektiv geleisteten Berufsjahre zu unzureichenden 
Renten führen würde, werden in beiden Staaten 
fiktive Versicherungszeiten zugerechnet (Zurech- 
nungszeiten). 

In der Bundesrepublik wird bei Invalidilälsfällen 
vor dem 55. Lebensjahr in der Regel die Differenz 
zwischen dem Jahr des Versichenmgsfalles und dem 
55. Lebensjahr als Zurechnungszeit voll anerkannt, 
in der Knappschaftlichen Rentenversicherung jedoch 
nur zu zwei Dritteln. In der DDR werden die Zeiten 
zwischen dem Invaliditätsfail und der jeweiligen 
Altersgrenze der Männer (65 Jahre) und der Frauen 
(60 Jahre) zu 70 Vo als Zurechnungszeit berücksich- 
tigt. 

SnvaliiUtülsgrüä 

404. Unterschiede zwischen der Bundesrepublik 
und der DDR bestehen hinsichtlich des Invaliditäls- 
grades, der Voraussetzung lür eine Rente ist. In der 
Bundesrepublik wird Berufsunfähigkeitsrente ge- 
währt, wenn die Erwerbsfähigkeit eines Versicher- 
ten auf weniger als die Hälfte derjenigen eines ver- 
gleichbaren Versicherten absinkt. Erwerbsunfähig- 
keitsrente erhält ein Versicherter, der auf nicht 
absehbare Zeit eine Erwerbslätigkeit in gewisser 
■Regelmäßigkeit nicht mehr ausüben kann oder nur 
geringfügige Einkünfte erzielen kann. Diesen bei- 
den Rentenarien steht in der DDR die Invaliden- 
rente gegenüber, die Versicherten gewährt wird, 
deren Leistungsvermögen und Verdienst um min- 
destens zwei Drittel gemindert sind oder die nicht 
mehr als 150 M monatlich verdienen kör^nen. 

Bei gleichen Voraussetzungen bezüglich der anre- 
chenbaren Versicherungszeit und der der Berech- 
nung zugrunde liegenden Einkommen entsprechen 
die Erwerbsunfähigkeitsrente in der Bundesrepu- 
blik und die Invalidenrente in der DDR in ihrer 
Höhe den jeweiligen Altersruhegeldem. Die Be- 
rufsunfähigkeitsrente in der Bundesrepublik beträgt 
— bei sonst gleichen Voraussetzungen — zwei Drit- 
tel der Erwerbsunfähigkeits- bzw. Altersrente. Wie 
bei den Altersrenten betragen in der DDR die Min- 
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deslinvalidenrente und die Mmdeslunfallrenle 
150 M monatlich. 

UnlaJircnten 

405. Für die Unfallrenten gleichen sidi die Berech- 
nungsmethoden in beiden Staaten stark. Berech- 
nungsgrundlage ist jeweils der im letzten Jahr vor 
dem Unfall erzielte Verdienst, wovon im Falle der 
Vollinvalidität zwei Drittel als Rente gewährt wer- 
den. Die starken Niveauunterschiede in der Höhe 
der Rente resultieren aus der Vorschrift, daß der 
Jahresarbeitsverdienst in der Bundesrepublik bis 
zu einer gesetzlichen Bemessungsgrenze von 36 000 
DM berücksichtigt wird, soweit die Unfallversiche- 
rungsträger nicht durch die Satzung eine höhere 
Grenze einräumen, während in der DDR das höch- 
ste zu berücksichtigende Monatseinkommen bei 
600 M liegt, was einem Jahresarbeitsverdienst von 
7200 M entspricht. Der hierdurch insbesondere bei 
Beziehern höherer Einkommen entstehende Niveau- 
unterschied zwischen beiden Staaten wird auch nicht 
dadurch ausgeglichen, daß in der DDR zusätzlich zu 
dem einkommensabhängigen Rentenbetrag Rest- 
beträge von 00 M bei einer Erwerbsminderung von 
mindestens 66*/# und von 20 M bei Erwerbsmin- 
derungen zwischen 50 und 66*/# gewährt wer- 
den. Teilrenten bei einer geringeren Erwerbsminde- 
rung als lOOVo werden entsprechend dem Invalidi- 
talsgrad bezogen auf die Vollrente in beiden Staa- 
ten bei einer Schädigung von mir>destens 20®/o 
gewährt. 

Die Unfallrenten in der Bundesrepublik werden 
ähnlich wie die Renten der Rentenversicherung lau- 
fend an die Einkommensentwicklung angepaßt, wo- 
für die VeräiKlerung der durchschnittlichen Brutto- 
lohn- und -gehalLssumme als Grundlage dient. Eine 
entsprechende Renten-Dynamisierung existiert in 
der DDR nicht. 

K r i egAopi erv e tSQX g U/ig 

406. Einen weiteren Bestandteil der monetären 
Sicherung bei Invalidität stellen die Renten der 
Kriegsopferversorgung in der Bundesrepublik und 
die Kriegsbeschädigtenrenten in der DDR dar. ln 
der Bundesrepublik haben Kriegsbeschädigte mit 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von minde- 
stens 25 ®/o einen Anspruch auf eine Grundrente, die 
1970 je nach dem Grad der Beschädigung 61 DM 
bis 313 DM beträgt. Schwerbeschädigte (Minderung 
der Erwerbsfähigkeit mindestens 50 Vo) können zu- 
sätzlich eine ebenfalls nach dem Schädigungsgrad 
gestaffelte Ausgleichsrente zwischen 139 DM und 
313 DM erhalten, worauf jedoch Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit und sonstige Einkünfte unter be- 
stimmten Beding\mgen anzurechnen sind. Ab 1971 
werden die Kriegsopferrenten ebenfalls dynami- 
siert. In der DDR wird erst bei kriegsbedingten Kör- 
perschäden von mindestens 66*/»®/o eine Kriegsbe- 
schädigtenrente von 150 M gewährt, worauf nach 
bestimmten Vorschriften Einkommen aus Erwerbs- 
tätigkeit oder sonstige Einkünfte anzurechnen sind, 
soweit der Kriegsbeschädigte die Altersgrenze in 
der Sozialversicherung nicht überschritten hat. Min- 
destens 30 ®/o der Rente werden ausgezahlt. 


Kapitel Vt 

Sachleistungen 

407. Als Sachleistungen werden außer Hilfsmitteln, 
deren Regelung bereits unter dem Abschnitt 
.Krankheit, Mutterschaft, Unfair behandelt wurde, 

Ln beiden Staaten Vorbeugungs- und Rehabildta- 
tionsmaßnahmen zur Erhaltung, Besserung und Wie- 
derherstellung der Gesundheit und Leistungsfähdg- 
keit gewährt. 

EntsprecheiKi der Vielgliedrigkeit der Sozialver- 
sicherung in der Bundesrepublik kommen je nach 
der Ursache der Gesundheitsschädigung (z. B. 
Unfall), nach der Versichertengruppe (Arbeiter, An- 
gestellte, Nichtversicherte) exier nach der Art der 
erforderlichen Maßnahmen als Leistungsträger die 
Krankenkassen, die Rentenversicherungsträger, die 
Unfallversicherungsträger, die Bundesanstalt für 
Arbeit, die Kriegsopferversorgimg, die Sozialhilfe 
sowie gemeinnützige Einrichtungen in Frage. 

Demgegenüber liegt die Rehabilitation in der DDR 
weitgehend im Aufgabenbereich der Sozialversiche- 
rung, wobei eine enge Verbindung mit dem staat- 
lichen und betrieblichen Gesundheitswesen ange- 
slrebt wird. 

Uber die Gewährung von Heilmaßnahmen entschei- 
det bei Versicherten der Sozialversicherung des 
FDGB die Kurkommission, bei Sozialversicherten 
der Staatlichen Versicherung der DDR deren bera- 
tungsärztliche Dienststelle. Die Kurkommission be- 
steht auf Kreis- oder Betriebsebene und setzt sich 
aus Gewerkschaftsmitgliedern uikI Ärzten zusam- 
men. Ihre Aufgabe besteht in der Auswahl der für 
Kuren in Frage kommenden Personen, in deren 
Vorbereitung auf die Kurbehandlung, in der Ein- 
weisung in die Kureinrichtungen imd in der Vor- 
bereitung und Kontrolle der Nachsorge. Für Kur- 
behandlungen bei Silikose, Diabetes, Geschwulst- 
erkrankungen, Hauterkrankungen, Tuberkulose, bei 
Genesungskuren für Schwangere sind nach dem 
Dispensaire-Prinzip die jeweiligen besonderen Be- 
ratungsstellen zuständig. 

Abgesehen von organisatorischen Unterschieden 
wird die Rehabilitation in beiden Staaten mit ähn- 
lichen Maßnahmen im medizinischen und beruf- 
lichen Bereich betrieben, in der DDR wird jedoch 
eine rasche Wiederedngliederung ins Erwerbsleben 
stärker betont. Hierzu wie zur Vorbeugung gegen 
Arbeitsunfähigkeit kann in der DDR .Schonarbeit* 
ärztlich angeordnel werden, die es dem Rehabilitan- 
den ermöglichen soll, im Arbeitsprozeß allmählich 
seine alte Leistungsfähigkeit wieder zu erlangen. 

Für die Zeit der Schonarbeit wird mindestens der 
Durchschnittsverdienst der letzten 12 Monate vom 
Betrieb weilergezahlt. Eine der Schonarbeit ver- 
gleichbare Rehabilitationsmaßnahme besieht in der 
Bundesrepublik ndchl. 


d) Familie 

408. Der wirtschaftlichen Mehrbelastung, die der 
Familie infolge der Zahl der Kinder entsteht, wird 
in beiden Staaten durch die Gewährung von direk- 
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ten und indirekten^ Familienleistungen Rechnung 
getragen. 

Kindergeld, KJnderiuachlag 

409. In der Bundesrepublik wird Kindergeld ge- 
zahlt für das zweite Kind und jedes weitere Kind 
bis zu dessen 18. Lebensjahr, darüber hinaus für in 
Ausbildung stehende bis zum 25. Lebensjahr,- für 
behinderte und gebrechliche Kinder kann auch über 
das 25. Lebensjahr hinaus Kindergeld gewährt wer- 
den. Die Zahlung für das zweite Kind an Personen 
mit nicht mehr als zwei Kindern erfolgt nur unter 
der Voraussetzung, daß das Jahreseinkommen der 
Eheleute 13 200 DM nicht übersteigt. Im übrigen 
wird Kindergeld unabhängig vom Einkommen ge- 
zahlt. Seit 1955 ist das Kindergeld mehrfach erhöht 
worden. Die Aufwendungen für das Kindergeld ein- 
schließlich der Verwaltungskosten trägt der Bund. 
Im öffentlichen Dienst beschäftigte Personen erhal- 
ten statt des Kindergeldes Kinderzuschläge. 

Altersruhegeld sowie 'Renten wegen Berufs- und 
Erwerbsunfähigkeit eines Versicherten erhöhen sich 
für jedes Kind uro einen Kinderzuschuß, der grund- 
sätzlich bis zum 18,, für in Ausbildung stehende 
oder behinderte Kinder bis zum 25. Lebensjahr ge- 
währt wird. Die Höhe des Kinderzuschusses ist 
unabhängig von Rentenhöhe und Rentengrund und 
beträgt einheitlich für alle Rentenempfänger ein 
Zehntel der für die Berechnung der Rente maßge- 
benden allgemeinen Bemessungsgrundlage; das sind 
für die im Jahre 1970 emtretenden Versicherungs- 


Übersicht 50 


Kindergeld/KinderzuschJäge 



BRD 

DDR 

Für das 

Leistungen 

Leistungen 

. . Kind 

in DM 

inM 


pro Monat 

pro Monat 




1. 


— 

20 

2. 


25» 

20 

3. 


60 

50 

4. 


60 

60 

5. und weitere 


70 

70 


fälle monatlich 86 DM (allgemeine Bemessungs- 
grundlage 10 318 DM). 

In der DDR erhalten Arbeiter und Angestellte, Mit- 
glieder von Produktionsgenossenschaften u. ä. für 
ihre Kinder einen staatlichen Kinderzuschlag in 
Höhe von 20 M monatlich je Kind bis zum 15. bzw. 

18. Lebensjahr. Handwerker, Selbständige und Frei- 
berufliche erhalten 15 M monatlich je Kind. 

Zur Verbesserung der sozialen Lage von Familien 
mit vier und mehr Kindern wird staatliches Kinder- 
geld gezahlt. Es beträgt für das 3. Kind monatlich 
50 M, für das 4. Kind monatlich 60 M, für das 5. und 
jedes weitere Kind monatlich 70 M; in diesen Be- 
trägen sind die laufende staatliche Unterstützung 
und der staatliche Kinderzuschlag enthalten. 

BhegattemuschJag 

410. Einen Ehegattenzuschlag erhalten in der DDR 
Arbeiter und Angestellte und Mitglieder von Pro- 
duktionsgenossenschaften mit einem Brultodurch- 
schnittsverdienst bis zu 800 M in Höhe von 5 M 
monatlich, sofern der Ehegatte kein eigenes Einkom- 
men hat. Für Studierende und Sozialeinkommensbe- 
zieher mit unter 600 M Einkommen beträgt der Ehe- 
gattenzuschlag 9 M monatlich. Der Ehegattenzu- 
schlag wurde, wie auch der Kinderzuschlag, nach der 
Abschaffung der Lebensmittelkarten, die zu einer 
Preisanhebung vieler Konsumgüter führte, im Jahre 
1958 eingeführt. Auch zu den Alters- und Invaliden- 
renten werden unter bestimmten Voraussetzungen 
Ehegatten- und Kinderzuschläge gewährt. Zuschläge 
in Höhe von 40 M monatlich erhalten Rentner, deren 
Ehegatten keinen eigenen Rentenanspruch und das 
Rentenalter erreicht haben bzw. bei denen Invalidität 
vorliegt. Anspruch auf Ehegattenzuschlag besteht 
auch, wenn der Ehegatte ein Kind unter drei bzw. 
zwei Kinder unter acht Jahren hat. Der Kinderzu- 
schlag in Höhe von 40 M monatlich wird bis zum 
16, bzw. 18, Lebensjahr ausgezahlL 

Zu den Leistungen müssen noch die in beiden Staa- 
ten gewährten einmaligen Beihilfen an Mütter bei 
der Entbindung hinzugerechnet werden (Pauschal- 
betrag in der Bundesrepublik, staatliche Beihilfe in 
der DDR; vgl. o. Abschnitt 3 a). 


Wohngeld 

411. ln der Bundesrepublik wird auch Wohngeld 
gewährt, wenn das Familieneinkommen 9600 DM 
jährlich (Erhöhung dieser Grenze um 2400 DM für 
jedes weitere zum Haushalt gehörende Familien- 
mitglied) nicht übersteigt. 


* Zwellklndcrgeld wird nur gewährt, wenn das Jahres- 
einkommen der Eltern 13 200, — DM nicht übersteigt 
oder wenn die Ellern drei oder mehr Kinder haben. 


Quellen: BRD: ßundeskindergeldgeselz vom 14 April 
1964 (BGBL. 1. 1964, S. 265), zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Bundeskindergeldgesetzes vom 
Dezember 1970. DDR: VO über die Zahlung 
eines staatlichen Kinderzuschlages vom 28. Mai 
1958 (GBL, I. 1958, S. 437; GBL. II. 1967, S. 240; 
GBl., II, 1969. S. 485). 


UnterstÜizungsJeiatung 

412. Alleinstehende Werktätige erhalten in der 
DDR eine Unterstützung zur Pflege ihrer erkrankten 
Kinder. 


Hinterb/Jebenenrente 

413. Stirbt der Ernährer, so werden in der Bundes- 
republik und in der DDR Hinterbliebenenrenten ge- 
zahlt. 
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In der Bundesrepublik sind Hinterbliebenenrenten 
nach dem Gesetz Witwenrenten und Witwerrenten, 
Renten an frühere Ehemänner/Ehefrauen der/des 
Versicherten sowie Waisenrenten. Witwen-(Wit- 
wer-lRenten werden unabhängig von Aller, Er- 
werbsfahigkeil und -täligkeit des Rentenberechtig- 
ten gezahlt. Jedoch wird Wilwerrente nur dann ge- 
währt, wenn die verstorbene Versicherte überwie- 
gend den Familienunterhalt bestritten hat. Für die 
ersten drei Monate wird die Witwen-(Witwer-)Rente 
in voller Höhe (ohne Kinderzuschuß) der Rente ge- 
zahlt. die dem Versicherten zum Zeitpunkt seines 
Todes zustand. Danach beträgt sie im Normalfalle 
60 Vo der Rente, die dem Versicherten zum Zeit- 
punkt seines Todes als Altersrente oder Erwerbs- 
unfähigkeitsrente (ohne Kinderzuschlag) zugestan- 
den hätte. Soweit die Witwe das 45. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, nicht berufs- oder erwerbs- 
unfähig ist und kein waisenrenlenberechtigtes Kind 
erzieht, beträgt die Hinterbliebenenrente lediglich 
60 der Rente, die dem Verstorbenen zugestanden 
hätte, wenn er zum Zeitpunkt seines Todes berufs- 
unfähig gewesen wäre. Die Wartezeit gilt in der 
Regel als erfüllt, wenn zum Zeitpunkt des Todes 
eine Versicherungszeil von 60 Kalendermonaten 
nachweisbar ist. Bei Witwen unter 45 Jahren, die 
keine Kinder zu versorgen haben, wird die Hinter- 
bliebenenrente um ein Drittel gekürzt. 

Waisenrenten werden unter den gleichen Voraus- 
setzungen gewährt wie der Kinderzuschuß. Halb- 
waisen erhalten ein Zehntel, Vollwaisen ein Fünftel 
der Versirherlenrente wegen Erwerbsunfähigkeit. 
Hinzu kommt der volle Kinderzuschuß (1970 = 
86 DM pro Monat). Zusätzlich wird das Kindergeld 
nach dem Bundeskindergeldgesetz gewährt. 

Auch in der DDR werden die Hinlerbliebenenrenlen 
von der Rente des verstorbenen Versicherten abge- 
leitet. Anspruch auf Wilwen-(Wilwer-)Renle besieht 
allerdings für die Witwe erst nach Vollendung des 
60. Lebensjahres, für den Witwer nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres, bei Vorllegen der Invalidität 
bzw. wenn die Witwe ein Kind unter drei Jahren 
oder zwei Kinder unter acht Jahren hat. Die Witwen- 
(Witwer-lRentc betragt 60 der Rente des Ver- 
storbenen, mindestens jedoch 150 M monatlich. 
Die Hinterbliebenen in der DDR sind also wesenl- I 
lidi schlechter gestellt als ihre Schicksalsgefährten i 
in der Bundesrepublik. 

Die Zahlung der Waisenrente erfolgt unter den 
gleidien Voraussetzungen, die für die Zahlung des 
Kinderzuschlages maßgebend sind. Sie beträgt für 
Halbwaisen 30 (mindestens 5.5 M], für Vollwaisen 
40 “/a monatlich (mindestens 80 M) der Rente des 
verstorbenen Versicherten Ähnliche Regelungen 
gellen im Falle freiwilliger Versicherung auf Zusalz- 
renten. 

Sterbegeld 

414. Beim Tod des Versicherten oder eines seiner 
Angehörigen wird in der Bundesrepublik und in der 
DDR in unterschiedlicher Hohe Sterbegeld gezahlt. 


e) Erwerbsrisiken 

KonzepfJOrt dei Sicherung gegen Brwctbmstken 

415. ln der Bundesrepublik hat sich in den letzten 
Jahren ein deutlicher Wandel der Maßnahmen und 
der Instrumente zur Sicherung der Arbeitnehmer 
gegen den Verlust und die Gefährdung der Arbeits- 
plätze vollzogen; War das Gesetz über .Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) 
in erster Linie darauf gerichtet, Erwerbsminderun- 
gen infolge des Verlustes von Arbeitsmöglichkeiten 
im Nachhinein zu mindern und durch Unlerstüt- 
zungszahlungen zu kompensieren, so legen die neue 
Gesetzgebung und die Praxis den Akzent auf die 
vorbeugende Verhütung von Erwerbsrisiken. Die 
klassischen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik 
werden mehr und mehr in den Dienst präventiver 
Maßnahmen gestellt. Im Rahmen einer solchen 
aktiven Arbeitsmarktpolitik kommt den Bereichen 
der allgemeinen und der beruflichen Bildung eine 
große Bedeutung zu. 

In der DDR gibt es die Verhinderung und Kompen- 
sierung von Erwerbsrisiken als eigenständigen Teil- 
bereich des Systems der sozialen Sicherung nicht. 
Offiziell wird von Arbeitslosigkeit nicht gesprochen. 

Sie wird aber, wie in Jeder wachsenden und Slruk- 
turwandlungen unterworfenen Volkswirtschaft, in 
Form friklionaler und Ruktualionsarbeitslosigkeil 
dennoch vorhanden Sein. Arbeitsmarktpolitik, vor 
allem in Form von Arbeitskräftelenkung, ist ein 
wichtiger Teil des umfassenden ökonomischen Pla- 
nungssystems. Sie bildet das Bindeglied zwischen 
dem Bildungssystem (vgl. Kapitel Vlll, Abschnitt 2) 
und der Wirtsdiafl. 

Der Vergleich der Maßnahmen und Leistungen zur 
Sicherung gegen Erwerbsrisiken in beiden deutschen 
Staaten wird durch den Mangel an Daten aus der 
DDR erschwert und teilweise sogar unmöglich ge- 
macht. 

Da es in der DDR Erwerbsrisiken und Arbeitslosig- 
keit per definitionem nicht gibt, fehlt es auch völlig 
an statistischen Daten über diese Tatbestände 

A tbei tsf^Tderangtge^c rz 

416. In der Bundesrepublik enthalt das Arbeitsför- 
derungsgesetz (AFG), seit dem l. Juli 1969 in Kraft, 
em ganzes Bündel von Siiherungsmaßnahmen. Es 
markiert den vollzogenen Übergang von der ..Fol- 
genbeseitigung“ zur aktiven Gestaltung des Arbeits- 
marktes. Der .Arbeitslosenversicherung und ihren 
Leistungen kommt gegenüber den präventiven Maß- 
nahmen nur noch ein subsidiärer Charakter zu. Vor- 
rang vor allen anderen Maßnahmen genießt die 
Arbeitsvermittlung, d. h. dem Arbeitsuchenden soll 
zunächst ein angemessener Arbeitsplatz nachgewie- 
sen werden. An zweiter Stelle steht die Berufsbe- 
ratung, die auch die Möglichkeiten beruflicher Bil- 
dung und Förderung umfaßt. Diese letzteren Maß- 
nahmen bilden einen Schwerpunkt der Arbeitsmarkl- 
politik. Sie umfassen die berufliche Ausbildung, 
Fortbildung und Umschulung. Weiterhin wird nach 
dem AFG die .Arbeitsaufnahme gefördert; hier han- 
delt es sich vor allem um die Erleichterung der be- 
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niflidien und räumlichen Mobilität der Arbeitneh- 
mer. Auch der beruflichen Rehabilitation soll die 
Arbeitsverwaltung vermehrte Aufmerksamkeit wid- 
men. 

Die finanzielle Unterstützung von Arbeitnehmern, 
deren Arbeitsverdienste durch Kurzarbeit, Entlas- 
sung oder Witterungseinflüsse — hier rückt als 
aktive Maßnahme die Produktive Winterbauförde- 
rung in den Vordergrund — geschmälert werden, 
bleibt durch das AFG gesichert. 

BerutsblJdungsgesetz 

417. Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 
muß ebenso wie das Erste Gesetz über individuelle 
Förderung der Ausbildung vom 19. Juni 1969 im 
Zusammenhang mit der Sicherung gegen Erwerbs- 
risiken genannt werden: Beide Gesetze sind auf 
die Erhöhung der Qualifikation und der Mobilität 
der Arbeitnehmer, vor allem der auszubildenden 
Jugendlichen gerichtet (vgl. Kapitel VII). Auf die 
Verzahnung der Maßnahmen nach dem AFG und 
den beiden Ausbildungsgesetzen im Hinblick auf die 
Erfordernisse des Arbeitsmarktes wird amtlicher- 
seits nachdrücklich hingewiesen. 

Azbeitsrech tsbereinigungsgesetz 

418. Das Erste Arbeitsrechtsbereinigungsgesetz 
vom 1. September 1965 brachte eine gewisse An- 
gleichung des Kündigungsschutzes für gewerbliche 
Arbeitnehmer an die schon seit langem üblichen 
Bestimmungen für Angestellte. Kriterium für die 
Verlängerung der Kündigungsfristen der Arbeiter 
ist die Dauer der Betriebszugehörigkeit- Für die Be- 
messung von Abfindungen bei sozial ungerecht- 
fertigter Kündigrung durch den Arbeitgeber wird zu- 
sätzlich das Lebensalter des betroffenen Arbeiters 
berücksichtigt. 

RatlonQUsierungsschulzabkommen 

419. Zur Sicherung der Arbeitnehmer gegen die 
sozialen Konsequenzen des technischen und organi- 
satorischen Wandels werden zwischen den Gewerk- 
schaften und den Arbeitgeberverbänden bzw. einzel- 
nen Unternehmensleitungen als autonomen Tarif- 
vertragsparteien in zunehmendem Umfang soge- 
nannte Rationalisierungsschutzabkommen in Form 
von Tarifverträgen abgeschlossen. Sie sehen Ver- 
längerung der Kündigungsschutzfrlsten für Arbeiter 
und Angestellte. Zahlung von Abfindungen bei un- 
vermeidbarer Entlassung sowie Sicherung gegen 
Erwerbsminderungen bei innerbetrieblichen Um- 
setzungen vor. Dauer der Betriebszugehörigkeit und 
Lebensalter bilden auch hier die Maßstäbe, nach 
denen der Ltafang der Maßnahmen und Leistungen 
bemessen wird. 

Sozialpläne 

420. Schließlich sind noch die Sozialpläne zu nen- 
nen, die häufig in Form von Betriebsvereinbanmgen 
zwischen Betriebsräten und Unternehmensleitungen 
fixiert werden. Auch sie sollen den von betrieblichen 
Umstellungsmaßnahmen betroffenen Arbeitnehmern 
eine gewisse Beschäftigungs- und Einkommens- 


garantie bieten. Bei der Praktizierung solcher Sozial- 
pläne ist eine enge Zusammenarbeit mit den ört- 
lichen und regionalen Dienststellen der Arbeitsver- 
waltung zu beobachten. Soweit es sich um ältere 
Arbeitnehmer handelt, tritt die Abstimmung mit 
dem Träger der Rentenversicherung hinzu. 

PfUchtversidieriing gegen Arbeitnlosigketl 

421. In der DDR werden die Maßnahmen gegen 
Erwerbsausfall durch Verlust des Arbeitsplatzes in 
der Verordnung über die Pflichtversicherung gegen 
Arbeitslosigkeit vom 28. Januar 1947 geregelt. In 
diese Verordnung sind zwei Durchfühnmgsverord- 
nungen vom 28, März 1947 bzw. vom 27. Dezember 
1947 und eine Anordnung vom 22. Juni 1959 einge- 
arbeitet worden, die lediglich eine Anpassung der 
Nomenklatur an den wechselnden Sprachgebrauch 
bezweckten. Im Vordergrund steht die Beschaffung 
von Arbeitsplätzen. Bei vorübergehendem unver- 
schuldetem Verlust des Arbeitsplatzes wird Unter- 
stützung der Sozialversicherung gezahlt (vgl. §§27 
bis 46 SVO und § 102 GBA). Die Unterstützung wird 
durch die Kreisvorstände des FDGB, Verwaltungen 
der Sozialversicherung, ausgezahll. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die praktische Be- 
deutung dieser Verordnung lediglich noch darin 
liege, den Arbeitnehmern beim nicht , nahtlosen" 
Wechsel von einem Arbeitsverhältnis in ein anderes 
für die Übergangszeit eine materielle Sicherung zu 
garantieren. 

Die Sicherung der Arbeitnehmer gegen die Gefähr- 
dung und den Verlust von Arbeitseinkommen tritt 
zurück gegenüber den Maßnahmen der Arbeits- 
kräftelenkung. 

422. In der DDR stellen sich Probleme aus der Pla- 
nung des „Faktors Arbeit" als eines Teilsystems der 
Gesamtplanung der sozialistischen Wirtschaft. Ar- 
beitskräfteplanung zur Sicherung der Erfüllung der 
allgemeinen wirtschaftlichen Planziele ist zunächst 
abgestellt auf die Steigerung der Arbeitsproduktivi- 
tät. 

Als Mittel der Planung des Arbeitskräftebedarfs und 
der plangemäßen Versorgung der Wirtschaft mit 
Arbeitskräften werden genannt: die Berufsausbil- 
dung, die Ausbildung von Fach- und Hochschul- 
kadern, die Mobilisierung und Einbeziehung von 
neuen Arbeitskräften aus der nicht berufstätigen Be- 
völkerung (vor allem Hausfrauen), die Umsetzung 
von Arbeitnehmern, deren Arbeitsplätze im Zuge des 
technischen Wandels „wegrationalisiert" wurden. 

Zum Planungssystem gehören die Gestaltung der 
Lohn- und Prämienfonds der Betriebe und die son- 
stigen Formen der „materiellen Interessiertheit", wie 
schließlich auch die Bemühungen, Leistungen und 
Einkommen optimal aufeinander abzustimmen. 

Ämter iüi Arbeit und Berufsberatung 

Die Ämter für Arbeit und Berufsberatung sollen auf 
den verschiedenen Verwaltungsebenen prognostisch 
die Entwicklung des „Arbeitsvermögens" planen, 
worunter die Summe der Fähigkeiten, Fertigkeiten 
und Tätigkeiten der Arbeitskräfte in der Volkswirt- 
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Schaft verstanden wird. Sie unterstützen aus der 
Sicht der jeweiligen Gebietskörperschaft die Aus- 
arbeitung und Realisierung der Arbeitskräftepläne, 
die von den Betrieben in eigener Verantwortung auf- 
gestellt werden, einschließlich betrieblicher Rationa- 
lisierungsvorhaben. Sie koordinieren die Verwen- 
dung der verfügbaren Arbeitskräfte. 

Eine wichtige Aufgabe der Ämter ist die Aufstellung 
von Plänen für die optimale Ausbildung des beruf- 
lichen Nachwuchses. Sie leiten den Volksbildungsab- 
teilungen der Räte, den Betriebsleitungen und der 
Öffentlichkeit Informationen zu über die bedarfsge- 
rechte Berufsorientierung, Berufsaufklärung und Be- 
rufsvorbereitung der Jugend. 

Den Ämtern für Arbeit und Berufsberatung stehen 
als beschließende und vollziehende Organe der 
Volksvertretungen die Ständigen Kommissionen für 
Arbeit und Berufsberatung gegenüber. Sie setzen 
sich zusammen aus Mitgliedern der Räte und weite- 
ren sachkundigen Mitgliedern. Ihre wesentlichen 
Aufgaben sind: 

■ Beratung der Arbeitskräftepläne; 

■ Kontrolle des rationellen Einsatzes der Arbeit- 
nehmer; 

■ Vorbereitung und Verwirklichung von Maßnah- 
men der Arbeitskräftelenkung; 

■ Einschränkung der Fluktuation der Arbeitneh- 
mer; 

■ Verbesserung der Nutzung der Arbeitszeit und 
der Arbeitsbedingungen; 

■ Förderung der Polytechnischen Bildung, der Be- 
rufsausbildung, der Qualifikation, der Kapazi- 
tätsentwicklung der Ausbildungsstätten. 

Enge Bezüge bestehen zwischen dem System der 
allgemeinen und beruflichen Bildung und den Maß- 
nahmen der Arbeitsmarktpolitik. Die institutioneile 
und inhaltliche Verbindung zwischen der Arbeits- 
welt und dem Bereich der Erziehung ist durch die 
entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen gewähr- 
leistet (vgl. Kapitel VII). 

Kurzarbefl$geJd 

423 . In der Bundesrepublik wird bei vorübergehen- 
dem teilweisem Arbeitsausfall nach dem AFG in der 
Regel für höchstens sechs Monate Kurzarbeitsgeld 
gewährt. Es bemißt sich nach dem potentiellen Ar- 
beitsentgelt und nach den potentiell zu leistenden 
Arbeitsstunden entsprechend einer im Gesetz enthal- 
tenen Tabelle. Je Ausfallstunde wird ein Familien- 
zuschuß von 0,30 DM gezahlt. 

Schlecht WC ilergeld 

Zur Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft wird zwischen dem 1. November und 
dem 31. März an die Bauarbeiter Schlechlwettergeld 
gezahlt, wenn die Witterung die Einstellung der 
Arbeit erzwingt. Damit soll die Entlassung der Bau- 
arbeiter in der Schlechtwetterperiode verhindert 
werden. Die Arbeiter können kurzfristig ihre Tätig- 
keit wieder aufnehmen, wenn die Witterung sich 
bessert. Das Schlechtwettergeld bemißt sich für die 
ausgefallenen Arbeitstage nach den Regelungen bei 
Kurzarbeit. Zusätzlich werden 5 Va des Stundeneck- 
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lohnes gewährt. Bei einem Arbeitsentgelt je Arbeits- 
stunde bis 2,05 DM und einer Wochenarbeitszeit von 
höchstens 60 Stunden beträgt das Kurzarbeiter- 
/Schlechtwettergeld zwischen 1,07 DM und 1,43 DM. 

Es erhöht sich auf 6,06 DM bei einem Stundenlohn 
von 9,69 DM und mehr bei 40stündiger Wochen- 
arbeitszeit. 

WmtefbnulhrdprurKj 

Zuschüsse zu den im Januar und Februar witterungs- 
bedingl entstehenden Mehrkosten werden den Bau- 
unternehmern als Produktive Winterbauförderung 
gezahlt. Hinzu kommen Subventionen aus den Mit- 
teln der Bundesanstalt für Arbeit für Anlageinvesti- 
tionen und für Fahr- und Unterhaltskosten der Bau- 
arbeiter. 

ArheJtsla5engeld 

Arbeitslose, die mindestens 26 Wochen beschäftigt 
waren, erhalten Arbeitslosengeld aus der Arbeits- 
losenversicherung für die Dauer von 78 bis 312 Ta- 
gen. Der Hauptbetrag ist von wöchentlich höchstens 
7,80 DM bei einem wöchentlichen Arbeitsentgelt bis 
12,49 DM bis zu höchstens 242,40 DM bei einem 
Arbeitsentgelt von 390 DM und mehr gestaffelt. Der 
Familienzuschlag für Ehegatten und Kinder beträgt 
wöchentlich 12 DM. 

ArhcllBioBcnhille 

Bedürftige Arbeitslose, die die Anwartschaft auf 
Arbeitslosengeld nicht erfüllen oder die mindestens 
ein Jahr lang beschäftigungslos waren, haben An- 
spruch auf Arbeitslosenhilfe. Deren Höchstbeträge 
staffeln sich von wöchentlich 7.80 DM bis 134,40 DM. 

Der Familienzuschlag ist der gleiche wie bei Empfän- 
gern von Arbeitslosengeld. 

Zus<fiüsse JiiT Daueiarbctts^pfdtic 

Aus Mitteln der Bundesanstalt werden Zuschüsse zur 
Schaffung von Dauerarbeitsplätzen gezahlt, die durch 
Strukturwandlungen betroffenen Arbeitnehmern an- 
geboten werden müssen. Zuschüsse zu den Lohn- 
kosten bis zu 50 der Tariflohnsätze und Investi- 
tionshilfen sollen den Unternehmern Anreize zur 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer bieten. 

IndIvidtjpUr berufliihe Forderung 

Im Arbeitsförderungsgesetz wird der individuellen 
Förderung der beruflichen Bildung großes Gewicht 
beigemessen. Sie soll in Form der Ausbildung, der 
Fortbildung und der Umschulung vermittelt werden. 
Wegen der großen Vielfalt der Leistungen auf Grund 
von Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen 
und wegen fehleiKier Daten über den Kreis der von 
diesen Maßnahmen begünstigten Personen ist eine 
detaillierte Darstellung nicht möglich. 

Arberts/osenunterstützung 

424 . In der DDR wird nach der Verordnung über 
die Pflichtversicherung gegen Arbeitslosigkeit von 
1947 Arbeitslosenunterstützung nur dann gewährt, 
wenn in den letzten 12 Monaten 26 Wochen lang 
Beiträge gezahlt worden sind. Die Unterstützung be- 
trägt 1,20 M bis 2, — M täglich. Für jedes Familien- 
mitglied werden 0,35 M täglich gewährt. Hinzu 
kommt ein monatlicher Mietzuschuß von 18 M. Liegt 
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die ArbeUsiosenunterstützung unterhalb der von der 
Sozialhilfe gewährten Beträge, so wird ein Ausgleidi 
aus Mitteln der Sozialfürsorge gewährt. 

Uber den Umfang der Individuellen Förderung der 
beruflidien Qualifikation und Mobilität liegen keine 
Angaben vor* Die Maßnahmen sollen friktionale und 
FlufcluationsarbeLlslosigkeit verhüten oder zumin- 
dest so gering wie möglidi hallen. Soweit es sich um 
Maßnahmen der Berufsbildung im weitesten Sinne 
handelt, sei auf Kapitel VII verwiesen. 

ümlang der Leiittungen 

425* ln der Bundesrepublik lassen sich die Aus- 
gaben der Bundesanstalt für Arbeit zur Finanzie- 
rung der ihr durch das AFG zugewiesenen Aufgaben 
wie folgt aufgliedern : 

Die Umstellung der Arbeitsmarktpolitik von der 
Schadensheilung zur Schadensverhütung ko mm t in 
der Steigerung der Ausgaben für bildungsbezogene 
und mobüitätsfördemde Maßnahmen zum Ausdruck. 
Deren Anteil an den Gesamtausgaben der Arbeits- 
Verwaltung wird in den kommenden Jahren weiter 
steigen. 

Der Anstieg der Ausgaben für PrcKlukltve Maßnah- 
men ist allein auf die wjHeruiigsbedingte Steige- 
rung des Sdileditwetlergeldes zurüdczufübren. 

Für die DDR finden sich weder in den Statistischen 
Jahrbüchern noch in der PachUleratur Zahlenan- 
gaben, die einen Vergleich mit der Bundesrepublik 
gestalten. Aber auch hier ist das Vordringen von 
Qualifikationsmaßnohmen zu beobachten. 


f) Sozialhilfe — Sozialfürsorge 

426 , Die Sozialhilfe bzw, Sozialfürsorge hilft in bei- 
den deutschen Staaten denjenigen Personen, die 
trotz der umfangreichen sozialen Sicheningssysteme 
in Not geraten und sidi zeitweise oder dauernd nicht 
aus eigener Kraft helfen können. 

In der Bundesrepublik wird Sozialhilfe als «Hilfe in 
besonderen Lebens lagen gewährt. Auf gabe dieser 
Hilfe ist es. dem Empfänger die Führung eines men- 
schenwürdigen Lebens zu ermöglichen. Anspruchs- 


berechtigt ist der einzelne unabhängig von seinem 
Alter. 

Die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb 
von Anstalten wird überwiegend nach Regelsälzen' 
gewährt, die nach dem Alter, der Art der Haushalts* 
Zugehörigkeit und nach örtlichen Bedingungen ge- 
staffelt sind. Hinzu kommen Mehrbedarfszusdiläge 
für Alte, Erwerbsunfähige, werdende Mütter u. a- 
sowle die volle Miete und gegebenenfalls einmalige 
Leistungen zur Deckung eines Sonderbedaris. Tm 
Bundesdurcbsdinitt betrug der monalUdie Regelsatz 
für den Haushaltsvorstand am 1. August 1970 rd. 
155 DM, für Haushaltsangehörige über 18 Jahren 
120 DM. Bei der Hilfe in Anstalten wird neben den 
Pflegekosten ein angemessenes Taschengeld ge- 
währt. 

Der Hilfe zum Lebensunterhalt in der Bundesrepu- 
blik entsprechen in der DDR die Leistungen der all- 
gemeinen Sozialfürsorge, die seit dem l, Juli 1968 
eine HaupLunterslützung von 110 M, einen Sozial* 
fürsorgesatz von 50 M an mitunterslützte Ange- 
hörige und von 40 M an Kinder sowie ebenfalls 
Mietbeihilfen gewährt. Der Höchstsatz der Unter- 
stützung je Familie beträgt 260 M monatlich ohne 
Mielbeihilfen und Zuschläge* 

Als «Hilfen in besonderen Lebenslagen'' werden in 
der Bundesrepublik Hilfen zum Aufbau oder zur 
Sicherung der Lebensgrundlage, Ausbüdung^hilfen, 
vorbeugende Gesundheitshilfe, Krankenhilfe, Hilfe 
für werdende Mütter, Eingliederujigshilfe für Behin* 
derte, Tuberkulosenhilfe, BtindenhiHe, Hilfe zur 
Pflege und zur Weiterlührung des -Haushalts sowie 
Hilfe für Gefährdete und Altenhilfe gewährt. Emp- 
fänger dieser Hilfen oder die zum Unterhalt Ver- 
pflichteten haben im Gegensatz zur Hilfe zum 
Lebensunterhalt ilir Einkommen nicht voil, sondern 
nur in zumutbarem Umfang etnzusetzen. Diese Hil- 
fen werden im Bedarfsfälle auch in Anstalten ge- 
währt. 

Einige der Unterstützungsarten m der Bundesrepu- 
blik sind in der DDR von geringer Bedeutung, da 
der Umfang der Sozialversidierung weiter gezogen 
ist und Mindestrenten gewährt werden. Kranken- 
versidierungsschutz wird dem Sozialfürsorgeemp- 
fänger durch Versicherung bei der Sozialversiche- 
rung gewährt, für pflegebedürftige Personen außer- 
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Art der Ausgaben 

1967 

1963 

1969 

Mill. DM 1 

in Vf 

Mill. DM 1 

in 

MLll. DM 1 

ln 

Ausgaben insgesaml 

3 139 

100 

2 954 

WO 

2 853 

WO 

darunter für; 







BUdungsbezogene Maßnahmen 

154 

4,0 

237 

8ß 

450 


Produktive Maßnahmen 

432 

13,8 

704 

23,9 

912 

32J 

Lohnausfall bei Arbeitslosigkeit 

1 959 

62,4 

l 379 

46,6 

760 

26,6 
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halb vun Ansldlten wt-rcJen Pllegegelder geleLslet. 
An Tuberkulose-, Gesciiwulst- und Zuckerkranke 
werden Beihillon gewährt. Weiterhin werden Blin- 
dengeld. staatliches Kindergeld und TasdiengeJd 
bei Krankenhausaufenlhalt gewährt. Für alte und 
pflegebedürftige Personen stellt die Sozialfürsorge 
Plätze in staatlichen Feierabend- und Pflegeheimen 
bereit oder unterstützt die Un lerbringung in nicht- 
staatlichen Heimen. Soweit die Heinibewohner über 
eigene Einkünfte oder Vermögen verfügen, liaben 
sie zu den Unterhauskosten beizutragen. Sow'eit sie 
mitleilos sind, erhallen sie ein monatliches Tasdien- 
geJd, das für Hilfsbedürftige 38 M und für Renlner 
48 M beträgt. Während seit 1964 die Anzahl der 
Plätze ln Feierabendheimen leicht rückläufig ist, 
nahm die Anzahl der Pflegeheime (einsdhl. Blinden- 
ansidlten) und deren Plätze kontinuierlich zu. 

Abschließend sei darauf hirvgewiesen, daß gerade 
auf dem Gebiet der Sozialhille die Gegenüberstel- 
lung besonders pToblematisdi ist, da einerseits in 
der Bundesrepublik die freien Wohlfahrtsverbände 
eine bedeutende Rolle spielen, während andererseits 
in der DDR die Arbeit der ÜrganisaLlon „Volkssoli- 
darität'^ auf dem sozialen Sektor nidit unberüdcsidi- 
tigt bleiben darf, fm Rahmen der Abgrenzung des 
Systems der sozialen Sicherung kann darauf jedoch 
nicht näher eingegangen werden. 


g) Sonstige Leistungen 

427, Neben den Leistungen, die durch bestimmte 
soziale Tatbestände ausgelüst werden, gibt es in 
beiden deutschen Staaten eine Reihe staaLlidier 
Maßnahmen, die kriegsbcciingte oder andere staat- 
hdi verursadite Schäden in der Vergangenheit aus- 
gleichen sollen. Sie sind nidit ganz problemlos dem 
System der sozialen Sicherung zuzuordnen und wer- 
den daher hier nur der Vollständigkeit halber er- 
wähnt. 

ln der Bundesrepublik werden an Vertnebene^ 
Kriegssactigesdiadigle, Spalheimkehrer aus der 
Kriegsgeiangensdiaft, Flüditlinge aus der DDR so- 
wie an Personen, die aus Gründen der Rasse, des 
Glaubens oder der W'eJtanscbauung Schäden durch 
das nationalsozialistische Regime erlitten haben, 
Entschädigungen gezahlt bzw. Maßnahmen der Ein- 
gliederungshilfe gewährt. Die Entsc-hadigungen las- 
sen sich nicht aufschlüsseln und auf Durdischnitts- 
betrage umredinen. 

ln der DDR erhallen Kämpfer gegen den Faschismus 
und Verfolgte des Faschismus Ehrenpensionen, die 
an Frauen mit Vollendung des 55. Lebensjahres und 
an Maimer mit Vollendung des 60. Lebensjahres 
oder bei Invalidität im Sinne der Sozial versiche- 
nmgsgesetze gewährt W'erdem Es handelt sidi um 
rund 30 000 Personen einschließlich der Witw-^en 
verstorbener Antifasdiisten. Darin ist eine unbe- 
kannte Zahl von Ehrenpeusionen lür verdiente 
Staatsdiener enthalten, Die Ehrenpensionen betra- 
gen für Kämpfer gegen den Pasdusnius 800 M 
monalhch und für Verfolgte des Fasdiismüs 600 M 
münatÜch. An Personen, die in die DDR ziehen, 
können Überbrückungshilfen geleistet werden. 
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Diese beiden Leistungsarien in der Bundesrepublik 
und in der DDR sind nur bedingt vergleichbär, da 
die Leistungen in der Bundesrepublik eindeutig Ent- 
schädigungscharakter tragen, während für die Ge- 
währung der Ehrenpensionen nidit nur politisch be- 
dingte Schädigungen in der Vergangenheit, sondern 
auch gleidizeitig das Lebensalter bzw. der Invalidi- 
tätsgrad Voraussetzung sind. 


4, Anhang 

Methodische Hinweise 

Soweit nicht anderes ongcmerki werden für die Bun- 
desrepublik die Slatistischen Jahrbücher der Bundesrepu- 
bitk, der Soziaibericht 197Ü der Bundesregierung und die 
Hauptergebnisse der Arbeits- und Sozialst atistUt, her- 
ausgegehen vom Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnurtg. herangezogeri. Für die DDR werden die Sta- 
Mstkschen JahrbücheT der DDR I960 bis 1970 verwendet. 

Für die Bundesrepublik werden unter „Renten* alle Bar- 
levsumgen der gesetzlichen RenlenvErsiiherung. der Un- 
fallversicherung {ahne VerlelzlengeldJ, der Beamtenver- 
sorgung. der Zusatzversorgung Lm üffenLlichen Dienst 
und der Altershilfe für Landwirte zusammengefdßt. Un- 
ter „Kurzfristige Leistungen bei Krankheh, Mutterschaft 
und Unfair werden die Barleistungen der Krankenver- 
sicherung eirisdiiießlidi Mutterschutz und das Verlelzten- 
geld der Unfallversicherung erfaßt. In den „Famillen- 
leistungen“ sind das staatliche Kindergeld und die Kin- 
derzusdUage im öftentlichen Dten&r enthalten. Nicht er- 
faßt sind hier die Kinder?, usdiläge zu Renten der Sozial- 
versicherung und zu UnieTstutzungen der Sozialhilfe, die 
sich aus diesen beiden Positionen nur schwierig eliminie- 
ren lassen Die Position .Sonstige Übertragungen“ ent- 
halt Leistungen der Wm-dergviimachung, der Unicrhaiis- 
slcherung und sonstige Entsrhädigungsleistungen sowie 
das Wohngeld, das 19ö9' 50 '‘A dieser Position ausmacht. 
Für die DDR werden unter der Position .Renten ** die Al- 
ters-, Invatirien- und Hinterhljebenenrenten der Sozial- 
versicherung des FDGB urrd der Staatlichen Versidierung 
der DDR, die Altersversorgung der Deutschen Reichsbahn 
und Deutschen Post und der Intelligenz sowie die Ehren- 
pensionen erfaßt. Dabei hdiidell es sich zum Teil um 
Schätzungen, die durch Fotlsdireihung älterer Struktur- 
angaben und Eetücksichtigung von Trends erfoLgleri^ fns- 
besondere fehlen ausreldiende statistische Angaben für 
die Ausgaben der Sozialversicherung bei der Staatlichen 
Versicherung der DDR, Uber die „Kurzfristigen Leistun- 
gen" Hegen Angabeni über das KratikGn-, Haus- und 
Taschengeld und über „Sonstige Ausgaben für soziale 
Zwecke" für die Sozialversicherung des FDGB vor, die 
entsprechenden Angaben der Staatlichen Versicherung der 
DDR wurden geschätzt. Die Position pFamilienieislungen" 
isl Identisch mR den Angaben über „StaaiHdie Unterstüt- 
zung für Mutter und Kind" im Staatshaushalt der DDR. 
Darin sind die einmaligen Geburteabeihilfen, die laufen- 
den UnterstützungeiT für das vierte und die folgenden 
Kinder sowie die staaUld:en Kinderzusctiläge enthalten. 
In dieser Position sind auch die staatlichen Ehegalten- 
zusthlage erfaß? Die Leistungen der Kriegsopferversor- 
gung sind ebenso wie die Leistungen der Sozialfürsorge 
geschätzl. Die „Sonstigen Übertragungen" ergeben sldi als 
Restposten nach Abzug der Barleistungen für Sozialfür- 
sorge voiv der Position „Soziale Geldleistiungen fohne 
Renten)" ein sdilieQ lieh eines tn den Jahren 1967 und 
1969 nidit aufgegliederten Betrages von 31,2 MÜL bzw. 
39,9 Mill. M unter der Position „Sozialwesen* in der 
Statistik des SlaatshaushaRs der DDR iStalislisches Jahr- 
buch der DDR, 1970, S. 325). 
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Bel der E^3lilllüI]^g der Sacbleistungen stellen sidi einige 
spezielle meihodi&die Schwierigkeiten r 

L ln der Slaldsiik des Slaatsheushalts der DDR werden 
Ausgaben unter der Position »Gesundheils wesen* für 
ambulante und stationäre Versorgung erfaßt, die zu 
einem nicht bestimmbaren Teil auch unter Leistungen 
für gesundheitliche Zwecke' der Sozialversicherung 
ausgewiesen werden. Es wurde daher nur diese letzte 
F\>sltioni einbezogen. 

2. Eine erhebliche Einschränkung der Angaben Über 
H Ausgaben im Staatshaushalt für kuitureUe, gesund- 
heillidie und soziale Zwecke* seit 1Ö67, die zu nicht 
näher erläuterten Zusammenfassungen geführt hat, 
erschwert nicht nur den ZeHreihenvergleldi für die 
DDR, sondern macht auch erhebliche Schätzungen 
erforderlldh, um einlgermaflen vergleichbare Daten zu 
entsprechenden Angaben für die Bundesrepublik zu 
erhallen, 

3- Während im Sozialbericht der Bundesregierung die 
Verwaltungsaufwendungen getrennt von den Lei- 
st imgsauf Wendungen aufgeführt werden, sind Anga- 
ben über Verwaltungsko&ten in der DDR nur für die 
Sozialversicherung des FDGB bekannt. Da sie mit 
0,5% des Leistungsaufwandes der Sozialversidierung 
des FDGB äußerst gering sind^ wurden sie nicht aus 
den Sa dhlei Stangen ausgegJiedert, Dagegen werden die 
Verwaltungskosten für die Bundesrepublik getrennt 
erfaßt, da sie — bezogen auf die Reinausgaben — ins- 
gesamt mehr als 4*/o betragen und ihre Einbeziehung 
in die Sadileialungen zu einer erheblichen Verfäl- 
schung des StxukturbJldes führen würde. 

Im einzelnen wurden* folgende Abgrenzungen getroffen: 
Für die Bundesrepublik werden entsprechend der Gliede- 
rung des Sozialbüdgets die .Sachleistungen** und .Son- 
stigen Leistungen " ® erfaßt. 

Für die DDR weiden in* der Tabelle unter . Sozial versi die- 
rung** die .Leistungen für gesundheitliche Zwecke" so- 
wie die «Sonstigen Ausgaben der Sozialversicherung' er- 
faßt. Die .Sonstigen Ausgaben" umfaßten bis einschlieS- 
llch 1965 die Kuren und sonstigen Leistungen sowie die 
Verwaltungsausgaben. Seit 1966 wird diese Position ohne 
Eriäutenmgen insgesamt für die Sozialversicherung des 
FDGB und die StaaUiche Versicherung der DDR niedriger 
ausgewiesen als an anderer Stelle allein für den FDGB 
(vgL Statistisches Jahrbuch der DDR, 1970, S. 325* S. 330), 
Aus diesem Grund wird abweichend von den Haushalls- 
angaben mit der Ausgaben Struktur der Sozialversiche- 
rung von 1965 weit erg eredinel uncf die Position dement- 
sprediend in den Jahren 1966 bis 1969 um jeweils 
rd. 140,0 MilL DM erhöht. Die der Kriegsopferversorgung 
in der Bundesrepublik entsprechenden Leistungen wer- 
den in der DDR von der Sozialversicherung erbracht und 
sind dort enthalten. Unter .Sozialhilfe" sind in der DDR 
die Ausgaben (ohne Investilionenl für «Heime des 
Sozialwesens", d. h. für Feierabend-, Pflege- und Sozial- 
heime erfaßt. Diese Position wird gekürzt, da die Heim- 
bewohner, soweit sie eigene Einkommen haben, Beiträge 
zu den Unterbringungskosten zahlen müssen. 

Uöter .JugendhlUe" werden die Ausgaben für Kinder- 
krippen und Dauerheime für Säugliruge und Kleinkinder 
sowie für Jugendhilfe, d. h- insbesondere für Kinder- 
heime, Jugendwerkhöfe und Jugendwohnheime zusam- 
mengefaßl. 

Die oben erwähnte Zusammenfassung des s ozia Ist atls ti- 
schen Teils des Statislt sehen Jahrbuchs der DDR bringt 
besondere Schwierigkeiten bei der Erstellung einer Zelt- 
reihe für das Öffentliche Gesundheitswesen in einer Ab- 
grenzung, che der für die Bundesrepublik im Sozial- 
budget getroffenen etwa entspricht. Für die Jahre 1965 
und 1966 wurden erfaßt: Blutspendezentralen usw., Ju- 


gend gesund heit ssdiutz, Impfwesen, Tbk-Beratung, Betreu- 
imgssielJen für Geschwulst kranke, Hygieneaufsidit, Des- 
inJeklion und Seucherberatung, sonstige Ausgaben für 
Gesundheitssdiutz und -konlrolle. Für 1967 wurden dde 
Aufwendungen für «Hygiene- und Geaundheitserziehung" 
eingesetzt, ln welchem Umfang sich diese beiden Abgren- 
zungen entsprechen, laßt sich aus der amtlichen Statistik 
der DDR nicht feststellen. 

Zu 2. Die Finanzierung der Sozialen Sicherung 

Für die Bundesrepublik wurden die Beitrage, die öffent- 
lidieni Mittel und die Vermögenserträge einschließlich 
sonstiger Mittel dem Soziaibericht entnommen. 

Für die DDR wurden die Beitragseinnahmen nur für die 
Sozialversicherung des FDGB veröffentlicht. Für die 
Staatlidhe Versicherung der DDR mußten dagegen die 
ln den Staatshaushaltsplänen der DDR eingesetzten Soll- 
Zabien verwendet werden. Angesichts des geringen Ge- 
wichtes (10 %1 der Beitragseinnahmen der Staatlichen 
Versicherung an den gesamten Beitragseinnahrnen der 
Sozialversichening können Schätzfehler vernachlässigt 
werden. 


Übersicht Anhang VI* I 


Umrech/TüJig der siatistischen Angaben der DDR 
im voriiegende/i Vergieidi für das Jahr 1969 
(in Miii. DMJ 


Angaben des Stat. Jahrbuches der DDR 

1969 

Gesundheits“ und Sozialwesen 

5 918 

Sozialversicherung 

14 012 

Jugendhilfe 

162 

Insgesamt 

20 092 

^ Stationäre Versorgung * 

1 943 

X Ambulante Versorgung * 

935 

X Wissenschaft, Aus- und Fortbildung 
fim Gesundheitswesen! 

115 

X Lelstungsfinanzierung, Einrichtungen 
des Gesundheitswesens ^ 

16 

X Sonstige staatl. Einrichtungen und 
Maßnahmen ^ 

61 


17 022 

Geschätzte Korrekturen 


Heime des Sozialwesens * 

X 80 

Sonstige Ausgaben der Sozial- 
versicherung ^ 

+ 142 

Ausgaben für soziale Sicherung 

17 084 


^ Wegen Dopp^laählung abgezogen. 

■ Wogen mangelnder VergieidibarkcU mit Angaben lür die 
BRD eUminjert, 

® Wegen nicht erkläriicher Brüche in der Zeitredhe durch Ver- 
kettung geschätzt. 
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Deutscher Bundestag — - 6. Wahlperiode 


QueMen 

Im TextteH dieses Köpitels wurde auf Hinweise zur so- 
7 :ialpolitisdien GeseUgebung verziditet. Da aber beide 
Systeme der soiiaJen Sicherung auf Gesetzen und Ver- 
ordruingen beruhen, ist es notwendig, im folgenden die 
entsprechenden Quellenhinweise zu geben. Es handelt 
sidi dabei um eine Auswahl der wichtigsten Quellen, 


Bundesrepublik 

Rel disv ersi che riings Ordnung vom 19, JuH 1911 (RGBl., 
S. 509), ln dKi Fassung vom 15. Dezember 1924 (RGBl.. 1, 
S. 7?9) 

(BGBl.. III, S. B20— l) 

Angestelltenversicherungsgesetr [AVG) vom 20. Dezem- 
ber 1911 (RGBL* S, 989). ln der Fassung vom 28. Mal 
1924 (RGBl., I, S> 5631 
(BGBl., in, S. 821—11 

Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Realen Versiche- 
rung der Arbeiter (Arbeiterrentenversicherungs-NeuTege- 
lungsgesetz — ArVNG) vom 2-3. Februar 1957 (BGBL, 1, 
S, 451 

(BGBL, tu. S. 823 2—4) 

Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Rentenversidue* 
rung der Angestellien- (AngestelLLenvexsidierung-Neure- 
gelungsgeseu — AnVNG) vom 23. Februar 1957 (BGBL, I. 
S. 88) 

(BGBL, III, S. 821— 2f 

Reichsknappsdiaftsgesetz vom 23. Juni 1923 (RGBL, I, 
S. 431}, in der Fassung vom l. Juli 1926 (RGBL, I, S. 369) 
(BGBl, ItL S. 822—1) 

Gesetz zur Neuregelung der KnappsdbaftHchen Renten- 
versicherung (Knappschaftsrenlen versi cherungs-Neuiege- 
lungsgesetz — KnVT^G) vom 21. Mai 1957 (BGBL, 1. 
S. 533) 

(BGBL, fll, S. 822—8) 

Gesetz zur Änderung der Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherungen und über die Zwölfte Anpassung 
der Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen so- 
wie über die Anpassung der Geldleistungen aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung (3. Rentenversicherungs- 
änderungsgesetz— 3. RVAnG) vom 28. Juli 1969 (BGBL, I, 
S, 956) 

Bundesbeamtengesetz (BBG) vom U. Juli 1953 (BGBL. 1. 
Sh S5l), in der Fassung vom 22, Oktober l965 (BGBL, I, 
S, 1776) 

Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 
1957 (BGBL, I, S. 1063), in der Fassung vom 14. September 
1965 (BGBl., J. S. 1448) 

Gesetz über eine Rentenversicherung der Handwerker 
(HandwerkeTversIcherungsgesetz) vom 8, September 1960 
(BGBL, L S. 737) 

(BGBL. 111, S. 8250—1) 

Gesetz zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen Un- 
fallversicherung (Uiüallversicherungs-Neufegeiüngsgesetz 

— UVNC) vom 30. April 1963 (BGBL. I, S, 241] 

Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutter- 
schuLigesetz) vom 24. Januar 1952 (BGBL, 1, S, 69), 
in der Fassung vom IB. April 1968 (BGBl., 1, S. 315) 

Bundeskindergeidgesetz (BKGG) vom 14. April 1964 
(BGBl-, l S 265) 

Gesetz über den Lastenausgleich (Lastenausgleidisgesetz 

— LAG) vom 14. August 1952 (BGBL, 1, S. 446), 

in der Fassung vom l. Oktober 1969 (BGBl., 1, S. 1999) 


Drudtsadie VI/ 1690 
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Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges {Bun- 
desversorgungsgesetz) vom 20. Dezember 1950 (BGBL, 
S, 79t)* 

in der Fassung vom 20. Januar 1967 (BGBl,* I, S. !41, ber. 
S. !801 

Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen Soldaten 
der Bundeswehr und ihre Hinterbliebenen (Soldatenver- 
sorgungsgesetz — SVG) vom 26. Juli 1957 (BCBt., 1, 
S. 785). 

in der Fassung vom 20. Februar 1967 (BGBL, I, S, 201) 
Bundessozialhiifegeselz (BSHG) vom 30, Juni 1961 (BGBl*, 
III, S. 2170—1), zuletzt geändert durch ZweHes Gesetz 
zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes vom 14. Au- 
gust 1969 (BGBl., I, S. 1153) 

Gesetz über ,d\e Fortzahlung des Arbefts entgeh s im 
Krankheitsfäile und über Änderungen des Redits der ge- 
setzlichen Krankenversicherung (Lohnfortzahlungsgesetz) 
vom 27. Juli 1969 (BGBL* 1, S, 946) 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Redils der gesetzlld>en 
Krankenversicherung (Zweites Kraukenversicherungsän- 
derujigsgesetz — 2. KVAG) vom 4. November 1970 
(Drucksachen VI/726, VT/1130* V1/I297) 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur 
Verbesserung der wirtschaitlichen Lage der Arbeiter im 
Krankheitsfalle vom 12. Juli 1961 (BGBL* I, S, 913) 
Wohngeldgesetz vom 29. Juli 1963 (BGBL, I, S. 508)* 
in der Fassung vom l. April 1965 (BGBL, 1, S* 177) 
Entwurf eines zweiten Wohngeldgesetzes, BundeFtags- 
drudcsache Vl/1310 

ArbeilsfÖrderungsgesetz (AFG) vom 25, JuM 1969 (BGBL, 
L S* 582) 

Berufsbildungsgesetz vom 14, August 1969 (BGBL, 1, 
5. 1U2) 

Erstes Gesetz über Individuelle Förderung der Ausbil- 
dung (Ausbildungsföiderungsgeselz) vom 19. September 
1969 (BGBl*, T. S. 1719) 

DDR 

VO aber die Sozialv er siehe rung der Arbeiter und Ange- 
stellten — SVO — vom 21. Dezember 1961 (GBL, 11, 
S. 533i Ber- GBL* 11, 1962, S* 4) 

VO vom 15, März 1962, GBl,, 11, S. 126 
K DB vom 10, September 1962, GBL, II. S. 625 
VO vom 5, September 1963, GBL, II, S. 636 
2. DB vom 5. September 1963, GBL, U, S. 639 
VO vom 5. Dezember 1963, GBl., II, 1964* S. 14 
ÄndVO vom 4. Februar 1967* GBL* II. S. 91 
VO vom 3. Mal 1967, GBL* II, S* 248 
4. DB vom 27. Juli 1967, GBl*, II, S. 525 
2. VO vom 25. Juni 1968* GBL, 11, S. 537 
Gesetzbuch der Arbeit der DDR vom 12. April 1961 
(GBL* L S. 27) 

VO vom 24. Januar 1962* GBL, II, S, 49 
VO vom 22. September 1962, GBL* n. S. 703 
ÄndGes. vom 17. April 1963* GBL, I, S. 63 
RL Nr. 21 vom 28. September 1966, GBL, II, S. 707 
2. AndGcs. vom 23, November 1966, GBL, I, S* 111 
Bkm. vom 23, November 1966* GBL, I, S, 125 
Ges. vom 26. Mai 1967* GBL, T, S. $9 
VO vom 25, August 1967, GBL, H, S. 577 
VO vom 25. August 1967* GBL, 11, S. 579 
BlnfGes. vom 12, Januar 1968, GBl,. I, S. 97 
Ges. vom U. Juni 1968, GBL, I* S. 229 
VO vom 6. November 1968, GBL, II* S. 997* 

Ber. GBL* II* S. 1055 

AO über die Beiträge zur Sozialversicherung bei der Deut- 
schen VersfcherungsanstaU vom 7. März 1956 (GBL* I* 
S. 259) 

AO vom 27, März 1957, GBL. 11* S. 157 
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Kapitel Vt 

VO über die Bildung und Verwendung des Prämien-, Kul- 
tur- und Sozialfonds in den staatlichen Einrichtungen des 
Gesundheils- und Sozialwesens vom 25. März 1968 (GBl., 
II. S. 233) 

VO über das Statut der Staathdien Versicherung der DDR 
vom 19. November 1968 (GBl.. 11, S, 941) 

Statut der Zentralstelle für Spezialheime der Jugendhilfe 
zur Anordnung über die Spezialheime der Jugendhilfe 
vom 22. April 1965 (GBl., 11, S. 368) 

VO über die Pflichtversidierung der in eigener Praxis 
läHgen Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte bei der Sozialver- 
sichening der Arbeiter und Angestellten vom 15, März 
1962 (GBl., n. S. 125) 

VO über die Pfllditversidherung der Studenten und Aspi- 
ranten bei der Sozialversicherung der Arbeiter und Ange- 
stelHen vom 15. März 1962 (GBl., II, S. 125) 

VO vom 5. September 1963, GBl., IT. S. 636 
VO vom 5. Dezember 1963. GB).. II, 1964. S. 14 

VO über die Erhöhung der Renten der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten und der Renten für Mit- 
glieder sozialistischer Prochiktionsgenossenschaften und 
Mitgbeder der Kollegien der Rechtsanwälte vom 9. April 
1959 (GBL. I. S. 313) 

l. DB vom 9. April 1959, GBL. I, S. 314 
VO vom 8. Juli 1959. GBL. I. S. 618 
VO vom 15. März 1968, GBL, II. S 135 

VO zur Übertragung der Sozialversicherung für Bauern, 
Handwerker, selbständige Erwerbstätige und Unterneh- 
mer sowie freiberuflich Tätige auf die Deutsche Versiche- 
rungsanstalt vom 2. März 1956 (GBl., I, S 257) 

1. DB vom 7. März 1956, GBL, 1. S. 258 
AO vom 7. März 1956, GBl.. I, S. 259 

2. DB vom 19. Juni 1956. GBL, l. S. 530 
AO vom 27. März 1957, GBL, TT. S. 157 

VO vom 5. Dezember 1963, GBL. U, 1964, S. 14 
VO vom 6. Januar 1966, GBL, II, S. 33 

2. VO vom 25 Jun^ 1968, GBL. II. S. 537 

VO Über die Altersversorgung der Intelligenz an wissen- 
schaftlichen, künstlerischen, pädagogischen und medizini- 
schen Einrichtungen der DDR vom 12. Juli 1951 (GBL. 
S. 675) 

VO vom 28. Juni 1952, GBL. S. 510 
Ber. GBl., 1953, S. 67 
VO vom 13. Mai 1959, GBL. I, S. 521 
VO vom 1. März 1962, GBL, 11, S. 116 

VO über die zusätzliche Altersversorgung der technischen 
Intelligenz in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten 
Betrieben vom 17. August 1950 (GBL, S. 844) 

2. DB vom 24. Mai 1951, GBl.. S, 487 
VO vom I. März 1962, GBL. H, S. 116 

VO über die Sozialpflichtversicherung der in Betrieben 
mit staatlicher Beteiligung tätigen persönJich haftenden 
Gesellschafter vom 22. September 1966 (GBl., II. S- 779) 

VO über Ehrenpensionen für Kämpfer gegen den Faschis- 
mus und für Verfolgte des Faschismus sowie für deren 
Hinterbliebene vom 8. April 1965 (GBL, II, S. 293) 
t. DB vom 8. April 1965, GBL. 11, S. 295 
2- DB vom l. November 1965, GBL, II. S. 779 
2. VO vom 21. Oktober 1966, GBL, TI, S. 1253 
VO vom 15. März 1968, GBL, II. S. 135 

VO über die Fortsetzung bestehender freiwilliger Ver- 
sicherungsverhältnisse auf Alters- und Invalidenrente 
der Sozialversicherung vom 15. März 1968 (GBL. II, S. 166) 

VO über die freiwillige Versicherung auf Zusatzrente bei 
der Sozialversicherung vom 15. März 1968 (GBL, II. S. 165) 
VO vom 15. März 1968, GBL, II, S. 135 
1. DB vom 15. März 1968, GBL, II, S. 161 
VO vom 15. März 1968. GBL, II, S. 162 


VO über die Umrechnung und Erhöhung der Renten der 
Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten und 
der Sozialversicherung bei der Deutschen Versicherungs- 
anstalt vom 15. März 1968 (GBL, II, S. 166) 

Erlaß des Staatsraies der DDR über die Welle renlwlcitlung 
des Rentenrechts und zur Verbesserung der materiellen 
Lage der Rentner sowie zur Verbesserung der Leistungen 
der Sozialfürsorge vom 15. März 1968 (GBL, 1, S. 187) 

VO vom 15- März 1968, GBL, II. S. 135 

VO vom 15. März 1968, GBL. II, S. 154, S. 162, S. 166 

VO vom 15. März 1968, GBL. II. S. 167 

VO vom 15. März 1968, GBl., II. S. 178 

VO vom 15. März 1968, GBL. U. S. 179 

4- VO über die Verbesserung der Leistungen der Sozial- 
versicherung vom 6, Dezember 1968 (GBl., II, S. 1083) 

VO über die Erweiterung des Versicherungsschutzes bei 
Unfällen vom 15. Marz 1962 (GBL, II, S. 123) 

AO Nr. l vom 21. Dezember 1962, GBL. II, 1963, S. 2 
VO vom 5. Dezember 1963. GBL, II, 1964, S. 14 
AO Nr. 2 vom 16. Juni 1965, GBL, II, S. 494 
VO vom 22. Dezember 1965. GBL, II, 1966, S. 5 
AO Nr. 3 vom 27. Dezember 1965, GBl . II, 1966, S. 10 
AO vom 29. Mal 1968, GBL, II, S, 357 
2. VO vom 25. Juni 1968, GBL, II. S. 537 
AO vom 26. Juni 1968. GBL, H. S. 669 

VO zur Erhaltung und Förderung der Gesundheit der 
Werktätigen im Betrieb — Arbeitsschutz-Verordnung — 
vom 22. September 1962 (GBL. H, S. 703i Ber. S. 721) 

1. DB vom 4. Februar 1963, GBL, II, S. 95 

2. VO vom 5. Dezember 196.3, GBl.. II, 1964, S. 15 

2. DB vom 23. Juli 1964. GBL. II. S. 698 

3. DB vom 14. Dezember 1964. GBL. II. 1965, S. 17 

VO vom 13. Juni 1968. GBL. 11, S. 363 

VO über die Melde- und Eatschädigungspflicht bei Berufs- 
krankheiten vom 14 November 1957 (GBL. I, 1958, S. 1) 

VO über die weitere Erhöhung des staatlichen Kinder- 
geldes vom 27. August I960 (GBL, II. S. 485) 

VO über die Zahlung eines staatlichen Kindcrzuschlages 
vom 28. Mai 1958 (GBL, I. S. 437) 

t. DB vom 28. Mai 1958, GBl., I. S. 439 

2. DB vom 29. Oktober 1958, GBL. 1. S. 842 

3. DB vom 12. Mai 1959, GBL, I. S. 557 

4. DB vom 14. Juni 1962, GBl., II, S. 392 

5. DB vom 5. Mai 1964, GBL, II, S. 481 

6. DB vom 30. Dezember 1965, GBl., II, 1966, S. 36 
VO vom 3. Mai 1967, GBL, 11. S. 248 

AO vom 5. Juni 1967, GBL, 11. S. 349 

1. DB vom 10. Juni 1967, GBL, II, S. 345 

2. DB vom 7. August 1967, GBL. II, S. 567 
VO vom 15. März 1968, GBL, II. S. 167 
AO vom l. Juli 1968, GBL, II, S. 532 
GBL. II. 1969, S. 485 

VO über die Zahlung eines Ehegattenzuschlags vom 
28. Mal 1958 (GBL. I, S. 441) 

1. DB vom 28. Mai 1958, GBL. I, S. 442 
AO vom 5. Juni 1967, GBL, II, S. 349 
VO vom 15. März 1968. GBl.. II. S. 135 
Familiengesetzbuch der DDR vom 20. Dezember 1965 
(GBL. I, 1966, S. 1) 

VO vom 17. Februar 1966, GBL, II. S, 171 
1- DB vom 17. Februar 1966, GBL, II, S. 180 
VO vom 3. März 1966, GBl., II. S. 215 
Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte 
der Frau vom 27. September 1950 (GBL, S. 1037) 

DB vom 20. Januar 1951, GBL. S. 37; Ber. S. 234 
DB vom 31. Januar 1951, GBl., S. 118 
Änd. vom 16. September 1952, GBl., S. 872 
l. DB vom 10. Februar 1953, GBL, S. 390 
DB vom 3. Juni 1953, GBL. S. 818 
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2. DB vom 1. März 1954. GBl., S. 233 
AO vom 12. Juli 1956, GBl.. II, S. 257 
ÄndAO vom 24. Mai 1957, GBl., 11. S. 194 
Ges vom 28 Mai 1958, GBl . 1, S. 416 
6. DB vom 28. Mai 1958. GBl . K S 446 
AO Nr. 2 vom 8 April 1960. GBl , I. S. 251 
Einlües. i, CBA vom 12. April 1961. GBl.. I. S. 49 
VO vom 5 September 1963, GBl., II. S. 636 
Vü vom 3 Moi 1967. GBl., H. S. 248 

VO liber die Verbesserung der Leistungen der Sozial- 
versicherung fü.r Arbeiter und Angestellte mit 2 und 
mehr Kindern vom 3 Mai 1967 (CBI . 11, S. 24B| 

1. DB vom 9 Juni 1967, GBl , II. S- 343 

2. VO vom 25. Juni 1968. GBl., 11, S, 5.37 

VO über die Pflichtversicherung gegen Arbeitslosigkeit 
vom 28. Januar 1947, in: Arbeit und SozialfürsoTge. Ber- 
lin lOst), S. 103 

VO zur Verbesserung der Arbeilskräfteienkung und Be* 
rufsberatung vom 24. August 1961 (GBl., 11, S. 347) 

1 DB vom 4. Juli 1962. GBl . II, S. 432 
2. DB vom 15 Oktober 1962. GBl., II, S 732 

VO über die Verbesserung der Fürsorge ln den staat- 
lichen Feierabend- und Pflegeheimen vom 15. Marz 1968 
(GBl,, 11. S I7B) 

VO über die Verbesseiung der staatlichen Leistungen der 
Sozialfürsorge für hilfsbedürftige Bewohner nichtstant- 
licher Einrictilungen vom 15 März 1968 |CBI . 11, S. 179) 

VO über die aligemelne Sozialfürsorge vom 15. März 1968 
(GBl.. 11. S 167) 

1 DB vom 15. März 1968, GBl , II. S 172 
AO vom 15. März 1968, GBl,, U, S. 175 


Sonstige Quellen 

Büro des Minislerrates der DDR (Hrsg.), Das geltende 
Recht — Chronologischer und systemallschcr Teil, 
Ausgabe 1969. Berlin (Ost) 

Adomeit. Heinz. Gesetzes-Generalregister-Ausgabe 1959, 
1 Chronologischer Teil. 2. Alphabetischer Teil, Berlin 
(Ost) 1959 

Staatliches Amt für Arbeit und Lohne beim Ministerrat 
IHrsg l, Gesetzbuch der Arbeit und andere nusge- 
wählte rechllidie Bestimmungen, Berlin (Ost) 1969 

Hartnick, Kurl, und Olfried Schmack. Das Redü der Sozial- 
versicherung der Arbeiter und Angestellleri, Berlin 
(Ost) 1969 

Richter, Hans, und Heinz Reichert, Sozialfürsorgerechl 2. 
Die materiellen staatlichen Leistungen der Sozialfür- 
sorge der DDR. Berlin (Ost) 1970 

Bundesvorstand des FDGB, Verwaltung der Sozialver- 
sicherung (Hfsg I, Handbuch des Bevollmächtigten für 
Süzialversicheriing, Berlin (Ost| 1970 

Weser, Horsti Die gesetzliche Rentenversicherung in der 
sowjetischen Besaizungszone Deutschlands, Stand 
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vom 1 l 1964 (Schriftenreihe der Biindesversiche- 
rungsanslalt für Angestellte 28), Berlin 1965 

Luber. Franz (Hrsg), Deutsche Sozialgesetze. Sammlung 
des gesamten Arbeits- und Sozialrechts der Bundes- 
republik, 2 Aufl.. München 1970 


Anmerkungen zu Kapitel VI 

* Bis 1969: Deutsche Versitherungsanslall (DVA). 

’ Eine Beamtenversorgung besteht nicht, da der Status 
des Beamten in der damaligen Sowjetischen Besalzungs- 
/one schon Im Jahr 1945 abgüsctiafft wurde. 

* Abgesehen von« der durch das Lohnforlzahlungsgeseiz 
im Jahre 1970 bedingten Sonderentwicklung bei der 
Krankenversicherung von Versicherten mit sofortigem 
Anspruch auf ßarleislungen 

* Hier werden die bei einem kurzfristigen Verlauf der 
Gesundheltsminrterung vorgeschriebenen Leistungen 
dargestelltj die bei langlristiger oder dauernder Er- 
werbsminderung gewährten Maßnahmen werden im 
Abschniti .Invalidität* erörtert. 

^ Die wichtigsten , Indirekten* Familienieistungen sind 
die in beiden Staaten gewährten Sozialleistungen an 
mitversicherte Familienangehörige und die Berücksichli- 
gung der Kinderzahl bei der Gestaltung der Lohn- bzw. 
Einkammensleuertarife. 

■ Zur Darslellüirg ist zu bemerken, daß arbeilsmarkt- 
relevante Sachverhalte in mehreren Kapiteln des Ge- 
samtberichts behandelt werden Wegen der einheit- 
lichen Systematik des Berichtes ist die geschlossene 
Darstellung der Wechselbeziehungen etwa zwischen der 
Bildungs- und der Arbeitsmarktpolitik nicht möglich. 
^ In der Rentenversidiening: Maßnahmen zur Erhaltung, 
Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit; 
direkte Zuschüsse an Rentner zu deren Kranken Ver- 
sicherungsbeiträgen 

In der Krankenversicherung; Ärztliche und zahnärztliche 
Leistungen: Krankenhauskoslenr Arzneimittel; Zahn- 
ersatz; Wochenhllfe. 

In der Unfallversicherung, Kriegsopferversotgung, 
Kricgsopfecunterstützung: Heilbehandlung; Berufshille. 
In der Sozialhilfe* Lebensunlerhall in Anstalten, vor- 
beugende Gesundheitshiife; Krankenhllle; Eingliede- 
rung von Behirrderienj Anstallspflege; Krankenversor- 
gung nach LAG. 

In der Jugendhille; Unterbringung in Helmpflege und 
Kinderlagesstätien; freiwillige Erziehungshilfe und 
Fürsorgeerziehung. 

Im öffenlllchen Gesundheitsdienst: Aufwendungen für 
die ärztlichen Dienste, die heilender und vorbeugender 
Natur sind. 

* ln der Unfallversicherung: Verluste aus Veimögcns- 
anlagen, Soll-Zinsen; Gebühren; Abgaben. 

ln der Arbeitslosenversicherung: Bildungsausgaben; 
Rehabilitation; Schaffung von Arbeitsplätzen; Einglie- 
derung von Ausländern; Bergbauhilfe. 
ln den anderen Bereichen der Sozialen Sicherung nur 
geringfügige Positionen. 
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Bildung und Ausbildung 


^ In der Bundesrepublik liegt neuerdings die Steuerung der Berufs- 
ausbildung überwiegend gemeinsam bei den Arbeitgeber* und 
Arb eitnehme r organ Isa t i onen . 

In der DDR wird die Berufsausbildung naäi staatlichen Gnmd- 
sStzen festgelegt j dabei haben Betriebe und Beruf sfachkömmis- 
sionen ein Mitwirkungsredit* (435) 

^ In der Bundesrepublik und der DDR ist eine Konzentration der 
Lehrlinge auf eine Reihe von Ausbildungsberufen festzustellen. 
Die Zahl der AusbUdungsberufe insgesamt ist rückläufig. 

(432) 

^ In der Bundesrepublik und der DDR konzentrieren sieb die Lehr- 
linge auf nahezu identische Berufsgruppen, (437) 

^ In der Bundesrepublik ist der Anteil der Lehrlinge im Handwerk 
erheblich höher, in der Industrie erheblidi niedriger als in der 

DDR, (436) 

^ In der Bundesrepublik ist der Anteil der von Reformen erfaBten 
Berufsanfänger (Stufenausbildwg) wesentlich geringer als in der 
DDR (Grundberufe), 

Die bisher anerkannten Stufenausbildungsordnungen in der Bun- 
desrepublik konzentrieren sich nicht prioritätsmäßig wie die 
Grundberufe in der DDR auf wachstumsbestimmende Industrie- 
zweige, (448 — 450) 

^ In der Bundesrepublik besteht das duale System weiter fort, ln 
der DDR ist eine immer stärkere Ablösung vom dualen System 
festzustellen, (430, 439, 441, 442) 

^ In der Bundesrepublik beträgt der Anteil der sdiulisdieii Ausbil- 
dungszeit in der Berufsausbildung etwa die Hälfte des Anteils 
in der DDR, (439) 

^ ln der Bundesrepublik sind seit Kriegsende etwa 40 ^/o der Benifs- 
ordnungsmittel überarbeitet worden* ln der DDR wurden die 
Berufsbilder seit Kriegsende vollständig überarbeitet, (443) 

^ In der Bundesrepublik ist die Ausbildungsdauer länger als in 
der DDR* (445) 

^ In der Bundesrepublik sind die Durchfallquoten in den Lehr- 
abschlußprüfungen um rund die Hälfte höher als In der DDR* 

(446) 

^ In der Bundesrepublik sind die Fachschulen weniger spezialisiert 
als in der DDR. 

Die Verteilung der im Bereich Technik Studierenden nach Fach- 
richtungen ergab (1966) für die Bundesrepublik die Rangfolge; 
Maschinenwesen, Elektrotedmik. Bauwesen. Für die DDR: Maschi- 
nenwesen, Ingenieurdkonomik, Elektrotechnik, Bauwesen, 
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^ Ln der Bundesrepublik besuchten 1968 1 Vo der 18- bis 45jährigen 
Fachschulen, in der DDR 2,4 Der Anteil der Frauen an der Zahl 
der Fachschüler ist in der Bundesrepublik niedriger als in der DDR. 

(455) 

^ ln der Bundesrepublik ist an den HochschuJen nur im Be- 
reich der Medizin ein Konzentrationsprozeß festzustellen. In der 
DDR erfolgte eine Konzentration auf jeweils wenige Fachrich- 
tungen. ln der Bundesrepublik wurden bei Neugründungen alle 
Wissenschaften berücksichtigt. In der DDR entstanden neue Hoch- 
schulen nur im na turwissenscfiafti ich- technischen Bereich. (466) 

^ ln der Bundesrepublik bestand 1968 bei der Verteilung der Stu- 
dierenden an Hochschulen die Rangfolge: „Pädagogische Grund- 
studienrichtungen*, „Medizin und Agrarwissenschaften*, „Philo- 
sophisch-historische Wissenschaften und Staats- und Rechtswissen- 
schaften*. In der DDR besteht die Rangfolge: „Pädagogische 
Grundstudienrichtungen*, Technische Wissenschaften, Wirtschafts- 
wissenschaften. (467) 

^ ln der BuiKlesrepubUk besuchten anteilmäßig weniger 18- bis 
45jährige eine Hochschule als in der DDR. Der Anteil der Frauen 
an der Gesamtzahl der Studierenden ist in der Bundesrepublik 
niedriger als in der DDR. (465) 

^ In der Bundesrepublik wird vorläufig noch der Fernunterricht 
von privaten, auf diese Unterrichlsform spezialisierten Schulen 
angeboten, die keine allgemein anerkannten Berechtigungen ver* 
leihen. 

In der DDR ist das Fernstudium voll integrierter Bestandteil des 
Bildungssystems, das zu allgemein anerkannten gleichwertigen 
Abschlüssen führt. (470) 


428. Die Bundesregierung hat in den am II. Ja- 
nuar 1970 dem Bundestag zugeleiteten Materialien 
zum Bericht zur Lage der Nation festgeslellt, daß in 
den von der Bundesregierung der Großen Koalition 
am 4. August 1969 und am 8. September 1969 vor* 
gelegten Berichten (Drucksachen \74608i V/4631) 
über die Entwicklung von Bildung, Wissenschaft und 
Forschung im geteilten Deutschland gute Ansätze 
für den Vergleich gemacht worden sind. 

In der DDR sind seitdem keine prinzipiellen Ver- 
änderungen eingetreten. Aus inzwischen erlassenen 
Bestimmungen ^ ergibt sich, daß unter Beibehaltung 
der Gliederung des Bildung.ssyslems angestrebt 
wird, dessen einzelne Bereiche den gewandelten 
Bedürfnissen anzupassen. 

Die Bundesregierung hat am 8. Juni 1970 den Bericht 
zur Bildungspolitik vorgelegl. Der Bericht enthält 
Perspektiven bis 1980. Die Bundesregierung bietet 
auf Grund ihrer Initiativkomi>etenz den Ländern 
eine weitgehende Kooperation an*. Im Juli 1970 
wurde eine Bund-Länder-Koramission für Bildungs- 


planung geschaffen, die die Bildungs- und Wissen- 
schaftspolitik zwischen Bund und Ländern koordi- 
nieren und bis Mai 1971 einen „Bildungsgesaint- 
plan" und ein „Gesamlbudgel" vorlegen soll. 

Ein weiterer Schritt zur Realisierung der Zielvorstel- 
lungen der Bundesregierung ist der am 3. Dezember 
1970 beschlossene Regierungseniwuii eines Hoch- 
schulrahmengesetzes. 

Gegenwärtig bereitet die Bundesregierung neue ver- 
gleichende Untersuchungen über Bildung, Wissen- 
schaft und Forschung vor. Ein detaillierter und glei- 
chermaßen umfassender Vergleich mit der DDR wird 
jedoch durch die breite Fächerung des Bildungs- 
systems in der Bundesrepublik (vgl. Schaubild 17) 
und durch die wegen der Kompetenz der Bundeslän- 
der in der Bundesrepublik vorhandenen Unler- 
sckiede erheblich erschwert. 

Hier werden lediglich zwei Teile des Bildungs- und 
Ausbildungssystems vergleichend behandelt: Die 
schulische und betriebliche Berufsausbildung sowae 
die Fach- und Hochschulausbildung *. 
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1. Schulische und betriebliche 
Berufsausbildung 

a) Ausgangspunkte der Berufsbildungspolitik 

429. In der berullichen Bildung gibt es grund- 
legende Unterschiede zwischen den beiden deut« 
sehen Staaten. Den unterschiedlichen gesellsdiafts- 
polilischen Leitbildern in der Bundesrepublik und 
der DDR entsprechen auch unterschiedliche Zielvor- 
stellungen für die Berufsausbildung. Jedoch haben 
Bundesrepublik und DDR aus der gemeinsamen Tra- 
dition noch eine Reihe von übereinstimmenden Aus- 
gangspunkten zur Berufsbildungspolitik. 

Das duai^ System 

430. Zentraler gemeinsamer Ausgangspunkt ist 
das ,duale System", das in der Bundesrepublik und 
der DDR allerdings unterschiedlich ausgeprägt ist. 
Es ast im Unterschied zu den meisten ausländischen 
Systemen dadurch gekennzeichnet, daß die Berufs- 
ausbildung insUtulionelJ getrennt, in Schule und Be- 
trieb, erfolgt. Hierbei wird die berufspraklische Aus- 
bildung vornehmlich im Betrieb, die berufstheore- 
tische überwiegend von der obligatorischen Berufs- 
schule vermittelt. Gemeinsam ist der Berufsausbil- 
dung in der Bundesrepublik und DC^ ferner, daß 
sie auf der Basis eines Lehr- oder Anlernverlrages 
in staatlich anerkannten Ausbildungsberufcn erfolgt, 

431. Die Ausbildungsberufe sind ein gemeinsames 
Erbe aus den 30er und 40er Jahren, als insbesondere 
im .Reichsinsütul für Berufsausbildung in Handel 
und Gewerbe" die sog. Ordnungsmiltei für die Be- 
rufsausbildung (Berufsbild, Berufsbildungsplan, Prü- 
fungs- und Berufseignungsanforderungen) für eine 
Vielzahl, z. T. sehr spezialisierter Ausbildungs- 
berufe geschaffen wurden. Darauf geht die hohe 
Zahl von Ausbildungsberufen zurüdk, die nach dem 
Kriege in der Bundesrepublik und der DDR bestan- 
den. 1949 betrug die Zahl der Ausbildungsberufe in 
der Bundesrepublik 719, die DDR hatte noch 1957 
über 972 Ausbildungsberufe. 

432. In beiden Staaten ging seit den 50er Jahren 
nach Abschluß der Wiederaufbauphase die Zahl der 
Ausbildungsberufe zurück (vgL Tabelle A 116). Zu- 
gleich konzentrierten sich die Lehrlinge auf eine 
Reihe von Ausbildungsberufen. In der Bundesrepu- 
blik fielen 1965 bei insgesamt 535 Ausbildungsbe- 
rufen im Bereich der Industrie-, Handels- und Hand- 
werkskammern rd. 70 aller Ausbildungsverhält- 
nisse auf 34 Ausbildungsberufe; in der DDR waren 
1966 bei insgesamt 655 Ausbildungsberufen 75 
der Lehrlinge auf rd. 65 Ausbildungsberufe kon- 
zentriert. Gemeinsames Merkmal ist jedoch, daß so- 
wohl in der Bundesrepublik als auch in der DDR 
die Besetzung der Lehrlinge in den Ausbildungs- 
berufen von 1962 bis 1967 rückläufig war (vgl. 
Tabelle A 117). 
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Dem Rückgang der Zahl der Ausbildungsberufe und 
der Konzentration der Lehrlinge auf eine Reihe von 
Ausbildungsberufen entspricht nicht gleichermaßen 
eine wachsende Konzentrationslendenz in dem 
Sinne, daß auch die Besetzung der wichtigeren Be- 
niisgruppen mit Lehrlingen automatisch im Zeitab- 
lauf zunähme. Dies dürfte einer der Gründe für die 
in beiden deutschen Staaten eingeleitelen reform- 
politischen Maßnahmen gegen die starke Zersplitte- 
rung der Berufsausbildung sein. 

In der Bundesrepublik konkurrieren die Interessen- 
gruppen um Einfluß auf Ziele und Inhalte der Be- 
rufsausbildung. In der DDR ist das System der Be- 
rufsausbildung auf emhelllich festgelegte Normen 
— auch Normen für das Klassenbewußisein und 
Verhalten bei Facharbeitern — orientiert 

433. In den bildungspolitischen Zielvorstellungen 
ergeben sich starke Übereinstimmungen — soweit 
es um Berufsc^alifikation, lebenslanges Lernen und 
Mobilität bzw. Disponibilität geht. d. h. um Ziele, 
die heute allen Induslriegesellschaflen gemeinsam 
sind. Gleichzeitig bestehen aber unterschiedliche ge- 
sellschaftspolitische Zielsetzungen. 

Der Schriftliche Beridil des Ausschusses für Arbeit 
zum Entwurf eines Berufsbildungsgesetzes fordert, 
daß die Berufsausbildung in der Bundesrepublik 
„den arbeitenden Menschen in den Stand setzen 
[soIIJ. sich unter den technischen und ökonomischen 
Bedingungen der hochrationalisierten Wirtschaft alle 
beruflichen und sozialen Chancen zu erschließen" ^ 
wobei die Berufsausbildung als lebenslanger Quali- 
fizierungsprozeß aufgefaßt wird. 

Das .Gesetz über das einheitliche sozialistische Bil- 
dungssyslera* in der DDR fordert, daß die Berufs- 
ausbildung „einen qualifizierten sozialistischen Fach- 
arbeiternachwuchs heranzubilden [hat], der fähig 
und bereit ist, im Beruf hochwertige Qualitätsarbeit 
zu leisten und aktiv an der Durchsetzung der tech- 
nischen Revolution mitzuwirken" ®. 

In den „Grundsätzen für die Weiterentwicklung der 
Berufsausbildung als Bestandteil des einheitlichen 
sozialistischen Bildungssyslems* wird ferner gefor- 
dert, daß die Facharbeiter über „hohe Allgemein- 
bildung und gefestigtes politisches Wissen, umfas- 
sende berufliche Kenntnisse, Fähigkeiten, Fertig- 
keiten verfügen, daß sie vielseitig im Arbeitsprozeß 
einsetzbar sind [und] sich ständig weiterbilden". 


b) Entwlc^klung eJer Berufsausbildungssysteme 

Der geseitirdie Rahmen 

434. Im Unterschied zur Bundesrepublik bestimmt 
die Verfassung der DDR von 1968 in Artikel 25 Ab- 
satz 4. daß — ein Novum in der Geschichte der deut- 
schen Berufsausbildung — alle Jugendlichen das 
Recht und die Pflicht haben, einen Beruf zu erlernen. 
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Sdiaubild 17 


Gliederung des Bildungssystems 
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Univefsitäl 




Grundschule 


Kindergarten 
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b = Mttiieröf Abschluß 
d = Hoch ach u/reife 


Di« Rächen eirtd rricht proportkinal den Quantitäten 
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Eine entsprechende Bestimmung kennen weder das 
Grundgesetz noth die Landerve rfassungen in der 
Bundesrepublik. 

In der ßnndesrepoblik ist die betriebliche Berufs- 
ausbildung durch das Bemfsbildungsgeselz vom 
14, August 1969 geregelt worden. Bis dahin waren 
die VorschriEten für die BerufsausbLtdung im wesent- 
lichen Bestandteil des Wirtsdiaftsrechts (Gewerbe- 
ordnung, Handelsgesetzbuch, Handwerksordnimg). 
Die Rechtsetzungsfunklion lag bis zur Verabschie- 
dung des Berufsbildungsgesetzes im wesentlichen 
bei den Industrie- und Handelskarmnem sowie den 
Handwerksorganisationen, die rd. 90 der Lehr- 
linge erfassen und — mit den Spitzenorganisallonen 
der deutschen Wirtschaft und des Handwerks — die 
Haupt Verantwortung für die bisherige Berufsbil- 
dungspolitik tragen. 

Die schulische Berufsausbildung ist in der Bundes- 
republik auch nach Verabschiedung des BerufsbLl- 
dungsgesetzes Sache der Länder und in den — nur 
unerheblich voneinander abweichenden — Schul- 
pfliditgesetzen der Länder geregelt. 

In der DDR ist die schulische und betriebliche Be- 
rufsausbildung im «Gesetz über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem" vom 25, Februar 1965 
verankert und durch die ^Grundsätze für die Weiter- 
entwicklung der Berufsausbildung als Bestandteil 
des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems" 
vom 11, Juni 1968 sowie durch die «Grundsätze für 
die Weiterentwicklung der BeruEsausbildung als Be- 
standteil des einheillithen sozialistischen Bildungs- 
systems im entwickelten gesellsdiaftlichen System 
des Sozialismus" vom 19, Juni 1970 detaillierter 
geregelt worden* 

Gese/Mcficj f fspoM/Zsche Einordnung 

der fleru/Äbntfung 

435^ ln der Bundesrepublik gab es bisher keine 
direkte staatliche Berufsausbildungsplanung. Die 
Organisation, Steuerung und Kontrolle lag vielmehr 
als Selbstverwaltungsaufgabe der Wirtsdiaft bei den 
Kammern. Sie hatten auch die Ordnungsmittel zu 
erstellen, die dann noch der Anerkennung durch den 
Bundesminister für Wirtschaft bedurften. Die In- 
dustrie- und Handelskammern beauftragten die 
Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung 
(ABB), das Handwerk das Institut für Berufser- 
ziehung Im Handwerk mit der Erarbeitung der Aus- 
bildungsunterlagen. 

Mil dem Beruf sbildungsgesetz vom 14. August 1969 
ist die Kompetenz der Kammern in der betrieb! i dien 
Berufsausbildung begrenzt worden; Das Gesetz 
schreibt die paritätische Mitwirkung der Gewerk- 
schaften in der Benifsausbilduiig und Berufsbil- 
dungsforschung vor und schafft zugleich neue Kom- 
petenzen und Institutionen ln Berufsbildung und 
Benifsbildungsforsdiung (Bundesinstitut für Berufs- 
bildung sforsdiung)* Ferner müssen die Berufsord- 
nungsmittel nunmehr durch den Bundeswirtschafis- 
minister im Einvernehmen mit dem Bundesarbeits- 
minister als Reditsvcrordnungen erlassen werden. 


Eine Abstimmung der Berufs bildungsplan ung der 
Wirtschaft mit den in den verschiedenen Bundes- 
ländern vorhandenen Ansätzen zur staatlichen Bil- 
duagsplanung besieht bisher nicht. Nach dem Be- 
rufsbüdungsgeselz liegt die Berufsbildung ein- 
schließlich der Berufshildungsforsdiung überwiegend 
gemeinsam hei den Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
organisationen, jedoch will die Bundesregierung 
eine Koordinierung von allgemeiner und beruflldier 
Bildungspolitik herbeiführen ^ und „mit Hilfe der 
Möglichkeiten, die ihr durch das Berujsbildungs- 
gesetz gegeben sind, eine umfassende Planung der 
betneblidien Ausbildung einleLien" 

Bt^ruhauTibUdüngüplanung Ja der DDR 

In der DDR werden die Grundsätze der Berufsaus- 
bildung nach den Zielen der Wirtschafts- und 
Arbeilskräfleplanung festgelegt. Die Betriebe haben 
einen Perspektiv- und Jahresplan der Berufs- 
ausbildung (Plan der „Neueiostellung von Schulab- 
gängern in die Berufsausbildung“) zu erarbeiten und 
mit den Staats^ und Wirtschaftsorganen ahzustim- 
men. 

Kreisämter für Arbeit und Berufsberatung versuchen 
im Rahmen der Berufsberatung, diese Plane mit den 
Eerufswimschen der Schulabgänger in Übereinstim- 
mung zu bringen. Die Ämter bilanzieren die bei den 
Betrieben abgesdifossenen Lehrverträge und kon- 
trollieren damit die Planung der Berufsausbildung. 

Seit dem auf dem VI. Parteitag der SED 1963 ver- 
kündeten Neuen ökonomischen System der Planung 
und Leitung der Volkswirtschaft ist aber eine Ver- 
lagerung von der zentralen Steuerung des Ausbil- 
dungssystems und der zentralen Planung der Lehr- 
lingsquoten der einzelnen Beruisgruppen zu einer 
von den Betrieben gelenkten beruJlidien Nachwuchs- 
planung festziislellen. Den Betrieben und Organen 
hat der Ministerrat durch ihre Beteiligung an den 
Berufsfachkommissionen * ein erweitertes Mitwir- 
kungsrecht hei der Entwicklung neuer Ausbildungs- 
berufe (Beruf sanalysen, Berufsbilder, Lehrpläne, 
Lehrmittel) eingeräumt. 

SmaUidies Ami für BeraLHüU^blldung 

Bei ihrer Arbeit haben sie sich auf gesamtwirtschaft- 
liche BeniEsbildungsprognosen zu stützen und die 
vom Staatlichen Amt für Berufsausbildung ent- 
wickelte „Richtlinie zur Inhaltsbestimmung von Aus- 
bildungsberufen der sozialistischen Berufsausbil- 
dung“ aus dem Jahr 1968 als Leitlinie heranzu- 
ziehen* Bei der Einführung von Ausbildungsberufen 
soU trotz der Dezentralisierung bei ihrer Entwick- 
lung die zentrale Leitung und Koordination durch 
das Staatliche Amt für Berufsausbildung nicht ge- 
schwächt werden. Zu diesem Zweck hat das Amt 
auch Hinweise und Beispiele zur Ausarbeitung von 
Berufsanalysen, Berufsbildern, Lehrplänen und Stun- 
dentafeln publiziert, die sidierstellen sollen, daß die 
Berufsausbildung elnheitUdi auf der Basis der de- 
zentral konzipierten, aber vom Staat für verbindlich 
erklärten Rahmenausbildungsunterlageu erfolgt. 
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c) Die Entwicklung des dualen Systems 
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Anteil der Lehrlinge nach W irtschaltsbereichen 
(in 


Wirlschafls- 

BRD 

DDR 

bereich 

1965 1 1969 

1965 1 1969 




Industrie 


24.7 25.2 

43,0 433 


HarwJwerk 


16,0 15,3 

7,8 6,1 


Baugewerbe 


9.8 9.6 

11,9 16,7 


Land- und 





Forstwirt- 





schaft 


1.6 1.5 

13,1 6,9 


Verkehr 


4,0 3.9 

5.8 6,2 


Handel 


28,1 27.8 

9,7 9,5 


Dienst- 





leistungen 


15,8 16,7 

8.7 11,1 


Insgesamt 


100,0 100,0 

100,0 100,0 






lehr/jnge nach Beiulsqruppen 

437, ln der Bundesrepublik und der DDR konzen- 
trierte sich in den Jahren 1962 bis 1967 die Ausbil- 
dung von SOf'fl bis 90 ^/d aller Lehrlinge auf jeweils 
neun Berufsgruppen (vgl. Tabellen A 117, A 119 und 
A 120). 

7 Berufsgruppen standen in beiden Staaten im Vor- 
dergrund: 

Handelsberule. 

Metallerzeuger und -Verarbeiter, 

Elektriker, 

Bauberufe. 

Körperpfleger, 

Ntthrungs- und Genußmittelhersleller, 
Textilhersleller und -Verarbeiter. 

ln der Bundesrepublik kommen die Organisalions-, 
Vcrwallungs- und Büroberufe sowie die teciinlschen 
Sonderkraltc hinzu, in der DDR die Ackerbauer, 
Ticrzüchtcr, Gartenbaucr sowie die graphischen 
Berufe (19621, seil 1967 die Verkehrsberufe anstelle 
der graphischen Berufe. 

ln den Slrukiurantcilen zeigen sich auffällige Unter- 
schiede bei den Handclsberufcnr bei den Bauberu- 
fen und bei den Textilherslellem und -Verarbeitern. 
Dagegen sind bei den Mclallerzeugern und -Verar- 
beitern, den Elektrikern, den Gesundheitsdienst- 
und Körperpflegeberufen sowie bei den Nfahrungs- 
und Gcnußmitlelherslellem kaum Unterschiede in 
den Strukluranteilen (1967) festzuslcllen (für die 
weiblichen Lehrlinge vgl. Kapitel H). 


Sütulisdie BeruhausbilduriQ 

438. ln beiden deutschen Staaten besteht eine ge- 
setzliche Berufsschulpflicht. In der Bundesrepublik 
müssen alle Jugendlichen, die nach Beendigung der 
Vollzeitschulpflicht die Haupt- und Sonderschulen 
verlassen und keine weiterführenden Schulen mit 
einem Vollzeilunterrichl von wenigstens 24 Wo- 
chenstunden besuchen (Lehr- und Anlernlinge, mit- 
helfende Familienangehörige, Noch-Nicht-Erwerbs- 
Idtige, Jungarbeiter und Jungangestellte), iii der 
Regel drei Jahre die Berufsschule besuchen. Berufs- 
schulpfUchlig sind alle Jugendlichen bis zur Voll- 
endung des 18. Lebensjahres. Lehrlinge müssen 
unabhängig vom Alter bis zum Abschluß der Lehre 
die Berufsschule besuchen. 

In der DDR erstreckt sich die Berufsschulpflicht ge- 
nerell bis zum Abschluß der Lehrausbildung. Nicht 
berufsschulpflichlig sind Absolventen der 10. Klasse 
der AllgemeinbildeiKien Polytechnischen Ober- 
schule, die keinen Ausbildungsvertrag abschließen. 
Jugendliche ohne Ausbildungsverlrag mit Abschluß 
der 8. Klasse der Oberschule unterliegen einer zwei- 
jährigen Berufsschulpflicht. Jugendliche, die das Ziel 
der 8. Klasse der Oberschule nicht erreicht haben 
und auch keinen Ausbildungsvertrag abschließen, 
unterliegen nicht der Berufsschulpflicht; mit diesen 
Jugendlichen haben die Betriebe entsprechend den 
Schillpflichtbestimmungen der DDR Qualifizierungs- 
verträge abzuschließen. 

ln der Bundesrepublik gibt es neben den öffent- 
lichen Berufsschulen auch betriebseigene Werk- 
berufsschulen als private Ersatzschulen. In der DDR 
gibt es kommunale, medizinische und Betriebs- 
berufsschulen. Mit den in Großbetrieben eingerich- 
teten Betriebsberufsschulen hat sich ln der DDR 
ein völlig neuer Berufsschullyp herausgebildet. 

Herah.Hchultag. LeftrermangeJ 

439. In der Bundesrepublik besteht gegenwärtig für 
die berufsschulpflichligen Jugendlichen die Pflicht, 
an einem Tag in der Woche die Berufsschule zu be- 
suchen. Der Anteil der Ausbildungszeit in der Be- 
rufsschule an der Gesamtausbikiung im Rahmen 
des dualen Systems beträgt 20 ^/o. ln der Bundes- 
republik fehlen allerdings gegenwärtig rund 15 000 
Berufsschullehrer (39 ®/o unbesetzte Stellen); das 
Soll von 8 Wochenstunden wurde 1964 im Bundes- 
durchsdiniU nur knapp zur Hälfte erreicht. 

Zwischen 1964 und 1967 ist eine weitere Verschlech- 
terung der Situation der Berufsschulen eingetreten. 
Positiv muß aber vermerkt werden, daß es in der 
Bundesrepublik im Unterschied zur DDR Berufsfach- 
schulen gibt, die serwohl berufspraktische als auch 
berufstheoretische Ausbildung vermitteln. Sie sind 
freiwillig besuchte Vollzeitschulen von ein- bis drei- 
jähriger Dauer, die der betrieblichen Berufsausbil- 
dung vorausgehen oder sie ganz oder teilweise er- 
setzen. Sie dienen also entweder der Vorbereitung 
der betrieblichen Lehre (Berufsfindung) oder kön- 
nen auf die Lehrzeit angerechnet werden bzw. die 
Lehre völlig ersetzen. 1964 entfielen in der Bundes- 
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republik rd. 154 OOC Bemlsiacksdiüler auf 1,3 Milk 
Lehr- und Anlernlinge. Auf 12 Lehr- und Anlern- 
linge kam diso ein Bemlsfachsdiüler. Das Verhält- 
nis Berufsfadisdiüler (176 000) zu Berufssdiüler 
(1,3 Mill4 belief sich 1966 auf I :9; rd, 88 ''/o aller 
berufsschulpflichtigen Jugendlichen waren Lehr- 
linge* rd. l2®/p Berufsfadisdiüler. 

ln der DDR betrag! die Ausbildungszeit in der Be* 
rufsschule ini 1. Lehrjahr rd. die HäHle, im 2. und 
3. Lehrjahr jeweils rd. ein Drittel der Ausbildungs- 
zeit. Der Unterridit in Tagen pro Woche beträgt 
in der Bundesrepublik (Soll) 1 Tag, in der DDR 
3 Tage im ersten Lehrjahr und 2 Tage im 2. und 
3, Lehrjahr. Der Anteil der Ausbildungszeit in der 
ßerufssdiule an der Gesamtausbildungszeit betragt 
in der DDR rd. 40’t''o, ist also last doppelt so hoch 
wie Ln der Bundesrepublik. Die DDR legt damit ein 
grööeres Gewicht auf die Vermittlung theoretischer 
Grundkenntnisse ln der Berufsausbildung, da man 
langfristig steigende QualifikationsanJordeiungen 
in den Berufen erwartet. Dies ist auch der Grund* 
daß in der Bundesrepublik gleiciifalls seil längerem 
die Forderung nach einem 2. ßerufsschultag pro 
Woche erhoben wird. 

Die Bundesregierung sieht in ihrem Bericht zur BÜ- 
dungspoiiUk unter den Aspekten der Mobilität, der 
Chancengleichheit und der Theoretisierung der Be- 
mfe eine stärkere Ausdehnung der theoretisdien. 
vielseitig verwendbaren Unterweisung in der Lehr- 
lingsausbildung vor. Die DDR besitzt auf diesem 
Gebiet einen zeitlichen Vorsprung. Die Ablösung 
vom klassischen dualen System mit seinem traditio- 
nell starken Anteil der berufspraktischen Unterwei- 
sung ist damit in der DDR weiter fortgesdi ritten. 

Ktassanheqtjenzen 

440 * ln der Bundesrepublik betrug 1968 die Schüler* 
Lehrer-Relation in den Berufsschulen 70. in der DDR 
rd. 31, ln den Klassenfrequenzen zeigen sich dagegen 
nur geringfügige Unterschiede: Die Schüler-Klassen- 
Relation betrug in 1968 in der Bundesrepublik rd, 20, 
in der DDR rd. 22* 

ße f r / ebsbc'^rtj issdi ulen 

441 * Wie eingangs erwähnt, hat sich mit den in 
Großbetrieben eingerichteten Belriebsberufssdiulen 
m der DDR ein vc?Uig neuer Berufsschultyp heraus- 
gebildet. Der Anteil der Betriebsberufsschulen (23) 
an der Gesamtzahl der Berufsschulen (1783) betragt 
in der Bundesrepublik 1.3 in der DDR (684 r 1172) 
dagegen 58*4 ^ o (1967), 

Der Anteil der Betriebsberufsscbüler an den Berufs- 
schülern beläuft sich in der Bundesrepublik auf 
0,4 “.' 0 , in der DDR auf 48,4 ^.'o. Da der Betriebsleiter 
in der DDR die volle Verantwortung für die Betriebs- 
berufsschule trägt, ist für fast die Hälfte aller Berufs- 
schüler in der DDR das duale System zumindest 
organisatorisch aufgegeben worden, da die Betriebs- 
berufsschule eine Vereinheitlichung von schulischer 
und betrieblicher Berufsausbildung anstrebt. 

Kritik Ln Fadizeitschriften der DDR zeigt, daß damit 
nicht immer und sofort eine Integration von schu- 


lischer und betrieblicher Ausbildung erfolgt Ins- 
gesamt scheint aber die Ablösung des dualen 
Systems auch unter diesem Aspekt in der DDR wei- 
ter fortgeschritten zu sein als m der Bundesrepublik. 
Die Tatsache, daß Ln der Bundesrepublik — wie eine 
Betriebsumfrage ergab — mit zunehmender Betriebs- 
größe die Bereitschaft von Unternehmer- und Unler- 
nehmensseite wächst, ihren Lehrlingen Bildungs- 
möglichkeiten über das in den Ordnungsmitteln 
festgelegte Ausbildungssoll hinaus anzubieten, ist 
dabei durchaus nütberüdcsichtigt ", 

Detaillierte Informayonen über den betnebüdien 
Zusatzunterrldit liegen in der Bundesrepublik nicht 
vor. Anhaltspunkte über den betrieblichen Zusatz- 
unterricht gibt aber die letzte Lehrwerk stätlenerhe- 
bung der AEB aus dem Jahr 1953, derzufolge im 
Bereich der Industrie 11 en Lehrberufe 66 aller Be- 
triebe, die Lehrwerkstätten unterhieUen* betrieb- 
lichen Zusatzunterricht erteilten. Der Anteil der 
Lehr- und Anlernlinge mit Lehrwerkstättenausbil- 
dung (118 640) an der Gesamtzahl der industriellen 
Ausbildungsverhältnisse (258 239) betrug tm glei- 
chen Jahr 46 fm Handwerk belief sich dieser An- 
teil auf rd. 16 (66 000 Lehrlinge von msgesamt 

430 840 handwerklichen Ausbildungsverhältnissen). 
Der Anteil der Lehr- und Anlernlinge mit Lehrwerk- 
stättenausbildung an der Gesamlzalil der industriel- 
len und handwerklichen Ausbildungsverhältnisse 
stellt sich damit in der Bundesrepublik auf rd. 26 “/o. 


d) BetrlebHc^he Berufsausbildung 
und AüsbddLingsordnungen 

442 * Die betriebliche Berufsausbildung in beiden 
deutschen Staaten soll gleichfalls an Hand von quan- 
titativen Kennziffern verglichen werden. Eingehende 
cjualitative Analysen der in der betrieblichen Berufs- 
ausbildung in sämtlichen Ausbildungsberufen ver- 
mittelten Inhalte liegen gegenwärtig nicht von 

Die betriebhdie Berufsausbildung hängt zunächst 
vor allem von den Ordnungsmitteln der Berufsaus- 
bildung (Ausbildungsordnungen) ab, die den zentra- 
len Bestandteil der Berufsausbildung darstellen. 

443. Um die BeiufsausbÜdung den gegenwärtigen 
und zukünftigen Anforderungen anzupassen, bedarf 
es einer permanenten Überarbeitung hzw. Neuerar- 
beitung der Ausbifdungsordnungen (Ausbildimgs- 
ziele und Ausbildungsinhalte), ln der Bundesrepu- 
blik sind im Bereich der Industrie- und Handelskam- 
mern von 1949 bis 1969 nur 43 Vo, im Bereich der 
Handwerkskammern nur 42 der Ausbildungsbe- 
rufe über- CKier neuerarbeitet worden, 1967 waren 
von den 40 am stärksten besetzten Lehrberufen, die 
einen Anteil von rd. 82 ’^/o aller Lehrlinge hatten, im 
Bereich der Industrie- und Handelskammern zwei 
Drittel, im Bereich der Handwerkskammern gut die 
Hälfte der Ausbiidungsberufe über- oder neubear- 
beitet. 

[n der DDR sind seil 1968 die großenteils aus den 
50er Jahren stammenden Ausbildungsunlerlagen er- 
neut für alle Berufe einschließlich der bisher einge- 
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führten Grundberufe überarbeitet worden. Darüber 
hinaus ist entsprechend der ^Verordnung über die 
Systematik der Ausbildungsberufe" vom 7. Mai 1970 
eine neue Systematik der Ausbildungsberufe er- 
ar!)eiiet worden, die für den PerspeklivpJanzeilraum 
1971 bis 1975 gültig ist. 

444. Neben den Ordnungsmilleln hdpgl die betrieb- 
liche Ausbildung ferner von d<!r Quiilifikation der 
Ausbilder und der EinridUung von l.ehrw'erksiätlcn 
ab. Ein quantitativer Vergleich der .Ausbildung der 
Ausbilder isl jedodi nicht möglich, da in der Bundes- 
republik im Gegensatz zur DDR bisher die Ausbilder 
von den Kammern nicht nach der Qualifikation im 
GesdJiitbesland ausgewiesen wurden (vgl. die Me- 
thodischen Hinweise im Anhang). 

Durdi die Ausbildung in Lehrwerkstätten kann die 
Effizienz der betrieblichen Berufsausbildung gegen- 
über der ausschließlichen Ausbildung am Arbeits- 
platz gesteigert werden, ln der Bundesrepublik be- 
slanden 196*1 nadi der letzten Lehrw*erkslallenerhe- 
bung der ABB in der Industrie Insgesamt 2069 einzel- 
bctrieblichc Lehrwerkstätten mit 105 229 Ausbil- 
dungspldlzcn und 9050 Ausbildern. Neuere Zahlen 
liegen nicht vor: nach Schätzungen dürfte sidi die 
Zahl der emzel betrieblichen Lehrwerkstätten in der 
Industrie 1967 auf rd 2500 Lehrwerkstätten belaufen. 
1967 gab es m der Industrie außerdem 38 üherbc- 
tnebhehe Lehrwerkstätten. 

Im Handwerk bestanden 1966 rd. HOO überbetrieb- 
liche Lehrwerkstätten und Untcrrichlsräume, in 
denen rd. lüOOüü handwerkliche Lehr- und Anlern- 
lingr Ergänzungslehrgänije absolvierten. 

Tn der DDR betrug 1967 die Zahl der Lehrw^erk Ställen 
2650. Zahl und Anteil der Lehrlinge mit Lehrwerk- 
stättenbildung weist die DDR nicht aus. 

A 1 j^b/f du ng 3 dflu E f 

445. Die Ausbildungsdauer beträgt in der Bundes- 
republik bei den Lehrberufen in der Regel zwischen 
drei und dreieinJialb Jahren, bei den Anlernberufen 
ist eine zweijährige oder kürzere Ausbildungsdauer 
gegeben. Im neuen Betufsbildungsgeselz ist die Aus- 
bildungsdauer auf maximal drei Jahre begrenzt 
worden. 

ln der DDR dauert die .Ausbildung zwei bis zweiein- 
halb Jahre. Diese durchschnittlich kürzere Ausbil- 
dungsdauer dürfte teils auf die dort längere allge- 
meine Schulpflldil, teils auf die stärkere Einbezie- 
hung der vorberuflichen Bildung (polytechnischer 
Unterricht) in das allgemeinbildende Schulsystem 
zurückzuführen sein. 

Ditfdilanqüoien 

446. In der Bundesrepublik betrug die Durchfall- 
quote im Bereich der Industrie- und Handelskam- 
mern im Jahr 1967 l5®’o. Sie ist seit längerem rela- 
tiv konstant. Im Bereidi der Handwerkskammern be- 
trug die Duidifallquole 196? rd. I8®'a. In der DDR 
btdief sidi die Durchfallquote im gleichen Jahr auf 
4,3 (vgl. die MelhodisÄen Hinweise im Anhang)* 


1/1690 
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Die Durdildllquoten m der Bundesrepublik weisen 
die Wiederholungsprüfungen nicht aus. Wird davon 
ausgegangen, daß rd. zwei Drittel aller durchgefal- 
lenen Prüfungsteilnehmer die Prüfung wiederholen 
und davon wiederum rd. zwei Drittel erfolgreich 
sind, so dürfte sidi die bereinigte Durchfallquote in 
der Bundesrepublik im Bereich der Industrie-, Han- 
dels- und Handwerkskammern zusammen auf rd. 

6,3 belaufen. Die Durchfallquote ist damit in der 
Bundesrepublik — ohne die Bereiche Landwirtschaft 
und öffentlicher Dienst — um rd. die Hälfte höher 
als in der DDR. 

(Joge/ernfe 

447. Unter dem Aspekt der ln beiden deutschen 
Staaten lieule geforderten .Mobilität bzw, Disponi- 
bilität jm gesamten .Arbeitsleben muß auch die Ent- 
wicklung des Anteils der Ungelernten an den Be- 
rufsschülern m die Betrachtung der Ausbildungs- 
systeme einbezogen werden, fn der Bundesrepublik 
lag 1.967 der Anteil der bcruf.ssdiulpf licht igen arbei- 
tenden Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag 
(Jungarbeiter, Jungangeslellte, mithelfende Fami- 
lienangehörige) an der Gesamtzahl der Berufsschüler 
(1 780 205) mit 262 823 bei H ®. «, so daß sich der An- 
teil der Berufsschüler mit Lehrverhällnis auf 86 
beläuft. 

Demgegenüber hat sich in der DDR der Anteil der 
Berufsschüler mit Lehrverhällnis von 87,9 Vo im Jahr 
1962 auf 9Ö.2® p im Jahr 1967 erhöht, so daß in der 
DDR nur noch knapp 3*^ 0 aller Berufsschüler ohne 
Ausbildungsvertrag sind. Der Anteil der berufsschul- 
pflichtigen arbeitenden Jugendlichem ohne Ausbil- 
dungsvertrag ist damit in der Bundesrepublik fast 
fünfmal so hoch wie m der DDR. Bei diesem Wert 
ist zu berücksichtigen, daß in der DDR für die 
Jugendlichen eine gesetzliche Pflicht besteht, einen 
Beruf zu erlernen. 


e) Refornfiansätze: 

StufenausbilcJung und Grundberufe 

448. Die soziookonomische Entwicklung zwingt 
beide deutsdie Staaten immer nadidrücklichor dazu, 
ihre Jeweiligen Systeme der Berufsausbildung an die 
Erfordernisse der modernen Indust riegescllsdiaft an- 
zijjjdssen und gleichzeitig durch die Gestaltung der 
zukünftigen Berufsausbildung aktiv auf die tech- 
nische, ökonomische und gesellschaftliche Entwick- 
lung einzuwirken. Es sind deshalb Reformbeslrebun- 
gen im Gonge und Reforraansatze in der Erprobung. 
Diese .Ansätze lassen sich für die Bundesrepublik 
insbesondere unter dem Begriff der ^Slufenausbil- 
dung^ und für die DDR unter dem Begriff des 
.Grundberufes“ zusammenfassen. 

Für die Durchsetzung von Reformbestrebungen gilt, 
daß jeder V'ergleidi Uber das Tempo der Verwirk- 
lichung von Reformen durch die unterschiedlichen 
.slaallidien Strukturen und die Verteilung der Kom- 
petenzen beeinflußt wird- 

449. Die Konzeption der Stufenausbildung gelangte 
vor allem seil Milte der 60er Jahre in der Bundes- 


155 


Deuts<±eT Bundestag — 6. Wohtperiode 


Dnicksadie VI/1690 

Kapite! VH 
Sdiaubild 18 

Pline zur Stufenausbildung 


F&charbeitßF 

FacKstufe 

Fachausbitdur>g 


Kemslufe 

Fachliche 

Grundausbildung 


.ßfaunschweig*' 


j- ^ 

1 S-Aufbäustufe j 

und Rogdmechönüter 


2.AuFbaua1ufe 

i.B.SchkiAäM^ 

Wechiiiiiki<rr.B*ktriiief 


1. Aufbaustufe 

z. E Tfii[eschk»9«r, 
FriiuK. Eie^ürowerfufr 


Grundausbildung 

Metall 


3eriin'’ 


Aufbaustufe 


Stufe4 

Tednrkscha AngMieJÄ« 



1 

( 

( 

( 

1 

( 

1 

1 

f 

( 

1 

1 

1 


1 



FacilrichiungOT 

qLfliJifei«rte 

Fachart»it«ir 


Stufe 3 

F«ch4ftxHtiirl 


Befufsgrupperi 

F4oha/b«itfif 


Stute 2 

Fach&itMtBf II 


GrundausbikjynQ 


Allgemeine 

Gnj ndaLfSbild ung 
Be1nebswefk«r 


J,G, MetalT 


„Krupp" 


Aufbaustufe 


QuaJrfeierte 

FachausbiJdung 


£.0. Masc^irt^nschlosAfrr, 
WgfizsugmKhsf 


Allgemeine 

Fachausbildung 

I E tndusrneschtedl«r 


Grundausbildung 


^TbfliLssfeÜB für 
BctfWfWiche 
Beniteaiisbildiirtg’ 


Quelle; Deutsctief Industrie- und Handetstag. Serufsausbtldung 1964, Schriften reibe H, 96. Bonn 1965. 


republlk in die Diskussion einer breiteren Offent- 
lidikeit, imd zwnr insbesondere durdi den Rahmen“ 
plan zur Slufenausbüdung der Firma Friedrich Krupp 
(1962, 1964, 1965} für Schlosser, Elektriker und 
metallverarbeitende Berufe (Dreher. Fräser, Hobler), 
die Pläne der IG Metall sowie die experimentelle Er- 
probung des Rahmenstufenplans der ABB seit dem 
1, April 1965 bei rd. 850 Leiirlingen In einer Reihe 
von Kammerbezirken bei fünf verwandten sdilosse- 
risdien Berufen **. 

Pläne zur Stufenausbildung 

Smtenplüiic 

Ausgangspunkt der Stufenpläne in der Bundesrepu- 
blik ist die Erkenntnis, daß in vielen Ausbildungs- 
berufen heute gleiche oder verwandle Grundfertig- 
keiten und -kenntnisse vermittelt werden müssen. 
In einer gestuften Berufsausbildimg sollen deshalb 
in einer Grundslufe für eine größere Zahl von Beru- 
fen eine gemeinsame allgemeine Grundausbildung, 
ln einer Kemslufe eine anschließende fadüiche 
Grundausbildung für mehrere Berufe und in einer 
Aufbaustufe eine spezifische Ausbildung für einen 
bestimmten Beruf veimitleU werden. Einen Über- 
blick Über die Stufenpläne vermittelt die folgende 
synoptische Darstellung der wichtigsten Pläne zur 
S tuf enau s bi 1 düng* 

Gemeinsam ist den Stufenplänen, daß 1, die Berufs- 
ausbildung in mehrere in sich abgeschlossene Stufen 
zerlegt wird, 2, nach jeder Stufe die Berufsausbil- 
dung mit einem vollwertigen Berufsabsdaluß ent- 
sprechend der unterschiedlichen Begabung der 
Jugendlichen beendet werden soll, 3. das Erreichen 


der nächsthöheren Qualifikationsstufe von der Ab- 
schlußprüfung auf der nächstniedxigen Stufe abhän- 
gig ist und 4. die Berufsausbildung jederzeit bei ent- 
sprechender Eignung zu einem späteren Zeitpunkt 
fortgeführt werden kanri. 

Untersdiiede zwischen den Stufenplänen ergeben 
sich einerseits nach der Weite (sämtliche Phasen der 
beruflichen Bildung im Vergleich zum Teilst ück 
„Lehre“) und andererseits nach den Grund Intentio- 
nen der Pläne (Systematisierung der Berufsausbil- 
dung mit oder ohne horizontale Konzentration der 
Berufe sowie vertikale Gliederung der Ausbildung 
durch Qualifikationsstufen), 

Grundbenr/e 

450. Tn der DDR wurden 1967 erstmalig vier 
Grundbemfe eingeführt. Dabei handelt es sich um 
folgende Grundbemfe: Baufacharbeiter, Zerspa- 
nungsfadiarbeiter, Metallurge für Formgebung und 
Metallurge für Erzeugung. Der Gnindberuf stellt 
eine Synthese von allgemeinen und beruflichen 
Kenntnissen, von berufstheoretisdien und berufs- 
praktischen Bildungsinhalten, von ErslausbÜdung 
(Grundausbildung, berufliche Spezialisierung) und 
Bemfswellerbildung dar 

Der wichtigste Unterschied gegenüber den traditio- 
nellen Lehrberufen wird in der Neubestiramung des 
Aushlldungsinhalts gesehen, wobei der beruflichen 
GrundJagenbildung der Primat eingeräuml werden 
soll 

Die bemfliche Grundlagenbildung ist durch drei 
Elemente bestimmt. Der erste umfaßt Bildungsin- 
halte, die vorwiegend allen Ausbildungsbe rufen zu- 
gehören, der zweite bemfliche Inhalte, die mehreren 
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Zerspanung, 
Numerik, 
u, a. 


An der zu erwerbenden 
beruflichen Spezialisie- 
rungen wird durch die 
Arbeitsteilung und 
Anforderungen der 
Produktion bestimmt 

Anzahl und Weiterent- 
wlckfung der berut- 
lichen Spezialisierun- 
gen werden durcii die 
w i sse n sch af ti I ch- tech - 
nische Entwicklung 
der Produktion 
bestimmt 

fm System der Berufs- 
ausbildung werden der 
Grundberuf und min- 
destens eine berufliche 
Spezialisierung erwor- 
ben. Weitere berufliche- 
Spezialisierungen sind 
Im System der Aus- 
und Weiterbildung der 
Werktätigen zu 
erwerben 


Berufsausbildung 




Aus- und Weiterbildung 
der Werktätigen 


Quelle: Staatliches Amt für Berufsausüildung, SozialialLsche Berulsausbudung - Moderne Ausblldungsberufe, Berlin 19$8. S. 26. 


Ausbildungsberüfen gemeinsam sind. Das diitte 
Element der Gnindlagenbildung spiegelt das SpezL- 
fisdie des jeweiltgerL Grundberufes wider und 
prägt in der Regel seinen Namen, 

Diese drei Elemente ergeben die beniflidie Gmnd- 
lagenblldimg, auf der die beruflidie Spezialisierung 
auftaaut. tm Grundberuf wird mindestens eine benif- 
iidie Spezialisierung vermitteltt um den friklions- 
lüsen Übergang aus der Berufsausbildung in den Be- 
ruf siche rzustellen. 

Terminülogjsdie Ähnlidikeilen in den Konzeptionen 
von Stulenausbildung und Grundbemfen können 
jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß mit der 
Einführung der Grundberufe in der DDR «etwas 
anderes gemeint ist" 

Tm Unterschied zur Slufenausbildung dominieren in 
der DDR bei der Entwicklung von Grundbemfen 
tangfrLstige Prognosen. Kurzfristige Arbeitskräfte- 
anforcierungen sollen dahinter zurüdttreten. Ferner 
wird im Gegensatz zu dem bei der Stufenausbildung 
befürdilelen zu frühzeitigen Aiisbildungsabbrudi i 


nach Abschluß der 1. Stufe (Betriebswerker) oder 
der 2, Stufe [Fachwerker) die Erwerbstätigkeit erst 
nach Abschluß der 10, Klasse der Oberschule und 
der zweijährigen Ausbildung im Grundberuf aufge- 
noramen, da für das Erlernen des Grundberufs dei 
Abschluß der 10. Klasse erforderlich ist. 

Schulabgänger der 8. Klasse der Oberschule können 
in. der DDR nur zum Facharbeiter in herkömmlichen 
Ausbildungsberufen, Schulabgänger, die das Ziel der 
8. Klasse nicht erreicht haben^ nur auf Teilgebieten 
eines Ausbildungsberufes (außer Grundberufen) aus- 
gebildet werden. Hier zeigt sidi eine Parallele zu 
Problemen, die auch die ersten beiden Qualifika- 
tionsstufen der Stufenäusbijdung für retardierte und 
leistungssdiwache Hauplsdiul- bzw. Sonderschulab- 
gänger in der Bundesrepublik aufweisen. 

Im Grundberuf sind aber im Unterschied zur Stufen- 
ausbildung keine gestuften, vollwertigen Qualifika- 
lionsabschlüsse vorgesehen. Darüber hinaus enthält 
der Grundberuf die Verbindung zur beruflichen 
Weiterbildung. Sie soll nach den Bestimmungen des 
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Kapitel VH 

.Gesetzbuchs der Arbeit“ durch Qualifizierungsver- 
Irage der Betriebe mit dem Jugendlichen nach der 
Facharbeiterprüfung gesichert werden. Die Slufen- 
pläne besdiranken sich dagegen in der Regel auf die 
Berufsausbildung im engeren Sinne. 

451, Für den Vergleich der beiden Refonnkon- 
zeple ist ferner bedeutsam, daß nach Auffassung der 
Bundesreglening eine Reihe grundsätzlicher Fragen 
der Stufenausbildung, insbesondere die Abstimmung 
des betrieblichen mit dem gesaratwirtschafllidion 
Arbeitskräftebedarf, noch der wissenschaftlichen 
Klärung bedarf Trotz der gesetzlichen Veranke- 
rung der Slufenausbildung im Berufsbildungsgesetz 
von 1969 ist sie bisher nicht zum verbindlichen 
Reforrakonzept der Berufsausbildung in der Bundes- 
republik erklärt worden. Die Slufenausbildung wird 
eher als eine Möglichkeit der Reform angesehen. 

Die DDR hat dagegen seit Mitte der 60er Jahre den 
Gnindberuf zur verbindlichen Konzeption der Be- 
rufsausbildungsreform und der langfristigen und 
perspektivischen Zukunftsplanung in der Benifsbil- 
dung der DDR erklärt 1969 lagen 21 Grundberufe 
mit Berufsbildern und Lehrplänen vor 

Nach Angaben der DDR wurden damit 9®'o der in 
die Berufsausbildung übernommenen Jugendlichen 
in Grundborufen ausgebildeti bis Ende 1970 soll sich 
dieser Anteil auf und im FTognosezeilraum 

bis 1980 auf rd. 75 erhöht haben. 

Sfu/r/iüii.^b//cfun£;aordnun(7eri 

Als Stufenausbildungsordnung existiert gegenwär- 
tig in der Bundesrepublik nur der ^Textllveredlei", 
der im Juli 1969 al.s erste Stulenausblldungsordnung 
im industriellen Bereich staatlich anerkannt wurde 

Unabhängig von der staatlichen Anerkennung 
wurde vor Verabschiedung des ßerufsbildungsgesel- 
zes die Stufenausbildung in einer Reihe von Groß- 
betrieben der Bundesrepublik experimentell erprobt 
oder eingeführt. Hierfür liegen jedoch — mit Aus- 
nahme der durch das Experiment der ABB eriaßten 
rd. 850 Lehrlinge — keine quantifizierten Informa- 
tionen vor. Der Anteil der durch die Stufenausbil- 
dung erfaßten Berufsanfänger ist gegenwärtig in der 
Bundesrepublik sehr gering Dieser Anteil dürfte 
sich zukünftig aber erhöhen, da z. Z. eine Reihe von 
Slufenaushildungsordnungen in unmittelbarer Vor- 
bereitung ist 

ln beiden deutschen Staaten hat sich bei den Reform- 
ansdtzen ergeben, daß die Reform der benillichen 
Bildung, insbesondere in den Betrieben, erhebliche 
Umstellungen erfordert. Diese werden nötig, da 
Reformen in der Berufsdusbildung nicht nur entspre- 
chend eingerichtete Aiisbildungs- bzw. Lc'hrwerk- 
Stätten, sondern auch die Entwicklung detallierter 
Zeit- und Stoffpläne der Ausbildung und Riciilzeilen 
für die Ausbildungsdauer, eine Modernisierung der 
Ausbildungsmethoden Ln den Betrieben sowie die 
Weiterbildung der Ausbilder vorausselzen. Aus den 
Umstellungen haben sich Anlauf- und Ubergangs- 
schwierigkeiten in der Erprobung der Stufenpläne"* 
bzw. bei der Einführung der Grundberufe ergeben. 


2. Fach- und Hochschulausbildung 

a) Fachschulausbildung 

Steifung der FachsdxiHen im Bitdungstiysiem 

452. Fachschulen sind in der Bundesrepublik 
Schulen, die nacti dem vollendeten 18. Lebensjahr 
von nicht mehr Berufsschulplllchtigen besucht wer- 
den und Vollzejtkurse von halb- bis dreijähriger 
Dauer anbielcn, außerdem die Ingenieur- und höhe- 
ren Fachschulen sowei Teilzeitschulen mit Lehrgän- 
gen, die mindestens 600 Unterrichtsstunden umfas- 
sen (vgl. Slalislisches Jahrbuch der BRD, 1970, S 70). 
ln der DDR zahlen zu den Fadi.schulen alle Schulen 
mit einer mind(^stens zweijährigen Vollzeitausbil- 
dung im Direkt.studium (vgl. Stalistischcs Jahrbuch 
der DDR. 1966, S. 458). 

In der Bundesrepublik werden für den Fachschul- 
besuch — mit Ausnahme der Technikerschuien — 
ein mittlerer Schulabschluß (mittlere Reife. Fach- 
schulreife) und eine zweijährige Berufstätigkeit mit 
Lehrabschluß gefordert, ln der DDR werden d«u 
Abschluß der lOjährigen allgc!meinbildcn(lon Poly- 
technischen Obersrhulc. die Facharbeiterprüfung und 
eine einjährige praktische Tätigkeit verlangt. Die 
Schüler treten somit in der Bundesrepublik und in 
der DDR in vergleichbarem Alter und mit vergleich- 
barer Qualifikation in die Fachschule ein. 

Die Fadisdiulen bilden in der Bundesrepublik und 
in der DDR qualifizierte Arbeitskräfte für vergleich- 
bare Funktionen ans. Der Fachschulab.solvent nimmt 
in Betrieb und Verwaltung mittlere Positionen ein. 

Die Qualifikation hängt in beiden Staaten von der 
Dauer des Studiums ab. Nach einem dreijährigen 
Fadischulstudium wird in der Bundesrepublik bei 
Pradikatsexamen die ladigebundenn Hochschulreife 
zuerkannl. In der DDR wird mit Abschluß dieses 
Studiums die allgemeine Hochschulreife erworben, 
die. sich faktisch jedoch auch als fachgebunden er- 
weist. 

Sct\werpunkte der Fachnchulüiiabitdiwg 

453. ln der Bundesrepublik und ln der DDR haben 
Fachschulen der Fachbereiche Technik, Pädagogik' 
Sozialpädagogik, Land- und Forstwirtschaflswissen- 
schaften, Wirtschaflswissensdiaften — in dieser 
Rangordnung — die meisten Schüler. .Auf den Be- 
reidi Technik für den sich ein quanlltaliver Vor- 
gleidi durchführen läßt, entfielen 1968 m der Bun- 
desrepublik 39,2 ^' 0 , in der DDR 41 aller Fach- 
schüler (ohne Ingenieurökonomik), 

Schuten 

454. In der Bundesrepublik gab es 1968: 3170 
Fachschulen. In Relation zu den Schülerzahlen hat 
sich die Zahl der Fachschulen von 1960 bis 1968 
stärker erhöht. Fachschulen werden von den Län- 
dern, Kommunen, Kirchen, Verbänden und privaten 
Trägern unterhalten Das erklärt zum Teil die 
zahlreichen Neugründungen. 

In der DDR gab es 1968: 189 Fachschulen Ihre Zahl 
hat sich seit I960 (256) ständig verringert, obwohl 
die Sdiülerzühlen seit 1964 wieder anstiegen. 
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Der große Unterschied in der Zahl der Fadischulen 
m den beiden deutschen Staaten spiegelt sich in den 
durdisdinittllchen Sctiülcrzahlen je Schule wider 
tSdnilgroDe). 1%8 betrugen sie in der Bundes repu- 
bUk bei Fadisdiuleü ohne tedinischen Schwerpunkt 
51, für Tediniker und Ingenieursdiulen 207 Schüler, 
tn der DDR betrug die durdisdinittlldie Sdiülerzahl 
je Schule (ohne Fern Schüler) 461 

ln der DDR erlaubt die durdischnittlidre Sdrulgröße 
bei der vorgesehenen Klassenstärke von 30 Sdiü* 
lern und einem dreijährigen SLudiengang fiini 
Parallelklassen pro Studienjahr und eine eJfizienterc 
Nutzung von Fach- und Laborraumen als in der 
Bündesrepublik. 

PctcftsChuTef 

455, ln der Bundesrepublik stieg von 1960 bis 1968 
die Zahl der Fachschüler um 20.5 “ a. Da die Alters- 
gruppe der 18- bis 30jährügen. aus der die meislen 
Fachschüler stammen, im gleichen Zeitraum nur um 
0,3 "/ft zunahm hat sich der relative Fadisdiul- 
besudi erhöht. Das entspridil dem Trend zu einer 
längeren und hoher qualifizierenden Ausbildung, 
der auch in anderen Teilsysicmen des Bildungs- 
Systems festzustelten ist. Von 1964 bis 1968 nahm 
die Zahl der Fachschüler um ll,8®/o zu. 

In der DDR nahm von 1960 bis 1968 die Zahl der 
Fadisdnüler um 11,6 ^/d zu. Die Expansion im Fadi- 
schut wesen der DDR setzte 1965 ein. Von 1964 bis 
1969 erhöhte sich dJe Zahl der Fachschüler um 
19,8 

ln der DDR werden im Unterschied zur Bundesrepu- 
blik auch die Lehrer der Unterstütz der atlgemein- 
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bildenden polvtechnLSchen Oberschulen an Fach- 
schulen ausgebUdet (1968: 3616)* 

Die Werte für die DDR des Jahres 1968 liegen im 
Vergleich zui Bundesrepublik zu niedrig, da als 
Fadischüler dort nur zählt, wer einen mindestens 
zweijährigen Lehrgang besucht* Die Daten für die 
Bundesrepublik enthnlten dagegen auch sämtliche 
Teilnehmer von halb- und einjährigen Vollzeit- 
kursen- 


Ubersichl 54 


Aniej/ der Fachsd^üler an der WohnbevölkeTUng 
(18* bis 45;ü7ingj 



I960 

1968 

BRD 

Wohnbevölkerung, 




lö- bis 45jährig 


19926 000 

22232400 

Facbschülej insgesamt 


163 018 

220 132 

Anteil in Va 


0,9 

t,o 

DDR 

1 Wohnbevölkerung, 




1 lö' bis 43jahng 


5 753 411 

5856 113 

Fachschüler insgesamt 


126000 

140 600 

Anteil in "/o 


2.2 

2.4 


Übersicht 53 


Füdischü/er 


1960 

1964 

1968 

1969 

BRD 

163 018 

197144 

220 132 


65 444 

49 415 

86 673 


35,7 

$5,2 

39,4 



Fachschüler insgesamt 
davon weiblich 
Anteil in ^/o 


Fachschüler insgesamt 
davon weiblich 
Anteil in Vp 


DDR 


126 000 

110900 

140 600 

151 000 

36 000 

31 900 

53 400 

67 800 

28,6 

2fl,8 

41,7 

44.9 
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456 . Der Fachschulbesuch von Frauen zeigt in j 
der Bundesrepublik und der DDR unlerschiedlldie 
Tendenzen; Von 1964 bis 1969 stieg der Anteil der ' 
Frauen in der DDR erheblich stärker als in der 
Bundesrepublik. Er nähert sich in der DDR der Ver- 
teilung der Geschlechter im Bevölkerungsaufbau. 
Dabei ist allerdings zu bedenken, daß die Unlerstu- 
fenlehrer. die in der DDR an Fachschulen ausgebil- 
det werden, überwiegend Frauen sind. 

pQchrldrtungvn 

457 . In der Bundesrepublik üben in der Regel die 
Minister bzw. Senatoren für Unterricht und Kultur 
der Bundesländer die Aufsicht über die Fadischulen 
aus. ln der DDR sind die Fachschulen gemäß ihren 
Fachrichtungen verschiedenen Institutionen zuge- 
ordnet: Die Landwirtschaftsschulen unterstehen den 
Bezirkslandwirlschaftsräten. die Handelsfachschulen 
entweder dem Ministerium für Handel und Versor- 
gung oder dem Ministerium für Außenwirtschaft 
und die Ingenieurschulen dem Ministerium für das 
Hoch- und Fachschulwesen. 

458 . In der Bundesrepublik wie in der DDR sind 
die einzelnen Fachschulen auf eine oder wenige 
Fachrichtungen spezialisiert. Allerdings Ist in der 
DDR die Konzentration auf eine Fachrichtung weiter 
vorangeschritten als in der Bundesrepublik. So gibt 
es in der DDR z. B. unter den La nd wirtschal tsschu- 
len Spezialschulen für Finanzwirtschaft, Pflanzen- 
schutz, Gartenbau, Saatzucht und Pflanzengut, Land- 
technik und Meliorationswesen. Unter den tech- 
nischen Fachschulen der DDR gibt es Spezialschulen 
für Gastechnik, Gummi- und Plasttechnologie. Che- 
mieanlagen und Automatisierungstechnik. Daneben 
bestehen wie in der Bundesrepublik zahlreiche Fach- 
schulen für Maschinenbau und Elektrotechnik. Diese 
stärker spezialisierten Schulen haben einen Stand- 
ort, an dem der für sie bestimmende Wirtschafts- 
zweig vorherrscht. 

459 . Ein detaillierter Vergleich des Lernangebots 
der Fachschulen in den beiden deutschen Staaten 
läßt sich gegenwärtig nur für den Fachbereich Tech- 
nik durchführen, ln der Bundesrepublik gab es 
1966 jeweils 19 verschiedene Spezialisierungen an 
Ingenieur- und Technikerschulen, die zum großen 
Teil identisch sind. Ihnen entsprachen 1968 in der 
DDR 35 Fachrichtungen an Fachschulen mit techni- 
schem Schwerpunkt. Für die DDR gilt, daß die ein- 
zelnen Fachriditungen stärker differenziert sind. 

ln beiden Staaten studierten 1968 mehr als die 
Hälfte aller Fachschüler des Bereichs Technik Fach- 
richtungen des Maschinenbaus, der Elektrotechnik 
(vgl. Tabelle A 121) und des Bauwesens. Die Domi- 
nanz dieser Fachrichtungen ist in der Bundesrepu- 
blik stärker als in der DDR. In der DDR hat sich 
der Anteil der Schüler der Fachrichtung Ingenieur- 
ökonomik seit 1964 so erhöht, daß diese Fachrich- 
tung 1968 in der Rangfolge den zweiten Platz ein- 
nahm. Dieser Zuwachs geht vermutlich auf die Ein- 
führung des NÖS im Jahr 1963 zurück. 


Die Struktur der Fachschul absolvenlen in der Bun- 
desrepublik und in der DDR decht sich mit der Ver- 
teilung der Schülerzahlen auf die einzelnen Fach- 
richtungen des Bereichs Technik (vgl. Tabelle 
A 122). 

Smdlengänge 

460 . Für die Bundesrepublik lassen sich allgemeine 
Aussagen über die Studiengänge kaum machen, da 
die Ausbildung sehr unterschiedlich ist. Kosmeti- 
kerinnen, die in einem halbjährigen Lehrgang aus- 
gebildet werden, zählen z. B. ebenso zu den Fach- 
schülern wie die Sozialarbeiter nach dreijähriger 
Ausbildung und einem Anerkennungsjahr. Den 
dreijährigen Lehrgängen ist die Unterteilung in ein 
mehr allgemeines am Anfang und ein auf Schwer- 
punkte ausgerichletes Studium gegen Ende der Aus- 
bildungszeit gemeinsam, ln der Regel werden die 
allgemeinbildenden Fächer — Deutsdie Sprache, 
Literatur, Fremdsprachen, Sozialkunde — und die 
jeweiligen Grundlagenfächer mit einer Zwischen- 
prüfung nach dem dritten Halbjahr abgeschlossen. 

ln der DDR dauert die Ausbildung an Fachschulen 
in der Regel drei Jahre. Sie bietet eine Grundlagen- 
ausbildung und eine Spezialausbildung in der 
jeweils gewählten Fachrichtung. Die Lehrpläne für 
j die Grundlagenausbildung werden vom Minister für 
I das Fach- und Hochschulwesen vorgelegt, die Stu- 
I fenpläne für die Spezialausbildung von dem jeweils 
zuständigen Fachministenum, Die Grundlagenausbil- 
dung umfaßt die Fächer Mathematik, Naturwissen- 
schaften, Ökonomie, Marxismus/Leninismus, deut- 
sche Sprache und Sport. Zur Spezialausbildung ge- 
hört ein Praktikum. Gemäß den Vorstellungen über 
das Praktikum, wie sie im Gesetz über das einheit- 
liche sozialistische Bildungssystem niedergelegt 
sind, soll es im letzten Studienabschnitt abgeleistet 
werden. Dies ist für alle Fachschulen, die Ingenieur- 
ökonomen ausbilden, bereits verbindlich. An sieben 
Fachschulen des naturwissenschaftlich-technischen 
Bereichs wird erprobt, den Studiengang mit einem 
halbjährigen Praktikum in ausgewählten Betrieben 
abzuschließen. Während der Tätigkeit im Betrieb, 
die 30 Wochenslunden umfaßt, wird die Ingenieur- 
abschlußarbeit artgefertigt. Praktika bestimmen auch 
die Studiengänge anderer Fachrichtungen, z. B. für 
Erzieher oder Agrarökonomen, ln der Bundesrepu- 
blik unterscheiden sich die Sludiengänge in den Be- 
reichen NaturwissenschafbTechnik und Wirtschafts- 
wissenschaften von denen der DDR durch die feh- 
lenden Praktika während des Studiums. 

Lehrei, Doze/iren 

461 . I960 betrug die Relation hauptamtliche Lehr- 
kraft zu Fachschüler in der Bundesrepublik l : 19,2, 
in der DDR 1 : 24,9. In der DDR sind gut ein Drittel 
der Fadischüler Fernstudenten. 

Eingangsvoraussetzungen und Ausbildungsgang von 
Lehrern bzw. Fachschuldozenten ähneln sich in Bun- 
desrepublik und DDR. In der Bundesrepublik muß 
der Lehrer/Dozent eine abgeschlossene Berufsaus- 
bildung in seiner Fachrichtung cxler ein Praktikum, 
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die fachgebundene oder volle Hochschulreife, ein 
a dl Isetn estriges Studium an Pädagogischer Hoch- 
schule oder Universilät und ein ein- bis zweijäh- 
riges Referendariat vorweisen. An Ingenieurschulen 
wird auf eine erziehungswissenschaftliche Ausbil- 
dung der Dozenten weniger Gewidit gelegt als auf 
ihre fachwissenschaflliche Qualifikation. 

ln der DDR muß der Fachlehrer ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium seines Faches, eine meist ein- bis 
zweijährige Tätigkeit in einem seiner Lehrtätigkeit 
entsprechenden Berul und ein pädagogisches Hoch- 
schulzusalzexamen nachweisen. 

In der Bundesrepublik und in der DDR besteht ein 
Mangel an voll ausgebildeten Lehrkräften. 

fJrim 

462. In der Bundesrepublik befindet sich das Fach- 
schulwesen, sofern es aus dreijährigen Ausbildungs- 
gängen besteht, in einer Umwandlung. Eine der bei- 
den unterschiedlichen Konzeptionen sieht die Um- 
wandlung von Fachschulen in Akademien vor; die 
Fachsdiulen würden dabei ihre jetzige Stellung ge- 
genüber den Hochschulen behalten, obwohl sie in 
der Ausbildungsfunktion neben die Hochschulen 
träten (vgl. Akademiegesetz Nordrhein-Westfalen 
1969). Dagegen sehen das Berliner Fachhochschul- 
gesetz und der Hochschulgesamtplan für Baden- 
Württemberg die Anhebung entsprechend qualifi- 
zierter Fachschulen zu Fachhochschulen vor, die den 
Bewerbern bei höheren Eingangsvoraussetzungen 
Kurzstudiengänge von sechs Semestern anbielen 
sollen, so wie sie auch für die Universität geplant 
sind. Diese Fachhochschulen, nadi Schwerpunkten 
gebildet, sollen in die integrierte Gesamthochschule 
einbezogen werden. 

In der DDR hat die Vorausschätzung des in den 
nächsten Jahren ständig steigenden Bedarfs an 
Fachkräften für elektronische Datenverarbeitung, 
die chemische Industrie, den Maschinenbau und den 
Bau wissenschaftlicher Geräte dazu geführt, daß im 
September 1969 zehn Ingenieurschulen^ mit der 
Ingenieurhochschulausbildung begonnen haben. Der 
neue Studiengang verlangt von den Bewerbern die 
Hochschulreife, wendet sich also an andere Grup- 
pen als die Fach- und Ingenieurschulen (vgl. Ab- 
schnitt 2 b). 

ln der DDR besteht der zweite Schwerpunkt der 
Reform in einer Änderung des Sludiengangs. In 
Fortführung des an sieben Fachschulen durchgeiühr- 
ten Experiments mit halbjährigem Prakikum soll 
die Spezialausbildung als einjähriger Studienab- 
schnitt in ausgewähllen Betrieben durchgeführt 
werden. In diesem praktischen Jahr soll nadi dem 
Erwerb grundlegender theoretischer Kenntnisse die 
Einarbeitung in die vorgesehene Funktion im Be- 
trieb erfolgen. Die Ingenieurabschlußarbeit soll ein 
Problem des Ausbildungsbetriebes betreffen. Das 
Grundlagenstudium soll um die Wissensgebiete 
Kybernetik, Kommunikations-, Informalions- und 
Systemtheorie, Matrizenrechnung, Lmearoptimie- 
rung, mathematische Statistik und EDV erweitert 
werden. 
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b) Hochsc:hulau$bildung 


463. Voraussetzung für den Besuch der Hochschule 
ist in beiden deutschen Staaten die Hochschulreife, 
die durch den Besuch verschiedener Institutionen 
erworben werden kann. Sie wird in der Bundes- 
republik vorwiegend durch den Abschluß des Gym- 
nasiums und in der DDR vorwiegend durch den 
Abschluß der EOS erlangt. 


464. In der Bundesrepublik gelten als Hochschulen: 
Universitäten, Technische Hochschulen, Philoso- 
phisch-Theologische und Kirchliche Hochschulen, 
Pädagogische Hochschulen, Kunsthochschulen und 
Sporthochschulen. Ihre Gesamtzahl hat sich von I960 
bis 1968 wie folgt entwickelt: 


I960 


1968 


Universitäten und 
Technische Hochschulen ‘ 

Philosophisch-Theologische 
und Kirchliche Hochschulen * * 

Pädagogische Hochschulen * 

Kunsthochschulen, 
Sporthochschulen • 


31 

39 

17 

16 

77 

113 

25 

28 


* Deutscher Hochschulführer, Bonn 1960/61, S 53 ff,; 
1969, S. 7 ff. 

* Stallsüsdies Jahrbuch der BRD, 1961, S. 106; 1969, 
1969, S. 80 f. 

* Pädagogisdie Hochschulen und lehrexbildeiide Einrich- 
tungen, vgl. Statistisches Jahrbuch der BRD, 1962, 
S. 109; 1970, S. 70 f. 

* Statistisches Jahrbuch der BRD, 1961, S. 106; 1969, 
$. 81 


Da die Zahl der Studierenden in diesem Zeitraum 
stark anstieg, sind viele Fachrichtungen der Hoch- 
schulen überfüllt. 

In der DDR sind von 1960 bis 1968 keine neuen 
Hochschulen gegründet worden. Ihre Zahl betrug 
44. Im Jahr 1969 stieg sie urn 10 auf 54 an. Der 
Zuwachs ergibt sich aus den zehn Ingenieurschulen, 
an denen der Studiengang Hochschul Ingenieur ein- 
geführt wurde*®, 

StiiifieTcnde 

465. Von I960 bis 1969 stieg die Zahl der Studie- 
renden (ohne Ausländer) in der Bundesrepublik ** 
um 49,3 ®/ö, in der DDR ** um 20,7 ®/o (vgl. Ta- 
belle A 123). Das Anwachsen der StudentenzahJen 
in der Bundesrepublik ist nicht nur eine Folge der 
erhöhten Abiturientenquote pro Schülerjahrgang. 
sondern auch der Verlängerung der Studienzeit, die 
in der DDR vergleichsweise gering sein dürfte. 

Die Frauen machten 1968 erstmals in beiden Staaten 
mehr als 30 ®/o der Studierenden aus. Im Unterschied 
zur Bundesrepublik sind für die DDR dabei die Un- 
terstufenlehrerinnen nicht mitgezählt. In der DDR 


Drucksad 


Kapitel VII 

hat sich der Frauendnleil noch etwas weiter vergrö- 
ßert (vgl. Tabelle A 123). Diese Entwicklung wird 
durch Maßnahmen der Regierung unterstützt. In der 
Bundesrepublik veränderte sich der Frauenanteil 
von 1968 auf 1969 nicht. 

Pro 1000 Einwohner im Alter von 18 bis 45 Jahren ” 
enlw'ickelten sich die Studentenzahlen von 1960 bis 
1968 wie folgt: In der Bundesrepublik von 1 1 auf 14, 
in der DDR von 18 auf 17. Diese Gewichtung durch 
die Altersgruppe, aus der in der DDR die Hochschü- 
ler stammen, zeigt, daß der relative Hochschulbesuch 
in der DDR größer ist als in der Bundesrepublik. 

Fudindtiiingen 

466 . ln der Bundesrepublik läßt sich keine einheit- 
liche TeiKienz zur Spezialisierung des Lernange- 
bols der Hochschulen erkennen. Nur die neu ge- 
gründeten medizinischen Akademien Uliri, Hanno- 
ver, Lübeck haben Schwerpunkte. Die Neugründun- 
gen m Bielefeld. Bochum, Konstanz und Regensburg 
bieten mannigfaltige Fachrichtungen an 

Bislang auf wenige Fachrichtungen begrenzte Hoch- | 
schulen wie Gießen cxler Mannheim haben da.s An- 
gebot an Fachrichtungen so erweitert, daß sie in den 
Rang von Volluniversitaten gelangten. ' 

In der DDR setzt sich die Spezialisierung der Hoch- | 
schulen sowohl für die neueren Ingenieurhochschu- 
len als auch für bereits bestehende Hochschulen ru- | 
nehmend durch- Die Schwerpunktbildung ist durch 
die Standorte der Hochschulen bestimmt. 

An der Universität Jena — eirier Mode llhochsch ule 
für die Universilätsreform der DDR — wurden, in 
enger Verbindung zu den Carl-Zeiss-Werken, 1968 
die Sektionen Chemie, Physik. Mathematik und 
Ökonomische Kybernetik gebildet. Drei Viertel des 
Forschungspotentials sind auf den wissenschaft- 
lichen Gerätebau konzentriert. Die juristische und 
die iandwirlschaflliche Fakultät sollen an andere 
Hochschulen verlagert werden. 

ln der Technischen Hochschule Magdeburg ist seit 
1968 auf Beschluß der zuständigen Fachministerien 
die Ausbildung und Forschung für Schwermaschl- 
nen- und Anlagenbau konzentriert. Sie hat zu die- 
sem Zweck einen Koordirüerungsvertrag mit der 
VVB dieses Industriezweiges geschlossen. In ihm ist 
auch festgelegt, daß für ein Studium an der TH Mag- 
deburg in Betrieben und erweiterten allgemeinbil- 
denden Oberschulen geworben wird. Die Ausbil- 
dungskapazität der TH Magdeburg soll auf den 
Nachwuchsbedarf des Industriezweiges Schwerma- 
schinen- und Anlagenbau ausgerichtet werden. Mag- 
deburg ist Zentrum dieser Industrie. 

$chwefpunkfe di?s Hoch fchu/srudj ums 

467 , In der Bundesrepublik sind, gemessen an der 
Verteilung der Studierenden auf einzelne Fachberei- 
che^, Pädagogik, .Medizin und Agrarwissenschaf- 
ten“ sowie „Philosophisch-historische und Staats- 
und Rechtswissenschaften“ bevorzugt (vgl. Tabelle 
A 124). Der Anteil der Technische Wissenschaften 
Studierenden ging von 13,4 ®/o im Jahre 1960 auf 
9,8 ®/o Im Jahre 1968 zurück (vgl. Tabelle A 124). In 


der DDR nahm die Zahl der Technische Wissenschaf- 
ten Studierenden ständig zu: 1960: 23,3 1969: 

29.7 ®/o aller Hochschüler. 

In der DDR sind die bevorzugten Facher Technische 
Wissenschaften, Pädagogik, Wirtschaftswissenschaf- 
ten sowie „Medizin und Agrarwissenschaflen“ (vgl. 
Tabelle A 125). Rechnet man die künftigen Unter- 
stufenlehrer zu den Hodisdmlern, so entfällt auch ln 
der DDR der größte Anteil aller Hochschüler auf die 
Pädagogik Studierenden (1968: BRD: 32.4 ^/o; DDR: 

32.8 Vo). 

„Slud/t'jip/aJjee 

468 . ln der Bundesrepublik entspricht die Vertei- 
lung der Studierenden auf die Fachnditungen kn 
wesentlichen den Studienwünschen der Studenten, 
ausgenommen die Falle — vorwiegend in den na- 
turwissen.schafllichen-meüizinischen Fächern — in 
denen ein Numerus clausus besteht. 

ln der DDR ist die Zahl der Studienplätze der jewei- 
ligen Fachrichtung durch den Perspektivplan und 
die in dit^sen oingegangene Projektion des Arbeits- 
kräftebedarfs festgelegl: Die Freiheit der Studien- 
wahl ist daher sehr eingeschränkt. 

Den grüßten .A.nteil an den Hochschulabsolventen 
(vgl. Tabelle A 125) Insgesamt stellten 1967 in der 
Bundesrepublik Absolventen mit dem Schwerpunkt 
Pädagogik; Absolventen der .Medizin und Agrar- 
wissenschaften“ und der Wirtschaftswissenschaften 
haben den zweit- und drittgrößten Anteil unter den 
Hochschulabsolventen der Bundesrepublik. 

In der DDR stellten die Hochschulabsolventen der 
Pädagogik 1967 ebenfalls den größten Anteil an den 
Hochschulabsolventen. Mit dem zweit- und dritt- 
größten Anteil folgen Absolventen der Bereiche 
.Medizin und Agrarwissenschaften“ und des Berei- 
ches Technische Wissenschaften. 

Rechnet man die künftigen Oberschullehrer für un- 
tere Klassen in der DDR zu den Hochschulabsolven- 
ten, so erhöht sich der Anteil der Absolventen in 
Pädagogik imd entspricht etwa dem Anteil der Bun- 
desrepublik (1967: BRD 41.9 ®/oj DDR 43,4 ®/o). 

Am kennzeichnendsten ist der Unterschied zwischen 
der Bundesrepublik und der DDR hinsichtlich der 
Absolventenanteile in den technischen Wissenschaf- 
ten. Hier zeigt sich in beiden deutschen Staaten ein 
gegenläufiger Trend, ln der Bundesrepublik sank 
der Anteil der Hochschulabsolventen der tedmischen 
Wissenschaften von 10,5% im Jahr 1962 auf 9,3% 
im Jahr 1967, in der DDR stieg dieser Anteil von 
14,9% auf 20.4 ®/o im gleichen Zeitraum (vgl. Ta- 
belle A 125). 

Fn 1 Wiek J un gs f denie f) 

469 . In der Bundesrepublik ist die Reform des 
Hochschulwesens verknüpft mit einer beträchtlichen 
Kapazitätserweiterung. Seit 1961 werden ständig 
neue Hochschulen gegründet. Die Umwandlung von 
Fachschulen in Fachhochschulen mit höheren Ein- 
gangsvoraussetzungen für die Studierenden ist in 
Vorbereitung und teilweise bereits gesetzlich voll- 
zogen (Fachschulgesetzgebung der Bundesländer). 

Für die weitere Entwicklung der Neuordnung des 
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Hochschulwesens ist die mti^^nerte Gesamihodi- 
schule das erklärte Ziel der Bundesregierung. 

Ein Kernpunkt der Hociischulreform der Bundes- 
republik ist die Neuslruklurierung <ler Studien- und 
Ausbüdungsgangc. Sie sollen für den gesamten 
Hochschulbereich entwickelt werden, so daß die In- 
tegration aller Hochschularten zu Gesamthochschu- 
len auch inhaltlich möglich wird. Nach einheitlichen 
Kriterien sollen für Universitäten, Pädagogische 
Hochschulen und Fadihochsdiulen Studiengange ent- 
widccll werden, die sidi in Studlenabschnille glie- 
dern und so zu gestalten sind, daß für die Studieren- 
den auch em Uberw'echscln zwisdien Studiengängen 
der Gesamthochschule möglich ist. Für den ersten 
Hochschulabschluß ist eine einheitliche Bezeichnung 
vorgesehen. Erreidit werden sollen angemessene 
Studienzeiten (Studienzeilverkürzung) und höhere 
Erfolgsquoten. 

Für die innere Struktur des Hochschulwesens wer- 
den Organisalionsforraen angestrebl, die sich nach 
dem Prinzip der funküonsgerechien Mitwirkung 
aller Hochschulangehörigen m den Organen der 
Hochschulen richten. Die FaieuUäten werden ähnlich 
wie in der DDR dufgelü.sl und durdi Fachbereiche 
ersetzt, die aus aufeinander bezogenen Disziplinen 
gebildet w'erden; dadurch soll eine bessere Koordi- 
nation von Forschung und Lehre und die Erhöhung 
der Effektivität der Hochschule erreicht werden. 

/ fodiffiiiuJreiocfTi der DOR 

ln der DDR sind die Kapazitäten der Hochschulen in 
Forsdmng und Lehre eine feste Große im staatlichen 
Planungssystem. Dies kommt auch in der Dritten 
Hochschulreform, die bis 1975 abgeschlossen sein 
soll, deutlich zum Au.sdruck. 

Die Konzentration von Ausbildung und Forschung 
auf die führenden Industriezweige ist eine der 
Schwerpunkte der Hochschulreform. Der technisch- 
naturwissenschaftJiche Bereich wird bevorzugt aus- 
gebaul. Das zeigen sowohl die Modellhodischulen 
der DDR wie Jena und Magdeburg als auch die Um- 
wandlung von Ingenieurschulen zu Ingenleurhoch- 
schuien durch die Einführung des Sludiengangs 
Hochschulingenieur. Der Hochschulingenieur soll ein 
Studium von nur Jahren (Diplomingenieur: 

5 Jahre] durchlaufen, einschließlich eines sechsmona- 
tigen Praktikums in einem ausgewählten Betrieb 
Die Abschlußprüfung soll der der Technischen Hoch- 
schule entsprechen. Nach P/ijähriger praktischer 
Tätigkeit soll der Hochschul Ingenieur mit einer Ar- 
beit aus .seinem Tätigkeitsfeld im Betrieb das Diplom 
erwerben können. Die «Profilierung“ der Hochschu- 
len soll ihre verstärkte Nutzung für auftragsgebun- 
dene Forschung ermöglichen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt der Reform ist die Ver- 
besserung der Ausbildung durch neue, präzisierlere 
Grund- und Fachsludienpläne und die Einbeziehung 
neuer Medien (programmiertes Material, Film, Fern- 
sehen). Außerdem sollen die Studierenden mehr und 
besser begleitete Praktika absolvieren, um zur Um- 
setzung wissenschaftlicher Erkenntnisse in die Praxis 
befähigt zu werden. Ferner wird die Veränderung 
der Organisation der Hochschule angestrebt. Dazu 
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gehören die Ausrichtung von Hochschulen auf thema- 
tische Schw'erpunkte sowie die Zusammenfassung 
von Disziplinen zu neugebildeten Sektionen, um 
sachlich miteinander verbundene wissenschaftliche 
Disziplinen zu integrieren. 


c) Fernunterricht und Fernstudium 

470. ln der Bundc^srcpublik wird Fernunterricht 
von melir als 100 privaten Fernschulen erteilt*®. Die 
Zahl der Fernschülcr wird auf 200 000 bis 300 000, 
davon l.l® o bis 14 “o Frauen, geschätzt*'. Fernschü- 
lf!T wollen vor allem ihre berufliche Qualifikation 
erhöhen (80®/o) oder einen höheren Schulabschluß 
j (4 ®/o) erreichen Ira berufsbildenden Fernunterricht 
werden vor allem Lehrgänge für kaufmännische und 
! technische Fachrichtungen angeboten. Allgemein an- 
erkannte Berechtigungen können bei den Fernschu- 
len nicht erworben werden. 

In der Bundesrepublik wird die Bedeutung de.s Fern- 
unterrichts seit 1967 zunehmend erkannt. Die Bun- 
desregierung hat eine Rechlsverordnung für Fem- 
schulen, die Sicherung der Qualität des Unterrichts 
und die Anerkennung der Abschlußzeugnisse vorge- 
schlagen. Der Femunternchl soll durch die Zentral- 
stelle für Fernunterricht, das Bundesinstitut für Be- 
rufsbildungsforsdiung und die Bundesanstalt für 
Arbeit gefördert werden. 

Im Hochschulbereich der Bundesrepublik haben erste 
Versuche für spezielle weiterbildende Lehrveranstal- 
tungen mit Mitteln des Fernstudiums slatlgefunden. 
Außerdem wird seit einiger Zeit ein breit angelegtes 
Fernstudium mi Medienverbund erarbeitet. 

ln der DDR ist der Fernunterricht eine der drei als 
gleichberechtigt anerkannte Formen des Studiums an 
Hoch- und Fachschulen (neben Direkt- und Abend- 
studium). Er wurde 1950 an Hochsdiulen und 1951 
ein Fachschulen eingefuhrl. 

Fernstudenten sind 25 aller Hochsdiuler; der An- 
teil der Frauen beträgt 16,4 ®.ü, ist also niedriger als 
im Direktstudium (43,7 ®/o), aber höher als im Abend- 
studium |5,5®V|. 

Uberdurchschnitllich hoch ist der Anteil der Fern- 
studenten in den Wirtschaftswissenschaften, den 
philosophisch-historischen Wissenschaften, den 
Staats- und Rechtswissenschaften, den Kultur-, 
Kunst- und Sportwissenschaften und in den pädago- 
gischen Grundstudienrichtungen aller Wissenschafts- 
zweige. Mit Ausnahme der Pädagogik übertrifft er 
bei allen diesen Studienrichtungen den Anteil der 
Direktstudenten. 

Unter den Hochschulabsolventen machten die Fern- 
studenten im Jahr 1969: 21,9 aus. 

Erheblich größer als unter den Hochschülem ist der 
Anteil der Fernschüler an den Fachschülern. Er zahlte 
1969: 59 400 (39,3 ®/o) aller Fachschülerj davon waren 
42,8 ®/o Frauen. Ihr Anteil an den Fachschulfem- 
schülern ist jedoch immer noch niedriger als im Di- 
rektstudium, aber höher als im Abendstudium. 

In den Kultur- und Sportwissenschaften, der Medi- 
zin, den Agrarwissenschaften, den Wirtschaf Iswis- 
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senschaften sowie den Dokumentations- und Bibilio- 
thekswjssensciiaften überstelgl der Anteil der Fem- 
sdiüler den der Direktstudenten, 

Die DDR hat aui dem Gebiet des Fernstudiums 
gegenüber der Bundesrepublik einen 20jährigen Pla- 
nungs- und Erfahrungsvorspning, Sie hat durdi das 
Fernstudium viele zusätzlidie hodiqualifizlerte Fadi- 
kräJte gewonnen. 


3. Anhang 

Quellen 

Die auf geführten quantitativen Daten und Berechnungen 
beruhen, soweit sie nicht auf den Jeweiligen Sta- 
tistischen Jahrbürfiem der Bundesrepublik und der DDR 
sowie den Slatistisdien Jahrbüchern des BUdimgswesens 
der DDR 1966 und I960 basieren, auf folgenden Quellen: 

Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung, Die indu- 
slriellen Lehrwerkstätten 1964, Auswertung einer Lehr- 
werks täUenerhehung im Bereich der Industrie- und Han- 
delskammern des Bundesgebietes und WesuBerlins, Biele- 
feld 1966. 

Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsa^usbÜdung, Neustruk- 
turierung der beruflichen Bildung, Beriln-Köbi-Frankfurt 
1969. 

Balten e- Institut, Untersuchung zur Klärung der methodi- 
schen Möglich ketten einer quanbtaiiveo und qualitativen 
VoraufifiChau aul dem ATbeitsraarkt in der Bundesrepublik, 
Bericht für das Bundesministeriuni für Arbeit und Sozial- 
ordnung, Frankfurt n.M. 1968 und 1969, 

Berufliche Ausbildung wissenschaftlich ieiten, in: Die 
Wirtschaft, 1970. Heft 23. 

Bundesministerium für Arbeit und Sozial Ordnung, Lehr- 
linge und AnJemlinge in der Bundesrepublik Deutschland 
1966. in: Arbeits- und sorialstatistische Mitteilungen, Bei- 
lage zu Heft 1 1 , 1969. 

Deutscher BLIdungsraL SlalistikeTi Information der 
Mitglieder der Bildungskoininission des Deutschen Bil- 
dungsratea, Stand; September 1969. 

Deutsdier Bildungsrat. Empfehlungen der Bildungskom- 
mission, Slruklurplan für das Bildungswesen, 1970. 
Deutscher Bundestag, 5. Wahlperiode, Drucksache V/1422, 
Bonn 1967. 

Deutscher Bundestag, 5. Wahlperiode, Drucksache V/4609, 
Bonn 1969, 

Deutscher Industrie- und Handelstag. Berufsausbildung 
1967/68, Schriftenreihe, Heft 111, Bonn 1966. 

Deutscher Industxie- und Handelstag, Berufsausbildung 
1968/69, Schriftenreihe, Heh 117, Bonn 1969. 

H. Penger. Betriebsberuf ssthu len in der Bundesrepublik 
Deutschland, ln; Jahrbuch für Wirtachafts- und Sozial- 
pädagogik, Bd, 6 (1969). 

H. Holfeld, Die Erfahrungen aus der Einführung der 
ersten Grundberufe im neuen Lehrjahr nutzen, Ln: Beiufs- 
bildung, 23. Jg., 1969, Heft 7/6. 

A. Knauer, Bildungsökono ml sehe Probleme der Berufs- 
bildung, in: A. Knauer, H. Maier, W. Wolter, Bildungs- 
Ökonomie, Berlin 1967. 

A, Knauer* Die Dynamik des Inhalts der Ausbildungs- 
berufe der sozialistischen Berufsausbildung, ln: Berufs- 
bildung, 23* Jg-, 1969, Heft 7/8. 

Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder, Kul- 
lurpolitik der Länder 1967 bis 1968, Bonn 1969. 
Statistisches Bundesamt, Fathserle A, Reihe 10, Berufs- 
bildende Schulen, Stuttgart und Mainz 1966. 


Zetjtralverband des Deutschen I-Jandwerks, Die Berufs- 
ausbildung Im Handwerk, Schrtflenreihe, Heft 9, Bonn 
1969. 


Methodische Hinweise 
Zur Qualifikation der Ausbilder 

In der Bundesrepublik liegen lediglich Angaben über zen- 
trale Seminare und Lehrgänge sowie Förderungs Veran- 
staltungen für Ausbilder, also über Zugänge, vor. Dem- 
gegenüber weist die DDR sowohl die Lehrkräfte in der 
praktischen als audt in der theoretischen Berufsausbildung 
nach der Qualifikation (ohne pädagogischen Abschluß, mit 
pädagogischem Abschluß, mit staatlicher Lehrmeister- 
Prüfung: ohne pädagogische Qualifikation, mit 2. Lehrer- 
prüfung, mit pädagogischem Hochschulabschluß) für I960 
bis 1967 bzw. für 1967 aus. 

Zu den Durchfallquoten 

Da die Lehrabschlußprüfungeci keine Schul prüfungen sind, 
werden die Du rciif aliquoten mit in die Betrachtung der 
betrieblichen Berufsausbildung einbezogen. Der Vergleich 
wird hier gleichfalls an Hand von quantitativen Kenn- 
ziffern vorgenommen, da einerseits detailliertere An- 
gaben etwa über den Anteil der Prädikate in den Lehr- 
abschlußprüfungen m beiden deutschen Staaten fehlen 
und andererseits eingehende qualitative Analysen der 
Prüfimgsanfarderungen in der Berufsausbildung noch aus- 
stehen. 

Die Du rchf aliquote der DDR ist eine Gesamtquote. Die 
Durchfallquote der Bundesrepublik bezieht sich auf die 
Industrie-, Handels- und Handwerkskammern, Uber die 
Durthfallcpiote im Bereich der Uandwirtschaftskanimern 
und der sonstigen Bereiche (öffenllicher Dienst) liegen 
keine Infonnalionen vors infolge des geringen Anteils der 
Lehrlinge in diesen Bereidien an sämtlichen Ausblldungs- 
verhältnissen verändem sie die Bundesrepublik-Quote 
nicht. 

über die Ursadhen der Durdhfallquoten in der Bundes- 
repubük bestehL auch bei den Kammern keine Klarheit, 
So bemerkt der Deutsche Industrie- und Handelstag: „Die 
öffentUchkelt widmet den Prüfungsergebnlssen große 
Aufmerksamkeit, Diese werden vielfach als Maßstab für 
die Güte und den Erfolg der betrieblichen Ausbildung 
gewertet, Bis zu einem gewissen Grad ist dies auch be- 
rechtigt. Dabei darf allerdings nicht unheriicksiditigt 
bleiben, daß Prüfungsergebnisse durch eine Vielzahl von 
Faktoren bestimmt werden."' (Berufsausbildung 1967/66, 
Schriftenreihe, Heft 111, Bonn 1968, S. 51). Der Zentral- 
verband des Deutschen Handwerks führt aus: „Für das 
Absinken der Erfolgsquote bei den Gesellenprüfungen 
dürften mehrere Ursachen ausschlaggebend sein. Neben 
den erhöhten Prüfungsanforderungen der Innungsaus- 
schösse dürfte dabei auch die Ausdehnung und Vertiefung 
des Prüfungsgebietes eine Rolle spielen. Ob und inwie- 
weit auch das behauptete Nachlassen der schulischen 
Leistungen mitwirkt, kann nicht gesagt werden" (Die Be- 
rufsausbildung im Handwerk, Schriftenreihe, Heft 9* Bonn, 
1969, S, 39f.J. 


Anmerkungen zu Kapitel VII 

^ VgL Verordnung über die Aufgaben der Universi- 
täten, wissenscfaaftUdien Hochschulen und wissen- 
schaftlichen Einrichtungen mit Flochsch ul Charakter vom 
25, Februar 1970. in: GBl-, ll. 1970, S. 189 ff. i Beschluß 
des Staatsrates der DDR vom 12. März 1970 zur weite- 
ren Durchführung der Akademieiefonn bei der Ge- 
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»taltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems 
des Sozialismus ln der DDR vom 12. März 1970, ln: 
GBl., I, 1970. S. I9ff.| Anordnung über das For- 
sdiungsstudiurn vom I. Juni 1970, in: GBl., II, 1970, 
S 410—414. 

* Seil Mal 1969 ist das Verhältnis Bund-Länder m 
bezug auf das Bildungssyslem modifiziert. Nach Ar- 
tikel 91 b GG können nunmehr .Bund und Länder . . . 
auf Grund von Vereinbarurvgen bei der Bildungs- 
planung und bei der Förderung von Einrrichlungen und 
Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung von über- 
regionaler Bedeutung Zusammenwirken*. Ferner wirkt 
der Bund mit beim .Ausbau und Neubau von wissen- 
schaftlichen Hochschulen einschließlich der Hochschul- 
kllniken" (Artikel 91 a. Zlff. 1|. Außerdem hat er nun- 
mehr das Recht, im Rahmen der konkurrierenden Ge- 
setzgebung Rahmenvorschriften zu erlassen .über die 
allgemeinen Grundsätze des HochscJiulwesens* (Ar- 
tikel 75, Abs. I Nr. l a). 

* Der quantitative Vergleich kann in einigen Unter- 
absduiillen des Kapitels VII auf Grund der Material- 
lage nur so durchgeführt werden, daß Klassifikationen 
der DDR-Statistik zum Ausgang genommen und die 
Daten der Bundesrepublik entsprechend umgerechnet 
werden. 

* Vgl Grundsätze für die Weiterentwicklung der Be- 
rufsausbildung als Beslarvdleil des einheitlichen so- 
zialistischen BlJdungssystems, in: Aus der Tätigkeit 
der Volkskammer und ihrer Ausschüsse, 5. Wahl- 
periode II968). Heft 10. S. 72 ff. 

* Bundestagsdrucksache V/4260. 1969. S. 2, 

* Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungs- 
syslem vom 25. Februar 1965, § 32, Abs. 4. 

^ Vgl. hierzu den Sozialberidit 1970, Bundestagsdruck- 
sache Vl/643. S. 20 

^ Bericht der Bundesregierung zur Bildungspolitik, Bun- 
deslagsdrucksache VI/925, 1970, S. 40. 

* Die Berufsfachkommissionen, die sich aus Experten, 

Praktikern, Berufspädagogen und Vertretern gesell- 
schaftlicher Organisatiornen zusammensetzen, sind Or- 
gane der betreffenden Ministerien, der VVB oder der 
Kombinate. Sie sind den Leitern der für die Aus- 
bildungsberufe verantwortlichen Betriebe. Staats- und 
wirtschaftsleitenden Organe sowie Terntorialorgane 
unmittelbar rechenschaftspflichtig. 

Vgl. hierzu z. B.. Berufliche Ausbildung wissenschaft- 
lich leiten, ln: Die Wirtschaft. 1970, Heft 23. S. 2. 

“ Vgl. B. Tolkötter, Bildungsmaßnahmcn in der Wirt- 
schaft. Eine Urstersuchung des Ettlinger Kreises über 
zusätzliche Bildungseinrichtungen in Industrie und 
Handel. Weinheim 1966, S. 12. 

** Daneben ist insbesondere auch auf den .Braunschwei- 
ger Plan" 11948), den Berlirver Stufenplan (1961), den 
Stufenplan für schlosserlsche Benife und für Ma- 
schinenberufe der ABB (1963, 196.5), den .Stufenplan 
für die gewerbliche Ausbildung Metall* der IG-Melall 
(1964) und den Daimler-Benz- Plan (1966) hinzuweisen. 
Weitere Stufenpläne im gewerblichen Bereich be- 
stehen bei der Firma Kraus-Maffei, der Piltler AG. 
Langen, im graphischen Bereich und in der Textil- 
industrie. Auch für den kaufmännischen Bereich liegen 
Stufenpläne vor. 

Vgl. A. Knauer. Die Dynamik des Inhalts der Aus- 
bildungsberufe der sozialistischen Berufsausbildung, 
in: Berufsbildung, 23. Jg.. 1969, Heft 7/8, S. 352 ff. 
Bericht der Bundesregierung: Vergleichende Darstel- 
lung des Bildungswesens im geteilten Deutschland. 
Bundeslagsdrucksache V/4609, 1969, S. 32. 

Vgl, Kleine Anfrage von Abgeordneten zur Berufs- 
ausbildung an den Bundesarbeils- und Bundeswirl- 
schaftsminlster. Bundestagsdrucksache V/1422, 1967. 
S. 7. 
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Ein quanlltallver Vergleich der durch die Stufenaus- 
bildung in der Bundesrepublik und durch die Grund- 
berufe in der DDR erfaßten Jugendlichen würd dadurch 
erschwert, daß entsprechend den Bestimmungen des 
am 1. September 1969 in Kraft getretenen Berufs- 
bildungsgesetzes nur diejenigen Ausbildungsberufe 
fortgelten, die vor Inkrafttreten des Berufsbildungs- 
gesetzes vom 14. August 1969 (§ 108, 1) vergleichbar 
geregelt wurden. Betriebsvereinbarungen über Stufen- 
ausbildung sind damit vom Gesetzgeber nicht mehr zu- 
gelassen. 

Dabei handelt es sich um folgende Grundberufe: Fach- 
arbeiter für Datenverarbeitung, Baufacharbeiter. Zer- 
spanungsfacharbeiter. Metallurge für Formgebung, 
Metallurge für Erzeugung, Elektromonteur, Facharbei- 
ter für BMSR-Technik. Facharbeiter für automatisierte 
Produktionssysteme. Facharbeiter für Anlagentechnik, 
Elektronikfacharbeiter. Facharbeiter für Fertigungs- 
mittel, Maschinen- und Anlagenmonteur, Instandhal- 
tungsmechaniker, Maschinist, Facharbeiter für chemi- 
sche Produktion. Laborant, Agrotechniker, Zootech- 
niker, Facharbeiter für Umschlagsprozesse und Lager- 
wirtschafl, Wartungsmechaniker für Datenverarbei- 
tungs- und Büromaschinen, Meliorationstechniker. 

Ab September 1970 wird zugleich die Ausbildung in 
den beruflichen Grundlagenfächerm Elektronik. BMSR- 
Technik und elektronische Datenverarbeitung für alle 
Lehrlinge mit Abschluß der 10. Klasse der Oberschule 
eingeführt. 

Nadi Angaben der Abteilung Berufsausbildung des 
Bundesministenuras für Wirtschaft gab es 1969 rd. 100 
Berufsanfänger Im Ausbildungsberuf .Textilveredler*. 
Bezogen auf sämtliche rd. 360 000 Berufsaniänger 
würden damit in der Bundesrepublik rd. 0,03 ®/o aller 
Berufsanfänger durch die Stufenausbildung erfaßt, ln 
dieser Zahl sind nicht enthalten die (gleichfalls nach 
Angaben des Bundeswirtschaftsmlnisleriuras) rd. 
45 000 Berufsaniänger im Einzelhandel, die nach der 
seit März I960 anerkannten gestuften Form der Aus- 
bildung im Ausbildungsberuf „Verkäufer(in)/Elnzel- 
handelskaufmann* ausgebildet werden. Er^tschließt 
man sich, auch dieses — allerdings nicht unter dem 
Aspekt der breiten berufstheoretischen Grundlagen- 
bildung entwickelte — Berufsbild unter das Konzept 
der Stufenausbildung zu subsumieren, so würde sich 
der Anteil der 1969 durch die Stufenausbildung er- 
faßten Berufsanfänger auf etwa 12®/o erhöhen. 

Dazu gehören nach Angaben der Abteilung Berufliche 
Bildung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung folgende Slufenausbildungsordnungen: Die 
Stufenausbildungsordnungen für die maschenwaren- 
produzierende Industrie sowie für die Bekleidungs- 
induslTie, die verabschiedungsreif sind. Unmittelbar 
vor der Verabschiedung ist eirke Stufenausbildungs- 
ordnung für sämtliche Berufe im Bereich der Elektro- 
industrie. Eine Anerkennung von Stufenausbildungs- 
ordnungen ist 1971 für folgende Berufe zu erwarten: 
für feinschlosserische Berufe, Werkzeugmaschinen- 
berufe und Berufe in der Hohlglasindustrie. 

** Vgl, Deutscher Industrie- und Handelslag, Berufsaus- 
bildung 1965, Schriftenreihe, Heft 99, Bonn 1966, S. 56. 

” Vgl, hierzu z. B.: Die Ausarbeitung der Konzeption 
der Berufsausbildung — Lei tungsauf gäbe des Werk- 
direktors. in»: Prognose — Leitung — Berufsausbil- 
durkg. Ergebnisse, Erfahrungen ur>d Probleme bei der 
Verwirklichung der Grundsätze für die Berufsausbil- 
dung. Berlin (Ost) 1969, S. 17 f. 

** Umfaßt bis 1968 für die DDR die Fachrichtungen Berg- 
bau und Energie, Hüttenwesen. Maschinenwesen, 
Elektrotechnik, Verkehrswesen. Bauwesen, Leicht- 
industrie, Ingenieurökonomik; entsprechende Fad>- 
richtungen mit Ausnahme der Ingenieurökonomik gibt 
es auch in der Burnles re publik Ln diesem Bereich. 
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” 1964 waren 37®‘'o aller Fachsdiulen private Schulen. 

** Von den Fachschulen sLnd in der DDR die Fadihodi- 
sdiulen zu unterscheiden, die den Rang von wlssen- 
schafl liehen Hochschulen haben und km Abschnitt über 
die Hochschulausbildung behänden werden. 

*• Eigene Berechnungen nach Daten des Statistischen 
Jahrbuches der Bundesrepublik, 1970, Slatistlsches 
Jahrbuch der DDR, 1969 

In der Bundesrepublik betrug der Anteil der 18- bis 
SOjährlgen an der Wohnbevölkerung 1960: 10 010 000 
und 1968; 10 093 900 Personen. 

Die Angaben für Fachschüler liegen im Statistischen 
Jahrbuch der DDR, I960»'6l, mit 171 362 und im Sldli- 
slischen Jahrbuch der DDR, 1965, mit 128 700 sehr viel 
höher als Jm Siaiistisdien Jahrbuch der DDR von 1970 
Tür diese Jahre angegeben Das liegt daran, daß 1970 
nur noch Schüler mit einem mindestens zweijährigen 
Fachschulbesuch erfaßt werden und Schüler der Mei- 
sterschulen und medizinischen Schulen nicht mehr 
enthalten sind^ 

*• Ingenieurhochschule Dresden, vormals Ingenieurschule 
für Maschinen-bau und Elektrotechnik, Ingenieurschule 
hlr Polygralie, für Aulomatisierungstechnik, Maschi- 
nenbau, Elektrotechnik und Bauwesen, für Elektro- 
technik, für chemische Technik, für Maschinenbau und 
Elektrotechnik, für Wcrkslofftechnlk, für Energie- 
wirtschaft, für Bau- und Straßenwesen, für Schiffs- 
techntk, für Landtechnik. Seefahrtsschule; außerdem an 
der Humboldt-Universität und an der Technischen 
Hochschule Karl-Marx-Sladl. 


Diese Ingenieurschulen werden — bis auf eine Aus- 
nahme — doppelt gezählt, als Fadischule und als 
Hochschule. 

Bundesrepublik: Studierende an wissenschafllichen 
Hochschulen, Kiuisl- und Spurthoc^ischulen. lehrerbil* 
denden Einrichtungen föhne Hamburg und Bayern, da 
die Studierenden der dortigen lehrerblidenden Hinrich- 
luiigeii ln der Zahl der Sludieienden an wlssenschall- 
lidien Hochschulen enthalten sind). 

” DDR: Hodischüler Im Direkt-, Fern- und Abend- 
studium Das -kombinierte Studium“ als Studien- 
form war 1969 zahlenmäßig ohne Bedeutung 
” Da die Zulassung zum Fernstudium in der DDR bis 
7\iro Aller von 45 Jahren erfolgen kann, über den 
Altersaufbau der Studierenden jedoch keine Angaben 
vorllegen, mußte diese ungewöhnliche Gruppierung 
gewählt wereJen. 

Vgl Empfehlungen des Wissenschaflsrats zum Ausbau 
wissenschaftlicher Hochschulen bis 1970, Tübingen 
1967, S. 35 fl. 

“ Der Einteilung ln Fachbereiche liegt die Klassifizie- 
rung zugrunde, wie sie im Statistischen Jahrbuch der 
DDR. 1970, verwendet wird. 

** Erst in den letzten Jahren wurden mit dem Tele- 
kolleg und dem Funk-Kolleg andere Wege beschrlUen. 
H„ G. Haagmann, Die deutschen Fernschulen, Stuttgart 
1966, S. 146 f. Haagmann hat nach Angaben von nur 
3t Fernschülern ermittelt. 

K. Sommer, Der Fernunterricht, Köln 196.5, S. 40 ff. 
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Zur Situation der Jugend 


^ Die bürgerlidie Volljährigkeit erreidien Jugendliebe in der Bun- 
desrepublik mit 21 Jahreni in der IM>R mit 18 Jahren. (472j 

^ Das aktive Wahlrecht beginnt in beiden deutschen Staaten mit 
18 Jahren, Das passive Wahlrecht für den Bundestag und die 
Landervertretungen erhalten Bürger der Bundesrepublik mit 21 
Jahren — ausgenommen die Länder Berlin, Hamburg^ Nordrhein- 
WestfaJen und Saarland, in denen Bürger erst mit 23 Jahren 
wäliibar sind ln der DDR beginnt das passive Wahlrecht für die 
Volkskammer mit 21 Jahren, für die Regionalvertretungen mit 
18 Jahren, (472) 

^ In der Bundesrepublik gibt es neben der staatlichen Jugendpoli- 
tik zahlreiche gesellsdiaftliche Gruppen (z. B. Parteien, KirÄen, 
Gewerkschaften), die ihrerseits eigene jugendpoÜUsdie Zielset- 
zungen verfolgen. In der DDR ergibt sich die Jugendpolitik aus 
den gesellsdiaftlidien Zielsetzungen der SED. Sie sind der verbind- 
liche Rahmen der JugendpoIiUk, für deren Durchführung die ande- 
ren gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen (z. B, die 
Schul-, Hochschul- und Belriebsleitungen sowie vor allem die 
FDJ) verantwortlich gemacht werden. (476, 477) 

^ Tn der Bundesrepublik beabsichtigt staatliche Jugendpolitik vor 
allem die Förderung der Jugend ln den Bereichern in denen über 
die Aktivitäten der gesellscbaitUchen Gruppen hinaus zusätzliche 
staatliche Maßnahmen notwendig erscheinen, ln der DDR zielt 
staatliche Jugendpolitik in einer umfassenden und direkten Weise 
auf die Aktivierung der Jugend als soziale Gruppe. Sie legt die 
besonderen Rechte und Pfliditen der Jugend ln allen gesellschaft- 
Uchen Bereichen fest. (474 — 476) 

^ ln der Bundesrepublik spiegelt sich in der Vielzahl von Jugend- 
organisationen der Pluralismus poIitisch-gesellschaftlicheT Ziele 
und Interessen, ln der DDR erhebt die von der SED gesteuerte 
einzige Jugendorganisation den Ansprudt, die Jugend für die von 
der SED jeweils vorgegebenen, in allen Bereichen der Gesell- 
schaft verbindlich gemachten poiltischen, gesellschaftlichen und 

ideologischen Ziele zu aktivieren. (481 — 484J 

^ Die Jugendorganisationen in der Bundesrepublik erreichen 
bis 25 der Jugendlichen, ln der DDR sind mehr als 60®/« 
der Jugendlichen zwischen 14 und 25 Jahren in der FDJ organi- 
siert. (481, 482) 

^ Die Zugehörigkeit zu Jugendorganisationen spielt in der Bundes- 
republik keine wesentliche Rolle für den sozialen Aufstieg, In der 
DDR ist, zumindest in Schule und Hochschule, die Zugehörigkeit 
zur FDJ eine fast iinabdingbare Voraussetzung für das Fortkom- 
men. (482) 

^ ln der Bundesrepublik wie in der DDR gibt es Bestimmungen« die 
den Schutz der Jugendlichen am Arbeitsplatz regeln, (486) 
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^ Die gesetzlich (estgelegten Mitspracherechte der Jugendlichen im 
Betrieb sind in der Bundesrepublik weniger ausgebaut als in der 
DDR. (487) 

^ ln der Bundesrepublik wie in der DDR gibt es Leistungswettbe* 
werbe für Jugendliche. In der Bundesrepublik sprechen sie die 
Jugendlichen überwiegend als Individuen an« laufen neben der 
Arbeit im Betrieb und haben nur mittelbare Auswirkungen auf 
den beruflichen Aufstieg. In der DDR handelt es sich zumeist um 
Wettbewerbe zwischen Kollektiven. Sie sind Teil des betrieb- 
lichen Arbeitsprozesses und fördern unmittelbar den sozialen 
Aufstieg. (488« 489) 

^ In der Bundesrepublik ist der Anteil der 21- bis 40jährigen in den 
parlamentarischen Gremien relativ klein. In der DDR ist die FDJ 
nach festen Schlüsseln in Volkskammer und Bezirks- bzw. Kreis- 
tagen repräsentiert} die junge Generation ist stärker vertreten 
als in der Bundesrepublik. (491) 

^ In der Bundesrepublik wie in der DDR fördert der Staat Begeg- 
nungen der Jugend mit der jungen Generation anderer Länder. 
In der Bundesrepublik sind Bestrebungen im Gange« die bisher 
bestehenden Austauschprogramme auf die Länder Ost- und Süd- 
osteuropas auszudehnen. In der DDR werden durch die staatliche 
Förderung vor allem Kontakte mit dem sowjetischen Jugendver- 
band Komsomol« den Jugendorganisationen anderer kommunisti- 
scher Länder und der Dritten Well unterstützt. (499) 

^ In beiden Staaten sind männliche Jugendliche stärker politisch 
interessiert als weibliche, und in beiden Systemen steigt das Maß 
an politischem Interesse mit der beruflichen Qualifikation. 

(501. 502) 

^ Im Freizeitverhalten der Jugendlichen in der Bundesrepublik und 
in der DDR zeigen sich beträchtliche Übereinstimmungen. Unter- 
schiede bestehen vor allem in dem Maß an Zeit, das für gesell- 
schaftspolitische Tätigkeiten und außerschulische« nebenberuf- 
liche Weiterbildung aufgewandt wird. (504 — 508) 


471. I>er nachfolgende Vergleich der Jugendsilua- 
tion in der Bundesrepublik und m der DDR be- 
schränkt sich wegen der schwierigen Materiallage in 
diesem Bereich auf einige ausgewählte Aspekte (vgl. 
dazu die Methodischen Hinweise im Anhang). Im 
Vordergrund stehen die jugendpolitischen Konzepte 
und Zielvorstellungen in beiden Gesellsciiaflssyste- 
men und die Institutionen, mit deren Hilfe diese 
Ziele verwirklicht werden sollen. 

Darüber hinaus werden Verhallen und Einstellungen 
der Jugend in Politik und Freizeit, so wie sie sich in 
empirischen Untersuchungen darstellen, verglichen. 

Rcchf//che Festlegungen 

472rf Dabei ist zu berücksichtigen, daß in der Bun- 
desrepublik und in der DDR« vor allem was die 
rechtlichen Festlegungen betrifft, Jugend verschieden 
definiert wird. In der Bundesrepublik werden Ju- 
gendlichen in den einzelnen Bereichen der Gesell- 


schaft in abgestufter Form und zu verschiedenen 
Zeitpunkten Erwachsenenrechte übertragen: 

■ die bürgerliche Volljährigkeit und damit die un- 
eingeschränkte Geschäftsfähigkeit erhalten junge 
Menschen mit 21 Jahren; 

■ die Ehemündigkeit beginnt für den Mann bei 21 
Jahren, für die Frau bei 16 Jahren; 

■ das aktive Wahlrecht erhalten die Bürger nach 
den Verfassungsänderungen der letzten Zeit für 
Bundestags-« Landtags- und Kommunalwahlen 
mit 18 Jahren* das passive Wahlrecht für den 
Bundestag, für die meisten Landtage und Kom- 
munalvertretungen beginnt bei 21 Jahren, in 
Berlin, Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Saar- 
land bei 23 Jahren. 

In der DDR gilt zwar einerseits das , Jugendgesetz* * 
generell für junge Menschen bis zum 25. Lebensjahr; 
andererseits liegen die Zeitpunkte« zu denen Ju- 
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geodlichen die bürgerliche und polilisdie Mündig- 
keit zugesprochen wird, im allgemeinen niedriger 
als in der Bundesrepublik; 

■ die bürgerliche Volljährigkeit erhalten Jugend- 
liche mit 18 Jahren; 

■ die Ehemündigkeit beginnt für Mann und Frau 
mit 10 Jahren; 

■ das aktive Wahlrecht erhalten Jugendliche mit 
18 Jahren; wählbar sind 21jährige, wobei zu be- 
rücksichtigen ist, daß bei Wahlen für Bezirks- 
oder Kreisparlamente bereits 18jährige das pas- 
sive Wahlrecht besitzen. 

AJjvts(/fupi>en 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich, 
wenn nichts anderes vermerkt ist. auf die 14- bis 25- 
jährigen. Sie verteilen sich in beiden Gesellschafts- 
systemen auf die einzelnen Jahrgänge wie Über- 
sicht 55 zeigt. 


Übersicht 55 

Jugendliche Wohnbevölkerung (Ende 1968) 


Altersgruppen 

BRD 

DDR 

in 1000 

in •/# 
der ge- 
samten 
Wohn- 
bevöl- 
kerung 

in 1000 

in ®/o 
der ge- 
samten 
Wohn- 
bevöl- 
kerung 

14 bis unter 

16 Jahre 

16 bis unter 

18 Jahre 

18 bis unter 

21 Jahre 

21 bis unter 

25 Jahre 

1 

I 580 2.6 

1 574 2.6 

2 422 4.0 

2 876 4.8 

526 3J 

521 3.1 

657 3,83 

690 4,0 

Insgesamt 


8 452 14.0 

2 394 14.0 


Quellen: BRD: Statistisches Jahrbuch der BRD, 19?0, 
S. 35 f. iDie Aufschlüsselung der Wohnbevölke- 
rung nach Jahrgängen ist in diesem Jahrbuch 
auf den Stand vom 21. Dezember 1968 bezogen). 
DDR; Statistisches Jahrbuch der DDR, 1969, 
S. 4.33; S 44(J. 


1. Jugend und Gesellschaft 

a) Jugendpolitik, Jugendförderung, 
Jugendgesetzgebung 

Begrii/ Jugendpolitik 

473. Sowohl in der Bundesrepublik als auch in der 
DDR gibt es einen Komplex von Maßnahmen, Be- 
strebungen und Gesetzen, der unter dem Begriff 
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Jugendpolitik zusamraengefaßt wird. Diese Maß- 
nahmen dienen sowohl dem Schutz und der Förde- 
rung der Jugend als auch ihrer Integration in die 
jeweilige Gesellschaft. 

Der Vergleich jugendpolitischer Konzeptionen und 
Tendenzen in der Bundesrepublik und In der DDR 
muß allerdings davon ausgehen, daß der Begriff 
Jugendpolilik in beiden Gesellschaftssystemen kon- 
kret unterschiedliche Sachverhalte bezeichnet. 

Für die Bundesrepublik ist grundlegend, daß in der 
Jugendpolitik zwar staatliche Initiativen und inso- 
fern eine staatliche Jugendpolilik bestehen, daß 
aber daneben jugendpolitische Bestrebungen ver- 
schiedener gesellschaftlicher Gruppen, wie der Kir- 
chen, der Parteien, der Gewerkschaften, der Jugend- 
organisationen sowie der Arbeitgeber wirksam sind. 

Die genannten Gruppen verfolgen auch im Hinblick 
auf die Frage, wie die Jugend zu fördern und in die 
Gesellschaft zu integrieren sei, unterschiedliche 
Ziele und Interessen. Die staatliche Jugendpolitik 
ist in hohem Maße von dieser Auseinandersetzung 
mitbestimmt. Sie versteht sich ihrerseits in ihren 
eigenen Initiativen und Impulsen weitgehend sub- 
sidiär. Dem Gedanken des sozialen Rechtsstaates 
entsprechend erlangt staatliche Jugendpolilik über- 
all da Bedeutung, wo über die Wirksamkeit gesell- 
schaftlicher Gruppen hinaus zusätzliche staatliche 
Hilfen notwendig erscheinen. 

In der DDR stellt Jugendpolitik einen integrierten 
Bestandteil der Gesamtpolitik dar. »Die Jugend- 
politik wird so gestaltet, daß sie übereinstimmt mit 
den Aufgaben, die von der gesamten Gesellschaft 
zu lösen sind. Sie wurde und wird immer entspre- 
chend der gesamtgesellschaftlichen Zielstellung aus- 
gerichtel*." Ihr Aufgabe besieht demnach darin, in 
Entsprechung zu den Jeweiligen politischen Zielen, 
in umfassender Weise die Richtlinien für die Steue- 
rung der Integration der Jugend in die Gesellschaft 
zu liefern. Die allgemeinen politischen Ziele sollen 
in jugendpolitische Leitvorstellungen übersetzt und 
institutionelle Bedingungen für deren Durchsetzung 
geschaffen werden. 

Konzepte 

474. Sowohl in der Bundesrepublik als auch in der 
DDR zielen Jugendgesetze und Jugendpolltisdie 
Maßnahmen darauf, die Jugend in allen Lebens- 
bereichen zu fördern, sie vor schädlichen Einflüssen 
zu schützen und optimale Bedingungen für ihre 
Integration in die Gesellschaft zu schaffen. Dem ent- 
spridil, daß die Jugendgesetze der Bundesrepublik 
wie der DDR * ähnliche Materien regeln; sie sind 
dabei allerdings von unterschiedlichen Konzepten 
bestimmt. 

ln der Bundesrepublik zielt Jugendpolilik. vor allem 
soweit sie als staatliche Aktivität in Erscheinung 
tritt, primär darauf, die für die Entfaltung der 
Jugendlichen Persönlichkeit als notwendig erachte- 
ten Bedingungen zu schaffen. Dem entspricht, daß 
Jugendgesetze in der Bundesrepublik in erster Linie 
der Förderung und dem Schutz der Jugend dienen. 
Dabei Ist die Tendenz vorherrschend, das Schwer- 
gewicht vom Konzept des Schutzes auf das der För- 
derung zu verschieben. 
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la der DDR zielen die Jugendgesetze zwar ebenfalls 
darauf, optimale Bedingungen für die Ausbildung 
der Jugend zu sdiaffen; sie verfolgen darüber hin- 
aus jedodi das Ziel, die Mitwirkung der Jugend in 
den verschjedenen ge5ellsdiaftlit±ten Bereichen (Ln 
Sdiule, Betrieb, Wissenschaft, Kuitur) zu regeln und 
zu sichertL Dementsprechend enthalten so gut wie 
alle jugetidgesetzUdien Besiimmungen in der DDR 
die ausdrückliche Verpflichtung für alle siaatlidien 
Organe und gesellschaf Hieben Organisationen, die 1 
Jugend an Entscheidungen zu beteiligen. 

475 , Obwohl in beiden Geselischaflen auf das Indi- 
viduum zielende Maßnahmen der Jugendförderung 
und des Jugendschutzes ^ bestehen, ivnlerscbeiden 
sieb doch die jugendpoütischen Konzepte in der 
Bundes republik und der DDR durch die Art, wie 
Jugendlithe insgesamt oder Gruppen von Jugend- 
Udien angespro^en werden, 

In der Bundesrepublik werden Gruppen von Jugend- 
lichen für konkrete Ziele einzelner gesellschaftlidier 
Gruppen (kirdilicber, pollUsdier. kultureller Art) an- 
gesprochen; staatliche Aktivität beschränkt sich dar- 
auf, die Bemühungen der geseilsthaf Hieben Gruppen 
um die Aktivierung der Jugend zu fördern oder die 
Gruppierungen der Jugend selbst, die nach selbst- 
gewählten Zielsetzungen Aktivitäten entfalten, zu | 
unterstützen. 

In der DDR sprechen Partei und Staat über die in- 
dividuelle Förderung hinaus die Jugend als soziale 
Gruppe direkt und im ganzen an und stellen sie vor | 
konkrete, inhalHidi festgclegte Forderungen. 

Weiterhin zielt Jugendpolitik in der Bundesrepu- 
blik darauf, das Jugendalter als eine Lern- und 
Vorbereitungsphase durch fördernde und schützende 
Maflnahmen zu sLthem, Dem entspricht auch, daß in 
der Bundesrepublik die tradlHonelle Trennung ln 
eine in sich geschlossene Phase des Lernens und der 
Vorbereitung im Kindes- und frühen Jugendalter 
einerseits und eine darauf folgende Phase der Inte- 
gration in Politik und Gescllsdiafi andererseits weit- 
gehend beibehallen wird. In jüngster Zeit alleidings 
sind Bestrebungen erkennbar, die auf eine Ver- 
wischung dieses Phasenuntersdiiedes, vor allem auf 
eine Ausdehnung der Lemphase, hinauslaufen. 

Die Trennung des Kindes- und frühen Jugendalters 
in eine Lern- und Vorbereitungsphase sowie eine 
Produkt ions- und poUtische MUspradiephase ist in 
der DDR demgegenüber so gut wie aufgehoben. Die 
Mitwirkung in der Produktion und die Beteiligung 
an geseilschafLspolitischen Prozessen erfolgt sdion 
während der Lernphase ? andererseits wird eine stän- 
dige syslemalisdie Fortsetzung der Lernprozesse 
vorausgesetzt (vgl. dazu auch Kapitel VII), 

476- Diese unteTsduedtichen jugendpolitiachen Kon- 
zepte spiegeln die Versdiiedenartigkeit der Stellung , 
der Jugend in beiden Gesellschaftssystemen; 

In der Bundesrepublik befindet sich die Jugend im 
SpannungsEeld widersprüchlicher, zumindest viel- 
fältiger Erwartungen, Anforderungen und Angebote, 
die ihr die Chance bieten, in produktiver Aasem- 
andersetzung mit dem Vorgefundenen die eigene 


Identität zu finden. Damit ist ihr einerseits ein 
relativ großer Spielraum eröffnet, andererseits er- 
geben sich aus dieser Situation Integrations- und 
Anpassungskonflikte, die bis zu einem gewissen 
Grade als uiiverra eidlich angesehen werden. 

In der DDR wird der Jugend im Rahmen der über- 
greifenden und allgemein verbindlichen politischen 
Ziele eine mhalUich konkret festgelegte, aus ge- 
samtgesellscbafll Lehen Vorstellungen unmittelbar ab- 
geleitete AuJgabe zugesprochen. In Formeln wie 
„Jugend — Sch ri Hm ach er. nichl Mitmadier" oder 
„Jugend — Hausherren von morgen" liegen eindeu* 

Hge Verbal lenser Wartungen. 

Dabei werden nicht aussdiließlidi poHtisdiddeolo- 
gische Ziele verfolgt. Der Jugend wird zwar eine 
widitige Rolle bei der Verwirk! idiung der soziaLtsH- 
schen Moral, der Weit ercnl Wicklung des marxistisdi- 
lenLnisüschen Klassenbewußtseins und der Verteidi- 
gung der ^sozialistischen Heimat" zugesprodhen. 
Darüber hinaus sind jedoch auch Gesiditspunkte 
entscheidend, die sidi aus dem Ziel der Steigerung 
der Produktivität herleiten. Die mdividuelle und 
koileklive Meisterung der jeweiligen Aufgaben in 
Ausbildung und Beruf wird den Jugendlidien — ejua 
Gesetz — zur Pflicht gemacht, 

Organ rsa ftoiisfo rm irn 

477, Jugendpohtische Aktivitäten vollziehen sich m 
der Bundesrepublik und in der DDR in unterschied- 
lichen Organisationsformen. 

ln der Bundesrepublik begrenzen die föderative 
Struktur und die Verwailungshoheil der Länder und 
Kommunen die jugendpolilisctie und jugendgesetz- 
geberische Aktivität des Bundes Die Zuständigkeit 
für Jugendfragen hegt, soweit sie sich auf Bildung 
und Erziehung Im sdiuUsdien und außerschulischen 
Bereich bezieht, primär bei den Bundesländern. Diese 
Tatsachen führen dazu, daß vom Bund erlassene 
Rahmengesetze in den einzelnen Ländern unter- 
sdiJedlich realisiert werden und daß jugendpoli- 
tische Aktivitäten Ln den einzelnen Bundesländern 
unterschiedlich akzentuiert sein können 

Der Bund verwirklicht auf der Grundlage des Ar- 
tikel 74 NT. 7 GG jugendpolitische Aktivitäten auf 
den Ebenen der konkurrierenden Gesetzgebung und 
einer begrenzten VerwaltungskompeLenz. Die För- 
derungskompelenz des Bundes erstreckt sidi nach 
Auslegung des Bundesverfassungsgerichts (Lfrteil 
vom 18, Juli 19ü7) nur aul Aufgaben mit eindeutig 
überregionalem Charakter ; so fordert der Bund 
überregionale Maßnahmen der poHlischen Bildung, 
ferner Programme, die der Jugend die Problematik 
der Teilung Deutschlands verdeutlichen sollen, so- 
wie internationale Begegnungen. 

Für die Kompetenzverteilung auf der Ebene der 
Bundesmlnisterien ist wesentlich, daß es in der 
Bundesrepublik zwar seit 1957 (bis dahin w^aj das 
Innenministerium für Jugendfragen zusländigl ein 
Btindesministerium für Jugend (bis 1969 für Familie 
und Jugend; seit 1969 für Jugend. Familie und 
Gesundheit), gibt, daß daneben jedodi eine Reihe 
anderer Ressorts bei jugondpolitlsch widiügen Maß- 
nahmen beteiligt bzw. federführend ist (z. B. das 
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Justizministerium bei Teilen der Jugendgesetzge- 
bung. die Ministerien für Wirtschaft und für Arbeit 
und Sozialordnung in Berufsbildungsfragen und in 
Fragen des Jugendarbeilsschutzes). 

Kcniueidinend für die DDR ist die Talsadie. daß 
alle jugendpolitisdien Maßnahmen zentral gesteuert, 
durchgeführt und kontrolliert werden. Es gibt keine 
konkurrierende Gesetzgebung, und außerhalb der 
SED bestehen keine Organisationen, die eigene Ziel- 
setzungen im Bereich der Jugendförderung verfoJ- 
gen. 

Die für den Bereidr der Jugendförderung wichtigste 
Koordinierungs- und Kontrollfunktion kommt dem 
Amt für Jugendfragen beim Mmisterrat der DDR zu. 
Gemäß seinem Statut® ist das Amt zuständig für die 
Ausarbeitung und Weiterentwicklung der Grund- 
sätze der staatlichen Jugendpolitik sowie die Orga- 
nisation und Kontrolle ihrer VerwirklicJiung durch 
die zentralen und örtlichen Organe des Staatsappa- 
rates. Unter Anleitung der Abteilung .lugend im 
Zentralkomitee der SED und m enger Zusammen- 
arbeit mit der TOJ hat das Amt ein wesentliches 
Mitspracherecht bei der Jugendgesetzgebung. 

Das Amt für Jugendfragen besitzt jedoch keine 
Kompetenzen im Bereich der Jugendhilfe. Diese 
liegen auf der zentralen Ebene beim Ministerium 
für Volksbildung. Auf der örtlichen Ebene sind die 
Referate Jugendhilfe und die Jugendhilfeausschüsse 
bei den Räten der Kreise zuständig 

Ähnlich wie in der Bundesrepublik sind auch in der 
DDR weitere Ministerien mit jugendpolitischen 
Problemen befaßt; im Unterschied zur Bundesrepu- 
blik sind zusätzlich die Leitungen der Betriebe zur 
Durchsetzung der jugendpolitischen Bestimmungen 
verpflichtet. Allerdings dürfte durch die Aktivität 
der Betriebe die zentral gesteuerte staatliche 
Jugendpolitik kaum eingegrenzt werden, wie dies 
etwa durch das Verhältnis Länder — Bund in der 
Bundesrepublik gegeben ist. 

Jnstrumifite 

478. Auch die Instrumente der Jugendpolitik spie- 
geln die unterschiedlichen jugend- und gesellschafts- 
politischen Konzeptionen®: 

ln der Bundesrepublik ist das Jugendförderungs- 
system wesentlich dadurch charakterisiert, daß 
Organisationen und gesellschaftliche Gruppen, die 
ihrerseits die Jugend fördern, subventioniert wer- 
den. Es handelt sich also um eine mittelbare Form 
staatlicher Aktivität und Förderung. Der Staat wird 
nidit selbst unmittelbar tätig, sondern ermöglicht 
Jugendorganisationen und gesellschaftlichen Grup- 
pen mit Hilfe finanzieller Zuwendungen, die Jugend 
zu fördern. Diese Gruppen arbeiten in eigener Ver- 
antwortung und auf Grund selbstgewählter Zielset- 
zungen. Die Vergabe von Mitteln ist lediglich an 
die Voraussetzung gebunden, daß die subventio- 
nierten Verbände und Organisationen in einer 
Weise arbeiten, die ..den Zielen des Grundgesetzes 
förderlidi" ist®. Dementsprechend erstreckt sich 
auch die Kontrolle der Verwendung der Mittel nur 
auf die haushaltsrechlliche Seite. 


Kapitel VHI 

.Auf dieser Basis halwm sich in der Bundesrepublik 
Jugendförderungsplänc sowohl auf Bundes- als auch 
auf Landesebene und auf kommunaler Ebene ent- 
wickelt Auf allen Ebenen sollen die Jugendför- 
tl('njn.gspläne werfiselnden Erfordernissen Rechnung 
tragen können. Dementsprechend haben sich die 
Schwerpunkte der Jugendförderung vor allem auf 
Bundes- und Länderebene im Laufe der Zeit stark 
gewandelt: 

Aus einem , Sozialplan der im wesentlichen die 
Beseitigung der Notstände der Nachkriegszeit an- 
zlelte und deshalb ein SchwergewidU im Bau von 
Jugendwohnheimen hatte, entwickelte sich ein „Bil- 
dungsplan“, der primär die Bildungsarbeit im außer- 
schulischen Bereich fördert. So besitzt der 21. Bun- 
desjugendplan (1970) seine Schwerpunkte in der 
Förderung der politischen Bildung und der inter- 
nationalen Begegnung; ferner in der Förderung der 
Arbeit der Jugendorganisationen, in Beiträgen für 
.Berufshilfen" und soziale Dienste und schließ- 
lich in der Förderung des Baus von Jugendbildungs- 
und Begegnungsstätten und von Studentenwohnhei- 
men. 

Instrumente der Jugendpolitik in der DDR sind 
ebenfalls die Jugendförderungspläne“. Nach der 
6. Durchlührungsbe.stimmung zum Jugendgesetz 
vom 19. August 1970 (GBL, li, S. 519) sind von den 
Vorsitzenden der örtlichen Gremien (Rate der 
Kreise, Städte. Stadtbezirke und Gemeinden) und 
den Leitern der Betriebe bzw. Genossenschaften 
jährlich Jugendförderungspläne auszuarbeiten und 
die Voraussetzungen für deren organisatorische und 
materielle Verwirklichung zu schaffen. 

Entsprechend den Zielen der Jugendpolitik in der 
DDR sind die in den Jugendfördeningsplänen zu 
treffenden Maßnahmen vorgegeben. Die 6. Durch- 
führungsbestimmung verpflichtet die Vorsitzenden 
der örtlichen Gremien und die Leiter der Betriebe 
bzw. Genossenschaften, Maßnahmen sowohl zur 
politischen Erziehung der Jugend als auch zu ihrer 
Einbeziehung in die Leütungs- und Entscheidungs- 
prozesse der Staats- und Wirtschaftsorgane festzu- 
legen. Jugendförderungspläne sollen darüber hinaus 
die Mitwirkung der Jugend an der Lösung volks- 
wirtschaftlicher Aufgaben ermöglichen, der ideolo- 
gischen und fachlichen Aus- und Weiterbildung der 
Jugend dienen, das geistig-kulturelle Leben der 
Jugend sowie den Kinder- und Jugendsport und 
schließlich die Kinder- und Jugenderholung organi- 
sieren. Ein beaditlidier Teil dieser Aufgaben wird 
der FDJ übertragen und in der Form von Zuwen- 
dungen an ihre jeweiligen Gremien geregelt. 

Jugendförderungspläne werden auf der Ebene der 
Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke und Gemein- 
den koordiniert und im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Jahresplänen beschlossen. Sie werden 
aus Mitteln des Staatshaushaltes und der Betriebe 
finanziert 

Ein zusätzliches Unterscheidungsmerkmal im System 
der Jugendförderung in beiden deutschen Gesell- 
schaften besteht somit darin, daß Jugendförderungs- 
pläne in der DDR auch auf betrieblicher Ebene orga- 
nisiert werden, d. h. Teil der Betriebskollektivver- 


171 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksaciie VI/ 1690 


Kap/IS/ VIII 

träge sind und damit die Eingitederung der Jugend' 
liehen in den Arbeitsprozeü regeln. 

i-nfwiddu/ijs/pfidcnzen 

479 . In der Bundesrepublik läßt sidi — nicht zuletzt 
als Folge der Studentenproteste und Jugendtin ruhen 
der vergangenen Jahre — an vielen Stellen beob- 
achten* daß die Rolle der Jugend als auslösender 
Faktor Für gesellschaftliche Veränderungen und 
Verbesserungen gesehen und mehr und mehr er- 
kannt wird. Dies gilt Ln unterschiedlidiem Ausmaß 
für politische Parteien, UniversUäLen, Schulen und 
Jugendorganisationen. Es wird stärker als bisher 
akzeptiert, daß zahlretdie Konflikte im Verhältnis 
zwischen Jugend und Gesellsdiaft auf der Verände- 
ningsbedürfügkeit der gesellsdiaftlidien Wirklich- 
keit beruhen, also nicht der Jugend angclaslet wer- 
den können. 

Hinzu kommt die starke jugendpohiische Aktivität 
der Bundesiegierung, Sie läßt sich von dem Ge- 
danken leiten, daß Reformen und Verbesserungen 
in diesem Bereich im Gespräch mit der Jugend und 
mit den in diesem Bereich tätigen Organisationen 
und Gruppen vorbereitet und durchgeführt werden 
müssen, und verfolgt insbesondere folgende Ziele 
(vgh Regierungserklärung vom 26. Oktober 1969}: 

■ wirksamere Förderung der Jugend in der Aus- 
bildung: 

H stärkere Beteiligung der Jugend an allen sie 
betreffenden Entsdteidungen. 

Der wirksameren Forderung der Ausbildung dienen 
im einzelnen folgende jugendpolilisthe und jugend- 
gesetzgeberische Vorhaben der Bundesregierung: 
Weiterentwicklung des Ausbild ungsfördeningsge- 
setzes und des Bcrufsbildungsgesetzes; wirksamere 
und gezieltere Vergabe von MlUeln im Rahmen 
des Bundes] ugendplans; Reform des Jugendwohl- 
fahrtgeselzes mit dem Ziel, den Rechtsanspruch 
des Kindes und Jugendlichen auJ Erziehung bei 
Ausfall oder Minderung der Erziehungsleistung der 
FamLlie konkret feslzulegen und zu sichern. 

Dem Ziel, die Mit spräche rechte und Entsdieidungs- 
moglidikeiten der Jugend und damit die Eman- 
zipation der HeranwachserKlen zu fördern, dienen 
vor allem die Bestrebungen, im Rahmen des neuen 
Betriebsverfassungsgesetzes die Stellung des Ju- 
gendsprechers im Betrieb zu verstärken, ferner die 
Herabsetzung des Wahlalters von 21 auf 18 Jahre 
und die Diskussion um die Herabsetzung der Voll- 
jährigkeitsgrenze sowie schließlich die ängestrebte 
Modertiisierung der Jugendsdiutzge setze. 

ln der DDR wurde mit der Einführung des .Neuen 
Ökonumisdien Systems“ (1963) ein Prozeß der Ver- 
sachlichung der Jugendpoll Lik elngeleitet. Die 
Jugend soll so gut wie moglidi fadilldi gefordert 
und in die Lösung der gesamtgesellsdiaftlidien Auf- 
gaben einbezogen werden. Seit 1967 wird allerdings 
auch die ideologische Seite der Erziehung wieder 
stärker betonL Insbesondere geht es der SED dabei 
irm die Gewinnung der Jugend für den Staat der 
DDR. Den Jugendlichen soll das deutschlandpoU- 
tische Konzept der SED ^ — und damit die DDR als 


-sozialistisches Vaterland' — zur Selbstvcrständ" 
lichkeit werden. 

Für die nächsten Jahre kann davon ausgegangen 
werden, daß loigende Enlwicklongslendenzen in der 
Jugendpolitik der DDR vorherrsdien werden: 

■ die weitere Verbesserung der Voraussetzungen 
für die fachliche Ausbildung gemäß den Anforde- 
rungen, die sich aus der gesanUgesellschafll Lehen 
Planung ergeben: 

I die Verstärkung und; oder Verbesserung der 
politisch-ideologisdien Erziehung im weitesten 
Sinne: 

H die Vergroß-erung des Kreises von Jiigcndhchcn. 
denen veranlworLlichc Funkt ionen in Staat und 
GesellsdiaU übertragen werden. 


b) Integration und Mitwirkung der Jugend 

480* Die gesellsdiaJLiichen Erwartungen an die 
junge Generation und die jugendpolitisrhen Kon- 
zeptionen werden unter anderem an der gesell - 
schdFtlichen Stellung und den Aufgaben der Jugend- 
organ i sali onen in der Bundesrepublik und der DDR 
lieutlich: sie zeigen sich ferner in den institutionell 
gcregeUen und vorgegebenen Formen der Teil- 
nahme und Mitwirkung Jugendlicher am .Arbeits- 
prozeß und an politjsdien Prozessen und Instan- 
zen 

Jugendorganisalronen 

MiigUederiahien 

481* [n der Bundesrepuhllk existieren etwa 80 Ju- 
gendverbände politisdier, religiöser und kullüreller 
Prägung Sie sind in Zielsetzungen. Organisalions- 
lormen und Größe allerdings sehr verschieden. 

In den Dachorganisationen der konfessionellen Ju- 
gendverbände — „Arbeilsgemeinschafl der Evange- 
ILsdien Jugend Deutschiatids" (AGEJD) e. V. und 
„Bund der Deutschen KaUiplischon Jugend' (BDKJ) 

“ sind nach eigenen Angaben rd. 1,4 NliLl. bzw, rd. 

1,1 Mill. Jggendlifhe erfaßt. Die Mitgliederzahlen 
der anderen Verbände reichen von einigen Hundert 
bis zu 600 000 (Gewerkschaftsjugend/DGB). Insge- 
samt geben die im Bundesjugendring und im Ring 
Poiilisdier Jugend zusammengefaßten Organisalio- 
nen die Zahl ihrer Mitglieder mit 3,4 Mill, an 

ln der DDR sind die Freie Deutsche Jugend (FDJ) 
und die von ihr geleitete Pionierorgatiisation .,Emst 
Thälmarm"' — für Kinder von 6 bis 14 Jahren — die 
einzigen Jugendverbande. Beide sind organisalo- 
rlscti und politisdi-ideologisdi eng an die SED ge- 
bunden. Ändere gesellschaftliche Organisationen 
und Verbände (etwa der FDGB oder die Kirchen) be- 
sitzen keine Jugendorganisationen. 

Die Piomerorganisalion batte 1969 über 1.8 Mill. 
Mitglieder. Die Altersgruppe der 6- bis 14jährigen 
“ 1969 rd. 2|2 Mill. — war damit fast völlig erfaßt, 
wenn man berücksiditigt, daß die Pioniergruppen Ln 
den 6. Klassen aufgelöst werden, um die Jugend^ 
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liehen bereits für die FDJ gewinnen zu können. Die 
FDJ hatte Ende 1969 rd. 1,67 Mill. Mitglieder. Die 
Altersgruppe der 14- bis 25jahrigen — 1969 rd. 
2,4 Mill. — war damit zu rd. 65 ®''o organisiert*®. 

482. Wie sich in der Bundesrepublik die Mitglieder 
der Jugend verbände auf Bildungsgruppen Irzw. so- 
ziale Schichten verteilen, ist weitgehend unbekannt. 
Vermutlich sind vor allem Jugendliche aus der Mit- 
telschicht organisiert. 

Die Teilnahme an Jugendverbänden ist in der Bun- 
desrepublik meist von den spezifischen Bedürfnis- 
sen und Interessen der Jugendlichen und den kor- 
respondierenden Angeboten der Verbände bestimmt. 
Die Verbände bieten vorwiegend „Freizeitgestal- 
tung* an, zunehmend allerdings auch politische Ak- 
tivitäten. Die Teilnahme ist ohne unmittelbaren Ein- 
fluß auf den sozialen Aufstieg im Bildungs- oder Be- 
ruisbereich. Lediglich Karrieren in den entsprechen- 
den Erwachsenenorganisalionen — Kirchen, Ge- 
werkschaften, Parteien — werden oft ln den betref- 
fenden Jugendorganisationen begonnen. 

In der DDR sind die einzelnen Bildungsgruppen in 
der FDJ sehr unterschiedlich vertreten Studenten, 
Oberschüler. Lehrlinge sowie Offiziere und länger- 
dienende Soldaten der Nationalen Volksarmee 
(NVA) sind zu mindestens 80 organisiert, junge 
Arbeiter nach Lehrabschluß etwa zur Hälfte, unge- 
lernte Arbeiter zu ctw’a 40 junge LPG-Bauern 
und Arbeiter auf den Volkseigenen Gütern (VEG) 
zu etwa 20 °/o 

Es ist anzunehmen, daß es gegenwärtig kaum Ju- 
gendliche gibt, die nicht während ihrer Ausbildungs- 
zeit einmal in der Pionierorganisation und’oder der 
FDJ organisiert waren. Nach Beendigung der Aus- 
bildung nimmt der Grad der Organisiertheit aller- 
dings ab*®. Berufstätige Jugendliche sind eher im 
FIX3B als in der FD.J orcjanisierl 

Ferner kann vermutet werden, daß Jugendliche mit 
geringerem Aufstiegsehrgeiz weniger stark in der 
FDJ vcrlreten sind als aufstiegsorientierle; denn 
die Mitglied.schaft in der FDJ, die grundsätzlich 
freiwillig ist, gilt als Voraussetzung für sozialen 
und beruflichen Aufstieg. 

Seibstv^fsiunänts > geseflacfiuPi/fhe Äfei/ung 

483, Die Jugendverbände der Bundesrepublik ver- 
stehen sich als selbständige Organisationen. Sie be- 
stimmen ihre Tätigkeitszielc und -bereiche weit- 
gehend selbst. Ihr Spielraum ist durch die gesell- 
sdiafüiche Stellung der ihnen enlspredienden Er- 
wadisenenverbande im religiösen, politischen, kul- 
turellen oder Freizeitbereich und deren allgemeine 
Zielsetzungen begrenzt. Die Jugendverbände wer- 
den von slaatJicher Seite und in verschiedenem Aus- 
maß von ihren Erwachsenenverbänden materiell 
unterstützt; diese verbinden ihre Forderung mit dif- 
fusen Erwartungen an die Jugendverbände, Nach- 
wuchs zu gewinnen, die verbandsspezifischen Werte 
und Ideen unter der Jugend zu verbreiten und die 
Verbandsaktivitäten zu unterstützen. 


Kapitel Vlil 

Dem Inhalt der Zielsetzungen nach kann man von 
politischen, berufsständischen, kirchlich-religiösen 
oder kulturellen Jugend verbänden sprechen. Die 
Grenzen sind hier jedoch fließend. In den letzten 
Jahren ist eine Tendenz zur „Politisierung** der 
Jugendverbände im Sinne einer verstärkten Auf- 
nahme politischer Erziehung und politischer Aktio- 
nen zu beobachten. Zunehmend streben die Jugend- 
organisationen der Bundesrepublik, vor allem auch 
ihre Dachorganisation, der Deutsche Bundesjugend- 
ring, sowie die einzelnen Landesjugendringe, die 
Rolle einer Interessenvertretung der Jugend gegen- 
über Politik, Gesetzgebung und Öffentlichkeit an. 
In dieser Rolle sind die Jugendverbände jedoch 
noch nicht allgemein anerkannt. 

Ziele und Aktivitäten der Jugendverbände in der 
Bundesrepublik sind damit relativ wenig durch ge- 
samtgesellschaftliche Erwartungen vorbestimmt. Das 
bedeutet, daß die Jugendverbande einerseits Frei- 
heitsräume haben, andererseits vor der Gefahr ste- 
hen, sozial isoliert und wirkungslos zu bleiben. 

In der DDR ist dagegen die gesellschaftliche Stel- 
lung der FDJ durch ihre Abhängigkeit von der SED 
und ihre Rolle als einzige Organisation der Jugend 
bestimmt. Die FDJ (zusammen mit der Pionierorga- 
nisation) erhebt den Anspruch, Vertreter der gesam- 
ten Jugend zu sein, und leitet daraus ihre Erzie- 
hungs-, Führungs- und Kontrollfunktion ab. Gemäß 
diesem Selbstverständnis ist sie — und durch sie 
die SED — eine die Sozialisation des Kindes bzw. 
Jugendlichen in der DDR mitgestaJtende Kraft. 

484. Die relative Ungebundenheit der Jugendver- 
bande m der BuiKiesrepubLk, die sich im Fehlen von 
Aufgaben und präzisen Erwartungen von seiten der 
Erwachsenenverbande und der Gesellschaft äußert, 
führt dazu, daß sich Jugendverbände in der Bundes- 
republik vorwiegend darauf beschränken, in ver- 
bandsspezifischen Formen und unter pädagogischen 
Zielsetzungen zur Freizeitgestaltung ihrer Mitglie- 
der beizutragen. Gezielte erzieherische Einflüsse von 
oben bzw. außen, die für die Jugendarbeit in frühe- 
rer Zeit typisch waren, weichen dabei zunehmend 
einer Konzeption der Jugend verbände als »Experi- 
mentierfeld" für die Auseinandersetzung der Ju- 
gendlichen mit ihrer sozialen Umwelt, ln den letz- 
ten Jahren versuchen die Jugend verbände zuneh- 
mend, in ihrer angestrebten Rolle als Interessen- 
vertreler durch politische Aktionen politische Ent- 
scheidungen und Instanzen auf kommunaler, Lan- 
des- und Bundesebene zu beeinflussen. 

Im ZusammcnJiang damit entwickeln die Jugend- 
verbände, vor allem die politisch orientierten, zu- 
nehmend Alternativen zu den Zielen und Program- 
men der Erwachsenen-Verbände oder setzen zumin- 
dest neue Akzente in deren Aktivitäten. Dies führt 
zu Konflikten, Gegenaktionen, aber auch zu Verän- 
derungen im Bereich der Parteien, Kirchen sowie der 
Gewerkschaften. Auf diese Weise wird in der Bun- 
desrepublik in Ansätzen die Rolle der Jugend als 
Mutationspotential realisiert. 
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In der DDR beziehen sich die Aktivitäten der FDJ 
und der Pionierorganisalion vor allem auf die Unter- 
stützung der Lehrtätigkeit der Erzieher in Sdiulen 
und Hodisdiulen. Schwerpunkt der FDJ-Arbeit ist 
dabei die ideologische SÄulung. So beteiligt sich 
die FDJ an den Vorbereitungskursen zur Jugend- 
weihe, den sog. Jugendstunden, und organisiert 
Schulungskurse, in denen Schüler der 7. und 8. Klas- 
sen auf den Eintritt in die FDJ vorbereitet werden. 
Fortgesetzt wird das Programm der ideologischen 
Schulung mit den .Zirkeln junger Sozialisten" 
{s. S. 178 u. Anm. 37). Gemäß ihrem umfassenden päd- 
agc^ischen Anspruch erstreckt sich das Tätigkeits- 
feld der FDJ jedoch -auch auf die fachliche Ausbil- 
dung. So werden etwa für Schüler der 6. bis 10. Klas- 
sem schulische und außerschuLisciie ArbeiLsgemein- 
schaften organisiert, in denen naturwissenschaftliche, 
mathematische und technische Kenntnisse vermit- 
telt werden. 

Ähnlich wie in den Schulen unterstützt und organi- 
siert die FDJ auch in anderen Ausbildungseinrich- 
tungen und in den Betrieben Lernprozesse sowohl 
für die ideologische als auch für die berufliche Qua- 
lifikation der Jugendlichen. 

Weiterhin ist die FDJ — zusammen mit der GST — 
an der vormilitärischen Ausbildung der Jugend- 
lichen in den Ausbildungseinrichtungen und im 
Wohngebiet beteiligt. 

über kulturelle Veranstaltungen, Ferienfahrten und 
andere Formen des Gemeinschaftslebens, in denen 
auch spezifisch jugendliche Wünsche berücksichtigt 
werden (z. B. Motorklubs), ist die FDJ stark in die 
Freizeit- und Feriengestaltung der Jugendlichen ein- 
geschaltet. Um ihre Attraktivität auch für Nicht- 
Mitglieder zu erhöhen, kommt die FDJ in ihren Frei- 
zeitprogrammen den Wünschen der Jugendlichen 
mehr und mehr entgegen. 

In vielfältiger Form ist die FDJ zudem an gesell- 
schaftlichen und politischen Entscheidungen, Orga- 
nisations- und Kontrollprozessen beteiligt. Sie ver- 
tritt die Studenten und Schüler in den Leitungsgre- 
mien und Hochschulen. In den regionalen Volksver- 
tretungen und in der Volkskammer ist sie durch 
Fraktionen repräsentiert. FDJ-Kontrollposten sind an 
den Maßnahmen der Arbeiler-und-Bauem-lnspektio- 
nen (ABI) beteiligt. PDJ-Ordnungsgruppen arbeiten 
im komplexen System sozialer Kontrolle mit. 

Jugend in Arbeit unJ Beruf 

485. Sowohl in der Bundesrepublik als auch in der 
DDR gibt es gesetzliche Regelungen, die den Schutz 
der Jugend am Arbeitsplatz sichern sollen; darüber 
hinaus sind in beiden Gesellschaften Institutionen 
entwickelt worden, die die Mitwirkung der Jugend 
im Betrieb regeln. Ferner gibt es in beiden Syste- 
men verschiedene Formen jugendspezifischer Wett- 
bewerbe, mit deren Hilfe Jugendliche gefördert und 
zu besonderen Leistungen angeregt werden sollen. 

Arber fff j-edi fh die Bestimmungen 

486. Der Schutz der Jugendlichen am Arbeitsplatz 
wird in der Bundesrepublik durch das Jugendarbeits- 


schutzgesetz. in der DDR durch Bestimmungen im 
Gesetzbuch der Arbeit geregelt 

Das Jugendarbeitsschutzgesetz der Bundesrepublik 
von I960 setzt Mindestbestimmungen fest, w^elche 
die Beschränkung der Arbeitszeit, ein Verbot von 
Akkord- und Fließbandarbeit, Urlaub und Ruhepau- 
sen für die Jugendlichen, ferner Unfallschutz und 
Gesundheitsfürsorge regeln. 

Untersuchungen über die Einhaltung des Jugend- 
arbeilsschutzgesetzes in der Bundesrepublik ** las- 
sen vermuten, daß die Bestimmungen nur teil- 
weise befolgt werden. Am ehesten w'erden, diesen 
Untersuchungen zufolge, die Bestimmungen über 
den Berufsschulbesuch sowie über den Urlaub ein- 
gehallenj am schlechtesten werden die Vorschriften 
über die ärztliche Betreuung und über die Einrich- 
tung von Aufenlhaltsräumen beachtet. 

Die Chancen für die Einhaltung des Jugendarbeils- 
schutzgeselzes scheinen um so größer, je ausbil- 
dungsbezogener die Tätigkeit von Jugendlichen im 
Betrieb ist uikI je mehr sie von Erwachsenentätig- 
keiten getrennt statlfindet. 

Die Jugendlichen selbst wissen den Ergebnissen der 
Unlersudiung zufolge wenig über die Bestimmun- 
gen des Gesetzes. Am besten sind die Regelungen, 
die sich auf Urlaub, Arbeitszeit und Pausen be- 
ziehen, bekannt. Allgemein ist jedodi das Bewußt- 
sein der Jugendlichen über ihre eigenen Rechte im 
Betrieb schwach entwickelt. 

1 Das Gesetzbuch der Arbeit der DDR regelt einerseits 
die «Förderung der Jugend im Betrieb* und enthält 
andererseits Bestimmungen zum «besonderen Schulz 
der werktätigen Jugend*. 

Unter die Schulzbestiqrimungen fallen: Verbot der 
Kinderarbeit, Verbot von schweren und gesund- 
heitsgefährdenden Arbeiten sowie die Regelimgen 
für die Beschäftigungszeiten, den Urlaub, die Kündi- 
gung und die gesundheitliche Betreuung. 

Während diese Bestimmungen sich nur hinsichtlich 
Einzelregelungen von denen m der Bundesrepublik 
unterscheiden, sind die im Gesetzbuch der Arbeit 
verankerten Jugendförderungsmaßnahmen in den 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen der Bundesrepu- 
blik nicht enthalten. Zu den Förderungsbeslimmun- 
gen in der DDR gehören im einzelnen: 

■ Vorschriften über die Berufsausbildung; 

■ Vorschriften für den Betriebsleiter, die Jugend in 
seinem Bereich zu fördern (etwa Aufstellung der 
Jugendförderungspläne) und der Jugend verant- 
wortliche Aufgaben (etwa Jugendobjekte, Lei- 
tungsfunktionen) zu übertragen; 

■ Vorschriften über die Zusammenarbeit des Be- 
triebsleiters vor allem mit der FDJ. 

Obwohl somit der Jugendliche in der DDR inner- 
halb des Arbeitsrechts eine Sonderstellung ein- 
nimmt, Ist dennoch seine arbeitsrechlliche Situation 
(soweit er nicht Lehrling ist) stärker der des Er- 
wachsenen angeglichen als in der Bundesrepublik. 
So gibt es beispielsweise keine altersspezifische 
Entlohnung. 
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437. In der Bundesrepublik ist die Mitwirkimg der 
Jugend im Betrieb durdi die Institution der Jugend- 
vertretung geregelt, die Im Betriebsverfassungs- 
gesetz bzw. im Personal vertrelungsgeselz verankert 
>st. Die Jugendvertreter nehmen gegenüber dem 
Arbeitgeber und im Betriebsrat die interessen der 
Jugendlidien jm Rahmen der Möglichkeiten, die das 
BetrVG bzw. PersVG bietet, wahr. Die Reform* 
bestrebüngen auf diesem Gebiet sehen eine Stär- 
kung der Stellung der Jugendvertrelung vor. Ins- 
besondere sollen die Jugend Vertreter im Gegensatz 
zu den bisherigen Bestimmungen voll berediUgle 
Mitglieder des Beinebsiates werden. 

In der Wirtschaft der DDR vollzieht sich die Mitwir* 
kung der Jugendlichen vor altem in den Kontroll- 
und ßeratungsgremien der Wirtsdiaftsorgane. Sie 
wird in zweifacher Form realisiert: 

■ einmal über die FDJ, die Mitglieder in die Pro- 
duktionsberatungen. die Produktionskomitees 
und die Gesellschaftlichen Räte bei den WB 
delegiert sowie mit eigenen Kontrollorganen, 
den FDJ*Kontrollpösten, in das System der be- 
trieblichen Kontrolle elnbezogen Ist; 

■ zum anderen über den FDGß |voj allem durch 
Jugend Vertrauensleute in den Betrieben). 

488 . Sowohl in der Bundesrepublik als audi in der 
DDR nehmen Jugendliche an beruflidien Wett- 
bewerben teil. 

Entsprechend dem GrundversLändnis der Gesell- 
schaftsordnung der Bundesrepublik sind Jugendliche 
am Wettbewerb um Einkommen, Prestige und Auf- 
stiegschancen als Einzelpersonen beteilig i. Sie wer- 
den individuell beansprucht und bewertet, erhalten 
individuelle Pörderung und gewinnen durch Einzel- 
leisturigen Einkommen Prestige und Aufstiegs- 
chancen. Darüber hinaus haben Jugendlidie in der 
Bundesrepublik die Gelegenheit zur Teilnahme an 
spezinijen Le i st ungs Wettbewerben, die von Gewerk- 
schaften. und Berufsverbänden veranstaltet werden 
und allgemein die Förderung des berunichen Auf* 
stiegs der emzelnen Jugendlichen zum Ziel haben 
Die Wettkämpfe beginnen in der Regel auf regiona- 
ler Basis und werden mit den Siegern auf Landes- 
und Bundesebene fortgesetzt. 

Das Bildungswerk der Deutschen Angestetlten-Ge- 
werksdiafl (DAG) lührt seit 1949 jährlich Berufs- 
wellkämpfe für Lehrlinge und junge Angestellte 
durch (,Europäisdier Berulsweltkampf“). Mil diesen 
WeUkämpfen sollen Jugendlichen Anreize gegeben 
werden, ihr FachwissePr ihre Allgemeinbildung und 
ihren politischen Informationssland zu überprüfen 
und zu vertiefen: Jugendliche sollen m ihren Auf-» 
Stiegschancen gefordert werden. Mit den Wett' 
kämpfen sind Berufsberatungen, Trainingspro- 
giamme und europäische Begegnungen verbunden, 
tiisgesaml beteiligten sich 1970 rd. 25 000 Jugend- 
liche. Es bestehen Bestrebungen, die Wettkampfe 
zusammen mit anderen wesleuropäisdien Ländern 
durchxufiihren^ Der Eteutsdre Handels- und Industrie- 
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Angestellten-Verband e. V. veranstaltet jährlich 
einen Berufs Wettstreit für Lehrlinge aus dem kauf- 
männischen und dem Verwaltungsgewerbe sowie 
für Jungkaufleute im L bis 3, Gehilfcnjahr. Durch- 
schnittlich nehmen jährlich 22 000 Jugendliche teil. 

Außerdem führt die Industriegewerkschaft Bau* 
Steine^, Erden jährlich einen Bcrufslcistungswett- 
bewerb für gewerbliche Lehrlinge und junge Arbei- 
ter durch, an dem sich — nach Angaben der Gewerk- 
sdiaft — jährlich rd. 20 000 Jugendliche beteiligen 

In der DDR nehmen die Jugendlidien über die 
»sozialistisdien Jugendkollektive'' am Wettbewerb 
teil Diese Art des Wettbewerbs wird als „Haupt- 
feld für die Bewährung der Jugend*" betrachtet. Die 
Jugendkolleklive partizipieren, wie die anderen 
BetnebskoLleküve, an dem differenzierten System 
von Prämien und Auszeichnungen, das den soziali- 
sti.sdien Wetibewerh kennzeichnet. 

Die gesetzlichen Grundlagen für die Bildung von 
Jugendkollekliven sind in § 3 des Jugendgesetzes 
und in 5 134 des Cesetzbudies der Arbeit festgelegt 
worden. Beide Paragraphen finden in Privatbetrie- 
ben keine Anwendung, während die Verpflichtung 
der Leiter in den VEB, LPG und staatlichen Ein- 
richtungen zur Bildung von Jugendkollektiven be- 
sonders hervorgehoben wird. Die nach Umfang 
I und Bedeutung wichtigsten Formen der Jugend- 
, kollektive sind die Jugendbrigaden und die Jugend- 
objekte. 

Jugendbrigaden werden definiert als „KoIlGklive 
junger Mcn.5chen, die längere Zeit in der Produktion* 
im produktionsvorbereitenden Bereich oefer in den 
Dienstleistungseinrichtungen einen fest urarissenen 
Teil des Reproduktionsprozesses verantworlen*". 
Bei den Jugendobjekten wird .,eme zeitlich be- 
grenzte Planungs-, Leitungs- oder Produklionsauf* 
gäbe bzw. ein gesellsdiaftlidi nützlidies Objekt* an 
denen mehrere Bereiche, Abteilungen bzw. Betriebe 
beteiligt sein können, der Jugend verantwort lieh 
übertragen" In der Regel sollen 50 der Jvtit- 
glieder der Jugendkolleklive unter 26 Jahre alt sein. 
Diese Vorsdirift wird jedoch offensichtlich nicht 
genau befolgt. 

Jugendbrigaden und -Objekte gibt es sowohl im m- 
dustri eilen als auch im landw-irtsdiafllichen Bereich, 
ihre Zahl schwankt ständig. Im Jahr 1969 dürften 
an die 10 000 Jugendbrigaden und 15 000 bis 20 000 
Jugendobjekte bestanden haben. Die Zahl der Mit- 
glieder lag für die Jugendbrigaden 2 wis<hen 120 000 
und 150 ÜOO, für die Jugendobjekte zwischen 150 000 
und 200 OÜO. Wird davon ausgegangen, daß eine 
beadilliche Anzahl der in JugendkollekUven Tätigen 
älter als 25 Jahre ist und wird ferner berüdcsichligl, 
daß in den offiziell angegebenen Zahlen Doppelmü- 
gliedschaften enthalten sein können (daß also ein 
Jugendlicher als Mitglied einer Jugendbrigade so- 
wie öls Mitglied eines Jugendobjektes gezählt 
wird), so ist die Anzahl der in Jugendbrigaden und 
-Objekten tätigen Jugendlichen nicht sehr hodi. Von 
den insgesaml 1,1 Mill. jungen Arbeitern, Tedini- 
kern, GenossenschÄftsbauern und den Lehrlingen 
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arbeiten kaum mehr als I0®/o in Jugendkollekli- 
ven 

Jugendkollektive dienen in erster Linie der Steige- 
rung der Produktion und der Produktivität. Mithin 
haben sie völligen Ernstcharakter, keinesfalls noch 
Elemente des Spielerisdi-Experinientierenden, das 
Gemeinschaftsarbeiten Jugendlicher in der Bundes- 
republik kennzeichnet. Daneben haben sie den Auf- 
trag, .Stätten der massenhaften Erziehung soziali- 
stischer Persönlichkeiten“ zu sein. Insbesondere 
Werte und Normen der kollektiven Arbeit sollen 
verinnerlicht werden. Jugendkollektive als alters- 
gleiche, relativ selbständige Gruppen, die durch 
feste Zielsetzungen und mannigfache Beziehungen 
zum Betrieb und zur FDJ an die Gesellschaft gebun- 
den sind, verstärken die Sozialisationswirkung der 
Erziehungsinstitutionen, Für die Jugendlichen be- 
deutet die Arbeit in den Kollektiven die frühe Über- 
nahme von Verantwortung; mithin die Chance der 
Erprobung, der Bewährung und des beruflichen Auf- 
stiegs. Die besonderen Aufgaben dieser Kollektive 
verleihen ihren Mitgliedern Bedeutung im Produk- 
tionsprozeß; sie bieten zudem Möglichkeiten des 
Prestigegewinns sowie der Identifikation mit Zielen, 
die in engem Zusammenhang mit den propagierten 
Werten der Gesellschaft der DDR stehen. 

Eine weitere Form des Wettbewerbs, an dem sich 
die Jugendlichen beteiligen, ist die Neuererbewe- 
gung, deren alljährlicher Höhepunkt die von der 
FDJ organisierte (zentrale) »Messe der Meister von 
Morgen“ (MMM) ist. Im Jahr 1969 sind 600 000 
Mädchen und Jungen in Bezirks-, Kreis-, Betriebs-, 
Schulmessen usw. von der Neuererbewegung erfaßt 
worden*’. Die .Anzahl der jugendlichen Neuerer, 
d. h. der Jugendlichen unter 26 Jahren, die Neue- 
ningsvorschläge einreichten, Ic^ im Jahr 1967 bei 
über 90 000. Seit 1961 ist sie ständig gestiegen. 
Ebenfalls gestiegen ist der Anteil jugendlicher 
Neuerer an der Gesamtzahl der jugendlichen Be- 
schäftigten 

gleich der WeilbeweThe 

489 . Ein Vergleich der jugendspezifischen Lei- 
stungswettbewerbe in der Bundesrepublik mit den 
jugendspezifisdien Formendes .sozialistischen Mas- 
senwettbewerbs“ in der DDR zeigt einige wesent- 
liche Unterschiede in der Festlegung der Rolle der 
Jugend sowie in den jugendpolilischen Konzeptio- 
nen in der Bundesrepublik und DI>R: 

■ In der Bundesrepublik werden die Jugendlichen 
als Einzelpersonen angesprochenj die Leistungen 
werden individuell erbracht und die .Belohnun- 
gen“ fallen den einzelnen Personen zu. ln der 
DDR werden die Jugendlichen als Einzelpersonen 
und als Gruppe angesprochen; die Leistungen in 
den Jugendkollektiven werden gemeinsam er- 
bracht, Prämien und Auszeichnungen fallen auch 
der Gruppe insgesamt zu. 

I In der Bundesrepublik werden die Wettbewerbe 
von einzelnen privaten und halböffentlichen In- 
stitutionen auf Gund eigener Initiative veranstal- 
tet; sie erreichen nur einen geringen Teil der 
Jugendlichen. In der DDR werden Wettbewerbe 


— als Instrumente von Partei und Staat — von 
den Betriebsleitungen, der FDJ, dem FDGB und 
anderen Institutionen organisiert und unterstützt. 

Sie erreichen einen nicht unerheblichen Teil der 
berufstätigen Jugendlichen. 

■ In der Bundesrepublik finden die Wettbewerbe 
außerhalb der Arbeitszeit und außerhalb der Be- 
triebe statt; sie sind nicht in die Berufsarbeit der 
Jugendlichen integriert und haben nur mittelbar 
Einfluß auf den beruflichen Erfolg. In der DDR 
sind die Weltbewerbe in Form der Jugendbriga- 
den und Jugendobjekte spezifische Organisa- 
tionsformen der alltäglichen Berufsarbeit; sie 
dienen einerseits zur Mobilisierung der Jugend 
für die Produktion, andererseits bieten sie unmit- 
telbare Chancen für den beruflichen und sozialen 
Aufstieg. 

■ In der Bundesrepublik sind ira aJlgemeinen mit 
den Wettbewerben keine ausgesprochen poli- 
tischen Zielsetzungen verbunden. In der DDR 
stehen die Jugendkolleklive dagegen ausdrück- 
Hch unter politischen Zielsetzungen. Nach Auf- 
fassung der Partei sollen durch ein gutes Arbeits- 
und Leistungsverhalten und die damit verbun- 
denen Belohnungen und Auszeichnungen gerade 
auch die politisch-ideologische Haltung der 
Jugendlichen und ihre Solidarität mit dem poli- 
tischen System gestärkt werden. 

Jugend und Politik 

490 . Die unterschiedlichen Jugendpolitischen Kon- 
zeptionen lassen sich auch an den Formen, in denen 
die Milwürkung der jungen Generation in politischen 
Entscheidungsgremien geregelt ist, erkennen. 

MJnvirkung in der PoUUk 

491 . ln der Bundesrepublik zeigt sich in den Be- 
mühungen um die Herabsetzung des Wahlalters die 
Tendenz, Jugendlichen mehr Möglichkeiten zur Teil- 
nahme an den institutionell geregelten politischen 
Prozessen zu geben. Allerdings gibt es keine Einrich- 
tungen, durch die die Jugend als soziale Gruppe eine 
Sonderstellung im politischen Bereich erhielte. 

In der DDR wird der Jugend dagegen als sozialer 
Gruppe entsprechend der ihr zugeclachlen Bedeutung 
beim Aufbau des Sozialismus auch im politischen 
Bereich eine Sonderstellung eingeräumt. Die Jugend- 
politik der SED erklärt die Teilnahme der Jagend 
an der staatlichen Leitungstätigkeit im Bereich von 
Staat und Verwaltung, von Arbeit und Wirtschaft 
als ausdrückliches Ziel. Verschiedene Konlroll-, Mit- 
sprache- und Vertretungsredite werden überwiegend 
von der FDJ als sozialistischer Massenorganisation 
der Jugend wahrgenommen. Als Mitglied der Natio- 
nalen Front ist sie durch feststehende Kontingente 
von Delegierten in der Volkskammer und in den 
örtlichen Volksvertretungen repräsentiert. 

Wie aus der folgenden Tabelle zu ersehen ist, ist der 
.Anteil jüngerer Mitglieder in der Volkskammer und 
in den Bezirkstagen erheblich größer als im Bundes- 
tag und in den Landtagen. 
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Junge Abgeordnete 



absolut ^ 

in Vo 

BRD 



Bundestag * 




Abgeordnete insgesamt 


518 

m 

darunter: 25 bis 30 Jahre 


2 

0.4 

31 bis 40 Jahre 


60 

n .7 

Landtage * 




, Abgeordnete insgesamt 


1 356 

m 

darunter: 25 bis 30 Jahre 


27 

2,0 

31 bis 40 Jahre 


245 

18,2 

DDR 



Volkskammer * 




Abgeordnete insgesamt 


500 

100 

darunter: 21 bis 25 Jahre 


33 

6.6 

26 bis 30 Jahre 


33 

6,6 

31 bis 40 Jahre 


164 

32,3 

Bezirkstage * 




Abgeordnete msgesamt 

1 

1 

1 

2 638 

100 

darunter; 21 bis 25 Jahre 

1 

81 

2.9 

26 bis 30 Jahre 

1 

339 

12.0 

31 bis 40 Jahre 


713 

25,0 


’ Slidilag: Beginn der VI. tegisldlurperiode, 1969; er* 
rechnet aus Kürschners Volkshandbuch Deutscher Bun- 
destag, Darmstadt 1970, S. 258. 

- Stichtage: Beginn der jeweils letzten Legislaturperiode; 
ohne Ergebnisse der Landlagswahlen in Hessen (Ok- 
tober 1970) und in Bayern (November 1970); errechnet 
aus Mitteilungen der Landlagsverwallungen. 

* Stiditag: Beginn der 5. Wahlperiode, 1967; nach; Stati- 
stisches Jahrbuch der DDR. 1970, S. 487. 

* Stiditag: 31. März 1970; nach: Statistisches Jahrbuch der 
DDR. 1970. S. 488 f. 


Summiert man die Zahl der Abgeordneten in den 
Allersgrappen von 21 bis 40 Jahren, so ergeben sich 
für die Volkskammer und die Bezirkstage bzw. für 
den Bundestag und die Landtage folgende Prozent- 
anteile: 


Bundestag: 12.1 ®/o, 

Landtage: 20,2 

Volkskammer: 46,0 ®/«. 

Bezirkstage: 39,9 "'o. 


Es ist allerdings zu berücksichtigen, daß die sehr 
unterschiedlichen Formen der Kandidatenauswahl 
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und -auislellung und die verschiedenen Wahlformen, 
die hier im einzelnen nicht erläutert werden können, 
großen Einfluß auf die Altersstruktur der politischen 
Vertreter haben. 

492. ln der Bundesrepublik existieren für die Ju- 
gend in verschitidenen Institutionen Milsprache- und 
Milwirkungsrechte an Entscheidungen, die für sie 
unmittelbar von Bedeutung sind. So wird der Bun* 
desjugendnng als Dachverband der Jugendorganisa- 
tionen in Gremien einbezogen, die jugendpolitische 
Entscheidungen vorbereiten i die Studentenschaft 
nahm über den VDS Mitsprache rechte an hochschul- 
poU tischen Entscheidungen w-ahr. Die m Parteien 
und Gewerkschaften organisierten Jugendlichen 
sind durch ihren Einfluß in den jeweiligen Erwachse- 
nenverbänden, zum Teil auch durch direkte Aktio- 
nen, an politischen Entscheidungen beteiligt. Im all- 
gemeinen läßt sich jedoch erst in jüngerer Zeit eine 
Tendenz erkennen, die Jugend stärker an für sie 
unmittelbar relevanten politischen Vorgängen zu 
beteiligen. 

In der DDR wird von den politischen Organen eine 
.Anzahl von Funktionären und Mitgliedern der FDJ 
in Beralungsgremien des Staatsapparates einbezo- 
gen, die sich mit jugendpolitischen Fragen beschäfti- 
gen. Dazu gehören vor allem die Ständigen Kom- 
missionen der örtlichen Volksvertretungen und die 
Jugendarbeilsgruppen der zentralen und örtlichen 
Organe des Staatsapparates. Zu den weiteren Tätig- 
keiten der Jugend in den gesellschaftlichen Organi- 
sationen der DDR zählen in erster Linie ihre Mit- 
arbeit in den Gremien der Betriebe (s. oben) sowie 
gewerkschaftliche Funktionen 


Politische Erziehung 

493. Für die Prozesse der Integration und Mobili- 
sierung der Jugend haben diejenigen Institutionen 
und Maßnahmen zentrale Bedeutung, die durch 
„politische Erziehung** oder „Erziehung zum soziali- 
stischen Bewoißtsein** versuchen, bei der Jugend die 
den jeweiligen politischen Ordnungen, ihren Werten 
und Institutionen entsprechenden Bewußtseinsfor- 
men und Einstellungen zu schäften, zu sichern und 
zu verslärken. 


Zielp und Inslilationcn 

Die politische Erziehung in der Bundesrepublik gilt“ 
als ein spezifischer Teilbereich des Erziehungs- 
systems. Träger der entsprechenden Bemühungen 
sind vor allem die Schulen mittels des gesellschafts- 
kundlichen Unterrichts; sie werden von Jugendorga- 
nisationen und zahlreichen Jugendbildungsstälten 
unterstützt, die ihrerseits von gesellschaftlichen 
Gruppen (Kirchen, Gewerkschaften, Verbänden) ge- 
tragen werden. 

Allgemeines Ziel der pädagogischen Arbeit in die- 
sem Bereich ist es, die Jugendlichen zur Wahrneh- 
mung ihrer Rechte und Pfliciilen als „Staatsbürger " 
zu befähigen. 

Zu diesem Zweck sollen vermittelt werden: Kennt- 
nisse über politische Institutionen und Prozesse. 
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über die das Grundgesetz tragenden politischen 
Werte, ein positives Staatsbewußtsein und ein Be- 
wußtsein für gesellschafllidie Probleme und Kon- 
flikte. Die verschiedenen Träger — die Schulsysteme 
der Lander wie vor allem die außerschulischen Insti- 
tutionen — setzen innerhalb dieser allgemeinen 
Ziele recht unterschiedliche Akzente. Diese spiegeln 
die versdiiedenen politischen Interessen und Stand- 
punkte wkier, die die Gesellschait der Bundesrepu- 
blik kennzeidinen. 

Die politische Erziehung der Jugend in der DDR ist 
zentraler Bestandteil aller Erziehungs- und Bildungs- 
prozesse. Sie ist Aufgabe aller Jugend-Institutio- 
nen 

Insbesondere werden als Träger der staatsbürger- 
lichen Erziehung das Schulsystem und die sozialisti- 
schen Massenorganisationen, hier in erster Linie die 
PDJ und die Pionierorganisation, betrachtet. 

Ziel der politischen Erziehung in der DDR ist die 
Vermittlung eines festen Klassenstandpunktes an die 
Jugendlichen. Er wird als konstitutiv für das gesamte 
I>enken, Fühlen, Wollen und Mandeln und als 
Grundlage einer sozialistischen Persönlichkeit ange- 
sehen 

Im einzelnen setzt sich — einschlägigen Veröffent- 
lichungen zufolge — das Programm der politischen 
Erziehung aus folgenden Aufgabenstellungen zu- 
sammen: Neben der Schulung in der Lehre des 
Marxismus-Leninismus stehen die Veimiltlung ednes 
VaterVandsbewußlseins und eines sozialistischen 
Weltbildes, welche die Anerkennung der Stellung 
der DDR im Ostblock ebenso enthalten wie die 
Abwehr des imperialLsüschen Feindes**. 

Zu Gruntiwvrte 

4d4. Der föderalistische Aufbau des Bildungs- 
syslems der Bundesrepublik, vor allem auch die 
Bemühungen zahlreicher freier Verbände der Ju- 
gendarbeit auf der Grundlage des Subsidiarilätsprin- 
zips, bewirken, daß den Jugendlichen In der politi- 
schen Erziehung die Chance gegeben ist, die viel- 
fältigen und divergierenden politischen Standpunkte 
lind Ideologien der Bundesrepublik keruienzulemen. 
Neben Engagement wird demgemäß Toleranz als 
Wert politischen Handelns betont. Politische Er- 
ziehung wird ferner als Erziehung für einen spezifi- 
schen Gesellschafts- und Lebensbereich begriffen, 
der durch die Institutionen und Werte der politi- 
schen Ordnung bestimmt ist und andere Lebens- 
bereiche — Beruf, Freizeit, Familie — zwar tangiert, 
ihnen gegenüber aber nicht dominant sein soll. 

Die politische Erziehung in der DDR basiert auf der 
umfassenden Ideologie des Marxismus-Leninismus, 
die das Monopol der Welt- und Lebensdeutung 
beansprucht. Ihr entspricht die Parteilichkeit als zen- 
trales pädagogisches Ziel, womit eindeutige Stel- 
lungnahme im Sinne dieser Ideologie gemeint ist. 
Entsprechend der Tendenz, alle Gesellschafts- und 
Lebensbereiche zu ideologisieren, zielt die politische 
Erziehung auf die umfassende Formung und Beein- 
flussung der Gesamtpersönlichkeit des Jugendlichen. 


495. In beiden Schulsystemen haben die gesell- 
schaft-skundlichen Fächer etwa den gleichen Anteil 
am Gesamtstundenplan. Ein exakter Vergleich Bun- 
desrepublik — DDR stößt jedoch auf Schwierig- 
keiten. da die politische Erziehung in den Schulen 
der Bundesländer sehr unterschiedlich organisiert 
ist. 

Ein Vergleich Nordrhein-Westfalens mit der DDR 
zeigt folgende Relationen: Ein Jugendlicher, der nach 
acht Jahren die Schule verläßt, hat in NRW ins- 
gesamt 8 Jahreswochenstunden, in der DDR insge- 
samt 9 Jahreswochenstunden gesellschaftskund- 
liehen Unterrichts ** geh.abt. Beim Erreichen der min- 
ieren Reife — Grundschule und Realschule — hat 
ein Jugendlicher in NRW 15 Stunden einschlägigen 
Unterrichts gehabt, sein .Altersgenosse in der DDR 
— nach Verlassen der lOklassigen polytechnischen 
Oberschule — 16 Stunden. Bis zum Abitur erhöht 
sich diese Fächer-Jahreswochenstundenzahl ln 
Nordrhein-Westfalen auf 23, in der DDR aul 22 Stun- 
den *L 

AuÄuj-schwfJüCjfler poifflsche Eiziehung 

496. In der Bundesrepublik verfolgen auf dem Feld 
der außerschulischen Bildung vor allem die Mil- 
gliederverbände des Ringes Politischer Jugend und 
des Deutschen Bundesjugendringes politische Er- 
ziehung als ein Ziel ihrer Arbeit. Sie wollen die 
Jugend *für die Verwirklichung einer demokrati- 
schen Ordnung gewinnen“ Der Stellenwert der 
politischen Erziehung im Gesamlprogramm ist von 
Verband zu Verband sehr unterschiedlich, Verbände 
des Bundesjugendringes, in denen nach eigenen An- 
gaben die politische Arbeit dominiert, sind vor 
allem die Gewerkschaftsjugend (DGB), die Jugend 
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft (DAG), 
die nach Eigendarstellungen 600 000 bzw. 133 000 
Mitglieder umfassen, ferner die Sozialistische Ju- 
gend Deutschlands Die Falken mit 110 000 Mitglie- 
dern. Die anderen Verbände sind sehr unterschied- 
lich an politischen Erziehungsprozessen engagiert. 

Vor allem bei Verbanden mit spezifischer Zielset- 
zung im Freizeitbereich tritt die politische Bildung 
gegenüber anderen Tätigkeiten deutlich zurück. 

ln der DDR sind FDJ und Pionierorganisalion inner- 
halb wie außerhalb der Schulen in die Erfüllung der 
Ziele und Aufgaben der politischen Erziehung einge- 
schaltet. 

Als wichtigstes Mittel dafür wird die ideologische 
Wissensvermittlung in Gestalt des „FDJ-Studien- 
jahres" angesehen**. Die Schulung wird alljährlich 
auf Grund der Beschlüsse und Programme des Sekre- 
tariats des FDJ-Zentralrats in systemalisdi aufein- 
ander aufbauenden »Zirkeln junger Sozialisten“ 
durchgeführt- 

Dle Inhalte der Massenschulung sind festgelegt. Sie 
umfassen in erster Linie das Studium des Kommuni- 
stischen Manifestes, der Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung und des Programms der SED so- 
wie einiger Schriften von Lenin und Ulbricht. Die 
Teilnahme an den »Zirkeln junger Sozialisten“ hat 
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in den letzten Jahren erheblich zugenorninen 
Neben diesen gibt es mehr indirekte Formen der 
politisch-ideologischen Erziehung, in die auch Ju- 
gendliche, die nicht in der FDJ sind, einbezogen 
werden. Den Ferienlagern kommt in diesem Zusam* 
menhang eine besondere Bedeutung zu. 

497. Untersuchungen^* über die Wirksamkeit poli- 
tisciier Erziehung in der Bundesrepublik ergaben, 
daß durch den politischen Unterricht an den Schulen 
zwar vorhandene politische Interessen der Schüler 
verstärkt und entwickelt werden, politische Apathie 
über nicht überwunden wird. Allein durch politische 
Erziehung sdieint offenbar kein demokratisches 
Potential unter den Sdiülem zu entstehen. Das mag 
damit Zusammenhängen, daß im politi-schen Unter- 
richt vorwiegend Wissen über Institutionen gelehrt 
wird und die Vermittlung dieses Wissens mit der 
persönlichen Situation der Schüler und mit täglichen 
gesellschafllichen Konflikten nur selten gelingt. 

Für die DDR liegen kaum Untersuchungen über den 
Erfolg der politischen Erziehung vor. Es ist jedoch 
anzunehmen, daß die politische Erziehung nicht ohne 
Wirkung geblieben i.sl, zumal für die Jugendlichen 
m der DDR so gut w^ie keine Möglichkeiten zu alter- 
nativer Information und selbständiger Urleilsbil- 
dung bestehen. Andererseits las.sen immer wieder 
auflauchende Klagen über die mangelnde Idenlifi- 
kalion mit dem politischen System vermuten, daß 
die Ziele der polilisdicn Erziehung häufig nicht voll 
erreicht werden. 

FcjspelcfrVen 

498. Die Situation der politischen Erziehung in der 
Bundesrepublik wird in Jüng.ster Zeit von Reform- 
heslrebiingen belebt, die, von der studentischen 
Reformbewegung stark beeinflußt, vor allem die 
außenschuUschen Institutionen, an verschiedenen 
Stellen aber auch die Schulen erreichen. Die isolierte 
Betrachtung politischer Prozesse, wie sie etwa m 
der Inslitutionenlehre zum Ausdruck kommt, soll 
dadurch uberwunden werden, daß stärker als bisher 
gesellschaftliche Konflikte thematisierl und die kon- 
kreten sozialen Situationen der Jugendlichen, ihre 
Bedürfnisse und Interessen, in die Lernprozesse 
einbezogen werden. Zudem soll die für die bisherige 
politische Bildung kennzeichnende Trennung von 
politischer Aktion und politischem Lernen durch 
stärkere Fiereinnahme politischer Aktionen in die 
politische Erziehung verringert werden. 

Gerade in der Perspektive dieser Bestrebungen 
zeigen sich deutlich die Unterschiede der Intentionen 
und Funktionen der politischen Erziehung in der 
Bundesrepublik und der DDR: 

In der Bundesrepublik sollen durch die politische 
Erziehung Jugendliche befähigt werden, ihre soziale 
Situation zu erkennen und sie durch eigene poli- 
tische Aktion zu beeinflussen, die Jugend soll dazu 
gebracht werden, ihre Rolle als Mutationspoienlidl 
gegenüber traditionellen gesellschaftlichen Verhält- 
nissen wahrzunehmen. 
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In der DDR soll politische Erziehung Jugendliche 
für festgelegie Ziele mobilisieren; die Jugend soll 
befähigt werden, innerhalb des ihr vorgegebenen 
Rahmens ihre Rolle als »Schrittmacher“ für den Auf- 
bau des Sozialismus zu verwirklichen. 

InieTRationaip. Konlnktß Jugcnähdier 

499. In der Bundesrepublik und in der DDR gibt es 
staatlich geförderte Jugendprogramme, die inter- 
nationalen Begegnungen mit der Jugend anderer 
Länder dienen*® ln beiden Gesellschaften werden 
diese Programme auch als Mittel politischer Er- 
ziehung gewertet. 

In der Bundesrepublik ist es das erklärte Ziel 
internationaler Begegnungen, die Erziehung zu in- 
ternationaler Verständigung und Kooperation zu 
fördern. Die Austauschprogrammc stehen häufig im 
Zusammenhang mit bilateralen Kulturabkommen 
oder umfassenden politischen Vertragen (Deutsch- 
Französisches Jugendwerk als Bestandteil des 
Deutsch-Französischen Freundschaftsvertrages). 

Die Veranstaltungen werden von ölfenilichen und 
privaten Institutionen und von Organisationen der 
Jugendarbeit und des Jugendtourismus getragen 
und von Bund. Ländern, Gemeinden und internatio- 
nalen Organisationen (Europaral, Europäische Ge- 
meinschaften) finanziert*', 

1967 nahmen an rd. 3800 Begegnungen (Studien- und 
Informationsreisen, Internationale Freizeiten, Ju- 
gendarbeitslager, Arbeils- und Studienaufenthalte 
Einzelner, Sprachkurse) rd. 115 000 Jugendliche, 
Deutsche und Ausländer, teil. 1969 nahmen an rd. 

5000 Veranstaltungen rd. 150 000 Jugendliche teil. 

In der Häufigkeit der Begegnungen, gemessen an 
den Teilnehmerzahlen deutsdier Jugendlicher im 
Ausland, steht Frankreich an der Spitze, geJoIgl von 
Großbritannien, Italien, den Niederlanden, Öster- 
reich und Schweden. 

Das 1958 gegründete Deutsch-Französische Jugend- 
werk (DFJW) nimmt eine Sonderstellung ein. Sem 
Gesamthaushalt belief sich 1967 auf rd. 40 Mill. DM, 
die je zur Hälfte von der Bundesrepublik und Frank- 
reich getragen wurden. Mit diesen Mitteln fördert 
das DFJW den Austausch von Jugendgruppen 
(34 von Schülern und Sludenlen (13 "/o), von 
Sportlern (13 "/o), von Berufstätigen (11 Vo), ferner 
längerfristige Studien- und Arbeilsaufenthalte, 
Sprachkurse und Städtepartnerschaften. 1967 wurden 
7700 Programme mil rund 270 000 Teilnehmern, da- 
von die Hälfte deutsche lugentlliche, gefördert. 1969 
sUeg die Zahl der Teilnehmer auf 350 000 und fiel 
1970 auf 270 000 Teilnehmer (bei rund 7000 Pro- 
grammen) zurück. 

In der Regierungserklärung der Bundesregierung 
vom 28. Oktober 1969 wird die Schaffung des seit 
langem beim Europaral diskutierten Europäischen 
Jugendwerkes als jugendpoUlisches Ziel herausge- 
hoben, das der Förderung der internationalen Ju- 
gendarbeit zwischen allen europäischen Ländern, 
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insbesondere audi mit den ost- und südosteuropä- 
isdien, dienen soll. 

In der DDR werden internationale Jugendbegeg* 
nungen Im Rahmen der internationalen Arbeit der 
FDJ organisiert. Den Pnnzipien der DDR -Außen- 
politik und den Zielen politischer Erziehung entspre- 
chend bestehen besonders enge Beziehungen mit 
dem sowjetischen Jugendverband Komsomol, ln 
jüngster Zeit bemüht sich die Verbandsführung ver- 
stärkt darum, im Produktionsbereich Leistungsver- 
gleiche und den Austausch von Erfahrungen zwi- 
schen FDJ- und entsprechenden Komsomol-Gruppen 
durchführen zu lassen. Daneben werden Beziehun- 
gen zu den Jugend verbänden der anderen soziali- 
stischen Länder und zu Jugendverbänden kommu- 
nistischer Parteien Westeuropas gepflegt. Zuneh- 
mend werden aud\ Jugendorganisationen in Län- 
dern der Dritten Welt in die internationale Arbeit 
einbezogen. Schließlich ist die FDJ nach wie vor 
— über ihre Kontakte mit der SDAJ und dem Sf>ar- 
takus-AMS hinaus — an Verbindungen zu Jugend- 
verbänden in der Bundesrepublik, etwa zur Ge- 
werkschaftsjugend, den Falken und den Jungsozia- 
listen. interessiert. 

Die FDJ ist seit 1948 Mitglied des Weltbundes der 
Demokr*atischen JugeiKi, seit 1949 des Internationa- 
len Studentenbundes. Sie unterhält — nach offiziel- 
len Angaben aus dem Jahr 1967 — zu mehr als 

500 JugerKl-, Studenten- und Kinderorgaiüsationen i 
in mehr als 100 Ländern freundschaftliche Bc^ziehun- 
gen. Im Jahr 1969 haben die FDJ und die Pionier- 
organisation zusammen 202 Delegationen aus 44 
Ländern empfangen und 121 Delegationen in 24 Län- 
der entsandt 

Als Teilnehmer an Kontakten und Begegnungen 
werden in der Regel FDJ-Funktionäre (bis zur un- 
tersten Leitungsebene, der Grundorganisation) be- 
vorzugt. Die Masse der DDR- Jugendlichen kann an 
der internationalen .Arbeit der FDJ, vor allem so- 
weit es sich um Reisen in westliche Länder und Län- 
der der Dritten Welt handelt, nur mittelbar teilneh- 
men — * etwa durch Einbeziehung in Aktivitäten, die, 
auf lokaler Ebene, der Vorbereitung und/cKier Nach- 
arbeit von internationalen Kontakten der Verbands- 
vertreler dienen. 


2. Verhalten und Einstellungen 
der Jugend 

500. Die beiden folgenden Abschnitte beruhen auf 
Ergebnissen sozialwissenschafllicb-empirischer Un- 
tersuchungen. Verglichen werden also Aussagen 
über das Verhalten und die Einstellungen Jugend- 
licher, so wie sie sich auf Grund dieser Studien for- 
mulieren lassen. Selbst wenn dadurch keine absolut 
zuverlässigen Rückschlüsse auf das tatsächliche Ver- 
halten und die tatsächlichen Einstellungen der Ju- 
gend möglich sind, stellen solche Aussagen doch 
einen Teil der politisch relevanten Wirklichkeit in 
der Bundesrepublik und der DDR dar 


a) Politischer Bereich 

501. In beiden Gesellschaftssystemen besieht ein 
großes Interesse an der Frage nach der politischen 
Informiertheit und den politischen Einstellungen der 
Jugendlichen. Soziologische Llntersudiungen sowie 
Meinungsumfragen, die diesen Fragenkomplex zum 
Gegenstand haben, sind sowohl in der Bundesrepu- 
blik als auch in der DDR durchgeführt worden. 

ln der Bundesrepublik sind in den letzten Jahren 
v^on verschiedenen Institutionen und im Rahmen von 
Doktorarbeiten Untersuchungen über die politischen 
Orientierungen der Jugend veranstaltet worden*®. 
Zielgruppen der Untersurhungen waren die Jugend 
insgesamt oder spezifische Gruppen wie Schüler, 
Abiturienten, Studenten, junge Arbeiter und Ju- 
gendliche auf dem Land. Für diese Gruppen waren 
die Untersuchungen meist repräsentativ angelegt. 
Vorwiegend mit Fragebogen wurden Meinungen der 
Jugendlichen über die Bundesrepublik insgesamt, 
über das demokratische System, über die Parteien 
oder über partikulare Ereignisse und Sachver- 
halte. wie etwa die Demonstrationen der letzten 
Jahre, erhoben. 

ln der DDR ist seit Mitte der 60er Jahre vom 
Zentralinstitut für Jugendforschung unterschied- 
lichen Gruppen Jugendlicher (u. a. Neuerern) ein 
Komplex von Fragen „zur Lebensanschauung " zur 
schriftlichen Beantwortung vorgelegt worden*^. 
Mindestens lOVo aller Jugendlichen in der DDR 
dürften durch diese Befragungen, die u. a. auch das 
politische Interesse und die politische Einstellung 
zum Gegenstand hatten, erfaßt worden sein. Einige 
Ergebnisse aus diesen auch als Trenduntensuchun- 
gen durchgeführten Befragungen sind an verstreu- 
ten Stellen veröffentlicht*®. 

Pöliitsdies Inteiesse 

502. Was das politische Interesse und die politische 
Informiertheit angeht so lassen sich auf Grund 
der vorliegenden Untersuchungen aus der Bundes- 
republik und der DDR im einzelnen folgende Ge- 
meinsamkeiten feststellen: 

H ln beiden Gesellschaften finden sich politisches 
Interesse wie Informiertheit und politisch-gesell- 
schaftliche Tätigkeiten sowie Mitgliedschaften 
relativ häufiger bei den männlichen als bei den 
weiblichen Jugendlichen. Dies gilt für die stu- 
dierende Jugend in erheblich geringerem Maße. 

In beiden Gesellschaften steigen Art und Aus- 
maß des politischen Interesses, der politischen 
Informiertheit und der politischen Aktivität mit 
Länge und Ghialifikation der Ausbildungszeit. 

■ In beiden Gesellschaften besteht ein positiver 
Zusammenhang zwischen sozialem Status der 
Eltern und politischer Inf ormierlhei Vinteresse: 

Je höher der Sozialslatus der Eltern, um so stär- 
ker sind politisches Interesse und Informiertheit 
bei den Jugendlichen ausgeprägt. 

■ In beiden Gesellschaften stellen Tageszeitungen, 
Fernsehen und Rundfunk (in der genannten ‘Rei- 
henfolge) die wichtigsten laformaUonsquellen für 
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Politik dar. ln beiden Gesellschaften besteht fer- 
ner ein positiver Zusammenhang zwischen der 
Hauligkeil der Lektüre politischer Texte und 
dem Grad des politischen Interesses. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß in beiden 
Gesellsdialten eine „Kemgnippe“ politisch Interes- 
sierter besteht und daneben eine Gruppe, die als 
mittelmäßig interessiert, informiert und aufgeschlos- 
sen angesehen werden kann. Schließlich ist eine 
weitere Gruppe von politisch Desinteressierten und 
Indilferenten zu unterscheiden. 

Wahrend die Gruppe politisdi Interessierter in der 
Bundesrepublik vergleichsweise kleiner ist als ln 
der DDR, gehört m der Bundesrepublik ein größerer 
Teil aller Jugendlichen zu den Gruppen der mittel- 
mäßig Interessierten und Indifferenten. 

In beiden Gesellschaften sind in der Gruppe der 
Desinteressierten und Indifferenten junge Menschen 
aus unteren sozialen Schichten relativ häufiger ver- 
treten. 

Eimteliungen 

503. Wesentliche Aufschlüsse für den Vergleidi 
Bundesrepublik : DDR ergeben sich schließlich, w^enn 
die Differenzierungen, die mit verstärktem politi- 
schen Interesse und Engagementbereltschafl in bei- 
den Gesellschaften verknüpft sind, beachtev werden: 
Für die Bundesrepublik zeigt sich, daß ein positiver 
Zusammenhang gegeben ist zwischen politischem 
Interesse, Informiertheit und politischer Aktivität 
einerseits und Einslellungskomplexen, die als pro- 
gressiv, systemkritisch, auf Realisierung der grund- 
gesetzlichen Normen und Werte drängend, zum Teil 
auch als oppositionell und systemkonträr bezeichnet 
werden können. 

Für die DDR läßt sich ein entsprechender Zusam- 
menhang konstatieren, der inhalllich mit einer so- 
zialistischen Einstellung und mit dem Drängen auf 
Verwirklichung und Ausbau des Sozialismus ver- 
bunden ist. 


b) Freizeit-Bereich 

504. In allen Induslriegesellschaften findet das 
Freizeitverhalten der Jugend zunehmendes Inter- 
esse. 

In der Bundesrepublik bemühen sich vor allcnn Ju- 
gendorganisationen und Jugendfreizeitstälten dar- 
um, Jugendlichen ein Angebot für die Gestaltung 
der Freizeit zu machen, das deren Interessen- und 
Bedurfnislage entspricht. Diese Angebote stehen un- 
ter einem massiven Konkuirenzdruck von seiten der 
kommerziellen Freizeitindustrie, die sich ihrerseits 
mit einem attraktiven Angebot an die Jugendlichen 
wendet. 

Die slaallichc Tätigkeit beschränkt sich darauf, durch 
Förderung der Aklivilal der genannten Gruppen ge- 
eignete Voraussetzungen für ein qualifiziertes Frei- 
zeitangebot zu schaffen. 
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In der DDR ist Jugendfreizeilpolitik ein integrierter 
Bestandteil der staatlichen Jugendpolitik. Sie zielt 
vor allem darauf, Freizeittätigkellen im gesell- 
schaftspolitischen Bereich, bei der Weiterbildung 
und im Sport zu fördern. Sie ist umgekehrt darauf 
bedacht, zu verhindern, daß Freizeilgruppierungen 
Jugendlicher zu Zentren abweichenden Verhallens 
werden. 


505. Ein Vergleich der Freizeilwünsche und des 
Freizeitverhaltens Jugendlicher in der Bundesrepu- 
blik und der DDR stoßt auf zahlreiche methodische 
Schwierigkeiten, da die vorliegenden Untersuchun- 
gen** unterschiedlich angelegt und, zumal für die 
DDR, nicht repräsentativ sind. So ist es im fol- 
genden nur mc^lich, auf bestimmte Trends in bei- 
den Gesellschaften hinzuweisen, die durch zahl- 
reiche Erhebungen als gesichert gelten können. 

Zei fbu dgei e rh ebu nge n 


506. Ergebnisse von Zeilbudgelerhebungen lassen 
vermuten, daß Mäddien bzw. Frauen in der Bundes- 
republik wie in der DDR irn Durchschnitt weniger 
Freizeit haben als Jungen bzw. Männer. 

Die ZugeJiörigkeil zu Berufsgruppen hat in der 
Bundesrepublik und der DDR großen Einfluß auJ 
den Umfang der Freizeit. Für die Bundesrepublik er- 
gab eine repräsentative Untersuchung Jugend- 
licher im Alter von 14 bis 25 Jahren ^ 1964 folgende 
.Mittelwerte an * Feierabendfreizeit" : 


Schüler und Studenten 

Arbeiter, Landarbeiter, 
Handwerker 

Angestellte, Beamte, 
Behordenangestellte 

Lehrlinge in Handwerk, 
Handel und Industrie 

Selbständige Landwirte 


Freizeitdauer 

.gestern“ 

5 StuiKien 30 Minuten 

5 Stunden 10 Minuten 

4 Stunden 50 Minuten 

4 Stunden 30 Minuten 
3 Stunden 50 Minuten 


Für die DDR ist keine Erhebung über die Freizelt- 
dauer von Jugendlichen bekannt, Bisher nicht ver- 
öffentlichte Zeitbudgeterhebungen in Haushalten 
der DDR aus dem Jahre 1965 zeigen, daß Haus- 
halte der „Intelligenz" am meisten Freizeit hatten? 
ihnen folgten die Haushalte von Arbeitern, Ange- 
stellten, Handwerkern und zuletzt die Haushalte 
von Bauern. Damit sind ähnliche Verteilungen wie 
in der Bundesrepublik erkennbar. 


F r eitel 

507, In der Bundesrepublik wie in der DDR wurden 
Jugendliche in Untersuchungen nach ihren „lieb- 
sten" Freizeiltätigkeiten gefragt. Die Ergebnisse 
sagen zwar kaum etwas über das tatsächliche Frei- 
zellverhdlten aus. sie geben aber instruktive Hin- 
weise auf die im Bewußtsein der Jugendlichen vor- 
handenen Vorlieben. 
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Es zeigen sich sowohl Gemeinsamkeilen wie Unter- 
schiede in den Freizeilwünschen. Sport, Lesen, Hand- 
arbeiten und Basteln gehören in der Bundesrepublik 
und der DDR zu den am meisten genannten Freizeit- 
wünschen; Sport und Basteln werden dabei vor al- 
lem von männlichen, Lesen und Handarbeiten von 
weiblichen Jugendlichen genannt. Freizeitgestal- 
tung mit Hilfe der Massenmedien scheint in der 
DDR stärker zu interessieren; Weiterbildung, so- 
weit sie in der arbeitsfreien Zeit geschieht, wird 
kaum genannt, ebensowenig wie gesellschaftspoli- 
tische und kirchliche Tätigkeiten- Diese Tatsache ist 
damit zu erklären, daß die Befragten diese Aktivi- 
täten nicht dem Bereich .Freizeit" zuordnen. Fer- 
ner scheinen Tätigkeiten wie das Zusammensein 
mit Freunden und Freundinnen, die einen großen 
Teil der Freizeit beanspruchen, so selbstverständ- 
lich, daß sie nicht erwähnt werden. 

508. Untersuchungen über die tatsächlichen Frei- 
zeiltäligkeilen Jugendlicher in der Bundesrepublik 
und der DDR lassen ebenfalls eine Reihe von Ge- 
meinsamkeiten erkennen: 

■ Weibliche Jugendliche betreiben im Vergleäch 
zu männlichen Jugendlichen sowohl m der Bun- 
desrepublik als auch in der DDR entsprechend 
der Tatsache, daß sie über ein kleineres Freizeit- 
budget verfügen, im Durchschnitt wesentlich we- 
niger Weiterbildung neben der Arbeitszeit; sie 
lesen weniger, treiben weniger Sport, gehen sel- 
tener ins Kino, sehen weniger fern und erhalten 
weniger Taschengeld. 

■ Die vorliegenden Erhebungen lassen ferner 
vermuten, daß in der Bundesrepublik wie ln der 
DDR junge Arbeiter ihre Freizeit stärker mit Ge- 
selligkeit, Kinobesuchen und Fernsehen zubrin- 
gen. Schüler und Studenten widmen dagegen 
einen höheren Teil ihrer Freizeit der Lektüre, 
der Weiterbildung, dem Sport und Tätigkeiten 
in Verbänden und Vereinen. 

■ Jugendliche auf dem Land, vor allem junge 
Landwirte, nehmen in der Bundesrepublik wie 
in der DDR im Vergleich zu den Jugendlichen 
in der Stadt länger am Fernsehen teil; sie lesen 
weniger, gehen seltener ins Kino und scheinen 
auch gesellschaftspolitisch — in Verbänden und 
Vereinen — in ihrer Freizeit w^eniger aktiv zu 
sein. 

■ Mit zunehmendem Alter der Jugendlichen las- 

sen sich in der Bundesrepublik und der DDR 
ähnliche Veränderungen in der Freizeitgestal- 
tung feststellen wie die Abnahme von sport- 
lichen Aktivitäten oder kirchlichen Tätigkeiten; 
zugleich widmen sich die Jugendlichen stärker 
der Weiterbildung, sie widmen sich etwas mehr 
den gesellschailspolitischen Tätigkeiten, sie ge- 
hen häufiger in Theater, Konzerte, zum Tanzen 
und in Gaststätten. , 

Neben diesen Gemeinsamkeiten im Freizeitverhal* 
ten zeigen sich vor allem Unterschiede in zwei 
Punkten: im Ausmaß der Tätigkeiten in Verbän- 
den und Vereinen, der gesellschaftspolitischen Tä- 1 


tigkeiten. und im Ausmaß der außerschulischen, 
nebenberuflichen Weiterbildung. 

■ Die vorliegenden Erhebungen zeigen, daß m 
der Bundesrepublil^ Jugendliche einen, im Ver- 
gleich zu DDR-Jugendlichen, geringeren Zeitauf- 
wand für Tätigkeiten in Verbänden und Ver- 
einen, Jugendorganisationen, Parteien u. ä. auf- 
wenden. Allgemein ist der Organisationsgrad 
der Jugendlichen in der Bundesrepublik geringer 
als in der DDR. ln der DDR ist die gesellschafts- 
politische Betätigung bei jungen Arbeitern ge- 
ringer als bei Schülern und Studenten, 

■ Jugendliche in der Bundesrepublik und in der 
DDR zeigen auf Fragen nach ihrer Weiterbil- 
dungsbereitschaft eine ähnlich hohe verbale Bil- 
dungsbereitschaft. Tatsächlich wenden die Ju- 
gendlichen in der Bundesrepublik jedoch weniger 
Zeit für Weiterbildung auf als die Jugendlichen 
in der DDR. 

■ In der DDR verwenden Jugendliche über 18 
Jahre, Stadtbewohner, besser .‘\usgebildete und 
Mitglieder höherer sozialer Schichten einen grö- 
ßeren Teil ihrer Freizeit für Weiterbildung als 
schulpflichtige Jugendliche, juncje Bauern und 
junge Arbeiter. 


3. Anhang 

Methodische Hinweise 

Wegen der ungleichmäßigen Maleriallage in der Bundes- 
republik und in der DDR beschränkt sich der Vergleich 
der Jugendsituation ir\ den beiden Gesellsdiaiten auf 
einige wcmige Aspekte. 

So können insbesondere Probleme, die mit der Ein- 
stellung der Jugend zu Beruf und Arbeit zu tun haben, 
nicht beharvdell werden. Darüber hinaus mußte völlig 
darauf verzichtet werden, die Jugendkriminalität in der 
Bundesrepublik und der DDR miteinander zu vergleichen. 
Die Unterschiedlichkeit der strafrechllichen Normen und 
der Aufklärungsquole in der Bundesrepublik und der 
DDR und schließlich die Unbekannlheit des Ausmaßes der 
latenten Kriminalität in beiden Gesellschaftssystemen 
legen den Verzicht auf eine vergleichende Darstellung 
nahe Entsprechendes gilt für den Vergleich der Re- 
sozialisierungsmaßnahmen Schließlich wurde auch die 
Organisation und Konzeption der Jugendhilfe im engeren 
Sinn nicht ln den Vergleich einbezogen. Der 3. Jugend- 
herifhi der Bundesregierung, der im Jahr 1971 erschei- 
nen wird, behandelt dieses Thema; er wird auch eine 
Darstellung der Organdsaiion der Jugendhilfe in der DDR 
enthalten 

Ferner wurde hier — entsprechend den für den Bericht 
insgesamt vargenommenen Abgrenzungen (s Einleitung) 
— der Problemkomplcx der militärischen — und, für die 
DDR, vormilitärischen — Ausbildung nicht behandelt 

In den Absctmilten, die sich mit jugendpolitlschen Kon- 
zepten und Strategien besdiäftigen, bestand die Schwie- 
rigkeit des Vergleichs darin, daß es weder für die Bun- 
desrepublik noch für die DDR emplrisch-sozialwlssen- 
schaftliche Analysen der Jugeniipolllisdien Entscheidungs- 
prozesse gibt, 
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Das Sdiwergewidjl mußte deshalb auf der Darstellung 
von Konzepten und Zielvorstellungen als Bestandtetlen 
der sozialen Realität liegen. 

In dem Abschnitt plniegration und Mitwirkung der Ju- 
gend* kommen vorwiegend komplexe soziale Phänomene 

— Institutionen, Organisationen, Ideologien — zur 
Sprache, die nicht in eiiKleuligen und einfach registrier- 
baren Fakten abgebildet weiden können, sondern durch 
vielfältige Methoden erschlossen werden mußten. 

Die Arbeit an diesem Kapitel konnte nicht auf vorhan- 
dene systematische Analysen zurückgreifen. Eine große 
Zahl von Materialien mußte erstmals erhoben werden. 
Zugleich war es notwendig Kategorien für die Analyse 
zu entwickeln. 

Relevante Zahlen, etwa über Jugendorganisationen, die 
Aussagen über Teilbereiche oder -aspekle erlauben wür- 
den. werden in der Bundesrepublik kaum systeraatlsdi 
erfaßt. Im Bereich der Jugen<iorganisationen und der Ju- 
gendförderung im außerschulischen Bereich gibt es ln der 
Bundesrepublik so gut wie keine Statistik; Vorbereitun- 
gen zu einer stärkeren statistischen Erfassung haben erst 
begonnen. 

Im allgemeinen ist die Materiallage für diesen Bereich 
für die DDR besser: Die verbindliche Festlegung norma- 
tiver Strukturen durch zentrale Instanzen, die straffere 
Organisation weiter Bereiche und im Zusammenhang 
damit die größere Einheltllchkeli und die Übersichtlich- 
keit der IrYStitutionen ermöglichen eher generelle Aus- 
sagen als die Pluralität der Institutionen ir^ der Bundes- 
republik. Jedoch fehlen auch hier, etwa für die FDJ, zu- 
sammenfassende Darstellungen und Übersichten. 

fn den Abschnitten, die sidi mit Einstellungen und Ver- 
haltensweisen der Jugend beschäftigen, ergeben sich bei 
der Durchführung des Vergleichs ebenfalls erhebliche 
Schwierigkeiten. 

Durchgehend sind sie auf die ungenügende Materialbasis 
zurückzufühlen; im Falle der DDR sir>d die Probleme 
dadurch verschärft, daß in vielen Fällen Ergebnisse von 
Jugend-Untersuchungen rvur zum Teil veröffentlichl wer- 
den Die vorliegenden Ergebnisse wurden deshalb mit 
besonderer Vorsidit erarbeitet, wobei die tatsächlichen 
Tendenzen weitgehend aus vielfältigen unübersichtlichen 
Einzeldaten erschlossen werden mußten. Dies gilt insbe- 
sondere für Untersuchungen zum Themenbereich Jugend 

— Politik — Ideologie — Staatsbewußtsein; wichtige und 
repräsentativ angelegte Untersuchungen zu diesem 
Thema sind nicht publiziert worden. 

Das methodische Niveau der Untersuchungen und damit 
ihr Aussagegehalt und dessen Verbindlichkeit sind ln 
den Publikationen der Bundesrepublik wie der DDR glei- 
chermaßen unterschiedlich. 

So zwingt die Materiallage zur Gleichbehandlung von 
Meinungsumfragen verschiedenen Struklurierlheitsgra- 
des. In diesem Zusammenhang ist auch der Begriff der 
, Einstellung“, vor allem in den auf Meinungsumfragen 
basierenden Untersuchungen, kaum im wissenschaftlidi 
deflnderten Sinne zu verstehen, da es sich bei den ver- 
wendeten Fragebogen kaum um Instrumente zur Ein- 
slellungsmessung i. e. S. handelt, die den Ansprüchen 
sozialwissenschaftücber Objektivität. Exaktheit und Ver- 
läßlichkeit gerecht werden. Ihre Aussagen gelten daher 
primär für die untersuchte Population selbst und lassen 
einen völlig zweifelsfreien Vergleidi nur bis zu einem 
bestimmten Maß zu. 

In Meinungsumfragen und ähnlichen. Erhebungen be- 
schränken sich die Untersuchungsergebnisse in der Regel 
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auf Häufigkeitsauszählungen und Prozentangaben zu 
Einzelfiagen. Der Aussagewert dieser Prozentangaben ist 
relativ gering und mehr oder weniger zufällig, wenn er 
nicht ln Zusammenhang zu anderen verwandten Fragen 
gesetzt wird hzw wenn nicht wenigstens grobe Differen- 
zierungen zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
mittels solcher Einzelfragen aufgededet werden. Außer- 
dem sind derarlige Einzelfragen relativ empfindlich ge- 
genüber Antwortverfälschuiigen durch die befragten Ju- 
gendlichen; deren Kontrolle ist nur im Rahmen kom- 
plexer Untersuchungsverfahren möglich. 

Die Untersuchungs- und statistischen Auswertungs- 
melhoden sind in der Bundesrepublik und der DDR die 
gleichen, wenn auch in den DDR-Publikationen bisher 
noch ein gewisser Rückstand ln der Dbernahme der 
International gebxäuchllchen Methoden zu verzeichnen 
ist. Sowohl in den Unter.surhungsmatertallen der DDR 
als aucJi der Bundesrepublik sind bisher sämtliche Niveau- 
stufen zu finden, so claß unter Beachtung dieser Niveau- 
unterschiede lediglich mit Vorsicht gewisse deutlich 
feststellbare Haupttendenzen herausgeslellt werden kön- 
nen. 

Auf Grund dieser Sachlage geben die beiden Abschnitte, 
die sich mit Einstellungen und Verhaltensweisen der 
Jugend beschäfligen, nur einen zusammenfassenden Über- 
blick über diejenigen Ergebnisse, die auf Grund einer 
sorgfältigen Analyse der vorliegenden Untersuchungen 
als gesichert gellen können. 


Anmerkungen zu Kapitel VIII 

’ V'gl. Anm. 3, 

* 20 Jahre Jugendgesetz in der DDR. Beilage der 
«Presse-Informationen“, hrsg. vom Minislerrat der 
DDR. Nr. 10 (3318) vom 23. Januar 1970. 

* Vgl. im einzelnen 

für die Bundesrepublik: 

Gesetz für Jugend wohl fahrt vom 11. August 1961 
(BGBl., I, S 1193): 

Gesetz zum Schulze der Jugend ln der Öffentlichkeit 
in cier Fassung vom 27, Juli 1957 (BGBl., l. S. 105S)i 
Gesetz zum Schutz der arbeitenden Jugend f Jugend- 
arbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 (BGBl., I, 
S. 665); 

Jugendgerichtsgesetz vom 4 August 1953 (BGBl., I, 
S. 71) in der Fassung des Einführungsgeselzes zum 
Wehrstrafrcchl vom 30 März 1957 (BGBl., T, S. 306) und 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Reichs- 
jugendwohlfahrtsgeselzes vom 11. August 1961 
(BGBl., I, S. 1193); 

Erstes Gesetz über irKlividuelle Förderung der Aus- 
bildung (Ausbildungsförderungsgeseiz) vom 19. Sep- 
tember 1969 (BGBl., I. S, 1719). 

Für die DDR: 

Gesetz über die Teilnahme der Juger^d der DDR am 
Kampf um den umfassei>den Aufbau des Sozialismus 
und die allseitige Förderung ihrer Initiative bei der 
Leitung der Volkswirtsdiaft und des Staates, in Beruf 
und Schule, bei Kultur und Sport — Jugendgesetz der 
DDR vom 4 Mai 1964 (GBl., I. S 75); Erste DB hierzu 
— Messen der Meister von Morgen — vom 26. März 
1965 (GBl., II, S. 301) in der Fassung der Fünften DB 
vom 25. April 1968 (GBl., fl, S. 272); Zweite DB hierzu 
— Woche der Jugend und Sportler — vom 17. Mai 
1965 (GBl., II, S. .381); Dritte DB hierzu — Berufswett- 
bewerb — vom 16. September 1965 (GBL, II, S. 679); 
Vierte DB hierzu — Feriengestaltung der Schüler und 
Lehrlinge — vom 15. Juni 1967 (GBL, II, S. 500); 
Sechste DB hierzu — Die Planung der Aufgaben zur 
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Verwirklichung der Sozialistischere Jugendpolitik — 
vom 19. August 1970 (GBl , II, S. 519) f 
Gesetzbuch der Arbeit der DDR in der Fassung vom 
23 November 1966 (GBl., h S. 127, §§ 134—141); 
Verordnung zum Sdiutz der Kinder urvd Jugendlichen . 
vom 26- März 1969 (GBl., II, S. 219); 

Verordnung über die Aufgaben und die Arbeitsweise 
der Organe der Jugendhiife (Jugendhilfeverordnung) 
vom 3. Marz 1966 (GBL. 11. S. 215); 

Beschluß des Slaatsrats der Deutschen Demokratischen 
Republik , Jugend und Sozialismus" vom 31. März 
1967 (GBl.. I, S. 31). 

• Einen ausführlichen Bericht über den Stand der Maß- 
Twhmer» auf dem Gebiet der individuellen Förderung 
von Ausbildung und Fortbildung (mit einem Vergleich 
der entsprechenden Förderungsmaßnahmen in der 
DDR) enthält die Bundestagsdrudesache V'‘l580 vom 
20. März 1967. 

• Dies spiegelt steh vor allem in den Jugendförderungs- 
plänen der einzelnen Bundesländer; vgl. dazu die von 
der Jugendbeheirde der Freien und Hansestadt Ham- 
burg herausgegebenc «Übersicht der Förderungspro- 
gramme der Bundesländer Im Rahmen der Jugend- 
arbeit 1967/1968/1969“ Iheklogr. Manuskr,. Hamburg 
1969). 

■ Vom 17. Mai 1962 (GBl.. II. 367). 

’ Vgl. Ministerium für Volksbildung (Hrsg.). Leitfaden 
für JugendhlUekommissionen, Berlin 1968. 

• Die vergleichende Analyse der Jugendhilfegeselze soll 
hier ausgespart werden. Der dritte Jugendbericht der 
Bundesregierung, der im Sommer 1971 vorliegen wird, 
behandelt dieses Thema für die Bundesrepublik. Er 
wird auch einen Vergleich mit der Jugendhilfegesetz- 
gebung und der örllichcn Organisation der Jugend- 
hilfe ln der DDR bringen. 

• Vgl. Gesetz für Jugendwohlfahrt vom 11. August 1961 
(Anm. 3), § 9. Ferner dazu den Entwurf für die Neu- 
fassung der Richtljr>ien für den Bundesjugendplan vom 
Juli 1970. 

Emen Überblick über die Entwicklung des Bundes- 
jugendplans, insbesondere über die Verlagerung von 
Förderungsschwerpunklen, gibt Willy Busch. 20 Jahre 
Bundes) u gen dpi an, in: Deutsche Jugend, November 
1970, S. 489 — 507; demnach betrugen die Aufwendun- 
gen des Bundes ln den vergangenen 20 Jahren rd. 
1.2 Mrd. DM; die Jährlichen Aufwendungen betrugen 
im DurdischnlU der vergangenen 5 Jahre rd. 70 
Mill. DM (ohne Deutsch-Französisches Jugendwerk, 
s. unter «Internationale Kontakte"). Einen überblidc 
über die Aufwerxiungen der einzelnen Buiuieslander 
im Rahmen ihrer LürKlesjugendplär>e gibt die bereits 
erwähnte, von der Jugendhehörde Hamburg heraus- 
gegebene Übersicht; demnach beliefen sich die Auf- 
wendungen der Länder im Jahr 1969 auf insgesamt 
165 Mill. DM Bund und Länder wenden deshalb pro 
Jahr insgesamt rd 235 Mill DM auf. Über die Auf- 
wendungen der Kommunen liegen keine zusammen- 
fassenden Zahlenangaben vor. 

” Die Jugendförderurigspläne haben ihre gesetzliche 
Grundlage im § 39 des Jugendgesetzes und im § 135 
des Gesetzbuches der Arbeit (vgl. Anm 3) 

Konkrete Angaben über finanzielle Aufwendungen 
im Rahmen der Jugendförderungspläne liegen aller- 
dings nicht vor. 

** In den folgenden Abschnitten konnte nur ein geringer 
Teil des Komplexes «Integration und Mitwirkung der 
Jugend* abgehandell werden (vgl. dazu die Methodi- 
schen Hinweise oben S. 183) 

H. Westphal, Handbudi der deutschen Jugendarbeit, 
Müitchen 1968 — Die meisten Jugend verbände haben 
sich im Deutschen Bundesjugendring, die Jugeixloiga- 
rvisatlonen der politischen Parteien im Ring Politischer 


Jugend zusammengeschlossen. — Die Deutsche Sport- 
Jugend, die 1970 die Zahl ihrer Mitglieder mit 4,1 MIU 
angibl, nimmt eine Sonderstellung ein. Sie ist seit 
1969 nicht mehr Mitglied des Bundesjugendringes. 

Die genannten Zahlen cfelten für 1970. Sie sind mit 
Vorsicht zu beurteilen, da einmal die Jugendorgani- 
sationen unterschiedliche Altersgruppen |z. T. rrur 
Jugendliche, z. T. Kinder und Jugendliche) umfassen 
Ferner definieren die einzelnen Verbände «Mitglied- 
schaft" verschieden: Jugendliche etwa, die nur gele- 
gentlich an VeranstaJtur>gen teilnehmen, gelten in 
einigen Verbänden als Mitglieder, ln anderen nicht. 
Da zudem viele Jugendliche in mehreren Verbänden 
Mitglied sind, läßt sich nicht sagen, in welchem Aus- 
maß die Jugend ln der Bundesrepublik von Jugend- 
verbänden erfaßt ist. Immerhin geben 26 Vo einer 
repräsentativen Stichprobe von 14- bis 21jährigen 1965 
an, Mitglied einer oder mehrerer Jugendorganisatio- 
nen zu sein. (Vgl. EMNID, Jugend, Bildung und Frei- 
zeit. 1966.) 

’• Zahlen für die Pionierorganisation nach: Statistisches 
Jahrbuch der DDR. 1970, S. 495; für die FDJ nach: 
G. Jahn. Unsere Bilanz 1969, ln: Junge Well vom 
30. Dezember 1969, S. 6. — Außerdem haben die 
Jugendlichen die Möglichkeit, in anderen Massenorga- 
nisationen (etwa der GST, dem FDGB oder dem 
DTSB) Mitglied zu werden, Obwohl diese Möglich- 
keiten stark wahrgenommen werden, bilden Jugend- 
liche keirie spezielle Jugendorganisation innerhalb 
dieser Massenorganisationen. 

Vgl R. Maerker, Jugend im anderen Teil Deutsch- 
lands, München 1969; Jur^ge Generation. 1967. Heft 12. 
S. 12. 

Belm Übergang von der Lehrwerkstatt in die Produk- 
tion, bei Rückkehr der Hoch- und Fachschulabsolven- 
ten in die Betriebe sowie bei Beendigung des Militär- 
dienstes jvgl. Junge Generation, 1967, Heft 12. S. 12 
bis 13). 

Anfang 1967 waren 56.7 Vo der FDJ -Mitglieder unter 
18 Jahre alt (vgl. Junge Generation. 1967, Heft 6, 
S. 43). 

Im FDGB waren im Jahr 1969 rd. 1 Mill. Jugendliche 
organisiert (vgl. Slaiisiische Praxis, 1969, Heft 6. 
S. 328—329; Junge Generation. 1969, Heft 8, S. 80). 
D h., daß so gut wie alle in sozial isUscherv Betrieben 
besdidltlgten Jugendlichen im Aller von 15 bis 25 Jah- 
ren Mitglied des FDGB waren Ivgl Jugendforschung, 
1969, Heft 11, S 46). 

Vgl Anm. 3. 

” Vgl. B Lutz, B C. Seyfarth. Informationen zur Situa- 
tion des Jugendarheitsschutzes, Forschungsberichl 
(Deutsches Jugendinstitul. München), Nr. 02^969. 

** Auf einer anderen Ebene liegen Wettbewerbe, die die 
Zeitschrift «Stern" unter dem Titel «Jugend forschl“ 
veranstaltet, Jugendliche unt/er 21 Jahren, die noch 
kein Studium begonnen haben, werden aulgeforderl, 
sich mit Leistungen auf dem Gebiet der Naturwissen- 
schaften auf regionaler, Landes* und Bundesebene an 
einem Vergleich zu beteiligen. Die Zahl der Teilneh- 
mer stieg von 150 zu Beginn des Wettbewerbs ün 
Jahr 1966 auf 600 Im Jahr 1969. 

Ar>dere Gewerkschaften haben ihre Bemühungen auf 
diesem Gebiet eingestellt, nachdem diese Wettbe- 
werbe nicht mehr mit öffentlichen Mitteln gefördert 
werden. — Lelslungsweltbewerbe werden weiterhin 
von den Landesinnungsverbänden des Handwerks für 
die Jugendlichen, die ihre Gesellenprüfung bestanden 
haben, durchgeführt. 

** Junge Generation, J967. Heft 12, S 20. 

** Die Zahlenangaben über Jugendbrigaden ur>d -objekle 
sind zusammengeslellt aus. Junge Generation, 1969, 
Heft 4. S. 81- Sozialistische Demokratie, 26. Sep- 
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tember 1969, Beilage S 7 und 9; Der Neuerer |A). 

1969, 1-left 10, S. 333; Einheil, 1970. Hefi ß. S. ß35 
Junge Generalion. 1969, Heft 11. S. 23 

^ II. Eberl. Jugend — sozialistische Hilfe und Schöpfer- 
tum. Berlin 1969, S. 119. — Jugendfoibchung, 1969, 
Ilcfl 11. S. 46. 

Ungefähr jedes vierte jugendlidie Mitglied im FDGB 
übl eine gewerksrhaftlidie Funklion aus |vgl. Slailsti- 
sche Praxis. 1969, Kefl 6. S. 32B — 329j Neues Deulsch- 
land, 19. September 1970, S. 2). 

Vgl. Gesetz über das einheitliche sozial istisdie Bil- 
dungssyslem vom 25. Februar 1965 (GBl . 1. 83). § 5. § 7 
Aufgabenstellung des Ministeriums für Volksbildung 
und des Zentralraies der FDJ zur weiteren Entwuic- 
lung der staatsbürgerlichen Erziehung der Sdiul- 
jugend der DDR vom 9. April 1969, in: Neuer Weg. 
1969.. Heft 12, Beilage 

” Vgl. 2 B H Müller. Zur Entwicklung sozialistischer 
Einstellungen im Jiigendalter. In: Jugendforschung, 

1970. Heft 13. S 23—27. 

^ ,Gesc]lschaftskundl|rhc" Fächer sind ln diesem Zu- 
sammenhang in Nordrhein- W'estfalen: Gemeinschafts- 
kunde, politischer Unterricht und Gesdilchte; ln der 
DDK; Staatsbürgerkunde und Geschichte. 

^ Vergleichende Darstellung des Bildungswesens Im ge- 
teilten DeuKchtand, Bundestogsdrucksache V'4609 vom 
4. August I9<i9. — Bei diesem Vergleich Ist Jcdodi 
cmschrankerKi zu berücksichtigen, daß in der DDR der 
Unterricht in allen Fächern einheitlich politisdi- 
ideologisch ausgenchtel ist. 

** H Weslphdl, Handbuch der Deutschen Jugendarbeit, 
München 1968. 

« Von der Massen Schulung der Mitglieder ist die Kader- 
sctiulung der Funktionäre des Verbandes, die in ge- 
sonderten Lehrgängen erfolgt, zu untersdieiden. 
Teilnehmer an den .Zirkeln junger Sozialisten* pro 
FDJ-Sludienjahr (Neuer Weg. 1970, Nr. 13. 3. Um- 
Schlags.) : 

1966 67 423 653 

1967/68 531 1B3 

1968- 69 742 810 

1969- 70 885 429 

E Becker.. S Herkoinrner. J. Bergmiinn. Erziehung zur 
Anpassung. Eine soziologische Untersuchung der poli- 
tischen Bildung in den Schulen. Frankfurt a M. 1967; 
M. Tesdiner. Politik und Gcsellsdiafl im Unterricht. 
Frankfurt a.M Dl6a. 

über das Ausmaß der Urlaub.s- und Fcricnreisen Ju- 
gendlicher ins Ausland lassen sich weder für die 
Bundesrepublik noch für die DDR genaue Angaben 
madirn Wieviele Jugendliche aus der Bundesrepublik 
in den letzten Jahren auf eigene Faust oder über die 
zahlreichen kommerziellen Reisebüros ms Ausland 
reisten, ist unbekannt Es ist jedoch zu vermuten, daß 
die Jugend der Bundesrepublik in weil stärkerem 
Maß dis die Jugend der DDR ihre Ferien außerhalb 
des eigenen Landes verbringt. 

1969 organisierle die Abteilung Jugendtourist des 
Reisebüros der DDR für rd. 65Q00 Jugendliche Reisen 
m uberwirgend sozialistische Länder (vgl Junge Ge- 
neration. 1969, Heft 8 S 27 — 2H) Die Zahl der privat 
reisenden Jugendlichen ist unbekannt 
Als Quellen sind ii. a. hcrangezogen worden die Richt- 
linien und Durchfühnmgshestimmiingen zum jeweili- 
gen Bundesjugendplan der Zehnjahresbenchl des 
Deutsch- Franzos Ischen Jugendwcrke.s 1958'‘6Ö; dieZeil- 
.schrift Jugendpolifri.srher Dienst, Adenau; sowie H. Ott 
Handbuch der rnlernationalcn Jugendarbeit Köln 
1968. 

1969 rOrdetle der Bund mit 12 Mill. DM über den 
Buiidesjugeadplan (außer Deutsch-Französisches Ju- 
gendwerk) Internationale Begegnungen und Jugend- 
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austausch |42®/p), internationale JugendgemeinschaTls- 
d lenste sonstige Maßnahmen im Rahmen von 

Kulturabkommen urwl Entwicklungsdiensten (45®/o) 
Als Quellen sind vor allem die von der FDJ heraus- 
gegebenen Organe , Junge W^elt" und .Junge Gene- 
ration* herangezogen worden. 

Junge Generation, 1967, Hefl 5, S 4.5 — Junge Ge- 
neration. 1967. Heft 6, S 4:) ff 
Junge W'elt, 30 Dezember lf»69, .S 5. 

Vgl. die Melhodischen Hinweise oben im Anhang. 

K L. Baker. Politische Kultur, Köln o J.; EMNID II. 
Junge IntelligenzscJiidit 1968 69. H Harlmann, Welt- 
anschdulictie Einstellungen heutiger westdeutscher 
Primaner, München DJl 1969, W' Jaide. Jugend und 
Demokratie, München 197()i R. Klorkhaus. Junge Ar- 
beiter al.s Stiintsbürger. Nürnberg 19r>8. H. M. Slimpel, 
Sihuler. Lehrer, Studenten und Politik, Göllingen 
1970; R Wildenmann, M Kaase, Die unruhige Gene- 
ration, Mannheim 1968; D H Wissler, Das Verhältnis 
der we.stdeulschen LaiKljugend zur Politik, Hohenheim 
1%9. 

Die wichtigsten acht Fragen, die immer wieder gestellt 
wurden, sind abgedruckt in: Jugendforschung, 1968, 
Heft 5, S 59. 

Vgl. W^ FtiedricJi, JugetKi heule, T Aufl., Berlin 1967. 
S I2ß — 131; P Förster, W Herinig, W'as charaktensiert 
das politische Profil unserer Jugend?, ln: Junge Ge- 
neration. 1968. Heft 7. S. 4(^49; W Gerlh, Das 
polltlsch-ldeologl.sche BewulUsein junget Neuerer, in: 
Beiufsbildung. 1968. Heft 7—8. S 367—371. W. Gerth. 
Verhaltensweisen und Einstellungen Junger Neuerer, 
in Jugendforschung, 19fi8. Heft 8, 51. 27 — 46; 

W Gerlh, Din Rolle der Arbeiterjugend . .. Jugend- 
forschung. 1969. Heft 11, S. 59 — 76; K. Starke, Wie 
denken junge Leute?, in: Sonntag vom 15 Dezember 
197b. S. 3 — 5. — Ferner sind in diesem Zusammen- 
hang heranziiziehen: R. Johne, u. a., Zur Entwicklung 
des Klassenstandpunktes bei Hochschulstudenten, in. 
Jugend foTschung, 1?)69. Hefl 10. S. 5 — 24: H. Müller. 
Jugend und Demokratie, in: Jugendforschung. 1969 
Heft 11. S 45 — 58; Junger Neuerer: was maciisl du ml! 
deiner Freizeit?, in: Der Neueiei, 1968. Heft 6. S 192 
bis 194; U. Siegel. Die Berufstätigkeit der Ehefrau im 
Meinuogshlld Jucjendllrher. In: Arbeit und Arhelis- 
recht 1969. Heft 11,5 337—340 

Bei der Interpretation der Ergebnisse, soweit sie Art 
und Ausmaß des pulillscheri Interesses der DDR- 
Jugendlichen betrellen. ist zu berUrksictitigen, daß 
zwar die Mehrheit bei duekten Fragen nach dom 
poUlischen Interesse positiv antwortete, daß jedoch 
bei Uniersuciiungen, in denen Inreressenresis verw'cn- 
det wurden, der Interessenbereich Politik im Vergleich 
2U anderen einen niedrigeren Rangplatz erhielt fvgl. 
W Hennig, Interessenstrukturen von Jugendlichen, in; 
Jugendforschung. 1968. Heft 5, S 19—33; sowie 
P. Förster, VV Hennig, Die Freizeitinleressen und der 
.fugenriverhand. in: Junge Generation, 1968. Heft 4. 
bes S 26 — 27). — Fiir die Buiwlesrepublik liegen ver- 
gleichbare üntersurhungen bisher nicht vor. Es gibt 
allerdings keinen Grund anzunehmen, daß deren Er- 
gebnisse sich wesenllich von den aus der DDR be- 
kannten unterscheiderr w'ürden. 

^ Der Absdinill über Freizeit beruht auf den Ergebnis- 
sen einer noch nicht abgeschlossenen Disserlutioii von 
Jürgen Micksch (Institut für Soziologie und Sozial- 
anthropologie der Universität Erlangerv-Nümbergl. 
Die Arbeit behandelt — an Hand einschlägiger, z. T 
unvetöffenllidilei Materialien aus dei DDR und der 
Bundesrepublik — das Fieizeilverh/iltcn Jugendlicher 
in beiden deutschen Gesellschaften. 

Der Begriff Freizeit wurd im folgenden so verwendet 
werden, wie er den meisten hier herangezogonm Un- 
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tersudiungen zugrunde liegl. Im Anschluß an die Zeit- 
budgetforschung gilt danach «Freizell“ als der Zeit- 
bereich. der den Menschen vom gesamten Zeitbudget 
übngbleibl, wertn 1. die berufsbezogene Arbeitszeit, 
2 die mit der Arbeit zusammenhängende Zell (Arbeits- 
weg. UmkleidenJ, 3. der Zeitaufwand für die Befriedi- 
gung physiologischer Bedürfnisse uikI 4. Hausarbeiten 
und andere Alllagsarbeiten abgezogen werden. 
.Freizeit* bezeichnet also Tätigkeiten, deren Aus- 
übung hinausgeschoben oder teilweise sogar ganz aul- 
gehoben werden kann, wie z, B. Weiterbildung, Tätig- 
keiten in Verbänden und Vereinen, künsllerische Be- 
läligungen, Sport, Geselligkeit, Lesen. Fernsehen. 
Hobby usw. Über diese Zellaufwendungen kann der 
Mensch mehr oder weniger frei disponieren. 

Für die Bundesrepublik: V. Graf v. Blücher, Die Gene- 
ration der Unbefangenen^ Düsseldorf 1966; EMNID, 
Jugend, Bildung und Freizeit, 1966. — Für die DDR. 
W Friedrich, Jugend heute, 2. Aufl,. Berlin 1967; ders.. 
Jugend und Freizeit, in: Jur>ge Generation, 1968. 
Heft 2, S 47 — 52; G Llppold, Strukturanalyse des 


ZeilbudgeLs der Bevölkerung, ln: Die Wirtschaft, 1967, 
Nr. 6, S. 14 — 15; W. Otto, über das Verhältnis der 
Jugend zum Film, in: Jugendforschujig. 1967, Heft 3 — 4; 

G. Röblitz. Probleme des Freizeitlebens der Jugend, in: 
H Schwarz (Hrsg), Jugendprobleme in pädagogi- 
scher. medizinischer und juristischer Sicht, Jena 1967; 

H. Scholz, Zum Umfang und zur Struktur der Frei- 
zeit in der DDR, in: Mitteilungen des Instituts für Be- 
darfsforschung. 1966, Heft 4; ders.. Unsere Freizeit 
— Ein Problem, in: Urania, 1967, Heft Ö. — Hcrarrzuzie- 
hen sind ferner die bei £. K. Scheuch (Soziologie der 
Freizeit, in: R. König, Hrsg.. Handbuch der empiri- 
schen Sozlalforschung, Bd. II, Stultgarl 1969, S. 735 bis 
833) milgeteilten Ergebnisse der international ver- 
gleichenden Erhebungen über Zeitbudgets. Es handelt 
sich bei diesen Erhebungen uro einen Osl-Wesl-Ver* 
gleich, ln den neben den USA und der UdSSR sowie 
Belgien. Frankreich und Bulgarien, Jugoslawien, 
Polen. Ungarn auch die Bundesrepublik (aber nicht die 
DDR) einhezogen war. 

“ Blücher, a. a. O (Anm. 52)* 
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Kennziffernübersicht 


(DDR : BRD; BRD = 100; Stand 1968) 


El b 

Kapitet II — Bevölkerungs- und Erwerb^struktur 

Ffäche 43,6 

Bevölkerung 28,4 

0 bi& 15 Jahre , , 28,6 

15 bis 65 Jahr© 27,0 

65 Jahre und mehr 33,8 

Bevölkerungsdichte — 65,2 

Geburten 25,3 

TodesfäNe 33,0 

Eheschließungen 26,9 

Erwerbstätige Insgesamt 32,9 

Männer * . 27,9 

Frauen 41,8 

Land- und Forstwirtschaft 43,2 

Verarbeitendes Gewerbe — 34,5 

Baugewerbe x , * . 29,9 

Handel ^ , 23,3 

Verkehr und NachrichtenübermUflung 37,2 

Sonstige Dienstleistungen 283 

Erwerbstätige Akademiker (1964) 28,5 

Hochschulabsolventen 21J 

Fachschulabsolventen 34,4 

Naturwissenschaftler und Ingenieure 32,8 

Akademikertnnen 35.5 


Kapitel 111 - Produktion und Produktivität 


Bruuoproduktion, insgesamt 24,7 

Grundstoffindustrien * 23,9 

Melall verarbeitende Industrien 20,8 

Leichtindustrien 27,5 

Nahrungs- und GenuGmittei Industrien 32,8 

Beschäftigte, Insgesamt 36>1 

Grundstoffindustrien - 37,5 

Metallverarbeitende Industrien 32,1 

Leichtindustrien * 40,4 

Nahrungs- und Genußmittelindustrien 41.5 

Brutto-Anlagevermögen, insgesamt 28,9 

Grundstoffindustrien 32.0 

Metallverarbeitende Industrien ..... 22.5 

LeiChfindustrlen 31.8 

Nahrungs- und GenußmiUelindusIrien 23,3 

Produktionspotential, insgesamt 28.0 


Materialien zum Bericht zur Lage der Nation, 1S71 


a b 

Kapitalintensität je Beschäftigten 80,0 

Arbeitsproduktivität je Beschäftigten 68,4 

Kapilalproduktivität 85.7 

Landwirtschaftliche Nutzfläche 45,4 

Beschäftigte (AK) 55,0 

Viehbestand (GV) 39.9 

Handelsdünger (Reinnährstoffe) 52.0 

Futtermittel (GE) 36.0 

Schlepperbestand (PS) 20.0 

Brutto-Bodenproduktion 40.3 

Tierisdi© Leistungen 33.3 

Nahrungsmlttelprodukiion 33,6 

Flächenproduktivität (Netto-NMP) 79,0 

Produktivität der Viehhaltung 83,8 

Arbeitsproduktivität (AK) 61,0 


Kapitel IV — Hauptfaktoren der Infrastruktur 


Beförderte Menge (t) 27,2 

Eisenbahn , . . 76,7 

Binnenschiffahrt 9,7 

Kraftverkehr ....... . 21,5 

Seeschiffahrt . 6.1 

Pipelines 13,4 

Eingelieferte Briefe 14,5 

Ortsgespräche ...... - .......... 15,8 

Beförderte Personen {Personenkilometer) 20,6 

Eisenbahn 48,6 

Straßenbahnen — 50.0 

Omnibusse 39,5 

Luftverkehr 11,6 

Individualverkehr 13,1 

Beschäftigte . 40, 0i 

Eisenbahn 59.9 

Binnenschiffahrt 31,8 

Seeschiffahrt 28,9 

Straßenverkehr .33.4 

Luftverkehr 18,6 

Post 29,1 

Anlagevermögen 

Eisenbahnstreckennetz [km) — 44.6 

darunter 

elektrifiziert (1967) x.,.. „...x . 15,6 


3 RelaMonsn absoluter Daten (z. B. Einwohner) 
b Ralaiionan vgn Kannzahlen (j, B. Einwohner je qkm) 


9 h 

Schiffbare Flüsse und Kanilö (km) 57,1 

Straßennetz (km) 

Autobahn 35,0 

Fernstraßen 34,4 

Landstraßen und IL Ordnung 26*4 

Lastkraftwagen . . ^ - 173 

Straßenbahnwagen .................... 57J 

Omnibusse 363 

Personenkraftwagen 7*9 

Motorräder, Mopeds , ^ ^ ....... .203,6 

Telefon-Hauptanschlüsse 12,9 

Pipelines (km) 28,5 

Arbeitsproduktivität * * - , 80,6 

Eisenbahn 963 

Binnenschiffahrt 20,0 

Seeschiffahrt 22,0 

Straßenverkehr 33,9 

Städtischer Nahverkehr .................... 136,6 

Förderung von Primärenergieträgern 44.4 

Mineralöl 1.9 

Erdgas, Erdölgas - 1,9 

Braunkohle 243,4 

Steinkohle ........... k. 1,4 

Wasserkraft 7,1 

Verbrauch von Prinrvärenergle (t SKE) 30,3 

E I ekt rlz i täts wl rtsch aft 

Installierte Leistung ..... 24.7 

Stromerzeugung 31,1 

Stromverbrauch 30,1 

Industrie 34.4 

Haushalte und Kleinverbraucher .......... 21,3 

Verkehr 20,3 

Fertiggesteille Wohnungen 143 

darunter; 

ln Montagebauweise errichtet .1823 

Wohnfläche der fertig gestellten Wohnungen .... 9,5 

Wohnfläche je Wohnung 65.0 

je 1000 Einwohner - 33.5 

Wohnungsbestand 30.6 

Verfügbare Wohnfläche, Insgesamt 22.9 

ie Wohnung 75,0 

je Einwohner 81,0 


Kapitel V » Einkommen, Verbrauch, Lebenshaltung 


Durchschnittseinkommen (nominal, 1969) 
Bruttoarbeltsemkommen 

der Arbeitnehmer 65 

Nettoarbeitseinkommen 

der Arbeitnehmer 70 

Nettoeinkommen 

der Arbeitnehmerbaushalte 64 

Nettoeinkommen 

der Rentnerhaushalte (1968) 44 


a b 

Realeinkommen (1969) 

{Durchschnlltsnettoelnkommen der Arbeltneh- 
merhaushalte, kaufkraftbereinigt) SS 

Kaufkraftrelation M ; DM (Mitte 1969) 
Arbeitnehmerhaushalte, gekreuzter Warenkorb B6 

Arböilnehmerhaushalte, DDR-Warenkorb ...... 89 

Ernährung .............................. 89 

Genußmittel 50 

Wohnung 227 

Heizung und Beleuchtung 189 

Hausrat 55 

Bekleidung ...... 67 

Reinigung und Körperpflege 100 

Bildung und Unterhaltung ...... 115 

Verkehr 95 

Pro-Kopf-Verbrauch ausgewählter Güter 

Rind- und Kalbfleisch 80 

Schweinefleisch 103 

Geflügel 65 

Eier 87 

Milch 95 

Butter 152 

Geireldesrzeugnisse 138 

Kartoffeln 138 

Gemüse (frisch) 90 

Obst (frisch) ... 43 

Sudfrüchte 54 

Zudter 102 

Bohnenkaffee , 49 

Spirituosen 85 

Bier ..... 67 

Wein und Sekt ...v* - - 3Ö 

Zigaretten 69 

Schuhe ....... 89 

Fotoapparate 117 

Kalorienvorbrauch Je Einwohner . - 10S 

Haushaltsausstattung mit langlebigen Konsum- 

gOtern (1969) 

Pkw 34 

Motorrad oder Moped ...................... 570 

Fernsehgerät 94 

Radio 102 

Elektrische Waschmaschine ... ........... 57 

Kühlschrank 79 


Kapitel VI -- Hauptaspekte der Sozialen Sicherung 


Reinausgaben für die Soziale Sicherung ........ 16,0 

Anteil am Sozialprodukt 65.8 

je Einwohner 56.3 

Durchschnittliches Altersruhegeld je Rentner . . 45.1 

Arbeits Unfälle, bezogen auf Erwerbstätige .... 46*7 

Krankenhausbetten 29,3 

Arzte 27,1 

Zahnärzte 21*5 


a Relatfonen absoluter Daten (z. B. Elnwohnar) 
b RalatEonen von Konnzablen [z^ B. Einwohner Ie qkm) 


Tabellenanhang 
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Zeichenerklärung 


— nidits 

0 weniger als die Hälfte 

der kleinsten Einheit 

* kein Nachweis 

X Nachweis nicht sinnvoll bzw. 

Fragestellung trifft nicht zu 
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TabeUe A i 


D/e £jifw/ckiLmg innerdeulsdien Handels 1960 bis 1969 ^ 


Jahr 

ln Mill, VE* 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 
in 

Bezüge 
der BRD* ! 

Uefeniagen 
der BRD* 

Umsatz 

Saldo 

Bezüge 
der BRD 

Lieferungen 
der BRD 

Umsatz 

I960 

1 123 

960 

2 082 

-163 




1961 

941 

873 

1 814 

- 68 

-J6 

- 9 

-13 

1962 

914 

853 

1 767 

- 61 

- 3 

- 2 

- 3 

1963 

1 022 

860 

1882 

- 162 

12 

t 

7 

1964 

102? 

1 151 

2 178 

124 

0 

34 

16 

1965 

1 260 

1206 

2 466 

- 54 

23 

5 

13 

1966 

1 345 

1625 

2971 

280 

7 

35 

20 

1967 

1 264 

1 483 

2747 

219 

- 6 

- 9 

- & 

1968 

1 440 

I 432 

2872 

- 8 

14 

- 3 

5 

1969 

1565 

2 272 

3 837 

707 

9 

59 

B4 


* Warenverkehr, ohne DtensUelsumgen. 

* Vei^dhnung&einheiten « DM (West}, gerundet 

* ErmlUelt auf Grund der gerundeten Ziffern. 

* Elnsdü, West-Berlin. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie F, Reihe 6, Warenverkehr zwischen den Wfthmngsgebieten der DM-Wesl 
und der DM-Ott, mehrere Jahrgänge. 
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TabeUe A 2 

Bezüge dez Bundearepubllk M tnnezdeutadiea Handel 1955 bis 1969 * 

Hrreugtiisac 

lÜSS 

10(50 

lüSJ 



in MUL VE 


Bergbauerzeugnisse 

166,2 

266,7 

209,7 

Grundstoffe und Produktlonsgütei 

166,2 

353,5 

325.5 

darunter: Mineralölerzeugnisse 

58,7 

212,9 

189,4 

Chemische Erzeugnisse * 

71,9 

77,4 

67,5 

Investitionsgüter 

69,9 

106,4 


darunter: MasdaineiibauerzeugBisse 

58,0 

74,6 

64.8 

VerbraudLsgüter 

121.6 

212,9 

196,0 

darunter: Textilien und Bekleidung 

90,4 

147,2 

137,1 

Erzeugnisse der Landwirtsdiaft und Ernährungsindustrie ® 

56,6 

180,3 

108,5 

darunter: Getreide 

9,6 

72,6 

9,2 

SdiweineOeisch 

• 

48,4 

36,1 

Sonstige Erzeugnisse 

0,2 

2,8 

2,7 

Insgesamt 

580,7 

1 122,5 

940,9 

darunter: Bezüge West-Berlins * 

126,2 

184,3 

165,4 



Struktur ln 

Bergbauerzeugnisse 

28.6 

23,8 

22,3 

Grundstoffe und Produktionsgüter 

28,6 

31,5 

34,6 

darunter: Mineralöleizeugnisse 

m 

nfi 

20, J 

Chemische Erzeugnisse ^ 

12,4 

6,9 

7,2 

Investitionsgüter 

12,0 

9,5 

10,5 

darunter : Masdiinenbauerzeugnisse 

10,0 

6,6 

6,9 

Verbraudisgüter 

20J9 

19,0 

20fi 

darunter: Textilien und Bekleidung 

15.6 

13,/ 

14.6 

Erzeugnisse der Landwirtschaft und Emähnmgsindustrie ® 

9.7 

/6J 

11J5 

darunter: Getreide 

1.7 

6,5 

1.0 

Sdiwelnefleisdi 

■ 

4,3 

3,8 

Sonstige Erzeugnisse 

0,2 

6.1 

0.3 

Insgesamt „ 

100,0 

100,0 

100,0 

darunter: Bezüge West-Berlins * 

21,7 

16,4 

17,6 


1 linsdil. Wesl^BerÜB* 

■ Einsdü. KtmststeUerzeugaisse sowie Gummi- und AsbesLwaien, 

‘ Elnsdil. der Erzeugnisse der Forst-« Jagdwirtsdiaft und Fisdierei sowie GenußmitteL 
* Ohne StredcengesdiSile« nur direkte Llefenmgen und Bezüge. 

^ Ohne Ausgleichszahlungen der Bundesregierung {75 Mlli. VH), 

Quelle: SlaUstisdies Bundesamt, Fadiserie F, Reihe 6, Warenverkehr zwischen den Währungsgebieten der DM-West 
und der DM-Ost, 
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1962 

19 G 3 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 




in Mill . VE 




240.5 

255,9 

252,4 

213.9 

171.0 

122,5 

113,7 

101,1 

306,5 

341,8 

211,9 

274,8 

275.2 

247,3 

322,1 

334,0 

202,3 

215.8 

65,6» 

69.3 

67 p 5 

20,7 

18,4 

36,5 

51,7 

58,8 

75,6 

101,4 

83.6 

106,4 

124,9 

135.5 

84,4 

83,3 

122,1 

152,0 

150,4 

133.3 

184.5 

227,2 

58,5 

50,0 

61,6 

71,1 

70,9 

56,8 

68,1 

105.5 

162,9 

197,9 

260,2 

326,9 

369,0 

356.8 

460,1 

509.1 

103,1 

129,1 

180,7 

221,5 

244,4 

230.1 

289,1 

314.3 

117,7 

140,5 

177,2 

288,6 

375.7 

397.5 

351,1 

390.6 

33,9 

59 p 1 

61,5 

95,0 

149,6 

148,7 

101,1 

72.3 

25,2 

21.7 

44,2 

83,7 

89.8 

81,2 

48,3 

5.0 

2,5 

2,9 

3,6 

4,2 

4.1 

6,5 

8,0 

3.3 

914,5 

1 022,3 

1 027,4 

1 260,4 

1 345,4 

I 263,9 

1 439,5 

1565,3 

165,9 

197,2 

224,6 

278.4 

312.9 

287,7 

310,3 

346,2 




Struktur in Vo 




26,3 

25,0 

24,6 

17,0 

12,7 

9,7 

7,9 

6.5 

33,5 

33,4 

20,6 

21,8 

20,5 

19,6 

22,4 

21,3 

22,1 

21,1 

6,4 

5.5 

5,0 

1.6 

IJi 

2.3 

5,7 

5,8 

7,4 

8,0 

6,2 

8,3 

8,7 

8,7 

9.2 

8,1 

11,9 

12,1 

11,2 

10,5 

12,8 

14,5 

6,4 

4.9 

6.0 

5,6 

5,3 

4,5 

4.7 

6.7 

17,8 

19,4 

25,3 

25,9 

27,4 

28,2 

32,0 

32,5 

11.3 

12.6 

17,6 

17,6 

18.2 

18,2 

20,1 

20.1 

12,9 

13,7 

17,2 

22,9 

27,9 

31,5 

24.4 

25,0 

3,7 

5,8 

6,0 

7.5 

11,1 

11,8 

7.0 

4,6 

2,8 

2.1 

4,3 

6.6 

6,7 

6,4 

3,4 

4,3 

0,3 

0.4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,5 

0,5 

0,2 

100,0 

WOß 

W0,0 

wo.o 

100,0 

100,0 

tööß 

100,0 

18.1 

W,3 

21.9 

22, t 

23,3 

22,8 

2Jß 

22,1 
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Lieferungen der Bundesrepublik im innerdeuisäten Handel 1955 bis 1969 ^ 


Erzeugnisse 

1955 

1960 

1961 



in Mill. VE 


Bergbauerzeugnisse 

26.7 

34,2 

39,8 

Grundstoffe und Produktionsgüter 

170,5 

465,6 

490,4 

darunter: Eisen und Steüil * 

70,5 

271,9 

335,5 

Chemische Erzeugnisse ■ 

81,0 

136,3 

112,3 

Investitionsgüter 

136,8 

251,3 

199,4 

darunter: Maschinenbauerzeugnisse 

33,1 

139,4 

112,4 

Verbrauchsgüter 

46,8 

87,7 

69,5 

Erzeugnisse der Landwirtschaft tind Emähnmgsindustrie * 

140,3 

115,9 

70,9 

Sonstige Erzeugnisse 

— 

4,8 

2,9 

Insgesamt 

521,1 

959,5 

872,9 

darimter: Lieferungen West-Berlins * 

42,9 

74,3 

64,6 


Struktur in Vo 

Bergbauerzeugnisse 

5.1 

3.6 

4.6 

Grundstoffe und Produklionsgüter 

32,7 

48.5 

56,2 

darunter: Eisen und Stahl * 

13.5 

28.3 

38.4 

Chemische Erzeugnisse * 

15.5 

14.2 

12J9 

Investitionsgüter 

26.3 

26.2 

22.8 

danmter: Maschinenbauerzeugnisse 

6.4 

14,5 

12,9 

Verbrauchsgüter 

9.0 

9.1 

8.0 

Erzeugnisse der Landwirtschaft imd Emährungsindustrle ^ 

26.9 

12.1 

8.1 

Sonstige Erzeugnisse 

— 

0.5 

0.3 

Insgesamt 

700,0 

100.0 

100,0 

danmter: Liefenmgen West-Berlins ® 

8,2 

7.7 

7.4 


» Elnschl. West-Berlin. 

^ Einschi. Gießcreierzeugnisse sowie Erzeugnisse der Zlehereien und Stahlverlormung. 

* Einschi. Kunststofierzeugnisse sowie Gummi- und Asbestwaren. 

* Einschi, der Erzeugnisse der Forst-, Jagdwirtschalt und Fischerei sowie Genußmittel. 

’ Ohne Strecicengesch&lte, nur direkte Lieferungen und Bezüge. 

Quelle: Statistisches Bundesamt« Pachserie F, Reihe 6, Warenverkehr zwischen den Währungsgebieten der OM- West 
und der DM-Ost. 
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1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1888 

1969 




in Mül , VE 




40,1 

71,5 

86,9 

29,9 

32,8 

30.0 

22,2 

73,6 

450,0 

418,4 

500,2 

648,3 

768,6 

668,7 

712,8 

l 171,1 

328,8 

268,9 

234,0 

286,2 

343,3 

206,8 

192,8 

350,2 

71.4 

103,9 

204,3 

282.1 

352,8 

353,8 

364,8 

469,6 

127,6 

122,6 

215,6 

190,6 

302,2 

343,6 

324,4 

500,3 

63,7 

73,2 

153,6 

146,0 

222,7 

250,4 

188,0 

356,0 1 

64,4 

65,2 

92,7 

94,0 

149,3 

158,8 

134,7 

186,7 

169,4 

180,6 

253,9 

239,5 

364,4 

274,8 

231,9 

337,8 

1,2 

U 

1,7 

3,8 

8,0 

7,1 

6.1 

2,3 

852,7 

859,5 

1 151,0 

t 206,1 

l 625,3 

1 483.0 

1 432,1 

2 2713 

64,4 

44,1 

44,4 

38,8 

85,2 

112,4 

113,5 

172,6 




Struktur in 




4,7 

8,3 

7,5 

2,5 

2 fi 

2 ß 

1,6 

3,2 

52,8 

48,7 

43,5 

53,8 

47,3 

45,1 

49,8 

51 ß 

38,6 

31,3 

20,3 

23,7 

2 hl 

13,9 

13,5 

15 A 

8,4 

12,1 

17,7 

23,4 

21,7 

23,9 

25,5 

20,7 

15,0 

14,3 

18,7 

15,8 

18 ß 

23,2 

22,7 

22,0 

7,5 

8,5 

13,3 

12,1 

13,7 

16,9 

13,1 

15,7 

7.6 

7,6 

8,1 

7,8 

9,2 

10,7 

9,4 


19.9 

21,0 

22,1 

19,9 

22,4 

IBß 

16,2 

14 ß 

— 

0,1 

0,1 

0,2 

0,5 

0,5 

0,3 

0,2 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

7,6 

5,1 

3,9 

3.2 

5,2 

7,6 

7,9 

7.6 
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TabeUe A 4 


Exporte der Bundesrepublik nach Warengruppen ^ und Regionen^ 1956, 1968 und 1969 
in Mill. DM 





EWG 

Warengruppe ‘ 

Jahr 

Exporte 

insgesamt 

Insgesamt 

F 

IT 

NL 

B/L 


Exporte insgesamt 

1958 

36998,1 

9465,4 

2164,3 

1853,4 

2 994.8 

2 452,9 


1968 

99 551,4 

37 367,7 

12241,5 

7 568,0 

10 114.4 

7443,8 


1969 

113 556,7 

45 176,8 

15118,1 

9 260,3 

11521,5 

9 276,9 

Nahrungs- und 

1958 

881,7 

322,8 

64,2 

74,4 

94.8 

59,4 

GenuBmittel 

1968 

2984,6 

1 683,4 

386,1 

704,3 

389.6 

203,4 


1969 

3 656,6 

2 130,8 

529,1 

879,6 

476,4 

245,7 

Industrielle Produkte 

1958 

35998,3 

9132,3 

2 091,7 

1772,2 

2 884.7 

2383,7 


1968 

96 098,3 

35 471,0 

11 785,3 

6 834,3 

9 658.9 

7 192,5 


1969 

109 308,2 

42 750,0 

14 491,4 

8 338,7 

10 954.9 

8 965,1 

Rohstoffe 

1958 

1 710,0 

1054,4 

359,0 

155,0 

296.1 

244,3 


1968 

3 162,7 

2 104,4 

639,4 

335,8 

581.1 

498,1 


1969 

3 079,6 

2 080,6 

613,6 

457,1 

525.1 

484,8 

Brennstoffe 

1958 

1 072,8 

822,9 

326,5 

114,1 

198.6 

183,7 


1968 

1 409,6 

1 187,2 

461,6 

165,2 

289.3 

271,0 


1969 

1 217,1 

1 058,6 

430,0 

165,4 

205.6 

257,6 

Erxe 

1958 

34,3 

13,0 

0,5 

0.3 

9,3 

2,9 


1968 

145,2 

97,6 

14,4 

2,7 

29,6 

51,0 


1969 

115,3 

72,4 

6,6 

5,4 

33,4 

27,0 

Halbwaren 

1958 

3 890,3 

1 464,6 

511,0 

231,6 

256,9 

465,1 


1968 

8 562,5 

3785,7 

1 105,0 

877,4 

931.5 

871,9 


1969 

8 900,4 

4 334,9 

1 311,9 

956,1 

1 008,7 

1 058,2 

Textilhalbwaren 

1958 

305,8 

44,8 

4,4 

7,4 

25.7 

7,3 


1968 

1 346,9 

514,1 

125,3 

101,6 

173,8 

113,5 


1969 

1 748,2 

728,7 

200,7 

142,8 

240,7 

144,5 

Metalle 

1958 

787,8 

326,1 

86,6 

122,5 

54.3 

62,7 


1968 

2 488,6 

1 249,8 

373,5 

513,6 

181,4 

181,3 


1969 

2359,4 

1 438,1 

473,2 

582,2 

169.4 

213,3 


‘ Waxengnippen der Emähnmgs- und der gewerblichen WirtschafL 
* Verbraudisiänder. 
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EFTA 

USA 

Kanada 

Sonstige 

Bündnis- 

iänder 

übrige 

Länder 

Insgesamt 

Mitglieder des 
BündhfssYstems 

GB 1 Andere 

Sonstige 

10 194,6 

1460,1 

2 559,2 

6 175,3 

2 642,4 

437,5 

744,6 

13 513,6 

22 662,4 

4 027.9 

4 656,9 

13 977,6 

10 835,3 

1 106,4 

1 698,3 

25 881,3 

25 674,3 

4 591,1 

5 285.1 

15798,1 

10 633,0 

1 259,3 

1 796,5 

29 016,3 

292,6 

76.4 

55,3 

160,9 

82,7 

7,2 

4,3 

172,1 

604.5 

97,3 

108,3 

398,9 

184,8 

18,7 

9,4 

483,8 

632,4 

107,7 

112,9 

412,8 

147,7 

22,8 

34,8 

660,1 

9 859,8 

1 373,8 

2 498,7 

5 987,3 

2 545,7 

429,4 

739,2 

13093,9 

21 919,5 

3 889,7 

4 534,7 

13 495,1 

10 606,1 

1 085,1 

1 687,0 

25 329,6 

24 882.0 

4 433,9 

5 155,0 

15 293,1 

10 405,6 

1233,6 

1 758,9 

28 278,1 

330.0 

36,8 

48,0 

245,2 

73,7 

2,2 

9,0 

240,7 

574.5 

90,4 

75,8 

403,3 

134,0 

2.8 

33,9 

313,2 

559.8 

49,5 

82,5 

427,8 

86,7 

3.1 

36,3 

313,1 

157.7 

— 

10,6 

147,1 

0.0 

— 

U 

90,9 

205,4 

43,9 

4.3 

157,2 

0.0 

— 

0,3 

16,7 

133,0 

0,0 

1.5 

131,5 

— 

— 

0,0 

25,5 

12,2 

0,3 

0.5 

11.4 

1.7 

— ■ 

0.0 

7,4 

27,8 

8,6 

1.3 

17,9 

10,7 

— 

0,0 

9,1 

36,1 

10,5 

0.1 

25,5 

1.9 

— 

0,0 

4,9 

1 004,8 

117,2 

291,4 

596,2 

124,3 

9.3 

55,0 

1 232,3 

1 950.7 

385,5 

350,2 

1 215,0 

712.9 

32,7 

105,8 

1 974,7 

2 086.3 

423,6 

353,5 

l 309,2 

377,1 

37,7 

109,7 

1 954,7 

109.5 

4,1 

24,1 

81,3 

17,2 

1.7 

4,9 

127,7 

343.0 

46,7 

77,1 

219,2 

95,9 

5,0 

31,1 

357,8 

399,6 

54,6 

79,0 

266,1 

119,2 

14,6 

27,5 

458,5 

131,2 

26,7 

21,1 

83,4 

47,6 

1,3 

22,2 

259,4 

371,8 

139,9 

37,6 

194,3 

494.1 

15,0 

10,4 

347,5 

397,5 

103,1 

42,0 

252,4 

164,6 

10,2 

11.2 

337,8 
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EWG 

Warengruppe * 

Jahr 

Exporte 

Insgesamt 

Insgesamt 

F 

IT 

NL 

BiX 

Fertigwaren 

1958 

30398,0 

6 613,5 

1 221,8 

1385,6 

2 331,8 

1 674,3 


1968 

84 373,1 

29 580,8 

10040,9 

5 571.2 

8 146,3 

5822,5 


1969 

97 328,2 

36 334,4 

12 565,9 

6 925,4 

9 421,0 

7 422,0 

Textilien und 

1958 

1 481,3 

265,5 

19,2 

44,5 

123,3 

78,5 

Bekleidung 

1968 

4 567,9 

2 1 32,0 

522,3 

289,6 

974,9 

345,3 


1969 

5 437,1 

2 677,1 

730,8 

375,5 

1 133,4 

437,4 

Eisen- und 

1958 

5 754,9 

1 175,7 

166,6 

186,3 

599,3 

223,5 

MetaUwaren 

1968 

12 481,5 

4 888,2 

1 743,9 

663,8 

1 682,7 

797,8 


1969 

14 504,6 

6 145,1 

2 218,0 

831,4 

1 961,4 

1 084,2 

Maschinen 

1958 

7 559,5 

1 930,0 

545,7 

461,0 

478,7 

424,6 


1968 

20785,9 

6710,9 

2 741,3 

1559,4 

1 422,2 

988,0 


1969 

23 285,1 

7 692,1 

3 239,2 

1762,7 

1511,1 

1 179,0 

Fahrzeuge 

1958 

5 919,4 

915,8 

152,7 

63,5 

336,1 

363,5 


1968 

16 183,6 

4 609,9 

1457,5 

670,4 

856,9 

1 623,1 


1969 

18 802,9 

5 940,8 

1 858,0 

916,8 

976,0 

2190,0 

Eiektrotedmisdie 

1958 

3 182,8 

726,8 

76,1 

107,5 

273,0 

190,2 

Erzeugnisse 

1968 

8 746,3 

3283,8 

936,1 

718,1 

1 002,0 

627,6 


1969 

10 467,5 

4 200,4 

1 261,3 

905,8 

1206,7 

826,8 

Feinmedranische und 

1958 

1 015.2 

184,7 

25,4 

53,4 

62,7 

43.2 

optische Erzeugnisse 

1968 

2 364,9 

752,2 

273,4 

161,7 

201,6 

115,6 


1969 

2 705,4 

903,0 

349,4 

197,0 

226,7 

129,9 

Pharm azeutisdie 

1958 

3 363,2 

820,9 

163,0 

235,6 

253,6 

168.7 

und chemische 
Erzeugnisse 

1968 

12 384,8 

4 144,6 

1 315,4 

1 093,4 

1 011,0 

724,9 

1969 

14 309,2 

S 103,3 

1 614,4 

1372,0 

1 228,0 

889,0 


1 Worengmppen der Ernübrungs- und der gewerblidien Wimchaft, 
i Verbraudisländer. 
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EFTA 

USA 

Kanada 

Sonstige 

Bündnis- 

länder 

Übrige 

Länder 

Insgesamt 

Mitglieder des 
Bündnissystems 

GB 1 Andere 

Sonstige 

8525,0 

1 219,8 

2 159,3 

5 145,9 

2 347,7 

417,9 

675,2 

11818,7 

19394,2 

3 413,8 

4 108,6 

11871,8 

9 759,1 

1 049,6 

1 247,2 

23 342,2 

22 236,0 

3 960,8 

4 719,0 

13 556,2 

9 941,8 

1 192,8 

1 613,0 

26 010,2 

644,2 

72,9 

160,2 

411,1 

105,0 

27,4 

20,7 

418,5 

1 226,7 

124,0 

210,6 

892,1 

256,8 

50,5 

46,4 

855,5 

1289,9 

118,1 

233,2 

938,6 

330,3 

44,2 

61,4 

1034,2 

1 161,5 

94,7 

312,6 

754,2 

372,1 

61,7 

148,2 

2 835,7 

2 584,0 

320,0 

658,3 

1 605,7 

1 515,2 

142,8 

155,5 

3 195,8 

3 126,9 

315,9 

809,0 

2 002,0 

1 251,0 

152,2 

184,6 

3 644,8 

1832,6 

385,9 

343,1 

1 103,6 

334,0 

65,3 

186,5 

3211,1 

4 421,3 

1 212,3 

807,6 

2 401,4 

1 645,5 

253,4 

490,1 

7 264,7 

4 769,0 

1 180,4 

886,1 

2 702,5 

1 794,4 

320,8 

481,4 

8 227,4 

1989,7 

181,5 

784,0 

1 024,2 

838,5 

132,5 

113,7 

1929,7 

3 398,2 

536,5 

890,7 

1 971,0 

4 339,4 

251,3 

273,0 

3311,8 

4 152,7 

1 000,4 

I 014,4 

2 137,9 

4 351,2 

264,2 

294,9 

3 799,1 

965,3 

103,8 

193,5 

668,0 

123,4 

31,2 

88,1 

1248,0 

2 370,9 

283,3 

519,4 

1568,2 

433,1 

91,1 

215,8 

2 351,6 

2 812,2 

322,8 

609,3 

1 880,1 

472,7 

97,8 

218,5 

2 665,9 

285,7 

56,2 

59,1 

170,4 

173,7 

29,8 

8,3 

333,0 

531,7 

105,0 

113,0 

313,7 

366,2 

49,5 

28,1 

537,2 

637,0 

111,3 

129,3 

396,4 

434,1 

54,9 

26,7 

649,7 

943,0 

202,1 

196,4 

544,5 

146,7 

30,0 

76,8 

1345,8 

2 896,7 

580,5 

563,1 

1753.1 

594,3 

138,3 

236,4 

4 374,5 

3 357,7 

648,5 

654,5 

2 054,7 

657,7 

163,3 

246,7 

4 780,5 


Quellen: 

Statistisches Bundesamt: Der Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland, Teil 3: Bezugs- und Absatz- 
gebiete nach Warengnippen und -Untergruppen, 1958, Nr. 4 ; 

Außenhandel, Reihe 3: Spezialhandel nach Ländern und Warengruppen, 1968 
und 1969. 
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Tabelle A 5 


Exportstruktur der Bundesrepublik nach Warengruppen^ und Regionen^ 1958, 1968 und 1969 
in Vo, insgesamt »100 





EWG 



Exporte 






Warengruppe ^ 

Jahr 

insgesamt 

Insgesamt 

F 

rr 

NL 

B/L 



• t b 1 

a 1 b 1 

1 • 1 b 

1 • 1 b 1 

1 • 1 b 1 

1 a 1 b 


Exporte insgesamt 

1958 

100 

100,0 

25,6 

100,0 

5,8 

100,0 

5,0 

100,0 

8,1 

100,0 

6,6 

100,0 


1968 

100 

100,0 

374 

100,0 

12,3 

100,0 

7.6 

o 

o 

o 

10,2 

100,0 

7.5 

100,0 


1969 

100 

100,0 

39,8 

100,0 

13,3 

100,0 

8,2 

100,0 

10,1 

100,0 

8,2 

100,0 

Nahrungs- und 

1958 

100 

2,4 

36,6 

3,4 

10,7 

3,0 

8,4 

4,0 

10,8 

3.2 

6,7 

2,4 

Genußmittel 

1968 

100 

3,0 

56,4 

4,5 

12,9 

3,2 

23,6 

9,3 

13,1 

3,9 

6,8 

2.7 


1969 

100 

3,2 

58,3 

4,7 

144 

3,5 

24.1 

9,5 

13,0 

4.1 

6.7 

2.6 

Industrielle Produkte 

1958 

100 

97,3 

25,4 

96,5 

5,8 

96,6 

4.9 

95,6 

8,0 

96,3 

6.6 

97,2 


1968 

100 

96,5 

36,9 

94,9 

124 

96,3 

7.1 

90,3 

10,1 

95,5 

7.5 

96,6 


1969 

100 

96,3 

39,1 

94,6 

13,3 

95,9 

7.6 

90,0 

10,0 

95,1 

8,2 

96,6 

Rohstoffe 

1958 

100 

4,6 

61,7 

ll.I 

21,0 

16,6 

9.1 

8,4 

174 

9.9 

14,3 

10,0 


1968 

100 

3,2 

66,5 

5.6 

20,2 

5.2 

12,2 

5.1 

18,4 

5.7 

15,7 

6.7 


1969 

100 

2.7 

67,6 

4.6 

19,9 

4,1 

14,8 

4,9 

17,1 

4.6 

15,7 

5.2 

Brennstoffe 

1958 

100 

2.9 

76,7 

8.7 

30,4 

15,1 

10,6 

6,2 

18,5 

6,6 

17.1 

7.5 


1968 

100 

1.4 

84,2 

3,2 

32,7 

3.8 

11.7 

24 

20,5 

2,9 

19,2 

3,6 


1969 

100 

1,1 

87,0 

24 

35,3 

2,8 

13,6 

1.8 

16,9 

1.8 

214 

2,8 

Erze 

1958 

100 

0.1 

37,9 

0.1 

14 

0,0 

0,9 

0,0 

27,1 

0,3 

8.5 

0,1 


1968 

100 

0,1 

67,2 

0.3 

9,9 

0.1 

1,9 

0,0 

20,4 

0,3 

35,1 

0,7 


1969 

100 

0,1 

62,8 

0,2 

5.7 

0,0 

4,7 

0,1 

29,0 

0,3 

23,4 

0,3 

Hdlbwaren 

1958 

100 

10,5 

37,6 

154 

13,1 

23,6 

6.0 

12,5 

6.6 

8,6 

12,0 

19,0 


1968 

100 

8,6 

44,2 

10,1 

12,9 

9,0 

10,2 

11,6 

10,9 

9,2 

10,2 

11.7 


1969 

100 

7.8 

48,7 

9.6 

14.7 

8,7 

10,7 

10,3 

11,3 

8,8 

11,9 

11,4 

Textilhalbwaren 

1958 

100 

0,8 

14.7 

0.5 

1.4 

0.2 

2,4 

0,4 

8.4 

0,9 

2.4 

0,3 


1968 

100 

1.4 

38,2 

1,4 

94 

1.0 

7.5 

1.3 

12,9 

1.7 

8.4 

1.5 


1969 

100 

1.5 

41,7 

1.6 

11,5 

1.3 

8,2 

1.5 

13,8 

2.1 

8,3 

1.6 

Metalle 

1958 

100 

2,1 

41,4 

3.4 

11,0 

4.0 

15,5 

6,6 

6,9 

1,8 

8,0 

2.6 


1968 

100 

2,5 

50,2 

3,3 

15,0 

3.1 

20,6 

6,8 

7,3 

1.8 

7,3 

2.4 


1969 

100 

2.1 

61,0 

3,2 

20,1 

3.1 

24,7 

6,3 

7.2 

1.5 

9,0 

2.3 


* Warengruppen der Emährungs- und der gewerblichen Wirtschaft. 

* Verbrauchsländer. 
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EFTA 



Sonstige 

Bündnis- 

lander 


Ins gesamt 

Mitglieder des 

B Cmdklssystems 

Sonstige 

USA 

Kanada 

übrige 

L&nder 

GiB 1 Andere 





« 1 t 

1 a t H 1 a [ b 1 

1 4 1 b 

1 4 t b 1 

H f b 

1 « 1 b 

1 4 1 b 


27,6 

100,0 

3,9 

100,0 

6,9 

100,0 

16,7 100,0 

7.1 

100.0 

U 100.0 

2,0 

100,0 

36,5 100,0 

22,8 

100,0 

4.0 

100,0 

4,7 

100,0 

14*0 

100,0 

10.9 

100,0 

1,1 

100,0 

1.7 

100,0 

26,0 

100,0 

22,6 

100,0 

4,0 100,0 

4,7 

100,0 

13.9 100,0 

9.4 

100,0 

1,1 

100,0 

1,6 100,0 

25,6 

100,0 

33,2 

2,9 

8.7 

5,2 

6,3 

2,2 

18,2 

2,6 

9,4 

3.1 

0.8 

1.6 

0,5 

0,6 

19,5 

1,3 

20,3 

2,7 

3,3 

2.4 

3,6 

2,3 

13,4 

2,9 

6,2 

1.7 

0,6 

1,7 

0,3 

0,6 

16,2 

1.9 

17,3 

2,5 

2,9 

2,3 

3,1 

2,1 

11,3 

2,6 

4,0 

1.4 

0,6 

1.8 

1.0 

1.9 

18,1 

2,3 

27,4 

96,7 

3.8 

94,1 

6,9 

97.6 

16,6 

97.0 

7.1 

96,3 

1.2 

98,1 

2,6 

99,3 

36,4 

96,9 

22,8 

96,7 

4,0 

96,6 

4,7 

97,4 

14,0 

96,5 

11,0 

97.9 

1.1 

98,1 

1,8 

99.3 

26,4 

97,9 

22,8 

96,9 

4,1 

96,6 

4,7 

97,5 

14,0 

96,8 

9,5 

97,9 

1,1 

98,0 

1,6 

97.9 

25,9 

97,5 

19,3 

3,2 

2,2 

2,5 

2,8 

1 , 9 ; 

14,3 

4,0 

4.3 

2,8 

0,1 

0.5 

0,5 

1.2 

14,1 

1,8 

18.2 

2,5 

2,9 

2,2 

2,4 

1,6 

12,9 

2,9 

4,2 

1,2 

0,1 

0,3 

1,1 

2.0 

9,9 

1,2 

18,2 

2,2 

1,6 

1,1 

2.7 

1.6 

13,9 

2,7 

2.8 

0,8 

0,1 

0,2 

1,2 

2,0 

10,2 

1,1 

14.7 

1.5 

— 

— 

1,0 

0.4 

13,7 

2.4 

0,0 

0,0 

— 

— i 

0,1 

0,2 

8,5 

0.7 

14,6 

0,9 

3,1 

1.1 

0,3 

0.1 

11.2 

1.1 

0,0 

0.0 

— 

— 

0,0 

0,0 

1,2 

0,1 

10,9 

0,5 

0,0 

0,0 

0,1 

0,0 

10,8 

0,8 

— 

— 

— 

— 

0,0 

0,0 

2,1 

0,1 

35,6 

0,1 

0,9 

0,0 

1,5 

0,0 

33,2 

0,2 

5,0 

0,1 

— 

— 

0,0 

0,0 

21,6 

O.I 

19,1 

0.1 

5,9 

0,2 

0.9 

0.0 

12,3 

0.1 

7.4 

0.1 

— 


0,0 

0,0 

6.3 

0,0 

31,3 

0.1 

9,1 

0,2 

0,1 

0,0 

22,1 

0.2 

1,6 

0,0 

— 

— 

0,0 

0,0 

4,2 

0,0 

25,8 

9,9 

3,0 

8,0 

7.5 

11,4 

15,3 

10,0 

3,2 

4,7 

0,2 

2,1 

1,4 

7.4 

31,7 

9,1 

22.8 

8.6 

4,5 

9,6 

4,1 

7,5 

14,2 

8,7 

8.3 

6,6 

0,4 

3,0 

1.2 

6,2 

23,1 

7,6 

23,4 

8,1 

4,8 

9,2 

4.0 

6,7 

14.7 

8,3 

4,2 

3,5 

0.4 

3,0 

1,2 

6,1 

22,0 

6,7 

35,8 

l.l 

1.3 

0,3 

7,9 

0,9 

26,6 

1.3 

5,6 

0,7 

0,6 

0.4 

1,6 

0,7 

41,8 

0.9 

25,5 

1.5 

3,5 

1.2 

5.7 

1,7 

16,3 

1.6 

7,1 

0,9 

0.4 

0,5 

2.3 

1.8 

26,6 

1.4 

22,9 

1,6 

3.1 

1.2 

4,5 

1,5 

15,2 

1,7 

6,8 

1,1 

0,8 

1,2 

1.6 

1.5 

26,2 

1,6 

16,7 

1,3 

3,4 

1,8 

2,7 

0,8 

10,6 

1,4 

6,0 

1,8 

0,2 

0,3 

2,8 

3.0 

32,9 

1,9 

14,9 

1.6 

5,6 

3,5 

1,5 

0,8 

7,8 

1,4 

19,9 

4,6 

0,6 

1.4 

0,4 

0,6 

14,0 

1.3 

16,8 

1,5 

4,4 

2,2 

1.8 

0,8 

10.7 

1.6 

7.0 

1,5 

0,4 

0,8 

0,5 

0,6 

14,3 

1,2 
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Warengruppe ‘ 

Jahr 

Exporte 

insgesamt 

EWa 

Insgesamt 

F 

IT 

NL 

B/L 

Ä 1 

b 

« 1 

D 1 

« 1 

b 1 

1 Ä 1 

b 1 

1 « 1 

1 b J 

1 a 1 

b 

Fertigwaren 

1958 

100 

82,2 

21.8 

69,9 

4,0 

56,5 

4,6 

74,8 

7.7 

77,9 

5.5 

68,3 


1968 

100 

84,8 

35,1 

79,2 

11,9 

82,0 

6,6 

73,6 

9.7 

80,5 

6,9 

78,2 


1969 

100 

85,7 

37,3 

80,4 

12,9 

83,1 

7,1 

74,8 

9,7 

81,8 

7,6 

80,0 

Textilien und Beklei- 

1958 

100 

4,0 

17,9 

2.8 

1,3 

0,9 

3,0 

2.4 

8,3 

4.1 

5.3 

3.2 

düng 

1968 

100 

4.6 

46,7 

5,7 

11,4 

4,3 

6,3 

3,8 

21,3 

9,6 

7.6 

4,6 


1969 

100 

4,8 

49,2 

5,9 

13,4 

4,8 

6,9 

4,1 

20,8 

9,8 

8,0 

4.7 

Eisen- und Metall- 

1958 

100 

15,6 

20,4 

12,4 

2,9 

7,7 

3.2 

10,1 

10,4 

20,0 

3,9 

9.1 

waren 

1968 

100 

12,5 

39,2 

13,1 

14,0 

14.2 

5,3 

8,8 

13,5 

16,6 

6,4 

10,7 


1969 

100 

12,8 

42,4 

13,6 

15,3 

14.7 

6,1 

9,5 

13,5 

17,0 

7.5 

11.7 

Masciiinen 

1958 

100 

20,4 

25,5 

20,4 

7.2 

25,2 

6,4 

26,0 

6,3 

16,0 

5.6 

17,3 


1968 

100 

20,9 

32,3 

18,0 

13,2 

22,4 

7.5 

20,6 

6,8 

14,1 

4,8 

13,3 


1969 

100 

20,5 

33,0 

17,0 

13,9 

21,4 

7.6 

19,0 

6,5 

13,1 

5,1 

12,7 

Fahrzeuge 

1958 

100 

16,0 

15,5 

9,7 

2.6 

7,1 

1.1 

3,4 

5,7 

11,2 

6.1 

14,8 


1968 

100 

16,3 

28,5 

12,3 

9,0 

11,9 

4,1 

8,9 

5.3 

8,5 

10,0 

21,8 


1969 

100 

16,6 

31,6 

13,2 

9,9 

12,3 

4.9 

9,9 

5,2 

8.5 

11,6 

23,6 

Elektrotechnische 

1958 

100 

8,6 

22,8 

7,7 

2,4 

3,5 

5.9 

10,1 

8,6 

9,1 

6.0 

7.8 

Erzeugnisse 

1968 

100 

8,8 

37,5 

8,8 

10,7 

7,6 

8.2 

9,5 

11,5 

9,9 

7.2 

8.4 


1969 

100 

9,2 

40,1 

9,3 

12,0 

8,3 

8.7 

9,8 

11,5 

10,5 

7.9 

8,9 

Feinmechanisdie und 

1958 

100 

2,7 

18,2 

2,0 

2,5 

1,1 

5.3 

2.9 

6,2 

2,1 

4,3 

1.8 

optische Erzeugnisse 

1968 

100 

2,4 

31,8 

2,0 

11,6 

2,2 

6,8 

2.1 

8,5 

2,0 

4,9 

1,6 


1969 

100 

2,4 

33,4 

2,0 

12,9 

2,3 

7,3 

2.1 

8,4 

2,0 

4.8 

1.4 

Pharmazeutische tmd 

1958 

100 

9,1 

24,4 

8,7 

4,8 

7,5 

7,0 

12,7 

7.5 

8,5 

5,0 

6,9 

chemische Erzeug- 
nisse 

1968 

100 

12,4 

33,5 

11. 1 

10,6 

10,7 

8,8 

14,4 

8.2 

10,0 

5.9 

9.7 

1969 

100 

12,6 

35,7 

11,3 

11,3 

10,7 

9,6 

14,8 

8,6 

10,7 

6,2 

9.6 


* Warengruppen der Emährungs« und der gewerblichen Wirtschaft- 
’ Verbrauchsiänder. 
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Insgesamt 

EFTA 

Mitglieder des 
Bündnissystems 

GB 1 Andere 

Sonstige 

USA 

Kanada 

Sonstige 

Bündnis- 

länder 

übrige 

Länder 

Ä 1 

b 


b 

s 1 

b 

a 1 

b 1 

a 1 

b 1 

a 1 

b 1 

• 1 

b 1 

1 > 1 

b 

28,0 

83,6 

4,0 

83,5 

7.1 

84,4 

16,9 

83,3 

7.7 

88,8 

1.4 

953 

2,2 

90,7 

38,9 

87,5 

23,0 

85,6 

4,0 

84,8 

4.9 

88.2 

14.1 

84,9 

11,6 

90,1 

1.2 

94,9 

13 

73,4 

27,7 

90,2 

22,8 

86,6 

4,1 

86,3 

4,8 

89,3 

13,9 

85,8 

10,2 

93.5 

1.2 

94,7 

1.7 

89,8 

26,7 

89,6 

43,5 

6,3 

4.9 

5,0 

10,8 

6,3 

27,8 

6,6 

7.1 

4.0 

1.8 

6,3 

1.4 

2,8 

28.3 

3.1 

26,9 

5,4 

2,7 

3,1 

4,6 

4,5 

19,5 

6,4 

5.6 

2.4 

1.1 

4.6 

1.0 

2.7 

18,7 

3,3 

23,7 

5.0 

2.2 

2.6 

4,3 

4,4 

17,3 

5,9 

6.1 

3.1 

0,8 

3,5 

1.1 

3,4 

19,0 

3,6 

20,2 

11.4 

1.6 

6,5 

5.4 

12,2 

13,1 

12,2 

6.5 

14.1 

1.1 

14.1 

2.6 

19,9 

49,3 

21.0 

20,7 

11.4 

2,6 

7.9 

5,3 

14,1 

12,9 

11,5 

12.1 

14,0 

1,1 

12,9 

1.2 

9,2 

25,6 

12,3 

21,6 

12,2 

2.2 

6,9 

5.6 

15,3 

13,8 

12,7 

8,6 

11.8 

1,0 

12,1 

1.3 

10,3 

25,1 

12,6 

24,2 

18,0 

5.1 

26,4 

4.5 

13,4 

14,6 

17,9 

4.4 

12,6 

0.9 

143 

2,5 

25.0 

423 

23,8 

21,3 

19,5 

5,8 

30,1 

3,9 

17,3 

11,6 

17,2 

7.9 

15,2 

1.2 

22,9 

2,4 

28,9 

35,0 

28.1 

20,5 

18,6 

5.1 

25,7 

3,8 

16,8 

11,6 

17,1 

7,7 

16,9 

1.4 

25,5 

2.1 

26,8 

35,3 

28,4 

33,6 

19,5 

3.1 

12,4 

13,2 

30,6 

173 

16,6 

14,2 

31,7 

23 

30’;3 

1.9 

153 

32,6 

143 

21,0 

15,0 

3,3 

13,3 

53 

19,1 

12,2 

14.1 

26,8 

40,0 

1.6 

22.7 

1.7 

16,1 

20,5 

12,8 

22,1 

16,2 

5.3 

21,8 

5.4 

19,2 

11.4 

13,5 

23,1 

40,9 

1.4 

21,0 

1.6 

16,4 

20,2 

13,1 

30,3 

9,5 

3,3 

7.1 

6.1 

7,6 

21,0 

10,8 

3,9 

4.7 

1.0 

7,1 

2,8 

11,8 

39,2 

9,2 

27,1 

10,5 

3.2 

7.0 

5.9 

11,2 

17,9 

11.2 

5,0 

4.0 

1.0 

8,2 

2.5 

12,7 

26,9 

9.1 

26,9 

11,0 

3,1 

7,0 

5,8 

113 

18,0 

11,9 

43 

4,4 

0,9 

7.8 

2,1 

12,2 

25,5 

9,2 

28,1 

2,8 

5.5 

3,8 

5.8 

2,3 

16,8 

2,8 

17.1 

6,6 

2.9 

6,8 

0,8 

1.1 

32,8 

2,5 

22,5 

2.3 

4.4 

2,6 

4,8 

2.4 

13,3 

2.2 

15,5 

3,4 

2.1 

4,1 

1,2 

1.7 

22,7 

2,1 

23,5 

2,5 

4,1 

2.4 

4.8 

2,4 

14,7 

2,5 

16,0 

4,1 

2,0 

4,4 

1.0 

13 

24,0 

2.2 

28,0 

9,2 

6.0 

13,8 

5.8 

7.7 

16,2 

8,8 

4,4 

5,6 

0,9 

6,9 

2,2 

10,3 

40,0 

10,0 

23,4 

12,8 

4.7 

14,4 

4.5 

12,1 

14.2 

12,5 

4,8 

5,5 

1,1 

12,5 

1.9 

13,9 

35,3 

16,9 

23,5 

13,1 

4.5 

14,1 

4.6 

12,4 

14,4 

13,0 

4,6 

6,2 

1,1 

13,0 

1,7 

13,7 

33,4 

16,5 


Quellen; 

StaiiaUsdies Bundesamt: Der Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland, Teil 3: Bezugs- und Absatz- 
gebiete nach Warengnippen und -Untergruppen« 1958, Nr. 4) 

Außenhandel, Reihe 3: Spezialhandel nach Ländern und Warengruppen, 1968 
und 1969. 
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Importe der Bundesrepublik nach Warengruppen^ und Regionen^ 1958, ;96ß und 1969 
in MilL DM 





EWG 

Warengruppe ^ 

Jahr 

Importe 

insgesamt 

Insgesamt 

1 

F 

IT 

NL 

B/L 


Importe insgesamt 

1958 

31 133.1 

7 202,7 

1 595,1 

1 697,5 

2 500,2 

1 409,9 


1968 

81 179,2 

33 452,9 

9 778,0 

8066,2 

8 810,3 

6 798,5 


1969 

9? 972,4 

42 430,7 

12 697,3 

9 490,7 

1 1 255,9 

8986,9 

Nahnings- und 

1958 

9 408.5 

2 245,5 

291,0 

750,7 

1 099,8 

104,0 

Genuß mittel 

1968 

17 083,1 

7 044,6 

2 011,3 

1 461,3 

2 969,8 

602,2 


1969 

19 331,2 

8759,4 

2 843,1 

1 644,8 

3 561,4 

710,1 

Industrielle Produkte 

1958 

21 437,6 

4 870,1 

1285,2 

944,8 

1 360,1 

1 280,0 


1968 

63035,2 

26 012,5 

7 625.3 

6 541,6 

5 721,4 

6 124,2 


1969 

77 403,8 

33 156,5 

9 661,0 

7 779,3 

7516,5 

8199,6 

Rohstoffe 

1958 

? 685,3 

558,0 

199,3 

69,1 

123,5 

166,1 


1968 

13 644,7 

1 221,1 

430,6 

154,7 

362,7 

273,2 


1969 

14 487,4 

1 292,6 

481,2 

144,2 

330,1 

337,0 

Brennstoffe 

1958 

2 258,7 

49,6 

29,9 

0,0 

12,8 

6,9 


1968 

6119,5 

212,2 

39.4 

20,2 

130,4 

22.1 


1969 

6 063,5 

101,1 

26,6 

— 

46,3 

28,2 

Erze 

1958 

1 647,8 

96.6 

47,4 

15,9 

16,1 

17,2 


1968 

2 583,7 

175,9 

91.8 

15,2 

45,2 

23,6 


1969 

1 478,9 

215,9 

104,0 

13,5 

65,2 

33,2 

Halbwaren 

1958 

5252,2 

1 167,0 

219,7 

90,5 

512,1 

344,7 


1968 

13 629,9 

4 980,8 

1 164,7 

906.6 

1 522,6 

1 386,9 


1969 

16 720,0 

6133,0 

1 382,1 

866,3 

2 138,4 

1 746,2 

TexÜlhalbwaren 

1958 

562.6 

325,0 

119,2 

45,1 

68,0 

92,7 


1968 

I 391,7 

1 012,0 

288,6 

222,3 

229,1 

272,0 


1969 

1 578,3 

1 178,5 

310,5 

257,6 

296,2 

314,2 

Metalle 

1958 

1 918,2 

403,9 

49,2 

12,1 

187.3 

155,3 


1968 

5665,2 

1 614,4 

409,3 

103,1 

392,4 

709,6 


1969 

7 408,9 

1 872,8 

519,3 

79,8 

467,2 

806,5 


» Warengnippen der Emälinusgs- und der gewerblidien Wirlsdiaft 
* HerateUerländen 
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EFTA 

USA 

Kanada 

Sonstige 

Büadms- 

llnder 

Übrige 

Linder 

Insgesamt 

Mitglieder des 
ßüfidDissystems 

CB 1 Andere 

Sonstige 

6 517,4 

1 360,7 

1 662,7 

3 494,0 

4 1 92,5 

964.7 

453,0 

n 812,8 

12 694,5 

3 406,9 

2553,5 

6 7344 

8 849,5 

1 124.5 

872,9 

24 184,9 

15 266.5 

3 912,6 

3 124,9 

8 229,0 

10253,1 

1 239.7 

1 046,8 

27 735.6 

1 166,4 

62,0 

912.1 

194,3 

I 013,6 

319,6 

304,5 

4 356,9 

1 !25,1 

179,0 

730,6 

215,5 

1 956,0 

1574 

515,2 

6285,1 

1 181,9 

123,7 

820 p 7 

237,5 

1 923,0 

140.3 

594,0 

6 732,6 

5 215,2 

I 285,6 

713,8 

3 215,8 

3161,7 

6434 

144.9 

7402,6 

11 159,7 

3 157,9 

1 764,4 

6 237,4 

6830,4 

956.7 

350,0 

17 725,9 

13 687,6 

3 723,5 

2 250,4 

7 713,7 

8 245.3 

1 087,0 

441,4 

20785,5 

950.7 

147.1 

168,7 

634,9 

1 337,1 

162.6 

104,9 

4 572,0 

1 257,5 

187,6 

319,9 

750.0 

734,5 

356*5 

174,4 

9 900,7 

1 433.5 

233,2 

371,2 

829,1 

721,2 

381.3 

169,9 

10488,9 

21,5 

13,4 

6,7 

1.4 

843,3 

— 

— 

1344,1 

35,3 

31,7 

3,3 

0,3 

198,9 

0.0 

0.5 

5 672,6 

61,7 

55,8 

3,0 

2,9 

175,9 

0.0 

0,1 

5 724,7 

562,8 

12,8 

105,4 

444,6 

28,9 

117.4 

35,8 

806.3 

685,6 

19,1 

131,4 

535,1 

81,1 

263.5 

23,7 

1353,9 

762,2 

24,5 

150,2 

587,5 

101,9 

276,8 

31,2 

90,9 

1 502,6 

348.7 

224,5 

929,4 

617,1 

170.8 

17,2 

1 777,5 

2 709,4 

885,1 

610,6 

1 213,7 

l 419,0 

400.0 

57,2 

4 063,5 

3 353.9 

941,0 

781,4 

1 631,5 

1 609,4 

499,4 

98,1 

5 026,2 

182,7 

75,0 

3.8 

103,9 

26,3 

0,2 

0,0 

28,4 

163,3 

75,4 

5,0 

82,9 

77,0 

0.3 

23.7 

115,4 

169,9 

83,5 

5,9 

80,5 

68,4 

0,2 

40,0 

121.3 

454,7 

160,7 

151.7 

142,3 

219,2 

157,2 

15,0 

668,2 

1249,5 

401,4 

505,7 

342,4 

361,2 

243.3 

26,3 

2 170,5 

1 523,1 

467,1 

625,3 

430,7 

694,0 

299.8 

51,4 

2967,8 
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EVV'G 

Warengruppe * 

Jahr 

Importe 

Insgesamt 

Insgesamt 

F 

IT 

NL 

B;T 

Fertigwaren 

1958 

8 500,1 

3 145,2 

866,2 

785,2 

724,5 

769,3 


1968 

35 760,6 

19 810,6 

6 030,1 

5 480,4 

3 836,1 

4 464,0 


1969 

46 196,4 

25 730,9 

7 797,7 

6 768,8 

5 048,0 

6116,4 

Textilien und 

1958 

1 513,8 

770,3 

126,2 

331,8 

170,6 

141,7 

Bekleidung 

1968 

6 283,6 

4 135,4 

951,8 

1 774,6 

730,1 

678,9 


1969 

8 132,9 

5 257,2 

1 127,5 

2 380,5 

895,2 

853,9 

Eisen- und 

1958 

1630,7 

803,9 

296,5 

29,1 

116,1 

362,2 

Metallwaren 

1968 

5 403,5 

3 912,5 

1 052,5 

620,5 

559,5 

1 679,9 


1969 

7011,3 

4 973,0 

1 290,4 

734,7 

759,8 

2 188,2 

Masdiinen 

1958 

1 211,4 

278,4 

68,8 

81,2 

79,1 

49,3 


1968 

5 013,6 

2 071,8 

834,8 

684,2 

336,6 

216,2 


1969 

6557,3 

2 700,2 

1 096,3 

808,7 

477,6 

317,6 

Fahrzeuge 

1958 

779,1 

348,3 

113,8 

192,4 

20,0 

22,1 


1968 

3 817,1 

2 677,0 

1 090,4 

683,6 

156,8 

746,2 


1969 

4 917,7 

3 623,0 

1 414,7 

783,6 

273,3 

1 151,5 

Elektro technische 

1958 

475,1 

209.9 

53,1 

15,2 

120,0 

21,6 

Erzeugnisse 

1968 

3 114,3 

1 540,9 

380,1 

536,2 

465,2 

139,5 


1969 

4 261,0 

2 077,2 

538,3 

690,6 

616,4 

231,9 

Feinmechanische und 

1958 

155,7 

22,6 

13,0 

3,6 

4,7 

1,3 

optische Erzeugnisse 

1968 

796,2 

244,8 

97,0 

69,0 

66,6 

12,3 


1969 

1 001,9 

298,5 

120,0 

69,4 

89,3 

19,7 

Pharmazeutische 

1958 

983,0 

279.8 

74,4 

57,3 

94,0 

54,1 

und chemische 
Erzeugnisse 

1968 

4 727,3 

2 601.1 

837,3 

436,7 

854,4 

472,7 

1 1969 

6083,5 

3 453,7 

1 124,1 

538,2 

1 129,1 

662,2 


204 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Dnidcsache VI/1690 


Insgesamt 

EFTA 

Mitglieder des 
Bündnissystems 

GB 1 Andere 

SonsUge 

USA 

Kanada 

Sonstige 

Bündnis- 

länder 

übrige 

Länder 

2 761,9 

789,8 

320.6 

1 651,5 

1 207,5 

309,8 

22,8 

1 052,7 

7 192,7 

2 085,1 

833,9 

4 273,7 

4 677,0 

200,2 

118,3 

3 761,8 

8 900.1 

2 549.2 

1 097.8 

5 253,1 

5 915,2 

206,3 

173,4 

5270,5 

435,1 

154,4 

22,2 

258,5 

29,6 

0,2 

4.0 

274,6 

676,2 

187,5 

43,0 

445,7 

114,6 

6,8 

74,7 

1 275,9 

753,6 

221,0 

53,6 

479.0 

139,2 

13,5 

110,9 

1 858,5 

392.3 

38,1 

96,0 

238,2 

136,0 

1.5 

0,1 

296,9 

997,1 

175,0 

119,2 

702,9 

173,2 

10,8 

3,2 

306,7 

1 297,5 

234,8 

130,2 

932,5 

236,6 

10,1 

7.3 

486,8 

601,9 

177,1 

80,1 

344,7 

286,7 

6.6 

0.2 

37.6 

1 625,7 

531,3 

156,0 

938,4 

1 060,7 

13,4 

2.2 

239,8 

2 079,7 

701,0 

206,9 

1 171,8 

1 380,1 

19,4 

1.6 

376,3 

180,5 

96,7 

19,1 

64,7 

206,2 

8,3 

0,2 

35,6 

423,5 

285,9 

37,4 

100,2 

572,3 

9,3 

0.2 

134,8 

557,1 

297,2 

108,5 

151,4 

529,5 

5,6 

0,3 

202,2 

153,0 

54,1 

15,1 

83,8 

93,5 

0,2 

0,1 

13,4 

679,5 

235,8 

70,6 

373,1 

599,1 

30,8 

64 

257,9 

906,3 

296,2 

121,2 

488,9 

837,5 

23,4 

11.0 

405,6 

97,2 

10,9 

5,2 

81,1 

24,2 

0,2 

0,0 

11,5 

296,6 

89,0 

21,8 

185,8 

136,6 

3,3 

0,6 

114,3 

384,4 

114,0 

29,8 

240,6 

167,5 

6,5 

0,2 

144,8 

258,2 

87,1 

14,3 

156,8 

351,8 

36,0 

0,5 

56,7 

897,6 

287,4 

91,4 

518,8 

845,9 

33,1 

2.6 

347,0 

1 062,9 

331,2 

104,0 

627,7 

1 033,6 

36,5 

7.5 

489,3 


Quellen: 

Statistisches Bundesamt: Der Aufienhandel der Bundesrepublik Deutschland, Teil 3: Bezugs- und Absatz- 
gebiete nach Warengruppen und -Untergruppen. 1958, Nr. 4; 

Außenhandel, Reihe 3; Spezialhandel nach Ländern und Warengruppen, 1968 
und 1969. 
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Importstruktur der Bundesrepublik nach Warengruppen ^ und Regionen • 1958, 1968 und 1969 
ln Vo, insgesamt 100 


Warengruppe ^ 

Jahr 

Importe 

Insgesamt 

EWG 

Insgesamt 

F 

IT 

NL 

B/L 


h 

4 1 

1 b 1 

1 « 

1 b 1 

1 « 1 

1 b 1 

1 • 

1 b 1 

1 « 

1 b 

Importe insgesamt 

1958 

100 

100,0 

23,1 

100,0 

5,1 

100,0 

5,5 

100,0 

8,0 

100,0 

4.5 

o 

o 

o 


1968 

100 

100,0 

41.2 

100,0 

12,0 

100,0 

9.9 

100,0 

10,9 

100,0 

8.4 

100,0 


1969 

100 

100,0 

43,3 

100,0 

13,0 

100,0 

9.7 

100,0 

11,5 

100,0 

9.2 

100,0 

Nahrungs- und 

1958 

100 

30,2 

23,9 

31,2 

3,1 

18,2 

8,0 

44,2 

11.7 

44,0 

1.1 

7.4 

Genußmittel 

1968 

100 

21,0 

41,2 

21,1 

11,8 

20,6 

8.6 

18,1 

17.4 

33,7 

3,5 

8.9 


1969 

100 

19,7 

45,3 

20,6 

14,7 

22,4 

8.5 

17,3 

18,4 

31,6 

3.7 

7,9 

Industrielle Produkte 

1958 

100 

68,9 

22,7 

67,6 

6,0 

80,6 

4.4 

55,7 

6,3 

54,4 

6,0 

90,8 


1968 

100 

77,6 

41,3 

77,8 

12,1 

78,0 

10,4 

81,1 

9.1 

64,9 

9,7 

90,1 


1969 

100 

79,0 

42,8 

78,1 

12,5 

76,1 

10,1 

82,0 

9,7 

66,8 

10,6 

91,2 

Rohstoffe 

1958 

100 

24,7 

7,3 

7,7 

2.6 

12,5 

0.9 

4.1 

1,6 

4,9 

2,2 

11,8 


1968 

100 

16,8 

8,9 

3,7 

3.2 

4,4 

1.1 

1.9 

2,7 

4,1 

2.0 

4,0 


1969 

100 

14,8 

8,9 

3.0 

3,3 

3.8 

1,0 

1,5 

2.3 

2,9 

2,3 

3,7 

Brennstoffe 

1958 

100 

7,3 

2,2 

0,7 

1,3 

1.9 

0.0 

0,0 

0,6 

0.5 

0,3 

0.5 


1968 

100 

7,5 

3,5 

0,6 

0.6 

0.4 

0.3 

0.3 

2.1 

1.5 

0,4 

0.3 


1969 

100 

6,2 

1.7 

0.2 

0.4 

0.2 

— 

— 

0,8 

0.4 

0,5 

0.3 

Erze 

1958 

100 

5,3 

5.9 

1,3 

2.9 

3,0 

1.0 

0.9 

1.0 

0,6 

1.0 

1,2 


1968 

100 

3,2 

6,8 

0.5 

3,6 

0,9 

0.6 

0,2 

1.7 

0.5 

0,9 

0.3 


1969 

100 

1.5 

14,6 

0,5 

7,0 

0,8 

0,9 

0.1 

4.4 

0,6 

2.2 

0.4 

Halbwaren 

1958 

100 

16,9 

22,2 

16,2 

4,2 

13,8 

1.7 

5,3 

9,8 

20,5 

6,6 

24,4 


1968 

100 

16,8 

36,5 

14,9 

8,5 

11,9 

6,7 

11,2 

11.2 

17,3 

10,2 

20,4 


1969 

100 

17,1 

36,7 

14,5 

8,3 

10,9 

5,2 

9.1 

12,8 

19,0 

10,4 

19,4 

Textilhalbwaren 

1958 

100 

1.8 

57,8 

4.5 

21,2 

7,5 

8.0 

2.7 

12,1 

2.7 

16,5 

6,6 


1968 

100 

1.7 

72,7 

3,0 

20,7 

3,0 

16,0 

2.8 

16,5 

9,2 

19,5 

4,0 


1969 

100 

1.6 

74,7 

2.8 

19,7 

2.4 

16,3 

2.7 

18,8 

2.5 

19,9 

3,5 

Metalle 

1958 

100 

6,2 

21,1 

5.6 

2,6 

3.1 

0.6 

0,7 

9,8 

7.5 

8,1 

11,0 


1968 

100 

7.0 

28,5 

4.8 

7,2 

4.2 

1.8 

1.3 

6,9 

15,7 

12,5 

10,4 


1969 

100 

7,6 

25,3 

4,4 

7.0 

4.1 

1,1 

0,8 

6,3 

4.2 

10,9 

9,0 


‘ Warengruppen der Emähnmgs- und der gewerblidien Wlrtsdxafl. 
* Herstellerländer. 
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EFTA 

USA 

Kanada 

Sonstige 

Bündnis - 

Idoder 

übrige 

Länder 

Insgesamt 

Mitglieder des 
Bündnissystems 

GB 1 Andere 

Sonstige 

« 1 

b 

a 

b 1 

a 

b 

Ä 

1 b 

1 « 

1 b 

1 « 

1 b 

t A 

1 b 1 

1 a 

1 b 

20.9 

100,0 

4.4 

100,0 

5,3 

100.0 

11.2 

100.0 

13,5 

100,0 

3.1 

100,0 

1.4 

100,0 

37,9 

100,0 

15,6 

100,0 

4.2 

100,0 

3,1 

100,0 

8,3 

100,0 

10,9 

100,0 

1,4 

100,0 

1.1 

100,0 

29,8 

100,0 

15,6 

100,0 

4,0 

100,0 

3,2 

100,0 

8,4 

100,0 

10,5 

100,0 

1.3 

100,0 

1.1 

100,0 

28,3 

100,0 

12,4 

17,9 

0.7 

4.6 

9.7 

54.9 

2,1 

5,6 

10,8 

24,2 

3,4 

33,1 

3,2 

67,2 

46,3 

36,9 

6,6 

8,9 

1.0 

5,3 

4.3 

28,6 

1.3 

3,2 

11.4 

22,1 

0,9 

14,0 

3,0 

59,0 

36,8 

26,0 

6,1 

7.7 

0,6 

3.2 

4.2 

26,3 

1.2 

2,9 

9,9 

18,8 

0.7 

11,3 

3,1 

56,7 

34,8 

24,3 

24,3 

80,0 

6,0 

94,5 

3.3 

42.9 

15,0 

92,0 

14.7 

75,4 

3,0 

66,7 

0,7 

32,0 

34,5 

62,7 

17.7 

87,9 

5,0 

92,7 

2,8 

69.1 

9.9 

92.6 

10,8 

77,2 

1.5 

85,1 

0,6 

40,1 

28,1 

73,3 

17,7 

89,7 

4.8 

95,2 

2.9 

72,0 

10,0 

93,7 

10,7 

80,4 

1.4 

87,7 

0,6 

42,2 

26,9 

74,9 

12,4 

14,6 

1.9 

10,8 

2,2 

10,1 

8,3 

18,2 

17,4 

31,9 

2,1 

16,9 

1.4 

23,2 

59,5 

38,7 

9,2 

9,9 

1.4 

5,5 

2,3 

12,5 

5.5 

11.1 

5.4 

8,3 

2.6 

31,7 

1.3 

20,0 

72,6 

40,9 

9,9 

9,4 

1.6 

6,0 

2.6 

11,9 

5.7 

10,1 

5.0 

7.0 

2,6 

30,8 

1.2 

16,2 

72,4 

37,8 

1.0 

0.3 

0,6 

1.0 

0.3 

0.4 

0.1 

0,0 

37,3 

20,1 

— 

— 

— 

— 

59,5 

11.4 

0,6 

0,3 

0.5 

0.9 

0,1 

0.1 

0,0 

0,0 

3.3 

2.2 

0,0 

0,0 

0,0 

0.1 

92,7 

23,5 

1.0 

0.4 

0.9 

1.4 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

2.9 

1.7 

0,0 

0.0 

0.0 

0.0 

94,4 

20,6 

34,2 

8,6 

0,8 

0,9 

6.4 

6,3 

27,0 

12,7 

1.8 

0,7 

7.1 

12,2 

2.2 

7,9 

48,9 

6,8 

26,5 

5,4 

0.7 

0,6 

5.1 

5.1 

20,7 

7,9 

3.1 

0,9 

10,2 

23,4 

0,9 

2.7 

52,4 

5,6 

51,5 

5,0 

1.7 

0.6 

10,2 

4.8 

39,7 

7.1 

6,9 

1.0 

18,7 

22,3 

2.1 

3,0 

6,1 

0.3 

28,6 

23,1 

6,6 

25,6 

4.3 

13,5 

17,7 

26,6 

11.7 

14,7 

3,3 

17,7 

0,3 

3,8 

33,8 

15,0 

19,9 

21,3 

6,5 

26,0 

4,5 

23,9 

8,9 

18,0 

10,4 

16,0 

2,9 

35,6 

0.4 

6,6 

29,8 

16,8 

20,1 

22,0 

5,6 

24.1 

4.7 

25,0 

9,8 

19,8 

9,6 

15,7 

3.0 

40,3 

0,6 

9.4 

30,1 

18,1 

32,5 

2,8 

13,3 

5,5 

0,7 

0,2 

18,5 

3.0 

4,7 

0,6 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

5,0 

0,2 

11.7 

1.3 

5,4 

2,2 

0,4 

0,2 

6,0 

1.2 

5,5 

0,9 

0,0 

0,0 

1.7 

2,7 

8,3 

0,5 

10.8 

1,1 

5.3 

2.1 

0.4 

0,2 

5,1 

1.0 

4.3 

0.7 

0.0 

0.0 

2,5 

3,8 

7.7 

0.4 

23,7 

7.0 

8.4 

11.8 

7.9 

9.1 

7,4 

4,1 

11.4 

5,2 

8.2 

16,3 

0,8 

3,3 

34,8 

5.7 

22,1 

9,8 

7.1 

11,8 

8,9 

19,8 

6,0 

5,1 

6.4 

4.1 

4,3 

21,6 

0,5 

3.0 

38,3 

9.0 

20,6 

10,0 

6.3 

11,9 

8,4 

20,0 

5.8 

5.2 

9.4 

6,8 

4.0 

24,2 

0.7 

4,9 

40,1 

10,7 
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noch Tabelle A 7 

Warengruppe ^ 

Jahr 

Importe 

insgesamt 

EWG 

Insgesamt 

F 

IT 

NL 

B/L 

Fertigweuren 

1958 

100 

27,3 

37.0 

43.7 

10,2 

54,3 

9,2 

46,3 

8.5 

29,0 

9.1 

54,6 


1968 

100 

44.1 

55,4 

59,2 

16,9 

61,7 

15,3 

67,9 

10,7 

43,5 

12,5 

65,7 


1969 

100 

47.2 

55,7 

60,6 

16,9 

61,4 

14,7 

71,3 

10,9 

44,8 

13,2 

68,1 

Textilien und 

1958 

100 

4.9 

50.9 

10,7 

8,3 

7.9 

21,9 

19,5 

11,3 

6,8 

9,4 

10,1 

Bekleidung 

1968 

100 

7.7 

65,8 

12,4 

15,1 

9,7 

28,2 

22,0 

11,6 

8,3 

10,8 

10,0 


1969 

100 

8.3 

64,6 

12,4 

13,9 

8,9 

29,3 

25,1 

11,0 

8,0 

10,5 

9.5 

Eisen* und 

1958 

100 

5.2 

49,3 

11,2 

18,2 

18,6 

1.8 

1.7 

7.1 

4,6 

22,2 

25,7 

Metallwaren 

1968 

100 

6.7 

72,4 

11.7 

19,5 

10,8 

11,5 

7.7 

10,4 

6.4 

31,1 

24,7 


1969 

100 

7.2 

70.9 

11,7 

18,4 

10,2 

10,5 

7,7 

10,8 

6,8 

31,2 

24,3 

Masdiinen 

1958 

100 

3.9 

23,0 

3,9 

5,7 

4.3 

6,7 

4,8 

6.5 

3,2 

4.1 

3.5 


1968 

100 

6.2 

41,3 

6,2 

16,7 

8,5 

13,6 

8.5 

6.7 

3,8 

4.3 

3.2 


1969 

100 

6.7 

41,2 

6,4 

16,7 

8,6 

12,3 

8,5 

7,3 

4.2 

4.8 

3,5 

Fahrzeuge 

1958 

100 

2.5 

44,7 

4,8 

14,6 

7.1 

24,7 

11,3 

2.6 

0,8 

2,8 

1.6 


1968 

100 

4.7 

70,1 

8,0 

28,6 

11.2 

17,9 

8,5 

4,1 

1.8 

19,5 

11,0 


1969 

100 

5.0 

73,7 

8,5 

28,8 

11.1 

15,9 

8.3 

5,6 

2.4 

23,4 

12,8 

Elektrotedinische 

1958 

100 

1,5 

44,2 

2.9 

11,2 

3,3 

3,2 

0,9 

25,3 

4.8 

4.5 

1.5 

Erzeugpiisse 

1968 

100 

3,8 

49,5 

4,6 

12,2 

3,9 

17,9 

6,9 

14,9 

5.3 

4,5 

2,1 


1969 

100 

4.3 

48,7 

4,9 

12,6 

4.2 

16,2 

7,3 

14,5 

5,5 

5.4 

2,6 

Feinmedianisdie und 

1958 

100 

0.5 

14,5 

0,3 

8.3 

0,8 

2,3 

0,2 

3.0 

0.2 

0.8 

0.1 

optische Erzeugnisse 

1968 

100 

1.0 

30,7 

0,7 

12,2 

1.0 

8.7 

0,9 

8.4 

0,8 

1.5 

0.2 


1969 

100 

1.0 

29,8 

0,7 

12,0 

0.9 

6,9 

0.7 

8,9 

0,8 

2.0 

0.2 

Pharmazeutische 

1958 

100 

3,2 

28,5 

3,9 

7,6 

4.7 

5,8 

3,4 

9,6 

3,8 

5,5 

3,8 

und chemische 

1968 

100 

5,8 

55,0 

7,8 

17,7 

8,6 

9,2 

5,4 

18,1 

9.7 

10,0 

7,0 

Erzeugnisse 















1969 

100 

6,2 

56,8 

8,1 

18,5 

8,9 

8,8 

5,7 

18,6 

10,0 

10,9 

7.4 
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Insgesamt 

EFTA 

Mitglieder des 
BCindnissy Sterns 

Sonstige 

USA 

Kanada 

Sonstige 

Bündnis - 

linder 

übrige 

Linder 

GB 1 

Andere 

32,5 

42,4 

9.3 

58,0 

3,8 

19,3 

19,4 

47,3 

14,2 

28,8 

3,6 

32,1 

0,3 

5,0 

12,4 

8,9 

20,1 

56.7 

5,8 

6 t |2 

2.3 

32,7 

12,0 

63,5 

13,1 

52,9 

0,6 

17,8 

0,3 

13,6 

10,5 

15,6 

19,3 

58,3 

5,5 

65,2 

2,4 

35,1 

11.4 

63,8 

12,8 

57,7 

0,4 

16,6 

0.4 

16,6 

11,4 

19,0 

28,7 

6.7 

10,2 

11.3 

1,5 

1.3 

17,1 

7,4 

2,0 

0.7 

0,0 

0,0 

0,3 

0,9 

18,1 

2,3 

10,8 

3,0 

3,0 

5.5 

0.7 

1.7 

7.1 

6,6 

1.8 

1.3 

0,1 

0,6 

1.2 

8,6 

20,3 

5,3 

9.3 

4,9 

2.7 

5.6 

0.7 

1.7 

5,9 

5.9 

1.7 

1.4 

0,2 

1.9 

1,4 

10,6 

22,9 

6.7 

24.1 

6,0 

3,6 

4,3 

5.9 

5.8 

14,6 

6,8 

8,3 

3,2 

0,1 

0,2 

0,0 

0,0 

18.2 

2,5 

18,5 

7.9 

3,2 

5,1 

2,2 

4,7 

13,0 

10.4 

3,2 

2,0 

0.2 

I.O 

0,1 

0,4 

5.7 

1,3 

18,5 

8,5 

3,3 

6,0 

1,9 

4.2 

13,3 

11,3 

3.4 

2,3 

0.1 

0.8 

0,1 

0,7 

6,9 

1.8 

49,7 

9,2 

14,6 

13,0 

6,6 

4.8 

28,5 

0,9 

23,7 

6,8 

0.5 

0.7 

0,0 

0,0 

3,1 

0,3 

32,4 

12,8 

10,6 

15,6 

3,1 

6,1 

18,7 

13,9 

21.2 

12,0 

0,3 

1.2 

0.0 

0.3 

4,8 

1,0 

31,7 

13,6 

10,7 

17,9 

3,2 

6,6 

17,9 

14,2 

21,0 

13,5 

0,3 

t .6 

0,0 

0,2 

5,7 

1,4 

23,2 

2,8 

12,4 

7.1 

2.5 

14 

8.3 

1.9 

26,5 

4.9 

1.1 

0,9 

0.0 

0,0 

4.6 

0,3 

11,1 

3,3 

7,5 

8,4 

1.0 

L 5 

2,6 

1.5 

15,0 

6,5 

0,2 

0,8 

0,0 

0,0 

3,5 

0.6 

11,3 

3.6 

6,0 

7,61 

2.2 

3,5 

3,1 

1.8 

10,8 

5.2 

0.1 

0,5 

0,0 

0,0 

4.1 

0.7 

32,2 

2.3 

11,4 

4.0 

3,2 

0,9 

17,6 

2.4 

19,7 

2.2 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

3,9 

0,2 

21,8 

5.4 

7,6 

6,9 

2,3 

2 r 8 

12,0 

5,5 

19,2 

6,8 

1.0 

2.7 

0,2 

0,7 

8,3 

l.l 

21,3 

5,9 

7.0 

7,6 

2,8 

3,9 

11,5 

5,9 

19,7 

8,2 

0,5 

1.9 

0.3 

1,1 

9,5 

1,5 

62,4 

1.5 

7,0 

0.8 

3,3 

0.3 

52,1 

2,3 

15,5 

0,6 

0.1 

0,0 

0,0 

0,0 

7,4 

Ö.l 

37,3 

2,3 

IJ ,2 

2,6 

2,7 

0.9 

23,3 

2.8 

17,2 

1.5 

0,4 

0.3 

0,0 

0,1 

14,4 

0,5 

38.4 

2,5 

11,4 

2,9 

3,0 

liO 

24,0 

2,9 

16,7 

1.6 

0,6 

0,5 

0,0 

0,0 

14,5 

0,5 

26,3 

4.0 

8,9 

6,4 

1,5 

0.9 

16,0 

4.5 

35,8 

8.4 

3,7 

3.7 

0.1 

0.1 

5,8 

0,5 

19,0 

7.1 

6,1 

8,4 

1.9 

3.6 

11,0 

7.7 

17,9 

9,6 

0.7 

2,9 

0,1 

0.3 

7.3 

1,4 

17,5 

7.0 

5,4 

8,5 

1.7 

3,3 

10,3 

7.6 

17,0 

10,1 

0,6 

2,9 

0,1 

0,7 

8.0 

1.8 


Quellen: 

Statlstisdies Bundesamt: Der Außenhandel der Bundes repuhlBc DeutsdUandi Teil 3: Bezugs- und Absatz- 
gebiete nach Warengruppen und -Untergruppen, 1958, Nr. 4; 

Außenhandel, Reihe 3: Spezialhandel nach Ländern und Warengruppen, 1968 
und 1969. 
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Tabelle A 8 


Außenhandel der DDR nach Regionen und Ländern 1960 bis 1969 
ln Mill. Valuta-Mark 



I960 

1961 

1962 

1963 



Umsatz 


Gesamt 

18 487.4 

19 034,6 

20 098,6 

21 182,9 

RGW» 

12 457,9 

13 449,6 

15 001,9 

15713,7 

davon 





UdSSR 

7 907,4 

8 327,1 

9 823,5 

10 287,2 

CSSR 

1 592,0 

1 878,1 

1 855,9 

1 871,4 

Polen 

1 229,6 

1 304,3 

1433,8 

1506,0 

Ungarn 

788,3 

853,5 

886,5 

912,1 

Bulgarien 

519,5 

628,3 

587,4 

716,3 

Rumänien 

421,1 

458,3 

414,8 

420,7 

Kapitalistische Industrieländer * 

3897,3 

3 842,4 

3 497,1 

3 823,3 



Ausfuhr 


Gesamt 

9 270,8 

9 581,9 

9987,4 

11 394,6 

RGW‘ 

6351,6 

6 683,3 

7 453,7 

8 564,1 

davon 





UdSSR 

3 883,6 

3830,2 

4589,7 

5361,4 

CSSR 

806,8 

962,2 

912,4 

964,3 

Polen 

772,6 

874,8 

979,1 

1 050,1 

Ungarn 

395,8 

417,5 

472,6 

511,8 

Bulgarien 

289,9 

351,6 

267,9 

410,9 

Rumänien 

202,9 

247,0 

232,0 

265,6 

Kapitalistische Industrieländer * 

1 869,3 

1 881,3 

1 754,2 

2 024,5 



Einfuhr 


Gesamt 

9216,6 

9452,7 

10111,2 

9 788,3 

RGW^ 

6106,3 

6 766,3 

7 548,2 

7 149,6 

davon 





UdSSR 

4 023,8 

4 496,9 

5 233,8 

4 925,8 

CSSR 

785,2 

915,9 

943,5 

907,1 

Polen 

457,0 

429,5 

454,7 

455,9 

Ungarn 

392,5 

436,0 

413,9 

400,3 

Bulgarien 

229,6 

276,7 

319,5 

305,4 

Rumänien 

218,2 

211,3 

182,8 

155,1 

Kapitalistische Industrieländer ‘ 

2022,0 

I 961,1 

1742,9 

1799,3 


^ Ohne Albanien und Mongolei. 

* Alle kapitalistischen Industrieländer Europas sowie Australien, Japan« Kanada, Neuseeland und USA. 
1 Valuta-Mark - 0,24 US-$. 

Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1970. 
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1964 

1965 

1966 

1967 

1966 

1969 



Umsatz 



23 373,6 

24 693,3 

26 963,8 

28286,1 

30 123,0 

34 682.1 

16 825,9 

17 057,8 

18 298,2 

19512,6 

21 472,3 

23 720,2 

10 897,8 

10 565,7 

11 175,9 

11866,8 

12851,6 

14 287,7 

2 105,2 

2 329,2 

2534,8 

2 663,9 

3070,3 

3 285,0 

1596,4 

l 720,4 

1 824,0 

1887,2 

2166,5 

2 419,5 

993,4 

1 05Z8 

1229,4 

1 414,2 

1533,0 

1 654,2 

703,7 

802,1 

896,8 

1 005,5 

1 150,4 

1250,5 

529,4 

587,6 

637,3 

675,0 

700,5 

823,3 

4 628,8 

5346,3 

6 005,5 

6037,6 

6 001,4 

8 002,4 



Ausfuhr 



12 312,4 

12 892,9 

13 460,8 

14 515,2 

15 893,8 

17 443.0 

9 007,3 

9 084,4 

9229,2 

10109,1 

11321,6 

11800,2 

5811,2 

5504,6 

5 361,1 

5912,5 

6 582,7 

6 961,7 

1 056,1 

1225,8 

1 301,1 

1328,1 

1689,4 

1 740,7 

988,2 

1 131,6 

1 174,6 

1 195,2 

1224,1 

1 324,0 

521,9 

531,8 

592,1 

7704 

812,7 

779,2 

365,5 

408,5 

442,1 

525,2 

636,6 

640,6 

264,4 

282,1 

358,2 

377,6 

376,1 

354,0 

2306,9 

2665,0 

2727,9 

2 8814 

3 045,2 

3908,2 



Einfuhr 



11061,2 

11800,4 

13 503,0 

13 770,9 

14 229,2 

17 239,1 

7 818,6 

7 973,4 

9 069,0 

9 403,5 

10 150,7 

11920,0 

5 086,6 

5 061.1 

5814,8 

5954,3 

6 268,9 

7 326,0 

1 049,1 

1 103,4 

1233,7 

1 335,8 

1 380,9 

1544,3 

608,2 

588,8 

649,4 

692,0 

942,4 

1095,5 

471,5 

521,0 

637,3 

643,7 

720,3 

875,0 

338,2 

393,6 

454,7 

480,3 

513,8 

609,9 

265,0 

305,5 

279,1 

297,4 

324,4 

469,3 

2321,9 

2681,3 

3 277,6 

3156,1 

2956,2 

4 094.2 
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Tabelle A9 


Struktur des Außenhandels der DDR nach Regionen und Ländern 1960 bis 1969 
in Vt, insgesamt « lOO 



1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 






Umsatz 





Gesamt 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

RGW« 

67,4 

70,7 

74,6 

74,2 

72,0 

69,1 

67,9 

69,0 

71,3 

68,4 

davon: 











UdSSR 

42.8 

43,7 

48,9 

48,6 

46,6 

42,8 

41,4 

42,0 

42,7 

41,2 

CSSR 

8,6 

9.9 

9,2 

8,8 

9,0 

9.4 

9.4 

9,4 

10,2 

9.5 

Polen 

6,7 

6.9 

7.1 

7.1 

6,8 

7.0 

6,8 

6.7 

7,2 

7.0 

Ungarn 

4,3 

4.5 

4.4 

4,3 

4.3 

4.3 

4.6 

5,0 

5,1 

4,8 

Bulgarien 

2.8 

3,3 

2,9 

3.4 

3,0 

3.2 

3,3 

3,6 

3,8 

3,6 

Rumänien 

2,3 

2.4 

2.1 

2.0 

2,3 

2.4 

2.4 

2.4 

2.3 

2.4 

Kapitalistische Industrieländer * 

21,1 

20,2 

17,4 

18,0 

19,8 

21,7 

22,3 

21,3 

19,9 

23,1 






Ausfuhr 





Gesamt 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

RGW* 

68,5 

69,7 

74,6 

75,2 

73,2 

70,5 

68,6 

69,6 

71,2 

67,7 

davon: 











UdSSR 

41,9 

40,0 

46,0 

47.1 

47,2 

42,7 

39,8 

40,7 

41,4 

39,9 

CSSR 

8.7 

10,0 

9.1 

8,5 

8.6 

9,5 

9.7 

9.1 

10,6 

10,0 

Polen 

8.3 

9,1 

9.8 

9,2 

8,0 

8.8 

8.7 

8,2 

7.7 

7.6 

Ungarn 

4.3 

4,4 

4.7 

4.5 

4.2 

4,1 

4.4 

5,3 

5,1 

44 

Bulgarien 

3,1 

3,7 

2,7 

3,6 

3,0 

3,2 

3,3 

3,6 

4.0 

3,7 

Rumänien 

2.2 

2.6 

2,3 

2,3 

2.1 

2,2 

2.7 

2.6 

2,4 

2,0 

Kapitalistische Industrieländer * 

20,2 

19,6 

17.6 

17,8 

18,7 

20,7 

20,3 

19,9 

19,2 

22,4 






Einfuhr 





Gesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

RGW* 

66,3 

71,6 

74,7 

73,0 

70,7 

67,6 

67,2 

68,3 

71,3 

69,1 

davon: 











UdSSR 

43,7 

47,6 

51,8 

50,3 

46,0 

42,9 

43,1 

43,2 

44,1 

42,5 

CSSR 

8,5 

9.7 

9,3 

9,3 

9.5 

9,4 

9.1 

9.7 

9.7 

9,0 

Polen 

5.0 

4.5 

4.5 

4.7 

5.5 

5.0 

4,8 

5.0 

6,6 

6,4 

Ungarn 

4,3 

4,6 

4.1 

4.1 

4.3 

4,4 

4.7 

4.7 

5.1 

5.1 

Bulgarien 

2.5 

2,9 

3,2 

3,1 

3.1 

3,3 

3.4 

3.5 

3,6 

34 

Rumänien 

2.4 

2,2 

1.8 

1.6 

2,4 

2.6 

2,1 

2.2 

2,3 

2.7 

Kapitalistische Industrieländer * 

22,0 

20,7 

17,2 

18,4 

21,0 

22,7 

24,3 

22,9 

20,8 

23,7 


^ Ohne Albanien und Mongolei. 

* Alle kapitalistischen Industrieländer Europas sowie Australien, Japan. Kanada. Neuseeland und USA. 
Quelle; StatisUsches Jahrbuch der DDR 1970. 
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Tabelle A 10 


Bevölkerung der Bundesrepublik und der DDR, Bestand und Entwicklung 1955 bis 1969 
Jahresdurchschxiitte in 1000 Personen 



BRD 

DDR 

Jahr 

Bestand 

Veränderung 

absolut 

Veränderung 
ln •/• 

Bestand 

Veränderung 

absolut 

Veränderung 
in •/• 

1955 


52 382 

• 

, 

17 944 


• 

1956 


53 008 

+626 

+t.l9 

17 716 

-228 

-1,27 

1957 


53 656 

+648 


17 517 

-199 

-1,12 

1958 


54 292 

+636 

+ M9 

17 355 

-162 

-0,92 

1959 


54 876 

+ 584 

+ 1,08 

17 298 

- 57 

-0,33 

1960 


55 433 

+557 

+1.02 

17 241 

- 57 

-0,33 

1961 


56175» 

+742 

+ 1,34 

17 125 

-116 

-0,67 

1962 


56938 

+763 

+ 1,36 

17 102 

- 23 

-0,13 

1963 


57 587 

+649 

+ 1,14 

17 155 

+ 53 

+0,31 

1964 


58 266 

+ 679 

+ 1.18 

16983* 

-172 

-1,00 

1965 


59 012 

+746 

+ 1,28 

17 020 

+ 37 

+042 

1966 


59 638 

+626 

+ 1,06 

17 058 

+ 38 

+042 

1967 


59 873 

+235 

+0,39 

17 082 

+ 24 

+0.14 

1968 


^184 

+ 311 

+042 

17 084 

+ 2 

+041 

1969 


60 848 

+664 

+1,10 

17 076 

- 8 

-0,05 









> Ergebnis der Volks- und Berufszählung vom 6. Juni 1961. 

’ Korrektur durch Volks* und Berufszählung vom 31. Dezember 1964. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch der BRD 1969 und 1970. 

Statistisches Jahrbuch der DDR 1970. 
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Tabelle A U 


Bevötkerung dei Bundesrepublik und der DDR nach Atter und Geadiledil am 31. Dezember 1968 


BRD 


Aiters^pi>en 
Älter von 4 . . bis 
unter Jahren 

absolut in 1000 


weibUdte 
Personen 
auf 1000 
männliche 

insgesamt 

in 

w 

itisge* 

samt 

m 

W 









0 bis 5 


5012,1 

2 566,8 

2445,4 

8,3 

8,9 

7,7 

953 

5 bis 10 u 


4 877.2 

2497,5 

2 379,7 

8,1 

8,7 

7,5 

953 

10 bis 15 


4 i82,4 

2 143,5 

2038)9 

8.9 

1A 

6.4 

951 

15 bis 20 


3986,6 

2 041*2 

J 945,3 

6,6 

7.1 

6.1 

953 

20 bis 25 


3664,2 

1 876,7 

1 787,5 

6,1 

fi,5 

5,6 

952 

25 bis 30 


4768,7 

2 492,8 

2 275,9 

7,9 

8,7 

74f 

913 

30 bis 35 


4 629,0 

2408,9 

2220.1 

7,7 

8,4 

7,0 

922 

35 bis 40 


3795.0 

1965.8 

l 829.2 

6,3 

6,8 

5,8 

931 

40 bis 45 


3 866,5 

1 828,1 

2 038,4 

6A 

6,4 

6,4 

1 US 

45 bis 50 


3 760,7 

I 583,5 

2 177,2 

0,2 

5.5 

6,9 

1 375 

50 bis 55 


2625,1 

1 096,0 

1 529,2 

4,3 

3,8 

4,8 

1 395 

55 bis 60 


3858,9 

1 632,9 

2226,0 

6,4 

5.7 

7,0 

1 363 

60 bis 65 


3686,0 

: 592,3 

2t»3,8 

6,1 

5.5 

6,6 

1315 

65 bis 70 


3080,8 

1 307,7 

1 773,1 

5,r 

4.6 

5,6 

1356 

70 bis 75 


2 185,4 

807,3 

1 378,1 

3.6 

2,8 

4,3 

1707 

75 bis 80 


1 394,6 

4S8.6 

906,0 

2,3 

1,7 

2.9 

1854 

80 bis 85 


738,9 

262,8 

476,2 

1.2 

0.9 

1.5 

1 812 

85 bis 90 


275,5 

98,2 

177,3 

0,5 

0,3 

0.6 

1 805 

über 90 


75,3 

25.8 

49,5 

0.1 

0.) 

0,2 

1 919 

insgesamt 


60 463,0 

28 716,2 

31 746,8 

m 

100 

100 

1 106 


QueHen: Statisiisdiea Bundesamt» Fadiserie A» Reihe 1» Tl^ 1960* 5.4 f. 
Statistisches Jahrbuch der DDR 1969« S» 433. 
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DDR 


weibliche 
Personen 
auf 1000 
mtonliche 


1306.8 

670,5 

636,2 

7,6 

8.5 

6,9 

949 

l’426.7 

730,5 

696.2 

8,3 

9,3 

7,5 

953 

1297,1 

665, Ij 

632,0 

7,6 

8,5 

6,8 

950 

1 255.8 

644,5 

611,3 

7.3 

8,2 

6,6 

948 

876,4 

444,0 

432,4 

5,1 

5,7 

4,7 

974 

1301,7 

654,7 

647.0 

7,6 

8,3 

7.0 

988 

1252.9 

631,0 

621,9 

7,3 

8.0 

6.7 

986 

1 021,7 

509,7 

512,0 

6,0 

6.5 

5.5 

I 005 

932.1 

400,1 

532,1 

5.5 

5.1 

5.8 

I 330 

918.4 

349,5 

568,9 

5.4 

4,5 

6,2 

1628 

637,5 

239.2 

398.2 

3.7 

3.1 

4,3 

1 665 

1 098,2 

426,3 

671,9 

6.4 

5.4 

7.3 

1576 

1 141,6 

474,9 

666,7 

6,7 

6.1 

7.2 

1 404" 

1 009,9 

421,5 

588,4 

5.9 

5.4 

6.4 

1 390 

744.0 

275,2 

468,8 

4,4 

3,5 

5.1 

1703 

487,4 

171,7 

315,7 

2,9 

2,2 

3,4 

1 839 

263,9 

94,3 

169,7 

1,5 

1J2 

1.8 

18001 

91.7 

32,7 

59,0 

0,5 

0,4 

0,6 

1 804 

23,5 

8,0 

15,4 

0,1 

0.1 

0,2 

1925 

17087,3 

7843,4 

9243,8 

100 

100 

WO 

1 179 


absolut in 1000 


insgesamt 


•/f 


insge- 


m 
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Tabelle A 12 

Lebend- ujid Toigeborene 

je 1000 der weiblichen Bevölkerung einzelner Aliersjahrgänge der Bundesrepublik und der DDR 
(altersspeziiisdie Fruchlborkeilszi/iernj 196^ bis 1968 


Altersgruppe > 
Alter von bis 

unter . , . Jahren 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

BRD 1 

DDR 

BRD 

DDR 

BRD 1 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

14 bis 15 


0,9 

■ 

0,9 


0.9 

, 

r 0.9 

4 

l.O 1 

* 

15 bis 16 


5.3 

5,5 

5,4 

5,7 

5.6 

4,6 

1 5,3 

3,9 

54 ' 

3,7 

16 bis 17 


21,2 

26,6 

21.1 

27,2 

22,5 

24,2 

68,8 

1 22,0 . 
] 54,0 

1 92.6 

II 21,8 ^ 

23,0 

20,2 ' 

17 bis 18 


50,3 

69*5 

51,4 

73,5 

L 53,0 

i 65,3 1 

54,5 

61,8 ^ 

18 bis 19 


83,4 

133,0 

87,0 

135,5 

91.8 

1 133,9 

\ 

92.7 

1 1254 ' 

19 bis 20 


107,1 

176.3 

114,1 

180,0 

125,2 

181,1 

\ 126,4 

1 179,6 

124.4 1 

180,7 

20 bis 21 


127,3 

191,9 

132,7 

193,8 

142,2 

193.3 1 

150,2 

1 200,2 

1 

205,4 

21 bis 22 


148,7 

189,0 

149*9 

192,7 

l 156,5 , 

192,7 

161,1 

* 195,3 

159.7 

, 203,2 

22 bis 23 


164*7 

166,8 

159,7 

183,5 

r 163,9 

185.3 1 

164,3 ^ 

183,6 1 

157,6 ' 

IBS,7 

23 bis 24 


175,4 

179.8 

168,9 

176*4 

' 169,3 

175,3 

165,6 

172.2 j 

156,3 1, 
155.0 J 

f >714 i 

24 bis 25 


178,5 

167,7 

173,4 

167p0 

j 172.4 

1 162.0 

165,5 

157,3 

1 154,3 1 

25 bis 26 


176*8 

158,0 

172,3 

154,3 i' 

1 170.6 ^ 

: 152,2 

163,6 , 

143,5 

153,2 l 

1384 

26 bis 27 

169*5 , 

142,9 

164,9 

140,3 

j 164,5 

' 139,0 1 

157,4 

129,9 

< 147,6 

126,4 ' 

27 bis 28 

1 

157,2 

130,1 

154,7 

126,4 

154,5 

123,4 1 

II f 

148,8 1 

316,5 

I 139,7 

111,0 

28 bis 29 


1 145,4 

116,1 

140,5 

113,1 i 

141.6 

108.0 

137,1 ,1 

' 104,0 

130,2 1 

99,0 

29 bis 30 

[ 

132,8 

105,4 

129,1 

100.0 1' 

127.7 1 

98,3 

124,1 

92,3 

117,6 ! 

87,0 1 

30 bis 31 

1 

119,7 

95.4 

115,2 

90,8 ! 

i 113.9 i 

85,3 

110,1 

80,6 

104,8 

76,9 

31 bis 32 

1 

1 106,4 

82,6 

103,3 

80,0 1 

' 101,2 1 

76.0 

96,8 . 

I 69.7 

92,2 

68,1 

32 bis 33 

i 

93.7 1 

71.7 

90,6 

69.6 

1 1 

66,8 

86,2 

61,5 

80,1 1 

58,5 

33 bis 34 


80,3 

61,7 

• 70.5 

60,5 

77,8 ] 

58,8 

76,4 ] 

54.2 

72,0 

51,7 

34 bis 35 


69,5 

52,9 

66,8 

52.0 1 

[ 66,6 j 

50,3 

65,5 

46.9 

63.3 i 

45,4 

35 bis 36 


59.4 II 
50,7 1'; 

45,0 

! 

n 43,0 

57,4 

42,1 

1 56,3 

37,6 

544 1 

38,8 1 

36 bis 37 


38,1 f 

f 

31,4 

48.3 

f 36,3 

t 47,9 

34,2 

^ 45,9 

32,2 

45.6 j. 

30.8 

37 bis 38 


42,1 

■ 

40,3 

! 29,9 

* 39,6 

28,3 

38,2 

26,3 

37.0 

■24,8 i 

38 bis 39 


33,3 1 

25,4 

32,6 

!| 24.1 

31,8 

21.4 

j 30,6 

20,2 

30.0 

1 20,1 

39 bis 40 


26,9 

19,5 

i 25.7 

il 19,2 

24,5 

16,7 

* 24.1 

13.8 ' 

23,4 

13,0 

40 bis 41 


20,5 

14,7 

19,9 

f 14,0 

18,3 

10,8 1 

1 17,7 

9,8 

17,4 

7.9 

41 bis 42 


14.5 

10,6 

1 13.7 

1 9,5 

13,5 

7.2 

12,0 1 

5,9 1 

12,1 

; 

5.4 

42 bis 43 


9,6 

7,0 ' 

9.1 

6,4 

8.8 

4.4 

8,4 


8.0 

3,4 ■ 

43 bis 44 


5,4 

4.3 

5.4 

3,6 

5,4 

2,6 

5,2 1 

1 ' 2.2 

5,0 

2,0 

44 bis 45 


_ 

2.4 

- 

2,0 

b 

1,3 

l ■ 1 

1 1.3 

J 

1 

' 1.1 ' 













^ BevblkeTungszahl und AUersgruppierungf: BRD — JahresmHle« DDR — Jahresanfang. 

Quellen; SlatLstisches Jahrbuch der BRD, 1966—1970. 

Statlsüsdies Jahrbuch der DDR, 1969* 1970. 

Die aliersspezlfisdien Rniehlbarkeftsziffern werden in der Bundesrepublik Ijö Gegensatz zur DDR nur für die Lebend- 
gebarenen errechnet* Um die Statistiken beider Staaten vergleichbar zu tnadien* wurden in die Ziffern der Bundes- 
republik die Toigeborenen hineingerechnet. 

Berechnung (Je Altersjahrgang); 

Altersspezifisdie Fruchtbarkeltsziffer ^ Lebend- und Totgeborene ^ Altersspezlfische Fniihtbarkeitsziffer 
für Lebend- und Totgeborene Lebendgeborene für Lebendgeborene 

Die Vergleichbarkeit in Tabelle A 12 ist insoweit nodi eingesdiränkt, als in der Bundesrepublik für die Berechnung 
der FmdUbarkeilsziffern der Frauenbestand )e Alters Jahrgang in der Jahiesmitte verwendet wird* in der DDR da- 
gegen der am Jahresanfatig. 
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Tabelle A 13 


Geborene, Gestorbene, Geburtenüberschuß der Bundesrepublik und der DDR 1964 bis 1969 


Jahr 

BRD 

DDR 

Geborene 

Gestorbene | 

DberschuB 

Geborene | 

Gestorbene | 

Uberschuß 




a) absolute Zahlen 











1964 


1 065 437 

644 128 

-i-421 309 

291 867 

1 

226 191 

+65 676 

1965 


I 044 328 

677 628 

+366 700 

281058 

So 254 

+50 804 

1966 


1 050 345 

686 321 

+364 024 

1 J267 958 

225 663 

+42295 

1967 


1 019 459 

687 349 

+332110 

1^252817 

227 068 

+25749 

1968 


969 825 

734 061 

+ 235 764 

245 143 

242 473 

+ 2 670 

1969* 


903 458 

744 360 

+ 159 098 

239 256 

243 368 

- 4112 



b) Verhältniszahlen (auf 1000 Einwohner) 


1964 


18.3 

11. 1 

7.2 

. 17,2 

13,3 

3,9 

1965 


17.7 

11,5 

6,2 1 

1 16,5 

13,5 

3,0 

1966 


17.6 

11,5 

6,1 1 

' 15,7 

13,2 

2,5 

1967 


17,0 

11,5 

5,5 

14,8 

13,3 

14 

1968 


16.1 

12,2 

3.9 

14,4 

14.2 

0,2 

1969* 

14,9 

12,2 

2.6 

1 14,0 

14,3 

-0,2 









‘ Vorläufige Zahlen. 

Quellen: StaÜstisdies Jahrbuch der BRD 1969. S. 44. 

Statistisches Jahrbuch der DDR 1969. S. 463 f., S. 473) 1970. S. 442 f., Bevölkerungsstatistisches Jahrbuch. 
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TdbeUe A 14 


BhesdüieBungen in der Bundesrepublik und in der DDR nach Aller und Gesdüechl 1966 


Altersgruppen 

Aller von . . . bis 
unter . . . Jahren 

M&nner 

Frauen 

absolut 

( 

V 

• 

absolut 

Vi 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

unter 18 


5 


• 

0.0 

1 

s 

22771 

1 

5.1 

• 

18 bis 19 


2911 


2 234 

0.7 


1.9 

38 181 

ms 807 

8,6 

15,7 

19 bis 20 


11 390 


5 036 

2,6 


4.2 

52197 

1 “l7773 

11.8 

14,9 j 

20 bis 21 


19368 

7 603 

4.4 


6.4 , 

49 675 


15 466 

11.2 

12.9 ' 

21 bis 22 


47284 

10898 1 

IQ, 6 


■ 9.1 1 

50 082 


11 614 

ItA 

9.7 

22 bis 23 


31718 


9 705 

7,t 

. 1 

28 951 


6 453 

6A 

5.4 

23 bis 24 


37 177 


12570^ 

8.4 


27 749 


6 746 

6A 


5.6 1 
5.1 

24 bis 25 


41506 


12593 

9.3 

, 10.5 

26560 


5 160 

6.0 


25 bis 26 


36 685 

9596 

aj 


8.0 M 

20986 


4 494 

4.7 

3.8 

26 bis 27 


34 243 

8205 

7.7 


6,9 1 

17597 


3 833 

4.0 

I 3.2 1 

27 bis 28 


30 832 

1 6607 

6.9 


5.5 1 

15156 


3 229 

3.4 

1 2.7 = 

28 bis 29 


26 611 

1 

6.0 


■ 4.5 i 

12754 


2911 

2.9 

1 2,.( 

29 bis 30 


19 897 

! 3 949 

4,5 


3.3 ! 

10071 


2 303 

2.3 

1 1.9 

30 bis 31 


14 628 

1 2 867 

3.3 

1 

' !| 

7548 

j 

l 878 

1.7 


1,6 

31 bis 32 


11 144 

1 2202 

2.5 


1.8 1 

6174 


1540 

1,4 


1.3 1 

32 bis 33 


8 702 

j 1 848 

2,0 


' 

5309 


1385 

lA 


i jA 

33 bis 34 


7 277 

1 1 535 : 

1.6 


, 1.3 |l 

4 675 


1 328 

t.t 


34 bis 35 


5 203 


1 16t 1 

1.2 



3 562 


982 

0,8 

p 0.8 : 

35 bis 40 


16 891 


4 072 

3,8 


3.4 ;i 

12 860 


3 420 

2J9 

2.9 1 

40 bis 45 


' 10 252 


2457 

2.3 


2,1 

10020 


2 529 

2J3 

2.1 

45 bis 50 


' 7 101 


1 778 i 

1.6 


1.5 

8 403 


2524 

Iß 


2.1 

50 bis 55 


4 751 


1 202 

1,1 


1.0 

4 652 


1 589 ' 

1.0 


1.3 

55 bis 60 


6 144 

1 1 951 

1,4 


1.6 

4 038 


l 455 

0,9 


1.2 

60 und älter 


12 430 

1 4 233 

t 

2.8 


3,5 

4179 

1 1 257 1 

0.9 

1.1 



444 150 

1119 676 

100 


, ipo_ 

444 150 

U 19 676' i 

100 

100 


Quellen: Statistisches Jahrbuch der BRD 1970. 47. 

SUUsÜsches Jdhrbüdi der DDR 1970. S. 452; S. 453. 
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Tabelle A IS 


DurdischnittUches Helralaaller in der Bundesrepublik und in der DDR 
nach Gesdüechl, 1960 bis 1968 


Jahr 

Mftnner 

Frauen 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 



1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 


28,5 

27,6 

25,2 

25,0 

28,4 

27,9 

25,2 

25,3 

M,3 

27,3 ; 

25,2 

24,8 

26,4 

27.6 * 

25,3 

25,2 

28,5 

28,0 J, 

25,3 

25,5 

28,5 

28,1 ® 

25,4 

1 25,5 i 

28,6 

28,4 

25,3 

* 25,6 1 

28,6 

28,3 1 

25,3 

25,4 ' 

28,5 

28,2 j 

25,2 

25,2 


Quellen: Bevölkerung und Kultur, Reihe 2, 1067, S. 53. 
StatUUadtea Jahrbuch der DDR, 1968, S. 457. 


Tabelle A 16 


DurchsdmilUichea Erstheiratsaller in der Bundesrepublik und in der DDR 
nach Geschlecht, 1960 bis 1968 


Jahr 

Männer 

Frauen 


BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

1960 


25,9 

23,9 

23,7 

r-^ ' , 

1961 


25,9 

24,3 

1 

23,7 

1 23,0 3 

1962 


25,8 

23.8 1 

23,7 

22.5 ■ 

1963 


25,9 

23,9 ] 

23.7 

22,7 


1964 


25,9 

24,1 

23,7 

22,9 


1965 


26,0 

24,2 

23,7 

22,9 1 


1966 


26,0 

24.5 

23,6 

22,9 ; 


1967 


26,0 

24,5 

23,5 

■ 22.6 1 

1968 


25,8 

24,5 

23,3 

' 22.4 1 







Quellen: Statistisches Jahrbuch der BRD, 1969, S. 44i S. 47. 

Statistisches Jahrbuch der DDR, 1969, S. 444; 1970, S. 455. 
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Tabelle A 17 


Wohnbevdilcerung der Bundesrepublik und der DDR nach Altersgruppen, 
Geschlecht und FamiUenstand 


Altersgruppen 
Alter Von » 
bU unter « , , Jahren 


ledig 

verheiratet 

absolut fl 000) 


absolut (1000) 

«/• 

BRD 1 DDR 

BRD i DDR 

BRD t DOR 

BRD 1 DDR 


unter 15 
15 bis 20 
20 bis 25 
25 bis 30 
30 bis 35 
35 bis 40 
40 bis 45 
45 bis 50 
50 bis 55 
55 bis 60 
60 bis 65 
65 und älter 


Insgesamt 


13 663 

4 070 

J00.0 

100,0 

r - 


- — 



3034 

1 057 

95,1 

96.4 

73 

39 

1,9 

3,6 

2493 


436 

, 66,3 

45,5 

1 243 

505 

33.1 

52,7 

1 424 


211 

1 2B.1 

15,4 

3 575 

1 108 

70,5 

81.1 

540 


88 

1 12,9 

7,8 

3751 

998 

84J9 

88,3 

343 


66 

1 ’ fl,6 

6,4 

3 507 

919 

88.3 

89,1 

310 ■ 


69 

8,1 

7 7 
* 6,4 

3 320 

762 

86.9 

85,3 

235 1 

49 

7,5 

2 598 

624 

S3,4 

82,1 

226 


43 

i 6,6 

4,8 

2 680 

69? 1 

78,8 

77.9 

264 


55 

ll, 6.7 

4,8 

2 935 

870 

74,9 

75,1 

275 


63 

,%■ 7.6 

5,4 

2 559 

830 

70,7 

71,3 

632 

162 

1 

6,4 

3 626 

I 268 

49,3 

49.8 










männlich 


unter 15 
15 bis 20 
20 bis 25 
25 bis 30 
30 bis 35 
35 bis 40 
40 bis 45 
45 bis 50 
50 bis 55 
55 bis 60 
60 bis 65 
65 und älter 


7 010 

2 086 

100,0 

100.0 

2 1 





2 004 

557 

99,9 

99.3 

4 

0,1 

1 581 

292 

81,7 

60,6 

350 

185 

18.1 

1005 

134 

37.8 

193 

1 630 

535 

61.3 

340 1 

40 

I 15,6 

7,0 

1 806 

514 

82,9 

166 

: 17 1 


3,4 

1 841 

469 

90,2 

92 

9 

5,5 , 
.4,4 ' 

2.5 

1562 

337 

92,5 

58 , 

6 

2,1 

1220 

276 

93,1 

61 ! 

y 1 

I F4,2 

' 2,2 

1330 

322 

92,6 

73 

10 

4,4 

1527 

432 

90.7 

73 

13 1 

. 4,6 

2,6 

1 414 

455 

88,2 

lOS 

22 1 

^ 3.8 

2,3 

L_ 

2146 

746 

1 754 


0-7 

3B4 

77,8 

90.3 

94.2 

95.2 

95.5 
94,7 

93.5 
91ß 

76.4 


unter 15 
15 bis 20 
20 bis 25 
25 bis 30 
30 bis 35 
35 bis 40 
40 bis 45 
45 bis 50 
50 bis 55 
55 bis 60 
60 bis 65 
65 und älter 


6673 

i 984 

1830 

500 

912 

144 

419 

76 

200 

48 

177 

49 

218 

60 

177 t 

43 

165 ! 

36 

191 

44 

202 

5! 

523 

140 


weiblich 

100,0 

100,0 

96,2 

93,5 

'50,0 

30,3 

17,3 

11,2 

10,0 

8,6 

9,2 

1 11.1 

10,3 

9,8 

9,1 

. r 8,4 

6,5 

, 8,5 

6,3 

10,0 

7,7 

11,6 

8,9 


— 

— 

71 

35 

893 

321 

I 945 

574 

t 733 

484 

1 666 

449 

1758 1 

425 

1 378 

348 

I 350 

375 

1408 * 

438 

1 145 

375 

1 480 

522 


1 



3.7 

64 

49.0 

67,4 

80,6 

84,7 

87,0 

86,3 

86,3 

84,2 

82.5 

78,9 

, 76.5 

73,9 

1 68.7 

67,6 

63,0 

62,9 

56,7 

56,4 

32,8 

33,3 


Quellen: Stalisüsdkes Jahrbuch der BRDr 1968i S. 36; BevöUcening und Kultur, Reihe l, BevÖlkerungsstand und Hut- 
widclung, 1966. S. 24, 

BevötkerungsstaUstisches Jahrbuch der DDR, 1969, S. 47 
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verwitwet 

geschieden 

absolut (1000) 

•/# 

absolut (1000) 


BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 


Insgesamt 




— 


0.2 

fl 

1 

1.6 

156 1 

8.7 

399 

16.9 

1045 

40.1 



männlich 



3 

6 

32 

194 


0,1 

0.4 

i.0 

3.6 


— 

— 

— 

— 

0.1 

53 

1 38 

0,6 

0.4 

55 

t 18 

1.5 

1.0 

51 

12 

1.9 

3,3 1 

80 

1 1-^ to 
O 

2.4 

19.9 1 

41 

1.4 


weiblidi 


1 












1 > 26 

j 

8 

0,3 

0.4 


102 

[ 110 

29 

2.7 

2.7 


130 

[ 

150 

14.3 

14.6 


160 

f 1 152 

367 

27,1 

27.0 


156 

[ 2 397 

851 

53.2 

54.2 


107 


— 

— 

59 

u 

60 

3,2 

75 

4.2 

87 

3.7 

56 

2.4 
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Tabeüe A 18 


Gesiorbene der Bimdearepublik und der DDR nach Gesdiledit 

und 5er Altersgruppen fe tOQO der Bevölkerung entsprechenden Altera 19dB 

(altersspezifisdie Sterbeziffer) 


Altersgruppen 
Alter von . . , bla 
unter .,4 Jahren 


männlich 

BRD I DDR 


weibUdi 

BRD 1 DDR 


unter 1 

1 bis 5 

S bis 10 

10 bis 15 

15 bis 20 

25*01$ 25 

25 bis 30 

30 bis 35 

35 bis 40 

40 bis 45 

45 bis 50 

50 bis 55 

55 bis 60 

60 bis 65 

65 bis 70 

70 bis 75 

75 bis 80 

80 bis 85 

85 bis 90 

90 und älter 


25.7 

1,1 

0.6 

0.5 

1.2 

1.6 

U 

1.7 

2.4 

3.5 

5.7 

9.6 

15.7 

27,2 

44.7 

08.7 

103,4 

161,1 

248.9 

369.9 

22.5 

1.1 

0.5 

0,5 

1.1 

L 

1 1,5 

■ 1,6 

2.3 

3^ , 

5.3 i 
9,2 j 

14.5 1 

1 25,8 1 

42,2 

67,7 

107,2 1 

1684 

2694 

1 389,6 

19.6 

0,9 

0^4 

0,3 

0,5 

0,6 

0.7 

0,9 

1.4 

2,2 

3.5 

5,4 

7,9 

13,1 

23,0 

414 

73.4 

1294 

211.0 

326.0 

L 

17,3^ 

0,9 

0,4 

0,3 

0,5 

0,6 

0.7 ' 

1 1,0 

} 14 

2.3 

3,5 1 

5.4 

8.4 
13,4 
23.7 

434 

1 79,5 

1 1414 

235.3 

' 367,1 

1 

insgesamt 


13,0 

14.7 

11,4 

13,8 


Quellen: Statifttisdies Jahrbuch der BRD, 1970. 

StaUsti$dies Jahrbuch der DDR, 1970. 
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Tabelle A 19 


SäuglingsslerbUchkeit in der Bundesrepublik und in der DDR 
nach Geschlecht und Monaten /e 100 000 Lebendgeborene 1967 


Lebensmonat 


Knaben 


Mädchen 



BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

1. Lebensmonat 


2020 

1 587 

1 543 

1 204 

2, Lebensmonat 


104 

164 

78 

, 102 

3. Lebensmonat 


80 

151 

58 

1 89 

4. Lebensmonat 


58 

129 

48 

90 

5. Lebensmonat 


56 

82 

48 

77 

6. Lebensmonat 


55 

61 

39 

44 

7, Lebensmonat 


49 

48 

34 

52 

8. Lebensmonat 


39 

41 

32 

50 

9. Lebensmonat 


34 

37 

31 

46 

10. Lebensmonat 


30 

45 

26 

37 

11. Lebensmonat 


26 

38 

23 

23 

12.^ Lebensmonat 


26 

31 

20 

24 

1. Lebensjahr 


2564 

2411 

I 972 

t 830 


Quellen: Bevölkerung und Koltiu*. Reihe 2. 1967, S. 77. Statlstisdies Jahrbuch der BRD. 
1970. 

Statistisches Jahrbuch der DDR. 1970, S. 400. 


223 


Dnicksadie VI/ 1690 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


TabeUe A 20 


SäuglingasterbUdikeU in der Bundesrepublik und in der DDR 
je 1000 Lebendgeborene 1964 bis 1969 


Jahr 


BRD 

DDR 





1964 


25,3 

28.6 

1965 


23,8 

24.8 

1966 


23,6 

22,9 

1967 


22,8 

21.4 

1968 


22,6 

20.2 

1969 


23.1 

20,0 


Quellen: Statistisches Jahrbuch der BRD. 1970. 

Statististhes Jahrbuch der DDR. 1970. 
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Tabelle A 21 


LebejTÄerwar^u/ig in der Bundesrepublik und in der DDR 
nach Alter und Gesdilecht IÖ65/67 


Altersgruppe 

(vollendetes 

Lebensjahr) 

männlich 

weih Lieh 


BEU) 1 

DDR 

BRD 

) DDR 

0 


67^ 

67,96 

73,58 

73,08 

1 


68,34 

68,S|j 

74,07 

73,38 

2 


67,46 

67,73 

73,18 

72.57 

5 


64.64 

64.91 

70,33 

69.72 1 

10 


59.84 

60,07 |, 

65,47 

6436 

15 


54,98 

55,20 ' 

60,56 

59,95 

20 


50,32 

50,49 

55,71 

55,09 

25 


45,71 

45.87 

50,87 

50.26 

30 


41,04 

41.20 

46,04 

45,42 

35 

1 

1 36.37 

1 36,51 

41,24 

40,64 

40 

, 1 

31,79 

' 31,90 

36,52 

35,92 

45 


27,30 

27,38 

31,90 

31,31 

50 


23,01 

^ 23,06 

27,41 

26,82 

55 


18,96 

18,97 

23.06 

22.47 

60 


15,29 

15,19 

18,88 

18,30 

65 


12.10 

1 1,90 

14,98 

1438 

70 


9.45 

1 9,12 

11,46 

L ;.io,85 

75 


7.19 

1 6.80 1 

8,45 

r 7,87 

80 


5.28 

4,91 

6,05 

1 5,50 1 

1 

85 


3,84 

3,44 

4,33 

1 3,80 


00 


2,77 

2,48 

3,1 6 

2,64 










Quellen: Statistisches Jahrbudi der BRD, 1&70| S. 51, 
Stetlslisdies Jahrbuch der DDR, 1970. S, 470, 
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Tabelle A 22 


Wanderungen über die Außengrenzen der Bundesrepublik nach Altersgruppen 1962 bis 1968 
(ohne DDR und ehemalige Ostgebiete) 

in 1000 Personen 



^ Zuzüge 

FortzOge 

Saldo 

unter 16 | 

16 bis 65 1 

Oberes 

^unterie | 

16 bis 65 1 

Oberes 

unter 16 | 

16bis65 1 

Oberes 





Insgesamt 





1962 > 

35,5 

515,9 

6,6 

20,6 

295,3 

3,8 

+ 14.9 

+220,6 

+2.8 

1963» 

40.9 

518,2 

7,2 

26,7 

388,8 

4,6 

+ 14,2 

+ 129,4 

+2.6 

1964 

53,6 

636,3 

8,8 

33,7 

418,4 

5.7 

+ 19,9 

+217,9 

+3.1 

1965 

68,0 

713,9 

9,9 

37,0 

446,4 

6,1 

+31.0 

+267,5 

+3.8 

1966 

72,9 

618,6 

10,9 

52,1 

548,3 

8.4 

+20,8 

+ 70,3 

+2,5 

1967 

59,2 

329,2 

10,0 

69,6 

527,3 

7.3 

-10,4 

-198,1 

+2.7 

1968 

85,9 

561,1 

10,6 

54,6 

342,4 

7,3 

+31,3 

+218,7 

+3,3 




Darunter: männlich 





1962* 

19,0 

393,1 

2,7 

10,8 

224,0 

1.6 

+ 8,2 

+ 169.1 

+ 1.1 

1963» 

21,6 

384,7 

2,9 

14,0 

300,4 

1,8 

+ 7.6 

+ 84.3 

+ 1,1 

1^ 

28,8 

478,3 

3.4 

17,8 

314,5 

2,2 

+ 11,0 

+ 163,8 

+ 1.2 

1965 

36,1 

521,8 

3,8 

19,8 

337,9 

2,4 

+ 16,3 

+ 183.9 

+ 1.4 

1966 

38,8 

427,2 

4.3 

28,2 

413,4 

3.6 

+ 10,6 

+ 13,8 

+ 0.7 

1967 

31,2 

206,5 

3.8 

37,2 

367,0 

2.8 

- 6,0 

-160,5 

+ 1.0 

1968* 

45,8 

372,5 

4,0 

29,4 

229.2 

2.8 

+ 16,4 

+ 143,3 

+ 1,2 


^ Ohne BerliiL 

* Auskunft des Statistischen Bundesamtes. 

Quelle: Statistisdies Jahrbuch der BRD, 1970, S. 57; Statistisches Bundesamt, Fachserie A, Reihe 3, 11, 1962 — 1967. 
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Dntcfcsadie VI/ 1690 


Wanderungen zwischen der BundesrepubUk und der DDR sowie zwisdien der 
Bundesrepublik und ehemaligen Ostgebieten 1960 bis 1968 

in 1000 Personen 



Zuzüge aus 

Fortzhge nach 

Saldo 

DDR 1 

Ostgebiete 

DDR 

1 Ostgebiete 

DDR 

1 Ostgebiete 




Insgesamt 



1960^ 

130,6 

7,9 

20,1 

0,7 

+ 110,5 

+ 7,2 

1961 ' 

124,7 

7,7 

14,6 

0,1 

+ 110,1 

+ 7,6 

1962® 

15,3 

8,1 

6,9 

0,1 

+ 8.4 

+ 8,0 

1963* 

35.0 

9,2 

4.1 

0,1 

+ 30,9 

+ 9.1 

1964* 

29,5 

12,1 

4,4 

0.3 

+ 25.1 

+ 11,8 

1965 

29,5 

13.7 

5,6 

0,3 

+ 23,9 

+ 13,4 

1966 

24,3 

16,7 

4.3 

0.4 

+ 20,0 

+ 16,3 

1967 

20,7 

10,4 

3,6 

0,3 

+ 17,1 

+ 10,1 

1968 

18,6 

8,0 

2.9 

0.2 

+ 15,7 

+ 7,8 




Danmler; männüch 



1960» 

62,3 

3,2 

11,6 

0,3 

+ 50,7 

+ 2,9 

1961 ‘ 

61,0 

3,2 

8,4 

O.l 

+ 52,6 

+ 3,1 

1962* 

7,1 

3,5 

4.3 

0,0 

+ 2.8 

+ 3,5 

1963* 

12,1 

3,9 

2^5 

0.0 

+ 9.6 

+ 3,9 

1964* 

10,6 

5,2 

2,5 

0,1 

+ 8,1 

+ 5,1 

1965 

10,5 

6,1 

2,8 

0.1 

+ ?,? 

+ 6.0 

1966 

8,5 

7,4 

2,1 

0.1 

+ 6,4 

+ 7,3 

1967 

7,0 

4,5 

1.7 

0.1 

+ 5,3 

+ 4,4 

1968 

6,3 

3,5 

1.3 

0,0 

+ 5,0 

+ 3.5 




Darunter; Erwerbspersonen 



1961 ’ 

68,2 

3,2 

8,5 

0.1 

+ 59,7 

+ 3.1 

1962 

5,4 

3.1 

4,3 

0,0 

+ 1.1 

+ 4,3 

1963* 

5,9 

3,3 

2.4 

0,0 

+ 3,5 

+ 3.3 

1964* 

• 4.9 

4,3 

2,2 

o.l 

+ 2,7 

+ 4,2 

1965 

5,0 

5,0 

2,2 

0,1 

+ 2,8 

+ 4,9 

1966 

4,1 

6,0 

1,7 

04 

+ 2,4 

+ 5,9 

1967 

3,4 

3,8 

1,3 

04 

+ 2,1 

+' 3,7 

1968 

3,0 

2.9 

1,0 

0,0 

+ 2,0 

+ 2,9 


‘ Ohne Gesamt-Beilin. 

* Ohne West-Berlin. 

Quelle: Stall sUsdies Jahrbudi der BRD| 1962 — 1969. 
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Tabelle A 24 


Binnenwanderungen über die Kreiegrenzen der Bundesrepublik und der DDR I960 bis 1967 



BRD 

DDR 

Jahr 

Wanderungen über die 
Kreisgrenzen 

Wanderungen 
je 1000 
Bewohner 

Wanderungen über 
die Kreisgrenzen 

Wanderungen 
je 1000 
Bewohner 


ins- 

gesamt 

mSnnlidi 

w«iblidi 

gm- 

MlQl 

IIÜU&O- 

Udi 

welb- 

Udi 

lAlQ«- 

«Amt 

m&niilidi 

WAlbUdi 

la«- 

g»- 

Mnt 

mtno- 

Udi 

welb- 

Udi 




j 

. 










1960< 


, ^ 

2 636 550 

1413307 

1 223243 

47.6 

54,4 

41,5 

622 445 

355 143 

267 302 

36,1 

45,8 

28,2 

1961 ' 


2 669053 

1 445 475 

1 223578 

47.5 

54,7 

41,1 

641 784 

360 982 

280 802 

37,5 

46,8 

29,9 

1962 > 


2659 522 

1 461 653 

1 197 869 

46,7 

54,4 

39,8 

544 399 

310517 

283 882 

31,8 

40,2 

30,3 

1963* 


2 672392 

1474 120 

1 198 272 

46^4 

54,1 

39,5 

556358 

319605 

236753 

32,4 

41,2 

25,2 

1964* 


2 802660 

1 552 463 

1250107 

45'i 

56,3 

40,8 

526 069 

294967 

231 102 

31,0 

38,1 

25,0 

1965 


2918980 

» 

• 

49,5 

e 

. 

498 641 

278635 

220 006 

29,3 

35,9 

23,8 

1966 


2972 484 

» 

s 

49,8 

a 

• 

370 145 

203 566 

166 579 

21,7 

26,1 

18,0 

1967 


2 880 582 

« 

a 

48,1 

a 

. 

311 305 

164 465 

146840 

18,2 

21,0 

15,9 



. 






- 



— 


— 


* Ohne West-Berlin. 

Quellen: Statistisdies Bundesamt, Bevölkerung und Kultur, Reihe 3, 1960 bis 1966 1 1967 It. Auskunft des Statistisdien 
Bundesamtes. 

Bevölkeningsstatistisdies Jahrbuch der DDR, 1969, S. 171. 
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Tabelle A 25 


Wohnbevölkerung der Bundesrepublik und der DDR nadi Gemeindegrößenklassen 1964 und 1968 

#4 


Gemeinden mit Elnwohneni 

BRD 


DDR 


1964 > t 

1968 > 

1964 * I 

1968» 



ln 1000 Personen 




weniger als 500 


3016.6 

2912,6 

1336,8 

1294.3 


500 bis 1 000 


4 134,5 

4 035,7 

1 667,3 

I 654^ 


1 000 bis 2 000 


5250,2 

5336,4 

1602,1 

1 617,3 


2 000 bis 3 000 


3014.3 

3 169.1 

941.2 

930,9 


3 000 bis 5000 


3393,0 

4 199,0 

1 096,0 

1 076,0 


5 000 bis 10000 


5526.3 

6 004,3 

t 553,0 

1 523,6 


10 000 bis 20 000 


4513,4 

5 163,3 

1 575,6 

1 591,8 


20 000,, bis 50 000 


5862.8 

6 167,7 

2 504.6 

2 577,9 1 


50 000 bis 100 000 


3536.2 

3819,4 

1 010,6 

1065,5 



100 000 und mehr 


19403,3 

19 337,8 

3716,2 

3753,9 


i 

1 


58 269,8 

60 165,1 

17 003,6 

17 087,2 


It. 







TT 

** 1 





h 

t 


in ^/tti insgesamt — 

100 



I 

weniger als 500 

j 5ji 

4,8 


7.6 



500 bis 1 000 

1 7,1 

6,7 

9,8 

OJ 



lOOO bis 2 000 


9,0 

8.9 

9.4 

9£ 



2 000 bis 3 000 


5,2 

5,3 

5,5 

5,4 



3 000 bis 5000 


0,9 

7,0 

6,4 

6,3 


! 

5000 bis 10000 


9,5 

10.0 

9,1 

6,9 


1 

10000 bis 20 000 


7,7 

8,6 

9.3 

9,3 


’l 

20 000 bis 50000 


10,1 

10,3 

14,7 

15,1 


■ 

50 000 bis 100000 


6,1 

6,3 

1 5,9 

6,4 



100 000 und mehr 


33,3 

32,1 

21,9 

2tj0 



1 Jeweils am 30, 0, 

" Stiditag der Volkszählung 1964. 

* Jahresende. 

Quellen: Slellstisches Jahrbuch der BRD, 1965^1969. 

BevölkerungsstatUUsches Jahrbuch der DDR| 1969, 5. 18 f. 
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Tabelle A 26 


EnlwJdtJung der Erwerbsbeteiligung ln der Bundearepubllk und in der DDR nach GeschJecht 1964 bla 1969 


Wohnbevölkerung 


BRD 

DDR 

männlich 

weiblich 

insgesamt 

männlich 

weiblich 

insgesamt 


1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 


1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 


in 1000 Personen 


27 595 

30 671 

58 267 

1 7 748 

9 256 

17 004 

28 032 

30 980 

59 012 

1 7 762 

9 257 

17020 _ 

28 368 

31270 

59 638 

1 7 795 

9 263 

17 058^J 

28413 

31 460 

59 873 

7 820 

9 262 

17 082^^ 

28 558 

31 626 

60 184 

7 835 

9 249 

17 084 J 

28 966 

31 882 

60 848 

7 852 

9223 

17075 


1964 => 100 


100 

100 

100 

100 

100^ 

100 

101,6 

101,0 

101,3 

100,2 

100,0 

100,1 

102.8 

102.0 

102,4 

100,6 

100,1 

100,3 

103.0 

102,6 

102,8 

100.9 

100,1 

100,5 ,, 

103,5 

103,1 

103.3 

101,1 

99,9 

100,5 1 • 

105,0 

104.0 

104,4 

101.3 

99,6 

100,4 


Quellen: Statistisches Bundesamt. 

Volks- und Berulszählung 1964; Statistisches Jahrbuch der DDR; Deutsches Institut für Wirtschaftsfor- 
schung (DIW)i Berlin. 
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Hrweibspersonen 


BRD 

DDR 

BRD 

DDR 

männ- 

weib- 

ins- 

männ- 

weJb- 

1 Ins- 

m&nn- 

weib- 

ifts- 

männ- 

weih* 

ins- 

lidb 

lidi 

gesamt 

Udi 

Uda 

1 gesamt 

Udh 

lldi 

gesamt 

licfa 

lieh 

gesamt 


Hrwerbsquoten 


in 1000 Personen 


in 


17269 

9 879 

27 148 

4657 

3 686 

8 345 

' 62,5 

32,2 

48,6 

60,1 

39,9 

49,1 

17 408 

9892 

27 300 

4 685 

3 800 

8485 

62,J 

3/,9 

46,3 

60,4 

41,1 

49,9 1 

17 408 

9635 

27 243 

4 700 

3 840 

8 540 

61,4 

31.5 

45,7 

60,3 

4/,5 

50./ 

17219 

9532 

27 751 

4 720 

3 895 

8615 

60,6 

30i3 

44,7 

60,4 

42,1 

50,4 

l? 192 

9473 

26665 

4 735 

3 920 

8 655 

60,2 

30,0 

44,3 

60,4 

42,4 

50,7 

17396 

9 605 

27001 

4 706 

3979 

8685 

60,/ 

30 J 

44.4 

59,9 ^ 

43,1 

50,9 1 






1964 = 

: tOO 






100 

100 

100 

100 

100 

100 1 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100,8 

101,1 

100,6 

100,6 

103,0 

101,7 

99,4 

99,1 

99.4 

100,5 

103,0 

101,6 

100,8 

99,6 

100,4 

100,9 

104,1 

102,3 

983 

97,8 

98,1 

100,3 

104,0 

102,0 

99,7 

96,5 

98.5 

101,4 

105,6 

103,2 

97,0 

94,1 

95,9 

100,5 

105,5 

102,7 

99,6 

95,9 

98,2 

101,7 

106,3 

103,7 

96,3 

93,2 

95.1 

100,5 

106,3 

103,3 

100.7 

97,2 

99, S 

101,1 

107,9 

104,1 

. 96,2 

93,5 

95,3 

99,7 

108,0 

103,7 
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Tabelle A 27 


Erwerbapersonen der BundearepubJJk und der DDR nach Altersgruppen und Geschlecht 1964 


1000 Personen 


Altersgruppen von . . . bis 
unter • . . Jahren 

BRD 

DDR 

männlich 

weiblich 

insgesamt 

männlich 

weiblich 

insgesamt 

0 bis 14 


— 

— 

— 

1 - 

— 

— 

14 bis 17 


467,6 

441«2 

908,8 

1 ,104,1 

84,6 

188,7 

17 bis 21 


1 208.6 

1 086,7 

2 295,3 

^ 307,6 

278,2 

585,8 

21 bis 25 


1 678,4 

1244,7 

2923,1 

f 458,3 

364,4 

822,7 

25 bis 40 


6171,6 

2934,6 

9 106,2 

1 596,4 

1 

1 163,2 

2759.6 

40 bis 50 


2684,0 

1 734,7 

4418,7 

1.576,0 

690,1 

1 266,1 

50 bis 55 


1 623,4 

919,7 

2543,1 

407,8 

431,2 

839,0 

55 bis 60 


1 589,5 

760.5 

2350,0 

471,3 

383,0 

854,3 

60 bis 65 


1 216,6 

440,2 

1 656,8 

435,2 

189,6 

624,8 

, 65 bis 70 


395,5 

109,7 

595,2 

197,2 

73,7 

270,9 

70 und älter 


233,8 

117,0 

350,8 

102,9 

30,2 

133,1 

14 bis 25 


3 354.6 

2772,6 

6 127,2 

870,0 

727,2 

1 597,2 

14 bis 65 


16 639,7 

9 562.3 

26 202,0 

4356,7 

3584,3 

7 941,U 

25 bis 65 


13 285,1 

6 789,7 

20074,8 

3486,7 

2857,1 

6 343,8 

65 und älter 


629.3 

316,7 

946,0 

300,1 

103,9 

404,0 1 

Alle Altersgruppen 


17 269.0 

9 879,0 

27148,0 

4 656,8 

3 688,2 

8 345,0 1 


Quellen: Statistisdies Bundesamt. 

Volks* und Berufszählung 1964. 
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mdnn> 

tid) 


BRD 


weib* 

lieh 


Struktur iu Vi 


Altersgruppen 


ins- 

gesamt 


DDR 


männ- 

lich 


weib- 

Uch 


ins- 

gesamt 


Frauenanteil 


BRD 


DDR 


Vergleich 


DDR in V% der BRD 


männ- 

lich 


weib- 

lich 


ins- 

gesamt 
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Tabelle A 28 


Wotxnbevötkerung der Bundearepublik und der DDR nach Altersgruppen und Gesäiledit 1964 


1000 Persanen 


Altersgruppen von . , . bis 
unter . . .. Jahren 

BRD 

DDR 

minnlldi 

weiblldi 

insgesamt 

mämüidi 

welhlidi 

insgesamt 

0 bis 14 


6 284,6 

5972.6 

12 257,2 

1 945,4 

1849,4 

3 794.8^ 

14 bis 17 


1 187,3 

1 125,4 

2 312,7 

335,7 

319,4 

655,1 

17 bis 21 


1 448,6 

1 369,2 

2 817,8 

349,3 

341,7 

691,0 

21 bis 25 


t 941,5 

I 804,5 

3746,0 

512,2 

505.5 

1 017,7 

25 bis 40 


6 314,8 

6 104,7 

12 419,5 

1 626,1 

1 709,7 

3 335,8 

40 bis 50 


2738.9 

3732,9 

6471,8 

591,1 

960,1 

1551,2 

50 bis 55 


1 708,6 

2273,6 

3982,3 

424,9 

fl . 

873.0 

1097,9 1 

55 bis 60 


1 756,9 

2 199.6 

3 956,5 

H 506,3 

714.7 

1 221,0 

60 bis 65 


t 564.4 

1929.4 

3493,8 

f 508,9 

6634 

1 172,0 

65 bis 70 


1 071.3 

1 603,2 

2 674.5 ; 

375,5 

568.8 

944,3 

70 und älter 


1 578,3 

2556,! 

4 134,4 

|| 572,7 

950.2 

l 522,9 

14 bis 25 


4 577,4 

4 299,1 

6 876,5 

1 197,2 

1 166,6 

2 363,8 

14 bis 65 


16 661,0 

20539.3 

39 200,4 

1 4 854,5 

5 887,2 

10 741,7 

25 bis 65 


14 083,6 

16240,2 

30 323.9 

3 657,3 

4 720,6 

8 377,9 

65 und älter 


2 649,6 

4 159,3 

6806,9 

1 948,2 

1 S19.0 

2 467,2 

Alle Altersgruppen 


27 595,2 

30 671,2 

58266,4 

7 748,1 

9 255,6 

17 003,7 


Quellen: StaüsUsdies Bundesamt. 

Volles- und Berufszählung 1964. 
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Struktur in Vn 


Alter 


BRD 

DDR 

znAnn- 

weib- 

ins- 

männ- 

weib- 

ins- 

lid> 

lich 

gesamt 

Udi 

Udi 

gesamt 


Frauenanteil 


BRD 


DDR 


Vergleich 


DDR in Vi der BRD 


aiSnn- 

lidt 


weib- 

lich 


ins- 

gesamt 


22.8 

19.5 

21,0 

1, 25, J 

20.0 

22 J 

4aj 

1 45,7 

3/,0 

3tß 

31,0 

4.3 

3,7 

4,0 

4,3 

3,5 

3,9 

48J 

f 4aA 

28,3 

2BA 

28,3 

5,3 

4.4 

4.8 

4J5 

3.7 

4.1 

48ß 

' 49,5 

24, J 

25ß 

24,5 

7,0 

5,9 

6.4 

6,6 

SA 

6.0 

4ßß 

49,7 

26,4 

28ß 

27,2 

22,0 

19,9 

21,3 

21,0 

ISA 

19,6 

49ß 

51,3 

25.8 

2$ft 

26,9 

9,9 

12,2 

11,1 

7fi 

10.4 

9,; 1 

57J 

61,9 

21,6 

25J 

24,0 

6.2 

7.4 

6.8 

SA 

7.3 

6,5 

57J 

61,3 

24,9 

29ß 

27,6 

6,3 

7,2 

6,8 

6A 

7.7 

7,2 1 

55>6 

53,5 

23.8 

32ß 

30,9 

5,7 

6,3 

6.0 

6.6 

7A 

6,9 

554 

56,6 

32,5 

S4A 

33,5 

3,9 

5,2 

4.6 

4,9 

6,2 

5.6 |i 

59ß 

60,2 

35,1 

35,5 

35,3 

5.7 

S,3 

7.1 

7.4 

10,3 

9,0 

51 ß 

62,4 

36,3 

37,2 

36,8 

W.6 

14.0 

15.2 

\5,4 

12.6 

13,9 

48,4 

49,4 

26,2 

27 A 

26.6 

67,6 

67.0 

67.3 

62.6 

63.6 

63.2 1 

52A 

54^ 

26,0 

28J 

27.4 

51,0 

53,0 

52,0 

47,2 

51.0 

49.3 ' 

53ß 

56,3 

26,0 

29J 

27,6 

9,6 

13.5 

II.7 

t2A 

16,4 

14,5 

5tJ 

61.6 

35,8 

36ß 

36,2 

100,0 

100,0 

WOft 

iOQft 

WQß 

100,0 j 

52,6 


2BJ 

30ß 

29,2 
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Dnidcsadie VI/1600 


Tabelle A 29 


Erwerbsbeieiligimg der Bevölkerung ln der Bundesrepublik und ln der DDR 
nach Altersgruppen und Geadilecht 1964 

Anteil der gleichaltrigen EiVerbspersonen an der Wohnbevölkerung in Vo 


AUersgrup|>en von . « » bis 
unter . . . Jahren 

BRD 

DDR 

männlich 

1 weiblich 

1 insgesamt 

männlich | 

weiblich 

1 Insgesamt 

0 bis 14 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

14 bis 17 


6.3 

6,2 

6.2 

4.6 

3,9 

4.2 

17 bis 21 


83,4 

79.4 

81,5 

88,1 

81,4 

84,8 

21 bis 25 


86,4 

69,0 

78,0 

89,5 

72,1 

80,8 

25 bis 40 


97,7 

48,1 

73,3 

98,2 

68,0 

82,7 

40 bis 50 


98,0 

46,5 

68,3 

97,4 

71,9 

81,6 

50 bis 55 


95,0 

40J 

63,9 

96,0 

64,1 

76,4 

55 bis 60 


90,5 

34,6 

59,4 

93.1 

53,6 

70,0 

60 bis 65 


77.8 

22,8 

47,4 

85,5 

28,6 

53,3 

65 bis 70 


36,9 

12,5 

22,3 

52,5 

13,0 

28,7 

70 und älter 


14.8 

4.6 

8,5 

18,0 

3.2 

8.7 

14 bis 25 


73,3 

64,5 

69,0 

72,7 

62,3 

67,6 

14 bis 65 


89,2 

46,6 

66,8 

89,8 

60,9 

73,9 

25 bis 65 


94,3 

41,8 

66,2 

95,3 

60,5 

75,7 

65 und älter 


23,8 

7,6 

13.9 

31,7 

6,8 

16,4 

Aile Altersgruppen 


L«l_ 

MM 


60,1 

39,9 

49,1 


Quellen: Statistiftches Bundesamt. 

Volks- und Berufszählung 1964. 
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Tabelle A 30 


Erwerbstätige der Bundesrepublik und der DDR nach WJrlschaltsbereichen und Geschlecht 
1965 und 1968 


1000 Personen 


Wirtschaftsbereich 


1965 


BRD 

DDR 

mSnnlidi 

welbltUi 

Ins^etanit 

mAnnticb 

wetbHcfa 

Uisgeftamt 


Limd- und Forstwirtschaft 


1364 

1 602 

2 966 

667 

553 

l 220 

Verarbeitendes Gewerbe * 


7 804 

3 196 

10 997 

2142 

i 368 

3510 

Baugewerbe 


2107 

114 

2 221 

495 

55 

550 

Warenproduzierendes Gewerbe 


9911 

3 310 

13218 

2 637 

1 423 

4 060 

Handel 


1465 

1 724 

3 189 

292 

613 

905 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 


1 331 

r 

258 

1589 

367 

198 

565 

Handel und Verkehr 

, 2 796 

1982 

4 778 

659 

811 

1 470 

Dienstleistungsbereiche 


1 3 234 

2 957 

6 191 

722 

1 013 

1 735 

Wirtschaft insgesamt 

1 17 302 1 

1 9 851 

27 153 

4 685 

3 800 

, 8 485 J 


«- 


1 Einschließlich Bergbau und Energie. 


Tabelle A 31 


Erwerbstätigenstruktur und -Entwicklung der Bundesrepublik und der DDR 
nach Wlrtsckaltsbereichen und Geschlecht 1965 und 1968 



Struktur in */• 


Frauenanteil 

Wirtschaftsbereich 

1965 

1968 


BRD 

DDR 

BRD 

DDR 


Land- und Forstwirtschaft 


54,0 

i 45,3 


~53,9 


45,0 

Verarbeitendes Gewerbe ^ 


29.0 

39.0 


27.6 


39,2 

Baugewerbe 


5,1 

10.0 


5.3 

|i M1.9 

Warenproduzierendes Gewerbe 


25.0 

1 35.0 


23.9 

35,2 

Handel 


54,1 

1 67,7 


52.6 

69,2 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 


16.2 

. 35,0 


16.2 

1 36,6 

Handel und Verkehr 


41.5 

* 55,2 


41,0 

1 56,7 

Dienstleistungsbereiche 


47,8 

! 58.4 


46,8 


59,5 

Wirtschaft insgesamt 


36,3 



35.6 


45,3 


* ' Einschließlich Bergbau und Energie. 
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1000 Personen 

Struktur In •/# 

1968 

Wfrtschaftsbereicfae 

1965 

1968 

BRD 

DDR 

BRD 

DDR 

BRD 

DDR 

mSnn- waib- liu« 

heb Ikb gotamt 

minn- | %reib> ia»> 

lfdi 1 hdi gesamt 

mtim- weit>*| iasg«< 
11dl lieb 1 samt 

misii* weU>- lAsge* 
lidi lld) samt 

Qliui-I mreib« insge^ 
lieb 1 Itds samt 

weib-| iasge- 
lieh 1 lldi 1 samt 



Quellen: StatisUsdies Bundesamt. 

Deutsches Institut für Wlrtschaltsforsdiung, Berlin. 


Entwicklung 1965 bis 1968 



1965 

=- 100 



BRD 

DDR 

mÄnn- 

weib- 

insge- 

mann- | 

weib- 

insge- 

Uch 

Uch 

samt 

Uch 1 

lich 

samt 


Vergleich 


DDR in •/# der BRD 


196$ 

1968 

männ- 

weib- 

insge- 

männ- 

weib- 

insge- 

lich 

lich 

samt 

Uch 

Uch 

samt 


88,9 

88,5 

88,7 


92,4 

93,0 1 

48,9 

34,5 

41,1 

51.4 

36,1 

43,2 

96.7 

90,1 

94,8 

L 102.1 

102,9 

102,4 1 

27,5 

42,8 

31,9 

29.0 

48,9 

34,5 

92,5 

94,7 

92,6 

1 109,5 

132,7 

111,8 


23,5 

48,2 

24,8 

27,8 

67,6 

29.9 

95,8 

90,3 

94,4 

103,5 

104.1 

103,7 


26,6 

43,0 

30,7 

28,8 

49,6 

33.7 

103,5 

97,6 

100,3 

95,6 

102,1 

100,0 


t 9,9 

35,6 

28,4 

18.4 

37,2 

28.3 

94,7 

94,6 

94,7 

1 96.7 

103,5 

99,1 


27,6 

76,7 

35,6 

28,2 

84,0 

37,2 

99,3 

97,2 

98.4 

1 96,2 

102,5 

99.7 


23,6 

40,9 

30,8 

22,8 

43,1 

31.2 

107.5 

103,3 

105.5 

103,6 

108,3 

106,3 


22,3 

34,3 

28,0 

21.5 

35,9 

28,3 

98,0 

95,3 

97,0 

101,1 

103,2 

102,0 


27,1 

38,6 

31,2 

27,9 

41,8 

32,9 


Quellen: Statistisches Bundesamt. 

Deutsches Institut für Wirtscbafisforschung, Berlin. 


239 


Drudcsadie VI/1690 


Deiiisdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle A 32 


Arbeitnehmer^ der Bundesref^ubUk imd der DDR nach Jndiis!riezwe/gen imd Gesdt/edil 1964 


IndusUiezwelg 

1000 Personen 

BRD 


DDR 

insgesamt | 

Frauen 

illäge&amt ) 

Frauen 

Grundstoffindustrie (ohne Energie) 


2 144,8 

322,9 

^ 665,4 

185,1 

1 

Bergjbau 


483,3 

125 

1925 

34,9 

Metallurgie 


649,5 

60,1 

107,9 

22,3 

Chemie 


7545 

232,5 

275.6 

108,4 

Baumaterialien 


2575 

17,6 

89,1 

195 

Metallverarbeitende Industrie 


3 286.3 

812,1 "jj 

1 023,4 

316,3 

Elektrotedmik 


882,0 

349,1 

230,7 

103,2 

Sdriffbau 


7S5 

3,7 

^p38,l 

7.9 1 

1 

Maschinenbau 


1 163,4 

164,2 

382.2 

85,3 

Fahrzeugbau 


498,3 

755 

140,6 

33,7 

Metallwaren 


521,3 

155,8 

134,0 

46,3 

Feinmechanik und Optik 


145.4 

63,8 


97.8 

39,9 

Leichtindustrie 


1957.0 

991,6 


766,3 

47U 

Holz- und Kulturwaren 


338,9 

91,8 


143,8 

61^2 

Textilien 


539,8 

310,7 


290,0 

200,0 

Bekleidung, Näherzeugrdsse 

[ 

360,1 

298.7 


1055 

91,8 

Leder-i Schuh- und Pelzwaren 


164,8 

88,8 


65,3 

42,7 

Zellstoff und Papier 


195,8 

78.2 


59,7 

30,3 

Polygraphische Industrie 


187,1 

60,8 


35,8 

16,2 

Glas und Keramik 


»70,5 

62,6 


66,2 

29,2 

Nahnings- und Genußmittelindustrie 


506,3 

200,9 

203,1 

L 

104,4 

Industrie insgesamt (ohne Energie) 


7 095,0 

2 371,1 

2658,2 

l 077,2 


* Ohne Lehrlinge. 

Quellen: Stati8tkdje& Bundesamt. 

StatislUdies Jahrbuch der DDRi Deutsches Institut für Wirts dt aftsforsdhung. 
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Dnidcsadte Vl/1690 


Struktur in Vt 

Vergleich 

Industriezweig 

Frauenanteil 



BRD 

DDR 

BRD 

DDR 

ULiK Ul */• aer isku 

insgesamt | 

Frauen 

insgesamt | 

Frauen 

insgesamt | 

Frauen 









27.2 

13.9 

25.0 

»7,2 

»5,0 

1 27,8 

31.0 

57,4 

6.1 

0,5 

7.3 

3,2 

2.5 

' 18.1 

39.9 

283,7 

8,2 

2ß 

4,1 

2.1 

0.3 

20J 

1 

16.6 

37,1 

9.6 

10.0 

WA 

10,1 

30,8 

39,3 

36.5 

46,6 

3.3 

0,8 

3.3 

1.8 

6,8 

2».9 

34.6 

110,8 

41,6 

34,9 

38.5 

29.4 

24.7 

30.9 

31,1 

38,9 

il.2 

15,0 

8.7 

9,6 

39,6 

44.7 

26,2 

29.6 

t.o 

0.2 

1.4 

0.7 

4.9 

20.7 

50,2 

213,5 

14.7 

7.1 

14,4 

7.9 

14,1 

22.3 

32ß 

51,9 

6,3 

3;2 

5.3 

3,1 

»5,2 

24.0 

28,2 

44.6 

6.6 

6.7 

5.0 

4.3 

29,9 

34.6 

25,7 

29.7 

1.8 

2.7 

3.7 

3.7 

43.9 

40,8 

67,3 

62.5 

24.8 

42.6 

28.8 

43.8 

50.7 

61.5 

39,2 

47.5 

4,3 

3.9 

5.4 

5,7 

27.1 

42,6 

42.4 

66.7 

6.8 

13.4 

lOß 

18,6 

57.6 

69.0 

53,7 

64,4 

4.6 

12,8 

4.0 

8.5 

82.9 

87,0 

29ß 

30.7 

2.1 

3,8 

2.5 

4,0 

53.9 

65.4 

39,6 

48.1 

2,5 

3.4 

2,2 

2.8 

39,9 

38.7 1 

30^ 

38,7 

2,4 

2.6 

1.3 

1.5 

32,5 

j 45.3 j 

19,1 

26,6 

2.2 

2,7 

2.5 

2.7 

36,7 

1 44.1 1 

38,8 

17.1 

6.4 

8.6 

7.6 

9.7 

39,7 

P 

I ! 

40,1 

52.0 

JOO.O 

t — ■ — 

100.0 

100.0 

100,0 j 

29,5 

1 40,5 


33.7 

46,4 
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Drucksache VI/ 1690 


Deutsdier Bundestag — 6, Wahlperio4e 


Tabelle A 33 


Brwerbatätige ' der Bundesrepub//k und der DDR nadi Berulsgruppen und Geschlecht 1964 


Bemfsgruppe 

1000 Personen 

Kenn- 
ziffer * 

Beziefdinung 

BRD 

DDR 

männiidi 

weiblidi 

ins- 

gesamt 

männlidi 

weiblidi 

Ins- 

gesamt 


11 

Berufe des Bergbaus 


253,6 

(0.7) 

254,3 

i 54,3 

3.1 

57,4 

12 

Berufe der Metallurgie 


83,7 

(1,41 

85,1 

1 17,6 

2,3 

19,9 

13 

Berufe der cfaemisdien Industrie 


188.2 

75.3 

264,5 

51,3 

47,8 

99.1 

14 

Berufe der Baumaterialindustrie 


33,6 

5,6 

99.2 

31,3 

5,3 

36.6 

I 

Berufe der Grundstoffindustrie 


620,1 

83,0 

703,1 

1 154,5 

ss,s 

213,0 

21 

Metall bearbeiter und 
-Verarbeiter 


791,9 

104,8 

896.7 


270,9 

64.4 

335.3 

22 

Metallbearbeiter und 
-Verarbeiter 


1 350,0 

101,0 

t 451,0 


379.6 

24,4 

404,0 

23 

Elektriker 


374,7 

107,3 

482,0 

147,9 

43,6 

191,5 

24 

Feinmechaniker^ Optiker 


96,7 

18,2 

114.9 

19.8 

12,3 

32,1 

25 

Holzbearbeiter und 
-verarheilery Musik- 
instrumenten-. Spielwarenbauei 


423,2 

28,8 

452,0 


134,4 

38.3 

172,7 

27 

Zellstoff- und Papiennadier, 
Papierverarbei ler 


36,2 

5,8 

42,0 

9JQ 

n.6 

32.5 

28 

Graphische Berufe 


143,6 

95,5 

239.1 


25,9 

26,4 

52,3 

30 1 

31 1 

Textilhersteiler» -Verarbeiter 


113,7 

110,2 

146,0 

459,4 

259,7 

569,3 


40,5 

24,7 

139,0 

157,3 

1795 

182,0 

32 

Lederherstelier; Leder-, 
Fellyerarbeiter 


117,1 

83,6 

200,7 


40,0 

38,9 

78,9 

33 

Glasmadier, Keramiker 


57.2 

29,1 

86,3 

22.9 

18,0 

40,9 

34 

NahrungS“ und 
Genußmittelhersteller 


318,7 

59,5 

378.2 


86,0 

52,2 

138,2 

35 + 362 

Baubenife (+ Warenbemaüer) 1 


t 602,2 

20,2 

I 622,4 


409,4 

9.7 

419,1 . 

36 ohne 362 

Berufe für Hilfsarbeiten 
bei der Stoffbearbeitung 


39.4 

5.1 

44,5 


10,4 

12,8 

1 

23,2 

38 

Maschinisten 

und zugehörige Berufe 


355.6 

6.2 

361,8 


181,9 

25,6 

207,5 

2/3 

Berufe der Stolfbearbeitungs- 
und -Verarbeitungsindustrie 


5 Ö30.4 

1270,5 

7 200,9 

I 

1 804,2 

685.5 

2 489,7 

41 +42 

Ingenieure und Techniker 


760,3 

30,0 

790,3 


! 276,6 

35,1 

311,7 

43 

Sonstige tedmische Fachkräfte 


85,4 

42,6 

128,0 


22,2 

1 

45,0 

67.2 

4 

Tedinische Berufe 


845,7 

72,6 

918,3 


298,8 

80,1 

378,9 


^ Ohne Lehrlinge f BRD: Nur HrwerbstaUge Im Alter von 14 bis 65 Jahren. 
* DDR-Berufssyslemotik. 
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Dracksadie VI/1690 




Struktur in •/♦ 



DDR 

: in Vf der 

BRD 



BRD 



DDR 


(BRD = 100) 

Kenmlffer * 

mänoiidi 

weiblich 

ins- 

gesamt 

männlich 

weiblich 

ins- 

gesamt 

männlich 

weiblich 

ins- 

gesamt 


171 

f0.01) 

1,09 

1,22 

0,09 

0,72 

21,41 

(442,86) 

22,57 

11 

0^6 

(0,02) 

0.30 

0,40 

0,07 

0,25 

21,03 

(164,29) 

23,38 

12 

1,27 

0,88 

1,13 

1,15 

1,35 

1,24 

27,11 

63,48 

37,47 

13 

0.63 

0fi7 

0,43 

0,70 

0.15 

0146 

33,44 

94,64 

36,90 

14 

4,17 

0,98 

3,01 

3,47 

1,66 

2,66 

24,92 

70,48 

30,29 

l 

5,33 

1,23 

3,84 

0,07 

1,82 

4.19 

3431 

61,45 

37,39 

21 

9,08 

1.19 

631 

8,51 

0.69 

5,05 

27,92 

24,16 

27,84 

22 

2,52 

1,26 

2.06« 

3,32 

1,23 

2,40 

39,47 

40,63 

39,73 

23 

0,65 

0.21 

0,49 

0,44 

035 

0.40 

20.48 

67,58 

27.94 

24 

2ß5 

0,34 

/,93H 

3,01 

1.08 

2,16 

31.76 

132,99 

38.21 

25 

0,24 

0,07 

0,18 

0,22 

0,64 

0,41 

27,35 

389,66 

77,38 

27 

0,97 

1,12 

1,02 

0.58 

0.75 

0.65 

18,04 

27,64 

21J87 

28 

0,77 

1,72 

1.11 

0.91 

3,93 

235 

35,62 

95,21 

69.12 

30 

0,74 

5,4 T 

2.44 

0,55 

4,45 

238 

22,41 

34,24 

31,97 

31 

0,79 

0fi8 

0,86 

0.90 

1,10 

0,99 

34,16 

46,53 

39,31 

32 

0,39 

0,34 

0,37 

031 

0,51 

0.5/ 

40,00 

61,86 

47,39 

33 

2.14 

0,70 

1,62 

133 

1.48 

1,73 

26,99 

87,73 

36,54 

34 

10.77 

0,24 

6.94 

9,18 

0,27 

5,24 

25.55 

48J02 

25,83 

35 + 362 

0,27 

0,06 

0,19 

0,23 

0.36 

0,29 

26,40 

250,98 

52,14 

36 ohne 362 

2,39 

0,07 

135 

4,08 

0,72 

2,60 

51,15 

412,90 

57,35 

38 

39,88 

14,94 

30,81 

40,44 

19,39 

31,14 

30.42 

53,96 

34,58 

2/3 

5,11 

035 

3,38 

6,20 

0,99 

3.90 

36.38 

117,00 

39,44 

41+42 

0,57 

0,50 

035 

0,50 

1.27 

0.84 

26,00 

105,63 

52,50 

43 

5.68 

0,85 

3.93 

6,70 

2,26 

4,7^. 

35,33 

110,33 

41,26 

4 
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noch Tabelle A 33 


ßerufsgruppe 


1000 Personen 


Kenn* 
Ziffer * 



BRD 


DDR 

Bezeidbnnng 

männüdh 

weiblidi 

tns- 

gesaml 

m&ntiUdi 

weiblich 

Ins* 

gesamt 

51 + 532 

Acker-, Gartenbauer, 
Tierzüditer, Pflanzenbauer 


l 173,1 

1 376,1 

2554,2 

499,9 460,5 

960,4 

52 

Berufe der Binnenfisdierei 
und Forstwirtschaft 


69,1 

12.1 

81,2 1 

24,1 

10,9 

35,0 

53 ohne 532 

Berufe des Veterinärwesens 
(ohne Pflanzensdiutz) 


7,2 

(0,5) 

7,7 

4,0 

2,2 

6.2 

5 

Berufe der Land* und 

Forst Wirtschaft 


1 254,4 

I 388,7 

2 643,4 

528,0 

473,6 

I 001,6 1 

61 

Verkehrsberufe 


1 256,5 

125,9 

l 382,4 

505,7 

135,1 

640.8 * 

62 

Handels- und Gaststättenberufe 


t 458,4 

1 809,0 

3 267,4 

242,6 

614,5 

857,1 

6 

Berufe des Verkehrs, 

Nachricht, Handel 


2 714,9 

1 034,9 

4 649.8 

748,3 

749,6 

1 497,9 

71 

Berufe der Bildimg und Kultur 


289,0 

266,2 

555,2 

151,8 

187,9 

339,7 

72 

Natur- und gesellsdiafts- 
wissenschafUidie Berufe 


36,2 

(4,7) 

40.9 

10,5 

2.4 

12,9 

73 

Berufe des Gesundheits- 
und Sozialwesens 


150,4 

346,5 

496,9 

37,1 

168,1 

205.2 

7 

Berufe: BUdungr Kultur, 
Wissenschaft usw* 


1 

475,6 

617,4 

1 093,0 

!99,4 

358.4 

557,8 

81 

Wach* und Sjäierheitsberufe 


154,2 

37,9 

192,1 

89,5 

15,1 

104,6 

82 

Körperpflegeberufe 


76,8 

82,7 

159,5 

15,0 

32,7 

47,7 

83 

Vermittler, Verleiher 


ta,2 

10,0 

28.2 

1.4 

3,8 

5,2 

85 

Reinigungs- und 
Dienstleistungsberufe 


70, t 

864,2 

943,3 

28,7 

312,8 

341,5 

87 

Konfessionelle Berufe 


47,5 

42,7 

90,2 

10,7 

7.6 

18,3 

8 

Dienstiei st ung sberuf e , 
sonstige Berufe 


375.8 

I 037,5 

1 413,3 

145r3 

372,0 

517.3 

91 -1-92 

Berufe der Wirtschaftsleitung, 
Betriebswirte 


2205,t 

1 785.9 

3991,0 

354,3 

629,0 

983,3 

94 

Redilsberufe 


66,9 

(3,5) 

70,4 : 

4.7 

1.1 

5,8 

9 

Berufe der Wirtschaftsleitung, 
Verwaltung, RechUwesen 


2 272,0 

1 789,4 

4 061.4 

359,0 

630,1 

989,1 

09 

Beschäftigte 

ohne nähere Berufsangabe 


383,3 

3044! 

687,5 

222,2 

127,0 

549,2 

Alle BG 

Alle Berufsgruppen zusammen 


14872,2 

8 498,2 

23370,4 

4 459,7 

3 534,8 

7994,5 


^ DDR'BerüfssystcmaUk. 
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Struktur in •/• 

DDR in */« der BRD 


BRD 

DDR 

(BRD = 100) 

Kennziffer * 

männlich 

weiblich 

ins- 

gesamt 

männlich 

weiblich 

ins- 

gesamt 

männlich 

weiblich 

ins- 

gesamt 




1 







7,92 

16.19 

10,93 

11,2} 

13.03 

72,0/ 

42,43 

34,46 

37,60 

Sl + 532 

0.47 

0,14 

0 A 5 

0,54 

0,31 

0 J 4 

34,88 

90,08 

43,10 

52 

0,05 

{0,01} 

0,03 

0,09 

0,06 

0.08 

55,56 

(440,00) 

80,52 

53 ohne'532 











8,44 

16.34 

11,31 

^^84 

13,40 

12,53 

42,09 

34,10 

37,89 

5 

8.45 

1,48 

5.9; 

11,34 

3,82 

8,02 

40,25 

907,31 

46,35 

6t 

9,81 

21,29 

73.96 

5,44 

17.38 

10.72 

16,64 

33 S 7 

26,23 

62 

18.26 

22.77 

19,89 


21.20 

18,74 

27,56 

38,74 

32,21 

6 

1,94 

3,13 

2.38 


5,32 

4,25 

52,53 

70,59 

61,19 

71 

0.24 

(0.06) 

0,18 

-■ 

L 0.24 

0,07 

0,16 

29,01 

757,067 

31,54 

72 

i.oi 

4,08 

2.13 : 

F 

1 0.83 

4,76 

2,57 

24,67 

48,51 

41,30 

73 

3,19 

7 J 27 

4,68 

II 1 

; 4,47 

10,15 

"ia 

6.93 1 

41.93 

58,05 

51,03 

7 

1,04 

0,^5 

0,82 

j 2,01 

0.43 

1,31 

58,04 

39,84 

54,45 

81 

0,52 

0,97 

0,68 

1 0.34 

0,93 

0.60 

19,53 

39,54 

29,91 

82 

0,12 

0,12 

0,12 

0,03 

0,11 

0,07 1 

7,69 

38,00 

18,44 

83 

0,53 

10,17 

4,04 

0,64 

8.85 

4,27 

36,28 

36,20 

36,20 

85 

0,32 

0,50 

0,39 

0,24 

\ 

0.72 

0,23 

22,53 

17.80 

20,29 

87 

2,52 

12,21 

6/05 

3,26 

10,52 

6,47 

38,66 

35,86 

36,60 

8 











14,83 

21.02 

;7,08 

7,95 

17,80 

12.30 1 

]6.07 

35,22 

24,64 

91-^92 

0 A 5 

(0.04) 

0,30 

0,11 

0,03 

0,07 

7,03 

(31,43) 

8,24 

94 

15.28 

21.06 

17,38 

8,06 

17.83 

12,37 1 

15,80 

35,21 

24,35 

9 

1 2.58 

3,58 

2:94 

4.98 

3,59 

1 

4,37 

57 fi 7 

41,75 

50,79 

09 

1 

1 100,00 

100,00 

100,00 

100,00 

100.00 

;oo,oo| 

29,99 

41,60 

34,27 

BG 


Quellen: Mikrozensus 1964« Arbeits« und sozittlstnlistische Mitteilungen des BMA. 
Volks- und Berulsz&hlung 1964. 


245 



f 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/ 1690 


Tabelle A 34 

Erwerbspersonen ' der Bundesrepublik und der DDR nach Berulsklassen 

Jeweils die 40 am stärksten besetzten Berulsklassen 

in 1000 Personen und in Vo aller Erwerbspersonen (Männer und Frauen) 


in 1000 


BRO 


DDR 

•/# 

Berufsklasse 

Rang- 

Ziffer 

Berufsk lasse 

Bezeichnung | Nr.* 


Nr.* 1 Bezeichnimg 


ln 1000 I •/• 


t 908,3 

8,17 

Industrie-, Verwal- 
tungskaufmann, 
Büroangestellter 

7121 

1 243,5 

5.32 

Groß- und Einzel- 
händler. Ein-, Ver- 
käufer 

5111 

810,3 

3,47 

Landwirt 

1111 

756,5 

3,24 

Schlosser 

2641 

635,8 

2,72 

Kraftfahrer 

5216 

564,9 

2,42 

Hilfsarbeiter ohne 
nähere Tätigkeits- 
angabe 

3919 

440,0 

IM 

Maurer 

2411 

423,5 

1.81 

Bau- und Hausrat- 
reiniger 

6311 

346,8 

1,48 

Unternehmer. Organi- 
sator 

7tll 

338,4 

1.45 

Bauhandlanger 

3911 ' 

333,6 

1,43 

Buchhalter 

7123 

314,0 

IM 

Bau- und Möbel- 
tischler 

3021 

313,9 

1,34 

Stenotyplst. Steno- 
graph, Maschinen- 
schreiber 

7128 

312,7 

1,34 

Hduswirtschafts- 

helfer 

6215 

297,3 

1.27 

Verwallungsbedien- 
stete (Höherer und 
gehobener Dienst) 

7115 
, 


4 

5 


9 

10 

tl 

12 

13 

14 

15 


5111 Landwirtschaftlicher 

Arbeiter, Landwirt 608,5 7^61 


91 1 1 Kaufmännisches 
Verwaltungs- 
personal 

6211 Handelskaufmann, 

Verkäufer, Händler 

( 8511 Raum-, Hausrat- 
I reiniger 

I 

6115 Kraftfahrer 


6279 Warenlagerarbeiter, 
Versandfertig- 
machcr 

2219 Bauschlosser, 

sonstige Sdilosser 

9122 Buchhalter 
6151 Transportarbeiter 


322.7 

317.0 

244.7 

231.0 


4,04 

3,97 

3,06 

2,89 


223,9 2,80 

192.5 2,4J 

162.5 2,03 

137,7 1,72 


9151 Angestellte der 

Staatl. Verwaltung 120,7 1,51 


7331 Krankenschwester, 117,8 1,47 

-pfleger 

.7121 Lehrer an allgemein- 117,1 1,46 

bildenden Schulen 

9141 Stenotypist, Steno- 1144 
graph, Maschinen- 
sdireiber 

^3511 Maurer 112,8 1^1 

1 5141 Tierzüchter, -pfleger 103,6 1,30 

I 


^ Ohne Lehrlinge, mir Erwerbspersonen tmter 65 Jahren. 

* fiRD-Systematik. 

* DDR-Systematik. 
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noch Tabelle A 34 


BRD 

Rang- 

Ziffer 

DDR 

iß 1000 

«>/• 

Berufsklasse 

Benifsklflsse 

in tOOa 


Bcszeidmimg 

1 Nr.* 


Mr* • 1 Bezeidinimg 









290,9 

1,25 

Elektroinstallateur 

272 i 


18 

81 11 Wäditer, Wärter 

101,6 

;,2? 

289,1 

1,24 

Maler, Lackierer 

2478 


17 

5113 Traktorist, Land- 
masdünenführer 

94,6 

1,78 

278,9 

M9 

übrige, TedbnJker, 
Ingenieure 

4161 


13 

|BII4 Zug äbfer tigert Schaff- 
1 ner, Rangierer 

90,5 

7,73 

276,4 

UB 

Warenkaufmann, 

VersandJerlig- 

tnachei 

3816 


19 

^6269 Sonslige Speisen- 
zubereiter 

87,8 

7,70 

231,8 

0J99 

Bergmann 

2111 


20 

9129 Sonstiges Rechnungs- 
Personal 

80,7 

1.07 

198,2 

0,85 

Lehrer (Volks-, 
MiUel«, Sonder- 
sdiulen) 

8223 


21 

3813 Heizer 

75.5 

0.94 

194,5 

0,83 

Hilfsarbeiter (Lager. 
Versand) 

3914 


22 

2151 Dreher 

71,8 

0.90 

180.7 

0,77 

Sdineider 

3481 


23 

2211 Masdiinensdilossex 

70.4 

0.88 

180,4 

0,77 

Krankensdiw^ter, 

-pCleger 

8153 


24 

2333 Elektromonteur 

69.0 

0ß6 

180,2 

0.77 

Lagerverwalter 

3817 


25 

fil45 Postbetriebs- 
facharbeiter 

68,3 

0.85 

179,7 

0,77 

Dreher 

2551 


26 

9143 Bürohilfskraft 

63,5 

0,79 

179,1 

0,77 

Sonstige Testilnaher 3439 


2? 

131 1 Chemiearbeiter-, 

-facharbeiter 

57,7 

0,72 

174,9 

0,75 

Chemiebetriebs- 
werker, -laborant 

2811 


28 

31:19 Sonstige Textilnäher 

57,3 

0.72 

160,2 

0,69 

Ardiilekl, Bauinge- 
nieur, -ledmiker 

4141 


29 

3567 Maler, Lackierer 

51,5 

0.64 

155,5 

0,67 

Poslverteiler 

5255 


30 

3111 Schneider 

48,4 

0.61 

153,8 

0,6(5 

Bankfarbmann 

5121 


31 

2331 QektroinstaDateur 

47.7 

0,60 

146,4 

0,63 

GasLwirt, Hotel-, 
Gaststätten- 
kaufmann 

6tn 


32 

2l6l Sdiweißer 

46,0 

0,58 

144.4 

0,62 

Mechaniker 

2671 


33 

7U2 Kindergärtner, 

-pfleger 

44,6 

0,56 

141,8 

0.61 

PiiBeur 

6511 


34 

2529 Sonstige Tischler 

43,8 

0,55 

136,5 

0,58 

Ingenieure 

(Maschinen-, Land- 
fahrzeugbau) 

4121 


35 

*7111 Jugenderzieher 

43.2 

0,54 


* BRD’Systematik. 

* DDR-SyslemaUk. 
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noch Tabelle A 34 


BRD 


DDR 

in 1000 


BeruiskJasse 

Rang- 

ziffer 

Berufsklasse 

in 1000 


Bezeichnung 

1 Nr.» 


Nr. * 1 Bezeichnung 

135,2 

0,58 

Warennachseher, 

«Sortierer 

3813 


36 

8211 Friseur 

42.5 

0,53 1 

127,8 

0,55 

Andere Transport- 
werker 

5262 


37 

4299 Techniker ohne 
nähere Angabe 

41,5 

042 

126,8 

0,54 

21ijninerer 

2431 


38 

3531 Zimmerer 

41,4 

042 

120,4 

0,52 

Polizeibedienstete 

7311 


39 

5131 Gärtner 

40,7 

0.5/ 

119,5 

0,5/ 

Sonstige Melall- 
erzeuger- 
-bearbeiter 

2599 


40 

8541 Wäscher, Plätter, 
Bügler 

39,9 

0,50 

13 542,6 

57,96 

Alle 40 Berufsklassen 

— 


— 

— Alle 40 Berufsklassen 

4 6464 

58, n 

p 365,1 

700,00 

Erwerbspersonen 

insgesamt 

— 


— 

— Erwerbspersonen 
insgesamt 

7 994,5 

100,00 


• BRD-Systematik. 

• DDR-Systematik. 

Quellen: Mikrozensus 1964, 

Volks- und Berufszählung 1964. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

Tabelle A 35 

Erwerbspersonen ^ der ßundesrepuö/i/( u/tcf der DDR jiadl ßem/sk/assen 
IQweih die 40 am stärksten besetzten BeruSskiassen 
in 1000 Personen und in aller Erwerbsparsonen (Männer) 


& 


BRD 


DDR 

Erwarbspersonen 

Berufsklasse 

Rang- 

niüet 

Berufsklasse 

Erweibspersan en 

in 1000 1 

•/» 

eezeidinung 

|Nr.» 


Nn* 1 Bezeiduiimg 

ln 1000 1 

1 V» 

887,4 

5,97 

Industrie-* Vewal- 

tungskaufmann* 

Düroangasiellier 

7121 

l 

5111 Landwirt, Landwirt- 
sdiaftliche Arbeiter 

1 

273,1 

6,12 

749.Ö 

5.04 

Schlosser (ohne Stalil- 
bausch] osser) 

2641 

2 

(61 15 Kraftfahrer 

227,3 

5,10 

664.1 

4J7 

Landwirt 

llll 

3 

2219 Bausdilosser, 

1 sonstige Schlosser 

185,4 

4.16 

629,1 

4,23 

Kraftfahrer 

5216 

4 

iSIll Kaufhiänsisdtes 

L Verwaltungs- 

personal 

160,4 

3,60 

505,6 

3,40 

GroB-r Binzeihändler, 
Ein-* Verkäufer 

5111 i 

5 

^6151 Transportarbeiter 

120,6 

2,70 

438,2 

2,95 

Maurer 

2411 

6 

3511 Maurer 

112,6 

2,52 

331,0 

2.23 

Bauhand langer* 
Baustättenarbeitei 

3911 

7 

6279 Warenlagerarbeiter. 
Versand/ertig* 
macher 

109.2 

2.45 


2,15 

Hilfsarbeiter ohne 
nähere Täügkeits- 
angabe 

3919 

8 

5)13 Traktorist, Land- 
maschlnenführer 

94,3 

2.11 

311,4 

2,69 

Bau-« Möbeltisdiler 

3021 

9 

8111 Wächter, Wärter, 
Hausmeister 

86,5 

1,94 

283,8 

1,9/ 

Unlemehmefj 

Organisator* 

Geschäflsführer 

7Ul 

10 

3853 Heizer 

73,2 

1,65 

280,6 

1,89 

Maler, Lackierer 

2478 

Ik „ 

2211 Maschinebsdilosser 

69,5 

1,56 

276,9 

1,86 

E! ektroinstaHoteur, 

-mofiteur, Kabel- 
mpnteur 

2721 

12 

2151 Dreher 

65,0 

1,46 

267,3 

1,86 

Übrige Ingenieure* 
Techniker 

4161 

13 

61 14 Zugabfertiger, 

B Schaffner, 

Rangierer 

64,4 

1.44 

254,3 

1,7/ 

Verwaltungsbedien- 
steter (höherer und 
gehobener Dienst) 

7115 

14 

9151 AngestelUer 

1 der staatlichen 

Verwaltung 

63.2 

1,42 

231,2 

1,55 

Bergmann (Kohle* 

Erz, Salz) 

2111 

15 

6211 Handetskaufmann, 
Händler 

59,2 

1.35 


^ Ohne Lehrlinge, nur Erwerbspersonen unter 55 Jahren. 
* BRD-SystemaUk. 

> DDR-Systematlk. 
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Deutisdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drodcsacbe Vl/1690 


n o.c b Tabelle A 35 


BRD 

Rang- 

ziffer 

DDR 

Erwerbspersonen 

Berufsklasse 

Berufsklasse 

Erwerbspersonen 

in 1000 1 

Bezeichnung | Nr.* 

Nr.* 1 Bezeichnung 

in 1000 1 Vt 





175.4 
157,9 

152.5 

149.2 

136.2 

135.2 
134,4 

127.6 

126.3 
119,2 

118.7 


{,18 Dreher 


2551 


{,06 Architekt, Bauinge- 
nieur, Techniker 4141 


1,03 Lagerverwaller, 
Magaziner 


3817 


1,00 Hilfsarbeiter (Lager, 

Versand) 3914 

0,92 Ingenieure 

(Maschinen-, Land- 
fahrzeugbau) 4121 


0,91 Buchhalter 


7123 


0,90 Chemiebetriebs- 
werker, -laborant 2811 

0,86 Mechaniker 2671 

0,85 Zimmerer 2431 

0,80 Polizei-, Bundes- 

grenzschutzbedien- 
steter 731 1 


0,80 Schweißer, Schneid- 
brenner 2571 


1 17,4 0,79 Postverteiler 

1107 0.74 Fleischer 


109.8 0,74 Kf 2 ,-Handwerker 

107.8 0,72 Weldiensteller, 

Rangierer 


104,4 0,70 Bäcker 

103,8 0,70 Andere Transport- 

werker 

102,7 0,69 Warenaufmacher, 

Versandfortig- 
macher 

98,5 0,66 Lehrer (Volks-, 

Mittel-, Sonder- 
schulen) 

96.2 0,65 Bankfaciunann 


5255 

3751 

26731 

5214 

3721 

5262 

3816 

82231 

5121 


16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 


2333 Elektromonteur 

f 7121 Lehrer an allgemein- 
bildenden Schulen 

5147 Tierzüchter, -pfleger 
3567 Maier, Lackierer 
9122 Buchhalter 

I 

2331 Elektroinstallateur 

I 

^2161 Schweißer 

I 

2529 Sonstige Tischler 

3531 Zimmerer 

3565 Baukleropner, 
Installateur 


0995 Angestellter ohne 
nähere Berufs- 
angabe 

2244 Kfz.-Schlosser 

4299 Techniker ohne 

nähere Tätigkeits- 
angabe 

1311 Chemiefacharbeiter 

6111 Triebfahrzeugführer 

F 

1111 Hauer 
1^3445 Bäcker 

3581 Bauhilfsarbeiter 


(4141 Bauingenieur, 
I Architekt 


2181 Werkzeugmacher 


54.4 
52,2 

50.4 

49.5 
45,8 


27,5 


1,22 

1,17 

1 

1,13 I 
Ut I 
1,03 


44.2 0,99 I 

43,9 0,97 

42.3 0,95 

41.4 0,93 

38,1 0,85 


35,3 0,79 



29,8 0,67 


27,7 



* BRD-SystemaUk. 

* DDR-SystematÜL 
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noch Tabelle A 35 




BRD 



DDR 

Erwerbspersonen 

Berufsklesse 

Rang- 

zjffer 

Berufskiasse 

Hrwerbspersonen 

in tOOO 


Bezeichnung 

1 Nr.' 



Nr, * 1 Bezeidmung 

in 1000 1 

Vb 




94.7 

0,64 

Mastitinisien an 




3559 Sonstige Tiefbau- 

26,0 

0.58 




Kraftmasdrinen 

4311 


36 

arbeiter 




94,0 

0.63 

Gärtner, Gartenbau- 




4291 Meister der volks- 

26,0 

0.58 




axdUtekt 

1151 


37 

eigenen Betriebe 




85.4 

0,57 

Gastwirt» Hotelier, 




5147 Melkft 

25,6 

0,57 




Gaststätten« 










kaufmann 

6111 


38 





78.9 

0,53 

Sonstige Metall* 




3411 Fleischer 

25,5 

0.57 




erzeuger» «bear- 










beiter 

2599 


39 





76,8 

0,5Z 

MetaUschJeifer 

2556 


40 

3851 Maschinenwärter 

24,5 

045 


9344,1 

62.83 

Alle 40 Berufsklassen 

«— 


— 

— Alle 40 Berufsklassen 

2669,0 

59,85 * 


14 871,2 

WOßQ 

Erwerbspersotie!! 




Hrwerbspersonen 






insgesamt 

' — ■ 


— 

— insgesamt 

4459,7 

m.oo 


» BRD-Sysiematik. 

* DDR-Systematik. 

Quellen: Mikrozensus 1964> 

Volks^ und Berufszählung 19^4. 
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Tabelle A 36 

Erwerbsperaonen ’ der Bundesrepublik und der DDR nach Berufsklasaen 
leweils die 40 am stärksten besetzten ßerufskJassen 
in 1000 Personen und In Vo aller Erwerbspersonen (Frauen) 


BRD 


DDR 

Erwerbspersonen 

Berufsklasse 

Rang- 

ziffer 

Berufskleesse 

Erwerbspersonen 

in 1000 1 */• 

Bezeichnung | Nr.* 

Nr.» 1 

Bezeichnung 

ln 1000 1 •/* 


l 020.9 

12,02 

Industrie-, Verwal- 
tungskaufmann. 
Büroangestelller 

7121 

737.9 

8,69 

Groß-, Einzelhändler; 
Ein-, Verkäufer 

Sill 

416,4 

4.90 

Raum-, Mausral- 
reiniger 

6311 

309,5 

3.64 

Stenotypistin, 

Maschinenschreiber 

7128’ 

296,4 

3,49 

Hauswirtschdftshelfer 6215 

245,4 

2.89 

Hilfsarbeiter ohne 
nähere Tätigkells- 
angabe 

3919 

198,4 

2.34 

Buchhalter 

7123 

173,7 

2.05 

Warenaufmacher, 

Versandfertig- 

macher 

3816 

172,4 

2.03 

Sonstige Textilnäher 

3489 

162,5 

1.91 

Krank cmsch west er, 
-Pflegerin 

8153 

146,2 

1.72 

Landwirt 

llllj 

114.0 

1.34 

Schneiderin 

3481 

99,7 

1.17 

Lehrerin (Volks-, 
Mittel-, Sonder- 
schulen) 

8223 

93,6 

1,10 

Sonstige Speisen- 
Zubereiter 

3779 

90,5 

1,07 

Wäscherin, Plätterin, 
Büglerin 

6841 


2 

3 

4 

5 

6 


9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 


15111 Landwirtschaftliche 
2 Arbeitskraft, Land- 

H Wirt 


6211 Handelskaufxnann, 

Verkäufer, Händler 


8511 Raum-, Hausreiniger 


9111 Kaufmännisches 
Verwallungs- 
personal 

9122 Buchhalter 


Versandfertig- 

macher 

9141 Stenotypistin, 
Mas chinen - 
schreiberin 


-Pflegerin 


6269 Sonstige Speisen- 
zubereiter 

7121 Lehrer an allgemein- 
bildenden Schulen 


9129 Sonstiges Rechnungs- 
personal 

9151 Angestellte der staat- 
lichen Verwaltung 

3179 Sonstige Textilnäher 


6261 Ködiin 
9143 Büxohilfskraft 


335.4 

9,49 1 

257,7 

7,29 1 

241,8 

6.84 

162.3 

4,59 

116.7 

3,30 1 

114,7 

3,25 

113.2 


106,9 

1 

3,02 

87.1 

2.46 

64,9 

1 

J 

1,84 ' 

64,5 


57,5 

1,63 

55,9 


53,8 

rs 

J.52*, 

Ml* 

53,4 


J 


* Ohne Lehrlinge. 

* BRD-Systematik. 

* DDR-Systematik. 
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noch Tabelle A 36 


BRD 

Rang- 

Ziffer 

DDR 

Erwerhapersonen 

Berufskldsse 

Berufsklasse 

* Erwerbspersonen 

in 1000 1 •/• 

Bezeichnung | Nr.* 

1 Bezeichnung 

in 1000 1 «/t 





78,8 0.93 Warennadiseher, 

•Sortierer 3813 


77,9 0J92 Oberbekleidungs* 

näherin 3482 

76,3 0.99 Kellner, Steyrard 6121 

70,7 0,83 Friseuse 6511 


66,5 0,78 Wäsdiesdinefderin, 

Näherin 3483 


63.0 

61.0 

57.6 
57,0 

54.7 

53.6 

48.3 

47.6 

45.3 


0,74 Uniemehmer, 

Organisator, 
Geschäftsleiter 7111 

0,72 Gastwirt, Hotelier. 

Gaststätten- 
kaufraann 61 1 1 

0,68 Bankladunann 5121 


0,67 Kindergärtnerin, 

•Pflegerin 821 1 

0,64 Sprechstundenhilfe 8157 


0,63 HauswirtsdrafUiche 
Berufe 


6211 


0,57 Sonstige Hlektro- 
maschinen-, 

•apparatebauer 2749 

0,56 Arbeitskräfte ohne 
nähere Täligkeits- 
angabe 1231 

0.53 Hilfsarbeiter (Lager, 

Versand)i| 3914^ 


45,2 0,53 Chemiebetriebs- 

werker, -laborant 281 1 


16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 


1 5141 Tierzüchter, Tier- 
pflegei und 

I verwandte Berufe 

''6145 Postbetriebs- 
facharbeiter 

7112 Klndergä^erin. 
-Pflegerin 

3112 Oberbekleidungs- 
näherin 

7111 Jugenderziehet 


^8541 Wäscherin, Plätterin, 
■ Büglerin 


3111 Schneiderin 


301 1 Spinnerin, Spinnvor- 
bereiterin 

8211 Friseur 


>6114 Zugabfertiger, 

■ Sdicdfner 

6271 Warenaufmadher, 
-prüfer 

1311 Chemiefacharbeiter, 
-arbelter 


8591 Hausangestellte 


9112 Bankfachmann, 

Spärkassenange- 

stelltet 

6251 Kellner 


53,3 1.51 


51,8 

44.5 

37.6 
37,0 


1,47 

1.26 

1.06 

1.05 


36,3 1.03 



34,7 0,98 




29,4 

28.8 0ß2 

26.1 0,74 

25.1 0,71 

24.8 0,70 

23.1 0.65 

22.1 0,63 

21,0 0,59 


* BRD-SystemaÜk. 

* DDR-Systematik. 
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noch Tabelle A 36 


BRD 


DDR 

Erwerbspersonen 

Berulsklasse 

Rang- 

ziffer 

Berufsklasse 

Erwerbspersonen 

in 1000 

•/. 

Bezeichnung 

iNr.* , 


Nr.’ 1 Bezekhnung 

ln 1000 

1 •/. 

1 



1 






1 43.0 

0^1 

Verwaltungs* 

I 


31 

3113 Wäschesdinelderin. 

20,6 

048 



bedienstete 

7115, 



-näherin 



41,1 

0.48 

Köchin 

3771 


32 

3022 Weber 

20,6 

0.58 

40.6 

0,48 

Sonstige Metallerzeu- 



33 

^30 15 Gamstrangmadier. 

20,6 

0.58 



ger und -bearbeiter 2599 



1 Gamspuler 



38,1 

0.45 

Poslverteiler 

5255i 


34 

i 2721 Papier-« Karton- 

18,7 

043 







verarbeiler 



36.7 

0.43 

Angehörige geist- 

( 


35 

15139 Sonstige Gartenbau- 

17,8 

0,50 



licher Orden und 

1 



1 berufe 





Mutterhäuser 

8317 






34,1 

0.40 

Fürsorgerin. Sozial* 



36 

6143 Femmetder 

17,6 

0,50 



arbeiterin 

7711 



1 



33,3 

0,39 

^iGamstrangmadier, 



37 

1 

6153 Transportarbeiter 

17,0 

0.48 



Garnspuler 

3425 






30,6 

OM 

Sdi uh waren* 



38 

5131 Gärtnerin 

16,8 

0.48 



hersteller 

M43j 

1 





29,3 

OM 

Telephonistin 

5253 


39 

6241 Gastwirt« Hotelier. 

16,6 

0.47 







Gaststätten- 









kaufmann 



28,8 

OM 

Spinner 

3421 

J 

l 

40 

3232 Strickwarenhersteller 

164 

0,47 

1 5 536,6 

65,18 

Alle 40 Berufsklassen 




i 

Alle 40 Berufsklassen 

2 564.2 

72,54 



Erwerbspersonen 




Erwerbspersonen 



8 493,9 

100.00 

insgesamt 




^ insgesamt 

3534,8 

100,00 


^ BRD-Systematik. 

^ DDR-Systematik« 

Quellen: Mikrozensus 1964. 

Volks* und Berufszahlung 1965. 


255 



Drucksache VI/ 1690 
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Tabelle A 37 


Erwerbapersonen * der Bundesrepublik und der DDR nach Wirtschaftsabteilungen und Berulsabteiiungen * 
und nach Geschlecht 1964 

in*/o, insgesamt = 100 


Berufsabteilung 

Kenn- 
ziffer * 

Land- und 
Forstwirtschaft 

Energiewirtschaft 
und Bergbau 

Bezeichnung 


BRD 1 

1 DDR 

BRD I 

1 DDR 

Männer und Frauen 

Berufe der Grundstoffindustrie 

1 


(0,1) 

0,1 

'1 

35,6 

19,6 

Berufe der stoffverarbeitenden und -bearbeitenden Industrie 

2/3 


0,2 

4,1 

3,0 

4,8 

Technische Berufe 

4 


(0,2) 

2,1 

5,4 

6,8 

Berufe der Land- imd Forstwirtschaft 

5 


94,7 

96,0 

(0.2) 

— 

Berufe des Verkehrs, Nachrichten, Handel 

6 


0,6 

2,8 1 

1.2 

2.8 

Berufe der Bildung, Kultur, Wissenschaft 

7 


(0.1) 

0,8 ' 

(0.3) 

0,7 

Dienstleist\mgsberufe, sonstige Berufe 

8 


0,8 

2.8 

1.5 

2.4 

Berufe der Wirtschaftsleitung. Verwaltungs-, Rechtswesen 

9 


0,2 

4.3 

1.5 

2.8 

Ohne nähere Berufsangabe 

09 


(0,5) 

8.1 

1.5 

0.3 1 

Alle Berufsgruppen 



.10,6 

15,0 


. 3,4 1 

Männer 

Berufe der Grimdstoffindustrie 

X 


(0.1) 

0,1 

40,1 

24,9 

Berufe der stoffverarbeitenden und -bearbeitenden Industrie 

2/3 


0,2 

5,5 

3,6 

5,9 

Technische Berufe 

4 


(0.2) 

2.4 

5.7 

7.5 

Berufe der Land- und Forstwirtschaft 

5 


91,6 

95,5 

(0.3) 

0.0 

Berufe des Verkehrs, Nachrichten, Handel 

6 


0.4 

4,0 

2.0 

1 4.2 

Berufe der Bildung, Kultur, Wissenschaft 

7 


(0.1) 

1.6 

(0.5) 

1,6 

Dienstleistungsberufe, sonstige Berufe 

8 


(0.4) 

5.8 

3,0 

3.9 

Berufe der Wirtschaftsleitung, Verwaltungs-, Rechtswesen 

9 


0.2 

4.5 

1.9 

3,1 

Ohne nähere Berufsangabe 

09 


(0.6) 

j 1.3 

2,7 

1 0.4 

Alle Berufsgruppen 



_ZlZ_u 

15,0 

4,2 

Lj-o 

Frauen 

Berufe der Grimdstoffindustrie 

l 


(0.2) 


(1.5) 

5,6 

Berufe der stoffverarbeitenden und -bearbeitenden Industrie 

2/3 


(0.1) 

0.3 

(0,1) 

b 1,8 

Technische Berufe 

4 


(0.1) 

1.0 

(2.6) 

f 4.5 

Berufe der Land- und Forstwirtschaft 

5 


97,5 

96.6 

(0.1) 

— 

Berufe des Verkehrs. Nachrichten, Handel 

6 


0.9 

1 1.6 

(0.2) 

1.4 

Berufe der Bildung, Kultur, Wissenschaft 

7 


(0.1) 

1 0,3 

(0.2) 

0.1 

DiexksUeistungsberufe, sonstige Berufe 

8 


0,9 

1 1.6 

1.0 

1,9 

Berufe der Wirtschaftsleitung, Verwaltungs-, Rechtswesen 

9 


0,3 

f ,4.2 

1.1 

2,6 

Ohne nähere Berufsangabe 

09 


(0,5) 

19.9 

0.1 

0,2 

Alle Berufsgruppen 


15,6 

15,0 _J 

0.5 

, 1.5 


* BRD: einschließlich Lehrlinge und Anlemlingei Erwerbspersonen unter 65 Jahre; DDR: ohne Lehrlinge. 

* DDR-Systematik. 

Quellen: Mikrozensus 1964; Arbeits- und sozialstatistische Mitteilungen des BMA. 

Volks- und Berufsz&hlung 1964. 
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Dnidcsadie VI/i690 


Verarbeitendes 

Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr und 
Nacbricfeten- 
Übermlttlimg 

öffentliche und 
private 

DiensUeistiuigen 

Insgesamt 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 


Männer imd Frauen 



57,3 

65,4 

1,5 

1 2,0 

(0.4) 

04 

(0.0) 

; 0,1 i| 

(0.5) 1 

6,9 

100 

100 

60,4 

58.7 

26.6 

* 17,6 

2,3 

1.6 

3,6 

6,2 , 

3,4 

4.6 

100 

100 

54,3 

58,2 

7.9 

* 8.1 

2,0 

1.2 

7.4 

6,6 ^ 

22,5 

16,1 

100 1 

100 

i.e 

0,4 

(0,1} 

0,2 

0,6 

0,5 

(0,2) 

0,0 )j 

5.4 

3,4 1 

100 1 

100 

26,0 

26,5 

3,1 

4,6 

30,1 

24,8 

25,7 

28,7 ; 

12,6 , 

1 7,3 1 

100 

100 

8,2 1 

9,4 

(0.4) 

2.1 

2,4 

1,6 

(0.8) 

1,4 

87,7 

i 82,3 

100 

100 

18,2 

26,2 

1.3 

2,8 

1.9 

6,8 

24 

3,9 

73,0 1 

50,9 

100 

100 

23,1 

35,5 

2,2 

4,2 

9.8 

14,0 

9,5 

5.7 

53,3 1 

33,0 

100 

100 

70,2 

4.0 

8,7 

0,5 

4.1 

1,7 

24 

0.4 

10,9 

91.8 

100 

100 

41,0 

[ 39.0 

12,7 

1 

9,1 

8,3 

1 6,5 

8.1 

8.4 

18.1 

17,4 

100 

100 


Franen 


91,7 

>1.5 

>5,5 

0,6 

24,5 

2.7 

L"'* 

p2,0 

[84.2 

92.5 
90,3 
62,9 

0.3 

21.6 
2,4 
15,5 

' 31,4 

1 33,5 


(0,1) 

0,4 

(2,6) 

(-) 

I.l 

(0.1) 

0.7 

2.9 

(Ö.4) 

0,3 

0.7 

1.4 

0,5 

0,1 

1,9 

3.5 

1.3 

(1.3) ' 

3.4 

(3,6) 1 
0,6 
48,4 

2,2 

4.5 
17.6 

3.6 

04 

2,0 

1,3 

0,5 

48,3 

0,7 

1 11,5 
' 17,6 
13,5 


(0,3) 

(4,2) 

4.2 
(O.I) 

2.2 

6.2 

04 

, 

1 3,9 

15,6 

0.4 

3,5 

5,8 


5.2 

4.1 
314 

1.2 
20,8 

94.7 
79,2 
39.9 

10.8 


1.0 

3.4 

25.0 

2.5 

11.0 

96.0 

64.0 

35.0 

30.1 

[ 100 

100 

I 100 

1 100 

100 

100 

100 

100 I 

100 J 

100 

100 

100 

100 

100 

100 * 
100 

100 

100 

1 32,1 

33,8 


1,1 

1.2 

16,8 

15,6 


2.7 

5.2 i 


314 


27,7 

100 i 

r 

^ lOö 
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Tabelle A 38 


Erwerbstätige Hoch- und Fachschulabsolventen der Bundesrepublik und der DDR 
nach Wirtschaltsbereichen und Oeschlecht J9&4 


Wi rtschaftsbereich 


1000 Personen 


BRD 


DDR 


Struktur in Vt 


Wirtschaf tsbereiefae 


BRD 



mann* 

lieh 

weiblich 

Ült- 

gesamt 

mSnn* 

U(h 

weih« 

lieh 

Ina- 

geaamt 

minn- 

iUh 

weiblich 

Ina- 

geaamt 


Hochschulabsolventen 






Land- und Forstwirtschaft 


i 5,3 

(1.7) 


6,3 

0,6 

6,9 

1 0.8 

(0.8) 


Verarbeitendes Gewerbe * 


120,6 

10.3 


25,9 

2,7 

28,6 

17,4 

4,6 


Baugewerbe 


1 13,0 

(0.8) 


2,3 

0,1 

2,4 

1.9 

(0.4) 


Handel 


j 31,5 

17,5 

mä 

3,6 

1.1 

4,7 

1 4.5 

7.8 

99 

Verkehr 




i 






und Nachrichtenübermittlung 


1 8,8 

(1.0) 


2,9 

0,3 

3,2 

, 1.3 

(0.4) 

1,1 

Dienstleistungsberufe 


514,8 

193,6 


112,3 

41,3 

153,6 

! 74,2 

86.1 

77,lj 

Wirtschaft insgesamt 


694,0 

224,9 


153,3 

46,1 

199,4 

700,0 

100,0 

«w 


Fachschulabsolventen 


Land- imd Forstwirtschaft 

j 135,6 

30,6 

Mi 

25,1 

3.4 

28,5 

16.0 

13.6 

15^ 

Verarbeitendes Gewerbe* 

321,9 

50,3 

mm 

m 

101,9 

10,1 

112,0 

38,1 

22.4 

m 

Baugewerbe 

60,8 

(2.9) 

15,0 

0,6 

15,6 

7.2 

(1.3) 


Handel 

49,6 

35,0 

8.0 

3,0 

11.0 

5.9 

15J6 


Verkehr 









1 

und Nachrichtenübermittlung 

! 66,0 

8,7 

74, f 

13,3 

1.4 

14,7, 

7.8 

3.9 


Dienstleistungsberufe 

' 211,8 

1 

97,3 

309,11 

91,8 

94,9 

186,7 

25,0 

43,3 

Mp 

Wirtschaft insgesamt 

( 845,7 

224,8 

1^ 

255,1 

113,4 

368,5 

m.o 

100,0 

loojlj 


Hoch- und Fachschulabsolventen 


Land- und Forstwirtschaft 

Verarbeitendes Gewerbe * * 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr * 

und Nachrichtenübermittlung 
Dienstleistungsberufe 


140,9 

32,3 

mä 

31,4 

4,0 

35,4 

9,2 

7.2 

442,5 

60,6 

503,lj 

127,8 

12,8 

140,6 

28,7 

13,5 

73,8 

(3.7) 

77^ 

17,3 

0.7 

18,0 

4.8 

(0.8) 

81,1 

52,5 

sgflyK 

11,6 

4,1 

15.7 

5,3 

11.7 

74,8 

9.7 

iii 

16,2 

1,7 

17,9 

4.9 

2,2 

726,6 

290,9 

1 017^ 

204,1 

136,2 

340,3 

47,2 

64.7 

539.7 

449,7 

\9m 

408,4 

159,5 

567,9 

100.0 

100,0 


Wirtschaft insgesamt 


‘ Nur Erwerbstätige unter 65 Jahren. 

* Einschi. Energie und Bergbau. 

Quellen: StatisUsefaes Bundesamt, Mikrozensus 1964. 
Volks- und Berufszählung 1964. 
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Struktur In •/• 

Vergleich 

Wirtschaftsbereidie 

Frauenanteil 

Anteil an den Erwerbstätigen 

DDR in o/t der BRD 

DDR 

BRD» 

DDR 

mAnn« welb- tat* 

lld) ltdi gvsamt 

BRD 1 DDR 

“*“• weiblldi '"*• . 

lieh gwuant 

mann* vroib* tat* 

lieh lieh OMtmt 

inanii'* Int* 

lieh wtlblleh 


Hochsdhu labsolventen 



t,3 

3,5 

(24.3) 

r» 8.7 

0,4 

(0.1) 


0.9 

0.1 

02 

118,9 

(35.3) 

98,6 

t6.9 

5,9 

«4 

7.9 


1.6 

02 

ij 

12 

02 

04 

212 

262 

21.8 


02 

U 

(52) 

[ «1 

0.6 

(0.81 

QA 

02 

02 

0,5 

17,7 

(122) 

17.4 

1 24 

2.4 

2.4 

35,7 

L 23,4 

2.1 

1.0 

IM 

i 12 

02 

0.5 

11.4 

62 

9.6 


0.7 

1.6 

(102) 


0.7 

(0,4) 


i ^ 0,8 

02 

0,6 

33.0 

(30.0) 

32,7 

734 

89.6 

774 

27.3 

' 26,9 ' 

162 

6.6 


i' 154 

1 

; 

42 

9.0 

21.8 

212 

21,7 

m,o 

100,0 

f 

100.0 

24,5 

1 23.1 

4A 

24 


1 M 

12 

# 

1 22,1 

202 

21.7 


Facbschulabsolventen 


9.8 

3.0 

"" 7,7 

18.4 

i JJ,9f 

9.5 

1.9 5d 3.6 

0,5 

2.1 

182 

11.1 

17.1 

39.9t 

8.9 

30,4 

132 

9,0 

42 

1.6 M 42 

0.8 

32 

31,7 

20.1 

30,1 

5.9 

02 

42 

(4.6) 

3,8 , 

22 

(2.9) JU 3.1 

12 

3,0 

24,7 

(20,7) 

244 

3.1 

2.6 

3,0 

41.4 

272 

3.4 

2.0 H 2,7 

02 

(2 

16.1 

8.6 

13,0 

52 

1.2 

4.0 

11.6 

9,5 J 

5.0 

34 An 32 

0.7 

2.6 

202 

16,1 

19,7 

36.0 

83,7 

50.7^ 

312 

50,8 1 

6.7 

32 5,1 1 12.7 

9.6 

10.9 

43,3 

97,5 

60,4 

100,0 

100,0 

JOO.O 

21.0 

30,8 

4.9 

22 4A 5,4 

3.0 

42 

30,2 

50,4 

34,4 




Hodh- und Fachschulabsolventen 


7,7 

2,5 

62 

18.6 

11,3 » 

9.8 

2,0 6A 

[: 42 

0.6 

32 


222 

12,4 

20,4 

312 

8,0 

24,8 

12.0 

9.1 

5,8 

>'9 m 

i 6.0 

1.0 

4.0 


28,9 

21.1 

27,9 

42 

0,4 

32 

(4.8) 

3,9 

3,5 

(3.7) W 

3,6 

1.4 

3.4 


23,4 

(18,9) 

23,2 

2.8 

2,6 

2.8 

39.3 

26.1 

5,5 

34 « 

’ 3,9 

0.7 

m 


14,3 

7.8 

11,8 

4.0 

1.1 

32 

112 

9,5 1' 

54 

3,9 fjj 

42 

0.9 

3.1 


21.7 

172 

212 

50,0 

85.4 

59,9 

28,6 

40.0 

22.9 

0.9 Oll 

282 

13.8 

IM 


28,1 

46,8 

33.4 

100.0 

100.0 

100.0 

1 22.6 

28,1 

9,0 

4,6 7J| 

^ 8,7 

42 

6> 


26,5 

354 

28,5 
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Tabelle A 39 


Erwerbstätige Hochschulabsolventen * der Bundesrepublik und der DDR 
nach Fachrichtungen und Geschlecht 1964 


Fachrichtung 


1000 Personen 


BRD DDR 

inAnoUdi | weiblich | Inegeeenit mimilich | weiblich | luigeeaml 


Land- und Forstwirtsdiaft 


17.9 

(2.9) 

20,8 

11,0 

1.3 

“^2.^ 

Künstlerisdie Fachrichtungen 


30,9 

14,3 

45a 

6.4 

2.4 

8,8 

Gewerbliche Fachrichtungen 


(1.8) 

(0,3) 

(2,1) 

0,2 

— 

0.2 

Technische Fachrichtungen 


91,2 

(0.5) 

91,7 

22,3 

0,5 

22,8 

darunter Bergbau und Hüttenwesen 


6,5 

— 

6,5 

2,6 

— 

2.6 

Maschinenbau 


30,0 

— 

30,0 

10,8 

0.3 

11.1 

Elektrotechnik 


23,6 

— 

23,6 

4.2 

0.1 

4,3 

Naturwissenschaften 


39.9 

5,0 

44,9 

12,2 

2.1 

14,3 

darunter Mathematik 


5,1 

(I.O) 

6.1 

1.4 

0.2 

1.6 

Physik 


8,2 

(0.4) 

8,6 

3,1 

0.2 

34 

Chemie 


18,5 

(1.8) 

20,3 

5.2 

0.9 

6.1 

Biologie 


(2,2) 

(0.4) 

(2.6) 

1.0 

04 

14 

Theologie, 

Erziehungs- und Geisteswissenschaften 


216,0 

143,3 

359,3 

49,0 

24,4 

73,4 

darunter Theologie 


44,0 

(l.t) 

45,1 

5.3 

04 

5,6 

Lehramt, Philosophie, Geschichte, 
etc. 


168,5 

139,9 

308,4 

42,2 

23,5 

65,7 

Rechtswesen, 

Wirtschaftswissenschaft, Verwaltung 


137,5 

8,9 

146,4 

31,0 

5.4 

36,4 

darunter Rechtswissenschaft 


75,7 

(3.5) 

79,2 

11.4 

2.1 

13,5 

Gesundheitswesen 


103,1 

33,7 

136,8 

21,2 

10,0 

31,2 

darunter Allgemeine Medizin 


67,4 

18,8 

86,2 

12,9 

64 

19.7 1 

Zahnmedizin 


17,0 

(3.6) 

20,6 

4.2 

1.5 

5.7 1 

Tiermedizin 


8,7 

(0.7) 

9.4 

2.6 

0.3 

2.9 , 

Pharmazie 


9,7 

10,6 

20,3 

1,5 

1.4 

2.9 j 

Soi^tige Fachrichtungen * 


55,7 

16,0 

71,7 

— 

— 

Alle Fachrichtungen 


^ 694,0 

224,9 

918,9 1 

153^ 

46,1 

199.4 


^ BRD: nur unter 65 Jahren. 

* Einsdil. Personen ohne Fachrichtungsangabe. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 1964. 
Volks- und Berufszählung 1964. 
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Struktur in Vt 


Vergleidi 




Fadiriditungen 



Frauenanteil 



BRD 


DDR 


BRD 

DDR 

ODR ln */• der BRO 

m&nnlldi ] 

weiblldi 

1 Insgetaznl 

mAnnlldi 

weiblich 

1 iBsgetami 

tn&nnlidi | 

weiblich 1 

InBgeiamt 














(l".3) 

2'.3 

^ 7,2 

2.8 

6.2 


(13.9)^ 

10.6 1 


61,5 

(44.8) 

59,1 

4.5 

6A 

4,9 

4.2 

5,2 

4,4 


31.6 

27,3^ 

1 

2.2 

20,7 

16,8 

19,5 

(0.3) 

(0.1) 

(0.2) 

‘ 0.1 

— 

0.1 


(14.3) 

(11.1) 

(-) 

(9.5) 

13,1 

(0;2) 

10.0 

14.5 

1.1 

11.4 


(0.5) 

24.5 

(100.0) 

24.9 

0^ 

— 

0.7 

1.7 

— 

U 


— 

~| 


40,0 

— 

40,0 

4,3 

— 

3,3 

7,0 

0.7 

5,6 


— 

2,7 


36,0 

— 

37.0 

3.4 

— 

2,6 

2,7 

0.2 

2,2 

— 

2.3 


17,8 

— 

18,2 

5.7 

2,2 

4.9 

8.0 

4.6 

7,2 

11.1 

14.7 


30,6 

42.0 

31.8 

0.7 

(0.4) 

0.7 

0.9 

0.4 

OA 

(16.4) 1 

12,5 


27,5 

(20.0) 

26J2 

1.2 

(0.2) 

0.9 

2.0 

0,4 

1.7 

(4.7) 

6.1 


37,8 

(50.0) 

38,4 

2.7 

(OA) 

2.2 

3,4 

2.0 

3,1 

(8.9) 

14J8 


28,1 

(50.0) 

30,0 

(0.3) 

(0.2) 

(0.3) 

0.7 

1 

1.1 

0.8 

(15.4) 

33.3 


(45.5) 

(125.0) 

(57.7) 

31,1 

63,7 

39.1 

32,0 

52,9 

36,8 * 

39.9 

33.2 


22.7 

17,0 

20,4 

6.3 

(0.5) 

4,9 

3,5 

0.7 

1 ^ 

(2.4) , 

1 1 

1 5 . 


12fi 

(27A) 

12.4 

24,3 

62,2 

33,6 

27,5 

51,0 

33!^ 

45.4 

35.8 


25.0 

16,8 

21.3 

19.8 

4.0 

15.9 

20J2 

11.7 

18,3 

i 

14,8 


22.6 

60,8 

24.9 

10.9 

(1.6) 

8.6 

7.4 

4.6 

6,8 

(4.4) 

15.6 1 

15,1 

(60.0) 

17,1 

14.9 

15.0 

14.9 

13.8 

21.7 

15.7 

\ 24.6 

32,1 1 


20,6 

29,7 

22.8 

9.7 

8.4 

9.4 

8.4 

1 

14,8 

9,9 

21.8 

1 34,5 

1 

19.1 

36.2 

22.9 

2.4 

(i.6) 

2.2 

2,7 

3,3 

2.9 

(17.5) 

1 26,3 


24,7 

(41.7) 

27,7 

1.3 

(0,3) 

1.0 

1.7 

0,7 

1.5 

(7.4) 

1 10,3 


29,9 

(42,9) 

30,9 

1.4 

4.7 

2.2 

1.0 

3,0 

1.5 

52.2 

48,3 


15,5 

13,2 

14,3 

8.0 

7.1 

7J8 

— 

— 

— ' 

22.3 

! 


— 

— 

— 

100,0 

100.0 

lOOfi 

;oo,o 

100,0 

100.0 

24,5 

i 23.1 


22J 

20,5 

21,7 
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Tabelle A 40 


Erwerbstätige Fadisdtulabsolventeri J der Bundesrepublik und der DDR 
nach Fachrichtungen und Geschlecht 1964 





1000 Personen 



Fachrichtung 








BRD 

DDR 


mAnnlidi 1 

weiblich 

1 ingesemt 


m&nalidi | 

epeibUfii 

1 logeeiunt 









Land- und Forstwirtschaft 


180^ 

P^) 

181,1 

1 

30,8 

5.5 

"‘36.3 . 1 

Künstlerische Fachrichtungen 


29,9 

11,1 

41,0 


6.3 

2.9 

■ 9,2 1 

GewerbliAe Fachrichtungen 


53,9 

5,0 

58,9 


10,0 

2.4 

12.4 ' 

Technische Fachrichtungen 


387,5 

(2.8) 

390,3 

i 

128,9 

4,0 

132,9 

darunter Bergbau und Hüttenwesen 


22,8 

— 

22,8 

12,5 

0.3 

12,8 

Maschinenbau 


154,0 

(0.9) 

154,9 


63,2 

1,9 

65,1 

■ 

Elektrotechnik 


73,0 

(0.8) 

73,8 

1 

21,0 

0,7 

21.7 1 

Naturwissenschaften 


14,2 

9,8 

24,0 

6,0 

5,0 

11,0 1 

darunter Mathematik 


— 

— 

— 


— 

— 

— ^ 

Physik 


(0.7) 

(0.7) 

(1.4) 

1 

— 

— 

— 

Chemie 


13,4 

8.7 

22,1 


5.4 

2.8 

8,2 

Biologie 


— 

— 

— 

1 

0.4 

0.1 

0.5 

Theologie, , 

Erziehungs- und Geisteswissenschaften 


11.8 

82,8 

94,6 

39,7 

83,9 

123,6 1 

danmter Theologie 


(14) 

(1.7) 

(2.8)j 

1 

— 

— 

— 

Lehramt, Philosophie, Geschichte, 
etc. 


10,3 

79,4 

89,7 

i 1 

11 

1 

38,5 

58,2 

96,7 

Rechtswesen, 





\ 




Wirtschaftswissenschaft, Verwaltung 


106,4 

65.0 

171,4 

' 1 

32,8 

8,8 

41,6 ^ 

darunter Rechtswissenschaft 


— 

— 

— 

I 

— 

— 

Gesundheitswesen 


6,2 

(1.0) 

7,2 

0,4 

0,8 

1.2 

darunter AUgememe Medizin 


— 

— 

— 

1 

— 

— 

Ti 

Zahnmedizin 


5,8 

(1.0) 

6,8 

1 

— 

— 

-1 

Tiermedizin 


— 

— 

— 

1 

0.4 

0,4 


Pharmazie 


— 

— 

— 

1 

— 

0.4 

M 1 

Sonstige Fachrichtimgen * 


55,1 

46,9 

102,0 

1 

0,2 

0.1 

0.3 J 

Alle Fachrichtungen 


845,7 

224,8 

1070,5 

f 

255,1 

113,4 

368,5 1 


^ BRD: nur unter 65 Jahren. 

* Einschl. Personen ohne Fachrlchtungsangabe. 

Quellen: Statisiis^es Bundesamt, Mikiozensus 1964. 
Volks- und Berufszählung 1964. 
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Tabelle A 41 


Erwerbstätige Fach- und Hochschulabsolventen * der Bundesrepublik und der DDR 
nach Faäirlchtungen und Geschlecht 1964 


1000 Personen 


r aui 1 1 Ul 1 ui&y 

BRD 

DDR 


mAnnlicb | 

wciblldb 

1 l&sgMdmt 

mAnnllch | 

w«ib!ldi 

1 tiugMamt 

Land- und Forstwirtschaft 


198,6 

(3.3) 

201,9 

41,8 

63 

48,6 

Künstlerische Fachriditungen 


60,8 

25,4 

86,2 

1 12,7 

5,3 

18,0 

Gewerblidie Fachrichtungen 


55,7 

5,3 

61,0 

10,2 

1 

2.4 

12,6 

Technische Fachrichtungen 


478,7 

(3.3) 

482,0 

1 151.2 

4.5 

155,7 

darunter Bergbau und Hüttenwesen 


29.3 

— 

29,3 

15,1 

0.3 

15,4 

Masdiinenbau 


184,0 

(0.9) 

184,9 

74,0 

2,2 

76,2 

Elektrotechnik 


96,6 

(0,8) 

97,4 

25,2 

0,8 

26,0 

Naturwissenschaften 


54,1 

14,8 

68,9 

18,2 

7,1 

25,3 

darunter Mathematik 


5,1 

(1.0) 

6,1 

1.4 

0.2 

1.6 

Physik 


8,9 

(1,1) 

10,0 

3.1 

0,2 

3.3 

Chemie 


31,9 

10,5 

42,4 

10,6 

3,7 

14,3 

Biologie 


2,2 

(0.4) 

(2.6)’ 

J 1.4 

0,6 

2,0 

Theologie, 

Erziehungs- und Geisteswissenschaften 


227,8 

226,1 

453,9 

88,7 

108,3 

197,0 

darunter Theologie 


45,1 

(2,8) 

47,9 

5,3 

0.3 

5.6 

Lehramt, Philosophie, Geschichte, 
etc. 


178,8 

219,3 

398,1 

[ 80.7 

81,7 

162,4 

Rechtswesen, 

Wirtschaftswissenschaft, Verwaltung 


243,9 

73,9 

317,8 

63,8 

14,2 

78,0 

darunter Rechtswissenschaft 


75.7 

(3,5) 

79,2 

1 

2.1 

13,5 

Gesundheitswesen 


109,3 

34,7 

144,0 

! 21.6 

1 12,9 

10,8 

32,4 

darunter Allgemeine Medizin 


67,4 

18,8 

86,2 

6,8 

19,7 

Zahnmedizin 


22,8 

(4.6) 

27,4 

1 4,2 

1.5 

5.7 

Tiermedizin 


8,7 

(0.7) 

9.4 

1 3.0 

0.7 

3,7 

Pharmazie 


9.7 

10,6 

20,3 

1 1.5 

1.8 

33 

Sonstige Fachrichtungen * 


110,8 

62,9 

173,7 

0.2 

0.1 

0.3 

Alle Fachrichtungen 


1 539,7 

449,7 

1 989,4 

408,4 

159,5 

567,9 


* BRD: nur unter 65 Jahren. 

* Einschi. Personen ohne Fachridihingsangabe. 

Quellen: Statistisches Bundesamt. Mikrozensus 1964. 
Volks* und Berufsz&hlung 1964. 


264 


Deutsdher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/ 1690 


Struktiu in */* 


Vergleich 


Fadirichtungen 

Frauenanteil 



BRD 

DDR 

BRD 

DDR 

DDR in */t dei 

BRD 

milimllch 

%reibUdi 

IntgMamt 

mAnnUch | 

welblldi 

1 tosgcftamt 

minnlldi ) 

wftlbUdi 1 in»gA**<nt 

12^ 

(0.7) 

10,2 

j 10^ 

^ 42 

8.6 

(1,6) 


14,0 

1 

21,0 

(206,1) 

24,1 

3^ 

5ß 

4,3 

1 

3,1 

34 

34 

292 


29,4 


20,9 

20,9 

202 

3,6 

1.2 

3.1 

1 

12 

2,2 

8.7 


19,0 


18,3 

45,3 

20.7 

31J 

ro.7; 

24,2 

. 37.0 

2,8 

27,4 

(0.7) 


2,9 


31,6 

136,4 

322 


— 

Iß 

1 3.7 

02 

2,7 

— 


12 , 

51,5 

— 

52,6 

12.0 

(0.2) 

9.3 

18,1 

1.4 

13,4 

(02) 


24 

40,2 

— 

41.2 

64 

(0.2) 

4.9 

64 

0,5 

4.6 

(0.8) 


3.1 

26,1 

— 

26.7 

34 

3,3 

3ß 

4.5 

42 

4.5 

212 


28,1 

33,6 

48,0 

36,7 

0,3 

(0.2) 

02 

04 

0.1 

02 

(16.4) 

122 

27,5 

— 

262 

0.6 

(0.2) 

0.5 

0.8 

0.1 

0.6 

(11.0) 

6.1 

34,8 

— 

33.0 

2.1 

2.3 

2.1 

2.6 

2.3 

2.5 

242 

254 

33,2 

35,2 

33.7 

0.1 

(0.1) 

0.1 

04 

0,4 

0.3 

(15,4) 

30.0 

63,6 

— 

(762) 

14,8 

50,3 

22,8 

21,7 

674 

34.7 

49,8 


55,0 

38,9 

47,9 

43,4 

24 

(0.6) 

2.4 

12 

04 

1.0 , 

(52) 


5.4 

11,8 

— 

11.7 

11.6 

48ß 

20,0 

19.8 

51,2 

28,6 

55.1 


502 

45,1 

37,3 

402 

ISß 

16.4 

16.0 

15,6 

8.9 

13,7 

232 

18,2 

26,2 

19,2 

242 

4.9 

(Oß) 

4.0 . 

22 

12 

2.4 

(4.4) 

15.6 

15,1 

(60,0) 

17,0 

7.1 

7.7 

74 ' 

52 

6,8 

5.7 

^24,1 

332 

19,8 

31,1 

222 

4.4 

42 

4.3 

34 

42 

34 

212 

342 

19,1 

36,2 

222 

1.5 

(1.0) 

1.4 

1.0 

0.9 

14 

(16.8) 

26.3 

18,4 

(32,6) 

202 

0,6 

(0.2) 

04 

0.7 

0.4 

0,6 

(7.4) 

182 

34,5 

— 

39.4 

0.6 

2.4 

1.0 

0,4 

1.1 

0.6 

52,2 

542 

15,5 

17,0 

162 

74 

14,0 

8.7 

— 

0.1 

0.1 

36,2 

332 

— 

— 

— 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

22,6 

28,1 

262 

35,5 

28.5 
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TabeUe A42 


Erwerbstütige HochschultubsoJventen der BundesrepabÜk und der DDR 
nadi Bem/sgruppen Ltnd Gesdüedtt 1964 


Berufsgruppe 


BRD 



DDR 


Bezeichnung 

Kenn- 

ziffer» 

1000 Pc 

irsonen 

toAitnliai 1 

wQibiiai 

1 ltuae»aniC 

tDARJälkh 1 

welbltdi 


Berufe der Grundstoffindustrie 

1 

(M) 

(0,1) 

(0.5) 

0,1 

— 

0,1 

Berufe der stoffbearbeitenden und 








‘Verarbeitenden Industrie 

2/3 

5,9 

(0,7) 

6,6 

0,8 

0,1 

0,9 

Technische Berufe 

4 

sg,9 

(2,6) 

92,5 

22,4 

1.3 

23,7 

davon Ingenieure und Techniker 

41+42 

88,9 

(2,2) 

91,1 

21,6 

1.1 

22,7 

Sonstige technische Fachkräfte 

43 

tl.O) 

(0.4) 

(1.4) 

0,8 

0.2 

1,0 

Berufe der Land- und Forstwirtschaft 

s 

n,i 

(2.0) 

19,1 

7,9 

0,9 

8,8 

davon Acker-, Gailenbauer, Tierzüchter, 








Pflanzenschützer 

51+532 

7.4 

(t,5) 

8,9 

4,7 

0,5 

5.2 

Berufe der Binnenfischerei und 








Forstwi rtsdiaf t 

52 

(2.5) 

— 

(2,5) 

0.7 

0,1 

0,8 

Berufe des Veterinärwesens 

53 

7,2 

(0,5) 

7,7 1 

2,5 

0.3 

2,8 

(ohne Pflanzenschutz) 

ohne 532 







Berufe des Verkehrs, Nachrichten, Handel 

6 

25,1 

11,8 

36,9 . 

1.5 

0,3 

1.8 

davon Verkehrsberufe 

61 

(0,9) 

(0.1) 

(1.0) 

0.4 

— 

0.4 

Handels* und Gaststättenberufe 

62 

24,2 

11,7 

35,9 

1.1 

0,3 

1,4 

Berufe der Bildung, Kultur, 








Wissenschaft usw. 

7 

333,3 

185,7 

519,0 

78,8 

36.9 

115,7 

davon Berufe der Bildung und Kultur 

71 

207,2 

148,9 

356,1 

53,2 

25,9 

79.1 

Natur- und gesellschaftswissen- 








schaftliche Berufe 

72 

34.2 

(3.6) 

37,8 

8,3 

1,6 

9,9 

Berufe des Gesundheits- und 








Sozialwesens 

73 

91,9 

33,2 

125,1 

17.3 

9,4 

26,7 

Dienslleistungsberufe, sonstige Berufe 

3 

42,4 

(U9) 

44,3 

* 5,7 

0,4 

6,1 

davon konfessionelle Berufe 

87 

41.0 

(i,n 

42,1 

5.4 

0,4 

5,8 

Berufe der Wirlschaftsleitung, 








Verwaltungs-, Rechlswesen 

9 

166.7 

15,5 

182,2 

28,4 

5,2 

33,6 

davon Berufe der Wirtschaflsleitung, 

91-1-92 

118,0 

12,8 

130,8 

25,2 

'4,3 

29,5 

Betriebswirte 








Rechlsberufe 

94 

48,7 

(2,7) 

51,4 

3,2 

0.9 

4,1 

Ohne nähere Berufsangabe 

09 

13,0 

(4,6) 

17,6 

7.7 

1,0 

8,7 

Alle Berufsgnippen zusammen 

— 

693,8 

224,9 

9)8,7 

153.3 

46,1 

199,4 


^ Ohne Lehriinger BRD: nur unter 65 Jahren. 

■ DDR-Benifssystematik. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 1964; Arbeils* und Sozialstallstische Mitteilungen des BMA. 
Volks- und Berufszählung 1964. 
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Drudüwdie VI/1690 Deutsdier Bundestag — 6, Wahlperiode 

Tabelle A 43 

Sozialprodukt der Bundesrepublik und der DDR I960 bis 1969 

in Mrd. Einheiten der jeweiligen Währung zu Preisen von 1967 
(DM bzw. M) 



p « vorläufige Zahlen. 

Quellen: Statistisdies Bundesamt« Originalbasis 1962 umbasiert. 

Schätzung» unveröffentlichtes Manuskript von H. Wilkens. DIW. 
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Tabelle A 44 


Sozialprodukt der Bundesrepublik und der DDR ^ 1960 bis 1969 



t Nach den Daten der Tabelle A 43 berechnet, 
p = vorläufige Zahlen. 
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Tabelle A 45 


£ntwidcJting der AibeitsprodukÜvität * in der Bundesrepublik und in der DDU nach Wirfschaftsberejchen 

(Preisbasis 1967) 

I960 ^ 100 


Bereidhe 


1965 


J966 


1987 


1968P 


1969P 


Gesamtwirtschaft 

davon 
Industrie * 

Baugewerbe 
Landwirts dhaft 

Verkehr und Nadiriditeoübermittiuiig 
Handel 

DiensUeistxingen * 


Gesamtwirtsdiaft 

davon 

Industrie^ 

Baugewerbe 

Landwirtsdiaft 

Verkehr und Nachridhtenübennitüung 
Handel ^ 

Dienstleistungen ® 


BRD 



119 

125 

126 
109 
123 

114 

108 


124 

131 

133 

117 

127 

119 

111 


129 

136 

139 

12? 

131 

123 

115 


136 

145 
143 
131 

146 
129 
119 


143 

155 

145 

127 

147 

140 

123 


* Brnttolnlandsprodukt je Besdiifügtexu 

* Einsdil, Bergbau» Energie, Produzierendes Handwerk ohne Bauhandwerk, 

* Dienstleislüngsimiemelimen (-betriebe), Siaai, Private Haushalte, OrgardsaUotien ohne Erwerbsdiarakter. 

* Binnenhandel einsdiL Beherbergungs- und Gaststätten ge werbe. 
p » vorläufige Zahlen- 

Quellen: Statistisches Bundesamt! Institut Für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. 

Schätzung, unveröffentlidites Manuskript H. WUkens, DIW. 
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Tabelle A 46 


^ruMoproduktJonswerl der Industrie in der Bundesrepubiiic I960 bis 296B 
in Mill. DM m Preisen von 1062 


Industriezweig 

1960 

1061 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

Gnmdstoffmdüstrien 

111 494 

116 801 

121954 

127 258 

143 602 

150 548 

154 90a 

158 370 

179 977 

Energie 

15 509 

16 300 

17 624 

19 122 

21 096 

22 206 

23246 

24 233 

27 088 

Bergbau 

15 754 

15 952 

16 003 

16 222 

16 504 

15 965 

15 146 

14 024 

14 356 

Metallurgie 

34 dl9 

34 848 

33 716 

32 408 

30 182 

38 638 

36946 

37 249 

43 081 

Chemie 

36 429 

39 867 

44 190 

48 772 

55 690 

61 453 

67 054 

71 015 

82 936 

Baumaterialien 

d9S3 

9 744 

10 421 

10 734 

12130 

12 266 

12516 

11 849 

12 516 

Metallverarbeitende 

Industrien 

102 251 

110 348 

113 222 

I165L4 

126 231 

134 884 

133 931 

124 022 

139 742 

Elektrotedinik 

22 547 

25 007 

25 622 

26 134 

28 748 

32 053 

31 592 

30875 

36 230 

Schiffbau 

2 790 

2735 

2 600 

2 405 

2616 

2811 

2938 

2 964 

3167 

Sonstige 

metallverarbeitende 

Industrien 

76 914 

82 606 

85 000 

87 975 

94 867 

100 020 

99 401 

90183 

100 345 

davon 

Maschinenbau 

36 465 

40 012 

40 442 

39 554 

42166 

44 998 

44 293 

40 820 

42 405 

Fahrzeugbau 

21 669 

23 173 

25 083 

28 428 

30 269 

31 156 

31781 

27 601 

34 108 

Metallwarea 

15 690 

16 259 

16 344 

16 826 

18 791 

19 999 

19 466 

18 074 

19 633 

Feinmechanik und 
Optik 

3 090 

3 162 

3 131 

3165 

3 641 

3 867 

3 861 

3688 

4 199 

Leichtindustrien 

58 349 

60 857 

63 393 

64166 

68 353 

72 483 

73478 

69457 

78 048 

Holz- und KuUurwaren 

10 590 

11031 

11578 

n 389 

12 663 

13 537 

13919 

13510 

14 672 

Textilien 

17 349 

17 883 

18 398 

18 656 

19 355 

20 201 

20201 

18 784 

21 765 

Bekleidung, 

Näherzeugnisse 

9 054 

9 809 

10 347 

10 450 

11 071 

12 096 

12344 

11 051 

12323 

Leder-, Schuh-, 

Pelzwaren 

4 604 

4 80? 

4 858 

4 895 

5037 

5153 

4944 

4 386 

4 972 

Zellstoff und Papier 

7 481 

7 613 

8 033 

8 321 

8 983 

9519 

9 804 

9782 

10977 

Polygraphische 

Industrie 

5 276 

5 662 

5 941 

6137 

8517 

6 927 

7177 

7 159 

7919 

Glas und Keramik 

3 905 

4 052 

4 238 

4318 

4 727 

5 050 

5 089 

4 785 

5 420 

Nahnings- und 
Genußmittelindustrie 

41 188 

43 065 

45 503 

47 376 

50110 

52 393 

53415 

54 763 

57 527 

Industrie insgesamt 

313 282 

331 071 

344 072 

355314 

383 296 

410 308 

415 732 

406 612 

455 294 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Beredmungen des DIW. 
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Tabelle A47 


BruKoproduidionswerl der Induatrie in der DDR 1960 bis 1968 
in Mill. DM zu Preisen der Bundesrepublik von 1962 


Industriezweig 

I960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

Grimdstoffindustrien 

27 270 

28 930 

30 750 

32130 

34 510 

36250 

38 590 

40860 

43 060 

Energie 

4 530 

4 790 

5 110 

5 370 

5 340 

5950 

6 660 

7 090 

7230 

Bergbau 

6 650 

6950 

7310 

7 590 

7860 

7 090 

7 860 

'8 190 

8 400 

Metallurgie 

4 020 

4 220 

4 380 

4 430 

4 690 

4 930 

5180 

5 420 

5 710 

Chemie 

10 100 

10 900 

11 740 

12520 

13 570 

14 790 

16060 

17230 

18 630 

Baumaterialien 

1 970 

2 070 

2 210 

2 220 

2 550 

2 690 

2810 

2 930 

3 090 

Metallverarbeitende 

Industrien 

15 660 

16 890 

18 660 

19 920 

21 770 

23 340 

25110 

26 990 

29 100 

Elektrotechnik 

4 350 

4680 

5 340 

5 630 

6 210 

6 750 

7 460 

8 020 

8 660 

Schiffbau 

680 

610 

630 

700 

780 

870 

870 

930 

1030 

Sonstige 

metallverarbeitende 

Industrien 

10 630 

n 600 

12690 

13 540 

14 780 

15 720 

16 780 

16040 

19410 

davon 

Maschinenbau 

6 680 

7 350 

3 110 

8 500 

9 180 

9 760 

10 320 

11010 

11 700 

Fdhr 2 eugbau 

1 140 

1 200 

l 2,50 

1430 

1 700 

1750 

1860 

1 990 

2210 

Metallwiiren 

2 350 

2 570 

2 800 

3 030 

3 280 

3 490 

3600 

4160 

4 560 

Feinmechanik und 
Optik 

460 

480 

530 

580 

620 

720 

800 

880 

940 

Leichtindustrien 

15410 

16220 

17 040 

16 850 

17 580 

18 420 

19340 

20580 

21 470 

Holz- und Kulturwaren 

2 820 

3030 

3 270 

3 260 

3 440 

3 620 

3840 

4180 

4570 

Textilien 

5 070 

5180 

5 340 

5 360 

5 480 

5760 

6 080 

6500 

6 600 

Bekleidung, 

Näherzeugnisse 

2 590 

2 840 

3080 

2810 

2910 

3 030 

3180 

3 280 

3 370 

Leder-, Schuh-, 

Pelzwaren 

010 

860 

910 

900 

940 

l 000 

1 050 

1 100 

1 170 

Zellstoff und Papier 

1950 

2 050 

2 130 

2 160 

2 280 

2370 

2440 

2 630 

2740 

Polygraphische 

Industrie 

1 390 

1 440 

l 440 

t 460 

1 540 

1580 

1640 

1710 

1 790 

Glas und Keramik 

780 

820 

870 

900 

990 

1 060 

1 110 

1 130 

I 230 

Nahrungs- und 

Gemißmi t telindus trie 

13 700 

14 240 

14 240 

14 470 

15 580 

16 300 

16 940 

17 770 

18 880 

Industrie insgesamt 

72 040 

76 280 

80 690 

83 370 

89 440 

94 310 

99 980 

106 200 

112 510 


Quelle; Bereduungen des DfW unter Benutzung von Angaben ün StaUsUsdien Jahrbudi der DDR. 
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Tabelle A 48 


ßeschäfiigte der Industrie in der Bundesre publik 1960 bis 1968 
In lODO Personen 


Industriezweig 

\9m 

1961 

1S62 1 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

Grundstoffindustrien 

2 448,6 

2 482,9 

2 447,2 

2 40L5 

2 418,3 

2445,4 

2 385,1 

2232.7 

2 221.4 

Energie 

191,0 

193,0 

195,0 

196,0 

199.0 

201.0 

203,0 

201,0 

202,0 

Bergbau 

616,3 

585,8 

549,5 

517,4 

496,7 

474,2 

435,5 

377,9 

337,4 

Metallurgie 

685,3 

707,2 

692,2 

671,1 

674.1 

689.2 

660,6 

616,1 

615,9 

Chemie 

697,5 

734,2 

747,0 

757,8 

782,8 

814,8 

827,6 

803,4 

836.9 

Baumaterialien 

258,5 

262,7 

263,5 

259,2 

265,8 

266,2 

258,4 

234,3 

229,3 

Metallverarbeitende 

Industrien 

3 231,7 

3 398,1 

3 461,6 

3 453,8 

3 507,7 

3 628,9 

3 617,3 

3385,4 

3 466.4 

Elektrotechnik 

843,6 

905,7 

919,6 

918,6 

934,1 

974,5 

964,9 

693,5 

926.3 

Schiffbau 

98,4 

96,3 

93,0 

84,0 

81,3 

81,1 

79,9 

78,5 

77,6 

Sonstige 

metallverarbeitende 

Industrien 

2 289.7 

2 396,1 

2 449,0 

2 451,2 

2 492,3 

2573.3 

2 572,6 

2 413,4 

2 462,4 

davon 

Maschinenbau 

1 186,4 

1 252,9 

1 284,4 

1 268,9 

1 270,0 

1 312,4 

1 314,0 

I 233,1 

1 243.9 

Fahrzeugbau 

412,4 

433,6 

463,7 

482,9 

517.8 

542,9 

549.3 

516.1 

544,6 

Melallwaren 

537,1 

550,9 

546,9 

547,0 

549.3 

562,2 

554,9 

513,7 

521.3 

Feinmechanik und 
Optik 

153,7 

158,7 

154,0 

152,3 

155,2 

155,8 

154,4 

150,6 

152,6 

Leichtindustrien 

2 085,5 

2113,0 

2101,5 

2 076,9 

2052,5 

2 066,6 

2 063,9 

1 918,6 

l 908,3 

Holz- und KuUurwaren 

365,3 

371,3 

367,0 

359.3 

354,9 

358,6 

356.2 

334,0 

337,0 

Teictilien 

619,5 

612,1 

589,6 

572,7 

555,8 

547,0 

538,5 

490,0 

489,1 

Bekleidung, 

Näherzeugnisse 

355.5 

370,0 

384,2 

388,1 

387.8 

398,2 

406,4 

370,7 

366,5 

Leder-, Sdiuh-, 
Pelzwaxen 

179,2 

177,9 

174,5 

172,6 

170,3 

169,8 

165,3 

153,2 

144.5 

Zellstoff und Papier 

196,2 

199,8 

202,8 

203,7 

202,0 

204.5 

206,0 

195,3 

196 J 

Polygraphisdie 

Industrie 

1B6.1 

195,6 

201,3 

204.6 

206,7 

211,2 

215,7 

211,9 

21!, 8 

Glas und Keramik 

183,5 

186,4 

182,1 

175,9 

174,9 

177,3 

175,8 

163,6 

163,3 

Nahrungs- und 
GenuBmittelindustrie 

506,2 

514,4 

524,0 

527,9 

521,7 

520,4 

521,5 

507,0 

505,2 

Industrie insgesamt 

8 271,9 

8 508,5 

8 534,2 

8 460.1 

8 500.2 

8 661,4 

8 587,8 

8 043,7 

8 101,3 


Quelle 1 Stalls tisches Bundesamt, Beredmimgen des Drw, 
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Tabelle A49 


Besdiäitigte der Industrie in der DDR I960 bis 1968 
in 1000 Personen 


Industriezweig 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

Grundstoffindustrien 

801,2 

799,1 

799,2 

801,0 

812,3 

821,8 

83 J. 7 

832,0 

833,5 

Energie 

67,4 

68,3 

69,1 

71,0 

72,6 

73,0 

74.0 

73,3 

72,5 

Bergbau 

197,2 

196,8 

197,8 

199,2 

201,5 

199,6 

200.4 

194,3 

193,5 

Metallurgie 

160,7 

161,0 

159,5 

158,3 

159,5 

165,2 

168,7 

171,6 

172,5 

Chemie 

280,9 

279,5 

2814 

282,9 

287,8 

294,3 

298,0 

302,4 

304,0 

Baumaterialien 

95,0 

93,4 

91,3 

89,6 

90,9 

89,7 

90,6 

90,5 

91,0 

Metall verarbeitende 
Industrien 

977.9 

992,3 

994,2 

1 013,7 

1 034,1 

1 051.8 

1 075,8 

1 104,6 

1 112,0 

Elektrotechnik 

222,5 

224,5 

230,9 

235.6 

243,0 

245,7 

251.8 

259,0 

261,0 

Schiffbau 

41,4 

39,0 

37,6 

39,5 

40,3 

40,9 

40,9 

41,9 

42,0 

Sonstige 

metallverarbeitende 

Industrie 

713,9 

728,8 

725,7 

738,6 

750,8 

765,2 

783,1 

803,7 

809,0 

davon 

Maschinenbau 

375,6 

394,0 

392,6 

395,2 

403,2 

408,1 

417,2 

427,7 

430,5 

Fahrzeugbau 

148,5 

146,5 

143,5 

151,1 

151,8 

155,6 

160,0 

162,4 

164,0 

Met all waren 

90,0 

89,3 

91,0 

92,5 

92,2 

92,8 

93,8 

96,0 

96,5 

Feinmechanik und 
Optik 

99,8 

99,1 

98,6 

99,9 

103,6 

108,8 

112,0 

117,6 

118,0 

Leichtindustrien 

862,2 

846,5 

833,2 

809,4 

796,4 

783,2 

775,8 

773,3 

770,0 

Holz- und Kulturwaren 

154,7 

155,2 

154,0 

150,7 

146,6 

144,5 

144,2 

144,7 

144,0 

Textilien 

340,8 

331,2 

321,0 

312,5 

304,4 

296,0 

289,6 

286,4 

283,0 

Bekleidung, 

Näherzeugnisse 

122,2 

120,0 

121,5 

112,7 

111,0 

109,3 

108,7 

108,2 

108,0 

Leder-, Schuh-, 
Pelzwaren 

71.4 

69,6 

68,5 

66,9 

67,6 

68,2 

68,4 

68,7 

69,0 

Zellstoff und Papier 

63,2 

63,4 

62,5 

61,7 

60,9 

60,0 

60,1 

59,2 

59,0 

Polygraphische 

Industrie 

41,0 

39,6 

38,9 

37,7 

37,4 

36,7 

36,4 

36,5 

36,5 

Glas und Keramik 

68,9 

67,5 

66,9 

67,2 

68,5 

68,4 

68,5 

69,7 

70,5 

Nahrungs- und 
Genußmittelindustrien 

215,4 

215,4 

210,6 

209,7 

207,8 

205,5 

206,1 

209,4 

209,5 

Industrie insgesamt 

2 856,6 

2 853,3 

2 837,3 

2 833,7 

2 850,7 

2 862,3 

2 889,4 

2 919,3 

2 925,0 


Quelle: Statistiscbes Jahrbuch der DDR« mehrere Jahrgänge. 
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TabeUe A 50 


Brutto- Anlagevermögen der Industrie in der Bundesrepublik 1960 bis 1968 
in Mill. DM zu Preisen von 1962 


Industriezweig 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

Grundstoffindustrien 

130 869 

140 203 

150 060 

159 838 

169 936 

180 878 

191 465 

200 838 

209 175 

Energie 

42 240 

45 290 

48 690 

52 590 

56 880 

61 630 

66 240 

70 700 

74 970 

Bergbau 

25 619 

26 467 

27 086 

27 342 

27 542 

27 735 

27 404 

26 658 

25 952 

Metallurgie 

23 543 

25 343 

27 544 

29 661 

31 577 

33 270 

34 692 

35 760 

36 650 

Chemie 

32 732 

35 381 

37 966 

40 538 

43 290 

46 483 

50 352 

54 326 

57 798 

Baumaterialien 

6735 

7 722 

8 774 

9 707 

10 647 

11760 

12777 

13 394 

13 805 

Metallverarbeitende 

Industrien 

49 998 

55 937 

62 294 

67 993 

73 236 

79 117 

85 069 

90144 

94 713 

Elektrotechnik 

11 259 

12 565 

14 017 

15 381 

16 600 

17 827 

19 087 

20236 

21 333 

Schiffbau 

2 249 

2 312 

2370 

2 420 

2 488 

2 580 

2 660 

2726 

2 792 

Sonstige 

metallverarbeitende 

Industrie 

36 490 

41 060 

45 907 

50 192 

54 148 

58710 

63 322 

67 182 

70 588 

^davon 

Masdünenbau 

17 904 

19709 

21 610 

23 252 

24 746 

26 443 

28 154 

29 531 

30 771 

Fahrzeugbau 

10 736 

12593 

14 636 

16 374 

17 939 

19 856 

21 814 

23 476 

24 852 

Metallwaren 

6 241 

7 005 

7 757 

8501 

9 250 

10 046 

10 830 

11 494 

12 HO 

Feinmechanik und 
Optik 

1 609 

1 753 

1904 

2 065 

2213 

2 365 

2 524 

2 681 

2 855 

Leichtindustrien 

30 699 

33 401 

36 047 

38 513 

40 838 

43 359 

45 956 

48 224 

50 324 

Holz- und Kulturwaren 

4 861 

5 278 

5719 

6 174 

6610 

7 071 

7 554 

7 976 

8 333 

Textilien 

10 998 

11 867 

12 616 

13 225 

13816 

14 507 

15 209 

15 765 

16 251 

Bekleidung, 

Näherzeugnisse 

2 254 

2480 

2 696 

2 894 

3 094 

3319 

3 547 

3 708 

3819 

Leder-, Schuh-, 

Pelzwaren 

1728 

1 839 

1 935 

2012 

2 092 

2 180 

2 253 

2 299 

2 334 

Zellstoff und Papier 

4 828 

5 305 

5 845 

6 372 

6 795 

7 209 

7 677 

8 196 

8 763 

Polygraphische 

Industrie 

3 629 

4 000 

4 337 

4 697 

5 043 

5 383 

5 720 

6 065 

6 400 

Glas und Keramik 

2371 

2 632 

2 899 

3 139 

3 338 

3 690 

3 996 

4 215 

4 424 

Nahrungs- und 
Genußmittelindustrien 

20 989 

22 580 

24 143 

25 764 

27 469 

29 194 

30 918 

32723 

34 520 

Industrie insgesamt 

232 525 

252 121 

272 544 

292 108 

311 479 

332 548 

353 408 

371 929 

388 732 


Quelle: Berechnungen des DIW« 
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Tabelle A5l 


Brutto- Anlagevermögen der Industrie in der DDR I960 bis 1968 
in Mill. DM zu Preisen der BRD von 1962 


Industriezweig 

I960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

Grundstoffindustrien 

39 630 

42 080 

45 200 

48 540 

52 850 

56510 

60 120 

63 470 

66 950 

Energie 

9 930 

10 480 

n 500 

12610 

13 590 

14 470 

15 460 

16 260 

17 140 

Bergbau 

9 610 

10 620 

11 470 

12 370 

13 550 

14 800 

15 840 

16 690 

17 450 

Metallurgie 

5 160 

5 230 

5 540 

5 930 

6410 

6920 

7 420 

7 980 

8 570 

Chemie 

12 260 

12 790 

13 420 

14 100 

15 480 

16370 

17 370 

18 380 

19 460 

Baumaterialien 

2 670 

2 960 

3 270 

3 530 

3 820 

3 950 

4 030 

4 160 

4 330 

Metallverarbeitende 

Industrien 

12 670 

13 470 

14 300 

15 190 

16410 

17 510 

18 690 

19 960 

21 300 

Elektrotechnik 

2160 

2 330 

2 530 

2 790 

3 080 

3 280 

3 550 

3 850 

4 150 

Schiffbau 

670 

700 

720 

790 

820 

850 

850 

890 

930 

Sonstige 

metallverarbeitende 

Industrie 

9 840 

10 440 

11 050 

11 610 

12 510 

13 380 

14 290 

15 220 

16 220 

davon 










Maschinenbau 

5 770 

6 160 

6 510 

6 770 

7 300 

7 670 

8 140 

8 620 

9110 

Fahrzeugbau 

2060 

2180 

2 280 

2410 

2 590 

2 880 

3180 

3 460 

3 770 

Metallwaren 

1 080 

1 140 

1 270 

1 370 

1 470 

1 550 

1620 

1690 

1 770 

Feinmechanik und 
Optik 

930 

960 

990 

1060 

1 150 

1 280 

1 350 

1 450 

1 570 

Leichtindustrien 

11 470 

11 910 

12 430 

13 070 

13 900 

14 460 

14 780 

15 370 

15 980 

Holz- und Kulturwaren 

1 660 

I 730 

1 770 

1870 

2 020 

2180 

2 230 

2 330 

2 430 

Textilien 

4 980 

5 180 

5 360 

5 550 

5 840 

6 020 

6 090 

6 300 

6 530 

Bekleidung, 

Näherzeugnisse 

320 

340 

380 

390 

420 

430 

450 

470 

500 

Leder-, Schuh-, 
Pelzwaren 

900 

920 

970 

980 

l 030 

1 010 

1 020 

1 060 

1 090 

Zellstoff und Papier 

1 930 

1 960 

2 120 

2 260 

2 390 

2 470 

2 500 

2 580 

2 650 

Polygraphische 

Industrie 

540 

580 

580 

640 

660 

690 

730 

750 

790 

Glas und Keramik 

1 140 

1 200 

1250 

1380 

1540 

1 660 

1760 

1880 

1990 

Nahrungs- und 
Genußmittelindustrien 

6 420 

6 600 

6 790 

7 130 

7 410 

7 380 

7 540 

7 800 

8 030 

Industrie insgesamt 

70 190 

74 060 

78 720 

83 930 

90 570 

95 860 

101 130 

106 600 

112 260 


Quelle: Berechnungen des DIW. 
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Tabelle A 52 


IndusUiell^ Produktionsstruktui ln der Bundesrepublik und in der DDR 
1960 und 1968 

in^h 


Industriezweig 

BRD 

DDR 

Zuwadis 
[980 bit 1968 
in •/» 

DDR iß •h 
der BRD 

I960 1 

1968 

1900 1 

1968 

BRD 1 

DDR 

19«) 1 

I960 

Grundstoffindustrien 


35.6 

39,5 

[ 37,9 

38,3 

m 


58 

24,5 

23,9 

Energie 


5,0 

5.9 

6,3 

G.4 

75 


60 

29,2 

26,7 

Bergbau 


.5.0 

3,2 

9.2 

7.5 

-0 


26 

42.2 

58,5 

Metdllurgie 


11,1 

94 

5,6 

5,1 

24 


42 

11,5 

13.3 

Chemie 


^.6 

18,2 

14,1 

16.6 

128 


85 

27,7 

22,5 

Baumdterialien 


1 '■%& 

2.7 

2,7 

2.7 

39 


57 

22,0 

24,7 

Metallverarbeitende Industrien 


i 

32,6 

30,7 

j 21,7 

25,9 

37 


86 

15,3 

20,8 

Hiektrotedmik 


7.2 

8,0 

6,0 

7,7 

61 


99 

19,3 

23,9 

Schiffbau 


0,9 

0.7 

0,9 

0,9 

14 


52 

24,4 

32,5 

Sonstige metallverarbeitende 











Industrie 


244 

22,0 

14,8 

17,3 

31 


83 

13,8 

19,3 

davon 








1 



Maschinenbau 


tl,Ö 

9,3 

9.3 

10,4 

16 

75 

18,3 

27,6 

Fahrzeugbau 


6,0 

74 

1.6 

2,0 1 

57 


94 

5,3 

6.S 

Metaiiwaren 


5,0 

4,3 

3,3 

4,1 1 

1 

25 


94 

15,0 

23,2 

Feiiimeäianlk und Optik 


1,0 

0.9 

, 0,6 

0.8 

1 

36 


104 

14,9 

22,4 

Leiditinduslrien 


18,6 

17.2 

21,4 

1 

19.1 

34 


39 

26.4 

27,5 

Holz- und KuUurwaren 


3,4 

3.3 

' 3,9 

4.1 

39 


62 

26.6 

31,1 

Textilien 


54 

4,8 

1 7,1 

5,9 

26 


30 

29,2 

30,3 

Bekleidung, Naherzeugnlsse 


2.9 

2.7 

3,6 

3,0 

36 


30 

28,6 

27,3 

Leder-, Schub- und Peizwaren 


14 

1,1 

1,1 

1.0 [ 

6 


44 

17,3 

23,5 

Zellstoff und Papier 


2.4 

2.4 

2.7 

2,4 

47 


41 

26.1 

25,0 

Polygraphische Industrie 


1,7 

1,7 

1.9 

1,6 

50 


29j 

28.3 

22,6 

Glas und Keramik 


1,2 

1.2 

1,1 

1,1 

39 


50 

20,0 

22,7 

Nahrungs- und Genußmittel- 











industrien 


13,2 

12,6 

19,0 

16,8 

40 


38 

33,3 

32,8 

IZKlustrie Insgesamt 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

45 


56 

1 

23,0 

24,7 


Quelle: Tabellen A 46 und A 47. 
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TabeUe A 53 


JndustTieUe Beschäitigtenatrukiur in äer BunäesrepubUk und m der DDR 
1960 und J968 

in 


Industriezweig 


Besdiäftlgtea* 
slruktur 1^8 

V erSnderungen 
1960 bis 1968 
in Vti 

DDR ln 
der BRD 



BRD I 

DDR 

BRD 1 

1 DDR 

1960 1 

1968 

Grundstoffindustrien 


27,4 


- 9,3 

4.0 

32,7 

37*5 

Energie 


2,5 

2,5 1 

5,8 

7.6 

35,3 

35,9 

Bergbau 


4,2 

6,6 j 

-45,3 

- 1,9 

32,0 

57,4 

Metallurgie 


7.6 

5,9 1 

-10,i 

7.3 

23,4 

28,0 

Chemie 


10,3 ; 

, 10,4 

20,0 

8,2 

40,3 

36,3 

Baumaterialien 


2,8 

3,1 

-11,3 

- 4,2 

36,8 

39,7 

Metallverarbeitende Industrien 


42,8 ^ 

1 38,0 

7,3 

13,7 1 

30,3 

32,1 

ElektrotedmUc 


U,4 1 

J 8,9 

9,8 

17,3 i 

26,4 

28,2 

Schiffbau 


1.0 \ 

f «.4 

-21,1 

1 1,4 1 

42,1 

54,1 

SonsUge melail verarbeitende Industrie 


30,4 

1 27.7 

7.5 

13,3 ^ 

31,2 

32,9 

Leichtlndustnen 


23,6 1 

j 26,3 

* 4.9 

' 9,7 

j 

- 8,5 

-10,7 

41,3 

40,4 

Holz* und Kulturwaren 


^-2 1 

- 7,7 

1- 6,9 

42,3 

42,7 

Textilien 


6.0 

-21,0 

-17,0 

55,0 

57,9 

Bekleidimg» Näherzeugnisse 


4,5 

3.7 

3,1 

-11,6 

34,4 

29,5 

Leder-, Schuh* und Pelzwaren 


1.8 

2.4 

-19,4 

- 3,4 

39,8 

47.8 

Zellstoff und Papier 


2.4 

2,0 

- 0,! 

- 6,6 

32,2 

30.1 

Polvgraphische Industrie 


2.6 

1 1,2 ^ 

13,8 

-11,0 

22,0 

17,2 

Glas und Keramik. 


2.0 

f 2,4 

-IJ,0 

2,3 

37,5 

43,2 

Nahmngs* und Genußmittelindustrien 


6.2 

7,2 1 

[ r ’ 

- 0,2 

- 2,7 

42.6 

41,5 

Industrie insgesamt 


100,0 

100,0 

, ' 1 

2,1 

2,4 

34,5 

36,1 


Quelle: Tabellen A 48 und A 49. 
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Tabelie A54 


Struktur des mdustriellen Brutlo-Anlagevermögens (BAV) in der Bandesrepublih und in der DDR 
i960 und 196$ 

in 


Industriezweig 


BAV-Struktnr 

1968 

Zuwachs 

1960 bis 1968 
in Va 

DDR In •/« 
der BRD 

1960 1 1966 

BRD 1 

DDR 

BRD 1 

, DDR 

Grundstoff Industrien 


53,8 


59,6 

60 

69 

30,3 32,0 

Bnergie 


IB,3 


153 

78 

73 

23,5 22,9 

Bergbau 


6.7 


15,5 

1 

82 

37,5 67,2 

Metallurgie 


9,4 


7.6 

56 

66 

21.9 23,4 

Chemie 


14,9 


17,3 

77 

59 

37.4 33,7 

Baumaterialien 


3,6 


3,9 

105 

1 62 

39,7 31,4 

Metallverarbeitende Industrien 


24,4 


19.0 

89 

i 

25,4 22,5 

Elektrotechnik 


5,5 


3.7 

90 

II 92 

19,2 19,4 

Schiffbau 


0,7 


0,8 

24 

38 

29.8 33,2 

Sonstige metallverarbeitende Industrie 


18,2 


14,5 1 

93 

65 

27.0 23,0 

Leichtindustrien 


12.9 


14,2 

64 

39 

37,4 31,8 

Holz- und Kulturwaren 


2.1 


2,2 

71 

46 

34,2 29,2 

Textilien 


4.2 

5,8 

48 

31 

d 

45,3 40,2 

Bekleidung, Näherzeugnisse 




0,4 

69 

55,* 

14,2 13.0 

Leder-, Schuh- und Pelzwaren 


o'üe 


1,0 

35 

21 

51,8 46,6 

Zellstoff imd Papier 


2,3 

2,4 

82 

38 1 

39,9 30,3 

Polygraphische Industrie 


1.6 

0,7 

76 

48 

14,8 12,4 

Glas und Keramik 


l.l 

1,8 

87 

75 

47,9 45,0 

Nahrungs- und Genußmittelindustrien 


8,9 


7,2 

65 


30.6 23,3 



i -- - -j 





1 

Industrie insgesamt 


100,0 


ilfto 

67 

60 

[ 30*2 28,9 

1 


Quelle: Tabellea A 50 und A51. 
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Tabelle A 55 


Slru/clur der indtislriefleji KapJlcdinfeitsildi der ßundesrepub/i/c und in der DDÄ 
und 1968 


Industriezweig 

Kapitaltntensität 
1968 in DM 

Je Beschäftigten 

Zuwachs 

1960 bis 1968 
ln 


DDR ln *U 
der BRD 

BRD 

DDR 

BRD 

DDR 

1960 

1968 

Gnindsloffinduslrien 

94 160 

80330 

62 

76 


92,6 

85,3 

Energie 

:172 140 

236 470 

6/ 

63 


66,6 

63,7 

Bergbau 

76920 

90 170 

85 

85 


1/7,2 

JI7,2 

Metallurgie 

59 500 

49 670 1 

55 

73 


93,4 

83,4 

Chemie 

69060 

64 »20 1 

47 

4? 


93.0 

92,7 

Baumaterialieii 

60200 

47560. 

69 

131 


103,0 

79,0 

Metallverarbeitende Industrien 

27 320. 

19 150* 

48 

77 


83,8 

70, J 

Eleklrotechmk 

23 030 

15910 

64 

73 


72,7 

69, f 

Schiffbau 

35980 

22 tOO 

36 

57 


71,0 

e/,4 

Sonstige metallverarbeitende Industrie 

28670; 

20 050 

45 

80 


36,5 

69,9 

Leichtindustrien 

26371 

20 760 1 

56 

7ä 


90,3 

78,7 

Holz- und Kulhirwaren 

24 730 

16 890 

57 

86 


80,9 

68,3 

Textilien 

33 230 

23 060 

58 

87 1 

\ 

82,4 

69,4 

Bekleidung, Näherzeugnisse 

10420 

4 590 

76 

64 

1 

41,3 

44J 

Leder-, Schuh* und Pelzwaren 

16 150 

15770 

26 

' 63 


130.2 

97,6 

Zellstoff und Papier 

44 890 

45020 

48 

1 83 


123J9 

/0Ö,7 

Polygraphische Industrie 

30 220 

21700 

66 

55 


67.0 

71,8 

Glas und Keramik 

27 090 , 

28 260 

71 

110 


127,6 


Nahrungs- und Genußmittelindustrien 

68330 

3S340 

29 

65 


71,9 

56J 

Industrie insgesamt 

' 47 980 

1 38 380 

56 

71 


87,4 

BOß 


Quelle: Tabellen A50 und A4a (BRD)j Tabellen A5l und A 49 (DDR). 
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Tabelle A 56 


Struktur der mdustrieJJen Arbeitsproduktivität in der Bundesrepublik und /n der DDR 
1960 und 1968 


Industriezweig 

Arbeitsproduk- 
tivität 1968 
in DM 

Zuwachs 

1960 bis 1968 
in ®/q 

DDR in •/• 
der BRD 

BRD 

1 E«>R 

BRD 

1 DDR 

I960 1 

1 1968 

Grundstoffindustrien 

1 81 020 

51 660 1 

■ 

77,9 

1 5f,8 


74,8 

63,8 

Energie 


|34 100 

99720 1 

1 

65, t 

48A 


82,8 

74,4 

Bergbau 


42 550 

i 43 410 f 

66,5 

28,7 

li * 


137,9 

102,0 

Metallurgie 


69 950 

33 100 

37,7 

If 32,3 


49,2 

47,3 

Chemie 


99100 

61 280 

89,7 

70.4 


68,8 

61,8 

Baumaterialien 


54 580 

33960 

57,1 

63,7 


59,7 

62,2 

Metallverarbeitende Industrien 


40 310 

26 170 

27.4 

03,5 


50,6 

64,9 

Elektrotechnik 


39 110 

33 180 

46.3 

69,7 


73 J 

84,8 

Schiffbau 


40 810 

24520 

44,0 

1 49,2 


58,0 

60,1 

Sonstige metallverarbeitende Industrie 


40 750 

23 990 

- - 

21,3 


61,1 


44,3 

58,9 

Leichtindustrien 


40 900 

27 880 

46,2 


56,0 


63ß 

68,2 

Holz- und Kullurwaren 


43 540 

31 740 

50,2 


74,1 


62,9 

72,9 

Textilien 


44 500 

23 320 

58,9 


56,7 


53,7 

52,4 

Bekleidung, Näherzeugnisse 


33 620 

31 200 

32,0 


47,2 


83,2 

92,8 

Leder-, Schuh- und Pelzwaren 


34 410 

16960 

31.4 


49,6 


43,3 

49,3 

Zellstoff und Papier 


55080 

46 440 

46,8 


50,5 1 

80,9 

83,0 

Polygraphische Industrie 


37 390 

49 040 

31,9 


44,7 1 

779,6 

131,2 

Glas und Keramik 


33190 

17 540 

56,0 


54,2 

53,2 

52,6 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie 


113 870 

90 120 

39,9 


41,7 


78,2 

79,7 

Industrie insgesamt 


56200 

38 460 

48,4 


52,5 


66,6 

68,4 


Quelle: Tabellen A46 und A48 (BRD), A47 und A49 (DDR); ArbeitsprodukÜvitül hier gemessen am Bruttoproduk- 
Uonsvolumen je Beschäftigten. 
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Tabelle A 57 


S/ruA/uj der mdus^r/eiie/i Kapi^oiprocfuAfivifä/ in der Bundesrepablik und !n dei DDR 
1960 und 1968 


Industriezweig 

Kapitalproduk- 

tiviuit 

1068 

Veränderung 
i960 bis 1968 
in •/o 


DDR in “/« 
der BRD 

BRD 1 

1 DDR 

BRD 1 

DDR 

1960 

1 1968 

Grundstoffiudüstrien 


860 

644 

4- 0,9 

- 6,4! 

I 

BOß 

74,9 

Energie 


361 

421 

- /,e 

- 7,7 


124,4 

f/6,8 

Bergbau 


553 

481 

-10./ * 

-30.5 


112 ß 

87,0 

Metallurgie 


M75 

666 

-20.6 

- 14,4 


52ß 

56,8 

Chemie 


1 435 ' 

1 958 

2fl,9 

16,2 


74ß 

66,8 

Baumaterialien 


907 

7iJ 

-32.0* 

- 3.2 


55,3 

78,8 

Metallverarbeitende Industrien 


1 475 

^ 36^ 

-27,3 

10,5 


60,5 

92ß 

Hlekirotedinik 


1 ud8 1 

2 080 

-15,3 

3,6 


f00,5 

122,9 

Schiffbau 


1 134 

1110 

- 

9,6 


ÖJ,6 

97,9 

Sonstige metallverarbeitende Industrie 


I 422 

1 198 

-32,5 

10,9 


Biß 

84,3 

Leichtindustrien 


t 551 

1 344 

-18,4 

± 0 

70ß 

B6ß 

Holz- und Kutturwaren 


t 70! 

1 879 

-19.2 

10,9 

77,8 

106ß 

Textilien 


1 1 339 

1 on 

-27.8 

- 0,6 

64ß 

75,5 

Bekleidung, Näherzeugnisse 


[ 3227 

6794 

-19,7 

-16.1 

20 tß 

2J0,5 

Leder-, Schuh- und Pelzwaren 


2 130 

1 075 

-21,6 

18,9 

33,3 

50,5 

Zellstoff und Papier 


1253 

1031 

I -19,2 1 

2,0 1 

65,3 

82,3 

Pol y graphische Industrie 


1 237 

2260 

- 14.9 1 

-12^ 


mA 

182,7 

Glas und Keramik 


1225 

618 

-25,6 

-10,0 


41 ß 

50,4 

Nahrungs- und Genußmittelindustrien 


1 666 

2350 

-«.,j 

10,2 

i 


lOBß 

J4tß 

Industrie insgesamt 


I 17] 

[ 1003 

-13.1 * 

1 

I - 2,3 


76,2 

85.7 


Ouelle: Tabellen A46 und A 50 {BHD), A 47 und A51 IDDR); Kapital produkttvftät hier gemesseu tn DM BniUopro* 
dukÜons Volumen je 1000 DM Brulto-Anlagevermögen. 
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Tabelle A 58 


Produktionsiaktoren, Produktion und Produktionskapazität der Industrie 
jji der DDJ? 



Ist-Zahlen I9ae 

Sotlzahlen 1968 ^ 


ProdukUons- 

fdktoren 


Brutto- 

proidiÜE^ 

PrcMltikU vital 
der Fflkiorew 

Bmltth’ 
prodiik- 
flOB “ 
Kapital 

rtkUve PriTciuklivitit 
<Jer Fakt<arcA 

tit4ax- 
ziffar der 
AUir 
iMluag 
der 

KapaEiiat 

[ndustrierv/eig 

A^it 

XapltAi 

Aihidi 

Kispitd 

ArbaiL 

Kapital 


1000 Per- 
son«rn 

MJIK 

DM 

DM Ja 

Ufton 

Milt. 

DM 

DM 

DM 

Miit. 

DM 

DM 

DM 

MnxiraeJe 
Atu- 
last Lin q 
- U» 

Grundstoff^Industrien 

833.5 

66 950 

80 330 

43060 

51 660 

644 

56 120 

67 330 

83S 

77 

Energie 

7Z5 

17 140 

236 470 

7 230 

99 720 

421 

7 230 

99720 

421 

100 

Bergbau 

193,5 

17 450 

90 170 

8 400 

43 410 

481 

8 400 

43 410 

481 

100 

Metallurgie 

172,5 

8 570 

49 670 

5710 

33 100 

666 

10 350 

60 000 

I 208 

55 

Chemie 

304,0 

19 460 

64 020 

18 630 

61 200 

958 

25 840 

85 000 

J 328 

72 

Baumaterialien 

91,0 

4 330 

47 560 

3 090 

33 960 

714 

4300 

47 250 

993 

72 

Metallverarbeitende 

Industrien 

l 112,0 

21 300 

19 ISO 

:^ioo 

26 170 

I 366 

38 560 

34 680 

1 810 

75 

Elektrotechnik 

261,0 

4 150 

15 910 

8 660 

33180 

2 086 

8660 

33180 

2 086 

100 

Sdiiffbau 

42,0 

930 

22100 

1030 

24 520 

1 110 

1 180 

28100 

1 180 

87 

Sonstige 

metallverarbei tende 
Industrie 

809,0 

16 220 

20 050 

19410 

23 990 

1 198 

28 720 

35500 

1 771 

68 

Leiditindustiien 

770,0 

15 980 

20 760 

21 470 

27 880 

1 344 

26 770 

34 770 

I 675 

80 

Holz- und Kiilturwaren 

144,0 

2 430 

16 890 

4370 

31 740 

1 879 

4 570 

31 740 

1879 

100 

Textilien 

283,0 

6 530 

23 060 

6 600 

23 320 

1 011 

9 200 

32 500 

1 409 

72 

Bekleidung, Näh* 
erzeugnlsse 

108,0 

500 

4 590 

3 370 

31 200 

6794 

3 370 

31 200 

6 794 

100 

Leder*, Schuh- und Pelz- 
waren 

69,0 

1 090 

15 770 

1 170 

16 960 

1 075 

2 140 

31 000 

] 963 

55 

Zellstoff und Papier 

59,0 

2 650 

45 020 

2 740 

46 440 

1 031 

3 300 

55930 

1 245 

83 

Polygraphische 

Industrie 

36,5 

790 

21 700 

1 790 

49 040 

2 260 

1 790 

49040 

2 260 

100 

Glas und Keramik 

70,5 

1990 

28 260 

l 230 

17 450 

618 

2400 

40100 

1 208 

51 

Nahnings- und Genuß- 
mittelindustrien 

209,5 

8 030 

38 340 

18 880 

90 120 

2 350 

18 880 

90 120 

2 350 

100 

Industrie insgesamt 

2 925,0 

112260 

38 380 

112 510 

38 460 

1003 

140 330 

47 980 

1 250 

80 


* Mil Hilfe der für die BRD ermiltelten Relationen von Arbeitaprodnktiviiät zu Kapital in tensitäl erreditteL 
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Tabelle A 59 


LondwirtschcUllidie Betriebe der Bundesrepublik und der DDR 
1960 und 1969 


Betriebsgröße und -arl 

Zahl der Betriebe 

Anteil der Betriebe 
an der LN in 

Durchschnittsgröße 
je Betrieb in ha 


I960 1 

1969 

1960 

1 1969 

1960 

1 1969 


BRD 






Betriebe insgesamt * 


1 385 400 1 157 000 

100,0 

100,0 

9.3 

11,0 


davon in einer Größe von 









1 bis 5 ha LN 


617 500 

456 800 

i2,5 

9.3 

2.6 

2.6 


5 bis 10 ha LN 


343 000 

252 300 

19,2 

14.4 

7,2 

7.3 


10 bis 20 ha LN 


286 500 

280 700 

30,0 

31,6 

13,9 

14.3 


20 bis 50 ha LN 


122 100 

149 ?00 

27,1 

33,3 

28,7 

28,4 


50 bis 100 ha LN 


13 700 

15200 

6.8 

7.7 

64,7 

64,6 


über 100 ha LN 


2 600 

2800 

2JL_ 

Ä_ 

MH 

ItML 



DDR 






Betriebe insgesamt * 


59ig 


lOÖß 

~mr 

107,4 

266,8 

davon 








LPG* 


19 276 

9 836 

84.2 

85,9 

281,2 

550,1 

danmter Typ I und II 


12 923 

4 186 

31.0 

17.1 \ 

154,5 

257,2 

Typ III 


6 353 

5 650 

53,2 

68.8 \ 

539,1 

767,1 

VEG* 


669 

527 

6.3 

6.9 1 

591,4 

823,6 

GPG» 


298 

349 

0.2 

0,3 1 

4,6 

5,4 

Sonstige sozialistische Betriebe 


9513 

1 734* 

1.8 

0.2* 1 

12,0 

11,0» 

Übrige Betriebe 


30202 

11 170* 

1 

7,5 

6,7* , 

1,6 

3,3» 









^ Betriebe mit 1 und mehr ha landw. Nutzfläche (LN) 

* Stand 1968. 

* LPG ^ Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften. 
^ VEG = Volkseigene Güter. 

* GPG = Gärtnerische Produktionsgenossenschaften. 

Quelle: Statistisches Jahrbuch über HLuF der BRD 1970. 
Statistisches Jahrbuch der DDR 1969 und 1970. 
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Tabelle A 60 


Versorgung der Landwirtsdiait in der Bundesrepublik und in der DDR mit Handelsdünger 

(in kg ReinnährstoCf je ha LN) 

1957/61, 1960/61 bis 1968/69 



BRD 

DDR 

DDR in*/. 
BRD 

BRD 

DDR 

DDR in*/« 
BRD 

BRD 

DDR 

DDR fn Vi 
BRD 

Sückstafi (NI 

Phosphorsäure (PfOiJ 

Kali (KtO) 

1957/61 


42,1 

36,6 

86,9 

1 

45,5 

32,5 

71.4 


' 71,1 

1 80,2 

112,8 

1960/61 


43.4 

38,5 

88.7 


[ 46,4 

35,1 

75,6 


70,6 

82,3 

116,6 

1961/62 


43,7 

39,8 

91,1 


44,6 

33,0 

74,0 


72,9 

77.3 

106,0 

1962/63 


54,5 

42,8 

78,5 


50,7 

35,1 

69,2 


77.5 

1 82,8 

106,8 

1963/64 


52,7 

48,3 

91,7 


53,9 

41,3 

76,6 


79.4 

1 85,2 

107,3 

1964/65 


55.7 

62,4 

112,0 


57.9 

1 52,6 

90,8 


84,0 

! 85,7 

102,0 

1965/66 


63,0 

66,4 

105,4 


60,1 

47,7 

79,4 


85,8 

92,8 

108,2 

1966/67 


64,3 

1 70,1 

109,0 


57,9 

51,5 

88,9 


77.9 

98,2 1 

\ 126.1 

1967/68 


68,9 

70.5 

102,3 


58,5 

59,0 

100,9 


81,2 

93.8 

115,5 

1968/69 


68,4 

1 79,6 

116.4 


50.8 

58.7 

99,8 


76,7 

92,3 

120,3 


Quellen: Slatislisdies Jahrbuch über BLuF der BRD 1969 und 1970* 
Statislisdiea Jahrbudi der DDR 1970. 
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Tabelle A 61 


Schlepper und Mähdrescher tn der Londwfrlscha/f der Bundesrepublik und der DDR 
195$. 1966 und 1969 


Gegenstand 


Einheit 


Jahr 


BRD 


DDR 


DDR iti Vo BRD 


Schlepper-Bestand ' 


Schlepper je 100 ba LN 


Schlepper Je 100 ha Ackerland 


Schlepper Motoren-PS 


Schlepper Motoren-PS je 1 00 ha LN 


Schlepper Motoren-PS je 100 ha Ackerland 


Mähdrescher-Bestand 


Mähdrescher je 10 000 ha Getreideriäche 


Stüde 


Stück 


Stück 


I 000 PS 


PS 


PS 


Stück 


Stück 


1958 

1968 

1969 

1958 

1968 

1969 

1958 

1968 

1969 

1958 

1968 

1969 

1958 

1968 

1969 

1958 

1968 

1969 

1958 

1968 

1969 

1958 

1968 

1969 


099 196 
1 292 909 
1 340000 


4.9 

9.3 

9.7 


8.7 
17.1 

17.7 

13 150 
30981 
33 019 

92.4 

223.4 

238.4 

163.7 

408.8 
436.1 

26000 
150 000 
160 000 

52.5 

294.9 
310,6 


65915** 
144348 
145 838 

1,0 

2.3 

2.3 , 

1.3 

3.1 

3.1 

1901 
6244 
6 636 

29.5 
98,9 
105.3 

38.6 

130.8 

139.8 

4 452 
17923 
18 301 

17,8 

76,4 

78,0 


9,4 

11.2 

10.9 

20.4 

24.7 

23.7 

14.9 
18.1 

17.5 

14.5 
20,2 
20,1 

31.9 

44.3 
44,2 

23.6 

32.0 

32.1 

17.1 

11.9 

11.4 

33.9 

25.9 

25.1 


* Mehrachsschlepper. 

* Bestand 1957. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch über ELuF der BRD 1964 und 1970. 
Statistisches Jahrbuch der DDR 1960/61 und 1970. 


287 



_“L 



Deubsdier Bundestag ~ 6> Wahlperiode 


Dmcksadie VI/ 1690 


Tabelle A 62 

Verg/e/chfl^oh/ejn zur Agrarproduktion in der Bunäesrepubiik und in der DDR 
1957/61 und 1968 


Gegenstand 

Einheit 

BR0 

1857/61 1 1968 

DDR 

1957/61 1 1968 

DDR in •/. BRD 
1957/61 1 1968 

LandvrirtscliarUiche Nutzlläciie 

Mlll. ha 


M.26 

13,87 

6,44 

6,30 


45,2 

45,4 

Gesamiviehbestand 

Mill. GV 


11.89 

12,44 

5,06 

4,96 


42,6 

39,9 

davon Nutzvieh 

MilJ, GV 


11,02 

12,17 

4,50 

4,77 


40,8 

39,2 

Besdiäftigte bzw, Erwerbstätige in der 










Land- und Forstwirtsdiaft 

1000 


3794 

2 630 

1 416 

1 068 


37,3 

40,6 

Sdilepper-Motoren'PS 

Mill» 


15.15 

30,98 

1 2.30 

6.25 


15.2 

20,2 

Stidtstoffverbraudi (Nährstoff) 

1 000 t 


602 

933 

239 

502 


39.7 

53,8 

Phosphatverbraudi (Nährstoff) 

] QOO l 


652 

802 

209 

370 


32,1 

46,1 

Kaliverbraudh (Nälirstoff) 

1 000 L 


1 017 

] 046 

511 

582 


50,2 

$5ß 

Brutlo-Bodenproduklion 

MilL i GE i 


48,05 

58,01 

19,17 

23,35 


39.9 

40,3 

Leistungen der Viehhaltung insgesamt 

MUL t GE 


42,62 

52,36 

14,57 

17,46 


34,2 

$3,3 

Nahnmgsniittelproduktioii 

MOl» i GE 


46,21 

59,83 

[ 16,19 

20,10 


55,0 

$Sß 

Netto-Nahrungsmitielproduktioa 

MUL t GE 


40,82 

49,50 

fl 3,95 

17,86 


34,2 

$6,1 


Quellen: StatlsUsdies Jahrbudh über HLuF der BRD 1970, 

Statistisches Jahrbudi der DDR 1960/61 und 1970 sowie Berechnungen des Instituts für Agrarpolitik und 
Agrarsiatlsltk der TU, 


289 


Drudcsacbe Vl/1600 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle A 63 


Struktur der Nahrungsrrüttetproduktion in der Bundesrepublik und In der DDR 
1957/61 and 1968 



BRD 

DDR 

Erzeugnis 

fl 957/61 

1968/69 

19577'61 

196B 


in 1000 t GE 

Pflanzliche Erzeugnisse 


10668 

12 696 

i 4 565 

1 

5024 . 

Getreide 


4 321 

5140 

1 772 

1 

2 1^ 1 

Speisehüisenfrüchte 


11 

8 

30 

~17 ^ 

Olsaaten 


71 

196 

1 189 

295 

Kartoffeln 


1 770 

1 572 

1 793 

710 { 

Zuckerrüben 


2171 

2625 

^ 1 230 

1 327 1 

Gemüse 


308 

419 

■ - 145 

138 1 

Obst 


1 240 

1 694 

1 329 

278 

Sonstige ^ 


1 796 

1 042 

IF 78 

76 



1 o 


i- ' 


Tierische Erzeugnisse 


35 521 

47 129 

^ 11621 

15 078 

Schl acjht Vieh 






Rinder 


9 400 

12168 

1 816 

3 228 

Kälber 


977 

864 

218 

126 1 

Schafe 


183 

126 

258 

180 

Schweine 


11 507 

15 865 

4 248 

5465 

Geflügel 


719 

1 596 

L 384 

612 1 

Ziegen 


46 

6 

1 . 

24 

Kulunilch 


9760 

11 890 


■^976 

3 743 

Ziegenmildi 


130 

4 


1 177 

67 

Eier 


2 031 

3 930 

866 

1 095 

Wolle 


171 

132 

322 

320 

Viehbestandsänderung 


597 

538 


303 

218 

Nahrungsmittelproduktion insgesamt 


46 209 

59825 


16187 

20102 







‘ Weiiimost, Hopfen, Tabak, Flachs- und Hanfstroh. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch über ELuF der BRD 1970. 

Berechnungen des Instituts für Agrarpolitik und Agrarstatistik der TU Berlin nach Statistisches Jahrbuch 
der DDR 1970 und vorhergehenden Jahrgängen. 
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BRD 

DDR 

BRD 1 

DDR 



1957/61 

1968/® 

J95?/61 

1968 

Zuwddis 1968 
gegenüber 1957/61 

DDR in "/* BRD 

in V«, insgesamt = 100^ 

ln Vt 

1957/61 

1 1963 

23.1 

21,2 


25,0 

18.8 


10,0 


42.7 

39,6 

9.3 

8,6 

10,9 

10.8 

19.0 


23,2 


41,0 

42,5 

(■i 

(4 

0,2 

0,1 

- 27,3 


- 43.3 


272,7 

212,5 

0,2 

0,3 

1.2 

! f 5 

176,1 


56,1 


266,2 

150,5 

3.8 

2 ß 

■ 1.9 

3,5 

- 11,2 


- 10,5 


44,8 

■ 15,2 

4.7 

4.4 

7.0 

6.6 

20.9 


7,9 


56,7 

50.6 

0,7 

0.7 

0,9 

0,7 1 

36,0 


- 4,8 


47,1 

32,9 

2.7 

2.8 

2,0 

'■i ! 

, 36.6 


- 15.5 


26,5 

16.4 

1,7 

t .8 

0,5 

0.3 

30,9 


- 2,6 


9.8 

7.3 

76,9 

78 fi 

71.8 

75,0 

32.7 


29,7 


32,7 

32,0 

20 ß 

20 ß 

n,2 

16,1 

29,5 


77,6 


19,3 

26,5 

2 .} 

1,5 

1,3 

0,6 

- 11.6 


- 42 ^ 


22,3 

14,6 

0.4 

0.2 

1.6 

0.9 

- 31.1 


- 30.2 


141,0 

142,9 

24.9 

26,5 

26,2 

272 

37,9 


28.7 


36,9 

34.5 

t ,6 

2,7 

2.4 

3.0 

122,0 


59.4 


53,4 

38,3 

0,1 

f./ 

0,3 

0,1 

- 87,0 


- 52.9 


110,9 

400,0 

21,1 

19.9 

18.4 

18,6 

21.8 


25.8 


30,5 

31,5 

0,3 

(■} 

1.1 

0.3 

- 89,2 


- 62,1 


136^2 

478,6 

4,4 

6,6 

5,4 

5,5 

93.5 


26,4 


42,6 

27,9 

0.4 

0,2 

2.0 

1.6 

II 

1,1 

- 22.8 


- 0,6 


188,3 

242,4 

1.3 

0.9 

iJ9 

- 9>9 


- 28.0 


50,8 

40,5 

100,0 

i00.0 

WOß 

100.0 

29.5 


24.2 


35 ß 

33 ß 
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Tabelle A 64 


Produic^iOTi und pToduktivilüt der Londwirlscha/l in der ßundesrepubll/c und in der DDR 
1957/61, 1960 bis 1968 


1. Brutto-Bodenprodukilon 
je ha LN in dz GE 

2, Tierische Leistungen 
der Viehhaltung 

Je GV ln dz GH 

3. Nahrungsmittel- 
Produktion 
in MiJl. t GE 

4- Netto-Nahnmgs- 
mittelproduktion 
in MilL t GE 

BRD 

DDR 

DDRinV* 

BRD 

BRD 

DDR 

DDR m »/t 
BRD 

BRD 

DDR 

BRD 1 DDR 


1957/61 


33,7 

29,7 

8B 


35.9 

28.9 

81 

46,21 

16,18 

40.82 

13,95 

1960 


37,1 

33,9 

91 


36,5 

28,8 

79 

49,42 

17,14 

44,61 

14,70 

1961 


33,3 

26,1 

78 


37,3 

28,5 

76 

48,02 

15,72 

41.43 

13,63 

1962 


34,4 

28,9 

84 


37,8 

25,6 

66 

49,92 

14,59 

43.51 

12,20 

1963 


37.1 

29,7 

80 


1 39,4 

26,9 

73 

52,68 

16,43 

46,14 1 

14,46 

1964 


34,8 

29,9 

86 


40,3 

29,9 

74 

53,62 

16,76 

45,52 

14,40 

1965 


33,5 

32,8 

98 


39,1 

33,0 

84 

51,51 

18,00 

41,19 

15,91 

1966 


35,9 

32,9 

92 

1 

1 40,7 

34,3 

84 

54,95 

18,92 

45,24 

16,57 

1967 


40,1 

36,6 

9t 


41,5 

34,2 

82 

58,57 

59,83 

19,56 

48,53 

17,21 

1968 


41,8 

36,8 

88 


42,1 

35,3 

84 

20,10 

49,51 

17.86 


Quellen £ Statistisdies Jahrbuch über ELuF dei BRD 1970 und vorheigehende Jahrgängei 

Berechnungen des Instituts für Agrarpolitik und Agrarstalistik der TU Berlin nach Stalistls(hes Jahrbuch 
.der DDR 1970 und vorhergehende Jahrgänge. 
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5. Nahningsmittelproduktion 
je Einwohner in dz GE 
( Versorgungskapaz i tä t) 

6. Nmhnmgsmitletproduktion 
je AK in dz GE 
(Arbeitsproduktivität) 

7. Netto-Nahnrnf iinittel- 
Produktion je ha LN in dz GE 
(Flödieiipro dukü vl tät) 

BRD 

DDR 

DDR In ’/o 
BRD 

BRD 

DDR 

DDR in */« 
BRD 

BRD 

DDR 

DDR in •/» 
BRD 










8,4 

9.4 

112 


* 



28,6 

21,6 

76 

8,9 

9,9 

Itt 


* 



31.3 

22,8 

73 

8 ,S 

9,2 

108 





29,2 

21,2 

73 

8.7 

3.5 

98 





30,7 

19 fi 

62 

9.1 

9,6 

105 


« 



32,6 

22,6 

69 

9,2 

9,9 

108 

280,6 

162,9 

58 


32,2 

22,5 

70 

8.7 

10,6 

122 

279,2 

178,3 

64 


29,3 

25,0 

85 

9,2 

11,1 

121 

305,6 

192,6 

63 


32,2 

26,0 

81 

9,8 

11.4 

IW 

339.2 

202,7 

60 


34.7 

27*1 

78 

9,9 

11,8 

119 

360,2 

219,8 

61 


35,7 

28,2 

79 
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Tabelle A 65 


Verkehr und A/achricfilenweaen der Bundesrepublik und der DDR 
Produklionsfaktoren 1960 bis 1968 



Einheit 




BRD 





1960 1 

1965 1 

1966 1 

1967 1 

1068 

Bruttoproduktionswert 








des Verkehrs * 

Mill. M, DM 


32140 

46 020 

49 150 

50 000 

55 440 

Beitrag des Verkehrs zum 








Bmttoinlandsprodukt ^ 

Mill. M, DM 


19S10 

23 860 

24 360 

24 140 

26 190 

Anteil des Verkehrs • 

•/o 


5,9 

5,7 

5.6 

5.6 

5,7 

Besdiäftigte ^ 

} 000 


1 460 

1 454 

1 423 

1 392 

1352 

darunter 

Selbständige und mithelfende 








Angehörige 

1 000 


99 

97 

95 

94 

90 

Anlagevermögen ^ 

Mrd. M, DM 


113 

139 

144 

152 

159 

davon 








Bauten 

•/« 


40 

36 

35 

34 

34 

Fahrzeuge 

•/» 


35 

36 

37 

37 

37 

Ausrüstungen 

*/• 


25 

28 

28 

29 

29 

Anteil des Verkehrs • 

•/. 


21 

18 

!8 

17 

• 

Investitionen in jeweiligen Preisen ^ 

Mill. M. DM 


5 040 

8 530 

8 550 

9510 

9 800 

davon 








Bauten 

Mill. M, DM 


I 300 

1810 

2080 

2 340 

2 540 

Fahrzeuge und Ausrüstungen 

Mill. M, DM 


4 540 

6 720 

6 470 

7 170 

7 260« 

Investitionen in vergleichbaren 








Preisen * 

Mill. M, DM 


6330 

8 060 

7 930 

9 040 

8 920 

davon 








Bautra 

Mill. M, DM 


1 470 

1 630 

1850 

2 170 

2 240 

Fahrzeuge und Ausrüstungen 

Mill. M, DM 


4 860 

6 430 

6 080 

6870 

6 680 

Anteil des Verkehrs • 



13 

13 

12 

• 

• 
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DDR 

I960 l 1965 I 1966 1 1967 1 1968 



6400 

9 190 

9 620 

11 120 

11 930 

4 670 

5 700 

$920 

6080 

6 720 

5,5 

5,4 

5,3 

5,2 

5,1 

554 

553 

551 

545 

540 

17 

15 

14 

13 

13 

33 

40 

41 

42 

43 


v 


49 

49 

* 

« 

l' 

33 

33 


* 

■ 

18 

18 

21 

19 

18 

18 

17 

\ 330 

1 590 

1 540 

2 070 

2 440 

360 

290 

230 

380 

430 

970 

t 300 

1 310 

1 690 

2 010 

1630 

1 840 

I 850 

2 UO 

2 440 

540 

430 

350 

380 

430 

1 090 

1 410 

1500 

1730 

2 010 

1 

13 


1 


AlHI 


* BRDi BniltopToduktionswert It VolkswirlsdiafÜidier 

Gesamtrechnimg Umsatz + Werl der Be- 
standsveräodenmgen an Halb- und Fertigwaren 
ans eigener Produktion -1^ Wert der selbstersteU- 
ten Anlagen ln jeweiligen Preisen, 

DDRr ßruitoprodukl ^ Einnahmen aus Personen- und 
Güterbeförderung sowie aus Nadiridileniiber- 
miultmg in effektiven Preisen* 

* BRDi tn Preisen von 1962, 

DDRj In vergleichbaren Preisen nach Beredmungen 
des Drw, 

* BRD; Beitrag des Verkehrs z\m BruUöinlandsprodukl 

tn Preisen von 1962- 

DDR; Anteil des Nettoprodukts des Verkehrs am 
Mettoprodukt aller produzierenden Wirtsdiafls- 
bereldie tn vergleichbaren Preisen* 

* BRD,* Erwerbstätige Im Inland It- ^Wirtschaft und Sta- 

Ustik^ Heft 2/1970- 
DDR: Berufstätige ohne Lehrlinge. 

* BRD: Bruttoanlage vennögen in Preisen von 1962 nadi 

Berechnungen des DIW, ohne Straßen- Brüdcen 
und Wasserstraßen- 

DDR: Grundmiuelbestnnd in vergleichbaren Preisen. 

^ BRD; Anteil des Bntlloatiläge vermöge ns des Verkehie 
am Brutioanlagevemögen der Wiilschaftsberei- 
che IL Abgrenzung in der DDR tu Preisen von 
t962 nach Beredmungen des DIW. 

DDR: Anteil des Orundmiltelbestandes des Verkehis 
am GnUMlmittelbesiand der produzierenden 
Wirtschaftsbereiche tn vergleichbaren Preisen. 

^ BRD; Nach Beredmungen des DIW, ohne Straßen, 
Brüdcen und Wasserstraßen. 

* BRD: ln Freisen von 1962 nach Berechnungen des DIW, 
DDR; In vergleichbaren Preisen- 

* BRD: Anteil der Verkehrs Investitionen ln jeweiligen 

Preisen an den InvesÜtionen der Wirlschafts- 
beielche It, Abgrenzung in der DDR nach Beredi-* 
nungen des DIW, 

DDR: Anteil der Verkehrsinvesiitjoneo ln effektiven 
Preisen an den Investitionen der produzierenden 
Wirts chal isb ©reiche. 

Quelle: Die Daten sind — soweit nicht anders ver- 
merkt — den StaüsUsdien Jabjbüchem der BRD 
bzw, der DDR und den VeTÖfleiillldiungen des 
StaUsLLschen Bundesamtes zur Revision der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung entnom- 
men- 
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Tabelle A 66 


Verkehr und Nachrichtenwesen der Bundesrepublik und der DDR 
Struktur der Verkehrsleistungen» Mengen 



Einheit 

BRD« 


I9S0 1 

1 1955 1 

I960 1 

1965 1 

1966 1 

1967 1 

1968 

A. Güterverkehr 










1 . Beförderungsmenge 










a) mit deutschen Verkehrsmitteln 
insgesamt 

Mill. t 


688 

1232 

1649 

2194 

2 250 

2313 

2509 

Eisenbahnen ^ 

MUl.t 


208 

262 

315 

311 

306 

301 

330 

Binnenschiffahrt 

Mill. t 


45 

81 

104 

118 

125 

125 

134 

Kraftverkehr * 

MUl.t 


(423) 

840 

1 145 

1 633 

1675 

1724 

1 863 

davon 










Fernverkehr 

MUl.t 


33 

70 

95 

122 

126 

124 

138 

Nahverkehr 

Mill. t 


(390) 

(770) 

(1050) 

1510 

(1 550) 

(1600) 

(iiie 

Seesdbiffahrt * 

Mill. t 


12 

49 

72 

86 

91 

105 

115 

Pipelines 

MUl.t 


— 

— 

13 

46 

53 

57 

67 

b) auf deutschen Verkehrswegen 
insgesamt 

Mill. t 


729 

1282 

1726 

2 299 

2361 

2415 

2 622 

Eisenbahnen ^ 

Mill. t 


208 

262 

315 

311 

306 

301 

330 

Binnenschiffahrt ^ 

Mill. t 


72 

125 

171 

196 

208 

214 

233 

Kraftverkehr * 

MUl.t 


423 

842 

1 149 

1 643 

1 687 

1 737 

1 877 

davon 










Fernverkehr 

Mill. t 


33 

72 

99 

133 

138 

137 

1531 

Nahverkehr 

Mill. t 


(390) 

(770) 

(1 050) 

1510 

(1 550) 

(1 600) 

(1 tW 

Seehäfen 

MUl.t 


26 

53 

78 

103 

107 

105 

115 

Pipelines 

Mill. t 


— 

— 

13 

46 

53 

57 

67 

2. Tonnenkilometer 










a) mit deutschen Verkehrsmitteln 
insgesamt 

Mrd. 

tkm 


63 

99 

126 

157 

160 

161 

174 

Eisenbahnen ^ • 

MrcL 

tkm 


38 

47 

53 

58 

57 

55 

58 

Binnenschiffahrt ^ 

Mrd. 

tkm 


10 

21 

28 

31 

32 

34 

35 

Kraftverkehr * 

Mrd. 

tkm 


15 

31 

42 

59 

61 

62 

67 I 

davon 










Fernverkehr 

Mrd. 

tkm 


8 

17 

23 

29 

29 

30 

33 

Nahverkehr 

Mrd. 

tkm 


(7) 

(14) 

(19) 

30 

(31) 

(32) 

(34) 

Pipelines 

Mrd. 

tkm 


- 


3 

9 

10 

10 

14 
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DDR 

1950 I 1955 I 1960 | 1965 | 1966 | 1967 | 1968 



226 

389 

521 

624 

640 

645 

682 


129 

208 

238 

261 

263 

253 

253 


10 

12 

12 

11 

12 

13 

13 


87 

169 

270 

346 

358 

372 

400 


4 

4 

7 

11 

12 

13 

15 


83 

165 

263 

335 

346 

359 

385 


— 

• 

1 

6 

7 

7 

7 


— 

— 

— 

— 

• 

• 

9 


226 

392 

525 

627 

643 

649 

685 


129 

208 

238 

260 

263 

253 

253 


10 

13 

13 

12 

13 

14 

13 


87 

169 

270 

346 

358 

372 

400 


4 

4 

7 

11 

12 

13 

15 


83 

165 

263 

335 

346 

359 

385 


• 

ä2 

4 

9 

9 

10 

10 






• 

• 

9 


19 

31 

40 

48 

50 

48 

51 1 

* 

15 

25 

33 

39 

40 

38 

39 i 


2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 


2 

4 

5 

7 

8 

8 

9 

a Seit 1960 einschlieBlidi Saarland und Berlin (West). 

^ Leistunigen im Sdiienen verkehr der Deutschen Reichs* 
bahn bzw. der Deutschen Bundesbahn und der nicht- 
bundeseigenen Eisenbahnen 1 ohne Dienstgut verkehr. 
* Einsdhl. Werkverkehr. 

1 

1 

1 

1 

2 

2 

2 

3 

* Einschi, der Leistungen in fremder Zeitcharter. 

♦ Elnschl. Durchfuhr. 

• Elnschl. Werkverkehr und der Leistungen auslän- 

3 

4 

5 

6 

6 

6 

discher Lastkraftwagen im Fernverkehr. 

* Tariftonnenkilometer. 

— 

— 

— 



I ' 

1 

^ Einschl. der Leistungen der Binnenflotte Im Ausland. 

Quellen: Siehe Einzelübersichten. 
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BRD« 


1960 I 1055 I 1060 I 1965 | 1966 | 196? | 1968 


b) auf deutsdieo Verkehrswegen 
insgesamt 

Eisenbahnen ' * 
Binnensdüffahrt * 
Kraftverkehr 
davon 

Fernverkehr 

Nahverkehr 

Pipelines 

B. Personenverkehr 
PersoRenkilometer insgesamt 

Eisenbahnen 

Straßenbahnen * 

Oronibusortsverkehr ® 

Omnibusüberlandverkehr 

Luftverkehr 

Taxis und Mietwagen 

Individualverkehr 


Mrd. 

tkm 

Mrd. 

tkm 

Mrd. 

tkm 

Mrd, 

tkm 


Mrd. 

tkm 

Mrd. 

tkm 

Mrd. 

Ikm 


Mrd. 

Pkm 

Mrd. 

Pkm 

Mrd, 

Pkm 

Mrd, 

Pkm 

Mrd. 

Pkm. 

Mrd. 

Pkm 

Mrd. 

Pkm 

Mrd, 

Pkm 
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® Elnsdü. U-Bahnverkehr. 

• Einsdü. Obusverkehr. 

Nur LeUlungen der Interflug bzw, Deutschen Luft- 
hansa. 

Quellen: Siehe Einzelübersichten. 
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Tabelle A 67 


Verkehr und Nachrichtenwesen der Bundesrepublik und der DDR 
Struktur der Verkehrsleistungen in Vo 




1950 1 

1955 1 

1960 

BRD« 

1 1965 1 

1966 ) 

1967 1 

1968 

A. Güterverkehr 

l. Beförderte Tonnen 

a) mit deutschen Verkehrsmitteln 

Eisenbahnen ^ 


30 

21 

19 

14 

14 

13 

13 

Binnenschiff£Lhrt 


7 

7 

6 

5 

5 

5 

5 

Kraftverkehr * 


61 

68 

70 

75 

75 

75 

74 

davon 

Fernverkehr 


5 

6 

6 

• 6 

6 

5 

5 

Nahverkehr 


56 

62 

64 

69 

69 

70 

69 

Seeschiffahrt * 


2 

4 

4 

4 

4 

5 

5 

Pipelines 


— 

— 

1 

2 

2 

2 

3 

b) auf deutschen Verkehrswegen 

Eisenbahnen * 


28 

20 

18 

14 

13 

13 

13 

Binnenschiffahrt * 


10 

10 

10 

9 

9 

9 

9 

Kraftverkehr ® 


58 

66 

67 

71 

71 

72 

71 

davon 

Fernverkehr 


5 

6 

6 

6 

6 

6 

6^= 

Nahverkehr 


53 

60 

61 

65 

65 

66 

65 

Seehäfen 


4 

4 

4 

4 

5 

4 

4 

Pipelines 


— 

— 

1 

2 

2 

2 

3 

2. Tonnenkilometer 

a) mit deutschen Verkehrsmitteln 

Eisenbahnen * • 


60 

48 

42 

37 

36 

34 

33 

Binnenschiffahrt ^ 


16 

21 

22 

20 

20 

21 

20, 

Kraftverkehr * 


24 

31 

34 

37 

38 

-V, 

39 

39 

davon 

Fernverkehr 


13 

17 

19 

18 

18 

19 

19 

Nahverkehr 


11 

14 

15 

19 

20 

20 

20 

Pipelines 


— 

— 

2 

6 

6 

6 

8; 

b) auf deutschen Verkehrswegen 

Eisenbahnen * • 


54 

44 

38 

34 

32 

31 

30 

Binnenschiffahrt * 


24 

27 

29 

25 

26 

26 

25 

Kraftverkehr ® 


22 

2d 

31 

36 

36 

37 

38 

davon 

Fernverkehr 


12 

16 

17 

19 

19 

19 

20^ 

Nahverkehr 


10 

13 

14 

17 

17 

18 

18 

Pipelines 


— 

— 

2 

S 

6 

6 

7 
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« Seit 1960 einschlieBlidi Saarland und Berlin (West). 

* Leistungen im Schienenverkehr der Deutschen Reichs- 
bahn bzw, der Deutschen Bundesbahn und der nicht- 
bundeseigenen Eisenbahnern ohne Dienstgutverkehr. 

* Einschi. Werkverkehr. 

* Einschl. der Leistungen in fremder Zeitcharter. 

* Einschl. Durchfuhr. 

* Einschl. Werkverkehr und der Leistungen auslän- 
discher Lastkr^twagen im Fernverkehr, 

* Tariftonnenkildmeter. 

^ Einschl. der Leistungen der Binnenflotte im Ausland. 


301 


Druduadie VI/1690 


Deutscher Bundestag — 6> Wahlperiode 


noch Tabelle A 67 


BRD« 

1950 I 1955 I 1960 | 1965 | 1966 | 1967 [ 1968 


B. Personenverkehr (Pkm) 

Eisenbahnen 

Straßenbahnen ® 

Omnibusortsverkehr • 

Omnibusüberlandverkehr 

Luftverkehr 

Taxis und Mietwagen 

Individualverkehr 


37 

26 

17 

12 

11 

10 

10 

20 

12 

7 

4 

3 

3 

3 

6 

5 

4 

- 3 

3 

3 

2 

9 

11 

11 

9 

9 

9 

9 

— 

• 0 

0 

1 

1 

2 

2 


• 

0 

0 

0 

0 

l 

28 

46 

60 

71 

73 

73 

73 
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DDR 

1950 I 1955 I 1960 | 1965 | 1966 | 1967 | 1968 


66 

56 

43 

28 

26 

25 

23 

17 

15 

12 

10 

9 

9 

8 

• 

2 

2 

2 

2 

1 

1 

7 

12 

18 

21 

21 

21 

20 

— 

— 

P 

0 

0 

1 

1 

10 

15 

25 

• 

39 

42 

• 

43 

47 


* Einschi. U-Bahnverkehr. 

• Einsäil. Obusverkehr, 

“ Nur Leistungen der Interflug bzw. Deutschen Luft- 
hansa. 

Quollen: Siehe Einzelübersichten. 
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TabeUe A 68 


Verkehr und Nachrichtenwesen der Bundesrepublik und der DDR 
Eisenbahnen ‘ 


BRD •) 



Einheit 

1950 1 

1955 t 

I960 1 

1965 1 

1966 1 

1967 1 

1 1968 










Streckennetz * insgesamt 



36790 

36 607 

35974 

35 360 

34 687 

34 328 

34155 

danmter 










Hauptbahnen 

km 


18 422 

18121 

18 591 

18571 

18 502 

18 481 

18 455 

elektrifiziert 

km 


p 

2666 

4 223 

6 863 

7 377 

7 628 


Beförderte Tonnen im Güter- 
verkehr 

Mill. t 


208 

262 

315 

311 

306 

301 

330 

Struktur des Güterverkehrs * 










Land- und forstwirtschaftliche 
Produkte 



9 

8 

7 

7 

7 

7 

6 

Nahnmgs- und Genußmittel 

•/o 


2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

Kohle (feste Brennstoffe) 



40 

39 

34 

30 

30 

29 

29 

Mineralöl 

•/o 


3 

4 

4 

7 

7 

7 

7^ 

Erze, Metallabfälle 

®/o 


9 

n 

15 

13 

13 

14 

14 

Eisen und Stahl 

•/o 


7 

8 

10 

12 

11 

12 

14 

Steine und Erden« Baustoffe 

«/. 


15 

14 

12 

12 

12 

11 

10 

Düngemittel 

Vo 


4 

4 

5 

5 

5 

ö 

5 

Chemische Produkte 



3 

3 

4 

5 

5 

5 

5 

Fertigwaren, Stück- und Sam- 
melgut 

•/o 


8 

7 

7 

7 

8 

7 

8 

Toimenkilometer * 

Mrd. tkm 


38 

47 

53 

58 

57 

55 

58 

Beförderte Personen 

MiU. 


1473 

1555 

1422 

1 165 

1 066 

I 018 

1 009^ 

Personenkilometer 

Mrd. Pkm 


32 

37 

40 

39 

36 

34 

35 

Transporteinheiten (TE) =* 

2 tkm + Pkm ® 

Mrd.TE 


70 

84 

93 

97 

93 

89 

93 

Bestände an 










Lokomotiven * 

1000 St. 


13,8 

n»3 

U.l 

10,8 

9.7 

9.0 

8 . 7 : 

Personenwagen ^ 

1000 St. 


36 

35 

29 

27 

26 

26 

25 

Güterwagen ® 

1000 St. 


306 

294 

315 

335 

334 

325 

317 

Anteil der Antriebsarten an den 
Betriebsleistungen • 










Dampf-Lokomotiven 



92 

85 

66 

37 

31 

24 

20 

Elektro-Lokomotiven 



7 

13 

28 

53 

57 

62 

66 

Diesel-Lokomotiven 

•/. 


1 

2 

6 

10 

J2 

14 

14 

Durchschnittliche Umlaufzeit 
eines Güterwagens 

Tage 


4.4 

4.3 

4.5 

5,0 

5,1 

5.2 

5.2 

Beschäftigte 

1000 


554 

520 

519 

484 

463 

441 

419 

Arbeitsproduktivität 

1000 TE/B 


126 

162 

178 

200 

201 

202 

222 
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□DR 


1950 1 

1955 1 

ISfiO 1 

1965 1 

1966 ( 

1967 1 

1968 


15945 

16 134 

16174 

15930 

157 30 

15513 

15237 




7 362 

7436 

7385 

7 306 

7331 


- 



1057 

1 095 

1 191 

1 203 


129 

208 

238 

260 • 

263 

253 

253 


8 

6 

S 

4 

4 

4 

4 


4 

3 

3 

3 

3 

3 

3 


43 

47 

44 

4t 

40 

38 

38 


1 

2 

3 

5 

5 

6 

6 


z 

2 

2 

3 

3 

3 

3 


3 

4 

4 

4 

5 

5 

5 


12 

14 

17 

i9 

19 

20 

ZO 


5 

4 

5 

5 

5 

5 

5 


3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 


19 

15 

14 

13 

13 

13 

13 

ft Seit I960 einsdilieBUdi Saarland und Barlin 

(West). 

15 

25 

33 

39 

40 

38 

39 


954 

1016 

943 

684 

668 

649 

634 

t Deulsdie Reichsbahn bzw« Deutsdie Bundes^ 
bahn und die nlditbimdeseigenea Elsen^ 

19 

23 

21 

17 

17 

17 

17 

bahnen? nur Leistungen im Schienenverkehr, 
ohne Dienstgut verkehr. 

34 

48 

54 

56 

57 

55 

56 

■ Betriebs länge. 

^ DDR; ohne Importe. 

^ Tariftonnenkilomeier, 

* Die für einen Produktiv! lalsvergleicfa in re- 















alen Me ngeneinh eiten erfonderlidie Zusam- 




- 

- 

- 


menfassung der Leistungen nn Güter- und 
Personenverkehr zur fiktiven Einheit »Trans- 

* 

■- 

* 

■■ 



’ 

porte! nheiten* rednfertigt sidi aufgrund det 


* 

* 

* 

* 


• 

ähnlichen Leistungsstniktur in beiden deut- 
schen Staaten, 








* Einsatzbestände. 

^ Einscht. Triebwagen, Gepäckwagen und bahn- 

99 

99 

94 

88 

84 

74 

64 

eigene Postwagen. 

® Einschi, Privalgülerwagen, ohne Dienstgüter- 

f 

/ 

5 

9 

W 

12 

15 

wagen und Gepidcwagen, 

— 

— 

t 

3 

6 

14 

21 

• BRDi Nur deutsche Bundesbahn. 

Einsatzzelt eines Güterwagens bis zur Be- 








reitstellung für den nächsten Transport (ln 

4.1 

3,5 

3,6 

3.6 

3.7 

3,9 

4,0 

Tagen). 







Quellen: Statistische Jahrbücher der BRD und 

243 

283 

293 

269 

263 

258 

251 

DDKi Statistisches Bundesamt. Fach- 
serie H — Verkehr? Geschäflsberifhte 

140 

!70 

165 

208 

217 

213 

215 

und Statistische Monatsübersichten der 
Deutschen Bundesbahn. 
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Tabelle A 69 


Verkehr und Nachrichtenwesen der Bundesrepublik und der DDR 
Sdiiffahrt 


Einheit 


BRD«) 

1950 I I9SS I 1960 | 1965 | 1966 | 1967 | 1968 


Binnensdiiffahrt 


Länge der schiffbaren Flüsse und Kanäle 

km 

darunter 


für Schiffe über 300 t bzw. 250 t 

km 

Beförderte Tonnen auf deutschen Schiffen 

Mill. t 

davon 


Motorgüterschiffe 

Mill, t 

Schubschiffahrt 

Mül. t 

Kähne 

Mill. t 

Tonnenkilometer auf deutschen Schiffen * 

Mrd. tkm 

davon 


Motorgüterschiffe 

Mrd. tkm 

Schubschiffahrt 

Mrd. tkm 

Kähne 

Mrd. tkm 

Verkehr auf deutschen Wasserstraßen * 

Mill. t 

Struktur des Güterverkehrs 


Land- und forstwirtschaftliche Produkte 


Nahrungs- und Genußmittel 

Vo 

Kohle 

»/« 

Mineralöl 

•/o 

Erze und Metallabfälle 

•/o 

Eisen und Stahl 

•/« 

Steine und Erden, Baifstoffe 

•/o 

Düngemittel 

•/* 

Chemische Produkte 

Vt 

Fertigwaren 

•/» 

Bestand an 


Kähnen ^ 

1 000t 

Motorgüterschiffen 

1 000t 

Schubeinheiten 

1 000 t 

Beschäftigte 

1 000 

Arbeitsproduktivität 

1 OOOtkm/B 

Seeschiffahrt 


Beförderte Menge auf deutschen Schiffen^ 

Mill. t 

Transportleistung der deutschen Schiffe 

Mrd. tkm 

Bestand an Seeschiffen 

Mill. BRT 

Beschäftigte 

1 000 

Arbeitsproduktivität 

t/B 

1 000 tkm/B 


4 502 

4 294 

4441 

4 409 

4 424 

4 370 

4 415. 



• 

3993 

4 020 

4 020 

4 065 

45 

81 

104 

118 

125 

125 

134 

11 

34 

64 

92 

99 

102 

111 

— 

— 

— 

3 

4 

5 

5 

34 

47 

40 

23 

22 

18 

18 

10 

21 

28 

31 

32 

34 

35 

4 

10 

18 

27 

28 

31 

32 

— 

— 

— 

0 

1 

1 

I 

6 

11 

10 

4 

3 

2 

2 

72 

125 

171 

196 

208 

214 

233 

6 

6 

5 

4 

4 

4 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

36 

29 

22 

14 

14 

13 

,3 

5 

7 

12 

17 

ta 

ta 

ii 

/3 

76 

ta 

IS 

13 

13 


4 

4 

5 

6 

6 

7 

f 

21 

26 

2$ 

34 

35 

35 

34 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

2 

3 

3 

3 

3 

3 

4 

l 

1 

1 

f 

1 

/ 

1 

2,5 

2.7 

2.4 

1.5 

1,3 

1.2 

1.1 

0.6 

1,4 

2,4 

3.4 

3.4 

3.4 

3.4 

— 

— 

0.0 

0.1 

0,1 

0.1 

41 

30 

32 

32 

27 

26 

24 

<4 

1 330 

660 

850 

1 150 

1 230 

1 420 

1590 

12 

49 

72 

86 

91 

105 

Hi 

0.8 

2.9 

4,8 

5,8 

6.0 

6,8 


10 

29 

47 

44 

45 

46 

n 

1 300 

1 700 

1 600 

1 900 

2 000 

2 300 

2jii 

• 

• 

- 

• 

• 

• 

1 
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DDR 


1950 1 

1955 1 

I960 1 

1965 1 

1966 1 

1967 1 

1968 

t 

2 643 

2644 

2 519 

2 519 

2 519 

2 519 

m 

. 

• 

1 742 

1 742 

1742 

1 742 


12 

12 

11 

12 

13 

13 

1 


1.9 

3,7 

3.4 

3.3 

3.3 

* 

. 

— 

1,8 

4,2 

5.3 

5.9, 

• 

• 

9,6 

5,9 

4,8 

4,1 

3.4' 

1 

2 

2 

2 

2 

2 

2 


* 

0.4 

0,8 

0,9 

0,8 

0,8 

• 


— 

0,1 

0.4 

0.5 

0,6 

• 

• 

1.5 

0,9 

0.9 

0,8 

0.7 

10 

13 

13 

12 

13 

14 

13 

26 

11 

/O 

10 

72 

10 

il 

4 

2 

2 

2 

1 

2 

2 

23 

32 

31 

30 

28 

25 

22 

t 

; 

1 

1 

1 

2 

3 

t 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

1 

2 

4 

6 

8 

9 

5 

24 

33 

37 

40 

40 

43 

47 

4 

4 

2 

2 

2 

2 

2 

1 

2 

2 

1 

1 

1 

2 

15 

11 

9 

6 

5 

4 

4 






• 


•t 

• 

• 

• 

• 

» 

• 

• 


• 

a 

• 

• 

• 

6 

8 

7 

7 

7 

7 

7 

230 

240 

280 

270 

320 

320 

330 

— 


1 

6 

6 

7 

7 

— 

. 

11 

30 

33 

44 

49 

— 

. 

0,2 

0,6 

0.7 

0,8 

0,8 

— 

2 

5 

10 

11 

12 

^3 

— 

• 

280 

600 

580 

610 

550 

— 

• 

2 200 

2 900 

2900 

3 700 

3 700 


a Seit 1960 einschlieBlich Saarland und Berlin rWest). 

> Hinschi, der Leistungen der Binnenflotte ün Ausland. 

* ElnsdiL Durchfuhr. 

■ Tragfähigkeit in t. 

^ Einschi, der Leistungen in fremder Zeitcharter. 

Quellen: Statistische Jahrbücher der BRD und DDR; Sta> 
ÜsUsches Bundesamt, Fachserie H — Verkehr; 
Bundesminister für Verkehr, Abteilung Binnen- 
schiffahrt. „Deutsdie Binnenschiffahrt''; Angaben 
des Verbandes Deutscher Reeder und des Bun- 
desministers für Verkehr, Abteilung Seeschiff- 
fahrt. 
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Tabelle A 70 


Verkehr und Nachrichtenwesen der Bundesrepublik und der DDR 
Straßengüterverkehr ^ 


Einheit 


BRD* 


1950 I 1955 I 1960 


1965 


1966 


1967 


1968 


Straßennetz 

Autobahnen 

Femstraßen, Bundesstraßen 
Landstraßen I. O. Landes- 
Straßen 

Landstraßen IL O* Kreis- 
straßen 

Geraeindestraßen 

Beförderte Tonnen 
davon 

Fernverkehr 

davon 

gewerblicher Verkehr 
Werkverkehr 
Verkehr ausländischer 
Fahrzeuge 
davon 

Naliverkehr * 
davon 

gewerblicher Verkehr 
Werkverkehr 

Tonnenkilometer 

davon 

Fernverkehr 

davon 

gewerblicher Verkehr 
Werkverkehr 
Verkehr ausländischer 
Fahrzeuge 
davon 

Nahverkehr * 
davon 

gewerblicher Verkehr 
Werkverkehr 

Fahrzeugbestand 
Lastkraftwagen 
Sonderkraftfahrzeuge 
Anhänger * 
davon 

mehrachsige Lastkraft- 
wagenanhänger 
mehradisige Spezial- 
anhänger 
Einachsanhänger 

Beschäftigte (einschließlich 
Spedition) 

Arbeitsproduktivität im gewerb- 
lichen Verkehr 



308 


Deutsdier Bundestag ~ 6, Wahlfteriode 


Dnicksadie VI/1690 


DDR 


1950 1 

1955 

I960 

1965 1 

1 1966 1 

1 1967 1 

1 1969 

• 

1.4 

1.4 

1.4 

1.4 

1.4 

1.4 

- 

11 

11 

11 

11 

11 

It 

1 

T 

T 

17 

18 . 

33 

33 

,« 

33 

33 

• 

33 

57 

87 

169 

270 

346 

358 

372 

400 

4 

4 

7 

11 

12 

13 

15 

2 

2 

4 

7 

a 

9 

10 

2 

2 

3 

4 

4 

4 

s 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

83 

165 

263 

335 

346 

359 

385 

42 

ea 

127 

159 

159 

157 

162 

41 

97 

136 

176 

107 

202 

223 

2 

4 

5 

7 

8 

8 

9 

. ir 

1 

1 

2 

2 

2 

3 


0 

! 

l 

l 

1 

2 

■ 

0 

0 

iß 

1 

! 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

3 

4 

5 

6 

e 

6 

1 

1 

2 

3 

3 

3 

3 

1 

2 

2 

2 

3 

3 

3' 

93 

94 

llß 

147 

103 

151 

160 

3 

6 

14 

19 

30 

32 

35 

f 

80 

163 

322 

345 

379 

413 

49 

57 

123 

244 

242 



2 

6 

n 

32 

52 


. 

» 

17 

28 

45 

50 

« 

■ 

34 

42 

63 

84 

65 

86 

88 

261 

35 

39 

48 

52 

52 

56 = 


a Seit 1960 eltisdilleBirch Saailand und Befün (West). 

* Einsdü* Werkverkehr und der Leistungen eiislindlsdier 
Lastkraftwagen im Fernverkehr. 

* BRD: Für einzelne Jahre durdi Berechnungen des DIW, 

Berlin, und des Ifo-lnsütuts, Mündien, ergänzt, 

■ Ohne Anhänger zur Personenhefdrderung. 

Quellens Statistische Jahrbücher der BRD und DDR« Sia* 
tlstisches Buirfesamt, Fachserie H — Verkehn 
Bundesminister für Verkehr. Jahreszahlen über 
den Verkehr in der BRD^ Kraftfahrt-Bundesaml 
In Flensburg Staüstisdie Mitteilungen aus dem 
KBA. Bestaml an Kraftfahrzeugen und Kraft- 
fahrzcuganhfingern; Verband der Automobü* 
Industrie in Frankfurt/Main. Tatsachen und Zah- 
ien aus der Kraft Verkehrs Wirtschaft? DIW, Ber- 
lin« Wodsenbericht. 
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Tabelle A 71 


Verkehr und Nacfiridilenwesen der Bundes/epubljk und der DDR 
StraßenpersoaenveTkehr 



Einheit 

BED- 

1950 1 

1955 1 

I960 1 

1965 1 

1966 1 

1967 1 

1 1968 










Beförderte Personen 










Im öffentlichen Verkehr 

Mill* Pers. 


4 216 

5790 

6416 

6 301 

0158 

5999 

5883 

davon 










U-Bahn 

MilL Pers. 


282 

28B 

306 

366 

402 

412 

404 

Straßenbahn 

MUl. Pers. 


3065 

3 198 

2827 

2084 

1 919 

1 728 

1593 

Obus 

MilL Pers. 


108 

272 

293 

178 

1S6 

131 

101 

Omni busorts verk ehr 

Mi 11. Pers. 


(220) 

876 

1441 

1 836 

1 815 

1812 

1807 

2 städtisdier Nahverkehr 

MiD. Pers. 


3 675 

4 634 

4 867 

4 464 

4 292 

4 083 

3905 

OmnibusCiberlandverkehr 

MilL Pers. 


601 

I 156 

l SSI 

1 837 

1 866 

1 916 

1978 

Mit Taxis und Mietwagen ' 

MilL Pers. 


Msm 

(lOlJ 

(123) 

(207) 

(223) 

(238) 

(25^ 

Im Individualverkehr mit Kraft- 










fahrzeugen ^ 

MilL Pers. 


(2 300) 

(6 440) 

(12280) (16 860) 

(19720) 

(19 855) 

(20 120 

PersonenkUometer 










Im öffentlldien Verkehr 

Mrd. Pkm 


27 

37 

48 

52 

52 

52 

52 

davon 










U-Bahn 

Mrd. Pkm 


(2) 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

Straßenbahn 

Mrd. Pkm 


15 

15 

13 

10 

9 

8 

0 

Obus 

Mrd. Pkm 


i 

1 

1 

1 

1 

t 

*1 

Omnibusortsverk^r 

Mrd. Pkm 


lU 

4 

6 

8 

8 

8 

8 

2 städtisdier Nahverkehr 

Mrd. Pkm 


19 

22 

22 

21 

20 

19 

18 

Onmibusiiberl and verkehr 

Mrd. Pkm 


B 

15 

26 

31 

32 

33 

34 

Mit Taxis und Mietwagen ^ 

Mrd. Pkm 


. 

t 

(1) 

(1) 

(I) 

tu 

n 

Im Individualverkehr mit Kraft- 










fahrzeugen * 

Mrd. Pkm 


(24) 

(66) 

(139) 

(231) 

(251) 

(258) 

m 

Fahrzeug bestände 










U-Bahnwagen 

l 000 St 


0,4 

0,5 

1.4 

1,3 

1.6 

1,6 

1.6 

Straßenbahnwagen 

l 000 St. 


U.O 

11,8 

11,7 

9,0 

8,5 

7.9 

7.4 

Obusse 

1 000 St 


O.B 

0,9 

1,0 

0,6 

0,5 

0,5 

0,4 

Omnibusse ^ 

1 000 St 


15.7 

28,3 

35,4 

38.5 

39,6 

40,2 

41,7 

darunter 

- 









städtisdier Nahverkehr 

1 000 st. 


3.5 

6,8 

9.3 

11,3 

11,8 

12,0 

12,4, 

Personenkraftwagen ^ 

1 000 st 


516 

1 663 

4489 

9 267 

10 302 

11 016 

HMi 

darunter 










Taxis und Mietwagen ^ 

1 l 000 st. 


16 

24 

29 

41 

42 

A 

A 1 

private Fahrzeughalter ® 

l 000 st. 


(631 

400 

(2360) 

6321 

7 216 

7Ö63 

8 477 

Motorräder, Mopeds 

l 000 st. 


914 

2 433 

4 106 

1924 

l 650 

1 449 

t 312 

Besdiäftigte im städtisdien Nah- 










verkehr 

l 000 st. 


79 

84 

107 

97 

95 

93 

8Ö 

Arbeitsproduktivität im städti- 










schen Nahverkehr 

1 000 Pkm/B 


241 

262 

206 

216 

211 

204 

202i 
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DDR 




1950 I 

1955 1 

I960 1 

1965 t 

1966 1 

1967 

1 1968 

* 

2 054 

2 656 

2 829 

2829 

2632 

2819 

* 

103 

105 

77 

75 

73 

72 

•# 

1 413 

1539 

1441 

l 414 

1396 

1 341 


65 

100 

114 

106 

97 

93 

4 

116 

223 

256 

252 

257 

275 

1758 

I 697 

1 967 

1888 

1 847 

I 823 

1 781 

■ 

357 

689 

941 

982 

lOt^ 

10^ 

- 

■ 

24 

34 

34 

37 

37t 

• 


* 

4 

• 


♦ 

6 

12 

16 

20 

21 

21 

22 


0 

0 

0 

0 

0 

0 

5 

6 

5 

5 

5 

5 

5 


D 

0 

0 

0 

0 

0 

* 

l 

1 

1 

1 

1 

I 

6 

7 

7 

7 

7 

7 

7 

2 

5 

9 

13 

14 

14 

15 

1 


* 

* 

* 

* 

- 

‘ 

1 

(3) 

(6) 

(12) 

(24) 

(28) 

(30) 

(35) 



. 

. 

4 


, 



4.8 

4,7 

4,8 

4.8 

4,8 


♦ 

0,3 

0,4 

0,4 

0.3 

0,3 

2,2 

5,3 

t0,7 

13,7 

13,9 

14,6 

15.2 



1,1 

1.2 

1.3 

1.3 

1,4 

76 

117 

299 

662 

721 

827 

920 



5 

5 

5 

5 

5 

f 

- 

200 

540 

620 

700 

■> 


391 

I 325 

2331 

2 445 

2 590 

2 671 

29 

34 

31 

27 

26 

26 

25 

207 

206 

226 

259 

269 

269 

280 









a 1950 uimI 1955 ohne Saarland uud Berlin 
(West), 

^ BR0: Berechuungen des DIW. 

* BRD: Beredmungen des DIW. 

DDR: Vgl, Schleife, Hans^Wemer: „Die Be- 
deutung der Prognose bei der Arbeits- 
teilung zwischen Schiene und Straße 
für die weitere Gestaltung des äkono- 
raisdiBn Systems des Sozlaitsmiis im 
Verkehrswesen der DDR*. In; DDR- 
Verkehr, 3. Jg. 1970* S. 20. 

* Einsdil, Anhänger. 

^ Einsdik Komb inations kraft wagen. 

^ DDR; JDIe Wirtsdiafl- Berlin (Ost) vom 
3, April 196S. 

Quellen: Statistisdie Jahrbücher der BRD und 
DDR; Statisiisches Bundesamt, Fadi- 
serie H — Verkehr? Kraftfahrt-Bun- 
desamt in Flensburg, Staüslische Mit- 
teilungen aus dem KBA, Bestand an 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeugan- 
hängern; Verband Öffentlicher Ver- 
kehrsbetriebe in Köln, Statistische 
OberslchteU] Verband der Aulomobll- 
industrie ln Frankfurt / Main, Tat- 
sachen und Zahlen aus der Verkehrs- 
wirtschaft. 
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Tabelle A 72 


Verkehr und Naduichtenwesen der Bundesrepuhllk und der DDR 
Luftverkehr, Transport ln Rohrleitungen, Nachrichtenwesen 



Einheit 

BRD- 


1950 1 

1955 1 

1960 1 

1965 1 

1966 1 

1967 1 

1968 

Luftverkehr * 










Beförderte Personen 

1000 


— 

74 

1238 

3 218 

3 668 

4 267 

4971 

darunter 

im Inland 

1000 


— 

13 

35 i 

1 258 

1393 

1711 

1936 

Personenkilometer 

Mill. Pkm 



IQÜ 

I 300 

4 226 

5049 

5653 

6289 

darunter 
im Inland * 

MilL Pkm 


— 

(35) 

(950) 

(380) 

(405) 

(490) 

(555) 

Luftfracht * 

1000 t 


— 

t 

19 

77 

97 

112 

143 

Tonnenkilometer * 

MULtkin 


— 

0 

40 

159 

217 

263 

346 

Beschäftigte 

1000 


— 

2,0 

9,6 

14,1 

16,5 

18,0 

18,3 

Arbeitsproduktivität 

lOOOPkm/B 


— 

49 

136 

293 

306 

315 

344 

Transport ln RofaaiCemleltangen 










Netzlänge 

Icm 


■ — 

— 

455 

1 070 

1341 

1571 

1 571 

Beförderte Tonnen 

Mill.t 


— 

— 

13 

46 

53 

57 

67 

Tormenkilomeler 

Mrd. tkm 



— 

3.0 

8,9 

9,9 

10.0 

13,7 

Post und Fernmel de wesen 










Zahl der Hauptanschlüsse 

1000 


1348 

1967 

3221 

4927 

5409 

5 973 

6679 

Zahl der Telexanschlüsse 

1000 


4 

16 

35 

56 

60 

64 

69 

Eingelieferte Briefsendungen * 

Mill. 


4 084 

5545 

7 934 

9280 

9040 

8981 

9371 

Eingelieferte Pakete • 

Mill. 


167 

225 

283 

309 

304 

291 

299 

Ortsgespräche 

Mill. 

1706 

2 346 

3472 

4498 

4 861 

5 167 

5554 

Ferngespräche 

Mül. 

279 

562 

1 075 

1 833 

2042 

2260 

2587 

darunter 

im Selbstwählverkehr 

Mill. 

27 

264 

848 

l 734 

1975 

2217 

2563 

Beschäftigte 

1000 

268 

339 

399 

440 

443 

444 

443 
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DDR 


1950 I 1955 I 1960 | 1965 | 1966 | 1967 | 1968 





— 


256 

419 

^519 

649 

719 

1 

— 


158 

163 

191 

233 

J 

248 

1 

— 


165 

373 

484 

606 

1 

730 

— 


40 

45 

53 

63 

69 

, 1 

— 


5 

10 

12 

15 

16 

— 


5 

13 

16 

22 

24 

— 


• 

2.7 

2,9 

3,2 

3.4 

— 


• 

136 

166 

192 

218 

— 

— 

— 

27 

• 

, 

447 

1 

— 

— 

— 

— 


• 

9 

; 

— 

— 

— 


• 

0,7 

357 

481 

603 

766 

794 

820 

860 

* 

1 

3 

5 

6 

7 


142 

1 282 

^381 

1386 

1 342 

1419 

1 363 

31 

34 

40 

42 

42 

39 

39 

623 

728 

817 

821 

840 

853 

880 

95 

128 

167 

253 

274 

296 

320 

■•m-, 1 

• 

• 

12 

158 

190 

222 

» 2 « 

93 

118 

125 

129 

129 

129 

129 


a 1950 und 1955 ohne Saarland und Berlin (West). 

* Nur Leistungen der Deutschen Lufthansa bzw, der 
Interflug 

* BRD: Berechnungen des DIW, 

’ Einschi. PostbefÖrderung. 

^ Luftfracht- und Postbeförderung. 

* Einschi. Postkarten, Drucksachen, Ceschäflspapiere, Wa- 
renproben und Päckchen} BRD einschl. Brief Sendungen 
aus der DDR sowie 1950 und 1955 aus Berlin (West). 

* EinschL Wertpakete; BRD einschL Pakete aus der DDR 
(jährlich rund 10 Mill.) sowie 1950 und 1955 aus Ber- 
lin (West). 

Quellen: Statistische Jahrbücher der BRD und DDR, Sta- 
tistische Taschenbücher der DDR, Geschäftsbe- 
richte der Deutschen Lufthansa und der Deut- 
schen Bundespost. 
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Tabelle A 73 


Verkehr und Nadir ic^tenwesen der Bu/idesrepub/iT« und der DDJR 
Verkehrs- und bevölkerungsspezifische Kennsiffem 


BnheU 


BRD 


1960 1 1965 1 196$ | 1967 [ 1^8 


Kapitalprodiiktivität ' 

Kapitalintensität * 

Investitionsquote * 

Investitionsintensität ^ 

Arbeitsproduktivität * 

Transporteinheiten (TE) S tkm + Pkm ^ 

Arbeitsproduktivität ^ 

Beförderte Personen / Einwohner ® 

Personenkilometer / Einwohner ® 
ohne Individualverkehr 

einsdiließhch Individualverkehr 
Tonnenkilometer / Einwohner 
Telefonhauptansdilüsse / Einwohner 
Eingelieferte Briefe f Einwohner 
Telefongespräche f Einwohner ** 

Pkw / Einwohner 

Pkw 4* Krafträder + Mopeds / Einwohner 
Straßenverkehrsunfälle / Einwohner ** 
Straßenverkehrsunfälle / Kraftfahrzeuge 
Unfalltote / Kraftfahrzeuge ** 
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1960 

142 

60 

21 

2,4 

8,4 

75 

175 

211 

2.2 

2.9 

2,3 

34 

80 

57 

17 
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DDR 


1965 I 1966 I 1967 | 1968 


143 

144 

145 

156 


73 

77 

79 

80 


17 

16 

19 

20 


2.9 

2.8 

3,8 

4.5 


10,3 

10,7 

11,2 

12,4 


82 

84 

83 

87 


193 

199 

200 

212 1 


208 

207 

206 

204 

’ Beiträge zum BrutloinlaiKisprodukt in vergleichbaren Preisen, bzw. in 

Preisen von 1962 je 1000 Mark Grundmittelbestand, bzw. 1000 DM 
Bruttoanlagevermögen. 




1 

2,3 

2,2 

2.2 

2,3 

* Grundmittelbestand / Berufstätigen bzw. Bruttoanlagevermögen / Er* 

werbspersonen. 

3.6 

3.9 

4,0 

4.4 1 

^ Investitionen in Jeweiligen Preisen / Bruttoprodukt. 

^ Investitionen in Jeweiligen Preisen / Berufstätigen bzw. Erwerbsper- 

2,8 

2,9 

2.8 

3,0 

sonen. 





* Beiträge zum Bruttoinlandsprodukt in vergleichbaren Preisen bzw. 

45 

47 

48 

50 

Preisen von 1962 / Berufstätigen bzw. Erwci^spersonem 
* Nur Leistungen auf deutschen Verkehrsmitteln, ohne Individualver- 

81 

79 

83 

80 

kehr, Werkverkehr. Seesdiiffahrt und Nachrichtenwesen. 

’ Transporteinheiten « Tonnenkilometer -f Personenkilomeier/ Be- 

63 

65 

67 

70 

rufstätigen bzw. Erwerbstätigen, ohne Post. 

* Nur öffentlicher Verkehr ohne Binnen- und Seeschiffahrt. 

39 

42 

48 

54 

• Ohne Binnen- und Seeschiffahrt. 

Ohne Seeschiffahrt. 

176 

185 

200 

210 

Einschi. Postkarten, Drucksadien. Geschäftspapiere, Warenproben und 





Päckchen. 

6 

6 

3 

3 

** Orts- und Ferngespräche. 

Elnschl. Kombinationskraftwagen. 

31 

28 

15 

15 

DDR: 1967 und 1968 mit Personenschaden bzw. mit einem Sachschaden 



von über 300 Mark. 

5 

5 

5 

5 

** Ohne Zugmaschinen und Anhänger. 

Quellen: Statistische Jahrbücher der BRD und DDR. 
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Tabelle A 74 


Förderung von wichtigen PrimärenetgieiTägern In der Bundesrepublik und in der DDR 


1 1960 

1965 

1 BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 


Pt imärenergie träger 


Einheit 


1968 


BRD I DDR 


1 

Mineralöl 

1 000 t 


5530 


7884 


80 

7 982 

^150 , 

2 

Erdgas, ^dölgas 

Mill. m» 


642 

26 

, 2 778 


133 

6 488 

120 

3 

Braimkohle 



96,2 

225,5 

101,9 


250,8 

101,5 

247,1 

4 

Steinkohle 

Mill. t 

1 

U3,3 

2,7 

135,5 

1 2.2 

1 12,2 

1.6 ' 

5 

Wasserkraft * 

Mrd. kWh 

12.0 


0,6 

( 

14,3 

' 0.8 

i 1, 

16,8 

1.2 

Insgesamt 

Mill. l SKE I 


183,2 


67,2 

184,3 

74J (' 

163,8 

72,8 


* DDR; eins^lieflUdt Piunpspeicher. 
^ Steinkohlen einheiten. 
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TabeUe A 75 


UiJirecItnungs/cdcioren * lüi BnergmtTÜger 
kcal je kg 


Energieträger 

Einheit 

Unterer Heizwert 
in kcal 

Umrechnuiigsfaktor 



BRD 

1 DDR 

BRD 1 

DDR 

Steinkohle 

kg 

7 000 

6 000 

1,00 


0,86 

Steinkohlenkoks 

kg 

6 800 

6 500 

0,97 


0,93 

Steinkohl enbrike t ts 

kg 

7 500 

— 

1.07 


— 

Rohbrauakoble 

kg 

1 850 

2000 

0,26 


0,29 

Braunkohlenbriketts 

kg 

4800 

4700 

0,69 


0,67 

Eraunkohlenkoks. Staub- und Trockenkohle 

kg 

4 800 

4 800 

0,69 ' 


0,69 I 

BHT-Koks 

kg 

— 

j 6500 

— ' 


0,93 

Hartbraunkohle 

kg 

3500 

— 

0.50 , 


— 

Pechkohle 

kg 

5 000 

\ 

0,71 


— 

Erdöl (roh) 

kg 

10 000 

10 000 

1,43 


1,43 

Benzine 

kg 

10400 

1 10 000 

‘ 1.49 1 

, 

1.43 

Petroleum, Diesel, Turbinenkraftstoff, Heizöl leicht 

kg 

10 200 

1 10 ooo ^ 

1.46 


1,43 1 

Petrolkoks 

kg 

7 000 

! 

10000 

1,00 


— 

Heizöl schwer 

kg 

0 800 

1.40 


1,43 

Raffineriegas 

m* 

1 1 200 


1,60 


4 j 1 

Flüssiggas 

m» 

7 700 

( , 1 

li * ■ 

1,10 


, ^ ' 

Erdgas BRD 

m* 

7 700 

I 

I 

1,10 


■ i 

Erdgas DDR 

m* 

— ■ 

0 000 

— 


1,29 ' 

Erdgas Holland 

m* 

7 5B0 

L - 

' 1,08 


— 

Erdölgas 


9 450 

1 - 

1,35 


■iH 

Gichtgas 

Nm* 

1 000 

■ 

0,14 



Gruben*» Klär-» Steinkohiengas 

Nm® 

4 000 

4000 

0,57 

' 1 

0,57* 1 

Strom aus Wasserkraft, Kernenergie 
und Außenhandel 

kWh 

2 800 

2 800 

0,40 


0,40 ^ij 








* Quelle: Arbeitsk re ia Energiebilanzen j Energiebilanzen 1960 Itt hrsg. vom Energiewirtsdiaiüldien Insütut an der 
Universität Köln* und Angaben aus VeröffenÜldiungen der DDR. 


317 


Dnidaicfa ife^ Vl/1690 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle A 76 


Verbrauch von Primärenergieträgern in der Bundesrepublik und ln der DDR i960 bis 1969 
in Mill, t SKE 



> Einscfal. Briketts, Schwelkoks, BHT-Koks in der DDR und Hartbraunkohle sowie Pechkohle in der BRD. 
• Enthält Strom aus Wasserkraft, Kernenergie und Neltostromimporte. 

Quelle: Energiebilanzen und Beredmungen des DIW. 


Tabelle A 77 

Stromverbrauch nach Verbrauchergruppen 1960 bis 1969 


I960 

1965 

1968 

1969 

BDR 1 DDR 

BDR 1 DDR 

BDR 1 DDR 

BDR 1 DDR 


in Mrd. kWh 


Industrie ' 


87,9 

1 31,9 

119,8 


42TI 

1 ■ 

141,0 

48.6 

155,9 

50.4 

Haushalte und 
Kleinverbraucher 


27,2 


46,9 


■ .«Y 

62,9 

i3,4 

69,1 

14,5 

Verkehr 


3,9 

0,8 j 

5,6 


1.0 

6.4 

1 1.3 

6,5 

1.4 

Insgesamt 


118,0 

; 40,0 ! 

172,3 


i 53,9 

210.3 

63,3 

231,5 

66,3 


Entwicklung, 1960 ^ 100 


Industrie ^ 


100 

‘ 100 

136 


1 133 


160 

152 

177 

158 

Haushalte und 
Kleinverbraucher 


' 100 

! löö 

172 


144 


321 

184 

250 

199 

Verkehr 


t 100 

100 

i„ ... . 

144 


125 


164 

[ 163 

167 

175 

Insgesamt 


100 

100 

146 


135 


178 

j 

1 158 ' 

196 

166 


' Einschi, ümwandlungsbereich (Energieindustrie). 
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Tabelle A 78 


Entwicklung des Bauvolumens der Bundesrepublik und der DDR 



BRD* 

DDR 


Bauvolumen 

davon 

Bauvolumen 

davon 

Jahr 

insgesamt 

Wohnungsbauvolumen 

insgesamt ’ 

Wohnimgsbauvolumcn * 




in •/« des 



in des 


Mrd. DM zu Preisen von 1967 

gesamten 

Mrd. M zu Preisen von 1967 

gesamten 




Bauvolumens 



Bauvolumens 

1950 


233 

11,85 

50,8 

3,61 

0,80 

22,0 

1951 


24,48 

12,35 

50,4 

4,79 

• 

• 

1952 


25,79 

13,32 

5J.6 

4,95 

V 

• 

1953 


30,27 

16,02 

52,9 

5,17 

0 

« 

1954 


32,64 

17,76 

54,4 

5,36 

% 

■1 

1955 


37,31 

19,20 

51,5 

5,49 

2,18 

39,7 

1956 


39,83 

19,74 

49,6 

6,34 

2,27 

35,8 

1957 


40,38 

20,27 

50,2 

7,09 

2,94 

41,5 

1958 


42,00 

20,80 

49,5 

7,47 

2,88 

38,5 

1959 


47,65 

23,71 

49,8 

8,95 

3,05 

34 . t 

1960 


53,95 

25,67 

47,6 

9,66 

3,21 

33,2 

1961 


57,86 

26,68 

46,1 

9,94 

3,39 

34,1 

1962 


61,22 

27,65 

45,2 

10,47 

3,63 

34,7 

1963 


63,25 

28,33 

44.8 

10,49 

3,61 

34.4 

1964 


71,10 

31,36 

44,1 

11,55 

3,76 

32TÖ 

1965 


72,84 

32,08 

44,0 

12,51 

3^2 

28 fi 

1966 


75,74 

33,50 

44,2 

133 

3,80 

28.1 

1967 


71,40 

32,45 

45,4 

14,54 

3,80 

20,1 

1968 


75,10 

32,86 

43,1 

15,95 

4,08 

25,6 

1969 

t 

1 

78,77 

32,05 

40,7 

17,65 

4.^ 

23,9 


^ Bis 1959 Biindesgebiet ohne Saarland und Berlin (West), von 1960 an einschließlich Saarland und Berlin (West). 

* Bauproduktion sämtlicher Wirtschaftsbereiche. 

* Für den Wohnungsbau auf gewendete Mittel einschließlich der Mittel für die Erhaltung des Wohnungsbestandes; für 
die Zeit vor 1960 wurden die Instandsetzungsleistungen in Anlehnung an die Produktionsleistung des Baubandwerks 
geschätzt 

Quellen: Laufende Bauvolumensrechnung des DIW. 

Statistisches Jahrbuch 1968. S. 239; 1970. S. 135 f.. S. 158 und 160. 
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Tabelle A 79 


Vergleidt der Pro-Kopl-Produktion von Bauleistungen in der Bundesrepublik und in der DDR 



BRD 

DDR 

DDR In */* der BRD 

Jahr 

Bauvolumen 

Wohnungs- 

Bauvolumen 

Wohnungs- 

Bauvolumen 

Wohnungs- 

insgesamt 

bauvolumen 

insgesamt 

bauvolumen 

insgesamt 

bauvoiumen 


M/DM zu Preisen von 1967 

BRD 

— 100 








1950 


497 

252 

196 


39 

17 

1951 


516 

260 

^ 261 


51 


1952 


540 

279 

270 

.7T-J 

50 

• 

1953 


628 

333 

284 


45 

• 

1954 


670 

365 

' 297 

) 

44 

• 

1955 


758 

390 

i 306 

121 1 

40 

31 

1956 


800 

396 

I 358 

128 ' 

45 

32 

1957 


801 

402 

L 405 

168 

51 

42 

1958 


823 

407 

1 431 

166 

52 

41 

1959 


923 

459 

1 517 

176 

56 

38 

1960 


973 

463 

560 

186 

58 

40 

1961 


i 030 

475 

i 580 

198 1 

56 

42 

1962 


1075 

486 

: 612 

212 

57 

44 

1963 


1098 

492 

611 

210 

56 

43 

1964 


1 220 

538 

680 

221 

56 

41 

1965 


1234 

544 

735 

213 

60 

39 

1966 


1270 

562 

777 

223 

61 

40 

1967 


1 193 

542 

851 

222 

71 

41 

1968 


1 247 

546 

934 

239 

75 

44 

1969 


1295 

527 

1034 

247 j|| 

80 

47 


Quellen: Laufende Bauvolumensrechnung des DIW. 

Statisüscfaes Jahrbuch 1968, S. 239t 1970, S. 135 f., S. 158 und 160. 
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Tabelle A 80 


Entwidi!ung der WohrmngabautäUgkeit in der Bundesrepublik und in der DDR 



fertig- 
qestellte 
‘ Woh- 
nungen * 

davon 

in Montagebauweise 
errietet * 

Wohn- 

fläche 

insgesamt 

Kosten Je 
cjm Wohn- 
fläche» 

Bau- 

kosten 

Folge- 
kosten * 

Woh- 
nungsbau' 
invesli- 
tionen » 


Jahr 

l 000 Wohnungen 

in ®/# der 
fertig- 
gestellten 
Woh- 
nungen 

1 000 epn 

M/DM zu 
Preisen 
von 1967 

Mül. M-'DM zu Preisen von 1967 





BRD 





1962 


550,4 

. 

. 

42 142 

512 

21 580 

3 800 

25 380 


1963 


546,8 

a 


42 807 

518 

22 170 

3 360 

25530 


1964 


598,9 

, 


47578 

532 

25 310 

3 340 

28 650 


1965 


568,2 

. 

. 

46 163 

558 

25 760 

3 990 

29 750 


1966 


580,6 

21,2 

4 

47 907 

574 

27 500 

2880 

30 380 


1967 


549,4 

24,5 

4 

45 861 

601 

27 560 

1 330 

28 890 


1968 


519,9 

30,3 

6 

43 510 

606 

26 370 

2 670 

29 040 


1969 


499,9 

31,3 

6 

42 202 

582 

24 560 

4210 

28 770 






DDR 





1962 

^87.2 

49,4 

57 

4 867* 

492 

2 397 

189 

2586 

1963 

76.0 

50,2 

66 

4 217 

491 

2 071 

242 

2313 

1964 

76,6 

56,9 

74 

4 017 

505 

2 028 

335 

2363 

1965 

68,2 

52.7 

77 

3 530 

508 

1794 

544 

2338 

1966 

65,3 

49,6 

76 

3 370 

518 

1 747 

761 

2508 

1967 

76,3 

54,4 

71 

3 876 

544 

2 109 

396 

2505 

1968 1 

1 

76,0 

55.3 

73 

4 126 

553 

2 281 

473 

2754 

1969 

70,3 

51,0 

73 

3 955 

536 

2 119 

716 

2 835 











> Neu- und ausgebaute Wohnungen. 

* Für die BRD gibt es nur Angaben über dJe genehmigten Montagebauten. Um die Angaben vergleichbar zu machen» 
wurde unterstellt, daß die Bauvorhaben in dem auf die Genehmigung folgenden Jahr (ertiggestellt worden sind. 

* BRD: Preisbereinigte veranschlagte reine Baukosten. Um dem periodengeiechten Anfall der Baukosten in etwa Rech- 

nung zu tragen, wurde für die BRD unterstellt, daß jeweils die Hülite der Bauten zu Preisen des Vorjahres 
bzw. zu Preisen des Fertigstellungsjahres abgerechnet worden sind. 

DDR: Preisbereinigte Gesamtbaupreise. 

* Einschließlich statistischer Differenzen, die daraus resultieren, daß sich die Baukosten auf die fertiggestellten Woh- 
nungen beziehen, unabhängig davon, ln welchem Kalenderjahr sie bezahlt wurden. 

‘ BRD: Ergebnisse der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung des Statistischen Bundesamtes. 

DDR: Für den Wohnungsbau aufgewendeie Mittel ohne Mittel für die Erhaltung des Wohnungsbestandes. 

Quellen: Ergebnisse der Bautätigkeilsstatistik und der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen des Statistischen 
Bundesamtes. 

Statistisches Jahrbuch 1970, S. 158 und 838. 
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Tabelle A 81 


Entwidilung der WohnHäche der ferliggestelHen Wohnungen in der Bundesrepublik und In der DDR 


Jahr 

BRD 

DDR 1 

DDR in */* der BRD 

Wohnfläche in qm 

je 

Wohnung 

je 1000 
Einwohner 

je 

Wohnung 

je 1000 
Einwohner 

Je 

Wohnung 

je 1000 
Einwohner 

1962 


76,6 

74,0 

56,0 

28,5 

73 

39 

1963 


78,3 

74,3 

55,5 

24,6 

71 

33 

1964 


79.4 

81,7 

52,4 

23,7 

66 

29 

1965 


81,2 

78,2 

51,8 

20,7 

64 

26 

1966 


82,5 

80,3 

51,6 

19,8 

63 

25 

1967 


83,5 

76,6 

50,7 

22,7 

61 

30 

1968 


83,7 

72,3 

54,3 

24,2 

65 

33 

1969 


84,4 

69.4 

56,0 

23,2 

66 

33 


Quellen: Ergebnisse der Bautätigkeitsstatistik und der Volkswirtschaftlichen Gesaintrechnungen des Statistischen 
Bundesamtes. 

Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 158 und 338. 
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TabeUe A 82 


Grujidda/en zur Wohnungsversotgung in der Bundesrepublik und in der DDR 



Einheit 

BRD 

DDR 

DDR in *h der BRD 

18S0 

1 1961 

1968 

1950 

1 1961 

1 1966 

1950 1 

1961 1 

1968 









— • 




Wohnungs- 








1 




bestand ^ 

1 000 


10083 

16409 

19 640 

5072 

5 583 

6023 


50 

34 

3J 

AUersstniktur 













des Wohnungs- 













bestandes * 






1 







vor 1919 

«/o 



41 

32 

, 

05 

58 


t 

■ 


1919 bis 













1945/48 

Ve 



22 

J7 

1 m 

25 

22 


f 



nadi 1945/48 

Vü 


* 

37 

5/ 

Mh 

10 

20 


- 


• 

Wohnflädie * 

MilL qm 


735 

t lOS 

1 390 

270 

294 

318 


37 

27 

23 

Wohnfläche pro 













Wohnung 

qm 


68 

67 

71 

53 

53 

53 


78 

79 

75 

Wohn- 





' 

1 








bevölkerung 

MilL 


49.853 

56,185 

60,402 

18,388 

17,125 

17,084 


37 

30 

28 

Zahl der 













Wohnungen je 

Wohnun- 












1000 Personen 

gen 


220 

292 

325 

276 

327 

352 


125 

112 

108 

Wohnfläche 













pro Kopf 

qm 


U.9 

19,7 

23,0 

! 14,7 

17,2 

18,6 


99 

87 

81 




— 




MM 







* Wohnungen in Wohn- und Nidhtwolmgebiudcn. 

* Zu den Neubauwohnungen redmen in der DDR aämtlidiG noeh 1945, ln der BRD nach 1948 gebauten Wohnungen, Für 
die DDR wurde die Altersstruktur des Wohnungsbeslandes 1961 mit Hilfe der Angaben über die WohnungsbauUlig- 
keil rortgesdirleben, wobei 90 ®/t der Abgänge den vor 1919 gebauten Wohntiugen und 10*/» der Abgänge den rwi- 
sdien 1919 und 1945 gebauten Wohnungen Eugereobnei wurde, 

t Für die BRD wurde die Wohnftädie auf Grund von Ergebnissen der 1 ^»-WohnungssUctiprobe 1965 fortgesdirieben, 

Quellen; Ergebnisse der Gebäude- und Wohnungszählungen 1950. 1961 und 1968, 

Ergebnisse der Wohnungszählung 1963 und amtUche Forlschreibungsergebnisse (Staiistisdies Jahrbudi der 
DDR 1962, S. 373 und 1970, S, 3 und S. 1571 sowie Berechnungen des DIW, 
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Tabelle A 83 


Wohnungen nach Baualter und Ausstattungstyp in der Bundesrepublik und in der DDR 1960/61 
Struktur in •/© 


Jahrgang 



darunter Wohnungen mit 

Wohnungen insgesamt * 

Innentoilette * 

Bad 

Zentral- 
heizung ’ 



BRD 




vor 1900 


29 

100 

40 

22 

5 

1900 bis 1918 


18 

100 

59 

32 

9 

1924 bis 1948 


20 

100 

76 

48 

15 ' 

nach 1948^ 


33 

100 

91 

79 

19 

insgesamt 


100 

100 

67 

47 

12 1 



DDR 




vor 1900 


45 

100"^ 

12 

8 

1 

1900 bis 1918 


20 

100 

33 

17 

1 

1919 bis 1945 


25 

100 

54 

34 

5 

nach 1945 


10 

100 

70 

66 

6 

insgesamt 

100 

100 

33 

22 

3 


* BRD; Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden; DDR: Wohnungen in Wohngebäuden. 

* Bei der Altersstniktur der Wohnungen mit Innentoilette wurden die Angaben für Berlin (W.) schätzungsweise er- 
gänzt; die Gesamtzahl der Westberliner Wohnungen mit Innentoilette sowie deren Gliederung nach Baujahren 
wurde aufgrund der Angaben über Normal Wohnungen, die vor und nach 1948 bezugsfertig wurden, geschätzt. 

^ DDR ohne, BRD einschließlich Etagenheizung. 

Quellen: 1 Vt-Wohnungserhebung 1960. Heft 1, Berliner Statistik 196t, Heft 6; 

Ergebnisse der Wohnungszählung 1961, Statistisches Jahrbuch der DDR 1963, S. 208. 


324 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1690 


Tabelle A 84 

Daten zur Mietentwicklung in der Bundesrepublik und in der DDR 


Einheit 


1950 


1962 


1968 


1. Ergebnisse der Wirtschaftsrechnungen 


BRD 

4-Personen- Arbeitnehmerhaushalte 


Monatliche ausgabefähige Einnahmen 
davon 

Wohnungsmieten ^ 


DM 

DM 
in ®/o 

der ausgabefähigen 
Einnahmen 


308 

796 

1042 

32 

78 

141 

10,4 

9,8 

13.5 


Arbeiter- und Angestellten-Haushalte insgesamt 


Monatliche ausgabefähige Einnahmen 
davon 

Wohnungsmieten 


DM 

DM 

in®/o 

der ausgabefähigen 
Einnahmen 


360 

095 

1300 

36 

90 

163 

tOfi 

9.0 

I2r5 


DDR 


Monatliche Neltogeldeinnahmen * 

Mark 

1 

757 

948 1 

davon 

Ausgaben für Mieten • 

Mark 

■ 

30 

35 


in Vo 

der Nettogeld- 
einnahmen 

• 

4,6 

*3.9 ' 

2. Index der Wohnungsmieten im Rahmen des Preisindex für die Lebenshaltung ^ 


BRD» 

1962 = 100 

67,7, 

too.o 

148,4 

DDR« 

1962 = 100 j 

100.0 

100.0 

101.1 


’ Einscfaließlidi Mietwert für Eigentümerwohnungen. 

^ Arbeiter- und Angestelltenhaushalte, verfügbares Realeinkommen minus unbezahlter Verbrauch. 

* Ohne unentgeltliche Leistungen des Staates für Wohnungsbau und -erhaltung (1962 10 Mark; 1968 » 16 Mark). 

* Auf Grund der starren Gewichte innerhalb der 3 bzw. 4 berücksichtigten Wohnungskategorien (Altbauwohnungen 
vor 1924. Altbauwohnungen 1924 bis 1948. Neubauwohnungen im sozialen Wohnungsbau und seit einigen Jahren 
freifinanzierte Neubauwohnungen) vermag dieser Index den Einflufi von Verschiebungen zugunsten der Neubau- 
wohnungen im Zeitverlauf auf die Mietausgaben nicht wiederzugeben. Dies erklärt, wanun die effektiven Miet- 
ausgaben. wie sie in den Haushaitsrechnungen nachgewiesen werden, sehr viel rascher steigen als der Preisindex 
für Wohnungsmieten. 

* 1950 nach der alten Systematik, 1968 nach der neuen Systematik. 

* Ausgabenstruktur 1968. 


Quellen: Statistisches Jahrbuch der BRD 1965, S. 497 und 529; 1969. S. 444 und 475; 
Statistisches Jahrbuch der DDR 1970. S. 350 und 363. 
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Tabelle A 85 


Die Verwendung des Sozialprodukts der Bundesrepublik und der DDR I960 bis 1969 
in. Mrd. Einheiten der jeweiligen Währung zu Preisen von 1967 ^ 



I960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 




BRD 







Bruttosozialprodukt 


377.3 

397,7 

413,7 

428,0 

456.5 

482,0 

496,0 

494,6 

530,2 

572,4 

Privater Verbrauch 


209,2 

222,4 

234,3 

242,5 

255,3 

272,4 

282,5 

284,2 

298,2 

319,3 

Brutto- Anlageinvestitionen 


89,1 

97,9 

103,2 

105,4 

118,3 

123,8 

124,9 

114,4 

124,7 

140.9 

Lagerbildung 


8,9 

6.8 

3,9 

2,1 

5,2 

9,8 

3.6 

-u 

11,0 

13,5 

Staatsverbrauch 


58,4 

62,0 

68,7 

73,4 

73,2 

76,7 

78,4 

81,0 

80^3 

83,6 

Außenbeitrag 


11,7 

8,6 

3,6 

4,6 

4,5 

-0.7 

6,6 

16,3 

18,0 

15,1 


DDR 


Bruttosozialprodukt * 

92,8 

95.8 

98,0 

101,2 

106,3 

111,5 

117,1 

123,5 

130,5 

137,8 

Privater Verbrauch 

56,0 

58,5 

58,2 

58,3 

60,2 

62,6 

65,3 

66,3 

70,3 

74,0 

Brutto- Anlage investitionen 

16,4 

16,7 

17,1 

17,5 

19,2 

21,0 

22,6 

24,7 

27,2 

31,3 

Lagerbiidung 

2.3 

1.4 

3,5 

2,2 

3.2 

3.7 

4.7 

3,8 

M 

1.5 

Sonstige Verwendung * 

18,1 

19,2 

19,2 

23.2 

23,7 

24,2 

24,5 

28.7 

31,9 

31,0 


* Für die BRD umbasierl, Originalbasis 1962. 

* Da die Nettoeinkommen der Inländer aus der übrigen Welt unbekannt sind, wird Bruttosozialprodukt Brutto- 
inlandsprodukt gesetzt. 

* Staat. Verluste. Aufienbeitrag ohne nichtproduktive Leistungen. 

Quellen; BRD; Statistisches Bundesamt, revidiert; 

DDR; Geschätzt; unveröffentlichtes Manuskript Herbert Wilkens. DIW. 
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Tabelle A 86 


Die Verwendung des Sozialprodukts der Bundesrepublik und der DDR I960 bis 1969 
Struktur und Entwicklung 

(real, Preisbasis 1967) ^ 



* Für die BRD umbasierl, Originalbasis 1962. 

* Da die Nettoeinkommen der Inländer aus der übrigen Welt unbekannt sind, wird Bruttosozialprodukt = Brutto- 
inlandsprodukt gesetzt. 

* Staat, Verluste, Außenbeitrag ohne nichtproduktive Leistungen. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, revidiert { 

Schätzung: unveröffentlichtes Manuskript Herbert WUkens, DIW# 
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Tabelle A 87 


SoziaJpiodukt und privater Verbrauch je Einwohner der Bundesrepublik und der DDR 1960 bis 1969 
zu Preisen von 1967 in jeweiliger Wahrung 



Quellen: Slaiisti&ches Bundesamt, revidiert: 

i Schätzung! unveröffenUldhles Manuskript Herbert Wiikens, DIW. 
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Tabelle A 88 


Die Binkommen der Privaten Jiaashalte und ihre Verwendung in der Bunde^repubUk f9ßO bis 1969 
in Mrd. DM 



1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

I960 

1969 

Bruttoeinkommen 
der Bevölkerung 

218,6 

Einkonixnen 

242,9 265,5 286,4 

313,0 

346,5 

370,7 

378,1 

405,9 

451,6 

X Sozial versidierungsbeiträge 

12,2 

13,4 

14,8 

15,9 

17,3 

19,0 

21,1 

21,6 

24,1 

28,0 

X Direkte Steuern 

17,9 

22,3 

25,6 

28,4 

31,4 

33,1 

36,7 

36,9 

39,9 

45,8 

NeUoeinkommen | 

[ 188,5 

207,2 

225,1 

242,1 

264,3 

294,4 

312,9 

319,6 

341,9 

377,8 



Verwendung 







Käufe von Waren 

120,3 

131,3 

142,0 

149.8 

160,7 

177,1 

187,6 

189,3 

196.8 

217,0 

Käufe von DiensÜeislungen 

48,7 

54,3 

59,7 

65,0 

70,8 

78,1 

86,8 

91,7 

101,0 

112,0 

N a t u raJ verb rauch 

3,4 

3,4 

3,5 

3,4 

3,5 

3,5 

3,5 

3,2 

3,3 

3.3 

Privater Verbrauch 

172,4 

189,0 

205,2 

218,2 

235.0 

258,7 

277,9 

284,2 

301,1 

332,3 

Brspamis 

16,1 

18,2 

19,9 

23,9 

29,3 

35,7 

35,0 

35,4 

40,8 

45,5 

Nettoeinkommen 

1 188,5 

207,2 

225,1 

242,1 

264,3 

294.4 

312,9 

319,6 

341,9 

377,8 


Quelle: Beredmung des DIW, 

Anmerkung; Diese Tabelle wurde als Basistabelle für die AbsdbtUüe 2 b bis d und 4d des Kapitels V verwandt. 
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Tabelle A 89 


D/e Ein/fonunen der Privaten Haushalte and Ihre Verwendung in dei DDR I960 bis 1969 
in Mrd. Mark 



I960 

1961 

1982 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 



Einkommen 







Bnitto-Geldeinnahmeii 
der Bevölkerung 

65,5 

68,0 

67,3 

68,0 

71,5 

74,5 

77,2 

80,1 

84,0 

88,0 

X Sozialversidierungsbeiträge 

3,7 

3,8 

3.8 

3.9 

4,0 

4,1 

4,2 

4.4 

4,5 

4,6 

X Direkte Steuern 

4.2 

4.6 

4,6 

4,6 

4,9 

4.9 

5.3 

5,8 

6,1 

6,3 

Nettogeldeinnahmen 

57,6 

59,6 

50.8 

59,5 

62,6 

65,5 

67,7 

69,9 

73.4 

77,1 

Natura 1 verbrauch 

2,2 

2.0 

1.9 

2,4 

2,7 

2,7 

2,7 

2,7 

2.6 

2,6 

Nettoeinkommen 

59,8 

61,6 

60,7 

61,9 

65.3 

68,2 

70,4 

72,6 

76,0 

79,6 



Verwendimg 







Warenkäufe 
im Einzelhandel 

43.4 

46,1 

45,8 

48.0 

47,6 

49.6 

51,7 

53,7 

56,4 

59,9 

außerhalb des Einzelhandels ^ 

2,1 

2,3 

2,3 

2,1 

2,0 

2,0 

2,0 

1,9 

1.9 

1,5 

Bezahlung von Leistungen ® 

6,6 

6,8 

6,9 

7.0 

7.3 

7,5 

7.8 

8.0 

8,2 

8,4 

Naturalverbrauch 

2,2 

2,0 

1,9 

2,4 

2,7 

2,7 

2,7 

2.7 

2.6 

2,6 

Privater Verbrauch 

54,3 

57,2 

56,9 

57,5 

59,6 

61,8 

64,2 

66,3 

69,1 

72,4 

übrige Ausgaben * 

1,4 

1.5 

1.7 

U 

1.6 

1,6 

lr7 

1.7 

1.7 

1.7 

Ersparnis 

4,1 

2,9 

2.1 

2,7 

4,1 

4,8 

4,5 

4.6 

5,2 

5,5 

Nettoeinkommen 

59,8 

61,6 

60,7 

61,9 

65,3 

68,2 

70,4 

72,6 

76,0 

79,6 


‘ Werkkütbenassen tt. ä., Schul- ui>d lünderspeisuug. Ab-Hof-Verkäufe, 

* Handwerksleisl^gen, Verkehrs- und PcsUeisiungenr Mieten, Strom, Gas und Wasser, Bildung, Unterhaltung, 
Reiseausgaben und Ausgaben für sonstige Dienstieislungen. 

® Gebühren, Zinsen, Beiträge für private Versidierungen, Lotterien, sonstige Steuern. 

Quellen; Unveröffenllidites Manuskripl Peter Mitzscherling, DrW, Berechnet nach Hemridi Bimer: Zur Entwick- 
lung des materiellen Lebensniveaus der Bevölkerung der DDR \m Jahre 1985. In; Statisibche Praxis, 
Nr. Ö/1968, S. 338 fL Alfred Keck; Die Bilanz der Geld ei nn ah men und -ausgabeo der Bevölkerung der DDR, 
Berlin 1968. Elvlr Eberl: Reale Umsatz- und Warenlondsplanung für 1969. In: Der Handel Nr. 6/1968, 
S. 240 fL Staüsttsdue Jahrbücher der DDR, Erfüll un gsb eridbtc, z, T. gesAä btt. 

Anmerkung: Diese Tabelle wurde als Basislabelle für die Absdmiue 2 b bis d und 4d des Kapitels V verwandt. 
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Tabelle A 90 


Die Einkommen der Bevölkerung der Bundesrepublik und der DDR 1965 
nach soziO’ökonomisdien Gruppen 

in Mrd. DM bzw. Mrd. M 



Bruttoeinkommen 

Abzüge 



Arbeits- 

ein- 

kommen 

Sozial- 
ein- 
kommen * 

Sonstige 

Ein- 

kommen 

zu- 

sammen 

Steuern 

Sozial- 

Versiche- 

rungs- 

beiträge 

zu- 

sammen 

Netto- 

ein- 

kommen 


BRD 


Arbeitnehmer * 


203,1 » 

14,9 

4,6 

226,6 

18.4 

18,7 

37.1 

185.5 

Selbständige 


66,9 

1.9 

7,6 

76,4 

14,7 

0,3 

15,0 

61,4 

Rentner 



45.7 

1.8 

47,5 

— 

— 

— 

47,5 

Insgesamt 


270,0 

62,5 

14,0 

3464 

33,1 

19,0 

52,1 

294,4 


DDR 


Arbeitnehmer ‘ 

48,2* 

3,7 

14 

534 

3.3 

3,3 

6.6 

46,6 

Selbständige und 
Genossenschafts- 
mitglieder 

1 

134 

1.3 

4.4 

19,0 

1.6 

0,8 

2.4 

16.6 

Rentner 

— 

5,0 

— 

5,0 

— 

— 

— 

5.0 

Insgesamt 

1 £ ei.s 

104 ^ 

^5,7^ 

77,2 

4,9 

4.1 

9,0 

68,2 


^ Einscbl. Lehrlinge und beschäftigte Rentner. 

* Einscbl. der von den Betrieben an kranke Arbeitnehmer gezahlten Beträge. 

^ Renten, Krankengeld und Hausgeld, Wochengeld» Sterbegeld, Kindergeld, Geburtenbeihilfen, Ehegattenzuschläge, 
Sozialfürsorgeunterstützungen, sonstige Barleistungen der Sozialversicherung. 

Quellen: Berechnungen des DIW zur Einkommenschichtung der privaten Haushalte. 

Wochenbericht 20/1970 und Sonderheft Nr. 81 des DIW» Soziale Sicherung ln der DDR von Peter 
Mltzscherllng sowie unveröffentlichte Manuskripte von P. Mitzsdierling, berechnet nach Heinrich Bimer: 
Zur Entwicklung des materiellen Lebensniveaus der Bevölkerung der DDR im Jahre 1965. ln; Statistische 
Praxis, Nr. 8/1966, S. 336 ff.; Alfred Kedc: Die Bilanz der Geldeinnahmen und -ausgaben der Bevölkerung 
der DDR» Berlin 1968; Elvir Ebert: Reale Umsatz- und Warenfondsplanung für 1969. ln: Der Handel, 
Nr. 6/1968, S. 240 ff.; Statistische Jahrbücher der DDR, Erfüllungsberichte, z. T geschätzt. 
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Tabelle A 91 

Die Entv/idi!ung der Aibeitnehmereinkommen in der Bundesrepublik und in der DDR 1960 bis 1969 
in Mrd. DM/M 



^ Einschließlich der an kranke Arbeitnehmer gezahlten Beträge. 

* überwiegend Veimögenserlrägnisse. 

* Einschließlich Prämien usw. 

Quellen: Berechnung des DIW; siehe Quellen Tabelle A 89. 
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Tabelle A 92 


Die Entwicklung der Einkommen je Arbeitnehmer in der Bundesrepublik und in der DDR i960 bis 1969 
in DM/M monatlich je beschäftigten Arbeitnehmer * 



1960 

19G1 

1962 

196.1 

1964 

1065 

1966 

1967 

1968 

1969 




BRD 







Bruttolöhne und -gehälter* 


510 

563 

615 

653 

712 

777 

833 

864 

919 

1007 


X Sozialversidierungs- 
beiträge 


48 

51 

57 

60 

65 

72 

79 

84 

93 

106 


X Lohnsteuer 


32 

41 

47 

52 

61 

61 

72 

76 

86 

103 


Nettolöhne und -gehälter 


430 

471 

511 

541 

586 

644 

682 

704 

740 

798 


Sozialeinkommen 


39 

42 

45 

49 

52 

56 

59 

62 

64 

64 


Sonstige Einnahmen * 


7 

9 

11 

12 

14 

16 

18 

22 

26 

31 


Gesamtes Nettoeinkommen 
je Arbeitnehmer 


476 

522 

567 

602 

652 

716 

759 

788 

830 

893 





DDR 







Bruttolöhne und -gehälter * * 

498 

520 

512 

532 

548 

570 

583 



650 

X Sozialversicherungs- 
beiträge 

37 

38 

38 

38 

38 

39 

40 

40 

41 

41 

X Lohnsteuer 

30 

32 

33 

35 

36 

39 

40 

42 

45 

47 

Nettolöhne und -gehälter 

431 

450 

441 

459 

474 

492 

503 

515 

537 

562 

Sozialeinkommen 

41 

41 

42 

42 

43 

44 

44 

44 

46 

48 

Sonstige Einnahmen 
(einschließlich Naturalver- 
verbrauch) 

11 

12 

12 

12 

14 

15 

16 

19 

20 

20 1 

Gesamtes Nettoeinkommen 

1483 

503 

495 

513 

531 

551 

563 

578 

603 

630 


' Arbeiter und Angestellte einschließlich Lehrlinge, 

* EinsdilieOiich der von den Betrieben an kranke Arbeitnehmer gezahtten Beträge. 

* Überwiegend Vermögenserträgnisse. 

* Einschließlidi Prämien usw. 

Quellen: Berechnung des DIW; siehe Quellen Tabelle A 89. 
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Tabelle A 93 


D/e Entwicklung des durdisdinUtlichen monatlichen Arbeitnehmereinkommens 
in der Bundesrepublik und in der DDR I960 bis 1969 

ln®/o. 1960 = 100 



Bruttolöhr»e 
und -gehalter 

Nettolöhne 
und -geheilter 

Gesamtes 

Nettoeinkommen 


BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 1 

DDR 

1960 


100 

lOÖ 

100 


100 

100 


100 

1961 


110 

104 

110 


104 

110 


104 

1962 


121 

103 1 

119 


102 

119 


102 

1963 


128 

107 

126 


106 

126 


106 

1964 


140 

110 1 

136 


110 

137 


110 

1965 


152 

114 i 

150 


114 

150 


114 

1966 


163 

117 ' 

159 


117 

159 


117 

1967 


169 

IO 

o 

164 


119 

166 


120 

1968 


180 

125 ■ 

172 


125 

174 


125 

1969 


197 

131 

186 

130 

OQ 

CO 


130 


Quelle: Berechnung des DIWj vgl. Tabelle A92. 


Tabelle A 94 


Vergleidi der durdisdmlttUäien Bruttomonatseinkommen der Arbeiter und Angestellten ‘ 
in der Bundesrepublik und in der DDR in ausgewählten Wirtsdialtsbereichen 1960 bis 1969 

in DM/M 


1960 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 


Industrie 

Baugewerbe 

Land- und 
Forstwirtschaft 

Verkehr • 

Handel 

BRD 1 DDR 1 

1 BRD 1 DDR 1 

1 BRD 1 DDR 1 

1 BRD 1 DDR 

1 BRD 1 DDR 


575 

571 

742 

613 

794 

633 

876 

656 

935 

669 

952 

680 

l 019 

710 

l 123 

736 


571 
726 
844 
920 
983 
969 
1 022 
1 125 


600 

639 

652 

686 

703 

724 

766 

805 


393 

475 

603 

587 

501 


4871 

536 

509 

749 

629 

649 


506 

575 

530 

793 

651 

692 


516 1 

639 

573 

879 

672 

754 

1 

1 536 1 

677 

603 

929 

689 

799 

1 544 

693 

627 

974 

710 1 
737 

836 

* 574 

721 

679 

1 019 

877 

j 606 

786 

686 ^ 

1 140 

773 

953 

1 642 


^ BRD: einschließlich Beamte; DDR: VoUbesdidfUgte der sozialistischeii Wirtschaft. 

* BRD einschließlich, DDR ohne Post 

Quellen: Arbeiter in Industrie und Baugewerbe » Statistisches Bundesamt, ,, Arbeiterverdienste in Industrie und Han- 
del, Fachserie M. Reihe 15. Für alle Angestellten und Arbeiter ln den übrigen Bereichen: Berechnungen 
des DIW. 

Statistische Jahrbücher der DDR, Berechnungen des DFW. 
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Tabelle A 95 


Die prozentuale Belastung der Arbeitnehmereinkotrunen der Bundesrepublik und der DDR 
mit Sozialversicherungsbeiträgen und Lohnsteuer 

in */o der jeweiligen Bruttolöhne und -gehälter 



BRD 


DDR 


Jahr 

einsdhließlich Beamte 

ohne Beamte 



Sozial* 

vers.* 

betträge 

Lohn- 

steuer 

gesamt 

Sozial* 

vers,“ 

beiträge 

Lohn* 

Steuer 

gesamt 

Sozial* 

vers.- 

belträge 

Lohn- 

steuer 

gesamt 

I960 


9.4 

6,3 

15,7 

10,6 

6.1 

16,7 

7,5 

6,0 

13,5 


1961 


9.1 

7,3 

16,4 

10,2 

7.0 

173 

7,2 

6,2 

13,4 


1962 


9.2 

7,6 

16,8 

10,3 

7.3 

17,6 

7.5 

6.3 

13,8 


1963 


9.2 

8,0 

17,2 

10,4 

7.6 

18,0 

7.2 

6,6 

13,8 


1964 


9,2 

83 

17,7 

10,3 

8,1 

18,4 

7.0 

6.7 

13,7 


1965 


9.2 

73 

17,0 

10,4 

7.4 

17,8 

6,8 

6,8 

13,6 


1966 


9,5 

8.6 

18,1 

10,7 

8.1 

18,8 

7.0 

7,0 

14,0 


1967 


9.7 

8.8 

18,5 

11,0 

8.2 

19,2 

6.8 

6,9 

13,7 


1968 


10,1 

9,4 

19,5 

n.5 

8.8 

20,3 

6,6 

7,2 

13,8 


1969 


10,5 

10,3 

20,8 

lis9 

9,5 

21,4 

6.3 

7.1 

13,4 














Quelle: Berechnung des DIWi vgl. Tabelle A 92. 
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Tabelle A 96 


Der LohnsleuertarU in der Bundesrepublik und in der DDR 
in DM/M 

(aufgrund der ab 1. Januar 1965 geltenden Steuertabellen) 


Versteuertes 

Monatseinkommen 

Ledige 

Verheiratete 

ohne Kinder | 

mit ] 

l Kind 


BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 1 

BRD 

1 DDR 








182 


— 

1,00 

— 

J ‘ 

— 

1 

“ 1 

190 


— 

i 1,90 

— 

1 _ 

— 

-1 

200 


— 

3,00 

— 

— 

— 

— 

250 


— 

10,50 

— 

3,00 ' 

— 

- 1 

300 


2,80 


18,00 

— 

10,50 . 

— ' 

3,00 

350 


12.30 


28,00 

— 

18,00 1 

— ' 

10,50 

400 


21,80 


38,00 

— 

28,00 

— 

18,00 

450 


31.30 

50,00 

4,60 

38,00 

— 

28,00 

500 


40,80 

62.0qj 

14,10 

50,00 

— 

38,00 j 

550 


50,30 


77,00 

23,60 

62,00 1 

4,60 

50,00 * 

600 


59,80 


92.00 

33,10 

77,00 

14,10 

62,00 

650 


69,30 

, 109,00 

42,60 

92,00 

23,60 

j 77,00 

700 


78,80 


i26.0dj| 

52,10 

109,00 

33,10 

! 92,00 

1 

800 


97,80 


148,50 1 

71,10 

137,30 

52,10 

1 -126,00 

j 

900 


117,50 


171,00 1 

90,10 

159,80 

71,10 

148,50 

1000 


139,00 

1 193,50 

109,10 

182,30^^ 

90,10 

171,00 

1260 


202,80 

1 252,00 

158,50 

240,80* 

139,50 

229,50 

1500 


270,90 

300.00 

204,10 

290,00 

185.10 

280,00 1 

2 000 


436,50 

j 400,00 

311,50 

390,00 

288.10 

380,00 

3 000 


832,30 

600,00 

586,10 

590,00 1 

555,50 

580,00 1 

4 000 


1272,50 

800,00 

925,80 

790,00 

889,50 

780,00 1 


Quellen: Einkommensteuergesetz ln der Fassung vom 16. November 1964 (BGBl. 1964, Teil I, S. 885). 
Heinz Balling: Nettolohnberechnung. Berlin (Ost), 1968. 
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Verheirateter. 


mit 2 Kindern 

mit 3 Kindern 

mit 4 Kindern 

mit 5 Kindern 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 




3,00 

— 

10,50 

— 

18,00 


28,00 

— 

38,00 

— 

50,00 

— 

62,00 

6,50 

77,00 

25,50 

109,00 

44.50 

137,30 

63,50 

159,80 

113,00 

218,30 

158,50 

f 270,00 

257,10 

j 370,00 

513,60 

I 570,00 . J 

839,30 

770.00 ■ 


16,00 

35,00 

84,50 

130,00 

225,80 

470,30 

786,60 


3,00 

10,50 

18,00 

28,00 

38.00 

50.00 

62.00 
92,00 

126,00 

148,50 

_ ■ 

207.00 

260.00 

360.00 

560.00 

760.00 


6,50 

56,00 

101.50 

196.50 

428.50 

735.50 


3,00 

10,50 

18,00 

28.00 

38.00 

50.00 

77.00 

109.00 
137,30 

195.80 

249.80 

350.00 

550.00 

750.00 


27,50 

73,00 

168,00 

388,50 

685,30 


3.Ö0 

10,50 

18,00 

28,00 

38.00 

62.00 
92,00 
126,00 

184.50 

238.50 

340.00 

540.00 

740.00 
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Tabelle A 97 


Die Grenzsteuersätze der Lohnsleuertariie in der Bundesrepublik und in der DDR 
in ausgewähJten Steuer- und Einkommenskiassen 
in */« des versteuerten Monatseinkonunens 


Versteuertes 

Monatseinkommen 

Ledige 

Verheiratete 

mit 1 Kind 

mit 3 Kindern 

mit 5 Kindern 


BRD 1 

DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 1 

DDR 

400 bis 500 


19.0 


24,0 

— 

1 20,0 

— 

15^ 

20,0 

— 


3,0 

500 bis 600 


19,0 


30,0 

14,1 

24,0 . 

— 

— 


15,0 

600 bis 700 


19.0 


34,0 

19,0 

, 30,0 

— 

24.0 1 

— 


20,0 

700 bis 800 


19.0 


22,5 

19,0 

1 34,0 

— 

30,0 1 

— 


24,0 

800 bis 900 


19.7 


22,5 

19,0 

22,5 

16,0 

34,0 

— 


30,0 

900 bis 1 000 


21.5 


22,5 

19,0 

22,5 

19,0 

22,5 

— 


34,0 

1 000 bis l 260 


24.5 


22,5 

19,0 

22,5 

19,0 

22,5 

10.6 


22,5 

1 260 bis 1 500 


28.4 


20,0 

19,0 

21.0 

19,0 

22,1 

19.0 


22.5 

1 500 bis 2 000 


33.1 


20,0 

20,6 

20,0 

19,2 

20,0 1 

19.0 


20,3 

2 000 bis 3 000 


39.6 


20,0 

26,7 

20,0 

24,5 

L 20,0 

22.1 


20,0 

3 000 bis 4 000 


44.0 


20,0 

33,4 

20,0 

31,7 

20,0jJ 

29.7 


20,0 


Quelle: Vgl. Tabelle A 96. 


338 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidcsadie VI/ 1690 


Tabelle A 98 


Die relative Lohnsteuerbelastung in der Bundesrepublik und in der DDR 
in ausgewählten Steuer- und Einkommensklassen 

in Vo des versteuerten Monatseinkommens 


Versteuertes 

Monatseinkommen 

Ledige 

Verheiratete 

mit I Kind 

mit 3 Kindern 

mit 5 Kindern 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 










400 


s.s 

9,5 

— 

4,5 

— 

0,8 

- 

— 

500 


ß.2 

12,4 

— 

7.6 

— 

3,6 

— 

0,6 

600 


10,0 

15,3 

2.4 

10,3 

— 

6,3 

— 

3,0 

700 


tu 

18,0 

4,7 

13,1 

— 

8,9 

— 

5,4 

800 


12,2 

18,6 

6,5 

15,8 

— 

11,5 

— 

7.8 

900 


13,1 

19,0 

7,9 

16,5 

1.8 

14,0 

— 

10.2 

1000 


13,9 

19,4 

9.0 

17,1 

3,5 

14,9 

— 

12,6 

1 260 


16,1 

20,0 

11.1 

18,2 

6,7 

16,4 

2.2 

14,6 

l 500 


18,1 

20,0 

12,3 

18,7 

8.7 

17,3 

4.9 

15,9 

2 000 


21,6 

20,0 

14,4 

19,0 

11,3 

18,0 

B.4 

17,0 

3 000 


27,7 

20,0 

18,5 

19,3 

15.7 

18,7 

13.0 

18,0 

4 000 


31,8 

20,0 

22,2 

19r5 

19,7 

19,0 

17.1 

18.5 





















Quelle: Vgl. Tabelle A 96. 
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TabeUe A 99 


Die Entwidilimg des durdisdinittUdien monatlichen Haushaltseinkommens 
in der Bundesrepublik und in der DDR I960 bis 1967 



DM 

BRD 

19( 

Mark 

DDR 

30 

Brutto = 100 

BRD 1 DDR 

Bnitto-Haushaltseinkommen 

X Direkte Steuern 
• 

X Sozialversidienmgsbeiträge 


1 019 

B3 

57 

"%43 t 
52 

46 

100,0 

8,1 

5,6 

jlöo.ol 
, 6,2 ' 

i ®'®') 

Verfügbares Haushaltseinkommen 


879 

745 1 

86,3 

! 88,4 1 


Quelle: Vgl. Tabellen A 88 und A 89. 
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1964 

1967 

DM 

Mark 

i960 


100 

Brutto 100 

DM 


Mark 


1960» 

100 

Brutto = 100 

BRD 

DDR 

BRD 

1 

DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 


DDR 


BRD 

1 

DDR 

BRD 

1 DDR 

1280 

932 1 

126 


11 t 

100,0 

100,0 

1 473 


1 001 


145 

” ll 9 


100.0 

looTl 

128 

62 

154 

( 

119 

10.0 

6.7 

144 


70 


173 


135 


9.8 

7.0 

71 

50 

125 


109 

5.6 

5.4 

84 


53 


147 

1 

115 


5,7 

5,3 

1081 

1 820 

123 

110 

84,4 

88.0 

1245 

878 


142 

r 

118 


84,5 

' 87,?] 
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Tabelle A 100 


Durchsdinittllches monatliches Haushaltsnettoeinkommen in Arbeiter* und Angesteiitenhaushalten 
der Bundesrepublik und der DDR nadi Haushaltsgrößen 



1900 

1964 

1967 


BRD 

DDR 

BRD 

1 DDR 

BRD 

1 DDR 

• 


in DM/M 




1-Personen-Haushalte 


540 

417 

731 

^43sH| 

857 

486 

2-Personen-Haushalte 


704 

665 

1 

949 

|i 731 

1 109 

i 813 

3-Personen-Haushal te 


825 

839 y 

1 108 

894 

1291 

988 

4-Personen-Haushalte 


947 

913 

1 263 

961 j 

1 464 

! 1 058 

5- und mehr-Personen- 
Haushalte 


1 206 

992 i 

1 590 

1 

992 

1 830 

1 

' 1 120 

Alle Haushalte 


852 

L 

h 758 j 

1 126 

807 

I 307 

' 899 



Alle Haushalte => 100 




1 -Personen-Haushalte 


63,4 

55,0 

64,9 

* 53.9 

65,6 

54,1 

2-Persoiien-Haushalte 


82,6 

87,7 

84,3 

90,6 

84,9 

90,4 

3-Personen-HaushaI te 


06,8 

110.7 

98,4 

110.8 

98,8 

109,9 

4-Personen-Haushalte 


111,2 

120,4 

112,2 

j| 119,1 

112,0 

1 17.7 

5- und mehr-Personen- 
Haushalte 


141,5 

130,9 

141,2 

122,9 

140,0 

; 124,6 

Alle Haushalte 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

i *'00.0 ^ 









Quellen: Berechnung des DIWj StatisUsdic Jahrbücher der DDR. 


343 


Dnid&sadie VI/ 1690 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle A 101 


Das Nettoeinkommen der Arbeiter- und Angestell tenhauahalte in der Bundesrepublik und ln der DDR 
1960 bis 1967 nadi Haushai tsgröße und Einkommensklassen 

in®/p, insgesamt = 100 


Jahr 


Haushalte nach DM/M 

Insgesamt 

Ncttoeinkomniensklassen im Monat 

unter 400 

400 bis 
unter 600 

600 bis 
unter 800 

BRO 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 


1960 

1964 

1967 


1960 

1964 

1967 


Alle Haushalte 



1 -Personen-Haushal te 


2-Personen-Haushalle 


3-Personen*Haushalte 


4-Personen-Haushalte 


100 

1 

100 

7.4 

1.0 

100 

1 

100 

1.4 

0.4 

100 

g 

100 

0.5 

0.1 


5- und mehr-Personen-Haushalte 


100 

13,1 

10.4 

25.1 

23.8 

21.1 

25.2 

1 100 

4.0 

8,1 

13.8 

20.4 

19.1 

23,6 

100 

2.1 

4,9 

8,8 

16,0 

14.8 

1 19,1 


1960 


100 

100 

34.0 

53,8 

36,6 

38,0 

17.1 

1964 


100 

100 

13,5 

47.1 

28,7 

42,7 

27.1 

1967 


100 

100 

8,1 

. 31.5 

21,1 

50,3 

25.2 




1960 


100 

100 

17,0 

9.0 

31.5 

34,0 

24,7 

1964 


100 

100 

5,0 

5.5 

17,8 

28,7 

23,3 

1967 


100 

100 

2.8 

2.2 

11.5 

22,1 

18,5 


6,2 

8.1 

14,8 


30,3 I 

29.5 

26.7 


1960 


100 

100 

11,1 

1.9 

25,3 

17,7 

23,2 

1964 


100 

100 

2.7 

0.9 

12.4 

12,8 

19.3 

1967 


100 


1,2 

0,3 

7.5 

7.0 

14,1 


27,6 

18,1 



1960 


100 

100 

3.3 

0.5 

12,4 1 

9,8 

15,8 

25.0 

1964 


100 

100 

0.4 

0,3 

4,3 

6,8 

9.5 

23,6 

1967 


100 

1 100 

0.0 


2.2 

2,2 

6.4 

13,9 


Quelle; Vgl. Tab. A 100. 
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Haushalte nach DM f M 


Nettoeinkommensklassen im Monat 


800 bU 
unter 1000 

1000 bi« 
unter 1200 

1200 bis 
unter 1500 

1500 und mehr 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 

BRD 1 DDR 



Alle Haushalte 


21.9 j 
24,4 * 

9.5 

i 10,8 


9,3 

5,6 

12,3 

13,8 


13,2 

6,8 

24.1 


19,8 


14.8 

11,6 


9,5 

21,0 

30,0 


2 , 

2,9 

4,5 


9 I 


* l-Personen-Haushalte 


5,9 

1,3 ' 

2,7 

0,2 

2.1 


0.3 ] 

1.6 

14,3 

1 1.3 il 

6,9 

0,5 

5.4 


Jl 

4,2 

18,9 

1 

\ 

10,6 

0,4 

8,5 

i- — s 


0,3 

7,6 


0,2 
0,2 
t 0,2 


1 


2-Personea-Haushalte 


11,3 

18,8 

6.4 

5.6 

T 

5.1 

1.7 

4.0 

0.6 j 

19,8 

23,7 

12,5 

9,0 

10,8 

2.8 

10,0 

0.8 

19,5 

1 26.7 

15,1 

15,2 

14,3 

1 

5.5 1 

18,3 

1.5 


S-Persoaen-Haushalte 


14.1 

29,3 

10,4 

15,1 

' 8,9 

6,6 

6,9 

18,3 

31,3 

14,0 

18,7 

14,7 

8,7 

18,7 

17,2 

29,7 

14,8 

25,5 

16,6 

J 

15,0 

28,6 




4*Personen-Hau^alte 


14,1 

'28.6 1 

12,4 

17,2 

12,5 

10,4 

11.5 

16,2 

29.2 1 

13,8 

19,9 

16,5 

11,8 

27,3 

14,3 

27,1 

13,4 

1 27,5 

17,3 

17,5 

38,8 


1,7 

2.9 

4.4 



5- und mehT-Personen>Haushalte 


13,6 

1 24.4 


13,1 

16,8 

17,0 

11,3 

28,1 


11,3 

20.7 1 

16,5 

9.1 

1 1 


9.7 

Lj^ 

14,3 


14.1 

13.3 

22,5 


24,8 

46,6 

58,2 


9.4 

7.3 

11,3 
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Tabelle A 102 


Verbrauc/ierpre/ae in der Bundesrepubiiic und in der DDR 1962 und 1969 
Nahrungs- und Genußmittel 





1962 

Mitte 1969 

DM 

= 100 

Warenart 

Einheit 


DM 

M 

DM 

M 

1967 

Mitte 

1969 

Kartoffeln ' 

5 kg 


1.74 

0.05 

1,90 

0,85 

49 

45 

Mohrrüben ^ 

1 kg 


l.Ol 

0,50 

0.97 

0,49 

50 

51 

Rotkohl ' 

1 kg 


0,78 

0,44 

0.89 

0,49 

56 

55 

Äpfel, inländische mittlere Güte ^ 

1kg 


1.12 

1,S8 

0.80 

1,77 

les 

221 

Zitronen ' 

1 kg 


1,49. 

5,00 

1,87 

5,00 

336 

267 

Marmelade, Einfrucht je Glas 

450 g 


1.14 

1,08 

1,17 

1,08 

95 

92 

Weizenmehl Type W 405 

1 kg 


1,04 

1,32 

1,04 

1,32 

127 

127 

Haferflodcen, lose 

1kg 


1.30 

0,98 

1.48 

0,98 

75 

66 

Weidiweizengrieß * 

Ikg 


1,04 

1,34 

1,44 

1,34 

129 

93 

Eiemudeln, verpadtt 

1 kg 


2.67 

2,80 

3.09 

2,80 

105 

91 

Roggen-Mischbrot 

1 kg 


0,88 

0,52 

1.18 

j 0,52 

' 1,00 

59 

44 

Weißbrot 

1 kg 


1,24 

1,00 

1,56 

81 

64 

Weizenkleingebäck * 

tkg 

1 

1.78 

1.00 

2.13 

1,00 

56 

47 

Zucker, Raffinade, gepackt 

1 kg 

1 

1,23' 

1,64 

1,21 

1,64 

133 

136 

Schokolade, Vollmilch 

100 g 


1,12 

3,85 

0.60 

3,85 

344 

431 

Kakagpulver 

125 g 


l.qs 

4.00 

1,04 

4,00 

361 

385 

Rindfleisdi zum Schmoren 

1kg 


7.62 

9.80 

9,74 

9,80 

129 

101 

Schweinekotelett 

1 kg 


7,06 

8,00 

7,88 

8.00 

113 

102 

Schweinebauch 

1 kg 


4,24* 

4,60 

3,97 

4,60 

108 

116 

Brathähnchen, tiefgekühlt - 

tkg 


. 


3.98 

4.75 

» 

119 

Mettwurst, Draunschweiger 

t kg 


6,03 

6.80 

6,97 

j 6,80 

113 

98 

Trinkvollmilch in Flaschen * 

V*1 


0,29 

0,36 

0,37 

0,36 

124 

97 

Käse, T. 

Edamer oder Gouda 

t kg 


4,66 

10.00 

6.48 

) 10,00 

215 

154 

Deutsche Markenbutter 

1 kg 


7.21 

tfl,00 

7,72, 

10,00 

139 

130 

Schweineschmalz, inländisch 

1 kg 


2,54 

3il0 

2.08' 

3,10 

122^ 

149 

Margarine, Spitzensorte 

1 kg 


2,20 

4.00 

2,52 

4.00 

182 

159 

Eier 

1 Stück 


0,20 

0,37 

0,20 

0,36 

185 

lao 

Orangensaft 

•/l Dose 


. 

. 

0,92 

2,50 

r 

272 

Fruchtsaftgetränke, kohlensäurehaltig 

tl 


b 


1.07 

0,90 


84 

Rauchtabak, Feinschnitt 

50g 


1.25i, 

3,00 

1.50 

3.00 

240 

200 

Filterzigaretten, mittlere 

10 Stück 


0,83 

1.60 

0.91 

1.60 

193 

176 

Weinbrand 3ö Ve* 

0,71 


6.06, 

17,50 

6.40 

17.50 

290 

225 

Flaschenbier 

1 I 


1.24 

l.SO 

1,24 

1,50 

121 

121 

Röstkaffee 

1 kg 


17.19 

70,00 

15,56' 

70.00 

407 

450 

Tee 

50 g 


1,20 

1,20 

1,32 

1,20 

100 

91 

Schaumwein * 

1 Flasche 


• 

* 

6.83 

21,00 


303 


* Für 1969 JahiesdurdbsduiUtsprelä. 

* Niditamtüdie Preisbeobacbtuagen. 

» In der DDR ^5 V». in der BRD 3 FettgehalL 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Fadiserie M, Preise, Lohne > Wir tsdhaftaredmungen, Reihe 6 * 
Staüslisdtes Jahrbuch der DDR, 1970* 
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Tabelle A 103 


Verbraucherpreise in der Bundesrepublik und in der DDR 1962 und 1969 
Sonstige Konsumwaren 



1962 

Mitte 1969 

DM’ 

» 100 

Warenart 

DM 

M 

DM 

M 

1962 

Mitte 

1969 

Leder- und Textilerzeugnisse 


: 






Herrenstraßensdhuhe, Rindbox« Gummisohle 


30,75 

42,25 

35,10 

1 41.75 

137 

119 

Damensporthalbschuhe. Rindbox, Gummisohle 


24,90 1 

40,80 

29,50 

40,55 

164 

138 

Kinderhalbschuhe, Rindbox, Gummisohle 


21,40 

16,30 

25,10 

16,30 

76 

65 

Schulranzen, Vollrindleder 


19,35 

28,50 

23,10 

25,50* 

147 

110 

Diplomatenmappe aus Rindleder 


42,00 

111,25 

45,50 

111,25 

265 

245 

Herrenanzug, zweiteilig, einreihig, 
Kunstfasermischgewebe 


129,00 

188,00* 

■ 139,00 

1 188,00 

146 

135 

Herren-Einzelhose, Cord 

Damenkleiderstoff, Kunstfaser mit Wolle, 


# 

• 

27,50 

54.30 

• 

198 

140 cm breit * 


14,60 

, 29,40 

16,00 

29,40 

201 

184 

Damenkleid, Mischgewebe 


. 

, 

56,00 

79,20 

• 

141 

Knabenanzug, Wolle 


66,80 

1 59,20 
' 13,80 

78,00 

59,20 

89 

76 

Mädchenkleid, Baumwolle 


13,20 

13,90 

1 13,80 

105 

99 

Arbeitsanzug, Baumwollköper 


20,40 1 

18,75 

23,30 

19,35 

92 

83 

Herrenoberhemd, Kunstfaser 


22,80 1 

75,00 

22,00 

75,00 

329 

340 

Herrenoberhemd. Baumwolle 


22,50 

45,00 

24,20 

45,00 

200 

186 

Herrenunterhose, lang, Baumwolle 


5,70 1 

6,50 

7,00 

6,50 

114 

93 

Damengarnitur, zweiteilig, Kunstfaser 


9,75 1 

27,70 I 

10,70 

27,70 

284 

259 

Damengarnitur, zweiteilig, Baumwolle 


5,95 

7,25 

7,00 

7,25 

122 

104 

Damenstrümpfe, ohne Naht, 20 den 


2,65 

11,60 

2,50 

7.47 

438 

299 

Herrensocken, Kräuselkrepp 


3,10 

7,45 

3,30 

7,45 

240 

226 

Geschirrtuch, Halbleinen 

1,65 

3,50 

1,83 

3,50 

212 

191 

Frottierhandtuch 

. 

t 

4,00 1 

7,50 

. 

188 

Bettlaken * 


1 10,18 

17,40 

11,23 

17.40 

171 

155 

Sonstige Industiieerzeugnlsse 

Braunkohlenbriketts, frei käuflich, 50 kg 


^4,86 

3,66 

6,09 

4,10 

75 

67 

Braunkohlenbriketts, bewirtschaftet, 50 kg 


4,86 

1,70 

6,09 

1,70 

35 

28 

Grobwaschmittel, Kleinpackung, 1 kg 


4,18 

3,00 

4,13 

3,00 

72 

73 

Feinwaschmittel, Kleinpackung, 1 kg 


6,48 

8,33 

6,88 

8,33 

128 

121 

Haushaltskonservenglas, ohne Ring, l l 


0,74 

0,46 

0,75 

0,46 

62 

61 

Eßbesteck aus rostfreiem Stahl, einfach 


6,57 

13,13 

7,50 

13,65 

200 

182 

Porzellanteller, tief, 24 cm 0, einfach 


1,24 

1,40 

1,46 

1,40 

130 

96 

Bratpfanne, 20 cm 0, Teflon beschichtet 


• 

« 

16,50 

24,20 

. 

147 

Haushai tseüner. Plastik, 10 1 


3,17 

• 1 

2,13 

8,80 

• 

413 

Glühlampe, 40 W 


1,00 

1,00 1 

UO 

1,00 

100 

83 

Schlosserhammer ^ 


3,15 

2,35 

3,68 

2,95 

75 

80 

Reglerbügeleisen. Kontrollampe und 
Einstellskala, leichte Ausführung 


28,25 

1 

33,60 i 

24,60 

35,50 

119 

144 


‘ Schweinsleder. 

* 1963. 

* BRD: 35 Vo reine Schurwolle; DDR: 45 Vo Streichgamwolle. 

* BRD: Haustuch, schwere Qualität, 150X250 cm; DDR: Baumwolle, 140 X 230 cm. 
’ BRD: Stiel poliert. 
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noch Tabelle A 103 


Verbraucherpreise in der Bundesrepublik und in der DDR 1962 und 1969 
Sonstige Konsumwaren 



1962 1 

1 Mitte 1969 

DM« 100 

Warenart 

DM 

M 

DM 

M 

1962 

Mine 

1969 


noch: Sonstige Industrieerzeugnisse 
Einzelheit aus Holz, Stahlfederrahmen 
Küchensdirank • 

Kleiderschrank * 

Fahrbarer Staubsauger, WS 900 mm 
Fahrbarer Staubsauger, 300 — ^350 W 
Küchenmaschine. Handmixer 
Elektroherd, 3 Kochplatten 
Kühlschrank ^ 

Fernsehempfänger, 59 cm Bildröhre * 
Koffer-Rundfunkgerät, Transistor • 
Schallplatte, 30 cm Langspielplatte 
Fotoapparat • 

Kleinbildfilm. 36 Aufnahmen. schwarz-weiB 
Tageszeitung, Abonnement 
Herrenfahrrad, Markenware 
Fahrradbereifung, komplett 

Personenkraftwagen, 500 — 900 ccm Hubraum 
Trabant / Fiat*Jagst 

Benzin, 1 1 

Kleinschrei bmaschine 

Damenarmbanduhr, 17 Steine, 
Doublögehäuse mit Edelstahlboden 

Elektrischer Rasierapparat 



n 

116,10 


. 1 

480,00 

. 

* 

181,00 

. 

1 235,00 1 


180,00 

159,00 

. 


48,50 

340,00 

630,00*^ 

295,00 

380,00 

1350,00* 

301.00 

780,00 

2050ToO* 

564,00 

» 


85,00 



16,46 


1 

« 

98,00 

. 

. 2.15 

2,90 

4,65 

f 3,50 

5,93 

154,00 

1 242,00 
23,30 1 

1 

159,00 

15,28 

16,90 

. 

W 

3 400,00 



0,57 

210,00 

i 423,00 

205.00 

66,60 

1 138,20 

70,50 

. 

, 



129,00i 

572.00 

> 340,00 ‘ 

195.00 


'I 


98.00 

642.00 
1 250,00 
1760,00 

187.00 

12.00 

106.00 
2,15 
3,50 

242.00 

23,30 

i 7 850,00 


4 


1,40 

430.00 

1^,00 

105.00 i 


. 111 
119 
188 

131 123 

202 
185 218 

355 415 

263 312 

220 

73 
108 

74 
59 

152 


75 

157 


152 138 


231 

246 

210 


201 


208 191 

128 


* Vergleichbare Modelle nach Versand katalogen. 

^ BRD: mit Tiefkühlfach und automatischer Temperaturregelung, ISO h DDR: ohne Tiefkühlfach. 1963 » 1401, 1969 ^ 1301. 
^ 1963 ~ 53 cmi Bildröhre. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie M, Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnungen, Reihe 6; 

Statistisches Jahrbuch der DDR, 1970. 

Um das Bild Über die einzelnen Warengruppen zu vervollständigen, wurden auch nichtamtliche Preisangaben 
herangezogen, vorwiegend aus Versandhauskatalogen (BRD: Neckennann, Quelle, Otto und Wirth; DDR: 
HO imd Konsum). 
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Tabelle A 104 


VerbTQucheTpreise in der ßundesrepubiiJc und in der DDR 1962 und 1969 
D/ensl/ei5fiingen 



1 

1962 

Milte 1969 

DM = 100 i 


Einheit 

DM 

M 

DM 

M 

1962 

Mitte 1 
1969 

Elektrischer Strom 
einsdiließlidh Grundgebühr 

23 kWh 

5,08 

3,84 

6,69 

3,84 

68 

57 

Eisenbalinfalirti 2. Klasse, Personenzug 

50 km 

4,00 

4,00 I 

, 4,25 

1 4,00 

100 

94 

Eisenbahnwochenkarte, 2. Klasse 

15 km 

7,20 

2,50 

9.00 

2,50 

35 

28 

Straßenbahn- oder 0-Busfahrt 

1 Fahrt 

0.43 

0,20 

0,65 

0,20 

47 

31 

Porto Xür Brief im Fernverkehr 

Imal 

0,20 

0,20 
* 0,10 

0,30 

0,20 

100 

67 

Porto für Postkarte im Fernverkehr 

Imal 

0,10 

0,20 

0,10 

100 

50 

Ortsgespräch von einer 
öffentlichen Sprechstelle 

1 Gespräch 

0,20 

0,20 

0,20 

0,20 

100 

100 

Ton- und Femseh-Rundfunkgebühr 

\ Gebühr 

7,00 

5,50' 

7,00 

7,00 

79 

100 

Kinovorstellung, aweilbiUigster Platz 

t Karte 

1.72 

1,00 

2,89 

1.06 

SS 

37 

Entwicklung eines Schwarz-weiß- 
RoUfilms 6^9 

Imal 

a 

0,50 

0.90 

0,50 


55 

Reinigung eines Herrenaii:2ugs, 2teUig 

tmal 

7,20 

5,75 

7,85 

5,75 

80 

73 

Herren-Haarsdmilt, halblang 

Imal 

2.10 

0,90* 

3,30 

0,90 

43 

27 

Reparatur von Sohlen an HenrensdiuheQi 
Leder, einschließlich Material 

Imal 

6,90 

5,77 

7.95 

5,77 

84 

73 


* Während des Jahres wurde die Femseh^RimcIfanlc geblüht von 2,00 M auf 5,00 M erhöht 

* Preisstufe 11; Ost-Berlin 2 1,40 M. 

Quellen: Staüslisdies Bundesamt Fachserie M, Preise, Löhne, Wirtsdio/lsredurnngen, Reihe 6| 
Statistisches Jahrbuch der DDR, 1070. 
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Tabelle A 105 


Jährliche Versorgung ^ mil ausgewählten Konsumgütern in der Bundesrepublik und in der DDR 
1960 und 1968 

Mengen Je Einwohner 



Einheit 

BRD 

DDR 

DDR in Vg 
der BRD 

1960 ) 

1968 

I960 1 

1968 

1960 1 

1968 

Nahrungsmittel 









Rind- und Kalbfleisch 

kg 


19,5 

23,0 

17,5 

18,4 

90 

80 

Schweinefleisch 

kg 


30,9 

37,7 

33,3 

39,0 

108 

103 

Geflügel 

kg 


3,9 

7,1 

3,7 

4,6 

95 

65 

Eier 

Stück 


228 

254 

197 

220 

86 

87 

Milch 

1 


112,7 

104,0 

94,5 

99,2 

84 

95 

Fette (in Fettwert) 

kg 


2S.I 

25,5 

k 27,4 

28,2 

109 

111 

darunter 

kg 




F 




Butter 

kg 


6,4 

7.1 

^10,4 

10,8 

163 

152 

Pflanzliche und tierische 






1 



Fette 

kg 


12.8 

12,5 

9,3 

8.61 

73 

69 

Margarine 

kg 


8,4 

7.4 

8,2 

8,8 1 

1 98 

119 

Getreideerzeugnisse 

kg 


81,7 

68,9 

1 99.2 

95,0 1 

‘ 121 

138 

Kartoffeln 

kg 


133,0 

110,0 

173,9 

150,0 1 

131 

136 

Gemüse (frisch) 

kg 


45,8 

62,9 

48,0 

56.7 

105 

90 

Frischobst 

kg 


61,2 

90,0 

k 61.1 

39,1 ' 

' 100 

43 

Südfrüchte 

kg 


18,2 

20.9* 

^ 7.1 

11.2 

39 

54 

Zucker 




1 





und Zuckererzeugnisse 

kg 


28,6 

32,3 

29,3 

32,9- 

. 102 

102 

Genußmittel 






4 



Bohnenkaffee (geröstet) 

kg 


2,9 

4,1 

1.1 

2,0 1 

1 38 

49 

Spirituosen (100 ®/o Alkohol) 

1 


1,9 

2.6 

1.4 

2.2 j 

1 

85 

Bier 

1 


94,9 

129,4 

79,5 

86,3 1 

1 84 

67 

Wein und Sekt 

1 


• 

15,2 

3.2 

4.6 1 

1 • 

30 

Zigaretten 

Stück 


1 282 

1753 

1 069 

1 201 

83 

69 

Industriewaren 









Schuhe 

Paar 


3,0 

3,8 

3.0* 

3i»* 

100 

89 

Rundfunk- und 

je 1000 








Fernsehempfänger 

der Bevölkerung 


85,2 

92,8" 

72,8 

68,1 

85 

73 

Pkw 

Je 1000 









der Bevölkerung 


18,4 

22,8 

3.4 

6.2 

18 

27 

Fotoapparate 

Je 1000 









der Bevölkerung 


15,7 

16,3 

15 

19 * 

96 

117 


^ Im jeweiligen Jahr im Inland zur Verfügung gestellte Mengen. 
* GeschStzl. 


Quellen: Statistisches Bundesamt. Statistisdies Jahrbuch der BRD 1969} Jahresbericht 1968 der Kaffeegroßröster und 
-importeurei 

Statistisches Jahrbuch der DDR 1970. 
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Tabelle A 106 


Kalorien- und Nährwertgehalt des Nahrungsmittelverbrauchs 
in der Bundesrepublik und in der DDR 1968 


Verzehr von Nährwerten je Kopf und Tag 


BRD 

DDR 

Kalorien ^ 


■ - — 1 


Gesamtverbrauch in kcal. 


2 957 

3106 

DDR in Vo der BRD 


100,0 

105,0 

Eiweiß 




Gesamtverbrauch in g 


60.5 

77,7 

DDR ln ®/« der BRD 


100.0 

96,5 

Hiervon 




Eiweiß tierischer Herkunft in g 


51,6 

42,9 

Ln ®/o 


64,1 

55,2 

DDR in Voder BRD 


100,0 

83,1 

Reinfett in g 


135,7 

130,8 

DDR in ®/o der BRD 


100,0 

96,4 

Kohlehydrate in g 


353,5 

404,0 

DDR in Vo der BRD 


100,0 

114,3 


* Einheitlidi nach der z. T auf deutsche Verhältnisse abgestellten Nährwerttabelle der 
FAO'(Food Composition Tables for International Use) 1949, berechnet. 

Quellen: Stal. Monatsbericht des BML, Dezember 1969; Stau Jahrbuch über ELuF der 
BRD 1964. 

Statistisches Jahrbuch der DDR 1969; R-K. Gräfe und H. £. Schmidt: Emäh- 
ningsatlas der DDR 1967. 
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Tabelle A 107 


AüsatQttimg der HauBballe mit langlebigen Konsumgätern nach Etnkommensgruppen 

in der Bundesrepublik und in der DDR J969 
Bestandszahlen je 100 Haushalte 


Konsiuagüter 

BRD 

DDR 

gesamt 

EtnJcQEpinciisgrupperi 

gesamt 

El» bommensgroiip an 

lunteia 1 

nütUet« t 

Obere 

untere ( 

mlitlBJ« 1 

1 obere 

Personenkraftwagen 


47 

18 

52 

83 

14 

3 

25 

44 

Motorrad oder Moped 


7 

4 

7 

G 

40 

16 

47 

43 

Fahrrad 


80 

1 

57 

96 

96 

- 

43 

73 

72 

Fernsehgerät 


I 73 

63 

80 

80 

66 

66 

95 

99 

Radio 


91 

84 

92 

97 

92 

88 

91 

93 

Plattenspieler 


32 

21 

35 

47 


5 

21 

42 

Tonbandgerät 


19 

9 

21 

33 

m 

2 

15 

23 

Fotoapparat 


07 

37 

80 

97 


22 

72 

84 

Sdimaifilmkamera 


5 

1 

4 

tl 

T 

1 

5 

13 

Diaprojektor 


15 

5 

16 

29 


1 

12 

25 

Kühlsdiiank 


84 

71 

92 

95 

48 

30 

78 

86 

Elektrische Wasdimasdiine 


61 

4\ 

69 

78 

48 

36 

76 

83 

ELektrisdie Nähmasdiine 


26 

15 

30 

38 

* 

3 

12 

17 

Mechanische Nähmaschine 


37 

38 

35 

33 

• 

58 

50 

57 

Staubsauger 


84 

72 

90 

95 

« 

64 

89 

94 

Elektrische Küchenmaschine 


26 

U 

29 

40 

fr 

8 

34 

44 











Quellens StstisÜsdies Bundesamt, Fadiserie Reihe 18, 1/1969; 

Statistisches Jahrbuch der DDR 1970i S« 355 1. * 
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Tabelle A 108 


Barieislungen zur Soziaien Sidierung in der Bundesrepublik und in der DDR 1965 bis 7969 



BRD 



DDR 




1965 1 

1960 

1 1967 

1968 1 

1969» 

1965 

1 1968 

1 1967 

1 1968 

1 1969 



in MilL DM 



in Mill. Mark 


Renten 


«735 

43 Ö92 

48 800 

53145 

58 527 

6 804 

7 107 

7374 

7 970 

8661 

Kurzfristige Leistungen bei 
Krankheit, Mutterschaft, 
Unfall 


5 005 

5 563 

5 102 

5548 

5 860 

1 288 

1270 

1 266 

1 360 

1 435 

Familienleistungen 


4 376 

4 553 

4 288 

4 246 

4 345 

1 281 

1 283 

1 318 

1372 

J 424 

Arbeitslosenversicheriuig 


852 

763 

2020 

1 752 

1 480 

— 

— 

— 

— 

— 

Kriegsopferversorgung, 

LAG 


6.976 

7 071 

7 568 

7 492 

7 360 

170 

160 

150 

147 

140 

Sozialhilfe 


1 008 

1 115 

1 176 

1 176 

I 200 

97 

90 

83 

87 

81 

Sonstige Übertragungen 


816 

1 059 

1 130 

1 084 

,I 17t 

221 

172 

175 

177 

165 

Insgesamt 


ff 768 

64 016 

70 084 

74 443 

79 943 

9 861 

10 082 

10 366 

11 122 

11 906 




1965 = 100 







Renten 


100 

110,5 

122,8 

133,7 

“1 

147,3 

too 

104,5 

108,4 

117,3 

127,3 

Kurzfristige Leistungen bei 
Krankheit, Mutlersdiaft, 
Unfall 


100 

111,1 

101,9 

1 10,8 

U7.1 

100 

98,6 

98.3 

105,6 

111,4 

Familienleistungen 


100 

104.0 

98,0 

97,0 

99,3 

too 

101,0 

103,8 

108,0 

112,1 

Arbeitslosenversicherung 


100 

89,5 

236,9 

205.5 

173,6 

— 

— 

— 

— 

— 

Kriegsopferversorgung, 

LAG 


100 

101.3 

108,4 

107,4 

105,5 

100 

94.1 

88,2 

86*4 

82,3 

Sozialhilfe 


too 

110,6 

116:7 

116.7 

119.0 

100 

92,7 

85.5 

89.6 

83.4 

Sonstige Übertragungen 


100 

129,7 

138,4 

132,8 

143,4 

100 

77,7 

79,1 

80*0 

74,6 

Insgesamt 


100 

108.9 

M9,3 

126.7 

136,0 1 

100 

106,9 

lCfö.9 

117,9 

126,3 




•/e, insgesamt ^ 

löo 






Renten 


67, ö 

68,6 

69,6 


73,2 ^ 

69,0 

70,5 

71.1 

71,8 

72,7 

Kurzfristige Leistungen bei 
KrankheiL MuUerschafL 
Unfall 


8,5 

8,7 

7,3 

7,4 

7,3 

13,? 

12,6 

12,2 

12,2 

12,0 

Familienleistungen 


7.5 

7,1 

6,1 

5,7 

5,4 

?3,Ö 

12,7 

12,7 

12,3 

12.0 

Arbeitslosenversicherung 


1.4 

1,2 

2,9 

2,3 

1,9 

1, 

— 

— 

— 

— 

— 

Kriegsopferversorgtmg, 

LAG 


71,9 

11,0 

10,8 

10,1 

9,2 

' 

1,7 

1,6 

1,5 

1,3 

1,2 

Sozialhilfe 


1,7 

1,7 

1,7 

1,6 

14 


1 1,0 

0.9 

0,8 

0,8 

0.7 

Sonstige Übertragungen 


i '•' 

1.7 

1,6 

1,5 

1.5 


2,2 

1.7 

1,7 

1,6 

1.4 

Insgesamt 


i 700,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

‘ 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 






-- ^ 




— - 



* Vorläufig. 

Quellen: Sozialbericht 1970, Bundesiags-Drucksadie VI/643. 
Statistische Jabrbädter der DDR. 
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Tabelle A 109 


Sachleistungen und sonstige Auiwendungen für die Sozioie Sicherung 
in der Bundesrepubiik und in der DDR 1965 bis 1969 



BRD 

DDR* 


1965 1 

1966 

1 1967 

1 1968 

1 1969 > 

1965 1 

1966 1 

1 1967 1 

1968 1 

1969 




in Mill. DM 



ln Mill. Mark 


Sozialversicherung 


12 782 

14 8B6 

16335 

18 074 

20 092 

\354O 

3553 

3 803 

4008 

4 257 

Kriegsopferversorgung 


404 

355 

559 

518 

528 

J 





Sozialhilfe 


I 257 

1 371 

1544 

1 660 

1800 

140 

140 

140 

145 

150 

Jugendhilfe 


! 663 

747 

799 

860 

940 

421 

439 

470 

490 

494 

öffentlicher Gesundheits- 












dienst 


644 

ii— - ■ 

686 

708 

759 

806 1 

306 

296 

279 

279 

277 

Sachleistungen insgesamt 


r 

»750 

18 045 

19945 

21 871 

- - i 

24 166 

4 407 

4 428 

4 692 

4922 

5178 

Verwaltungskosten 


I 3397 

3 737 

i.3968 

4 121 

4 463 

• 

• 

• 

• 

( 

Gesamtaufwendungen 

1 

||9 147 

21 782 

23 913 

25 992 

28 629 ‘ 

4 407 

4 428 

4 692 

4 922 

5178 


1965 = 100 


Sozialversicherung 


I 100 

116.5 

127,8 

141,4 

157.2 

] 100 

100,3 

107,4 

113,2 

12oi? 

Kriegsopferversorgung 


: 100 

87,9 

138,4 

128,2 

130,7 






Sozialhilfe 


1 100 

109,1 

122.8 

132,1 

143,2 

100 

100,0 

100,0 

103,6 

107,1 

Jugendhilfe 


100 

1 

112.6 

120,5 

129,7 

141,8 

100 

104,3 

111,6 

116,4 

117,3] 

öffentlicher Gesundheits- 


1 

f 









.1 

dienst 


, 100 

1 

106,5 

109,9 

117,8 

125,1 

100 

96,7 

91,1 

91,1 

90,5 

Sachleistungen insgesamt 


100 

114,6 

126,6 

138,9 

153,4 

100 

100,5 

106,5 

111,7 

117,5 

Verwaltungskosten 


100 

109,9 

116,8 

121.3 

131,3 j 

— 

— 

— 

— 

— 

Gesamtaufwendungen 

1 

100 

113.8 

124.9 

135,7 

149,5 

100 

100.5 

106,5 

111.7 

117.5 


in ®/0, insgesamt = 100 


Sozialversicherüng 

Kriegsopferversorgimg 


8t, 1 

2.6 

82,5 

2.0 

81.0 

2.8 

82ß 

2.4 

83.1 

2,2 

1 BOß 

BOß 

Bl,t 

B1.4 

B2ß 

Sozialhilfe 


8.0 

7,6 

7.7 

7.6 

7.5 

3ß 

3,2 

3.0 

2.9 

2.9 

Jugendhiife 


4.2 

4.1 

4.0 

3,9 

3,9 

9.6 

9J9 

10.0 

10,0 

9.5 

öffentlicher Gesundheits- 
dienst 


4,t 

3J8 

3.6 

3,5 

3,3 

6.9 

6,7 

5ß 

5,7 

5.4 

.1 

Sachleistungen insgesamt 


lOOfi 

m.o 

100,0 

100,0 

100,0 1 

1 100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


* Vorläufig. 

* Für die DDR sind die Verwaltungskosten nicht getrennt zu ermitteln. Sie sind zumindest teilweise in den Leistimgsaufwendut 
gen enthalten. 

Quellen: Sozialberidit 1970, Bundestags-Drucksache VI/643. 

Statistische Jahrbücher der DDRj Richter-Reichert, Die materiellen staatlichen Leistungen der Sozialfürsorge 
der DDR, Berlin 1970. S. 31. 
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Tabelle A 110 


Finanzierung der Sozialen Siäierung in der .Bundesrepubük und in der DDJ? 1965 bis 1969 



BRD 

DDR 


1965 1 

1966 

1 1967 

1968 

1 1969 

1965 1 

1966 

1 1967 

1 1968 1 

1969 



Ausgaben (in MilL DM) 



Ausgaben (in MilL M) 


Barleistungen 


M768 

64 016 

70 084 

74 443 

79 943 

9B61 

10 082 

10 366 

11 122 

11 906 

Sachleistungen 


15750 

18 045 

19945 

21 871 

24 166 

4 407 

4 428 

4 692 

4 922 

5 178 

Reinausgaben 
für Leistungen 


74 SIS 

82 061 

90 0^ 

96 314 

104 109 

ujäS 

14 510 

15058 

16 044 

1 

17084 

■ 

Verwaltung 


3 397 

3 737 

39m 

4 121 

4 463 1 


* 


• 

Reinausgaben insgesamt 


77 915 

85 798 

93997 

100 435 

108572 

14 268 

14510 

15058 

16 044 

17 084 



Einnahmen (in MilL DM) 



Einnahmen (in MilL M) 


Beitragseinnahmen 


42 217 

46 678 

47 675 

53 581 

60 857 

? 775 7 933 

B 181 

8361 

8 537 

Dffentlidie Mittel 


35 046 

37784 

40 292 

40739 

42 865 

6 493 

6577 

6B77 

7683 

8 547 

Vermögenserträge und 
sonstige Mittel 


4 339 

4 699 

4 803 

4 783 

4 620 

- 

.< 

* 

• 


Gesamteinnahmen * 


81 ß02 

89161 

92 770 

99103 

108342 

14 268 

14 510 

15 058 

16 044 

17 084 

übersdiuß(+), Defizit (—) 


»3687 

+3 363 

-1 227 

-1 332 

-230 

• 

r 

• 

• 





Ausgaben (1965 

= 100) 






Barleistungen 


100 

108,9 

119,3 

126,7 

136,0 

too 

102,2 

105,1 

1 12,8 

120,7 

Sachleistungen 


100 

114,6 

126,6 

138,9 

153,4 

100 

100,5 

106,5 

111,7 

117.5 

Reinausgaben 
für Leistungen 


100 

110,1 

120,8 

129,2 

139,7 

lOö 

101.7 

105,5 

112,4 

119.7 

Verwaltung 


100 

109,9 

116,8 

121,3 

131,3 

. 

. 

. 

* 


Reinausgaben insgesamt 


100 

110,1 

120,6 

123.9 

139,3 

100 

101,7 

105,5 

112,4 

119,7 




Einnahmen (1965 = 100) 






Beitragseinnahmen 


100 

110,6 

112,9 

125,9 

144,1 

100 

102,0 

105,2 

107,5 

1093 

öffentliche Mittel 


100 

107.8 

114,9 

116,2 

122,3 

100 

101,3 

105,9 

118,3 

131,6 

Vermögenserträge und 
sonstige Mittel 


100 

110.? 

113,1 

112,7 

108,8 


• 




Gesamteinnahmen 


100 

109.3 

113.7 

121,4 

132,8 

too 

101.7 

105,5 

112,4 

119,7 




Ausgabenstniktur In ^/o 






Barleistungen 


70.9 

78,0 

77,8 

77,3 

17 fi 

69, J 

69,5 


69.3 

69.7 

Sachleistungen 


21,1 

22,0 

22,2 

22,7 

23,0 

30ß 

30,5 

Bt,2 

30.7 

30,3 




Einnahmenstruktur ln 






Beitragseinnahmen 


51,7 

S24 

5M 

54, J 

S0J2 

64,5 

54,7 

54:3 

52.1 

50.0 

öffentliche Mittel 


43.0 

42.4 

43.4 

47.1 

39fi 

45.5 

45,3 

45,7 

47.9 

50.0 

Vermögenserträge 


5.3 

5.3 

5J2 

4.8 

4.2 

1 

1 

• 

4 

■ 

■ 


' Ohne VerrechBüngen ^ ReihelnnahiDen, 

Quellen: Vergleiche Tabellen A 108 und A109 sowie Angaben über den Staatshaushalt ln Gesetzblätlem der DDR, 
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Tabelle A 1 1 1 


Ausgewählte Kennzifiern zum Vergleidi der Sozialen Sidrerung 
in der Bundesrepublik und in der DDR 

Ausgaben und Einnahmen in des Bruttosozialprodukts < 



BRD 

DDR 


1965 1 

1966 1 

1967 1 

1968 1 

1969 

1965 1 

1966 1 

1967 I 

1968 1 

1969 










— 


■■ 

Bruttosozialprodukt 












in Mrd. DM/M ‘ 


460,4 

490,7 

494,6 

538,5 

601jg 

111,5 

117,1 

123,5 

130.5 

137,8 

Ausgaben 












Barleistungen 


12,8 

13,0 

14,2 

13,8 


!| 8.8 

8,6 

8,4 

8.5 

8,6 

darunter 












Renten 


8.6 

8.9 

9,9 

9.9 

«s 

6,1 

6.1 

6.0 

6,1 

6.3 

Kurzfristige Geldleistungen 












bei Krankheit, Mutterschaft, 












Unfall * 


1.1 

1,1 

1.0 

1.0 

i.d 

1.2 

1,1 

1.0 

1.0 

1.0 

Familienleistungen 


1.0 

0,9 

0.9 

0,8 

m 

I.l 

1.1 

1,1 

1.1 

1.0 

Sachleistungen 


3,4 

3,8 

4.0 

4.1 

4,0 

4.0 

3,8 

3,8 

3.8 

3,8 

Aufwendungen insgesamt 












einscbliefllidh Verwaltung 


16,9 

17,5 

19.0 

18,7 

18,1 

12,8 

12.4 

12,2 

12,3 

12,4 

Einnahmen 












insgesamt 


17,7 

18,2 

18,8 

18,4 

«ES 

1 12,8 

12,4 

12,2 

12,3 

12,4 

darunter 







\ 





Beiträge 


9.2 

9,5 

9,6 

9.9 

10,1 

7,0 

6,8 

6,6 

6.4 

6.2 

Öffentliche Mittel * 


7.6 

7,7 

B,1 

7.6 

7,1 

5,8 

5,6 

5,6 

5,9 

6.2 


* BRD; Bruttosozialprodukt zu jeweiligen Preisen. 

DDR: Bruttosozialprodukt zu Preisen von 1967. 

' BRD: einschließlich Beamtenpensionen. 
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Tabelle A 1 12 


Krankenhäuser, Krankenhausbetten und Verweildauer 
in der Bundesrepublik und in der DDR I960 bis 1968 


Jahr 

BRD 

DDR 

Kranken* 

häuser 

insgesamt 

Betten 

durch* 

schntttl. 

Verweil- 

dauer 

Tage 

Kranken- 

häuser 

insgesamt 

Betten 

durch* 
schnilU. 
Verweil- 
dauer ‘ 
Tage 

insgesamt 

je 100 000 

insgesamt 

I960 

1965 

1966 

1967 

1968 


3 604 583 513 1 046 28,7 

3 619 631 447 1 065 27,4 

3 617 640372 1 071 26.8 

3 609 649 590 1 084 26,4 

3618 665 546 1 101 25,9 

822 204767 1 190 29,1 

757 206 154 1 210 26,7 

721 202 679 1 190 25.6 

679 198 513 1 160 25,2 

657 194 970 1 140 24,3 


* Als gewogenes anthmetisches Mittel aus den Angaben für vier Trägeigruppen ermittelt} Gewichtung nach Betten* 
zahl. 

Quellen; Statistisches Bundesamt. Fachserie A Bevölkerung und Kultur. Reibe 7. Gesundheitswesen. III. Kranken* 
häuser. Berufe des Gesundheitswesens. 1968. S. 3. 4, 6. Statistisches Jahrbuch der DDR 1970. S. 412«. 415. 


Tabelle A 113 


Berufstätige Ärzte und Zahnärzte ln der Bundesrepublik und in der DDR I960 bis 1968 


Jahr 

BRD 

DDR 

Arzte 

Zahnärzte 

Ärzte 

Zahnärzte 

insgesamt 

Ein> 
wohner 
je Anl 

auf 

100 000 
Ein. 
wohner 

Insgesamt 

Ein- 
wohner 
|e Arxt 

«uf 

100 000 
Ein- 
wohner 

tnsgoseml 

Ein- 
wohnet 
ie Ant 

auf 

100 000 
Ein. 
wohner 

insgesamt 

Ein. 
wohner 
je Aril 

auf 

100 000 
Ein. 
wohner 


1960 


79^50 

703 

142 

32 509 

1 716 

58 

* 14 555 

1 181 

85 

6 361 

2702 

37 

1965 


85 801 

691 

145 

31 660 

1 873 

53 

19528 
* 21 365 

872 

115 

6 207 

2 743 

36 

1966 


86 700 

690 

145 

31 599 

l 892 

53 

800 

125 

6 397 

2 670 

37 

1967 


88 559 

677 

148 

31 148 

1 925 

52 

1 22735 

751 

133 

6753 

2530 

40 

1968 


90 882 

665 

150 

31227 

1 936 

52 

1 24 620 

e 

694 

144 

6 723 

2 541 

39 


Quellen: Statistisches Bundesamt. Fachserie A. Reihe 7, III., 1968, S. 19. 23. 
Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, S. 417. 
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Tabelle A 114 


Die Zahl der Lernenden in der Bundesrepublik und in der DDR 1962 bis 1968 
in 1000 Personen 


An der Einrichtung 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 


Grund- und Hauptschulen 
Sonderschulen 
Realschulen 
Gymnasien 
Berufsschulen 
Beru fsf achschu 1 en 

Fachschulen und Höhere Fachschulen ^ 

Ingenieurschulen 
Höhere Wirtschaftsfachschulen 

DDR 

Zehnklassige polytechnische Oberschule 

darunter 
Stufen IX und X 

Sonderschulen 
Erweiterte Oberschulen 
Berufssc hulen 
davon 

Kommunale Berufsschulen 
Betriebsberufsschulen 
Medizinische Schulen 

Betriebsakademien * 
darunter 

Aus- und Weiterbildung 
von Facharbeitern 

Meisterausbildung 

Aus- und Weiterbildung 
von Hoch- und Fachschulkräften 


> 1961 bis 1965 einschliebiich Höhere Wirtschaftsfachschulen. 

* Für die Bereiche Industrie, Bauindustrie. Verkehr. Post- und Femroeldcwesen. 

Quellen: Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der BRD. Dokumentation Nr. 30, Dez. 1969, Lehier- 
bestand und Lehrerbedarf S. 10. Statistisches Jahrbuch des Bildungswesens der DDR, 1968. 


2 127.9 2 202.5 2 247»6 


174.3 

193,5 

226,6 

61,1 

66,7 

67,0 

76,2 

76,5 

81,1 

301,9 

345,7 

387,1 

142,7 

166,7 

194,6 

143,3 

162,9 

177,7 

15,9 

16,0 

14.8 

553,9 

767,9 

787,8 


102,8 

125,2 

140,9 

29.3 

28,8 

26,9 

55.3 

78,1 

77.2 


2 339,2 

272.3 
71,5 

100.7 

468.7 

219.1 

229.1 
20,4 

810.4 

158,3 150,1 139,1 

31.2 33,9 33.5 

81.5 98,2 113,8 



2 273,6 

2 301,1 

250,7 

260,5 

66,7 

70,9 

85,3 

92,5 

418,9 

446,2 

202,9 

212,4 

200,4 

216,2 

15,6 

17.6 

844,7 

832,5 


BRD 


5 375.6 

5 437.0 

5 487,7 

5509,1 

5676,1 

5 740,4 

5873,0 

154.2 

163.8 

175,3 

187,6 

206,1 

231,8 

259,1 

471,1 

495,3 

528,4 

570.2 

619,9 

708,6 

770,3 

851,5 

863,5 

895,0 

963,2 

1042,8 

1 192,7 

1259.2 

1 621.5 

1 707,1 

1 749,0 

I 787,7 

1 754,4 

1 784,1 

1758,9 

124,7 

133,8 

146.5 

159,5 

170,8 

195,3 

197,9 

102,4 

97,2 

95,2 

96,3 

91,3 

93,8 

97,9 

50,6 

53,5 

57,4 

59,8 

61.3 

61,2 

63.1 

(0.9) 

(1,8) 

(3.1) 

(4.3) 

4,9 

5.6 

6.2 
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TabeUe A 115 


D/e Enlwcklüng der lernenden in der Biinäesrepublik und in der DDR 1962 bis 1968 
1962 = 100 


Art der Hinrichlung 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1958 

BRD 






Grund' und Hauptschulen 


101,1 

102,1 

103,6 

105,6 

106,8 

109.3 


Sonderschulen 


106,2 

!13,7 

121,7 

133,7 

150,3 

168.0 


Realschulen 


105.4 

112^2 

121,0 

131,6 

150,4 

163,5 


Gymnasien 


101,4 

105,1 

113,1 

122,5 

140,1 

147,9 


Berufsschulen 


105,3 

107,9 

110,2 

108.2 

no,o 

108/5 


Beruf sf achsch ulen 


107,3 

!17,5 

127,9 

137,0 

156,6 

158,7 


Fachschulen und Höhere Fachschulen * 


94,9 

93,0 

94,0 

89,2 

91,6 

95,6 


Ingenieurschulen 


105,7 

113.4 

118,2 

121,1 

120.9 

124.7 


Höhere Wirtschaftsfachschulen 


(200,0) 

(344,4) 

(477,8) 

544,4 

622,2 

688,9 


DDR 






Zehnkiassige polytechnische Oberschulen 

103,5 

105,6 

106,8 

108,1 

109,9 


danmter 







Stufen IX und X 

llt,0 

130.^ 

143,8 

149,5 

156,2 


Sonderschulen 

109,2 

109.7 

109,2 

116,0 

117,0 


Erweiterte Oberschulen 

100,4 

106,4 

111,9 

121,3 

132,1 


darunter 







Stufen IX und X 

100,0 

102,4 

98.6 

109,8 

124,9 


Naturwissenschaftlicher Zweig (B) 

100,0 

101,5 

102,3 

120,8 

137.8 


Berufsschulen 

114,5 

128^ 

138,8 

147,8 

155,2 


Betriebsakademien * 

138,6 

142,2 

152,5 

150,3 

146,3 


darunter 







Aus- und Weilerbildmig von Ho<h- 
und Fachschulkräften 

. , N .,2 

139,6 

147,4 

177,6 

205,7 

- 


^ 1961 bis 1965 einsciüießUdi Höhere Wirtschaf tsfadxsdiuleii, 

> Für die Bereidie Industrie, Bauladustrie, Verkehr, Post'- und Pemmeldewesen. 

Quellen: Vgl. Tab, A 114, 
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TabeUe A 116 


Die £nfw/dc7iiiig der Au^b/idungaberufe ln der Bimdearepub/i/c und in der DDR 
1949 bis 1975 


Jahr 

BRD 

1 DDR 

Insgesamt 

Insgesamt 

Davon 

Grund- 

berufe 

Ausbü- 
dungs- 
berufe ^ 

1949 

719 


1 

. — 

1950 

718 

, 

1 _ 

— 

1955 

649 

* 

! — 


1957 


972 

! ' 

— 

1960 

648 

i 

— 

— 

1964 

1 

658 

— 

— 

1965 

620 

* 

— 

— 

1966 

568 

655 

— 

331 

1967 

558 

455 

4 

239 

1968 

531 

389 

8 

193 

1969 

521 

355 

21 

173 

1970 

515 

305 

26 

140 

1975 (Plan) 

• 

273 

26 

140 


' Für Abgänger der 8, Klas&e. 

Quellen: Deutscher Bundestag, 5* Wahlperiode, Drudtsadie V/1422, Bonn 1967^ S* XO; 

Lehr- und Anlernlinge ln der BRD 1968. Beilage zu H. 11/1969 der ArbeiU“ und 
sozialfitatistischen Mitteilungen** des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung, S, 4; Deubdier Bildungsrat, Gutadilen und Studien der Bildimgslcoin- 
mission, Bd. 11, Stuttgart 1970, S. 142 f. sowie Verzeidinis der ln der BRD aner- 
kannten Lehr- und Anlernberufe, hrsg, vom BundesmlnXsterlum für Arbeit und 
Sozialordnung, nadi dem Stand vom Sept, 1968 und eigene Beriditlgungen nach 
dem Stand von Jon. 1969 und Sept. 1970. 

Knauer, A., Die Dynamik des Inhalts der Ausbildungsberufe der aozialisU- 
sehen Berufsausbildung. In: Berursbildung, 23. Jg^, H. 7/8 (1969), S, 354 sowie 
Schmidt, M- und Sloll, Die Systematik der AusbUdungsbemfe — Grund- 

lage für die perspektivische Planung der Berufsbildung. Ini Berufsbildung, 
24. Jg., R 6 (1970), S. 283. 
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TabeUe A 117 


Anteil der Lehrlinge in den neun widrigsten ßerufsgruppen der Bundesrepublik und der DDR 
an der gesamten Zahl der Ausbildungsverhäitnisse 1962 und J96? 

inVo 


BRD 

DDR 

Berulsgruppe | 1962 | 1967 

Benifsgruppe | 1962 J 1967 


1. Hände Isberufe 

29»0 25,4 

1 1. Metallerzeuger und -Verarbeiter 

24,3 23,6 

2. Mctallerzeuger und 

22,8 21,4 


[ 2. Kaufmännische Berufe 

12,6 14,0 

Metallverarbeiler, Sdhmiede. 





Schlosser. Mechaniker und 





verwandle Berufe 



1 


3. Örganisalions-, VerwaJlungs- 

10,0 11,2 


Bauberufe 

10.8 10.2 

und Büroberufe 



4 . Elektriker 

7.9 9,0 

4. Elektriker 

7.3 9,0 

15. Ackerbauer, Tierxüchter, 

8,9 7,6 

5. Bauberufe 

6,1 5,5 

P Gartenbauer 


6. Körperpfleger 

4,5 4.6 

1^6. TextilherstelJer und -Verarbeiter 

6,7 6.1 

7. Nahrungs- und 

3,6 3.9 

|7. Gesundheitsdienst- und 

6,7 6.0 

GenuhmlUelheraleUer 


1 Körperpflegeberufe 


8. Technische Sonderkräflo 

2,5 3,0 

8. Nohrungs- und 

3,1 4,3 

9. Texlilhersloller, 

3,4 2,7 

Genußmittelhersteller 


Texlliverarbeiler. 


[ 9 . Graphische Berufe (1962)/ 

3.7 

Handschuhmacher 


Verkehrsberufe (1967) 

3.1 

1 89,2 86,7 

1 Insgesamt | 84,7 83,9^j 


Quellen: Statistisches Jahrbuch für die BRD 1963» Stuttgart-Mainz 1963» S. 149; Statistisches Jahrbuch für die BRD 
1969» Stuttgart-Mainz 1969» S. 132 sowie Statistisches Jahrbuch des Bildungswesens der DDR» 1968» S. 37 f. 
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Tabelle A 118 


Lehrlinge der Bundesrepublik und der DDR nach Wirlscha/tsbereichen 1965 und 1969 


Wirtschaftsbereidi 


1 . Lehrlinge insgesamt 
in 1000 


BRO DDR 


1965 I 1969 1965 | 1969 


Land- und Forstwirtschaft * * 


23 

— ^ — - 

23 

52 

32 

Industrie 


366 

394 

1 170 

199 

Handwerk * 


237 

239 

31 

28 

Baugewerbe 


145 

151 

47 

76 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 


59 

61 

23 

28 

Handel 


416 

435 

1 38 

43 

Sonstige Dienstleistungen 


235 

262 

i 35 

51 

Summe 

! 

1 481 

1 565 

; 396 

457 


^ DDR einschl. Wasserwirtschaft 

* DDR nur produzierendes Handwerk, BRD einschl. sonstiges Kleingewerbe. 

Quellen: Göseke, G.. Bruttolöhne und *gehälter in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1965. ln: Vierteljahrs- 
hefte zur Wirtschaftsforschung. H. 2 (1966). S. 156 und 157, sowie ders., Beschäftigung und Arbeitnehmer- 
einkommen in der BRD im Jahre 19CÖ. In: Viertel] ahrshefte zur Wlrtschaltsforschung, H. 2 (1970), S, 114 
bU115. 

Statistisches Taschenbuch der DDR 1966, S. 32) 1970, S. 38« 
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2. Summe jeweils »100 

3. Weiblidie Lehrlinge 
in 1000 

4. Anteil der weiblichen Lehrlinge 
inVo 

BRD 

DDR 

BRD 

DDR 

BRD 

DDR 

1965 1 1969 

1965 1 1969 

1965 1 1969 

1965 1 1969 

1965 1 1969 

1965 1 1969 


1,6 1.5 

24.7 25,2 

16.0 15,3 

9,8 9,6 

4.0 3.9 

28.1 27.8 

15.8 16,7 

13,1 6.9 

43,0 43,5 

7.8 6,1 

11,9 16,7 

5.8 6.2 

9.7 9.5 ' 

8.7 11,1 

8 8 

76 88 

60 62 

8 8 

5 5 

273 284 

130 142 


1 21 15 i 

74 84 

1 6 6 

1 2 7 

j 8 11 

34 37 

31 46 , 

34,8 34.8 

20.7 22.3 

25.3 25.9 

5.5 5 J 

8.5 8.2 

65,6 65,3 

55.3 54,2 




40,8 46.7 '1 

43.3 42,1 

19.4 21,3 

4.1 8.9 1 

37.7 4 J ,0 1 

87.7 85,2 

89,0 90,8 

;= 1 

100,0 100,0 

1 , 

1 100,0 100,0 

560 597 


176 206 ' 

37 ß 38 J 

44,5 45,1 
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Tabelle A 119 


Lehrlinge und Anlernlinge der Bundesrepublik nach Berufsgruppen 1962 bis 1967 


Benifsgruppe 

1962 

1. Insgesamt 

1 1966 1 

In Personen 

1967 

Ackerbauer, Tierzüchter, Garlenbauer 

24 766 

29 669 

34 682 

Forst-, Jagd- und Fischereiberufe 

66 

73 

104 

Bergleute, Mineralgewinner und -aufbereiter 

6 409 

2 970 

2 315 

Steinebearbeiter, Keramiker, Glasmacher 

2 999 

2 530 

2 531 

Baubemfe 

72 863 

79 837 

76 816 

Metalierzeuger und Metallbearbeiter 

21 436 

16 619 

15 089 

Schmiede. Schlosser, Mechaniker und verwandte Berufe 

250 584 

281 771 

282 377 

Elektriker 

87 383 

123 264 

125 715 

Chemiewerker 

3 110 

2 933 

3 325 

Kunststoffverarbeiter 

199 

420 

400 

Holzverarbeiter und zugehörige Berufe 

21 024 

23 019 

23 731 

Papierhersteller und -verarbeitet 

2 244 

1 860 

1 800 

Lichtbildner, Drucker und verwandte Berufe 

22 813 

24 789 

24 310 

Textilhersteller, Texlilverarbeiter, Handschuhmacher 

40 793 

38 245 

37 854 

Lederhersteller, Leder- und Fellverarbeiter 

4 194 

3 266 

3 492 

Nahrungs- und Genußmittelhersteller 

42 998 

49 333 

54 355 

Warennachseher, Versandfertigmacher und Lagerverwaller 

336 

274 

304 

Ingenieure, Techniker und verwandte Berufe 

— 

162 

2 721 

Technische SonderfachkräXte 

29 750 

42317 

41 624 

Maschinisten und zugehörige Berufe 

600 

507 

459 

Handelsberufe 

346 695 

354 129 

354 230 

Verkehrsberufe 

12 965 

16 420 

15 182 

Gaststättenberufe 

3 638 

3 708 

4 134 

Hauswirtschaftliche Berufe 

11 309 

20 719 

24 319 

Reinigungsberufe 

2 484 

2 253 

2 605 

Körperpfleger 

53 631 

59943 

63 644 

Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe 

119 620 

155 241 

155 401 

Gesimdheitsberufe 

— 

24 865 

29 394 

Künstlerische Berufe 

7 725 

10 363 

10 488 

Summe 

1 196 624 

1 371 509 

1 392 465 


Quellen: Statistisches Jahrbuch für die BRD 1963, S. 149) Stat. Jahrbuch für die BRD 1968 und 1969. 
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2. 

Summe = 

100 

3- Weibliche Lehrlinge uudAalemlmge 

4. Anteil der weiblichen 
Lehrlinge 

1962 

1 1966 

1 1967 

1962 

1966 ( 

1967 

1962 

1 1966 1 

1967 

In®/« 

lö Persönen 

ln Vo 

2,1 

2,2 

2,5 

2 897 

3 532 

3 867 

tfr 7 

/1,9 

n.i 

0,0 

0.0 

0,0 

— 



l 

Öß 

0,0 

1.0 

0,5 

0,2 

0,2 

— 



— 

0,0 

0,0 

0.0 

0,3 

0,2 

0,2 

284 

261 

264 

9 ß 

10.3 

W.4 

6,1 

5,8 

5.5 

136 

169 

196 

0,2 

0.2 

0.3 

1,8 

1,2 

ut 

169 

124 

144 

Öß 

0,7 

1,0 

21,0 

20.5 

20,3 

2217 

3160 

3 440 

0,9 

1.1 

1.2 

7,3 

9,0 

9.0 

68 

126 

59 

OJ 

0.1 

O.t 

0,3 

0,2 

0.2 

537 

583 

623 

17,3 

19.9 

18.7 

0.0 

0,0 

0,0 

— 

— 

— 

0,0 

0,0 

0.0 

1.8 

1.7 

1.7 

299 

255 

231 

1,4 

1,1 

1.0 

0,2 

0.1 

0,1 

252 

223 

251 

11,2 

12,0 

13,9 

1.9 

1,8 

1.7 

4 462 

6014 

5 815 

19,6 

24.3 

23,9 

3.4 

2.8 

2,7 

34 681 

33 028 

33 366 

B5ß 

86.4 

68,1 

0.4 

0.2 

0.3 

1 043 

1 194 

1 350 

24,9 

36,6 

38.7 

3,6 

3.6 

3.9 

2 374 

2692 

2 931 

5,5 

5,5 

5,4 

0,0 

0.0 

0.0 

81 

50 

73 

24,1 

18,2 

24,0 

— 

0.0 

0.2 

— 

— 

100 

— 

0.0 

3.7 

2,5 

3.1 

3,0 

9 840 

14 892 

14 510 

33 J 

35,2 

34.9 

0.1 

0.0 

0.0 

— 

— 

— 

0,0 

0,0 

0.0 

29,0 

25,8 

25,4 

228 327 

232 417 

226 378 

05ß 

65,6 

63.9 

1,1 

1.2 

1,1 

— 

4 

6 

0,0 

0,0 

0,0 

0,3 

0.3 

0,3 

430 

427 

487 

11,8 

fl,5 

11.8 

0,9 

1.5 

1,7 

11 27? 

20669 

24 237 

m,7 

99,S 

99,7 

0,2 

0.2 

0,2 

379 

157 

141 

15,3 

7.0 

5,4 

4.5 

4.4 

4.6 

47 936 

55 272 

58443 

89,4 

92,2 

91,8 

J0,0 

11,3 

11.2 

76 159 

103 500 

103 207 

63,7 

66.7 

66.4 

— 

1.8 

2.1 

— 

24 865 

29394 

— 

100,0 

100,0 

0,7 

04» 

0.8 

2 893 

4 9S7 

4 986 

37,5 

48.1 

47.5 

100,0 

lOOß 

100,0 

426 741 

508 621 

514 500 

35,7 

37.1 

36,9 
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Tabelle A 120 


Lehrt inge der DDR nach Beruisgruppen 1962 bis 1967 


Benifsgruppe 

1962 1 

1» Insgesamt 

1966 1 

1967 

In Personen 

Ackerbauer, Tierzüditer, Gaxtenbauer 

22 747 

34 651 

29 989 

Forst-, Jagd- und Fisdiereiberufe 

1 570 

1 898 

1 480 

Bergmännische Berufe 

2 804 

t 952 

t 314 

SteiagewLimer und -Verarbeiter, KeramikeT 

968 

1 890 

1 875 

Glasmacher 

600 

1 428 

1 055 

Bauberufe 

27 654 

41 000 

40 163 

Metallerzeuger und -Verarbeiter 

62 076 

96 021 

92 756 

Elektriker 

20 250 

35 8Ü5 

35 397 

Chemiewerker 

6 486 

8 162 

7 395 

Kunststoff verarbei ter 

47 

803 

851 

Holzverarbeiter und zugehörige Berufe 

3 437 

5 963 

5 720 

Paplerhersteller und -Verarbeiter 

605 

1 505 

1 207 

Graphische Berufe 

9 504 

8 880 

9 009 

TexUlhersleller und -Verarbeiter 

17 180 

25 764 

23 918 

Lederhersteller und FellverarbeileT 

1 849 

3 716 

3 394 

Nahrungs- und Genußmittelhersteller 

7 964 

16 951 

16 993 

Hilfsberufe der Stofferzeugung und -Verarbeitung 

18 

848 

I 006 

Technische Berufe 

3 903 

5 696 

6 782 

Maschinisten und zugehörige Berufe 

2 802 

7 130 

6 674 

Kaufmännische Berufe 

32 287 

51360 

55 074 

Verkehrsberufe 

6 667 

11 647 

12 315 

Gaststättenberufe 

797 

2 009 

2 088 

Hauswirtschaftlidie Berufe 

243 

1 622 

1 683 

Reinigungsbenife 

4 

46 

42 

Gesundheitsdienst- und Körperpflegeberufe 

17 106 

23 643 

23 525 

VerwaJtungs- und Bürobenife 

4 595 

8 019 

9 554 

Erziehungs- und Lehrberufe 

26 

38 

33 

Bildungs- und Forschungsbenife 

81 

100 

133 

Künstlerische Berufe 

1 401 

1 419 

1627 

Summe 

255 671 

400 026 

393 236» 


* 134 Lehrlinge nicht aulgtiedbar. 

® Ö3 Lehrlinge nidit eutgliedbar. 

Quelle: Statistisches Jahrbudi des Büdungswesens der DDR i958> 
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2, 

Summe = 

100 

3* Weibiidie Lehrlinge und AulernJliige 

4, Anteil der weibüdien 
Lehrlinge 

1962 

1966 

1 1967 

1962 

1 1966 1 

1967 

1962 

1 1966 1 

1967 

In Ve 

In Personen 

In Vü 

a,9 

8.7 

7,§ 

11 503 

17 248 

15 224 

50,6 

49,8 

50,8 

Qß 

0,5 

0.4 

I5l 

249 

192 

9.6 

13,1 

13,0 

M 

0,5 

0,3 

90 

395 

325 

3.2 

20.2 

24,7 

0.4 

0,5 

0,5 

453 

942 

997 

46.8 

49,8 

53,2 

0,2 

0,4 

0,3 

275 

756 

487 

45.8 

52,9 

46,2 

10,8 

10.3 

10,2 

261 

707 

754 

0,9 

1,7 

1.9 

24,3 

24,0 

23,6 

3 353 

8 545 

8 139 

5.4 

8,9 

8.8 

7,9 

9 ß 

9,0 

t 051 

4 174 

4 065 

5,2 

11,6 

1J.5 

2 ß 

2 ß 

1.9 

4136 

5 623 

5 !83 

63,8 

68,9 

70,1 

0,0 

0.2 

0,2 

32 

627 

663 

68,1 

78,1 

77,9 

1.4 

1.5 

1,5 

520 

1 071 

1 120 

15,1 

18.0 

19,6 

0,2 

0.4 

0,3 

362 

905 

766 

59.8 

60,1 

63,5 

3,7 

2.2 

2,3 

7 703 

7 651 

7 770 

81,1 

86,2 

86,2 

6.7 

6.4 

6,1 

15147 

23 648 

21971 

88.2 

91.8 

91.9 

0,7 

0.9 

0,9 

1 144 

2 637 

2 570 

61,9 

71,0 

75,7 

3,1 

4,2 

4,3 

2 477 

7 421 

7 907 

31,1 

43,8 

46,5 

0,0 

0.2 

0,3 

7 

369 

542 

38.9 

43,5 

53,9 

1,6 

1.4 

1.8 

2 190 

3 213 

3 823 

56.1 

56,4 

56,4 

U 

1.8 

1.7 

305 

1 910 

1 683 

10,9 

26,8 

25,2 

12,6 

12.8 

14,0 

30 230 

49 328 

52 828 

93.6 

96.0 

95,9 

2,6 

2,9 

3,1 

4 340 

6 699 

7 033 

65.1 

57,5 

57,1 

0,3 

0,5 

0,5 

389 

1 323 

1350 

48,8 

65,9 

64,7 

0,1 

0.4 

0.4 

242 

1 615 

1674 

99.6 

99,6 

99,5 

0,0 

0,0 

0,0 

— 

a 

17 

— 

17,4 

40,5 

6,7 

5,9 

6,0 

16 388 

23 144 

23 028 

95,8 

97,9 

97,9 

1,8 

2,0 

2.4 

4552 

7 985 

9 490 

99,1 

99,6 

99,3 

0.0 

0.0 

0,0 

I 

5 

8 

3,8 

13,2 

24,2 

0,0 

0.0 

0.0 

78 

96 

126 

96,3 

96.0 

94,7 

0,6 

0,4 

0,4 

1 158 

1 250 

1 440 

82,7 

88,1 

88,5 

lOOß 

lÖOß 

lÖOß 

lOe 538 

179544 

181318® 

42 ß 

44 ß 

46,1 
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Bevonugie Paduidtitimgen der iiii BerQidi Technik Studierenden 
/n der 5u/idesrepub/iif und in der DDR 1964 und 1968 


Bereich 

BRD 

DDR 


1964 1 

1968 

1964 1 

1968 


Personen 




Maschinenwesen ‘ 



35 479 

40 958 

22 281 

25 540^ 

Bauwesen ® 



19 761 

16 734 

7 098 

6 595^ 

Elektrotechnik 



15215 

17 496 

7 577 

n 447 

Ingenieurökonomlk 



— 

— 

5 800 

19077 

Sonstige 



13 698 

3 924 

14 561 

11373 

Insgesamt 



83153 

79112 

57 31? 

74 032 


Anteile ln ®/o, insgesamt — 

IQO 



Maschmenwesen ‘ 



42J 

51M 

38,9 

34,5 1 

Bauwesen ^ 



22ß 


t2.4 

8.9 

Elektrotechnik 



/f),2 

22,1 

13.2 

15.5 

tegcnleurökonoimk 



— 

— 

10,1 

25.8 

Sonstige 



16,5 

4ß 

25.4 

15.4 


^ Entbäh die Fachrtditungen Feinwerktecbnik, Maschinenbau. Schiffbau. Physikalische 
Tedinik, Konstruküonsiechnikr Fertigungstechnik. 

* Enthalt die Fächriditungeo Hoch- und IngcnjeurbaUv Vermessungp BauweserVt InslaHa- 
Uonstechnik, Werkstoffiechnik. 

Quellen: Berechnungen nach Angaben des Statistischen Jahrbuchs der BRD 1966 und des 
Statistischen Bundesamts, Bevölkerung und Kultur, Reihe Ul. Jtlii 1970 so- 
wie des Statistischen Jahrbuchs der DDR 1969, 
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Tabelle A 122 


Fachschulabsolventen (ohne Ausländer) im Bereich Teduiik/ Naturwissenschaften 

nach ausgewählten Fachrichtungen in der Bundesrepublik und in der DDR I960 bis 1968 


Fachrichtung 

BRD 

DDR 

I960» 

1964 1 

1968 

I960 1 

1964 1 

\ 1968 



Personen 





Bergbau und Hüttenwesen 



W 

■ i " 

r537 


m 

Maschinenbau * 


6 335 

11 340 

10 742 

! 3857 

6 521 

6 000 

Bauwesen * 


4 171 

5 262 

5 344 

1 858 

2 212 

1515 

Elektrotechnik * 


2 427 

4 526 

4 844 

1352 

1 883 

2 053 

Chemie* 


538 

527 

1542 

672 

1 154 

799 

Sonstige Fachrichtungen 


2612 

4 127 

2 512 

I 2 640 

! 

3 532 

3909 ' 

Insgesamt 

1 

16 307 

26 155 

25 215 

' I! ®!® 

16 972 

15 124 ^ 


Anteile in Vo, insgesamt 

= 100 




Bergbau und Hüttenwesen 


f ,4 

1,4 




w~ 

Maschinenbau * 


; 38,7 

43,4 

42,6 

32,4 
* 15.6 

38,5 

39,7 

Bauwesen * 


25,6 

20. t 

21,2 

13.0 

10,0 

Elektrotechnik * 


14.8 

17,3 

192 

11.4 

11.1 

13.6 

Chemie “ 


3.3 

2,0 

6.1 

5.6 

6.7 

5,3 

Sonstige Fachrichhmgen 


J6,7 

16,0 

10.0 

22,6 

20.9 

25.8 









* Ohne Berlin (West). 

* Maschinenbau. Feinwerktechnik. Physikalische Technik« Schiffbau. 

* Hochbau. Ingenieurbau. Vermessung. Steintechnik. Hoch* und Tiefbau. 

* Allgemeine Elektrotechnik. Nadirichtentechnik. informationstechnik. Ton* und Bildtechnik. 

* Chemotedinik, Film* und Fototechnik, Verfahrenstechnik« Chemie. Nuklearchemie. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch der DDR 1969. Statistische Jahrbücher der BRD 1962, 1966 und Statistisches Bundes* 
amt: Bevölkerung und Kultur. Reihe 10, 10. Juli 1970. 


369 


Drudcsadie VI/1690 


Deutsdier Bundestag — 0, Wahlperiode 


Tabelle A 123 


Studierende fo/ine Ausidnder^ an /fodisdiuien der BiindesrepubÜlt und der DDi? 
nacfi Fachbereicfien 1960 bis 1969 



BRD 

«=— 


DDR 


Fadibereidi 

1960/61 1 

1964/65 [ 

1967/68 

. I960 I 

1964 

1 1968 1 

1969 


L Absotuie Zahlen 









Mathematik, Naturwissenschaften ‘ 


21 249 

28 969 

34 670 ' 

j| 7915 

8 108 

9 169 

10Ö72 

Technische Wissenschaften* 


27 412 

34 086 

29746 

1 23716 

26 910 

28 825 

36442 

Medizin, Agiarwissensdiaften ® 


28 493 

40 895 

42 961 1 

22375 

23 802 

10 310 

16548 

Wirlschaftswissenschaflen * 


19524 

32 405 

31 769 

, 14 970 

11 175 

14 068 

17 680 

Philosophische und historische Wissen- 
schaften, Staats- und Rechtswissen- 
schaften^ 


20 547 

27625 

35 254 

! 

1 4 745 

3 253 

4S93 

5341 

Kultur-, Kunst- und Sportwissenschaften * 


8 947 

10 815 

1 1 023 

? 1 709 

2084 

2 382 

2 450 

Literatur- und Spradiwissenscharten ^ 


13^5 

12534 

13154 

Ji l 409 

1 180 

1 034 

1 160 

Kunst® 


6066 

6931 

7 185 

1 776 

1 703 

1 754 

1 910 

Pädagogische Grundstudien- 
richlungen ® 


59 824 

83 284 

98 722 

23 158 

32 449 

30 438 

31 187 

Sonstiges 


222 

82 

67 

1 — 

— 

— 

1 

Insgesamt 


205 579 

277 677 

304 551 

101773 

110 664 

110 581 

122790 


Quellea: SlaUsUsdie Jaürbüdter der BRD 1962, 1966, 1969i ]9?0j SlalfsUsdies Jahrbudi der DDR 1970, 
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BRD DDR 


1960/6P*| 1964/651 1967/68 1960 | 1964 | 1968 | 1969 

2, Anteile in •/•. insgesamt =» 100 


10,3 

10,4 

11,4 

7,8 

7.3 

8,3 

8,2 

13 A 

12.3 

9,8 

23.3 

24,3 

26,1 

29,7 

73.9 

14.7 

14,1 

22.0 

21.5 

16,6 

13,5 

9.5 

11.7 

10,4 

14.7 

10,1 

12,7 

14,4 

10,0 

9.9 

11,6 

4.7 

2.9 

4,2 

4,3 

4,4 

3,9 

3,6 

1.7 

1.9 

2,2 

2,0 

0,4 

4.5 

4,3 

1.4 

1.1 

0,9 

0,9 

3,0 

2.5 

2,4 

1.7 

1.5 

1,6 

ls 6 

29,1 

30.0 

32,4 

22.8 

29,3 

27,5 

25,4 

0,0 

0.0 

0,0 

— 

— 

— 

— 

wo.o 

100,0 

lOO.O 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 


* Psychologie, Mathematik, Angewandte Ma- 
thematik, Physik, Astronomie, Geophysik, 
Meteorologie, Mathematik und Physik ge- 
meinsam, Chemie, physikalisdie Chemie, Bio- 
logie. Geographie, sonstige Naturwissenschaf- 
ten. 

* Metallurgie, Bergbau und Hüttenwesen, Elek- 
trotechnik, Rugzeugbau, Schiffbau, Maschi- 
nenbau, Vermessungswesen, Bauingenieur- 
wesen, Architektur. 

* Allgemeine Medizin, Zahnmedizin, Tiermedi- 
zin, Pharmazie, Landwirtschaft, Gartenbau und 
Gartengestaltung, Brauerei, Forstwirtschaft, 
Hoizwirtschalt, Lebensmittelchemie, Hauswirt- 
schaft und Bm&hnmgskunde. 

* Volkswirtschaftslehre, Technische Volkswirt- 
schaft. Betriebswirtschaftslehre, Wirtschafts- 
ingenieurwesen. 

* Philosophie, Soziologie und Sozialwissen- 
schaften, Wissenschaft von der Politik, Ge- 
schichte, Vorgeschichte. Völkerkunde. Volks- 
kunde, Kunstgeschichte. Rechtswissenschaft. 

^ Klassische Archäologie, Musikwissenschaft. 
Theaterwissenschafl, Ägyptologie, sonstige 
Fächer der Philosophischen Fakultät, evange- 
lische Theologie, katholische Theologie, evan- 
gelische Religionslehre, katholische Religions- 
lehre, Leibesübungen, Studierende der Sport- 
hochschule Köln. 

* Germanistik, Latein, Griechisch, Latein und 
Griechisch, Englisch, Französisch. Englisch und 
Französisch, sonstige romanische Sprechen, 
Slawistik, Dolmetscher, Philologie sonstiger 
europäischer Sprachen, Vergleichende Sprach- 
wissenschaften. Orienteüistik« Publizistik. 

* Studierende der Hochschulen für Musik und 
Bildende Künste. 

* Allgemeine Pädagogik, Handelsschullehramt, 
Studierende an Pädagogischen Hochschulen 
und lehrerbildenden Einrichtungen, Studie- 
rende der Schulfächer Englisch, Deutsch, Fran- 
zösisch, Latein, Griechisch und Geschichte zu 
70 Vo der Studierenden dieser Fachrichtungen 
und der Schulfächer Mathematik, Physik, Che- 
mie, Biologie, Geographie zu 30°/a der Stu- 
dierenden dieser Fachrichtungen, 

Die Schulfächer Mathematik, Physik, Mathe- 
matik und Physik, Chemie, Biologie und Erd- 
kunde sind hier jeweils nur mit 70®/« der 
ausgewiesenen Zahl der Studierenden berück- 
sichtigt, 30 Vo sind als geschätzte Lehramts- 
kandidaten in der Zahl der Studierenden der 
pädagogischen Grundstudienrichtungen ent- 
halten. 

Das Schulfach Geschichte ist hier nur mit 30 */• 
der ausgewiesenen Zahl der Studierenden 
berücksichtigt. 70 V« sind als geschätzte Lehr- 
amtskandidaten in der Zahl der Studierenden 
der pädagogischen Grundstudienrichtungen 
enthalten. 

Die Schulfächer Germanistik, Latein, Latein 
und Griechisch, Englisch, Französisch, Englisch 
und Französisch sind hier Jeweils nur mit 30 V« 
der ausgewiesenen 21ahl der Studierenden be- 
rücksichtigt, 70 Vt sind als gesdiätzte Lehr- 
amtskandidaten in der Zahl der Studierenden 
der pädagogischen Grundstudienrichtungen 
enthalten. 

** Ohne Berlin (West). 
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Tabelle A 124 


Hochschulabsolventen der Bundesrepublik und der DDR 1962 bis 1969 


Fachbereich 


BRD 

DDR 

1962 

1 1964 1 

1 1967 

1902 

1 1964 1 1967 

1 1969 


Absolute Zahlen 


Mathematik, Naturwissenschaften ' 


1 849 

213B 

2 625 

1 086 

1 282 

1 370 

1 261 

Technische Wissenschaften 


3735 

2987 

4 430 

L 2596 

2746 

3 760 

3885 

Medizin, Agrarwissenschaften * 


4 669 

5382 

7 130 

! 3452 

3718 

3820 

3 668 

Wirtschaftswissenschaften * 


2812 

3 160 

4 870 

2 754 

2 688 

1 459 

2 470 

Philosophisch-historische Wissenschaften \ 
Staats- und Rechtswissenschaften 


3745 

3302 

4 260 

888 

1 069 

336 

582 

Kultur-, Kunst- und Sportwissenschaften, 
Literatur- und Sprachwissenschaft 


902 

2 075 

2545 

522 

549 

504 

616 

Kunst 


1 500 

1 450 

1 860 

332 

425 

337 

294 

Lehramtbewerber • 


13 337 

18193 

19950 

5 829 

1 — 

6930 

6812 

6 492 

Insgesamt 


35 549 

39689 

47670 

1 

17 459 

19 407 

18 398 

19 268 


Quellen: Statistisches Bundesamt und Institut für sozialökonomische Strukturforschung. 
Statistisches Jahrbuch der DDR 1970. 
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BRD 


1962 I 1964 I 1967 


DDR^ 


1962 I 1964 I 1967 | 1969 


Anteile ln Vo« insgesamt «=» 100 


5^ 

5.4 

5.5 

ej 

“ 6.6 

7.4 

"'6,5 

10^ 

lO.t 

9.3 

, 14.9 

14.6 

20,4 

20.2 

13,1 

13.6 

15.0 

19,8 

19.0 

20,8 

19.0 

7J9 

8,0 

10,2 

15,8 

13,8 

7.9 

12.8 

;o.5 

8.3 

8.9 

5,1 

5.5 

1.8 

3,0 

5.4 

5.2 

5.4 

L 3,0 

2.7 

2,7 

3,2 

4,2 

3.7 

34) 

I 1.9 

2,2 

1.8 

'•n 

43,4 

45.7 

41.8 1 

[ 33,4 

35,6 

37,0 

33,7* 

1 

100.0 

lOOfi 

W0,0 

_ W0,0 

lOOft 

100,0 

!00ß 


* Zahlen für die BRD enthalten keine Psycho- 
logen. 

” Zahlen für die BRD enthalten keine Lebens- 
mittelchcmiker. 

* Zahlen für die BRD enthalten Studierende des 
Handelsschul lehramts. 

* Zahlen für die BRD enthalten Pädagogen und 
Psychologen. 

* Zahlen für die DDR enthalten^ alle pädago- 
gisdien Grundstudienridhiungen. 
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Tabelle A 125 


0 


Studierende an den Hochschulen der Bundesrepublik und der DDR I960 bis 1969 


Jahr /Semester 

BRD 

DDR 

Studie- 
rende 
(ohne Aus- 
länder) 

davon 

weiblich 

Anteil der 
weiblichen 
Studie- 
renden 
in 

Studie- 
rende 
(ohne Aus- 
länder) 

davon 

weiblich 

Anteil der 
weiblichen 
Studie- 
renden 
in Vo 

I960 WS 

1964 WS 

1968 SS 

1969 SS 


225,9 ' 63.7 ' 28,2 ' 

277,7 77,2 27,8 

313,1* 98,5* 31,2» 

337,2* 104,5 * 31,0* 

101,8 25,4 24,9 

110.7 28,6 25,8 

110,6 35,1 31,7 

122.8 41,7 33,9 


WS = Wintersemester, SS « Sommersemester. 

' Studierende an Hochschuien für bildende Künste, Musik und Sport, SS 1961 bzw. SS 1965. 

* Studierende an lehrerbildenden Einrichtungen WS 1967/68, ohne Hamburg und Bayern, da die Studierenden der dor- 
tigen lehrerbildcnden Einrichtungen bei den Studierenden an wissenschaftlichen Hochschdlen mitgezöhlt sind. 

* Studierende an lehrerbildenden Einrichtungen WS 1968/69, ohne Hamburg und Bayern. 

Quellen: Statistische Jahrbücher der BRD und DDR. 
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